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Porwort. 
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die hohe Bedeutung, welche dieſe Körperſchaft durch das 
Allerhöchſte Hanpfchreiben vom 19. Juli 1860 erhalten 
bat, veranlaften bie Unterzeichnete, eine bequeme und billige 
Ausgabe dieſer Berathungen nad) den officiellen ftenogra- 
phifchen Mittheilungen derfelben zu veranftalten. Sie glaubte 
hierdurch Allen, welche an dem Gebeihen ber ftaatlichen 
Entwidlung der öfterreichifchen Monarchie Antheil nehmen, 
einen nicht unangenehmen Dienft zu erweilen. Das Satut 
des Reichsrathes fammt den darauf bezüglichen Nachtrags⸗ 
verordnungen wurde den Verhandlungen bes verflärkten 
Reichsrathes vorausgeſchickt, jo daß Alles, was auf die 
Organifation dieſes Rathskörpers Bezug nimmt, vollftän- 
tig mitgetheilt erfcheint; wie denn überhaupt dieſe unfere 
Ausgabe die vollftändigfte und überfichtlichfte 
der Reichsrathöverhandlungen ift. Biographifche Notizen 
der Reichsrathömitglieder find am Schluffe beigegeben und 
das Auffinden der einzelnen Gegenftände durch ſehr voll- 
ſtändige Materien und Namenregifter ermöglicht. 
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Einfenug des Reichsrathes. 1 


di erfte Einfegung bes Reich srathes erfolgte auf 
Inmdlage des Taiferlihen Patentes vom 13. April 1851, 
#. 92 des R. ©. Bl., woburd) von Sr. Majeftät nad} ein- 
gholtem Gutachten einer, unter dem Borfige des zum Reichs⸗ 
tath8-Präfidenten ernannten Freiheren von Kübed zufam- 
mengejegten Commiſſion und über Antrag des Minifterrathes 
m Statut für den Reichsrath erlaffen und kundgemacht wurde. 
Diefes Statut erhielt in Folge des allerhöchſten Cabinet- 
(Hreibens vom 20. Auguft 1851, Nr. 196 des R. ©. BL, 
emge Veränderungen. Durch das kaiſerliche Patent vom 
» März 1860, Nr. 56 des R. G. BL, wurde fohin eine 
Berfärtung des Reichsrathes buch außerordentliche 
Mihsräthe angeordnet, und die Beftimmung über die Zu- 
nmenfegung und den Wirkungsfreis des verftärkten 
Kihsrathes getroffen, indem zugleich die Taiferliche Ver⸗ 
"nung vom 5. März 1860, Nr. 57 des R. ©. Bl., verfügte, 
daß bis zur Einberufung der, aus den Landesvertretungen 
a emennenden außerordentlihen Neichsräthe die vorläufige 
tiiehung anderer befähigter Männer aus deu einzelnen 
nländern zu den Berathungen des verftärkten Reichsrathes 
Yatnfinden, und daß der verftärfte Reichsrath zur Brüfung 
du Etaatsvoranſchlages für das Verwaltungsjahr 1861 im 
Rorare Mai 1860 zufammen zu treten habe. 
% uf erfolgte mittels allerhöchften Hanbichreibens vom 
* Anl 1860 die Ernennung von 9 lebenslänglichen und 
zeitlihen auferordentlichen Reichsräthen, und da Einige 
. Mannten zeitlichen außerordentlihen Reichsräthe laut 
Iren eingeſendeten Erklärungen der Berufung Folge zu Teiften 
phnbert waren, fand mittels allerhöchſten Handſchreibens 
n 27, Mai 1860 die Ernennung von weiteren 6 zeitlichen 
kerordentlichen Neichgräthen Statt. 
e erfte Sitzung des verftärkten Reichsrathes wurde am 
Mai 1860 unter dem Borfige Sr. kaiſ. Hoheit des durch⸗ 


tigſien Herrn Er 8 Rainer, Bräfidenten des Reichs⸗ 
— * een zherzogs Rainer, Bräft ch 
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Patent v. 5. März 1860. 
Gaiferliches Patent vom 5. März 1860, 


Nr, 56 des R. ©. DL, 


womit eine Verftärkung des Reichsrathes durch außerordent⸗ 

liche Reichsräthe angeordnet wird, und die Beſtimmungen 

über die Zuſammenſetzung und den Wirkungskreis des ver- 
ärkten Reichsrathes getroffen werden. 


Wir Stanz Iofeph der Erf, 
von gottes Ynaden Kaifer von Defterreich), König von Kun: 
garn und Böhmen ıc, ic. 
haben bejchloffen, Unferen Reichsrath, welcher anf Grund Un- 
feres Batentes vom 13. April 1851 (Nr. 92 des R. ©. BL) 
und Unferer Handjchreiben vom 20. Auguft 1851 (Nr. 195 
und 196 des R. ©. BL.) fortzubeftehen hat, durch außerordent- 
liche Reichsräthe, die Wir periodifch einberufen werden, zu 
verflärfen. Zu bem Ende verordnen Wir nad Vernehmung 
er Minifter und Anhörung Unferes Reichsrathes, wie 
olgt: 
1 


5. 1. . 

Zu außerordentlihen Reichsräthen, welche dieſen periodi⸗ 
ſchen Berathungen beizumohnen haben, werden Wir ernennen: 

1. Erzherzoge Unjeres kaiſerlichen Haufes; 

2. einige der höheren Firchlichen Würdenträger; 

3. einige Männer, welche fi) in Unjerem Eioil- und Mile 
tärdienfte oder in anderer Weiſe ausgezeichnet haben; 

4. achtunddreißig Mitglieder der Yanbesvertretungen, umd 
war: 
| aus dem ide Ungarn ſechs, 

aus dem Königreihe Böhmen drei, 

aus dem lombardijch-venetianischen Königreiche zwei, 

aus dem Königreiche Dalmatien Einen, 

aus dem Königreiche Kroatien und Slavonien zwei, 

aus dem Königreihe Galizien und Lodomerien umb dei 
Großherzogthume Kralau drei, 

aus dem Erzherzogthume Defterreih unter der Enns zwi, 

aus dem Erzherzogthume Defterreih ob ber Enns Einen, 

aus dem Herzogthume Salzburg Einen, 

aus dem Herzogthume Steiermark Einen, 

aus dem Herzogthume Kärnthen Einen, 

aus dem —5 — Krain Einen, 

aus dem Herzogthume Bukowina Einen, 

aus dem Großfürſtenthume Siebenbürgen drei, 

aus der Markgrafſchaft Mähren zwei, 
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aus dem Herzogthume Schieften Einen, 

aus der gefürfteten Sraffhaft Tirol zwei 

und für Borarlberg Einen, 

aus der Markgrafihaft Iſtrien fammt der gefürfteten Graf⸗ 
Haft Görz und Gradiska Einen, und aus der reichsunmittel- 
deren Stadt Triefi und Gebiet Einen, 

aus der ſerbiſchen Wojwodſchaft und dem Temeſer Banate 


jmet. 

Die Landesvertretungen in diefen Kronländern werden für 
jede der hienach zu vollziehenden Ernennungen je drei Mit- 
glieder aus ihrer Mitte wählen und Uns in Vorfchlag bringen.’ 

Die unter 1., 2 und 3. bezeichneten außerordentlichen 
Keichsräthe werden auf Lebenszeit ernannt. Die unter 4. Be⸗ 
zjeihneten werden für ſechs Jahre gewählt und fcheiden nad 
Berlanf diefer Frift aus dem verftärkten Keichsrathe wieder 
us. Bei der nach Ablauf der jechsjährigen Wahlperiode von 
ven Lanbesvertretungen nen vorzunehmenden Wahl find fie 
jedoh von der Wiederwahl nicht ansgejchlofien. 

Sollte während des Verlaufes diejer jechsjährigen Periode 
anes dieſer Dlitglieder mit Tod abgehen, die berföntiche Fü- 
Sigfeit verlieren, Mitglied der Landesvertretung, von ber es 
vorgefehlagen wurde, zu bleiben oder dauernd verhindert fein, 
fh an den Berathungen des verflärkten Reichsrathes zu be⸗ 
theiligen, fo werden Wir aus den bereits Vorgefchlagenen 
anen Erfatmann für die noch nicht abgelaufene Dauer der 
iehsjährigen Periode ernennen. 

Sn Betreff der von den Landesvertretungen für den ver- 
färkten Reichsrath vorzunehmenden Wahlen werden Wir be- 
fondere Vorſchriften erlaffen. 


8. 2 
Der verflärkte Reichsrath wird von Uns periodifch zur ' 
der im folgenden Paragraphe ihm zugemiefenen 
Gegenſtande einbernfen werben. j 


8.3. 
a gung in dem verflärkten Neihsrathe find zu 
eben: 
1. Feſtſtellung des Staatsvoranſchlages, Prüfung der Staats» 
Kehnungsabihlüfie, die Borlagen der Stants- Schuldencom- 


u; 
2. alle wichtigeren Entwürfe in Sachen ber allgemeinen 
Geiebaebung; 
3. die Borlagen der Landesvertretungen. 
Wir behalten Uns vor, auch andere Angelegenheiten den 
Beratungen des verflärkten Reichsrathes zuzuweiſen. 
ı* 
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8.4. 

Dem verflärkten Neichsrathe fieht eine Initiative zur 
Borlegung von Gefeg- oder Verordnungsvorſchlägen nicht zu. 
Sollte er jedoch bei Berathung einer ihm zngewiefenen Bor- 
age Anlaß finden, Lüden, Mängel oder Bedürfniſſe in ber | 
auf diefelbe bezüglichen Gejetgebung herorzuheben, fo ift er, 
berufen, fie gleichzeitig mit der Abgabe feines Gutachtens bei 
Uns zur Sprade zu bringen. 


8. 5. 


Die Mitglieder Unferes fändigen Reicherathes haben Si 
und Stimme bei den Berathungen des verftärkten Reichsrathes. 


8. 6. 


Unſere Miniſter und die Chefs Unſerer Centralſtellen find 
berechtiget, an allen Berathungen des verſtärkten Reichsrathes 
theilzunehmen und ihre Vorlagen perſönlich oder durch einen 
Abgeordneten zu vertreten. 


8. 7, 

Andere als die in den 88. 3 und 4 bezeichneten Angelegen⸗ 
heiten, über welche Wir Unferen Reichsrath einzuvernehmen 
finden, find von den fändigen Mitgliedern desfelben in der 
bisher vorgefchriebenen Weile zu behandeln. 


8.8. 


Wir behalten Uns vor, für den verftärkten Reichsrath eine 
Geihäftsordnung zu erlaffen. 


8.9. 


Die außerordentlihen Neichsräthe haben als folche Feine 
Bezüge aus dem Staatsſchatze. 


$. 10. 


Alle durch gegenwärtiges Patent nicht aufgehobenen Ber 
fimmungen Unjeres Patentes vom 13. April 1851 über den 
Neichsrath bleiben, mit Ausnahme der in den 88. 13, 16, 17 
und 37 enthaltenen, auf die zeitlichen Theilnehmer bezüglichen 
Anordnungen in Wirkſamkeit. 

Gegeben in Unferer Haupt» und Refidenzftadt Wien am 
5, des Monats März im Eintaufend adthundert fechzigften, 
Unferer Reihe im zwölften Jahre. 
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Haiferliche Verordnung vom 5. März 1860, 


Nr. 57 des R. G. BL, 


wodurch die, fogleid nad) Activirung der Landesvertretungen 
borzunehmenden Wahlen für den verftärkten Reichsrath mit 
der weiteren Beitimmung angeordnet werden, daß bis zur 
Einberufung der, and den Iandeövertretungen zu ernennen- 
ku außerordentlichen Reichsrüthe Die vorläufige Beisiehung 
derer befühigter Männer and den einzelnen Kronländern 

den Berathungen des verftärkten Reichsrathes ſtattzu⸗ 

en, und daß der verftärkte Reichsrath zur Prüfung des 
Staatsvoranſchlages für dad Verwaltungsjahr 1861 im 

Monate Mai 1860 zufammenzutreten hat, 


Im Nachhange zu Meinem Patente vom heutigen Tage 
finde IH nad Vernehmung Meiner Minifter und Anhörung 
Meines Reichsrathes zu verordnen, wie folgt: 


8. 1. 

In den einzelnen Kronländern haben die Landesvertretun⸗ 
gen fofort nach ihrer Activirung, die Wahlen für den verftärk- 
ten Reichsrath nad S. 1, Abſatz A Meines bejagten Paten- 
te8 vorzunehmen, und Mir die betreffenden Vorſchläge zu unter- 
legen. Borläufig und bis zur Einberufung ber auf Vorſchlag 
der Zandesvertretungen von Mir zu ernennenden außerorbent- 
lichen Reichsräthe, werde Ich, nad dem im obenbezogenen 
Patente feftgeftellten Berhältniffe und in der erwähnten Zahl, 
Männer, welde durch ihre Stellung und ihre Eigenſchaften 
hiezu befähiget find, aus den einzelnen Kronlänbern den Be⸗ 
tathungen des verflärkten Neichsrathes beiziehen. 


8. 2, 

Da es Mein Wille if, den für das Verwaltungsjahr 1861 
jchraſtellenden Staatsvoranfchlag dem verftärkten Neichsrathe 
zu Schfung zu überweiſen, jo hat derjelbe im künftigen Mo⸗ 
note Rai an dem von Mir noch näher zu befliimmenden Tage 
zufammenzutreten. 0.3 


Bon der durch Mein Handihreiben vom 11. November 
1859 angeorbneten Berufung zeitlicher Theilnehmer des Reichs⸗ 
rathes, hat es im Hinblid auf Meine vorliegenden Beichlüfie 
abzukommen. 


6 Geſchäftsorduung. 


Geſchäftsordnung 
für den verſtärkten Reichsrath. 


J. 
Allgemeine Beltimmmugen, 


$. 1. 

Seine k. k. Apoftolifhe Majeftät weiſen dem verflärften 
Reichsrathe die in dem 8. 3 des Allerhöchften Patentes vom 
5. März 1860 erwähnten Gejhäftsftüde durch den Reichsraths⸗ 
Präfidenten zur Begutachtung zu. 

Alle in einem anderen Wege an den Reichsrath gelangten 
Eingaben werden, als zur Erledigung nicht geeignet, unberüd- 
ſichtiget gelafien. 

8. 2. 

Der verftärkte Reichsrath wird durch eine kaiſerliche Ber- 
ordnung perio diſch einberufen. 

Die von Seiner k. 1, Apoftolifhen Majeſtät ernannten 
außerorbentlihen Neichsräthe werden von ihrer erfolgten Er- 
nennung mittelft Allerhöchften Handſchreibens in Kenntniß gejett 
und durch das Reichsraths⸗Präſidium eingeladen, fi) au dem 
für die Abhaltung der reichsräthlichen Verſammlung beftimmten 
wage einzufinden, und bei dem Neichsraths- Bräfidinm vor- 
zuftellen. 


8. 3, 

Bor Antritt ihres Amtes haben die außerordentlichen Reichs⸗ 
räthe folgenden Eid zu leiften: 

„Sie werden einen Eid zu Gott, dem Allmädhtigen, ſchwö⸗ 
ren, und bei Ehre und Treue geloben, dem Allerburchlauditig- 
ften, großmädtigften Fürften und Herrn Franz SofepH 
dem Erften, von Gottes Gnaden Kaifer von Defterreidh 2c. ꝛc. 
Unjerem Allergnädigften Herrn unverbrüdliche Treue zu be= 
wahren, in allen Berathungen nur das Wohl der Monardie 
vor Augen zu haben und die Ihnen durd das Allerhöchfte 
Vertrauen übertragene Stimme im verftärkten Reichsrathe 
nur nach befter eigener Einfiht und Weberzeugung — ferne 
von jedem fremden Einfluße — abzugeben. 

Was mir jet vorgehalten worden, und ich in Allem genau 
verftanden habe, demfelben will ich getreu nachkommen. 


So wahr mir Gott helfe!” 
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8. 4. 


Die zur Verhandlung bes verſtärkten Reichsrathes gelan- 
genden GSeihhäftsftüde werden in einem, von den Gefchäften 
des ftändigen Reichsrathes gefonderten, Geſtions⸗Protokolle mit 
fortlaufenden Nummern bezeichnet. 


8.5. 


Der Reichsraths⸗Präſident ftellt in der Plenar-Berfamm- 
fung zuerft die Frage, ob der auf der Tagesordnung ftehende 
Gegenftand an ein Comité abzugeben oder gleich in pleno zu 
verhandeln fei. Geht eine Verhandlung zum Comite, jo wählt 
die Blenar-Berfammlung 5—7 Mitglieder, weldhe ein Komite 
bilden. Diefes Comité wählt fodann aus feiner Mitte einen 
Obmann und einen Berichterftatter, welcher Lettere ben Be- 
riht des Comité verfaßt und die Sache dann auch in pleno 
vorzutragen bat. 

Wird die Angelegenheit zur unmittelbaren Berathung in 
pleno beftimmt, fo hat der NReichsraths-Präfident denjenigen 
Reichsrath zu bezeichnen, der fie in Vortrag zu bringen hat, 


8. 6. 

Jene Gegenftände, welche einem Comité zur DBerathung 
zugewiefen werden, find allen Mitgliedern des verftärkten 
Reichsrathes in gedrudten oder lithographirten Eremplaren zur 
Einfiht zuzuftellen. 

Die bezüglichen Acten werden zur Einſichtnahme auf- 
gelegt. 67 


Den Miniftern und Chefs der Centralftellen fteht es frei, 
den Eomite-Berathungen entweder perjönlich oder durd; einen 
Etefivertreter beizumohnen. 

Die Einladung dazu hat von dem Borfitenden zu ge= 
hen. 8 


Die Sigungen des verftärkten Keichsrathes finden Statt, 
ohne daß für deren Abhaltung eine beftimmte Anzahl Anwe- 
fender miaßgebend zu fein hat. Ä 


8.9. 


Erzherzoge, Cardinäle und Minifter oder deren Stellver- 
treter nehmen ihre angewiefenen Plätze nad) dem ihnen ge- 
bührenden Range, alle übrigen Mitglieder des verftärkten 
Reichtrathes aber nad) der alphabethiihen Reihe ihrer Na- 
men ein. 


8 Geſchäftsordnung. 


$. 10. 


Ueber jeden in der Plenar-Berfammlung abgehaltenen Bor- 
trag findet zuerft die Discuffion Statt, bei welcher e8 Seber- 
mann freiftebt, feine Anfichten zu entwideln. 

Wer in der Plenar-Berfammlung über einen Gegenftanb 
zu ſprechen wünſcht, begehrt das Wort, indem er fih von fei- 
nem Site erhebt, worauf fein Name von dem Reihsraths- 
Präfidium oder einem von dieſen Beftellten in eine Vormer⸗ 
tung nad) der Reihenfolge eingetragen wird. — Sobald an 
ihn die Reihe kommt, gibt ihm der Präfident das Wort. — 
Miniftern jedoch, deren Stellvertretern und dem Berichterftatter 
des Komite wird ausnahmsmeife auch vor jenen, welche allen- 
falls früher da8 Wort verlangt haben, geftattet, ihre Bemer- 
tungen und Aufllärungen vorzubringen. — So lange ein 
Reichsrath zum Sprechen vorgemerkt ift, kann nur die Ber- 
fammlung mit Stimmenmehrheit erflären, daß der Gegenftand 
der Berathung hinreichend erörtert und die Discuffion zu 
fließen jet. 

8. 11. 

Die Berichterflatter der Comite-Situng fönnen in der 
Blenar-Berjammlung ihre Anträge vorlejen. 

Die übrigen Mitglieder der Plenar-Berfammlung und des 
Comite haben ihre Meinung mündlich abzugeben. 


8. 1 2. 


Schriftlihde Aeußerungen dürfen weder während nod) nad) 
der Sigung abgelefen oder zu Brotololl gegeben werden. 


8. 13. 


Die Beftimmung, wann und wie oft Plenar-Sigungen bes 
verftärkten Reichsrathes abgehalten werden jollen, bleibt dem 
Ermeſſen des Präftdenten überlaffen. 

Comite-Sigungen werben fo oft gehalten, als e8 das Be⸗ 
dürfniß erheifcht. 

8. 14. 

Die in den Plenar-Berfammlungen erfheinenden Minifter 
und Chefs der Centralftellen haben über die von Seiner . k. 
Apoftoliihen Majeftät dem verflärkten Reichsrathe zur Be— 
rathung zugewiefenen Vorlagen nad Beendigung des Bortra- 
ges, fowie während der Discuffton die ihnen für nothwendig 


ſcheinenden Aufflärungen entweder perfünlich oder durch ihre 
Stellvertreter zu ertbeilen. 
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F. 15. 


Die zur Abſtimmung gelangenben Fragen werden von dem 
Fröfidenten der Art geftellt, daß fie mit Ja oder Nein, oder 
mit Aufftehen und Sitenbleiben beantwortet werden können, 
Die Wahl unter diefen Arten der Abftimmung hängt vom Prä- 
fdenten ab. 

$. 16. 


Bei der Abſtimmung dur Namensaufruf geben Erzher- 
ige und Kardinäle nad) ihrem ange gereiht ihre Stimmen 
erft ab; die Namen aller übrigen Stimmführer werben in 
abhabetischer Ordnung aufgerufen, und es wird in das litho- 
ſtaphirte Mitgliederverzeichniß „3a“ oder „Nein“ ober „Ab⸗ 


wvrſend“ eingetragen. 


8§. 17. 


Bei Gutachten, welche Seine Majeftät vom verftärkten 
Feichtrathe abverlangen, findet keine Beſchlußfafſung, fonder 
ar eme Abftimmung (Stimmenzählung) Statt. — In Au« 
gelegenheiten, worüber dem verftärkten Neichsrathe eine Be- 
Hlukfefjung' zufteht, enticheidet die abſolute Stimmenmehr- 
heit der Anwefenden und bei Stimmmengleichheit die Stimme 
bes Präſidenten. 


8. 1 8, 


„Bei den Blenar-Berfammlungen werden von den Protofoll- 
ſtern des Heichsrathes mit Beihilfe von Stenographen 
Eitungs-Brotofolle geführt. In denfelben müffen die Namen 
er Anweienden, der Gegenftand der Verhandlungen, die An- 
träge des Berichterftatters, die Wefenheit der von einzelnen 
tmmführern während der Discuffion dargelegten Anfichten, 
me die Abſtimmung jedes einzelnen Botanten mit Genauig- 
anfgenommer werden. 


8. 19. 


de von den Schriftführern entworfenen Protokolle werden 
DD dom Reichsraths-Präfidium beflimmte, und zwei von der 
mmerjommlung gewählte Reihsräthe mit ihren eigenen 
Hhenungen vergleichen, und bie Uebereinſtiminung berfel- 
ben dur die Unterfertigung der Protofolle, bevor felbe dem 
aideraihs · Präfidium zur Authentication vorgelegt werben, 
befätigen. Können ſich diefe vier Reichsräthe bei Aufzeichnung 
ARE wichtigen Gegenftandes nicht vereinigen, und einen Ma- 
entätebeihluß uuer fich nicht erzielen, jo muß die Verſchie⸗ 
kenbeit in ber reihsräthlihen Plenarfigung erledigt werden. 
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Ein vom Reichsraths-Präfidium, nah Vorausgehen dieſer 
Beſtimmungen, authorifirtes Protokoll kann nicht angefochten 
werden. 

8. 20. 

Der Obmann des Comités wird dem Reichsraths⸗ Präfi- 
denten das Reſultat der Comits-Berathung zur Kenntniß 
bringen, und nad) Uebergabe des Berichtes, um die Beflim- 
mung eines Tages zur Berichterftattung in ber Plenarfikung 
anſuchen. 

8. 21. 

Das vom Reichsrathe vergutachtete Geſchäftsſtück iſt ſammt 
allen darauf bezüglichen Acten, und den betreffenden Reichs⸗ 
rathsſitzungsprotokollen Seiner Majeftät vorzulegen. 


8. 22, 


Die Berathungen des verftärkten Reichsrathes werden nicht 
öffentlich gehalten, auch ift fein Mitglied der Berfammlung 
berechtigt, den Inhalt derjelben auf irgend eine Weife zu ver- 
öffentlichen. 

Dagegen Hat der Präfident die Ergebniffe der jeweiligen 
Berathung auszugsweife durch die Negterungszeitung befannt 
zu maden. 


U. 
Beſtimmungen für den Reichsraths⸗Präſidenten. 
8. 23. 

Der Präſident fteht dem Reichsrathe vor, er beftimmt Die 
Tage der Situngen, die Tagesordnung, er führt den Borfig 
in der Berfammlung des verftärkten Reichsrathes und leitet 
dbefien Berathungen. Im Berhinderungsfalle vertritt ihn der 
erfte, und wäre auch diefer verhindert, der zweite Vicepräfident. 

8. 24, 

Alle geſetzlich nicht verhinderten Neicheräthe haben in der 

Plenarfigung gegenwärtig zu fein. 
8. 25, 

Der Präfident nimmt ben außerordentlihen Reichsräthen 

vor Antritt ihres Amtes den im $. 3 angeführten Eid ab. 
&. 26. 


Nach beendigter Erörterung des in der Plenarverſammlung 
verhandelten Gegenftandes verfügt der Präftdent die Abflim- 
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mung, nachdem er vorerſt den Gegenſtand der Frage in kurzen 
Worten zuſammenfaßt. 


$. 27. 


Der Präfident ift beredhtigt, jeden Stimmführer wegen 
mnangemefjener, von bem Berathungsgegenftande abweichender 
Arußerungen das Wort zu entziehen, 


8. 28, 

Der Präfident kann einem Reichsrathe in dringenden Fällen 
einen vierzehntägigen Urlaub bewilligen, ein längerer Urlaub 
it bei Seiner k. k. Apoftolifchen Mojenät im Wege des Reiche- 
rath8-Präfidiums anzuſuchen. 

8. 29. 

Was hier von den Befugniffen des Präfidenten, und ben 
feine Berjon betreffenden Beftimmungen gefagt wurde, findet 
die volle Anwendung auf defien Stellvertreter (Bicepräfidenten). 

8. 30. 
Bei Berbandlungen, bei welchen der Präfident den Borfit 


führt, haben defien Stellvertreter ihre Stimmen gleich dem 
übrigen Mitgliedern des verftärkten Keichdrathes abzugeben, 


“ DI. 
Beftimmungen für die Reichsräthe. 
8. 31. 


Die Mitglieder des verftärkten Reichsrathes find verpflid- 
tet, den Einladungen zu den Sigungen Folge zu leiften. Sie 
haben über jeden zur Abftimmmng gebrachten Gegenftand ihre 
Stimmen abzugeben. 

Aur im Falle eines geſetzlichen Hinderniffes Tann ein 
Rıherath von der Berathung wegbleiben. In Angelegen- 
beiten, die ihn perfönlich betreffen, muß er fi) der Abftim- 
mung enthalten. 


8§. 32. 


Jeder Reichsrath hat nad; feiner freien Ueberzeugung wahr 
und offen, ohne Rüdfiht auf Lob oder Tadel, zu ſtimmen. 


—- 


12 Statut des Reichsrathes. 


Wir laſſen hier noch das urſprüngliche Statut des Neichs⸗ 
rathes vom 13. April 1851, Nr. 92 des R. G. Bl. und das, 
einige Veränderungen in demſelben herbeiführende allerhöchſte 
Er netiäreiben vom 20. Auguft 1851, Nr. 196 des R. ©. BL, 

olgen. 


Statut für den Reichsrath, 


kundgemacht durch das k. Batent vom 13. April 1851, 
Nr. 92 des R. ©. BL. 


Erſter Abſchnitt. 
Beſtimmung und Stellung des Reichsrathes. 

8. 1, Der Reichsrath iſt zur Berathung aller Angelegen- 
heiten beftimmt, über welche er im Sinne des $. 7 diefes 
Statutes einen berathenden Einfluß auszuüben berufen, oder 
von Uns befragt, oder von Unſerem Minifterrathe um fein 
Gutachten angegangen wird. 

8. 2. Die vorzüglichfte Aufgabe des Reichsrathes ift, Uns 
und Unfer Minifterium durch feine Einſichten, Kenntniffe und 
Erfahrungen zu unterflügen, damit in der Gefeßgebung ge- 
diegene Reife und Einheit der leitenden Grundfäte erzielt werde. 

8. 3. Der Reichsrath ift ausfchliegend und unmittelbar 
Uns untergeordnet; feine Stellung zu Unjerem Minifterium 
ift jene der Nebenordnung. 

$. 4. Sein Beruf ift ein rein berathender. In Ertheilung 
feines Rathes ift er unabhängig, ſelbſtſtändig und in feiner 
freien Berathung gefichert. 

$. 5. Aufträge zur Erftattung von Gutachten gelangen 
an den Reichsrath unmittelbar von Uns, und Einladungen in 

leicher Abfiht von dem Minifterrathe. Einzelne Minifter 
eiten die Begutachtung eines Gegenflandes im Körper des 
Reichsrathes nur durch den Minifterrath ein. Eingaben von 
anderen Behörden, Körperfchaften oder Privaten können feine 
Beranlafiung zu Berhandlungen oder Berathungen bes Reichs⸗ 
rathes geben, und find, wenn fie nicht ausjchließend die inneren 
Angelegenheiten desjelben betreffen, ftets unerwidert zu lafien. 

$. 6. Die unmittelbar von Uns an den Neicherath geben- 
den Gegenftäude kommen bemjelben mittel8 Taiferlihen Er- 
lafjes zu. Das Gutadten hierüber wird Uns unmittelbar 
vorgelegt. 

Gegenflände, welche der Minifterrath an den Neichsrath 
leitet, find zu dieſem Behufe durch den Präfidenten des Mi- 
nifterrathes an jenen des Neichsrathes zu überjenden. In 


«Mn. 





Statut des Reichsrathes. 13 


dieſem Falle iſt auch das Ergebniß der reichsräthlichen Be⸗ 
rathung, ſammt der Abſchrift des Berathungsprotokolles an 
den Präfidenten des Miniſterrathes zu leiten. 

$. 7. Der Reichsrath wird in allen Fragen der Geſetz⸗ 
gebung gehört, und die Anhörung desfelben in der Kundmachung 
der Geſetze erwähnt. 

8. 8. Wir behalten Uns vor, die Anfichten und das Gut⸗ 
ahten des Reichsrathes auch in anderen Angelegenheiten zu 
vernehmen. Unfjerem Miniftertum fteht es frei, auch andere, 
bier nicht bezeichnete Gegeuftände der Berathung und Begut« 
ahtung des Reichsrathes zn unterziehen. 

8. 9. Dem Reichsrathe jollen von dem Minifterium nur 
ausgearbeitete Entwürfe zur Berathung und Begutachtung über- 
geben werden. 

$. 10. Der Reichsrath hat Teinerlei Initiative in Bor- 
fegung von Gejeßes- oder Berordnungsvorfchlägen. Sollten 
ihm jedoch bei einem jeiner Berathung zugewiejenen Gegen- 
ftande Lüden, Mängel oder Bedürfniffe in der beftehenden 
Geſetzgebung auffallen, jo ift er berufen, fie gleichzeitig mit 
der Abgabe feines Gutachtens bei Uns zur Spradhe zu bringen. 

$. 11. Das Reſultat der Berathung des Reichsrathes 
tıın das Minifterium in feinen Anträgen nicht binden. In 
den Angelegenheiten, welche im 8. 7 bezeichnet find, wird der 
Minifterrath feine Beihlüffe mit ihrer Begründung durd ab- 
ſchriftliche Mittheilung der Protofolle dem Neichsrathe zur 
Kentnignahme eröffnen. 

8. 12. Sollten Wir für gnt finden, dem Reichsrathe noch 
andere Attribute oder Functionen zuzumweifen, fo werden Wir 
hierüber die weiteren Beflimmungen erlaffen. 


Bweiter Abſchnitt. 
Zuſammenſetzung des Reichsrathes. 

5. 13. Der Reichsrath beſteht aus feinem Präſidenten, 
aus den Reichsräthen und aus zeitlichen Theilnehmern. Ein 
Stellvertreter des Bräfidenten wird von Uns aus den Reichs- 
täthen beflimmt. 

Bur Beforgung der Hilfs- und Ordnungsgeſchäfte werden 
ihm das Kabinetsarhiv im engeren Sinne, mit Borbehalt 
der freien Benübung für das Minifterium, dann die weiters 
erforderlichen befonderen Organe, in entiprechender Zahl zu- 
ewiefen. 
hy 14. Ale Berfonal-Ernennungen gehen von Uns aus. Wir 
bepaften Uns übrigens vor, abgejondert zu beftimmen, welde 
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Kategorien des Hilfsperfonales und der Dienerfhaft, dann 
unter welchen Bedingungen, der Wahl und Ernennung bes 
le ehte felbft oder feines Präſidenten, überlaflen werden, 

Als Ehrentitel wird die Benennung Reichsrath nie ertbeilt. 

8. 15. Die Zahl der NReichsräthe wird nach dem Bedürf⸗ 
niffe des Gefhäfteumfanges, über den Borfchlag Unferes Reichs⸗ 
rathspräfidenten, jeweilig von Uns beflimmt werden. Bei Der 
Wahl der Reichsräthe wird auf die verfchiedenen Theile des 
Reiches entiprehende Rüdficht genommen werden. 

8. 16. Als zeitliche Theilnehmer des Neichsrathes können, 

zur gründlichen Erörterung und Aufflärung einzelner Geſetz⸗ 
—2 und Fragen, Männer aus allen Ständen und Thei⸗ 
Ien der Monarchie zeitweilig beigezogen werben, welche durch 
ihre Erfahrung, ihr Willen, ihre gefellihaftliche Stellung, zum 
Gefammtüberblide der Verhältnifie befähiget, oder durch be- 
—— Kenntniſſe in den verſchiedenen Fächern ausgezeich⸗ 
net ſind. 
5. 17. Die Beſchlüſſe über die Zweckmäßigkeit oder Nutz⸗ 
lichkeit der Einberufung und über den Gegenftand der Be⸗ 
nr fowie über die Wahl der Theilnehmer, bleiben Uns 
in jedem bejonderen Falle vorbehalten, 


Zritter Abſchnitt. 
Pflichten und Rechte. 

8. 18. Die Beſtimmung und Zuſammenſetzung des Reichs⸗ 
zathe bezeichnen auch die Pflichten dieſes Körpers und feiner 

eder. 

Der Reichsrath hat bei allen ſeinen Arbeiten, mit Hint⸗ 
anſetzung jeder anderen Rückſicht, nur das Heil der Krone und 
des Staates vor Augen. Er iſt verpflichtet, ohne Rückficht 
auf Rob oder Tadel, nach gemwifienhafter Prüfung und männ- 
liher Weberzeugung, wahr und offen fein Gutachten auszu⸗ 
fprehen und zu begründen, und in möglichſt kurzer Frift, klar 
und deutlich verfaßt, abzugeben. 

8. 19. Der Präftdent und die Reichsräthe beſchwören biefe 
Verpflihtung in Unfere Hände, die zeitlichen Theilnehmer ge⸗ 
loben diefelbe in die Hände des Präftdenten, und damit auch 
bie Bewahrung des Geheimnifjes über die Berathungen. 

8. 20. Die Neichsräthe haben die ihnen im ordnungs⸗ 
mäßigen Wege zulommenden Arbeiten unabträglich der Gründ⸗ 
lichkeit zu befördern, die wünſchenswerth befundenen Behelfe 
und Aufllärungen zu fammeln und überhaupt Alles vorzube- 
reiten, was bie erihöpfende Berathung des Gegenſtandes fidhert. 
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$. 21. Der Reichsrath ift berechtiget, durch feinen Präft- 
denten das willfährige Entgegenlommen der Miniſterien in 
Aufprud zu nehmen, welche von den ihnen untergeorbneten 
Behörden und Anftalten, die zur Bollftändigkeit der Arbeiten 
des Reichsrathes bezeichneten Behelfe Derbeifchaffen werden. 

8. 22. Wenn zum Behufe von Aufflärungen über Bor- 
lagen von dem Miniflerrathe, oder dem Reichsrathe der Wunſch 
mögefprohen wird, Mitglieder des einem oder des anderen 
Krpers den Berathungen beiguziehen, fo tft im Einvernehmen 
der beiden Präfidien die Art und Weife zu befiimmen, in 
welcher dieſem Wunſche zu entiprechen ifl. 

9.23. Es bleibt Uns vorbehalten, den Präfidenten bes 
Reihsrathes allein, oder mit einzelnen Mitgliedern dem unter 
Unferem Borfige abzuhaltenden Minifterrathe beizuziehen. Bei 
dieſer Berathung haben jedoch die Mitglieder des Reichsrathes 
kine entſcheidende Stimme. 

$. 24. Der Präfident des Reichsrathes Hat den ang 
mmttelbar nach dem Präfidenten des Minifterrathes. 

—5— Reiheräthe, als folhe, haben gleichen Rang mit ben 
ern. 


‚8.25, Die Enthebung vom Amte eines Reichsrathes wird, 
bie Gülle der Beförderung zu anderen Zunctionen, die Pen- 
‘fontrung wegen Alters oder erwiefener Gebrechen, und bes 
no den allgemeinen Gejegen vorgefehenen Dienftverluftes 
genommen, von Uns nur nad) Auhörung des Neichsrathes 
usgelprochen werben. 
8.26. Die Befoldungen und Gebühren bes Präfidenten, 
ver Keichsräthe und der zeitlichen Theilnehmer, dann bie Ge⸗ 
niſſe Ind Berfonales und der Dienerjchaft, werden von Uns 


8.27. In Beziehung auf Ruhegenüfle und ans der ämt- 
Kerlung entfpringeube Verhältniffe gelten die beftehen- 
orſchriften. 
428. Der Bräfident und bie Reichsräthe dann bie Beamten 
bi Rihsrathes können außer Ordens- und Hofwürden nebft- 
weder ein anderes Staatsamt beffeiden, noch Mitglieder 
rölentativer Wahllörper fein. 


Bierter Abſchnitt. 
Allgemeine Grundzlige der Geſchäftsordnung. 


8. 29, Die Ausarbeitung einer umfaffenden Gefchäftsord- 
mag wird bie erſte Beichäftigung des Reichsrathes nad er- 
folgte Zufommentritte jein, und Uns, fowie die Vorſchläge 
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über das Hilfsperſonale und die Dienerſchaft, den Beſoldungs⸗ 

ſtand, die Genüffe und Gebühren, dann die materiellen Dienft- 

erforderniffe, vorgelegt werden. 

sr J Die Verhandlungen des Reichsrathes find nicht 
entlich. 

8. 31. Der Reichsrath wird in Sectionen getheilt, deren 
Zuſammenſetzung und Geſchäftskreis durch die Geſetzordnung 
beſtimmt werden wird. 

Die Bildung der etwa nothwendigen Comités bleibt dem 
Ermefien des Präfidenten überlafien. 

Zur Leitung der Verhandlung in den Sectionen oder Co⸗ 
miteEs wird einer der NReihsräthe vom Präfidenten beftimmt. 
Keine der Sectionen hat vor der Anderen einen Vorrang. 

—* Mitglied kann mehreren Sectionen oder Comités an- 
ebören. 

i $. 32. Der Präfident des Neichsrathes verfügt innerhalb 
der feftgefegten Eintheilung die Gejhäftszumeifung. 

8. 33. Die an den Reihsrath im vorjchriftsmäßigen Wege 
gelangten Aufgaben find, fobald die Vorarbeit vollendet ift, 
in Berathung zu ziehen, und die Antragsbeichlüfje, mit gleich- 
zeitiger genauer Anführung aller Abflimmungen, im Protokolle 
niederzulegen. Uebrigens ift nad) 8. 6 zu verfahren. 

$. 34. Es fteht jedem Rathe frei, feine befondere Meinung 
ſchriftlich dem Protokolle beizulegen. 

.8. 35. Kein berufener Reichsrath kann fih, außer in An- 
gelegenheiten perjönlicher Betreffnifje oder wegen Erkranfung, 
der Theilnahme und Abftimmung enthalten. Es darf aber 
auch kein nad der Gefhäftsordnung berufener Reichsrath (mit 
der obigen Ausnahme) übergangen oder ausgefchloffen werden. 

8. 36. Die Gefhäftsordnung wird beftimmen, welche Ge— 
genftände in einer Plenarverfammlung der Reichsräthe, und 
welche ſectionsweiſe vorgetragen werden jollen. 

8. 37. Bei der Einberufung zeitlicher Theilnehmer find die 
Borarbeiten, für welde fie geladen wurden, vor Allem ihrer 
eigenen Berathung zu unterziehen, welcher der Präſident jelbft 
oder durd) einen Stellvertreter vorzufigen hat. 

Diefer Berathung können die Reichsräthe beimohnen. 

Die im Protofolle niedergelegten Reiultate der Berathung 
der zeitlichen Theilnehmer gelangen dann erft an den Reichs— 
rath, wo fie nad) dem Statute der Gefchäftsordnung in weitere 
Berhandlung genommen werden. 

$. 38. Es bleibt Uns vorbehalten, den Reichsrath unter 
amferem Borfige Gegenflände erörtern zu laffen, worüber Wir 
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jedesmal befondere Weiſungen an den Präfidenten des Reichs⸗ 
rathes ertheilen werben. 

8. 39. Die Einleitungen zum Bollzuge dieſes organifchen 
Geſetzes haben der Präfident des Minifterrathes und der Prä- 
fient des Neicherathes, theils im Einvernehmen, theils jeder 
in feinen Bereiche zu treffen. 


Alerhöchftes Tabinetfchreiben Seiner Majeftät 
des Kaiſers an den Reichsrathspräfidenten 
vom 20. Auguft 1851, 


Nr. 196 des R. ©. BL. 

womit demſelben die Beihlüfle über die Bezeichnung der 

Verantwortlichkeit und die Tünftige Stellung des Minifteriumg 

mitgetheilt uud mehrere Abänderungen in der Stellung und 
dem Statute ded Reichsrathes feſtgeſetzt werden. 


Lieber Freiherr von Kübed! 


Aus dem abfriftlihen Erlaffe an Meinen Minifterrath 
fub die Beſchlüſſe zu entnehmen, welche Ich in Abficht auf 
die Bezeichnung der Berantwortlichkeit und Tünftige Stellung 
Neines Minifteriums zu faſſen Mich beftimmt finde”). 

Diefe Beichlüffe deranlaſſen Mich, auch in Beziehung auf 
die Statuten des Reichsrathes einige Beräuderungen feftzu« 
ieten,. Es find folgende: 

1. Der Reichsrath ift von nun an nur als Mein Nath 
und ald Kath der Krone anzufehen. 


2. Zn Folge diefer Erklärung Tönnen Gefeg- und Ver⸗ 
rmmgsentwärfe oder fonftige Angelegenheiten künftig nicht 
met von dem DMinifterium an den Reichsrath um fein Gut- 
achten geleitet werden, fondern find ftet8 an Mich zu richten. 
Ich behalte Mir vor, von dem Reichsrathe mit Beachtung 
des 8. 7 feines Statuted die Meinnngen abzufordern, und die 
Erörterungen darüber entweder unter Meinem unmittelbaren 
Borfige oder unter jenem des Präfidenten anzuordnen. 

3. Die Beiziehungen von Miniftern oder ihrer Stellver- 
tteter zn den Berathungen des Reichsrathes behalte IH Mir 
dor nach Umſtänden oder Erforberniß anzuordnen. 


*) Diefer Erlaß wurde bier nicht aufgenommen, weil er bie Stel» 
lung des Reichsrathes nicht berührt. 
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Die ans dieſen Beſtimmungen fi) ergebenden Verände⸗ 
rungen in der Gefchäftsordnung und fonftigen Beiehungen 
find Mir‘ eheftens in Antrag zu bringen. 

Das Minifterium erhält gleichzeitig von biefen Meinen 
Beichlüffen zu feiner Nachachtung die Mittheilung. 

Sollten Gejegentwürfe, welde von dem Miniflerium an 
den Reichsrath geleitet wurden, dafelbft no in der Berhbanb- 
Yung ſchweben, ' it Mir davon die Anzeige zu erftatten, und 
jedenfalls das Ergebniß ber reichsräthlichen Berathung Mir 
unmittelbar vorzulegen. 


Der Neichsrath befteht gegenwärtig aus nadfolgenden 


Mitgliedern: 
Bräfident: 
Se. kaiſ. Hoheit Erzherzog Rainer. 
Bice-Präfident: 


Se. Exc. Norbert v. Purkhart. 


L Ordentliche Reichsräthe: 

Se. Exe. Philipp Freiherr v. Krauß; 

Se. Exc. Ladislaus Szögyény-Marich v. Magyar- 
Szögyémy und Szolgaegyhäz; 

©e. —* Anton Salvotti, Freiherr v. Eichenkraft und 
Bindeburg; 

Se. Durchl. Hugo Carl Fürſt und Altgraf zu Salmı- 
Keifferfheid-Krautheim; 

Se. Exe. Anton Freiherr von Haimberger; 

Se. Exc. Carl Freiherr Geringer vd. Dedenberg; 

Se. Exc. art Graf v. Mercandin; 

Se. Exc. Moriz Graf Almäfy v. Zsadäny und Tördt. 
‚Szent-Millos; 

Se. Exec. Earl Graf Wollenftein-Troftburg; 

Se. Erc. Ignaz Edler v. Plener. 


II, Außerordentliche Reichsräthe: 
Lebenslänglide: . 
ber geheime Rath Eardinal und Fürfl-Ergbifhof von Wien 
Othmar ee on Raufder, Erbiſch 
ber geheime Rath und Kämmerer Johann Adolph Fürſt zu 
Schwarzenberg, 


der General der Kavallerie Kranz Fürſt von und zu Liedh- 
tenflein, 
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der geheime Rath und Kämmerer Vincenz Karl Fürſt von 
Auersperg, 

der geheime Rath und Kämmerer Franz Graf v. Hartig, 

der geheime Kath und Kämmerer, General der Cavallerie 
Franz Graf Haller v. Hallerkes, 

der geheime Rath uud Kämmerer Georg Graf d. Apponyt, 

der geheime Rath und Feldmarſchall⸗Lientenant Auguft Graf 
v. Degenfeld-Schonburg, 

der geheime Rath und Feldmarſchall⸗Lieutenant Joſeph Frei⸗ 
berr v. Sokesevits. 

ver geheime Rath Thaddäus Peithner, Freiherr v. Lichten⸗ 
else; 


B. Zeitlide: 
für das Königreih Ungarn: 
Johann Graf Barklöczy, 
Georg v. Majläth (d. J.), 
Eugen Toperczer, Bürgermeifter von Großwarbein, 


Graf Georg Andräffy von Szent-Kiräly, geheimer Rath 
und Känmerer, 
Anton Korizmits, Biſchof von Bäcz und Domcantor des 
Weßprimer Capitels, 
Graf Anton Szecjen von Temerin; 
für das Königreih Böhmen: 
Seinrih Jaroslav Graf v. Elam-Martinig, geheimer 
und Kämmerer, 
Albert Graf v. Noſtitz⸗Rienek, 
Angu Guſtav Treufler, Präfident der Handels- und 
ewerbefammer in Reichenberg; 
für das lombardiſch-venetianiſche Köuigreid: 
vijtkpp Graf Nani-Mocentigo, Kämmerer und Deputir- 
ter der Provinzial-Congregation in Genedig, 
Baron Achilles Zigno, Deputirter der Central⸗Congre⸗ 
gatien; 
für das Königreih Dalmatien: 
Fran Conte Borelli, Präfident der Landwirthſchafts⸗ 
Geſellſchaft in Zara; 
für Die Königreihe Eroatien und Slavonien: 
Joſeph Gedrg Stroßmayer, Bifhof von Diakovaͤr, ge- 
heimer Rat 
Ambros Braniczany Ritter v. Dobrinopic; 
2 * — | 
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für die Königreihe Salizten und Lodbomerien mit 
dem Großherzogtbum Krakau: 


Moriz Ritter v. Krainski, 
Stanislaus Ritter vu. Staromwiejsti-Biberftein, 
Dr. Theodor Polanski, Landes-Advocat; 
für das Erzherzogthum Defterreih unter der Enns: 
Joſeph Fürft von Eolloredo-Mannsfeld, Kämmerer, 
Rudolph Freiherr v. Erggelet; 
für das Erzherzogthum Defterreih ob der Enns: 
Franz Graf v. St. Iulien; 
für das Herzogthum Salzburg: 
Dr. Albert Eder, Abt des Venediltiner-Stiftes St. Peter; 
für das Herzogthbum Steiermark: 
Franz Edler v. Mayer, Eifen- und Steintohlenwerfsbefitger 
in Leoben; ' 
für das Herzogthbum Kärnthen: 


Sranz Paul Freiherr v. Herbert, Direktor des Induftrie- 
und Gewerbevereines; 


für das Herzogthum Krain: 
Anton Graf dv. Auersperg; 


für das Herzogthum Bulowina: 
Nikolaus Freiherr v. Petrind; 


für das Großfürftentbum Siebenbürgen: 
Andreas Freiherr v. Schaguna,: griedifh mit unirter 
Biſchof in Hermannfladt, geheimer Rath, 
Karl Maager, Bräfident der Handels- und Gewerbefammer 
in Kronftadt, 
Advocat v. Jakabb, Bürgermeifter von Szämos-Ujvär; 
für die Markgrafſchaft Mähren: 
Georg Graf v. Stodan, 
Philipp Schöller, Fabriksbeſitzer; 
’ für das Herzogthum Schleſien; 
Dr. Franz Hein, PVice-Bürgermeifter in Troppau: 
für die gefürftete Graffchaft Tirol: 
Leopold Graf v. Wollenftein-Troftburg, Kämmerer, 
Dr. Alois Strafjer, Gerichtsadvokat zu Hall; 


| Aerander v. Mocföuyi, 
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für Vorarlberg: 
Fidel Wohlwend, Bürgermeiſter in Feldkirch; 


für die Markgrafſchaft Iſtrien und die gefürftete 
Grafſchaft Görz uud Gradista: 
Vilhelm Graf Pace, Podefts in Topogliano; 


für die veigeunmittelbare Stadt Trieft und ihr 
ebiet: 


Conflantin Freiherr v. Reyer, Großhändler; 


für die ferbifhe Woiwodfhaft und das Temefer 
Banat: 


Samuel Mafhierevics, griechifch nicht unirter Bifchof 
von Temesvar*), 


Im Laufe des 1. Juni 1860 gerubten Se k. k. Apoftolifche 
Najeſtät den gefammten Reichsrath in befonderer Audienz zu 
empfangen. Sämmtliche Mitglieder desjelben hatten fi unter 
dem Bortritte Sr. kaiſ. Hoheit bes durchlauchtigſten Herrn 
Keihsrathspräfidenten, Erzherzogs Rainer, in ber Talent 
tathsſtube eingefunden, und erwarteten dafelbft Se. Majeftät, 
Aerhöhft welche bald darauf zu erjcheinen, und nachdem die 
verſammlung durch Se. kaiſ. Hoheit vorgeftellt worden war, 
nachfolgende Anfpradhe an felbe zu richten geruhten: 


Meine Herren Reichsräthe! 


Seien Sie Mir Herzlich willlommen! Ich habe Sie be- 
tufen, weil Sch mit Zuverſicht darauf rechne, in Ihnen Män- 


— — — 


‚*) Die außerordentlichen Reichsräthe, welche der Berufung Folge 
alten verhindert are" find: qherũth q 
» fürdas Königreich Ungarn: 
Sofeph Freiherr v. Eötvös, BVicepräfident der ungarifhen Alademie 
ge iſenſchaften, 
ilblaus Freiherr v. Bay, 
dul d. Somfich; 
für das Großfürſtenthum Siebenbürgen: 
ilolans Graf v. Banffy, geheimer Rath und Kämmerer; 
für die gefürſtete Grafſchaft Tirol: 
dram v. Kofler, Präſident der Handels⸗ und Gewerbekammer in Bozen; 
für die ſerbiſche Wojwodſchaft und das Temeſer Banat: 
Yohann Freiherr v. Nitolice, 
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ner zu finden, welde Mid in Meinen Beflrebungen, das | 
Wohl aller Völter Oeſterreichs gleichmäßig zu fördern, auf- _ 
richtig und treu ergeben unterflügen werden. | 


Wichtige Kragen der allgemeinen Gejeßgebung und die 
Regelung des Stantshaushaltes werben Ihrer Begutachtung 
vorgelegt. Bei Ihren Berathungen wollen Ste immer den 
Grundſatz im Auge halten, daß bie Geſchicke der einzelnen 
Theile des Reiches mit einander auf das imigſte verflochten 
find, daß die Gemeinſamkeit und Wechſelwirkung der wahren 
Intereſſen der einzelnen Länder Thatfachen find, welche mit 
tanfend Fäden ein flarfes Band um die gefammte Monarchie 
geſchlungen haben, daß jeder Verſuch, dieſes Band zu lockern, 
nur zum Nachtheile des Ganzen, wie feiner Theile führen, 
und bie fortichreitende gedeihliche Entwicklung in geiftiger 
und materieller Hinfiht hemmen müßte, folglich ohne Ber- 
letzung ber beiligften Pflichten, die Mir Deinen Bölfern 
gegenüber obliegen, nicht geduldet werden dürfe. Gleicher 
Schuß fei allen Stämmen und Ländern Meines Reiches 
gefdert; gleichberedhtigt und gleichverpflichtet ſeien fie in 

rüderlider Eintracht zu einem mächtigen Ganzen verbunden. 


Bei Prüfung des Staatshaushaltes würdigen Sie die 
Machtſtellung des Kaiſerthums und traten Sie zugleich, 
die möglichſte Schonung der Staatsangehörigen damit zur 
verbinden; Sie werden ſich überzeugen, daß jchon gegen- 
wärtig, obwohl Einfchränktungen im Staatshaushalte nicht 
autogteig die volle Wirkung äußern können, in allen Zweigen 
der Verwaltung nicht unerhebliche Erfparungen erzielt wur- 
den, während gleichzeitig die Einnahmen im Allgemeinen ſich 
vermehrten; wenn wir in biefer nun betretenen Bahn mit 
Thatkraft und Ausdauer fortichreiten, und die von Mir 
angeordneten Reformen in der inneren Verwaltung glücklich 
burdführen, hoffe Ich mit Zuverfiht, falls Feine aufer- 
ordentlichen Ereigniffe hindernd dazwiichentreten, bie Her- 
ſtelung bes Gleichgewichtes zwifchen Erforderniß und Be 
dedung erreichen zu können. 


Das Glück Meiner Völker ift das Ziel, das Ih unaus- 
geſetzt verfolge, die Entwidlung der inneren Wohlfahrt und 
äußeren Macht die Aufgabe, deren Löfung Ich Meine ftete 
Sorgfalt weihe. In dieſen Beftrebungen find Sie und alle 
Meine treuen Unterthanen mit Mir vereinigt. Möge der 
Segen des Allmächtigen diefem Unferen vereinten Wirken 
einen glücklichen Erfolg verleihen! i 
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Nach Beendigung diefer Anſprache wurde Sr. Majeftät von 
den Reihsräthen ein dreimaliges begeiftertes „Lebehody“ dar⸗ 
a worauf Allerhöchſtdieſelben die Berfammlung buldvollft 
entließen. 


Erſte Sitzung vom 31. Mai 1860, 


Die erſte Sitzung des verſtärkten Reichsrathes wurde am 
31. Mai 1860 um 11 Uhr Vormittags, durch Se. kaiſ. Hoheit 
den ducchlauchtigften Herrn Erzherzog Rainer, Präfidenten 
des Reichsrathes, im Gegenwart der durchlauchtigſten Herren 
Ezherzoge Wilhelm und Leopold, dann fänmtlicher Herren 
Niniſter mit folgender Rede eröffnet: 


„Meine Herren! 


AS Se. Majeftät der Kaiſer unfer allergnädigfter Herr, mit 
dem kaiſerlichen Danifefte vom 15. Juli v. 3. feinen treuen 
Lölfern die Wiederkehr bes Friedens ankündigte, geruhten Aller- 
höäftdiefelben zu erflären: „Die Segnungen des Friedens 
fien doppelt werthvoll, weil fie die nöthige Mufe gönnen 
werden, die ganze Aufmerkfamfeit und Sorgfalt ungeflört 
der erfolgreichen Löfung der Aufgabe zu mweihen, Oeſter⸗ 
reihe innere Wohlfahrt und äußere Macht dur zwed- 
maͤßige Entwidlung feiner reihen geiftigen und materiellen 
Kräfte, wie durch zeitgemäße Verbefferungen in Gefeßgebung 
und Berwaltung dauernd zu begründen.“ In diefer Rich- 
tung unermüdlich thätig, Haben Se. Majeftät das Bedürfniß 
erlannt, über die Anterefien und Wünſche der Bevölkerung 
aller Theile des weiten Reiches Berichte und Vorſchläge 
von unmittelbar dabei Betheiligten einzuholen. 

„Die Erftattung dieſer Keuberungen wird die widhtigfte 
Aufgabe der Tandesvertretungen fein, welde in allen Kron- 

ern ing Leben treten werden. 

„Aber auch im Mittelpunfte des Reiches wollen Se. 
Rıjeftät Sich des Beirathes treubewährter, erfahrener und 
mabhängiger Männer erfreuen, deren reiches Wiffen und 
eiprobte Liebe für den Allerhöchſten Thron und da8 große 
öferreichifche Gefammtvaterland um fo fegensreidher wirken 
werden, je ſchwieriger die zu Löfende Aufgabe ift. 

‚„Se. Majeftät haben die Ausführung diefes Zweckes dem 
Reicherathe, der nach den bisherigen Normen fortbeftehen 
Id, anzuvertrauen und demfelben hiezu eine Berftärkung 
einzufügen geruht. Sie, meine Herren, werben hieraus er- 
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kennen, daß dem verflärkten Reichsrathe die ehrennolle Be⸗ 
flimmung zugedacht ifi, als oberfter Rath des Kaifers und 
der Krone zu wirten. 

„Zu Gliedern biefes oberften Rathslörpers, in Gemäß- 
heit des Patentes und der kaiſ. Verordnung vom 5. März 
d. 3. und durch das allerhöchfte Bertrauen berufen, werden 
Sie, meine Herren, alle Ihre Kraft zur Erreihung des ung 
geftedteu großen Zieles aufbieten. 

„Sie werden, ſtets eingedenk, daß Se. Majeftät bet Ihrer 
Berufung den Zwed vor Augen hatte, Seinen oberfien Rath 
durch Männer zu verftärten, welde bei genauer Kenntniß 
der Berhältniffe des Kronlandes, weldem fie angehören, 
frei von jedem äußeren Einfluffe, über die ihnen vorgelegten 
Tragen ihre perfönliden Anfidhten ausſprechen, mit voller 
Dffenheit die Bedürfniffe und Intereſſen aller Schihten und 
Berufsclaffen der Bevölkerung zur allerbödiften Keuntniß 
bringen, zugleich aber ſtets im Auge behalten, daß das Heil 
und die Wohlfahrt Aller auf der Feftigung der Rechte des 
— und auf der Erhaltung der Einheit des Reiches 

eruhen. 

„Bon Sr. Majeftät dem Kaiſer, unſerem allergnädigſten 
Herrn, mit ber ehrenvollen Aufgabe betraut, Ihre Bera— 
thungen zu leiten, habe id) jedem von Ihnen, meine Herren, 
die von Sr. Majeftät genehmigte Sejhäftsordnung zur Dar- 
nachachtung mitgetheilt und lade Sie nunmehr ein, den 
im $. 3 derjelben vorgejähriebenen Eid in meine Hände 
abzulegen.“ 

Nachdem fämmtlihe Herren außerordentliche Reichsräthe 
den Eid, durch welchen Sie geloben, Sr. Majeſtät dem Kaiſer 
unverbrüdliche Treue zu bewahren, in allen Berathungen nur 
das Wohl der Monardjie vor Augen zu haben, und bie ihnen 
durch das allerhöchfte Vertrauen übertragene Stimme im ver⸗ 
ftärkten Reichsrathe, nur nad) befter eigener Einſicht und Ueber- 
zeugung, fern von jedem fremden Einfluffe abzugeben, abge» 
legt hatten, fuhr Se. kaiſ. Hoheit in ihrer Anrede fort: 

„Bevor wir die ung zugewiejene Arbeit beginnen, drängt 
es mich, noch einige Worte an Sie, meine Herren, zu richten. 
Empfangen Sie vor Allem die Berfiherung, daß ich die 
Berathungen mit voller Unparteilichkeit leiten, zugleich aber 
ftet8 auf genaue Einhaltung der uns von Sr. Majeftät ge- 
gebenen Gejhäftsordnung ſehen werbe. 

„Ich bin überzeugt, daß Sie in richtiger Würdigung 
der Ihnen geftellten großen Aufgabe, mich in meinen Be- 
mühungen eifrig und redlich uuterftügen und Alles auf- 
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bieten werden, damit der verflärkte Reichsrath den Erwar⸗ 
tungen entipredhe, weldhe Se. Majeftät und das Geſammt⸗ 
vaterland auf ihn ſetzen. 


„Meine Herren! Groß und wichtig find die Arbeiten, 
melde Sie erwarten. Die größte und widtigfte unter den- 
felben ift, Ihr Gutachten über die Mittel und Wege abzu» 
geben, welche zur Regelung unferes Staatshaushaltes ein- 
geſchlagen werden follen. Umfaifende Borarbeiten haben in 
diefer Richtung ftattgefunden; diefelben werden Ihre Auf- 
gabe erleichtern, von deren glüdlicher Löfuug das Wohl 
Oeſterreichs abhängt. 

„Aber aud den anderen, von Sr. Majeftät Ihrer Be- 
rathung zugewiefenen Vorlagen werden Sie, id) bin e8 von 
Ihnen überzeugt, mit gleichem Eifer und gleicher Hingebung 
obliegen. 

„Deeine Herren! Ernft ift die Lage des Baterlandes 
in dem Augenblide, in welchem der verftärkte Reichsrath 
fh zum erften Male verfammelt, aber eine befjere Zukunft 
fteht uns bevor, und ich beglückwünſche Sie, meine Herren, 
daß Ihnen der fhöne Beruf geworden, zu ihrer Berwirt- 
Echung an hervorragender Stelle mitzuwirken. Stets wollen 
wir uns ben Wahliprud) unjeres Kaifers: „Mit vereinten 
Kräften“ gegenwärtig halten und darnach wirken, 


„Sudem id; die erfte Seifton des verflärkten Reichsrathes 
für eröffnet erkläre, theile ich Ihnen mit, daß Se. Majeftät 
unfer allergnädigfter Herr, Se. Ercellenz den Reichsrath 
dv. Szögyeny und den Grafen Albert Noftiz für die 
Dauer der dießmaligen Seifion zu Bicepräfidenten ernannt 
hat und lade Sie ein, zur Wahl der, gemäß $.19 der Ge— 
Ihäftsordnnung zur Kontrole der Situngsprotofolle zu be- 
ſtimmenden beiden Neichsräthe, durch jchriftliche Angabe 
der von jedem von Ihnen beantragten beiden Namen zu 
ichreiten, wobei ich Ihnen zugleich bekannt gebe, daß ich zu 
demfelben Zwecke bereits Ihre Excellenzen die beiden ftän- 
digen Reichsräthe GrafMercandinund Baron Lichten⸗ 
fels beftimmt babe.“ 


Nachdem bei der hierauf vorgenommenen Wahl die Mehr. 
Heit der Stimmen auf die beiden Herren außerordentlichen Reichs⸗ 
räthe Graf Auersperg und Graf Szecien gefallen war, 
geftattete Se. kaiſ. Hoheit der durchlanchtigſte Herr Erzherzog 
Neihsrathspräfident dem aufßerordentlihen Heichsrathe Herrn 
Grafen Apponyi, auf den von ihm ausgefprocdhenen Wunfdh, 
den Gefihtspunkt darzırlegen, unter weldjem er feine Stellung 
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im verflärkten Reichſsrathe auffaßt. Dieß geſchah mit folgen- 
den Worten: | 


Durhlaudtigfier Herr Erzherzog! 
Meine verehrten Herren Reidhsräthel 

„3 bin zwar mit in der Lage, ein Mandat zu be- 
fiten, und babe daher in dieſer boden Berfammlung n 
meine individuelle Ueberzeugung zu vertreten, aus welcher 
eine Rechtsfolgerung für das Yaud, bem id) angeböre, nie 
fattfinden Taun. Democh fühle ih mid verpflidhtet, in 
meiner individuellen Meinungsäußerung den Standpunlt 
feflzubalten, den mir ein Mandat vorgezeichnet hätte. 

„Wenn ich daher die hohe Bedeutung des verſtärkten 
Reichsrathes betrachte, der mit Hinblid auf den Ernfl der 
Zeit eine große und hochwichtige Aufgabe zu erfüllen hat, 
wenn ich ferner die Größe der Tragweite bedenfe, welde 
die Thätigkeit des Reichsrathes au auf die zur Krone 
Ungarns gehörigen Länder haben wird, fo Halte ich mich 
verpflichtet, einige Worte zur Präcifirung der Stellung zu 
fagen, die ih in diefer hohen Berfammlung, mit Rüdficht 
auf die eigenthümlihen Berhältmifie Ungarns einzunehmen 
berufen bin. 

„Es ift und darf in diefer hoben Berfammlung fein Ge⸗ 
heimniß fein, daß die Einfegung des verftärkten Reichsrathes 
in Ungarn Bedenken erregt hat. Es ift erflärlih, daf bei 
einem Volle, das an feinen früheren geſetzlichen Beziehun- 
en zum Gefammtftaate, an feinen biftorifchen Rechten und 
—— mit religiöſer Pietät hängt, eine weſentliche Ver⸗ 
änderung dieſer Verhältniſſe tiefe Beſorgniſſe erregen kann. 

„Durch Einſetzung des verſtärkten Reichsrathes, in wel—⸗ 
chem die künftigen Vertreter Ungarns, und gegenwärtig die 
durch das allerhöchſte Vertrauen berufenen Männer zum erſten 
Male mit jenen der übrigen Erbländer in einen unmittel- 
baren Berlehr, in eine Repräfentativgemeinihaft zufammen- 
treten, ift eine fo weſentliche Aenderung geichehen, daß die- 
felbe, abgejehen von der Nüglichkeit und der Nothwendig- 
feit einer folden Inftitution, in formeller Hinfiht allerdings 
Bedenken erregen könnte. 

„Je mebt nun diefe Meinung verbreitet if, und je mehr 
ich diefe Meinung zu berüdfichtigen Hatte, um jo widhtiger 
mußten die Gründe fein, welche mich) und jene meiner lands. 
leute, mit denen .id die Ehre ber gegenwärtigen Stellung 
tbeile, beflinmt haben, dem allerhöchſten Rufe Sr. Majeftät 
folgend, eine Bahn zu betreten, die uns von vielen unferer 
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Landsleute, von manden unferer politifhen Glaubens⸗ 
genofjen, deren Rechtsgrundſaͤtze, deren rechtliche Ueberzeu⸗ 
gung und deren rechtliche Wünſche wir als die unſeren er- 
faunt haben, in einer fo ernften Sade zu trennen fcheint, 
Und in der That, daß wir bier find, liefert den augen- 
ſcheinlichſten Beweis, welches Bertrauen wir in bie Hod- 
berzigfeit unferes erhabenen Monarchen feten, daß nämlich 
nach dem Erlaffe vom 19. April, durch die Wiederberftel- 
Iung der weſentlichſten Factoren unferer politifchen Eriftenz 
e8 mus gewiß geftattet fein werde, unſeren Rechtsgrund- 
ſätzen getreu uns in diefer bochverehrten Verſammlung aus- 
ijprechen, und jene Meinungen geltend machen zu können, zu 
welchen wir uns, auf Grundlage unferer hiftorifchen Rechte, 
im Snterefle der Krone und des Sefammtftantes bekannten. 

„E8 bemeijet ferner, welche Hoffnungen wir auf dieſen, 
uns zur Annäherung und Berftändigung gebotenen Weg 
banen, und welden hohen Werth wir einer derartigen Be- 
rathung beimeſſen, die es uns ermöglicht, Vorurtheile und 
Mifverfländniffe zu bekämpfen, welche die Angehörigen einer 
und berfelben Monarchie immer mehr ven einander entfer- 
nen, welche auf Koften der jo wünfchenswerthen Eintracht 
der Länder genährt werden und das Gute, das auf ber 
flachen Band liegt, unmöglich machen. 

„Ich glaubte daher und glaube es feft, daß der verftärkte 
Keichsrath ein durch die erleuchtete Weisheit unferes er- 
fabenen Monarchen gebotener Ausweg ift, den wir mit 
Küdfiht auf den Ausnahmszuftand, in welchem wir uns be- 
fnden, um fo fiherer betreten konnten und mußten, je mehr 
er als der einzige ericheint, durch welchen alle Mißverftänd- 
niſſe, alle brennenden Fragen, und daher auch die Lage 
Ungarns und die Wünſche und Anfprüce diefes Landes 
wu befiem Erfolg befprochen werden können, wobei es fi 
erweifen wird, daß die legitimen Anſprüche Ungarns nidıts 
bezwecken, was auf irgend eine Art das Gedeihen der 
Monarchie, den Berband der Monarchie, oder den Zuftand 
ber Länder gefährden könnte, daß fie nichts bezmweden auf 
Koften der anderen Erblänber, fondern nur derart find, daß 
fie für alle Theile der Monardie nur Heil und nur Wohl⸗ 
thaten bringen können, und mit der vollen Befriedigung 
aller Theile auch die allgemeine Wohlfahrt, die Vefeftigung 
des organijchen Verbandes und die Erftartung der Mo- 
nardhie fihern müflen. 

„Sn diefer Vorausſetzung betrat ich vertrauensvoll diefe 
Bahn, auf welder ih, ohne auf irgend ein Princip ver- 
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zichten zn müffen, die hiſtoriſchen Rechte feftzuhalten ver 
pflichtet bin. Deßhalb iſt es and ſelbſtverſtändlich, daß i 
auf das bei ber künftigen ungariſchen Geſetzgebung mir zu 






Hochherzigleit Sr. gnädigfien Majeflät nur in dem S 
verftanden babe, daß fie mir verliehen ift, ohne mein 
een Rechten bei der ungarifchen Gefetsgebung Eintrag 
u thun. | 

„3b ſchließe, indem ih Sr. Tail. Hoheit meinen ehr⸗ 
furchtsvollen Dauk für die Gnade ausiprede, daß es mir, 
geftattet war, eine Erflärung zur Präcifirung meiner Stel- 
lung abzugeben, und bitte, daß diefelbe in's Protololl auf- 
genommen werde.” 

Der außerordentliche Reicheratd Herr Graf Andraſſy, 
welcher fic gleichfalls das Wort erbat, flimmte dem Borred- 
ner in den von ihm entwidelten Aufihten vollkommen bei, 
und fügte nody die Bemerkung hinzu, daß er bei feiner gegen- 
wärtigen Stellung im Reichsrathe nur als fich jelbft verant- 
wortlich zu betrachten, und nicht als Repräfentant der Ungarn 
anzuſehen, daß er endlich beauftragt fei, die gleihe Erflärung 
auch tin Namen der übrigen Herren außerordentlihen Reiche- 
räthe aus Ungarn abzugeben. 

Nachdem Se. kaiſ. Hoheit die anferorbentlihen Herren 
Reichsräthe eingeladen hatte, die ihnen wmitgetheilte Eides⸗ 
formel zu unterzeichnen, eröffnete er ihnen noch ſchließlich, 
daß Se. Majeftät der Kaifer den gefammten verftärkten Reichs⸗ 
rath, am folgenden Tage um 11 Uhr Vormittags, im der 
kaiſerlichen Hofburg zu empfangen geruhen werbe. 


Zweite Sihung vom 4. Juni 1860. 


Se. k. Hoheit der durchlauchtigſte Herr Erzherzog Reichs⸗ 
rath6- Präftdent eröffnete die Sitzung des verflärlten Reichs⸗ 
rathes vom 4. Juni 1860 mit der folgenden Bemerkung: 


„Die von den Herren Grafen Apponyiund Andräffy 
in der vorigen Situng zur Präcifirung ihrer Stellung im 
verflärkten Reichsrathe abgegebenen Erklärungen haben meh⸗ 
tere Herren Reichsräthe aus verichiedenen Kronländern ver- 
anlaßt, mir den Wunſch auszufprechen, auch über ihre Stel- 
lung in dieſer Berfammlung eine Erflärung abgeben zu 
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Tonnen, in welder fie diefelbe gleihfalls präcifiren wollten. 
Bei voller Würdigung der Beweggründe dieſer Wünfche 
glaubte ich do, daß dadurd) eine längere und möglicher- 
weile aufreizende Discuffion hätte herbeigeführt werden 
Iönnen, und da die Beflimmung diefer hohen Verſammlung 
dahin geht, die Eintraht und Verbrüderung aller Stämme 
der Monarchie zu befeftigen, jo glaubte ich die Herren er- 
ſuchen zu follen, von diefem Vorhaben abzuftehen. 

„Indem ich die Verfammlung bievon in Kenntnig jete, 
Iprede ich zugleich meinen Dank für die Bereitwilligfeit 
aus, mit der die: betreffenden Herren Reichsräthe anf diefes 
mein Erfuchen eingegangen find.“ 

‚Hierauf erflärte Herr Biſchoff Stroßmanyer aus ſehr 
gewihtigen Gründen Se. Tail. Hoheit um die erforderliche 
Serfügung bitten zu müffen, daß unter ben Herren Reichs⸗ 
tüben, welche zu. näherer Bezeihnung ihrer Stellung im 
berfärkten Keichsrathe das Wort zu ergreifen wünſchten, die- 
ſes Borhaben aber den ihnen fundgegebenen höheren Rüdfih- 
ten antergeorbnnet haben, auch fein Name als Neichsrath für 
Eroatien ausdrücklich verzeichnet werde, welcher Bitte fich die 
derren auferordentlihen Reichsräthe v. Mocsonyi, Maa— 
er, Bihof Mafdjierevics und Biſchof v. Schaguna 
geichfalls anſchlofſen. 

Se. kaiſ. Hoheit der Herr Reichsraths⸗Präfident erklärte, 
im Gegenftand der heutigen Tagesordnung bilde die DBera- 
Kung über das Budget, und auf diefes bezögen fi die VBor- 
Igen, von welchen den Herren Reichsräthen Eremplare mit- 
ttteilt worden feien, um davon Einficht zu nehmen. Zunächſt 
andfe es fich um die Frage, ob diefe Angelegenheit einer 
derathung in pleno zu unterziehen fet, oder ob zu ſolchem 
de Eomit&g gebildet werden follten; worauf Se. kaiſ. Ho- 
ktier Herr Neichsraths- Präfident diejenigen Herren, weiche 
Himkten, daß die Berathung in pleno ftattfinden folle, auf- 
Affen erfuchte. Nachdem fich Niemand erhoben und fomit 
Niumtihe Herren Reichsräthe ber Bildung von Comités zu- 
eftmmt Hatten, fo frage es fid), fuhr Se. Tail. Hoheit fort, 
zn ferner darum, anf welche Art die Comites und wie viele 
defelben zu bilden feien, worüber der Herr Neichsraths- 
Fröfident nunmehr die Discuffion als eröffnet erflärte. 

‚ Der außerordentliche Reihsratd Graf Elam - Marti- 
ME ergriff jeßt das Wort und äußerte ſich wie folgt: 

„Wie wir fo eben vernommen, meine hochverehrten Her- 

im, hat die hohe Stantsverwaltung einige Theile des Staats- 


30 Zweite Sitzung vom A, Juni 1860. 


voranſchlages zur Borlage gebradt und dürften wohl bie feh- 
Ienden Stüde in kurze Zeit nachfolgen. 

„Mit dem Boranfchlage tritt die bedeutendfte Aufgabe 
der erfien Berfammlung des NReichsrathes an uns Heran, 
jene Aufgabe, welche Se. kaiſ. Hoheit der durchlauchtigſte Herr 
Präfident bei der erfien Zufammentretung als die größte und 
widhtigfte, und zwar als jene Aufgabe bezeichnete, von deren 
glüdficher Töfung das Wohl Oefterreihe abhängt. Ich bin 
überzeugt, daß jedem von uns in diefem Augenblide, wo wir 
uns anjhiden, das Werk zu beginnen, das eigene Bemwußt- 
fein jagt, daß wir hier vor Teiner Heinen Aufgabe ftehen, daß 
wir jenes Feld der Tchätigfeit betreten, auf welden es in 
unfere Hände gelegt ift, das Vertrauen Seiner Apoftolifchen 
Majeſtät unferes Herrn und Kaifers zu rechtfertigen unb die 
allergnädigft geäußerten Intentionen, welche unferer Berufung 
zu Grunde liegen, zu verwirklichen, um ſowohl den Erwartun- 
gen aller derer zu entiprechen, denen das Wohl des Baterları- 
des am Herzen liegt, als auch jene Erwartungen zu erfüllen, 
welche man auf das glüdliche Ergebniß und die Beendigung 
der Reichsrathsberathungen jet. 

„Diefes allgemeine Bewußtſein der Größe der Aufgabe 
entipringt zunächft wohl aus dem täglich dringlicher werden- 
den Bedürfniß und Wunde, zug einmal herauszugelangen 
aus dem peinlichen und Beſorguiß erregeuden Zuſtande der 

errüttung des Stantshaushaltes, welhe nad Innen und 

Ben die Kräfte des Staates lähmt und in unmittelbarer 
Rückwirkung aud) die eigenften Intereffen jedes Einzelnen be- 
droht. Es wurzelt diefes Bewußtſein auch in der Erfeuntniß 
und Ueberzeugung, daß die Ziffern und Zahlen wohl nur die 
eine Seite ber Frage und nicht die wichtigfte derjelben find, 
daß dies eine von überragender Bedeutung ift und das 
Uebel wohl tiefer liegen müſſe, als daß es durch eine gerin- 
gere oder größere Sparfamfeit in diefem oder jenem Detail 
und Reffort allein bejeitigt werben könnte, in ähnlicher Weiſe, 
wie im Organismus ded Einzelnen äußeres Siehthum nur 
das Symptom eines tiefer liegenden und am Marke des Le- 
bens zehrenden Uebels if. 

„Se mehr wir diefe Aufgabe als ernft und groß erken⸗ 
nen und ernft und gewiflenhaft an die Löſung derjelben zu 
ſchreiten gewillt find, defto mehr find wir verpflichtet, reiflich 
u erwägen und zu würdigen, auf welche Weife wir am ſicher⸗ 
Ren eine gebeihfiche Löfung der Aufgabe erreichen, auf weldhe 
Weile wir bie forgfamfte reiflihfle Würdigung, die ruhigfte 
und befonnenfte, aber rüdhaltsiofefte Erörterung der Sade 
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juwenden, auf welchem Wege ich allein die höchſte Garantie 
erbide, um die gefammte Aufgabe zu erfüllen. 

„Daß die Berathungen des Neichsrathes nur damı Er⸗ 
ſolg verfprehen, wenn fie auf Grundlage de6 burdggearbeite- 
ten und gefichteten Materials erfolgen, hat die je Ber- 
ſammlung bereits durch ihren einftimmigen Befchluß, die Co⸗ 
mteberathung der Plenarberathung vorangehen zu laflen, an- 
ttlannt. Sobald dies als feſtſtehend betrachtet werden muß, 
lanbe ich, nach meiner unmaßgeblihen Anſicht, müffe es als 
beiterer leitender Gefichtspuntt und Grundſatz feftgehalten 
werden, daß über die im Comité herrſchende Thätigkeit (fei 
8 Sammlung, Prüfung, Sichtung, Zufammentragung des 
Materials u. |. w.), daß über diefe Bienenthätigfeit, fage ich, 
em höherer, ein einheitlicher Gedanke herrſchen, die ganze 
Acheit durchdringen und burdgeiftigen, fowie dafür gejorgt 
kin müffe, daß nicht in einzelnen Theilen nach verſchiedenen 
Grundfägen und Meinungen, fondern von allen Theilen nad) 
denſelben Grundfäsen und Grundlagen vorgegangen werbe, 
anf daß nicht durch das zufällige Ergebniß der wechfelnden 
Rojerität in den Mleineren Comites das Ergebniß felbft ganz 
—— geſtellt oder in einzelnen Theilen nach ſchroff gegen- 
üer ſehenden Richtungen vorgegangen werde. Ich glaube, 
eu folher Mangel an Uebereinftimmung und Einheit und ein 
hlie6 Auseinandergehen in verihiedenen Richtungen bürfte 
Mvermeidlich fein, wenn der Mitglieder der Comites nur 
Denige find, wenn mehrere Special-Comitös mit der Aufgabe 
ktrant werden, die einzelnen Theile des Budgets, welche erft 
in ihrer Gänze den Staatshaushalts-Boraufchlag ausmaden, 
Vrjarbeiten und zu prüfen. 

„Ohne Webereinfimmung und inneren Zuſammenhang, 
Un Gefammt-Ueberblid der allgemeinen Finanzlage würden 
We SpecialComités fi kaum über das trodene Zifferme- 
uk erheben oder Gefahr laufen, in verfchiedenen Richtun- 
gm auseinander zu gehen, und ein von fo verichiebenem 

eingegebenes Referat würde der Plenarverfammlung 
Bol kaum die Mittel und die Möglichkeit bieten, das Ganze 
der Staatshaushaltes in feiner Totalität zu erfaffen und das 
et aus einem Guſſe zu vollenden. 
.,„&8 kann mid) nidjt beirren, daß im Augenblid nur 
ege Theil-Fragmente vorliegen; ich kann unfere Stellung 
M diefer Aufgabe nur fo auffaflen, als ob das Ganze vor- 
fegen würde, unb deßhalb erlaube ich mir, meine Anſicht 
in auszuiprechen, daß dieſer Staatsvoranſchlag als ein 
Sanıre betrachtet werben muß, wenn bdeflen Prüfung eine 


32 Zweite Sitzung vom 4. Imi 1860, 


würdige fein fol, daß wir es daher nit verſchiedenen Spe- 
cial- Comites überlaffen können, die einzelnen Beftandtheile 
desfeiben zu prüfen und durdhzuarbeiten, fondern es einer: 
Haupt⸗Comité Übertragen und diefem die Möglichkeit über- 
fafjen und bieten müſſen, fi) nad der Natur des Gegenflan- 
des und nad dem praftifhen Bedürfniffe in mehrere Unter- 
abtheilungen zu theilen. 

„Denn auf diefe Weife für die gingeit und Uebereirz- 
flimmung bei den Arbeiten geforgt wird, fo dürfte nad mei- . 
ner Anſicht auch noch ein zweiter nicht minder wichtiger Ge- 
ſichtspunkt feftgehalten werden müflen, nämlich der, daß, wenz: 
das Comité feiner Aufgabe volllonmen genügen und feine 
Stellung vollfländig ausfüllen fol, in feiner Witte die Man- 
nigfaltigfeit der Provinzen und Länder, fowie die Berfchie- 
lem der Anfihten und Meinungen ihren Ausbrud finden: 
mätffen. 

„Bei der großen BVerfchtedenheit und Moannigfaltigfeit der 
Länder, melde mit Rückſicht auf ihre volksmwirthichaftlichen 
Elemente, ihre Naturkräfte und Productionszufände berüd- 
fihtigt werden müffen, ift es unerläßlich, daß alle diefe man- 
nigfaltigen Faktoren bei Regelung des Haushaltes forgfältig 
gewn digt werden, und darum auch nothwendig, daß im Co— 
mite jelbft die Stimmen nicht fehlen dürfen, welche für diefe 
Mannigfaltigfeit einzuftehen bereit find, um mit ihren Erfab- 
rungen das Comité zu unterfiügen. 

„Aber außer diefen provinziellen Wünſchen und Bedürf— 
niffen muß auch die Verfchiedenheit der Anfichten und Grund⸗ 
fätge im Comité vertreten fein, damit fie fi) im engen Ranme 
ber Comiteberathung begegnen, gegenjeitig ergänzen, berichti- 
gen und vielleicht vereinbaren können, oder doch bie grund- 
fäglihen Verfchiedenheiten feftftellen und begrenzen, bevor der 
Begenftand in der weiteren Plenarverfammlung zur Austra- 

ung gelangt. Nur wenn das Comité der volle und getreue 
usdrud der Meinung des gefammten Reichsrathes ift, glaube 
ih, daß wir die Aufgabe vollkommen durchgreifend und er- 
fhöpfend Iöfen und Arbeiten vor die Plenarverfammlung brin- 
gen werden, welche auf der Höhe unferer Aufgabe fteben. 

„Diele zweierlei Gefihtspunfte über die Aufgabe des 
Somites und über die Bedingungen einer fegensvollen Thätig- 
keit derfeiben zufammenfaflend, kann ich nicht verhehlen, daß 
bie im $. 5 der Gefchäftsorbnung für die Zahl der Eomite- 

Mitglieder gezogene enge Grenze (die Zahl 7) allerdings bie 
Zuſam men een eines ſolchen, alle jene Elemente umtaffen- 
en und den Bedingungen genügenden Comités nicht geftattet. 
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„Ein Comitö von fieben Perfonen kann unmöglich die 
ganze Aufgabe bewältigen, den Staatshaushalt zu prüfen und 
durchznarbeiten. Ein Comité von blog fieben Perfonen iſt nicht 
in der Möglichkeit, fih in mehrere Snb-Komites zu theilen; 
es fehlt an Raum für alle Berfchiedenheiten und Mannigfal- 
tigleiten der Anfichten und endlich können unmögli die La- 
fen und Aufgaben auf die Schultern fo weniger Männer ge- 
wäßt werden. 

„Weit entfernt, an irgend einem Punkte der Geſchäftsord⸗ 
nung rütteln zn wollen, noch weiter entfernt davon, es wagen 
zu wollen, mich über dieſelbe hinauszufegen, aud nicht den 
2eruf in mir fühlend, diefe Geihäftsordnung als einen Ge- 
genftand der Berathung betrachten zu wollen, glaube id} viel- 
mehr, wenn die hohe Verſammlung die Anficht, welche ich über 
die Bildung eines foldhen Comités zu entwideln mir erlaubte, 
theilen jollte, daß es dann vielleiht an uns wäre, in aller 
Ehrfurcht und Ergebenheit an Se. apoftolifhe Dlajeftät die 
Bitte zu ftellen, Se. Majeftät möge e8 geftatten, daß für den 
Fal der Berathung des Stantshaushaltes ein zahlreicheres 
Eomite als ein aus fieben Mitgliedern beftehendes zufammen- 
gejegt werde, und ich erlaube mir, hier die Zahl 21 als noth⸗ 
wendig und genügend zu bezeichnen. 

„Sofort hätten wir an unferen durchlauchtigſten Herrn 
Fräfidenten die ergebenfte Bitte zu richten, er möge die Gnade 
haben, diefe unfere obige Bitte als den Ausdruck und ben 
Wunſch der Berjammlung an die Stufen des Thrones gelan- 
gen zu laflen. 

„Bon dem Standpunkte der Gefhäftsordnung aus dürfte 

die Beftimmung, daß eben nur fieben Mitglieder beftellt wer- 
ten ſollen, kaum eine fo überwiegende Bedeutung haben, um 
ernſte Bedenken hervorzurufen; aber vom Standpuntte unferer 
Anigabe aus glaube id} hier nochmals wiederholen zu müſſen, 
dak mein Antrag als eine nothiwendige und weientliche Be⸗ 
dingung zu betrachten ift, die allein uns in die Lage fegt, 
unjere Aufgabe fo erihöpfend und durchgreifend zu löſen, als 
ee zum Wohl und Heile des Vaterlandes erforderlidy ift.“ 

Der a. o. Reichsrath Graf Anton Szeéeſen ſchloß ſich 
dem Antrage des Grafen Clam- Martinib an. 

Reichsrath Freiherr v. Geringer erflärte, der entgegen- 
geſetzten Anſchaunngsweiſe zu fein. Er ftimme wohl mit dem 
Sern Grafen Clam- Martinig in dem Hauptgrundjage 
überein, daß das Comité bei feiner Arbeit von einem ein- 
heitlihen Standpunkte ansgehen müſſe und daß es dieſelbe in 
jeiner legten Aufgabe jo aufzufafien habe, wie e8 von dem 
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Herrn Grafen Elam präcifirt wurde. Aber er glaube, daß 
ohne Noth von einer Beftimmung der Gefhäftsorbnung, die 
doc gewiß nur nach vorausgegangener reiflicher Ueberlegung 
und Berathung zu Stande gebradt worden fei und wobei 
alle verſchiedenen Eventualitäten bereits in’s Auge gefaßt wur- 
den, nicht abgegangen werden folle. 

Das beabfihtigte Ziel heine ihm auch erreicht zu werben, 
wenn für die einzelnen Borlagen, welde durch Umfang und 
Specialitäten verfhiedene Mitglieder und Kenntniffe erfordern, 
einzelne Comités niedergefegt werden, auf daß ſodann aus 
den Gefammtarbeiten diefer Comitss jene zufammengejegte 
Arbeit entftehen könne, die bier nöthig fei. Ihm feheine, daß 
bei Feſthaltung der Zahl fieben die für die einzelnen Comites 
zu mwählenden Mitglieder, die gewählten Obmänner und Be 
richterftatter der einzelnen Comités leicht zufammentreten und 
über die Richtung, unter der fie ihre Aufgabe auffaffen, ſich 
verfländigen können. 

Freiherr v. OS eringer würde daher in diefem Punkte 
bei der Geſchäftsordnung bleiben. 

Reichsrath Fürft zu Salm erklärte, den Antrag des Herrn 
Grafen Clam-Martinik in feinem ganzen Umfange unter- 
fügen zu müflen. Bon dem Herrn Vorredner fei ausgeſpro⸗ 
hen worden, daß es nicht nöthig erjcheine, eine gen 
der Geihäftsordnung eintreten zu laſſen. Dies werde au 
feinsswegs beabfihtigt. Graf Elam- Martinig habe es 
ausbrüdlich ausgefproden, daß an der Gefchäftsordnung nicht 
gerüttelt werden folle. Aber e8 handle fi hier um einen 

anz fpeciellen Fall, in welchem eine Ausnahme von der mehr 
Forme en und für alle übrigen Fälle volllommen genügenden 
Regel beantragt werden folle. Es handle fich nämlich um eine 
fo wichtige Vorlage, die ihrer Natur nach fi) in fo verfdie- 
dene Specialitäten theile, daß nicht einzufehen ſei, wie fie 
ohne Beftellung eines großen Comitss, das ſich wieder für 
die Specialität in merito abtheilt, zu einem befriedigenden 
Ende geführt werden könnte. Denn es ſei nicht zu deuten, 
daß e8 erfprießlich wäre, wenn bei einem Theile bes Budgets 
von anderen Brincipien al8 bei einem anderen Theile desfel- 
ben ausgegangen werde. Es fei zweierlei, eine Prüfung ber 
Ziffern und eine Prüfung der Grundfäe vorzunehmen, auf 
welchen der Staatshaushalt beruht. Diefe letztere Aufgabe 
könne nur gelöft werben, wenn ein großes Comité zur Vera 
thung zufammentrete, ein Comits, in welchem bie verſchiede⸗ 
nen Meinungen und Schattirungen der Verſammlung reprä⸗ 
ſentirt find. Denn bei einer Heinen Anzahl Mitglieder könnten 
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auch nur einige wenige Meinungen vertreten fein. Man glaube 
vielleicht etwas an Zeit und Mühe zu erfparen, wenn das 
Comité ein kleines jet, aber man merbe im Gegentheil Zeit 
und Mühe verfhwenden, wenn die Meinungen in pleno zu 
jehr aus einander gehen, wenn das Comité fie nicht berüd- 
fihtigt, vorbereitet und gefichtet bat. 

Der a. 0. Reihsratd Graf v. Hartig fprad num feine 
Anfiht mit den folgenden Worten ans: 

„Es ift wahr, daß der Berathung des Budgets ein einheit- 
fiher Gedanke vorſchweben muß, aber ich muß vorausfeßen, 
dag das Gefammt-Minifterium, welches diefe Vorlage einge- 
bradt hat, diefen Gedanken ſchon aufgefoßt habe. Ich be- 
trachte die Sache in ihren einzelnen Rubriken als Fachgegen⸗ 
fände. Nun glaube ich, wird Niemand behaupten wollen, daß, 
wenn 21 Fachmänner über einen Gegenfland ſprechen follen, 
dabei eine Einheit herauslommen werde. Ich ftimme daher 
dem Antrage des Herrn Reihsrathes Freiherrn v. Geringer 
bei und glaube, daß die Beftellung mehrerer Comités für die 
fpeciellen Abtheilungen das Wünjchenswerthefte wäre. Noch 
muß ich bemerken, eine der Hauptabtheilungen ift das Mift- 
tärbndget. Wo find nun 21 Männer in der Verfammlung, 
welche dieſes Budget aus dem gehörigen Standpunfte befend 
ten können? Ich glaube nicht, und muß vor Allem meine 
vollommene Unfähigleit ausiprechen, über das Militärbudget 
etwas Entjcheidendes und Maßgebendes fprechen zu können. 
Uebrigens, wenn man jagt, es ton ein einheitlicher Gedanke 
ieftgehalten werden, fo glaube ih, daß dazu der Reichsrath 
in pleno ohnehin ſchon beftimmt fei, und ich komme auf bie 
Borausfegung zurüd, daß fchon bei der Verfaſſung des Bub- 
gets felbft der einheitliche Gedanke vorgemwaltet hat. 

„Wenn nun das Comits die fpeciellen Gegenftände be- 
Wricht, umd wie der Herr Reichsrath Freiherr v. Geringer 
gelagt, darın die Borftände zufammentreten, die Berathungen 
conbiniren und jehen, mo bei den einzelnen Berathungen eine 
Aweichung von der einheitlichen Idee ftattgefunden hat, und 
fi darüber verfländigen, dann wird auf diefem Wege ein 
viel angemefleneres Reſultat erzielt werden können, als bei 
einer Comiteberathung, an welder fo viele Mitglieder Antheil 
nehmen. Ein Comite, welches aus 21 Mitgliedern beftehen 
fol, wäre eine Unterabtheifung des Neichrathes und würde 
ein fo großes Gewicht haben, daß es für alle anderen jchwer 
werden dürfte, diefem Gewichte entgegenzutreten, damit wäre 
der Reichsrath von vorneherein in zwei Theile zerfallen. Ich 
fimme daher dem Antrage des Freiherrn v. Geringer bei.“ 

3* 
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Reichsrath Freiherr v. Lichtenfels hielt es jedenfalls 
für zwedmäßiger, wenn nicht blos die Vorſtände zufammen- 
treten, fondern die Special-Comites felbft fi) mit einander 
verfländigen follten. Es würde dadurch der Gegenftand weit 
zmwedmäßiger für die Berathung der Hauptverfammlung vor- 
bereitet; die Meinungen taufchen fi) gegenfeitig aus, reiben 
fi ab und jondern ſich für eines oder das andere Amendement 
oder einen oder den andern Antrag, welcher johin die Grund- 
lage für die allgemeine Berathung bildet, wober der verſtärkte 
Reichsralh viel jchneller zum Ziele fommen würde und vieler- 
lei Reibungen und heftige Debatten vermieden werden könn⸗ 
ten. Er unterjcheide feine Anfiht von jener des Freihberrn v. 
Geringer darin, daß er glaube, es fei mit den Special- 
Comites anzufangen, welche aber dann ihre Meinungen umnter- 
einander vollftändig auszutaufchen hätten, und zwar nicht blos 
durch die VBorftände, weil dieje allein nicht die Repräfentan- 
ten der einzelnen Meinungen im Comité fein künnen. 

Nachdem fid) der Reichsrath Freiherr v. Geringer mit 
diefer Modification einverftanden erflärt hatte und ihr beige- 
treten war, bemerkte der außerordentliche Reichsrath Herr 
Dr. Hein: 

„Die Herren Vorredner haben alle die Wichtigkeit des 
Gegenftandes beleuchtet und ich kann e8 mir daher wohl er- 
fparen, darüber nod einige Worte zu fagen. Es find zwei 
Meinungen aufgetaucht über die Bildung des Comités. Beide 
Meinungen gehen in letter Linie dahin, daß die fänmtlichen 
Special-Comites, welche nad der Geſchäftsordnung aufgeftellt 
werden follten, fi) in ein ganzes größeres Comité vereinigen, 
welches dem fodann in der hohen Verſammlung zu haltenden 
Bortrage eine gewiſſe Einheit geben fol. Der Antrag bes 
Herrn Reihsrathes Grafen Elam gehtvon ber Anficht aus, 
es ſei am beften, daß urjprünglich gleich ein Comite gemählt 
werde, in weldem alle Meinungen und Schattirungen des 
Reichsrathes vertreten find, und daß diefes wieder Sub⸗Co⸗ 
mites bilde, welde die Specialarbeiten zur allgemeinen Be- 
rathung liefern. Die Anficht ded Herrn Reichsrathe Freiherrn 
v. Geringer im Bereine mit jener des Herrn Reichsraths 
Freiherrn v. Lichtenfels geht dahin, daf nad) der Geſchäfts⸗ 
ordnung die Special-Comit6s gewählt werden follen, melde 
dann dur ihre Obmänner und Berichterftatter zuſammen⸗ 
treten. Beide dieſe Anträge befeitigen in gewifler Beziehung 
den $. 5 der Geſchäftsordnung, denn nothwendigerweiſe wer- 
den doch mindeftens fünf, ſechs oder fieben Special-Comites 
aufgeftellt werben müfjen; wenn diefe fi num durch ihre Ab⸗ 
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georbneten, Berichterſtatter Obmänner (man möge diefe Mit- 
glieder nennen wie man wolle) vereinigen und zufammentre= 
ten, fo entfteht am Ende ein großes Comit6 von zehn, zwölf 
bis fünfzehn und mehr Perſonen. Die Geihäftsorbmung if 
alfo auch in biefer Beziehung umgangen. Wenn fie ſchon um- 
gangen werben foll, und ic) glaube, e8 wird bie unbermeid» 
ih fein, fo würde 1! mid nod am Tiebften dem Antrage 
de Reihsrathes Grafen Clam anſchließen, und zwar fon 
in der Betrahtung, daß, wenn ein kleineres Comit6 gewählt 
wird, im demfelben, ba wir nad) der relativen Stimmenmehr- 
heit wählen, jebenfallg eine Fraction des Heihsrathes immer 
die Majorität der Wahl hat und ſonach in diefem kleineren 
Comit& allein vertreten fein wird. Es ift die nothwendige 
— davon, daß fie dann allein auch in größeren gemeinſchafi⸗ 

Comiiss vertreten fein wird. Wird aber ein großes Co- 
mit urſprũnglich gewählt, fo ift e8 unvermeidlich, daß alle 
eingelnen $ractionen darin vertreten ericheinen, denn jo groß 
iR feine der Meimumgefdattirungen für fi allein, daß fie 
alein ihre Mitglieder im das große Comit& Bineinwählen 
Konnte. Sie iſt vielmehr gezwungen, aud die Meinungsfhat- 
tirmngen ber anderen Geite zu berüdfitigen, und daher 
iäließe ich mid aus dieſem Utilitätsprincipe der Meinung des 
gern Grafen Elam-Martinig an.“ 

Der a. o. Reichsrath v. Mailäth bemerkt, es fei das 
afte Mal, daf er in biefer Hohen Berfammfung das Wort 
greife. Er halte es für eine unerläßliche Pflicht, hier zu er- 
türen, daß er des Bortrages in deutſcher Sprache ungemohnt 
fi; er bitte daher um Entihuldigung, wenn nicht jedes Wort 
io dena abgewogen, fo maßvoll angewendet werbe, als dies 
vieleicht bei Tängerer Webung geſchehen würde. Nachdem fol- 
&8, wie er vermuthe, bei mehreren feiner Herren Collegen 
iu hall fein dürfte, fo gebe er der Hoffnung Raum, dafi die 
fer Inftand einerjeits eine milbere Auffafjung des $. 27 der 
Gefhäftsorbnung veranlaffen, anbererfeits aber nicht hindernd 
in ben Weg treten werde, daß die Veröffentli—hung der DBer- 
handlımgen nach den großherzigen Intentionen Sr. kaiſ. Ho- 
heit des Durlaudtigften Herren Erzherzog Reichsrath-Präfi- 
denten im jener Bollftändigkeit geſchehe welche ſowohl bie 
tiefgefühlten Wunſche ber Bevölkerung als auch unſere billi« 
gen Anfprüche erfüllt. Uebergehend zur Bagesordmung bemerkte 
dieſer Stimmführer, daß, wenn man über den Antrag des 
Harn Grafen Elam abflimmen wolle, man fid jedenfalls 
der Stellung bewußt werben müffe, die ber Neidje: bei 
Fräfung des Voranſchlages einzunehmen habe. 
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Sei dem Neicherathe jener höhere Standpunkt angewie⸗ 
jen, welden ber Redner aus den Worten Sr. ET. aboftol. 
Majeftät des Kaifers entnehmen zu dürfen geglaubt habe, fo 
fei jedenfalls die Prüfung des Boranfchlages und ſomit ber 
ganzen Sinanzlage des Staates nicht ſowohl Binfichtlic der 
materiellen Biffergruppe als auch hinfichtlich jener geiftigen 
Factoren zu behandeln, welche auf das ganze organiſche Staate- 
[eben folglich aud) auf den Staatshaushalt beftimmend ein- 
wirken. 

Um ſich nur eines Beiſpieles zu bedienen: wenn der Sak 
richtig ift, daß Feine Regierung theurer fei, als jene über 
Unzufriedene, jo müſſe aud) der Sat richtig fein, die billigfte 
und wohlfeilfte Regierung fei diejenige, welche die größten 
Maflen von Zufriedenen erzeugt. 

Diefe geiftigen Factoren nun in ihrem Complex könne man 
bei der Mannigfaltigleit und Berichiedenheit der gefammten 
ſtaatlichen Berhältnife nur dann überfehen und vollfommen 
würdigen, wenn im Comite felbft der Ausdrud aller Länder 
gruppen, aller Meinungsverfchiedenheiten und Niüancen ver 
einigt fei; aus weldhem Grunde fich diefer Stimmführer dem 
Antrage des Herrn Grafen Clam- Martinik anjdlof- 

Auch der a. o. Reichsrath Graf Bärkoczy flimmte die⸗ 
fem Antrage bei. 

Der a. 0. Reichsrath Graf Clam-Martinig glaubte, 
als Antragfteller noch dag Schlußwort ergreifen zu dürfen, 
um die gegen feinen urfprünglicden Antrag gemachten Ein- 
wendungen zu widerlegen. Er fprach zu dieſem Ende die fol- 
genden Worte: 

„Es ift ein Gegenantrag geftellt worden, der dahin lautet, 
daß die Obmänner der einzelnen Specialcommiffionen zu einem 
Gefammtcomite zu vereinigen wären. 

„Ich erlaube mir darauf nur zu bemerken, daß dies eine 
viel wichtigere und meitergehende Veränderung der Geſchäfts⸗ 
ordnung ift, als mein Vorſchlag. Es ift dies nämlich eine IN 
dDirecte Wahl des Comités, durch welche diejenigen Mitglieder 
beftimmt werden follen, welche über die wichtigften Fragen 
abzuftimmen hätten. , 

„Auch hier muß ich, wie ich ſchon früher gethan, an die 
zufälligen Umſtäude einer wechfelnden Majorität in den ein⸗ 
zelnen Special-Eomit&s erinnern. 

„Diefe zu vermeiden, fcheint aber eben nothwendig und £® 
ift daher der directe Weg einzufchlagen und das Comits felbi 
aus dem Plenum des Reicherathes hervorgehen zu Taffen, wor⸗ 
auf es fid) dann erfi in Special-Comits untertheile, 
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„Au auf die Einwendung Sr. Ercellenz des Herrn Gra⸗ 

fen Hartig erlaube ich mir hier zurückzukommen. Mein An- 
trag ift nicht dahin zu deuten, daß 21 Mitglieder über Fach⸗ 
gegenflände |prechen werben. Ic) babe in meiner Begründung 
—— daß dieſem Comité die Möglichkeit gegeben fein müffe, 
4 für die einzelnen Fachgegenſtände nad ber Natur unb 
Eintheilung des Gegenflandes wieder in lnterabtheilungen 
zu vertheilen, und lafje die Frage dahingeftellt, ob bei der 
Untereintheilung nicht noch eine weitere Verſtärkung durch 
Sehmänner nöthig fein wird. Ich glaube daher, daß die Frage 
eüglich der Specialbubgete durhans nicht dahin zu verſte⸗ 
en jet, al8 ob immer alle 21 Mitglieder das Specialbudget 
m berathen hätten. Sie haben das Ganze in feinen leitenden 
Grundſätzen zu berathen und die Ergebniffe der Speciaf-Eo- 
mies znfammenzufaflen, 
„Es iſt auch erwähnt worden, daß der Reichsrath dadurch 
in zwei Sractionen getheilt und dann in pleno gegenüber bem 
Lmite von 21 Mitgliedern geſchwächt würde, und nicht mehr 
die freie Berathung und Entſcheidung hätte. Ich glaube, dieſe 
2 find noch nicht die Majorität des — ſo daß 
Ielhft die im Comité nicht vertretenen Mitglieder jedenfalls 
die Majorität bilden; aber ich glaube nicht, baf eine Oppo⸗ 
ion zwifchen Reichsrath und Comité entftehen bürfte, fondern 
daß diefes letztere der getrenefte Ausdruck der verſchiedenen 
Anfihten und Meinungen des ganzen Reichsrathes und gleich- 
ſam ein Miniaturbild desfelben fein werde, damit fi) dieje 
Reinungen früher gegenfeitig ergänzen und berichtigen, und 
ne Berathung fofort leichter und fließender vor fich gehen 
nme. 


„Dem Reichsrathe ift immer zulegt die Entfheidung vor» 
kalten, und bie Minorität im Comité kann fich leicht zur 
Rıjorität im Reichsrathe geftalten. Aber es ift nicht noth- 
wendig, daß bezüglich jeder einzelnen Frage ausführlide Stu⸗ 

und Debatten in pleno durchgeführt werden.“ 

Der a. o. Reichsrath Graf Hartig führte zur näheren 
Erläuterung feiner Meinung an, daß er einen leitenden Fa⸗ 
den ſchon in den Voranſchlägen vorausfeen müffe, und daß 
nad) feinem Wiffen in allen parfamentariihen Verhandlungen 
Eomiteg für die Fachgegenſtände gebildet werden und nicht 

den Ausdrud einer allgemeinen Meinung; würde das 
letztere behauptet, fo hebe man die Comités auf diefelbe Höhe 
ie den ganzen Reichsrath ober wie die ganze Berfammlung. 
3a diefer Beziehung könne er daher dem Antrage des Herin 
Grafen Clam nicht beiftimmen uud feine Meinung gehe dem⸗ 
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nad nicht dahin, daß das Komits blos aus Fachmännern be- 
ſtehen müfje, wohl aber müſſen einige fpeciele Fahmänner 
bineingewählt werben, und der Stimmführer glaube, daß der 
Zwed viel befier und volllommener nad dem Antrage des 
Meichsrathes Freiherrn v. Geringer erreicht werde, weil 
fonft bei 21 Mitgliedern wieder eine Unterabtheilung vor- 
kommt, auf welde der Reichsrath dann gar feinen Einfluß 
hat und die von einer herrfchenden Partei leicht dominirt wer- 
den könnte. . 

Der a. o. Reichsrath Graf Andräaffy flimmte ganz dem 
Antrage des Grafen Clam-Martinig bei und zwar aus 
dem Grunde, weil in Körperjchaften, die ſchon längere Zeit 
vereint beifammen waren, wo fich die gegenfeitigen Pofttionen 
genau feftgeftellt haben und die einzelnen Diitglieder ſich ſchon 
genau kennen, auch eine geringere Anzahl von Mitgliedern 
entiprechen dürfte. Aber hier, wo die meiften Mitglieder fich 
noch jehr wenig fennen, erſcheine dieſes Comits als ein glüd- 
Iiher Anfang, fich gegenfeitig Tennen zu lernen, Er müſſe 
darauf aufmerkſam machen, daß der Reichsrath beiläufig jech- 
zig Mitglieder zähle, die vorgeichlagene Zahl der Komttemit- 
glieder von 21 daher nur den dritten Theil der Geſammt⸗ 
zahl betrage. Bei fo wichtigen Angelegenheiten und Borlagen 
{heine diefe Anzahl durchaus nothiwendig, und er flimme da- 
ber volllommen dem Antrage des Grafen Clam bei. 

Der zweite Bice-Präfident Graf Noftiz ſchloß fi) gleich- 
falls dem Antrage des Grafen Elam an, zu deſſen Unter: 
flüßung er Folgendes als den Grund anführt, welcher ihm 
vor allem der wichtigſte ſcheine: Diefes Comite, welches das 
Budget in Gefammtberathung nimmt, müffe fo viel als mög- 
lich alle Meinungen des Reichsrathes wie alle Kronländer zu 
repräfentiren in der Lage fein. Es jei gewiß denjenigen Herren, 
welche parlamentariihen Verſammlungen öfters beigewohnt 
haben, befannt, wie fehr eine Verhandlung in pleno erleichtert 
und in ein georbnetes Geleife dadurch gebracht werde, wenn 
fi alle verjchiedenen Anfihten, die in pleno vorhanden find, 
fo zu fagen in ihrer geheimen inneren Organifation, bie mehr 
einen privatlichen Charakter an fich trägt, gegenfeitig vollkom⸗ 
men ausgefproden haben, und mande Äuberfe Spiten, die 

ch, dabei gezeigt, abgejchliffen wurden, wenn alle verichiedene 
Meinungen und Anfichten, die in der Gefammtverfammlung 
vertreten find, ſchon durch irgend einen Majoritäte- oder Mino- 
ritäts-Antrag eine prägnant ausgefprochene Faſſung erhalten 
haben. Dies fei eine der wichtigften Urſachen, warım ein 
größeres Comite nothwendig fcheine, weil eben wie ber Herr 
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Borredner erwähnte, bei einer Berfammlung, die ſich fo wenig 
fennt, wenn nicht im Eomite bie Sache vorhinein nach allen 
Gefichtspunkten durchgearbeitet wird, die Berathung in pleno 
eine äußerſt ſchwierige, vielleicht fogar aufregende werden kann, 
ja beinahe werden muß, was hingegen, wenn fich die gegen- 
kitigen Anfichten in einer freundlichen privatlichen Zufammen- 
bunft berichtigt, fo wie bei gegenfeitigem guten Willen und 
Nachgeben genähert haben, leicht vermieden werden Tann. 

Der a. 0. Reichsrath Biſchof Korizmits fafte die Auf- 
gabe des zu ernennenden Comites nicht dahin auf, daß es 
zur für das laufende Jahr die Ziffer zu prüfen babe, fon- 
dern dahin, daß es gewifle Principien für eine künftige Re- 
gelung des Staatshaushaltes feftzuftellen haben wird. Um 
tiefe ſchwierige Aufgabe zu erreihen, wird es zuträglich fein, 
die Repräfentanten aller Kronländer in Rüdficht auf die fpe- 
ciellen Berhältniffe derfelben im Comité vertreten zu willen, 
und weil dieſes Ziel durch den Antrag des Reichsrathes Gra- 
m Clam ganz beftimmt erreicht wird, ſtimme er auch fei- 
nerjeitß für dieſen Antrag. 
„der a. o. Reichsrath Freiherr v. Erggelet war gleid)- 
jals mit dem Antrage des Grafen Clam einverftanden, weil 
2 Mitglieder mehr ſehen als fieben, und weil, wenn das 
Comite aus Mitgliedern verfchiedener Nationalitäten zufam- 
mengefet fei, es die verichiedenen Bedürfniſſe am beiten zu 
beurtheilen in ber Lage fein wird. Nur fcheine es nöthig, daß, 
ben man die Ausgaben, wovon uns ein Theil vorliegt, prü- 
im fol, auch die Einnahmen zu fennen; denn bevor man 
nit weiß, was man einnimmt, fann man auch nicht bered)- 
am, wie viel man auszugeben hat. 


‚Der Leiter des Finanzminifteriums, Reichsrath v. Plener, 
nette, daß die Mittheilungen der Voranſchläge fort» 
Meiten und hoffentlich in längftens 14 Tagen in den Hän- 
den der hohen Berfammlung fi) befinden werben. Was na- 
Match den Voranſchlag für die Einnahmen betrifft, jo dürfte 
Manch noch früher zu Stande fommen, und es könnte eine 

mariſche Zufammenftelung von dem Gefammtergebniife 
kr Einnahmen aud in nod kürzerer Zeit vorgelegt werden, 
aatürlich nicht bis in die Heinften Details und bis auf ge 
ige Zifferanfäte, aber doch noch immer geeignet, um ein 
ülgemeines Bild darüber zu geben, worin die vorausfidt- 
he Einnahme im Jahre 1861 beftehen werde. 

Das dürfte jedoch. nicht hindern, daß die Berathungen 
Ion jet beginnen können, weil immerhin Materialien genug 
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geboten feien, um zu beurtheilen, wie viel Bededung vorhan- 
den fet und wie viel bewilligt werben könne. 

Der a. o. Reichsrath Graf Auersperg, fi den von ver- 
ſchiedenen Seiten vorgebrachten Mittheilungen zur Unterſtützung 
des Antrages des Reichsrathes Grafen Clam anſchließend, 
erflärt noch daranf aufmerkfam machen zu wollen, daß von 
Seite zweier ber letzten Reduer ein Princip aufgeftellt wor- 
den fei, welches bei den Wahlen leicht mißleiten fönnte, näm- 
lich das Princip, daß jedes Kronland im Comité vertreten 
fein folle. Graf Auersperg glaubt, daß dadurd) den Be- 
rathungen eine Feſſel angelegt würde, welche die Sache nicht 
wejentlich fördere, und er ſei überzengt, daß durch eine grö- 
fere Anzahl von Comite-Mitgliedern die Vertretung der ein- 
zelnen Kronländer fchon gewahrt ſei. Es hätten auch gewiſſe 
Kronländer ihre gemeinfamen Gruppirungen, welche gemein- 
ſchaftliche Intereffen verfolgen, jo daß wirklich nit zu be- 
forgen fei, e8 möchte irgend eine größere Kronländergruppe 
übergangen werden. 

Auf die Bemerkung des Vicepräfidenten Grafen Noftiz, 
daß feine Meinung nur dahin gegangen jet, diefe Bertretung 
nad) Möglichkeit anzubahnen, was mit der Zahl vou 21 Mit- 
gliedern leichter geſchehen könne als mit fieben, erwibderte 
Reichsrath Graf Auersperg, er würde die Sache nicht auf- 
gegriffen haben, wenn nidt ein fpäterer Redner diefelbe noch⸗ 
mals in Betracht gezogen hätte. 

Der Reichsrath Graf Almäjy unterftüßte den von dem 
Reichsrath Freiherrn v. Lichtenfels mobdificirten Antrag 
des Reihsrathes Freiherrn v. Geringer. 

Se. Tail. Hoheit der Herr Reichſsraths-Präſident be- 
mertte ſchließlich: 

„Es haben fi) drei Meinungen Hinfihtlich der Bildung 
von Comit&s herausgeftellt, und zwar: 

a) für ein Hauptcomite mit Filialen nad) dem Antrag 
des Reichsrathes Grafen v. Clam- Martinig, dann b) für 
Bildung von Theilcomites, welche fich dadurch vervollftändigen 
follen, daß ihre Obmänner und Berihterftatter zufammen 
fommen, ober c) daß diejelben in einen Geſammtkörper zu- 
fammentreten.“ 

Se. kaiſ. Hoheit Tiefen demnad zur Abſtimmung über den 
Antrag des Herrn Grafen Elam-Martinig ſchreiten. 

Der Bice- Präfident v. Szögyeny bradte fohin diefen 
Antrag mittelft Namensaufruf zur Abftimmung, welde eine 
ee Majorität für den Antrag des gedachten Gra- 

en ergab. 
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Der Herr Reichsraths - Präfident erklärte, diefen Antrag 
Sr. Majeftät zur Allerhöchſten Enticheidung unterbreiten zu 
wollen. Zur Bildung des Comités, fuhr Se. kaiſ. Hoheit fort, 
werde natärlich erft in der nächſten Sitzung gefchritten wer- 
den können, und e8 werde die Wahl der Mitglieder diejes 
Eomites auf die Tagesordnung für die nächſte Sitzung ge- 
feöt werden. 

Ebenfo werde die Grundbuchs⸗Ordnung, wovon Ge. Tail, 
Hoheit Eremplare an die Herren Reichsräthe austheilen lieh, 
and für eine der nächſten Sigungen auf die Tagesordnung 
gelegt werden, damit fidh die Herren Reichsräthe fodann über 
die Art der Behandlung diefer Vorlage ausſprechen können. 


Dritte Sitzung vom 6. Juni 1860. 


‚su der am 6. Juni d. I. abgehaltenen Sigung des ver- 
fürften Reichsrathes theilte Se. kaiſ. Hoheit der durchlauch⸗ 
fe Herr Erzherzog Reichsraths⸗Präſident der Berfammlung 
mt, es haben Se. Majeftät mit allerhödjfter Entſchließun 
vom 5. Juni 1860 allergnädigft zu geftatten geruht, daß nad 
im Autrage des verftärkten Neihsrathes ausnahmsmeife für 
die Bearbeitung des Staatsvoranſchlages ein Comité aus 
iiner größeren als der im 8. 5 der Geſchäftsordnung vorge- 
ſehenen Anzahl von Mitgliedern — bis zur Marimalgränze 
von 21 — gebildet werde, welches Allerhöchſtdieſelben zugleich 
in ermädtigen fanden, aus feiner Mitte für je einen oder 
mehrere Theilvoranſchläge Unter-Eomites zu wählen, beren 
Irheiten im Gefommt-Comite zu prüfen und in Einklang zu 
fingen fein werden, bevor fie in der Plenarverfammlung tm 
Bortrag kommen. 

Graf Elam-Martinit beantragte fohin, e8 möge die 
hohe Verſammlung für jene allergnädigfte Geftattung ihren 
umtertbänigften Dank ausſprechen und Se. kaiſ. Hoheit bitten, 
—* Dank an den Stufen des allerhöchſten Thrones nieder- 
jnlegen. 

Zum Zeichen der einftimmigen Billigung diefes Antrages 
erhob fh die ganze Verſammlung. 

Als ſonach über Aufforderung Sr. kaiſ. Hoheit zur Wahl 
der Eomite-Pitglieder mittelft Abgabe unterfertigter Stimm«- 
witel gefcgritten wurde und der lebenslängliche außerordent- 
ühe Reichsgrath Graf Hartig nnter der Zahl der Gemwählten 
war, bemerkte diefer, daß er durch fein vorgerüdtes Alter 
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und geſchwächtes Sehvermögen gehindert fei, fi den an- | 


firengenden Arbeiten als Dtitglied eines zur Prüfung des 
Staatsvoranfhhlages berufenen Comités zu unterziehen, und 
daher bitten müfle, ihn von der auf ihn gefallenen Wahl zu 
entheben. Es wurde hierauf von Sr. kaiſ. Hoheit nachſtehen⸗ 
des Abftimmungs-Ergebniß kundgemacht: 

Io Stimmenmehrheit erſcheinen zu Comitoͤ⸗Mitgliedern 
gewählt: 

asRitter v. Kraiugfi, 

—— v. Reyer, — 

Graf Anersperg —— 

Dr. Hein — 

m Edler v. Mayer, 

del Sürft € edo-Mannsfeld, 

@ Seeiherr v. Sokes evits — 


r. Straßer, — 
Ay iger mayer, 
ug Graf Andralıy, 


gelitten v. Faaptezand, 
an 


Graf Merc In, — 


aufs Graf A yi, 
u$8 Graf Clare Wartinig, 
Graf SETilien, — 
mv Sabritsbefiger Schöller, = 
u Baron Salvotti, 
3 Graf ©; cjen, 
«ve Für Miersper 
Ad und v. Möcföonye. w 
Der durdlaudtigfte Herr Erzherzog Reichsraths-Präfident 
bemerkte fjchließlih, es werde nunmehr Sache de8 Comités 
fein, aus jeiner Mitte den Obmann und die Unter-Comites 
zu wählen, fowie bie Voranſchläge in Gemäßheit der oben- 
nen allerhöchſten Entihließung in Berhandlung zu 
nehmen. 


Dierte Sitzung vom 8. Juni 1860. 


Se. kaif. Hoheit der durchlauchtigfte Herr Erzherzog Reich 8- 
rathspräfident eröffnete die Situng des verftärkten Reichs⸗ 
rathes vom 8. Juni 1860 mit der Mittbeilung, daß Se. ET. 
Apoſtoliſche Majeftät den in der letzten Situng vom 6.d. M. 
ausgefprochenen Dank der Berfammlung für die allerhöchfte 


«ln. 
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Genehmigung des Antrages, zur Bearbeitung “ Staats- 
voranfhlages ausnahmsweiſe ein Comité von 21 Mitgliebern 
biden zu dürfen, huldreichſt zur allerhöchften Kenntniß zu 
nehmen geruhten. Diefe Mittheilung wurde Seitens der Ver⸗ 
ſammlung mit einem dreimaligen Hoch aufgenommen. 

Hierauf erwähnte Se. Taif. Hoheit, daß, bevor zur Tages- 
ordnung gefchritten werde, der aus Siebenbürgen eingelangte 
Raderath dv. Jakab b zur vorgefchriebenen Eidesleiſtüng zu- 
nlafien ſei. 

Nah gefhehener Eidesabnahme bemerkte Se. kaiſ. Hoheit, 
ken erften Gegenftand der heutigen Tagesordnung bilde der 
Entwurf der von Sr. Majeftät dem verftärkten Reichsrathe 
it Begutachtung überwiefenen Grundbuchsordnung, und e8 
werde fi) Hierbei zunächſt um die Frage panbeit, ob dieſer 
Örgenftand in pleno zu berathen, oder ob er einem Comits 
A übermeifen fei. 

Der außerordentliche Reichsrath Graf Bärloczy ergriff 
ads Wort, und äußerte fich in folgender Weife: 


‚ Raiferliche Hoheit! 
Hochverehrte Berfammlung! 


„Ichh glaube, daß bei dem vorliegenden Gegenftande, der 
derathung der Grundbuchsordnung allerdings zuerft die Frage 
ArErörterung gelangen müffe, ob diefe Angelegenheit in pleno 
M verhandeln ſei, oder ob zu ſolchem Ende ein Comité ge- 
het werden folle. Ich glaube kaum, daß triftige Gründe 
die Berhandlung in pleno obwalten, und bin vielmehr 
MM überzeugt, daß die Mehrheit der hohen Berfammlung ſich 
At die borläufige Ueberweiſung des Gegenftandes an ein &o- 
rite entſcheiden werde. Bevor aber zur Wahl der Mitglieder 
“8 Gomites gefchritten wird, wäre meines Erachtens eine 
dorfrage zu erledigen, von deren Löfung das fernere Scdjid- 
U des Gegenftandes diefer Verhandlung abhängen wird. Das 
M mählende Comité befigt jetzt allerdings feine nähere In⸗ 

ction, und eine folche verträgt fi aud) durchaus nicht mit 
der Natur der Sache. Aber über den Grundfag muß ſich bie 
he Berfommlung vor Allem mit Klarheit ausfpredhen, ob 
8 überhaupt die Aufgabe des verftärkten Neichsrathes bei 
Urathung diefer Grundbuchsordnung fein werde, eine folde 
fir das Gefammtgebiet der Monarchie, und in welder Form 
A Stande zn bringen. 

»In diefer Beziehung erlaube id) mir mehrere vorläufige 
denerlungen zu machen, welche wohl geeignet fein dürften, 
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einiges Licht über den Gegenfland unferer Erwägung zu ver- 
breiten. 


„Das Comité, es mag dasfelbe aus fünf oder fieben Dit- 
gfiebern beftehen, wird gewiß wie jede berathende Berfamm- 


ng von dem Gefihtspunfte ausgehen, daß die Majorität 
über die vorflommenden Anträge zu entjcheiden habe. 


„Ich fege den Kal, von 7 Mitgliedern würden A für die . 


Berbandlung der Grundbuhsordnung flimmen, jo würbe ben | 


andern 3 Comits- Mitgliedern nichts übrig bleiben, als fich 


der Majorität zu unterwerfen, und in die betaillirte paragra- 
phenweife Verhandlung des Gegenflandes einzugehen. Um dem 


vorzubeugen, muß fi aljo meines Erachtens die hohe Ver⸗ 


ſammlung vorerft über bie Frage ausſprechen: If e8 Aufgabe 
des Eomites und wird e8 gewunſcht, daß dasjelbe alljogleih 
eine bdetaillirte Verhandlung beginne, oder foll dasfelbe nicht 
vor Allen über das Princip der Grundbuchsordnung berathen 


und darüber der Plenarverfammlung Bericht erftatten? 


„Das ift, glaube ich, die Aufgabe, welche zunächſt zu Löfen \ 
wäre, und worüber ich noch die nachfolgenden Betrachtungen 
vorzubringen mir erlaube. Ich bin nämlich der Anfidt, daß 


der allgemeine Ausgangspunkt des vorliegenden Entwurfes . 
der Grundbuchsordnung ein verfehlter fei, und ich berufe 
mi diesfalls auf die Erfahrung, welde man bei der Ge⸗ 

fe letztere, gleichfalls mit der . 


meindeordnung gemadjt hat. Die 


213 


Giltigfeit für die ganze Monarchie erlafien, 365 Paragraphe 
umfajfend, und bereits feit länger als einem Sabre allgemein ' 
fundgemacht, hat fich, obgleid mit vieler Sorgfalt und Gründ- 
lichleit ausgearbeitet, doch praktiſch als nicht ausführbar er- ' 


wiejen, weil hiebei die localen Verhältniſſe der verjchiedenen 


Provinzen nicht im Auge behalten, und weil nicht je na 
denfelben auch verfchiedene Vorſchriften erlaffen wurden. 3 


glaube, wir gehen mit dem Operate ber —— 


em gleichen Schickſale entgegen, und deßhalb kann ich mi 


nicht dafür erklären, daß der verſtärkte Reichsrath und das 


von ihm einzuſetzende Comité fi) mit dem Detail des vor⸗ 
liegenden Entwurfes bejchäftige, und durch die üÜbergroße Zahl 


ber zu berathenden Baragraphen enden erdrüdt werde, 


während doc vorausfichtlich eine 
ordnung für ſämmtliche Provinzen niemals praftifh ausführ- 
bar fein wird. Allerdings ift fhon in den Artikeln 1., 2, 3 
und 4. des entworfenen Kundmadhungspatentes auf bie Ver⸗ 
fhiedenheit der Provinzen iu fofern Rüdfiht genommen, ie: 
ihrer wenigftens Erwähnung geſchieht, aber ich glaube, ba 


olche allgemeine Grundbucdhs- 


Rede ded Grafen Bärloczy. 47 


ſolches wicht genügt, und Hieburch die bei fehr vielen Berfonen 
entflandenen gegründeten Beforgniffe nicht behoben wurden. 


‚ „Nehmen wir die Sachlage wie fie wirklich ifl. Schon feit 
vielen Fahren befigt Oeſterreich ein georbnetes, und zwar ein 
zweifaches Grnundbuch, nämlich: die Landtafel für die herr- 
ſchaftlichen Gründe und das Grundbuch, welches ehemals bei 


den vormaligen Herrſchaften geführt wurde, für die bäuer- 
lichen Gründe. 


„Bei der Organifirung der Bezirksämter in den Jahren 
1550 nnd 1851 wurde durch das Juftizminifterium angeordnet, 
die bisher beftandene aölonderung zu befeitigen. Die bäuer- 
fihen Gründe wurden johin bezirtsweife geordnet und bei den 
Bezirisämtern verbucht. Bei den Landtafelgütern bezmwedte 
man den gleihen Vorgang, fließ jedoch in der Ausführung 
auf jehr bedeutende, ja unüberwindliche Hinderniffe. In Böh- 
men wurde die Sade im Jahre 1852 particularifirt, die Be⸗ 
Aptitel wurden nicht allein verſchieden umfchrieben, fondern 
and beſonders ausgeſchieden. Im Allgemeinen erſcheinen in 
der Landtafel die Grundftüde der adeligen Befiter. Auf diefe 
Güter find viele Schulden hypothecirt und intabulirt. Vei der 
Organifation im Jahre 1850 wurden die Gutscomplere zer- 
nifien, was ſelbſtverſtändlich zur Folge hatte, daß der Schulden- 
Band nicht Überfichtlich, fondern in mehreren Bezirken getrennt 
angetragen erſcheint. Hiedurch verliert die Hypothek in ge- 

iſſem Sinne ihre Wefenheit; man müßte nämlih immer 
zur einen beflimmten Theil des Gutes belaften, die ganze 
Schuld repartiren, fie auf bie einzelnen Aeder, Wieſen, Wäl⸗ 
der u. ſ. w. vertheilen, Die Nachtheile hievon und die Schmwie- 
rigleiten der Durchführung find Har, und es iſt wohl nicht 
zu zweifeln, daß Gleiches aud in anderen Provinzen, wo be- 
reits die Landtafel und die Grundbücher beftehen, zur Geltung 
glangen dürfte. Was aber insbefondere Ungarn betrifft, fo 
muß ıch gefteben, daß im dieſem Lande noch größere Bedenken 
sbwalten, die jebige Grundbuchsordnung, welde kaum erft 
ws Leben gerufen wurde, auch fortan gebrauchen zu können. 
Ich will mid nit in eine Kritik einfaften, ob man recht ge⸗ 
than oder nicht, die Grundbücher in deuticher Sprache einzu⸗ 
führen; viele Böswillige glaubten darin einen Germaniſtrungs⸗ 
verſuch zu erbliden. Ic enthalte mich hier, wie gejagt, jeder 
Kritit, aber jo viel muß ich aud als thatſächlich conflatiren, 
daß dadurch auf die Einführung des Grundbuches jelbft, melde 
«le zwedmäßig und nothwendig bereits von mehreren Land» 
tagen eifrig betrieben worden war, ſchon im voraus ein ighgt- 
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ten ‚geworfen, und ihr die öffentliche Meinung nidt günftig 
wurde. 

„Ein zweiter Bunkt, welcher in Ungarn große Wichtigkeit 
befitst, ift der, daß fich nicht nur bei Privatperfonen, fondern 
auch bei Beamten des verichiedenften Ranges, welhe während 
längeren Bermweilens in Ungarn ſich mit den bortigen Ber⸗ 
hältniffen näher vertraut madten, die Ueberzeugung bildete, 
die ganze Einführung der Grundbücher dafelbft jet eine ver- 


frühte, weil man nicht die nöthige Rüdficht auf die noch nicht | 
commaffirten Grundftüde genommen babe. Belannti) wurde 
durch das Taiferliche Patent vom Jahre 1853 janctionirt, Da 


die Zufammenlegung der Felder für Ungarn zu gelten babe. 
Bis zum Jahre 1858 war ein Theil commaffirt, der größere 
Theil aber (ungefähr zwei Drittheile oder drei Viertheile) war 
nit regufirt. Selbftverftändlich erhoben ſich Beſorgniſſe bei 
denjenigen, für welche die Einführung des Srundbndes wich- 
tig war, die Beforgniffe nämlich, ob Hinfichtlich der commaf- 

firten und nit commaffirten Gründe Fein Unterfchied gemacht 

würde. Anfangs hieß es, daß die Grundbücher bloß für com- 

maffirte Gründe gelten, fpäter jedoch bat man troß der viel- 

fachſten, eindringlichſten Vorftelungen von Privaten ſowohl, 
al8 von Gerichts- und Bermaltungsbeamten, die Sade in 
ber befannten Weife geregelt. 

„Es war fchwer zu begreifen, warum bei der Operation 
binfihtlih der commaffirten und nicht commalffirten Ortichaf- 
ten feine Unterfcheidung gemacht wurde, nachdem es doch Mar 
ift, daß der Act der Commaflation mehrere Sahre in An- 
jprud) nimmt, daß derjelbe auf Koften des Beſitzers vor fich 
zu gehen bat, und daß, wenn die Commaflation vollzogen ift, 
der genaue parcellenweije Stand des Befites volllommen im 
Evidenz gehalten, und die Verbuchung eines jolhen commaf- 
firten Befites in den öffentlichen Büchern fehr Leicht geichehen 
Tann, jo daß dann gar nichts weiter vorzufehren gewefen fein 
würde, als die Laften zu fpecialifiren und fie auf die einzel- 
nen Sypothefen auzuwenden. Diefe Nüdfichten wurden jedoch 
nicht beobachtet, und ich halte es für meine Pflicht, bier zu 
erwähnen, daß wohl eines der flärkftien Argumente für diefen 
Borgang in dem Wunſche beftand, die Anzahl der Beamten 
zu vermehren, was auch wirklich geſchah. Es wurden ſehr 
wenige, ja faft gar feine aus Ungarn, fondern meift nur folde 
aus fremden Provinzen verwendet, und man glaubte ein Dio- 
tiv der Humanität für diefen Zwed in Anſpruch nehmen zu 
müflen, damit im alle eines Umſchwunges die Eriftenz der 
Beamten nicht in Frage fomme. Die gleihen Humanitäts⸗ 
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rũckſichten bet man im Sabre 1850 nicht beobachtet. Damals 
waren e8 meift ungarifhe Beamte, welche entlaffen wurden, 
ohne daß für fie die nämlichen Humanitätsrüdfichten gegol- 
ten hätten. 

„Ein dritter Umftand bezüglid) Ungarns ift der, daß bie 
Sandtage von jeher die Einführung des. Grundbuches ver- 
langten, welches ja immer und mit Recht als die Baſis des 
Privatbefiges galt, und als folche insbejondere bei Befiß- 
verändernngen für nothwendig gehalten wurde, Es war dies 
ihon ein Verlangen der Landtage von 1830, 1834 umb 1836. 
Nahdem wir nun in neuefter Zeit, zufolge des kaiſerlichen 
Handfchreibens vom 19. April J. J., die begründete Hoffuung 
haben, und wohl fein Ioyaler Unterthan daran zweifeln wird, 
dag Ungarn bald das Glüd haben wird, einen Laudtag zu 
befiten, fo glaube ih vor Allem, daß diefer Gegenftand der 
Grundbuchsnorm zu den Provinzialfahen, und als folcher 
zunähft vor den Landtag gehört, daß er fomit jet nicht fei- 
wer ganzer Ausdehnung nad der Berathung zu unterziehen 
jem wird. 

„Dieß find meine Bedenken in diefer Sade, und id 
Idließe meinen Vortrag mit dem Wunfche, daß, wenn bie 
hohe Berjammlung fih für die Zufammenfegung eines Co- 
mites entichließen follte, hiebei weder. eine Inſtruction, noch 
eine fonftige theilmeife Richtſchnur feftgeftellt, fondern über 
den Grundſatz felbft ein Beſchluß gefaßt werden möge: Ob 
das Comité fi) ohne Rückſicht anf eine Majorität oder Mino⸗ 
ntät im demfelben in die Frage der Details einzulaflen, oder 
ob es die Aufgabe Habe, die allgemeinen Gründe gegen ein 
detaillirte® Eingehen in diefes Operat Aufommenzufaffen, und 
darüber an die hohe Verſammlung Bericht zu erftatten.“ 

Nachdem der a. o. Reichsrath Herr Graf Bärkloczy feine 
Rede geendet hatte, erhob fi der Herr Juſtizminiſter Graf 
Nadasdy zu folgender Erwiderung: 

„Sch werde feinesfalls in das Detail eingehen, da diejes 
zur in die Sitzungen des Comités gehört. Ic will mid da- 
ber im Allgemeinen darauf befchränfen, hervorzuheben, daß 
die Grundbuchsordnung, ihrer Natur und meiner Anficht nad, 
jür die ganze Monarchie eingeführt werden muß, und zwar 
mit der Zeit auch für jene Provinzen, weldhe gegenwärtig in 
dem Patente noch ausgenommen find, wie Iſtrien, Dalmatien, 
das venetianifche Königreich und die Militärgränze, in welchen 
Provinzen. Iebigii ——— ae find, daß die 
Einführung der Grun er nung auf eine fpätere Zi u: 


hoben werden muß. Ic glaube, daß das mat 






‘ 
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in ber ganzen Monarchie Eines if, nämlich das allgemeine 
bürgerliche Geſetzbuch. Das formelle Recht, welches mit dem 
materiellen übereinfimmen muß, macht e8 unnmgänglich noth- 
wendig, daß aud die Grundbuchsorduung (als formelles Redt) 
für die ganze Monarchie eine und diefelbe fei. Uebrigens if 
von Seite des Yuflizminifteriums dafür Sorge getragen wor: 
den, daß, fo weit als in dem verfchiedenen Kronländern be⸗ 
fondere Rüdfihten vorherrihen, aud den vorhandenen ver- 
fhiedenen Bedürfniffen Rechnung getragen werde. 

„Es ift ferner von dem geehrten VBorredner die Frage zur 
Sprade gebracht worden, ob die Landtafeln zerriffen werden, 
ober ob fie fortbeftehen jollen, wie fie gegenwärtig find. Diele 
Frage Tiegt jedod, wie ih mir zu bemerken erlaube, dem 
Reichsrathe gar nicht zur Entſcheidung vor. Ich Habe fie jelbft 
Sr. Majeftät dem Kaifer, unferem allergnädigften Herrn, no 
nicht vorgelegt. Sie wird vielleicht dereinft in den Landes⸗ 
vertretungen verhandelt werden, nnd man muß daher ab- 
warten, ob man feiner Zeit die Landtafeln beibehalten, oder 
fie in verſchiedene Theile jondern wird. 

„Was nun fpeciel Ungarn betrifft, fo ift die worfiegende 
Frage mit Beziehung auf diefes Land noch ganz unentfdieben. 
Es find zwar Grundbücher angelegt, aber es ift nocd nid! 
feftgeftellt, ob eine Landtafel für den adeligen Grundbefit ober 
ob mehrere Landtafeln, ob etwa für jedes Komitat eine eigene 
beftehen wird. Alle diefe Fragen find ferneren Verhandlungen 
vorbehalten, und falls Se. Majeftät felbe dem ungariſchen 
Landtage zumeifen follte, fo wird derfelbe Gelegenheit haben. 
barüber zu berathen. 

„Mit großem Bedauern habe ich aus der Rebe bes Herr 
Grafen von Bärkoczy entnommen, daf er den ganzen Ent- 
wurf der Grundbuchsordnung als verfehlt bargeftellt hat. Es 
ift fehr ſchwer, hierauf eine Antwort zu ertheilen, denn id 
müßte zu diefem Ende hier in das Detail des Entwurfes ein‘ 
gehen. Ich werde mid aber blos anf den praftifchen Erfolg 
in diefer Angelegenheit berufen. Es ift Fr daß der Ent⸗ 
wurf ein verjeblter fei, aber nad dem praftiichen Erfolge N 
Ungarn zu urtheilen, dürfte dies doch nicht fo ganz der Fall 
fein. Schon gegenwärtig find in Ungarn, Eroatien, Slavonien, 
dem Temefer Banat und der Woiwodina die Grundbüder 
zum größten Theil in Wirffamfeit, 7900 Gemeinden in 19 
bis 19,000 Grundbuchsprotofollen mit 15 Millionen Parcellen 
aufgenommen und faft 3'/, Millionen Grundbuchstörper, welche 
umgebunden und theilbar find, dann nahezu eine Million Grund⸗ 
buchstörper, welche untheilbar find, als ganze Seffionen auf 


Rede des Grafen Nädasdy. 51 


gemerkt. Der Erfolg dieſer Aufnahmen bewährte ſich dermaßen, 
dag zu Anfang des Jahres 1855 bereits 109 Millionen Gul⸗ 
den aus den alten Intabulationen in die neuen Grundbücher 
übertragen waren. Und in dem furzen Zeitraum von brei 
Sahren wurden neuerdings 123 Millionen Gulden grund- 
büderli aufgenommen. Diefe Daten Tiefern wohl ben beften 
Beweis, daß in Ungarn der Wunſch lebhaft war, ein geord- 
nete8 Grundbuch zu befiken, denn ohne dasfelbe fehlt es an 
jedem NRealcrebite, mindeftens ift er ungemein ſchwierig, uud 
fällt es jchwer, Capitalien auf Realitäten zu erlangen. Ich 
made darauf aufmerkjam, daß wahrjcheinlich der geehrte Herr 
Borredner diefem entgegnen wird, der Artilel 21 des Geſetzes 
vom Jahre 1844 ftelle es jedem Adeligen frei, felbft das Grund- 
buch anzulegen, den Grundbefig geometrifch zu vermeffen, durch 
eine Deputation zu revidiren, und das Grundbud bei dem 
Somitate führen zu laffen. Im Jahre 1844 wurde dieſer Ar- 
titel zu Stande gebradjt. Allein bis zum Sahre 1847 geſchah 
meines Wiffens Tehr wenig, vielleicht gar nichts. 

„So viel weiß ich, daß man bei der Einführung des Grund- 
Endes zwar trachtete, ein derartiges Operat zu befommen, 
aber e8 wurbe mio geliefert, und man mußte die Sache neuer- 
dings von vorne beginnen. 

„a8 nun die Frage der Majorität im Comité felbft be- 
trifft, jo glaube ic), daß nad) den Statuten und der Geſchäfts⸗ 
ordnung zwar die Stimmenmehrheit im Comité enticheidet, 
daß es jedoch jedem Eomite-DMitgliede freifteht, eine entgegen- 
gefeßte Meinung zu haben, und daß, wenn das Komite es 
aothwendig erachten follte, bevor es in die Berathung der 
Details eingeht, eine PBrincipienfrage vor die Plenarverfamm- 
fung zn bringen, der Obmann des Comités die Pflicht habe, 
dies dem hoben Präfidium zur Kenntniß zu bringen, weldhes 
fodann diejen Gegenftand auf die Tagesordnung fegen, und 
der — net geben dürfte, ſich über die 
Principienfrage auszuſprechen. 

„Bei dieſem Anlafje wäre auch die Möglichkeit geboten, 
das jener Theil des Komitees, welcher in der Mlinorität fein 
follte, feinen Borfchlag begründen könne, und die hohe Raths⸗ 
verfammlung würde dann entfcheiden, ob der Majorität oder 
ob der Minorität Recht zu geben ei. 

„Was die gleihfalle von dem geehrten Herrn Vorredner 

eregte Frage der Sprade betriff ‚ fo erlaube id) mir vor 
Allen zu bemerken, daß Herr Graf Baͤrkoczy über bie 
Sade nicht richtig informirt zn fein fcheint. Die Grundbücher 


werden im größten Theile des Großwardeiner Gebietes, im 
4* ı Ai. 
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Dedenburger Gebiete und im Peſther Ober - Landesgerichts- 
Sprengel ihrer Mehrheit nad in ungarifher Sprade ge- 
führt. Im Liptaner und Trentſchiner Comitate trat die Frage 
hervor, in weldher Sprache die Grundbücher zu führen feien. 
Hätte das Inftizminiftertum angeordnet: „nad der Sprache 
der Bevölferung,“ fo würde das Grundbud in flovafifhher 
Sprache zu führen gewefen fein, denn im Liptauer Comitate 
befinden ſich vielleicht nur hundert Ungarn, und ber weitaus 
größte Theil der dortigen Einwohner ift flovafiih. E8 wurde 
der Grundfat angenommen, nnd and feither von mir ſtets 
befolgt, daß das Grundbuch iu der Sprade der Majorität 
jeder Gemeinde, und aljo dort, wo der größte Theil ungarifch 
ft, auch in ungarischer Sprache geführt werben foll. 

„Gegenwärtig find die Verhandlungen wegen des Grunb- 
buches in dem Marmarofer Comitate im Zuge. Es find dort 
circa 12,000 Ungarn, 100,000 Ruthenen und circa 40,000 Ru- 
mänen. Bon dorther fam nun die Mittheilung, daß einige 
Gemeinden den Wunſch ausgeſprochen haben, die Grundbücher 
mödten in ungariiher Sprache geführt werden. Entichieden 
tft diefe reg noch nicht, weil ich bezüglich derſelben erſt er⸗ 
heben ließ, ob die betreffenden Gemeinden in ihrer Majorität 
ungariſch ſeien. Iſt die Bevölkerung daſelbſt der Majorität 
nad ungariſch, fo wird die Erfüllung des geftellten Begehrens 
feinem Anftande unterliegen; ift die DBevölferung aber eine 
vorzugsiweife rutheniiche, dann wird das Grundbud in ruthe- 
niſcher Sprade geführt werden. - 


„Ich glaube, im Sinne der Einheit der Monardie und 
nad der Abfiht Sr. Majeftät, wonach allen Nationalitäten 
gleihe Rechnung getragen werden, wonach ihnen gleiche Rechte 
und gleiche Pflichten zuſtehen follen, die Frage dahin enticheiden 
zu müflen, daß die Grundbücher einer jeden Gemeinde nad) 
dem Bormwiegen ihrer Nationalität geführt werden müſſen. 
Doch ift dies noch eine offene Frage, und fie wird feiner 
Zeit ferner in Angrifj genommen werden. Webrigen® babe 
ih die Verfügung getroffen, daß dort, wo deutſche Grund⸗ 
bücher beftehen, es Jedermann verlangen kann, daß dem 
Authenen eine ruthenifche, dem Slovaken eine flovakiiche, dem 
Ungarn eine ungarifhe und dem Rumänen eine rumäniſche 
Ueberjegung gegeben werde, und mit dieſer Borfehrung glaube 
ich genügt zu haben. N 

„Ich muß ferner um Entſchuldigung bitten, wenn id) in ande- 
ver Beziehung bemerke: es war nie die Meinung des Yufliz- 
minifteriums, ein Grundbuch einzuführen, um Beamten einen 
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Unterhalt zu verſchaffen, um ſelbe zu ernähren, ſondern weil 
es die Mehrheit gewünſcht hat. 

„Und ich glaube, meine Herren, Sie werden mit mir wohl 
einverſtanden ſein, wenn ich behaupte, daß dieſes Inſtitut des 
Grundbuches ſeit dem Jahre 1844 als eine dringend noth⸗ 
wendige Inſtitution anerkannt und die Einführung degſelben 
gewünſcht wurde, wobei ich zu meinem Bedauern nicht uner⸗ 
wähnt laſſen kann, daß wohl in Folge einer gewiſſen Indo⸗ 
lenz ſeit dem Jahre 1847 nichts geſchah. 

„Was nun ferner bie Frage der Commaſſation betrifft, 
jo bin ich mit dem Herrn Grafen Bärkoczy infofern ein» 
verflanden, als auch ich, meine Herren, im fange zu Jenen 
gehört Habe, welche glaubten, es fei doh Schade, in jenen 
Gemeinden, wo die Commaffation im Zuge ift, Grundbücher 
einzuführen. Sch felbft habe viel dagegen geichrieben und ge- 
jſprochen. Nachdem nun aber die Commaffation und Segrega- 
tion ſich fo lange verzögerten, Tonnten im Intereffe der Be- 
vöfferung jene Gemeinden nicht unberüdfitigt und ohne 
Srmdbuc, gelaffen werden, wo die Commaflation nod in 
Angriff zu nehmen ift, und ich konnte 3. B. in einem Comi⸗ 
tate nicht jagen, diefe Gemeinde werde rubricirt, fie erhalte 
em Grundbuch, jene dagegen nicht. Ich bin volllommen ein- 
verſtanden mit dem geehrten Herrn Borrebner, daß es eine 
iegr unangenehme Manipulation ift, welche bevorfteht, da in 
den Gemeinden, welche commaffirt und fegregirt haben, das 
eine Blatt des Grundbuches wird geändert werden müflen. 
Allein diefe Aenderung ift nicht fo bedeutend. Auf das Laften- 
blatt nimmt fie gar feinen Einfluß, denn in der Commaſſa⸗ 
tion und Gegregation muß jeder einzelne Theil denfelben 
Werth wieder befommen, ob ber Befiter feinen Ader und 
jeine Wiefe in der untern oder obern Ried habe, ob das be= 
treffende Object im Süden oder im Norben gelegen fei. 
Wenn aud) der einzelne Ader Kleiner wäre, fo muß doch das 
Ganze zufammen den gleihen Werth haben. Es ift aljo für 
den Gläubiger volllommen gleichgiltig, ob er auf das Ganze 
oder auf jeden einzelnen Theil intabulirt habe, ob er aus 
der untern oder obern Ried feine Entſchädigung nehmen müſſe. 
Es wird dieſe Umänderung, Rectifictrung und Parcellirung 
allerdings eine unangenehme zeitraubende Arbeit fein, und dazu 
wohl eine eigene Commiffion abgeordnnet werden müffen. 

„Ich weiß nit, ob ich damals, als diefe Sache eiuge- 
tührt wurde, aud) den Muth gehabt hätte, dazu zu rathen, 
denn ich hätte mich vielleicht ebenjo wie der geehrte Herr 
Straf Barkoczy dur die Größe und Koftfpieligkeit ber 
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Arbeit davon abſchrecken laſſen. Gegenwärtig aber, wo id) die 
Sade von ah praftifhen Seite fehe und fie gründlich Ten- 
nen gelernt Habe, kann ich aufrichtig verfidern, daß ich jetzt 
einer ganz anderen Anficht bin. 

„3m Temefer Banate, wo die Gemeinde St. Peter be- 
reits commaffirt nnd regulirt war, ift diefe Grundbuchsord⸗ 
nung ohne allen Anftand eingeführt worben. 

„Allerdings ift es wahr, daß ich Anftand genommen habe, 
darüber eine Verordnung zu erlaflen, wie die commaffirten 
und fegregirten Gemeinden in das Grundbud aufgenommen 
werden follen, Denn ich hatte vorerft abzuwarten, daß Se. 
Mojeftät die Grundbuchsordnung fanctionire und id) mid) 
baburd) in den Stand gefetst fähe, auf richtiger Bafis weiter 
zu bauen. 

„Sch werde in die Lage fommen, hierüber die WBefehle 
unſeres allergnädigften Herrn und Kaiſers einzuholen und fo- 
dann mit Allerhöchftdeflen Genehmigung bie betreffende Ber- 
ordnung hinauszugeben, wobei ich die Soffmung hege, Mittel 
und Wege zu finden, um ohne bedeutende Unkoften und Schwie- 
rigfeiten die Sache in Ordnung zu bringen. Inſofern alſo, 
als diefe Frage heute ohnehin nicht im Detail behandelt wer- 
den kann, fondern in diefer Beziehung in den Gefchäftsfreis 
des Comites gehört, glaube ich zur Aufklärung deſſen, was 
uns für jeßt angeht, in genügender Weife beigetragen zu haben.” 

Nachdem der Herr Juftizminifter feine Rede beendigt hatte, 
nahm der Reiherath Freiherr v. Salvotti das Wort und 
erinnerte daran, daß e8 ſich für jetzt einzig und allein darum 
handle, ob der Gegenftand allfoglei in pleno, oder ob er 
zuvor in einem Comité zu berathen jei. Daß letteres zur ge- 
ſchehen habe, fcheine felbft von dem Herrn Grafen Baͤrkoczy 
zugeftanden zu werden. Auch der Herr Juftizminifter habe fid) 
für die Zufammenjegung eines Comités ausgefprochen, hiebei 
jedod einige Erklärungen abgegeben, auf welche der Redner 
zurückzukommen fi gedrungen fühle. Der Herr Yuftizminifter 
habe die Nothwendigkeit betont, daß das Grundbuchs-Inftitut 
in allen Ländern der Monarchie eingeführt werde, und zwar 
als eine unerläßliche Folge des a. b. ©. B. Allerdings er- 
freue fi) die Monarchie eines einzigen Civilgefegbuches, allein 
dasfelbe fee nicht als nothwendige Bedingung feiner Wirk⸗ 
famfeit die Einführung des Grundbuchs- Inflitutes in allen 
Kronländern voraus. Siefür tiefere die Erfahrung den beften 
Beweis. So fei im Iombardifch-venetianifchen Königreiche und 
in Dalmatien das a. b. G. B. feit 42 Jahren in Wirkſamkeit; 
gleihwohl beftehe in keinem biefer Länder das Grundbuch. 
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Ebenfo gebe es in Tirol kein Grundbuch, fondern eine andere 
Einrichtung, das fogenannte Berfahbud. Möge dasſelbe auch 
unvollkommen und fehlerhaft fein, fo lege diejer Umftand der 
Geſetzgebung doch eben nur die Pflicht auf, zuerſt das Vor⸗ 
handenfein ber etmaigen Mängel zu conftatiren, und fich 
dann die Frage zn ftellen, ob es zwedmäßiger jei, entweder 
bloß die Gebrechen der jchon eriftivenden Einrichtung zu be- 
ſeitigen, oder an die Stelle der leßteren eine neue Inſtitution 
zu jegen. Im Kronlande Salzburg und im Kralauer Gebiete 
beſtünden ähnlihe Verhältniffe. Gerade fie hätten aber den 
Gegenftand der Berathungen des Comites zu bilden. Es 
wäre daher der unparteiifden Erwägung diefer Fragen, bet 
melden finanzielle, juridiſche und ſtaatsoͤkonomiſche Jutereſſen 
betbeifigt feien, nicht vorzugreifen. Das Inſtitut des Grund- 
buchs, an welches wir gewöhnt feien, habe feine Geſchichte, 
wie alle Inflitute der Welt. Man müſſe aljo vorerfi fragen, 
welhe Bedingungen diefe Einrichtung vorausfege, um lebens- 
Ylig zu fein. In Deutfchlaud Tiefen fi merkwürdige Auf 
Üirgen über diefes Iuftitut finden, welche der öfterreichifche 
Örfehgeber wohl in’s Auge zu faflen habe. So erfreue ſich 
Prenien ſchon feit dem Jahre 1783 des erflen und regel- 
nöfigen Grundbuches. Nachdem es in den Jahren 1813 
mm 1814 nene Länder erobert hatte, ging das Beftreben Preu- 
sen8 dahin, im denjelben dieſes Inftitut gleichfalls in's Leben 
u rufen. In Anbetracht der hiebet obwaltenden allzugroßen 
Scwierigkeiten fei jedoch die preußifche Regierung von diefem 
dorhaben wieder zurüdgelommen. 

In den Rheinlanden beftehe noch fortwährend das fran- 
Hide Hypotheken⸗Inſtitut, nicht weil es das befte fei, fon« 
em weil die Bevölkerung diefer Länder die Beibehaltung 
detſelben dringend begehrte. Denn es befreit den Berfehr 
don jenen Selen, welde die Einführung des Grundbuches 
m Gefolge hätte. Die in Preußen gemachten Erfahrungen 
ärften von Seite des einzufeßenden Comit&s wohl zu be- 
zügen fein. Die Einführung des Grundbuches jei eine fehr 
mihtige Frage; in Ungarn habe dieſe Maßregei, obgleich 
ad) fange nicht vollſtändig durchgeführt, dem Staate bereits 
ze am 9 Millionen Gulden gefoftet. Es fei daher eine ge- 
Deterifche Forderung, diefe große Frage mit Kälte und mit 
tuhiger Erwägung aller Umftände zu erledigen. 

Das Eomite fei zunächft berufen, mit freier Hand und 
nd beftem Wiſſen und Gewiſſen den vorliegenden Gegen- 
ſand veiffich zu erwägen, und bienad feine Beichlüffe zu 
Ioflen. Diefe würden daun, ohne daß dem Comité in irgend 
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einer Weife vorgegriffen werben dürfte, der Pienarberathung 
vorzulegen fein. 

Der Herr Iuftizminifter erbat fih num dag Wort, um 
eine thatſächliche Berichtigung vorzubringen. Er könne nicht 
unbemerft Iaffen, daß der Herr Borredner die Koften der 
Einführung des Grundbuches in Ungarn nit richtig veran- 
fhlagt habe. Die Auslage für die Einführung diefes Inſtituts 
in ganz Ungarn, Eroatien, Slavonien, dem Temefer Banate 
und der ferbiihen Woiwodſchaft Habe bisher bloß einen Auf- 
wand von 3,123,383 fl. 55 Fr. verurfadt. 

Der a. o. Reiherath Dr. Hein ſprach nunmehr feine An- 
fit mit den folgenden Worten ans: 

„Herr Graf Barko czy hat die Anregung zu einer aus- 
führfihen Discuffion gegeben, welche mehr oder weniger ſchon 
in das Innere des Geſetzes eingreift. Ich, Hingegen halte deu 
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht für geeignet, um jolche Debat- 
ten herbeizuführen. Rad) meiner Anficht fleht die ganze Frage 
einfad) fo: Iſt die Grundbuchsordnung, wie fie im Entwurfe 
vorliegt, in pleno der Berfammlung zu berathen, oder ift fie 
einem Comite zu überweifen? Alles Uebrige gehört zur Bor» 
berathung des Comités und zur endlichen Berathung des 
Plenums. Aus der ganzen Discuffion habe ich jedoch ent- 
nommen, daß mehrere Herren von der Anſicht ausgehen, die 
verfchiedenen Provinzialverhältniffe erforderten eine nähere 
Würdigung, und es wäre wünfchenswerth, wenn dieſe ver⸗ 
fhiedenen PBrovinzialverhältniffe dem Comite befannt würden, 
um bdiefelben bei jeiner Berathung berüdfichtigen zu können. 
Der lihtvolle und eingehende Vortrag des Herrn Juſtizmini⸗ 
ſters überhebt mich der Mühe, fiber diefe befonderen Berhält- 
niffe, namentlid) was Ungarn betrifft, noch etwas zu jagen 
Aber in Anbetracht des Wunfches, der fich ziemlich allgemein 
ausfprehen dürfte, daß die befonderen BVerhältniffe der ein“ 
zelnen Theile des Meiches zu berüdfichtigen wären, würde 
ih, ohne der Freiheit der Wahl der hohen Berfammlung tm 
Entfernteften vorgreifen zu wollen, mir den Borfchlag erlauben, 
baß bei der Wahl der Comits- Mitglieder möglihft auf ein- 
zelne Kronlandsgruppen Rüdfiht genommen werde, damit 
Männer in das Comits gelangen, melde mit ben befonderen 
Berbältniffen der von ihnen vertretenen Länder vollkommen 
vertraut find. Als foldhe Kronlandsgruppen würde ich dem- 
nad) bezeichnen: 1. Ungarn, 2. die ſerbiſche Woiwodſchaft mit 
dem Temejer Banate, dann Eroatien und Slavonien, 3. Sieben- 
bürgen, 4. Galizien, 5. Zirol und Salzburg, 6. Inner-Defter- 
reich und 7. die deutſch⸗böhmiſch⸗erbländiſchen Provinzen.“ 
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Der a. o. Reichsrath Herr Toperczer erklärte, ſich jenen 
Herren Vorrednern anzuſchließen, welche den Entwurf des 
Grundbuchsgeſetzes, bevor es zur Beſchlußfaffung in die Ple- 
narverfammlung gelangt, früher einem Comite zur Berathung 
übergeben wiflen wollen. Dies vorausgefchidt, bemerkt der ge- 
nannte Herr Reichsrath, glaube er fi) aller weiteren Bemer- 
tungen über die Opportunität des Grundbuchs⸗Inſtitutes und 
über die wichtigen Fragen, welche von Seite des Herrn Gra- 
fen Barkoczy und von anderen Borrebnern angeregt wur- 
den, um fo mehr enthalten zu müflen, als ja dadurch jett 
ſchon eine Berathung in der Plenarverfammlung bervorgeri- 
ien würde. Er behalte fich jedoch) vor, nachdem das Eomits 
einen Bericht erftattet haben werde, feine eigene Anfidht über 
diefe Gegenftände vor der hohen Berfammlung auszufprechen. 
Dem Somite vorläufige Andeutungen, Winfe oder andere In⸗ 
fructionen zu geben, jcheine feines Erachtens nicht angemeffen. 
Das Comité fei dazu beftimmt, die Aufllärungen über die 
Sade, welche ihm überwiejen werde, vor die Plenarverfamm- 
tung zu bringen, und e8 wäre daher ein völlig verfehrter Vor⸗ 
gang, wenn das Comité über die Principienfrage beftimmte 
Beilungen erhielte. Die Stellung der Comitemitglieder würde 
dadurch eine ſchwierige werden, denn ein ſolches Comitémit⸗ 
glied müßte entweber feiner Leberzeugung entgegen handeln, 
oder fich, wenn feine Anfichten mit den vorläufig ausgefpro- 
denen Grundſätzen nicht im Einklange ftünden, der Wahl zum 
Mitgliede des Comites begeben. Er halte es mithin für das 
Einfachſte und Zweckmäßigſte, dabei zu bleiben, daß das 
Grundbuchsgefeg ohne jede ſchon vorläufig ausgefprodhene 
rRichtſchnur dem Comité einfach zur Vorberathung übergeben 
werde. 

Reichsrath Fürft zu Salm erklärt feine Zuftimmung zu 
dem Antrage des Borredners mit folgenden Worten: „Alles 
dasjenige, was ich von verjchiedenen Seiten gehört habe, lie- 
iert den Haren Beweis, daß dieſe Angelegenheit nicht vor 
dem Plenum unmittelbar verhandelt werden könne, ohne von 
einem Comité vorbereitet, gefichtet und vorgelegt zu werden. 
Und nicht blos deshalb, weil der Gegenftand von fehr bedeu⸗ 
tendem Umfange und ein aus vielen für fich beftehenden, jpe- 
cell zu erörternden Einzelnheiten zufammengejegter ift, ſon⸗ 
dern hauptfählih darum, weil die Frage erwogen werben 
umß, im welcher Richtung und in wie weit der verftärkte 
Reichsrath von feinem Standpunkte aus in ber Lage fein 
tum, diefe Angelegenheit erfolgreich und dem fich zeigenden 
Bebürfniffe gemäß zu erledigen. Erft dann würde zu erörtern 
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fein, ob der Reichrath fich nicht zu dem nnterthänigften Anı- 
trage veranlaßt ſehen könnte und wollte, daß diefe Angelegen- 
heit ganz oder theilweife den in Ausficht geftellten Landes- 
vertretungen übertragen werden möge. Allerdings könnte dies 
nur über den Borjchlag des Comités geichehen. Es wäre aber 
auch Aufgabe des Letzteren, zu erklären, ob feiner Anficht 
nad) auf Annahme des oberwähnten Vorſchlages einzurathen 
fei ober nicht. 

„Ich ftelle daher den Antrag, daß in Erwägung und MWür- 
digung diefer Gründe die Ernennung eines Comités beliebt 
und fofort zur Wahl desjelben geſchritten werden möge, worin 
natürlich auch nach Thunlichkeit die verſchiedenen Provinzen 
vertreten fein müſſen. Ich glaube aber, daß (und bemerke 
dies, ohne meinerjeits irgendwie in Details und zwar um fo 
weniger eingehen zu wollen, wenn hiezu ohnehin ein Comite 
gewählt wird) der Zweck diejes letzteren eben der iſt, die ver— 
jhiedenen Seiten der Frage aufzufinden, zu erörtern und zu 
erwägen, fo wie den Antrag an das Plenum zu ftellen, in 
welchem e8 dann allerdings, wie der Herr ZYuftizminifter rich- 
tig bemerkte, der Minorität des Comites und nit minder 
den übrigen Mitgliedern des Neichsrathes, welche im Comité 
nicht vertreten find, gleichfalls freiftehen wird, ihre Anficht 
geltend zu machen. Es handelt fih nur darum, der Plenar- 
verſammlung eine wohl vorbereitete, geordnete und gefichtete 
Borlage zu verichaffen, über welche diefelbe dann weiter zu 
entfcheiden haben wird.“ 

Der a. o. Reichsrath Graf Szecjen fprad nunmehr feine 
Anfiht über den in Berathung befindlichen Gegenftand mit 
den folgenden Worten aus: 


„Hohe Verſammlung! 
Berehrte Herren! 


„Ih erlaube mir, dem im Anfange feiner Aeußerungen 
geftellten Antrage des Herrn Fürften v. Salm mid anzu— 
ichließen. Die Einfegung des Comités ſcheint mir durch bie 
Natur der Sache dringend geboten. Selbit die heutige Dis- 
cuffion Tiefert den überzeugendften Beweis, daß eine erfhö- 
pfende Beleuchtung diefer jchwierigen Frage, ebenjo in ihren 
principiellen Theilen wie in den einzelnen Details, die Auf- 
gabe einer Plenarverfammlung überhaupt nicht fein könne. 
Die Bemerkungen des Reichsrathes Grafen Bärkloczy fchei- 
nen mir auch hauptſächlich nur dahin gerichtet zu fein, daß 
die Bildung eines ähnlihen Comités jenen wichtigen princi- 
piellen Fragen, die in folder Hinfiht vorſchweben können und 
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welche Reichsrath Fürſt Salm bereits in ſehr concreter 
Weiſe formulirte, nicht zu präjudiciren vermöge. In biefem 
Sinne muß die Frage dem Comité volllommen überlaffen 
bleiben und dem Reichsrathe felbft die Enticheidung auch über 
jene PBrincipien zugeftanden werden, die eben Fürſt Salm 
berührte. Ich Tann daher auch in folcher Beziehung der Aeuße⸗ 
rung des Neichsrathes Fürſten Salm nur beipflichten. 

„Bei biejer Gelegenheit erlaube ich mir noch einiger Um- 
fände Erwähnung zu thun, welche ich der Aufmerkſamkeit ber 
hoben Berjammlung empfehle. 

„Denn ic den Vorredner Reihsratd Graf Bärkoczy 
früher richtig verftand, fo war es nicht feine Abficht, ber 
hohen Regierung den Willen der Germanifirung durch die 
Einführung der Grundbücher zuzufchreiben, jondern er wollte 
nur ausfpredhen, daß diefe Meinung im Lande eriftirt und 
daß die Art, wie die Sache durchgeführt worden ift, eine ſolche 
Meinung, ob mit Recht oder Unrecht, im Lande erzeugt hat. 

„Run glaube ich, daß es unjere Aufgabe und Pflicht ift 
und daß wir deshalb aud) in diefe Hohe Verſammlung beru- 
fen worden find, demjenigen Ausdrud zu geben, mas in den 
einzelnen Rändern als Meinung befteht, diehe Meinung zu be> 
leudten und eben dadurch Gelegenheit zu bieten, diefelbe, 
wenn fie irrig ift, als folche durch Aufklärung der näheren 
Umftände zu bezeichnen und zu befeitigen. 

„Würde diefe Meinung nicht erwähnt und gewürdigt, fon- 
dern ſtillſchweigend übergangen, fo müßte der etwaige Irr⸗ 
thum, ftatt bejeitigt zu werden, ſich immer tiefer einmwurzeln, 
mmer weiter ausbreiten. 

„Der Herr Iuftizminifter hat in feinem Bortrage zu glei- 
her Zeit die Trage der Sprache erwähnt, welche in den ver- 
'hiedenen Ländertheilen und namentlich in Ungarn in Be— 
zaht Lommt. In Betreff diefer Frage glaube ich hier bie 
leberzeugung ausjprehen zu können, daß mehr ober weniger 
Se unbefangenen Leute die Berechtigung der verichiedenen 
Stämme eines Landes, in den Kreifen ihrer Wirkſamkeit ſich 
dieier Sprade zu bedienen, bhurdane nicht in Abrede ftellen 
werden. Wenn aber vor den Creigniffen des Jahres 1848 
Kerüber in verfchiedenen Ländern und namentlich in Ungarn 
endere Anfichten herrichten, jo ift doch zu bedenken, daß Diele 
Anfihten nit ausihlieglid) Ungarn angehören, daß nament- 
ih dazumal die Idee der ausſchließlichen Herrſchaft einer 
oificiellen Sprade eine mehr oder weniger in ganz Europa 
serbreitete war, und daß die Zurüdführung dieſer Idee in 
pofiende Grenzen nicht minder von dem Wohlmwollen der Re⸗ 
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gierung als von dem Einfluffe einer aufgellärten öffentlichen 
Meinung in Ungarn zu erwarten ift. 

„Die Leichtigkeit, mit welcher der Herr Iuftizminifter dieſe 
Frage löfen zu fönnen glaubt, fcheint mir eine beneidenswerthe 

Fin. Meiner Anficht nah wird fie in einem Lande, N 
welchem die verichtedenartigften Nationalitäten unter einander 
gemifcht, wo fie nicht ethnographifch getrennt, fondern fdid- 
tenmeije übereinander gelagert find, bei jedem einzelnen Bor: 
gehen der Geſetzgebung und Regierung, ſelbſt wenn: diefe ih 
ernftlich beftreben, allen Wünſchen Genüge zu leiften, immer 
eine der jchwierigften Aufgaben bleiben. $a zweifle nicht, dab 
fie im Geifte entgegentommender Billigfeit, wechfelfeitiger Ber: 
ftändigung und mafvoller Würdigung der Anfprüce gelöft 
werden kann. Doch dürfte es kaum genügen, dieſe Lölung 
blos in der mathematifchen nt der Nationalitäten 
fuchen zu wollen, indem außer diejen noch andere wichtige, 
namentlich geiftige Factoren in Betracht kommen. 

„Öinfichtlih der von dem Herren Reichsrathe Dr. Hein 
beantragten gruppenweifen Zufammenftelung des Temeſer 
Banates und der Woiwodina mit Eroatien und Slavonien 
erlaube ich mir zu bemerken, daß nach meiner, auf genaue 
Kenntniß aller Berhältniffe diefer Gebiete gegründeten Ueber 
zeugung diefelben unter einander volllommen verfchieden find, 
und daß ebenfo in Beziehung auf materielle, namentlich au 
frühere Urbarialverhältniffe des Bacier, Torontafer und Kraſ⸗ 
foer Comitates, das fogenannte Temefer Banat mit Ungarn 
fehr viel, dagegen mit Croatien und Slavonien gar feine 
Aehnlichkeit Hat. Zudem ift in Eroatien und Slavonien bie 
Bevölferung eine rein flavifche, während im Temeſer Banat 
die verfchiedenartigften Bevöllerungen eriftiren und nicht da® 
ſlaviſche Element allein, fondern auch das ungarifche, das 
rumänifche und das deutfche ungewöhnlich ſtark vertreten find. 

„Diele Bemerkungen habe ich mir zur Aufflärung und 
mit Rüdfiht auf die thatjächlichen Berdäftniffe vorzutragen 
erlaubt und ſchließe mich übrigens, wie ich ſchon zuvor die 
Ehre hatte zu jagen, dem Antrage des Reichsrathes yürften 
v. Salm volllommen an, nachdem derjelbe alle meine prin⸗ 
cipiellen Bedenken bejeitigt und mir zugleich jene Garantien 
gewährt, welche ich nad) meiner individuellen Stellung und 
Heberzeugung feftzuhalten für meine Pflicht eradhte.“ 

Der erfte Vicepräfident v. Szögyeny ergreift num dee 
Wort und äußert fich wie folgt: 

„Die Beftimmung des 8. 5 der Gefchäftsordnung, welche 
verfügt, daß zur Borberathung der Gegenftände, welche deut 


Am. . 
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then Reichsrathe zugewieſen werden, ein Comitsé eingefett 
verden könne, dürfte wohl hauptjächlich jo umfaffende Ge⸗ 
ſetzesvorſchläge im Auge gehabt haben, wie. der gegenwärtige 
tiner ift, welcher, aus jo zahlreihen Paragraphen beftehend, 
anen ganzen Coder bildet und ein Syftem umfaßt, womit 
ich ſowohl die Jurisprudenz als die praftiche Iuftiz vielfach 
beihäftigt haben, und das von den Gejeßgebungen der ver- 
ſtiedenen europäifchen Staaten aud) eine verfchtedene Löfung 
finden hat. Ein ſolches Geſetz kann offenbar nicht unmittel- 
er zu einer Plenarberathung geeignet jein. ‘Daher wird ein 
Gmite aus einer Heineren Anzahl von Mitgliedern beftehend, 
zthig, von Mitgliedern, die nicht nur dem verjchtedenen 
!indergruppen entnommen find und praktiiche Kenntniß der 
<ode jelbft, jowie Einficht in diefelbe haben, fondern in wel- 
hem auch praftifche Juſtizmänner fiten follen. 

„Der Gegenftand des Grundbuches bildete ſchon eine Vor- 
Inge des Reichsrathes, nod) ehe die Inftitution des verftärkten 
Khirathes in's Leben getreten war. Se. kaiſ. Hoheit der 
drhlenhtigſte Herr Bräfident hat auch damals jchon ein 

mie ernannt; es find zahlreihe Situngen und Berathun- 
gm darüber gehalten worden, und ſowohl bie Neferate 
des betreffenden Herrn Referenten wie die entgegengefetten 
Arfhten eines verehrten rechtsgelehrten Mitgliedes Tagen 
vr. Die Protokolle darüber bilden einen anfehnlichen $olio- 
Imd und werden jedenfalls als ſchätzbares Material für das 
tt zu bildende Comité dienen können, faum aber geeignet 
Ann einer fo zahlreichen Berfammlung verhandelt zu werden. 
SG if daher die Ausfendung eines Comité's nothwendig und 
Agezeigt. Dieſes hätte aber meiner Meinung nad) fi vor 
Um mit der Prüfung des Bedürfniffes der Erlaffung eines 
hen Geſetzes zu beihäftigen. Das Bebürfnif der einzelnen 
heile der Penargie ift ein ganz verſchiedenes. Wie ſchon 
merkt, beftehen Grundbüder in verfchiedenen Theilen der 
Anarchie zur vollen Befriedigung der Bevölferungen, und 
% find nur Berbefferungen darin nothwendig. In anderen 
Teilen wieder befteht ein Yebhaftes Verlangen darnach; in 
Mm ttalienifchen Provinzen aber follen fie überhanpt nicht 
geführt werden. In Ungarn fpeciell ift die Einführung der 
undbücher feit mehreren Jahren im Zuge, — da allerdings 
don im Jahre 1840, wie der Herr Juftizminifter bemerkte, 
y Einführung auf dem Landtage angeregt wurde, und biefe 
hmenbi feit und ber Wunfch darnach auch auf dem Land⸗ 
ge don 1 wiederholt worden ift. Sa, wenn mid; mein 

Bichtniß nicht täufcht, hat fich diefer Gegenftand als Vor- 
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lage der Krone unter den löniglichen Propofitionen bes Jahres 
1845 befunden. Ob die Durdführung des Grundbuches ebenjo 
zwedmäßig wie die Einführung an fich fei, will ich dahin 
geftellt fein laſſen. 

„Wenn es feftfteht, daß die Einführung des Grundbudes 
in Ungarn 3 Millionen geloftet hat, fo Täßt ſich auch ander: 
feits nicht leugnen, daß fie viel Mühe und Zeitaufwand ver- 
urſacht hat. Wir warten bereits ſechs bis fieben Sabre, und 
in einem großen Theile des Landes ift man ng nicht weit 
über die Vorarbeiten hinaus. Es find dabei Uebelftände im 
Spiele, welche noch auf einer andern Seite liegen, und denen 
auch anders abgeholfen werden muß, als durd) die Einführung 
eines allgemeinen Geſetzes. Es fragt ſich wie bei jedem Ge- 
jege, ob eine wirkliche Nothwendigfeit, ein reelles, allgemein 
gefühltes Bedürfnig nad) Erlafjung desfelben befteht. Die 
Meinung der Gelehrten und Fachmänner lann Hier nicht 
maßgebend fein. Würde man fie in erfter Linie berückfichtigen, 
fo füme man in keinem Zweige der Gejeßgebung zu einem 
Abſchluſſe, weil die Ideen fich gegenfeitig befämpfen, weil 
immer nene Gedanken und Anfihten, immer neue Brojecte 
emportauchen, 

„Es kommt nur darauf an, das wirkliche Vorhandenjein 
eines ſolchen Bedürfniffes richtig zu beurtheilen. Würden die 
Landtage oder Tandesvertretungen ſchon activirt fein, jo dürfte 
kaum mehr in Abrede geftellt werden, daß fie mehr geeignet 
fein möchten, fi) über die Nothwendigkeit der Erlafjung eines 
folden neuen Gefeßes oder die Abänderung und Modiftcation 
eines beftehenden auszufprechen, und daß fie auch mehr im 
der Lage fein könnten, diejes zu thun, als die landesfürſtlichen 
Behörden. Eben darum ift auch die Durchführung in Ungarn 
auf verhältnigmäßig mindere Schwierigfeiten geftoßen, weil 
die Einführung fi auf den Wunjd der Vertreter des Landes 
und der Nation gegründet hat; ich ſage verhältnißmäßig ge- 
ringere Schwierigkeiten, was bei fo vielen andern Einridhtun- 
gen ber Neuzeit wohl nicht der Fall jein dürfte. 

„Meiner Meinung nah hätte daher das Comite ohne 
pofitive Inftruction ſich auch mit der Frage der Opportumität, 
der Nothwendigkeit und der Nützlichkeit der Erlaffung diefes 
Geſetzes zu befaffen, und was die Hauptſache ift, mit der 
Sroge fih zu befchäftigen, ob die Wahrnehmung und Erkennung 
der Nothwendigfeit und des Bedürfniffes eines ſolchen Gefetzes 
nicht beffer jenen Organen zu überlafjen wäre, welche für die 
eigenen Landesangelegenheiten werden berufen werden und 
deren Activirung Se. Majeftät der Kaiſer auch in neuefter 
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Zeit mit dem Allerhöchften Handichreiben vom 19. Aprit in 
Ausfiht geftellt hat. A wieberhole daher meinen Antrag 
dahin: „daß, ohne hiefür Inftructionen zu erhalten, das Comite 
ſich mit der Frage der, Nothmwendigfeit, der Opportunität 
und der Nüglichkeit der Erlaſſung eines ſolchen Gejeßes zu 
befaffen und natürlich mit ausdrüdlicher Bezugnahme auf den 
anzen Umfang des Katjerftantes zu erörtern habe, ob die 
Sahrnehmung und Erkennung der Nothwendigfeit diefes Be- 
dürniffes nicht beffer jenen Organen überlaffen werden möge, 
velde für die Landesangelegenheiten in's Leben gerufen werden 
und deren Activirung in fihere Ausficht geftellt worden iſt.“ 

Der Reichsrath Freiherr v. Lichtenfels äußerte fidh über 
den Gegenftand der Discuffion mit den folgenden Worten: 

„Denn ein Comite für eine Angelegenbeit berufen wird, 
ſo verſteht es fich von felbft, daß es alle einfchlägigen Fragen 
nach Bedürfniß in Erwägung zu ziehen hat. 

„Allein ich glaube nur darauf aufmerkſam machen zu müfjen, 
daß, was ud unmer die Meinung des Comité's über die 
Verſtage fein möge, es fich niemals wird entichlagen können, 
ndas Innere der Sache einzugehen und den Entwurf auch 
in ſeuen Details zu prüfen. 

‚„Die Borfrage, die hier aufgeworfen worden ift, ſcheint 
mm die wichtigfte und geht dahin: „„Soll die ganze Ange- 
Igenheit den Landesvertretungen zugewieſen werden, ober ift 
e ein Gegenftand der Berhandlung vor dem verftärkten 
Reihsrathe 9“ 

Ich ſeg darauf: 

„„Die Sache gehört nicht vor die Landesvertretung, ſon⸗ 
dern fie ift Gegenftand des verſtärkten Reiheraiäs, denn fie 
Mein Gegenftand der allgemeinen Gejetgebung.”“ 

„„Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch ftellt den Grund- 
th auf, daß überall, wo öffentliche Bücher beftehen, der recht- 
möfige Befi und andere dinglihe Rechte auf umbeweglidhe 
Shen nur durch die ordentlihe Eintragung in biefe öffenz- 
hen Bücher erlangt werden. | 
Es ftellt ebenſo gleichförmige Grundſätze für alle Kron- 
länder, in welchen jolhe Bücher ſich befinden, auf, wie ding- 
hde Rechte erworben, übertragen und verloren werben. Es 
war binfichtlich der Einrichtung diefer Bücher auf die fog. 
andtafel⸗, Stadt» oder Grundbuchsordnungen Hin, umd biete 
ben daher gewiffermaßen einen integrivenden Theil und eine 
aͤnzung des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches. 

„So wie die bürgerliche Gejetgebung felbft überall von 

gleicher Siltigkeit fein muß, fo muß, wenn man den Nuten 
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der öffentlichen Bücher anerkennt, auch das betreffende Geſetz 


überall nach den gleichen Grundfägen eingerichtet fein. Man 


kann fi) auch leicht denken, was es für einen Erfolg Haben 


würde, wenn Landtafeln und Grunbbücher in den verſchiedenen 
Provinzen überall anders eingerichtet fein würden. Wie möchte 
es dann mit dem Credit ausfehen, wenn für jede Brovinz 


die Einrichtung eine verjchredene wäre, und jeder Gläubiger 
fi) die einzelnen Vorſchriften befonders eigen mahen müßte, 





und ehe er Geld herleiht, fich exft zu erfundigen gezwungen 


wäre, was für gejetliche Beftimmungen an den betreffenden 
Orten gelten? 

„Die jollte es dann mit einem gemeinjchaftlichen Nechte 
vereinbar jein, wenn diefelben Streitigkeiten in den verfchie- 
benen Provinzen nad) anderen Grundſätzen, anders entfchteden 
würden? 

„Wenn alſo das Grundbuchs-Inſtitut feinen, Nuten gemäh- 
ren fol, fo muß es überall gleihmäßig beichaffen fein. Was 
würde aber daraus hervorgehen, wenn man die Angelegenheit, 
von welcher jett die Rede ift, den Landesvertretungen über- 
tragen wollte? 

„Die Fragen, die hier vorkommen können, find: 

„„Sollen Grundbücher oder follen andere Arten von öffent- 
lichen Büchern beftehen? Wie follen, wenn man ®rundbücher 
und Landtafeln annimmt, diefe beichaffen ſein?““ 

„Nun haben wir eine Menge Provinzen, in weldhen Land— 
tafeln und Grundbüdjer bereits eingeführt find. Nehmen wir 
an, e8 werde der Landesvertretung das Recht eingeräumt, für 
jede Provinz eine befondere Grundbuchs- und Landtafelordnung 

vorzuſchreiben, wie wird e8 dann mit der Gleichheit und Ein- 
heit der Geſetzgebung ausjehen? 

„Ich meine, wir werden nod) an viel bedenflichere Puncte 
fommen, wo die Erhaltung der Einheit der Gejeßgebung zwar 
mit großen Schwierigkeiten verbunden ift, aber gleichwohl feft 
im Auge behalten werden muß. Das Grundbuchs-Inftitut iſt 
noch eines derjenigen, wo die Einheit am leichteften hergeftellt 
werden fann. Wenn man jede Provinz ermächtigt, ein eigenes 
Gundbuchs⸗Inſtitut in Borfhiag zu bringen oder einen Antrag 
zu ftellen, das Grundbuch abzujchaffen und etwas anderes ein- 
zuführen, fo geben wir das erfte Beijpiel der Zerfplitterung 
der jetigen Gejeßgebung, und wohin ein ſolcher Präcedenzfall 
führt, läßt fich leicht ermefjen. Allerdings gibt es Kronländer, 
in welden das Grundbuchs-Anftitut noch nicht befteht und wo 
vielleicht unüberfteigliche Hindernifje obwalten, dasſelbe einzu- 
führen. Der Zweifel in diejer Richtung wurde vorzüglich in 
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Bezug anf jene Kronländer angeführt, wo bie unendliche Theil- 
barfeit des Eigenthums befteht. Auch wo es fih um le 
Ansnohmen handelt, muß darüber im verftärkten Neichsrathe 
entihieden werden. &8 Tann nicht den einzelnen Kronländern 
überlaffen werden, fich eine eigene Gefegebung zu bilden, 
ſondern der Reichsrath hat zu urtheilen, ob Gründe zur Aus- 
nahme vorhanden find oder nicht. Um jedoch nicht mißder- 
fanden zu werden, muß man die Örundbuchsordnung an ſich 
von den Borjchriften über die Einführung des Grunbbude- 
veiens in den einzelnen Provinzen, das tft von den Durd;- 
führungs-Berordnnungen, unterſcheiden. Diefe können allerdings 
nöt gleichmäßig fein, denn der gegenwärtige Zuftend der 
Ktonländer ift ein ſehr verfchiedener. In manden find noch 
ine Borarbeiten gepflogen worden; in manchen anderen find 
Sehältniffe und bis jet beftehende Borfchriften maßgebend, 
don weichen erft zu dem neuen Zuſtande, den das Grundbuchs⸗ 
weſen herbeiführen joll, übergegangen werden muß. 

„Diele ſpeciellen Vorfchriften müfjen den einzelnen Landes- 
verhalmiſſen angepaßt und befonders erlaffen werden. Darum 
Mad im Entwurfe des Kımdmahungs-Patentes gejagt, daf 
der Zeitpunkt, wann überall die Grundbuchsordnung einzu- 
führen, und die Art, wie zu den Vorfchriften derſelben über⸗ 
inseben jei, durch beſondere Normen zu regeln find. 

‚ „Durch diefe befonderen Normen müfjen aud) die Schwie- 
nfeiten gehoben werden, welche von einzelnen Stimmen hier 
geltend gemacht wurden. Die Frage, welche Herr Graf Bär- 
loczy aufgeworfen: „„Wie die Einführung des Grundbnches 
mt der Commaſſation zu vereinigen ſei, die Sprachenfrage, 
tum die fernere, wie es mit dem Umfange der Land⸗ 
hen ımd Grundbücher zu halten fei““, alle diefe und andere 
tagen müflen auf diefelbe Weife entichieden werden. Dies 
t nicht Gegenftand des vorliegenden Entwurfes, jondern der 
mer befonderen, für jedes Kronland fpeciell zu erlaflenden 
derordnung. Allein die definitive Einrichtung zur Erreichung 
des lezten Zweckes des Grundbuches muß überall gleich fein, 
md daher muß, um nicht in Spaltungen und Zerfplitterungen 
ter Gefeßgebung zu gerathen, Einbeit in der Berathung 
errihen, denn „geiftige“ Einheit in Beziehung auf die Rechts- 
eitägebung gehört wejentfich zur wahren Einheit, und nicht 

die materielle. 
‚ „Um diefe Einheit aber zn erlangen, muß ber Gegenftand 
m Detail hier im verflärkten Reichsrathe verhandelt werden, 
WW 8 wäre ein tramiges und fchädliches Beiſpiel, wenn man 
Ü dem erſten Falle, in welchem diefe Einheit hier zur Sprache 
5 
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kommt, fogleih davon abweichen und eine Zerjplitterung in 
Ausſicht ftellen wollte. Allerdings könnte man glauben, daß 
die Vernehmung der Landesvertretungen aus einem anderen 
Gefihtspuncte vielleicht nüßlich fein würde. Man könnte fagen, 
die Landesvertretungen geben ihr Gutachten ab, nicht um für 
jede Provinz ein eigenes Ormbbugps-Batent zu Schaffen, fen- 
‚ dern um ihre Yeußerungen über alle Beftimmungen des Ent- 
wurfes entwideln zu können, wonad) dann der Reichsrath auf 
©rundlage der Vorlage der Minifterien alle diefe Gutachten 
verjchmelzen und ein gemeinfames Grundbuchs- Patent zu 
Stande bringen könnte. Die Erfahrung hat aber gelehrt, daf 
- eine fo vielfache Vernehmung von Behörden und Körperichaften 
in ber Regel gar keinen anderen Erfolg hat, als daß die An- 
elegenheit verzögert wird und ſchließlich doch nicht zu Stande 
ommt. 

„Ih kann mic) auf ein Beifpiel berufen, das wir vor 
Kurzem erlebt haben. Es war vor einigen Jahren der Antrag 
geftellt worden, eine allgemeine provijorifche Civil- Gerichts» 
ordnung zu fchaffen, weil die Ungleichmäßigkeit des Gerichts- 
verfahrens in den einzelnen Provinzen fehr viele Webelftände 
und Nachtheile mit fich geführt hatte. Man hat zu diefem 
Ende für räthlich gefunden, in den einzelnen Kronländern 
eigene Commiſſionen aus Richtern und Advolaten zufammen- 
zulehen, welche nicht etwa eine ganz neue Proceßordnung 
auszuarbeiten, fondern darüber zu berathen hätten, wie bie 
jet geltende proviforifche Civil-Proceßordnung für Ungarn 
and mit welchen Modificationen fie allgemein eingeführt werben 

nnte. 


„Es wurden zu dieſem Zwede 19 ſolche Commifftonen 
aufgeftellt; fie haben fich mit Eifer ihrem Geſchäfte gewidmet, 
Die Folge davon war aber, daß nad) Verlauf von zwei Jahren 
mit einmal alle diefe Commiffionen ihr Gutachten abgegeben 
FL en, und daß von dem baldigen Erfcheinen eines folchen 

erkes durchaus feine Rede fein kann, weil die bloße Durch⸗ 
gehung, Sichtung, Ordnung, Prüfung und Entſcheidung über 
alle diefe fpeciellen Meinungen, die. in ſolchen Operaten von 
19 Commiſſtonen vorlommen, einen unendlien Zeitaufwand 
in Anſpruch nahınen, 


„Ih glaube, dasjelbe würde der Fall fein, wenn man bie 
Grundbuchsordnung auch nur zur Abgabe einer begutachtenden 
Aeußerung, ftatt fie in gemeinfchaftfiche Berathung zu nehmen, 
den einzelnen Landtagen zumeifen wollte, und bin daher ber 
Anficht, daß diejes nicht anwendbar wäre, . 
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„Ich gehe aber noch weiter und berühre mit einigen Worten 
ei Debärfaiß einer Grundbuchsordnung, weldhes hier in Frage 
jeftellt wurde, 

„Ich kann bier geichichtlich bemerken, daß das Bebürfniß, 
befonders in jenen Kronländern, welche biejes Inſtitut fchon 
eigen, fein neues, fondern ein feit vielen Jahren gefühltes 
md anerfanntes ift. Ich bitte nur Kolgendes in Erwägung zu 
sehen: Wir haben allerdings Landtafeln, die volllommen gut 
angerichtet find, und wenn alle öffentlihen Bücher vielen 
dandtafeln gleichen würden, jo würden wir vielleicht noch eine 
Zeit lang uns damit befriedigen können. 

„Es iſt gewiß, daß die Landtafeln in a Dr Mähren, 
Ierreih, Steiermark, Kärnthen und Krain jehr zweckmäßi 
angerichtet find, und daf die Tabular⸗Hypothekar⸗Inſtitute au 
Örundfage der dortigen zanbtafeloronungen fih in einem 
nohlgeordneten Zuftande befinden. Aber felbft rüdfichtlich diefer 
mdtefelordnungen befteht der Nachtheil, daß fte nicht gleich- 

\ünmig find, und ſchon zum Zwecke der Gleichförmigkeit und 
Enher ift es nöthig, daß fie umgeändert werden. Wir haben 
cher and) Länder, in welden die Landtafeln jelbft ſich noch 
mg m diefem Zuſtande befinden. Ich weiſe nur bin auf bie 
gehe Landtafel, ich weile hin auf jene in der Bukowinag, 
"dor, welche alle dringend einer Verbeſſerung bebürfen. 

Ich gehe über zu den Grundbüchern. Wir haben in Oefter- 
va ſehr viele gute Grundbücher. -Unfere hiefigen Provinzen 
m mit vollftändigen Grundbuchs-Patenten verfehen. Defter- 
td unter der Enns befigt ein foldhes feit dem Jahre 1765, 
Afſterreich ob der Enns feit 1792; noch aus älterer Zeit 
Stiermart, Kärnthen und Krain, aber nicht vollftändig genug, 
m ihrem Zwecke ehörig u entipredhen. 

„Die —— o arien ſind äußerſt verſchieden. Viele 
on den Grundbüchern find eben wegen nicht völliger Zu- 
Ungfihfeit der Borjchriften mangelhaft, und ſchon lange hat 
Sn daher die Nothwendigkeit gefühlt, zu anderen zu greifen. 
30, wir haben Provinzen, in weldhen die Grundbücher über 
he bänerfichen Realitäten gar nicht nad) einer beſtimmten 
borſchrift ſondern nur nad) dem Üſus geführt werden. So 

ıh bemerken, daß in Böhmen und Mähren ein Grund- 
ht. atent für das flache Land gar nicht befteht, was zu 

Mm Üebelftande geführt hat, daß 3. 2. gar fein Hauptbud), 
Iondern ein bloßes Inftrumentenbud, eriftirt. 

„Diefe Provinzen nun würden aus folhem Grunde ein 
es Grundbuch Debürfen, ebenfo Galizien, wo für das flache 
M gar feine Grundbücher beftehen, und befonbers jetzt, wo 
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fommt, fogleich davon abweichen und eine Zerfplitterung im 
Ausfiht ftellen wollte. Allerdings könnte man glauben, daß 
die Bernehmung der Landesvertretungen aus einem anderen 
Gefihtspuncte vielleicht nütlich fein würde. Man könnte jagen, 
die Landesvertretungen geben ihr Gutachten ab, nicht um für 
jede Provinz ein eigenes Grundbuchs⸗Patent zu fchaffen, fon- 
dern um ihre Neuerungen über alle Beftimmungen des Ent- 
wurfes entwideln zu können, wonad dann der Reichsrath auf 
Grundlage der Vorlage der Minifterien alle diefe Gutachten 
verihmelzen und ein gemeinfames Grundbudhs- Patent zu 
Stande bringen könnte. Die Erfahrung bat aber gelehrt, daß 
eine jo vielfahe Bernehmung von Behörden und Körperichaften 
in der Regel gar keinen anderen Erfolg hat, als daß die An- 

elegenheit verzögert wird und ſchließlich doch nicht zu Stande 
ommt. 

„Ich kann mich auf ein Beiſpiel berufen, das wir vor 
Kurzem erlebt haben. Es war vor einigen Jahren der Antrag 
geſtellt worden, eine allgemeine proviforifche Eivil- Gerichts- 
ordnung zu fchaffen, weil die Ungleihmäßigkeit des Gerichts⸗ 
verfahrens in den einzelnen Provinzen jehr viele Uebelſtände 
und Nachtheile mit fich geführt hatte. Dan Hat zu bdiefem 
Ende für räthlich gefunden, in den einzelnen Kronländern 
eigene Kommiffionen aus Richtern und Advolaten zuſammen⸗ 
zulehen, welche nicht etwa eine ganz neue Proceßordnung 
auszuarbeiten, fondern darüber zu berathen hätten, wie bie 
jet geltende proviforiihe Civil-⸗Proceßordnung für Ungarn 
and mit welchen Mobiftcationen fie allgemein eingeführt werden 

unte. 


„Es wurden zu dieſem Zwecke 19 ſolche Commiſſionen 
aufgeſtellt; ſie haben ſich mit Eifer ihrem Geſchäfte gewidmet. 
Die Folge davon war aber, daß nach Verlauf von zwei Jahren 
night einmal alle diefe Commiſſionen ihr Gutacdhten abgegeben 
haben, und daß von dem baldigen Ericheinen eines folchen 
Werkes durchaus feine Rede fein Tann, weil die bloße Durch⸗ 
gehung, Sichtung, Ordnung, Prüfung und Entſcheidung über 
alle diefe een Meinungen, die in foldden Operaten von 
19 Commilfionen vorkommen, einen unendlichen Zeitaufwand 
in Anſpruch nahınen. 


„Ich glaube, dasjelbe würde ber Kal fein, wenn man bie 
Grundbuchsordnung auch nur zur Abgabe einer begutachtenben 
Aeußerung, ftatt fie in gemeinthaftfiche Berathung zu nehmen, 
den einzelnen Landtagen zuweilen wollte, und bin daher ber 
Anficht, daß diefes nicht anwendbar wäre. - 


Rede ded Freiherrn v. Lichtenfels. 67 


„Ich gehe aber noch weiter und berühre mit einigen Worten 
das Bedürfniß einer Grundbuchsordnung, welches bier in Frage 
geftellt wurde, 

„Ich kann hier geichichtlich bemerken, daß das Bedürfniß, 
befonders in jenen Kronläudern, welche diejes Inſtitut fchon 
befigen, ?ein neues, fondern ein feit vielen Jahren gefühltes 
und anerlanntes ift. Ich bitte nur Folgendes in Erwägung zu 
ziehen: Wir haben allerdings Landtafeln, die vollfommen gut 
eingerichtet find, und wenn alle öffentlihen Bücher biejen 
tandtafeln gleichen würden, fo würden wir vielleicht noch eine 
Zeit lang uns damit befriedigen können. 

„Es ift gewiß, daß die Landtafeln in en, Mähren, 
Defterreich, Steiermark, Kärnthen und Krain ſehr zwedmäßi 
eingerichtet find, und daß die TZabular-Hypothefar-Inftitute au 
Grundlage der dortigen Banbtafeorhnungen fih in einem 
wohlgeordneten Zuftande befinden. Aber jelbft rüdfichtlich diefer 
Tandtafelordnungen beftcht der Nachtheil, daß fie nicht gleich- 
Törmig find, und ſchon zum Zwede der Gleihförmigfeit und 
Einheit ift es nöthig, daß fie umgeändert werden. Wir haben 

aber auch Länder, in welchen die Landtafeln felbft fich noch 
nit in diefem Zuftande befinden. Ich weife nur bin auf die 
galiziſche Landtafel, ich weile hin auf jene in der Bukowina, 
m Görz, welche alle dringend einer Verbeſſerung bebürfen. 

w P gehe über zu den Grundbüchern. Wir haben in Oeſter⸗ 
reich ſehr viele gute Grundbücher. -Unfere biefigen Provinzen 
find mit vollftändigen Grundbudhs- Patenten verjehen, Defter- 
reih unter der Enns befitt ein foldhes feit dem Sahre 1765, 
Defterreich ob der Enns feit 1792; noch aus älterer Zeit 
Steiermark, Kärnthen und Krain, aber nicht vollftändig genug, 
um ihrem Zwecke Pi; u entſprechen. 

„Die ——— ormularien ſind äußerſt verſchieden. Viele 
von den Grundbüchern find eben wegen nicht völliger Zu-= 
länglichleit der Borjchriften mangelhaft, und fchon lange hat 
man daher die Nothmwendigkeit gefühlt, zu anderen zu greifen. 
Io, wir haben Provinzen, in welchen die Grundbücher über 
die bäuerlihen Realitäten gar nicht nad) einer beitimmten 
Vorſchrift, jondern nur nad dem Ufus geführt werden. So 
muß 2 bemerken, daß in Böhmen und Mähren ein Grund- 
buhs- Patent für das flache Land gar nicht befteht, was zu 
dem Webelftande geführt hat, daß 3. B. gar fein Hauptbud), 
ſondern ein bloßes Inſtrumentenbuch eriftirt. 

„Diefe Brobingen nun würden aus ſolchem runde ein 
neues Grundbuch bedürfen, ebenjo Galizien, wo für das flache 
Land gar keine Grundbücher beftehen, und befonders jett, wo 
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das Unterthans-Berhältnig aufgehört hat und das Bedürfniß 
bes galiziichen Bauers, einen Realcredit zu finden, gewiß 
eben fo dringend als in anderen Ländern gefühlt wird. 
3% könnte in diefer Beziehung die Sache noch weiter mit 
ähnlichen Beifpielen verfolgen, allein ich glaube, das, mas ich 
gejagt habe, genüge. 

„Diele Erfahrungen und die Gefahren biejer Zuftände haben 
fchon feit Jahren die Hofcommiſſion in Juſtiz-Geſetzſachen und 
den oberften Gerichtshof veranlaßt, Allerhöchften Ortes die 
dringende Nothwendigfeit vorzuftellen, gleichmäßige Borfchriften 
darüber zu erlaffen. 

„Man ift zu folhem Ende auch nicht unthätig gewefen; 
die Hofcommiffion in Juſtiz-Geſetzſachen Hat ſchon im Jahre 
1824 einen derartigen Entwurf Sr. Majeftät vorgelegt. Zu- 
fällige Ereignifle haben die Erledigung verhindert. Es ift jpäter- 
hin das Bedürfnig nach einem Grundbuchs-Patente vorzüglich 
in Salzburg hervorgetreten. Die Hofcommiffion hat einen 
eigenen Entwurf für Salzburg verfaßt, welcher, fobald er die 
Allerhöchſte Genehmigung erhalten haben würde, als Prototyp 
für die Landtafeln und das Grundbuchswejen in den übrigen 
Provinzen hätte gelten können, 

„Der Entwur! ift vorgelegt worden, aber feine Erledigung 
bat fi mißlicher Weife verzögert, bis das Jahr 1848 da- 
zwiſchen kam. Man bat indeifen fortwährend das Bedürfniß 
nad) einem ſolchen Geſetze gefühlt, und die Sache wurde daher 
bon dem Yuftizminifterium nochmals in die Hände genommen. 
Dasjelbe hat einen neuen Entwurf verfaßt und der reiflichftenr 
Berathung unter feinen eigenen Mitgliedern fowohl als mit 
Anziehung von Näthen des oberften Gerichtshofes unterzogen. 
Mit Zuftimmung aller Minifterien wurde derjelbe ausgear- 
beitet und diefer Entwurf dem Reichsrathe mitgetheilt. Letzterer 
bat jehr ausführliche Berathungen darüber gepflogen und die 
Refultate, welche aus dem reicheräthlichen Comite hervorgingen, 
dem Yuftizminifterium mitgetheilt. 

„Die Refultate enthalten zwar keine zahlreichen, aber im⸗ 
merbin einige bedeutende Modificationen. Das Minifterium 
der Juſtiz ift, um in diefer Angelegenheit zu einem Schluſſe 
zu kommen, bereitwilligjr den Anträgen des Reichsrathes bei- 
getreten, mit Ausnahme von einigen Punkten von geringer 
Erheblichkeit, und in Folge deffen ift daraus der Entwurf her⸗ 
borgegangen, welcher den Gegenftand ber gegenwärtigen Be- 
rathung bildet. 

„Ih erlaube mir nun die Frage aufzumerfen, ob nad 
allen diefen Prämifjen das Bedürfniß wird in Zweifel gezo— 
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gen werden können, und ob, wenn wirklich die Majorität des 
Komit6s dasjelbe leugnen follte, man doch wird vermeiden 
fönnen, in das Innere des Entwurfes einzugehen, da man 
niht wiffen kann, wie Se. Majeftät der Kaifer die Sache 
anzufehen geruhen dürfte. Der ftändige Reichsrath Hat ftets 
dem Grundfage gehuldigt, in den Fällen, in benen Vorfragen 
fih ergaben, welche ganze Gefegentwürfe im Zweifel ftellten, 
demungeachtet in das Ganze der Sache einzugehen, um Se, 
Rajeftät nicht mit derjelben Angelegenheit zweimal zu behel- 
figen, damit, wenn Se. Majeftät auch im entgegengefeßten 
Einne entjcheidet, Allerhöchftdiefelben do das Material vor 
fh hätten, um leichter einen Entihluß fallen zu können. 

„Sch bitte noch das befondere Verhältniß rückſichtlich die— 
ie8 Entwurfes in’8 Auge zu faffen. Die reichsräthlichen Be- 
rothungen Haben fich etwas verzögert; wäre dies nicht ge= 
Ihehen, fo würden Se. Majeftät wahrjcheinlich über den Ent- 
wur jelbftftändig bereits entichieden haben; die Berathungen 
verzögertent fich aber bi8 zum gegenwärtigen Augenblid. 

„Se. Majeſtät haben Sich num (wie ich glaube, mit Rüd- 
fit auf die AZuficherung, keinen Gegenftand von Wichtigkeit 
in der Geſetzgebung mehr zu erledigen, ohne den verftärften 
Kachsrath zu fragen) allergnädigft bewogen gefunden, ben 
Entwurf mit dem Auftrage bieher zu leiten, das Gutachten 
darüber zu erftatten. 

„Ih erlaube mir daher die Frage aufzumerfen, wenn Se. 
Najeſtät diefe Sufigerung in folder Gewiffenhaftigfeit beob⸗ 
ahtet Haben, ob dann der verftärtte Neichsrath wohl dieſen 
Gegenftand mit einem Antrage auf die bloßen Borfragen Sr. 
Nejeftät vorzulegen fid) in der Tage finden werde, und ob e8 
nicht nöthig fein dürfte, daß in jedem Falle (man mag über 
die Vorfragen denken, wie man will) der Entwurf aud in 
ſeinem Inneren geprüft werden müſſe? 

„Es iſt auch von einem der Herren Vorredner mit einigen 
Vorten angeregt worden, daß die Brage eine. jo wichtige Sei, 
daß man vorzüglich auch die Gejeßgebungen des Auslandes 
berüdfichtigen müfle. 

„Db und in wie ferne das hinreichend geſchehen ſei, kann 
nur das Comits beurtheilen; dazu ift eine paragraphenweije 
Tiscuffion des Gegenftandes nothwendig. Daß jedod) das Juftiz- 
minifterium bei der Berathung des vorliegendem Entwurfes die 
auswärtigen Geſetzgebungen jehr wohl gefannt und berüdfichtigt 
kat, beweifen die häufigen Eitate, welche aus fremden Gefegen 
mdie Motive aufgenommen wurden, Für Oeſterreich iſt es 
keineswegs nothwendig, fi) in Beziehung der Geſetzgebung 
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Genannten jo ziemlich übereinſtimmenden Anftchten des Reichs⸗ 
rathes Fürften v. Salm bei. 

„Schließlich muß ich bitten, bier ausſprechen zu dürfen, 
daß meines Erachtens für jett dasjenige weder opportun noch 
erihöpfend war, was bezüglich der ungarischen Sprache vor- 
gebracht wurde. Es dürfte eine pafjendere Gelegenheit fom- 
men, fich darüber auszufprechen; bei dem vorliegenden Anlaffe 
halte ich es nicht für zwedmäßig, die Spracdhenfrage zu be- 
rühren und zu erörtern.“ 

Der a. o. Neichsrath Dr. Hein ergriff noch einmal das 
Wort zu folgender Aeußerung: 

„Es hieße Eulen nad Athen tragen, wenn ich dem Tlaren, 
fo jehr begründeten Vortrage des Keichsrathes Freiherrn von 
— welchen ich mit beiden Händen unterſchreibe, 
noch etwas hinzufügen wollte. Neue Gründe von Gewicht 
babe ich nicht vernommen, nnd nur das Wort begehrt, um 
eine perjönliche Bemerfung über eine vom Neichsrathe Gra- 
fen Szecfen bezüglich meines Gruppenvorſchlages gemachte 
Aeuferung vorbringen zu können. Diefer mein ganz unmaß- 
gebliher Borfchlag wurde von dem genannten Herren Bor- 
redner in fofern getabelt, als er die Verhältniſſe zwifchen dem 
Banate einerjeits, dann Kroatien und Slavonien andererfeits 
für fo verfchieden anfteht, daß er glaubt, diefe Länder nicht 
einer und derjelben Gruppe einreihen zu können, wobei als 
Hauptgrund geltend gemacht wurde, daß die genannten Pro- 
vinzen von gänzlich verjchtedenen Volksſtämmen bewohnt feien. 

— kann ich nur erwiedern, daß, ſoweit ich dieſe 
Provinzen aus ſtatiſtiſchen Notizen kenne, dieſelben, was die 
Gütertheilung und die eigentlichen Grundbefſitzverhältnifſe be- 
trifft, nicht jo Fehr von einander abweichen, daß fie nicht durch 
"Eine Berfon im Comite vertreten werden könnten. 

„Was die Bevölkerung jelbft anbelangt, fo vermag ich blos 
darauf binzudeuten, daß diefelbe ja im Grundbuche nicht re- 
iſtrirt wird. Was endlich diefe Sprachenfrage betrifft, jo er- 
aube ich mir, auch meinerſeits der Anficht zuzuftimmen, daß 
diefer Gegenftand heute vorzeitig angeregt wurde. Ich will 
daher nichts weiter darüber bemerken und nur über die Be— 
deutung des fogenannten Germanifirens noch einige Worte 
"Hinzufügen. 

„Man pflegt von gewiflen Seiten ber diefen Ausdrud ge⸗ 
wöhnlih dann zu gebrauden, wenn es fi um die Durch- 
führung von NRegierungsmaßregeln handelt, und man glaubt 
dann in dem Gebrauche der deutichen Sprache als Geſchäfts— 
fprache einen Germaniftrungsverfud zu erbliden. 
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„Dagegen möchte ich doc; Verwahrung einlegen. Die Noth- 
weubdigfeit, ſich der deutihen Sprache bei Regierungsbehör- 
den und den oberen Inſtanzen zu bedienen, läßt eine ſolche 
Auslegun wicht zu. Meiner Weberzeugung nach haben wir 
zuerft nöthig, Defterreicher zu fein, Mögen wir in was im- 
mer für einem Idiom zu ſprechen von Haufe aus gewohnt 
fein; und wir Tönnen uns Glück wünſchen, wenn der ver- 
ftärfte Reichsrath auseinander geht und wir Alle in dem Ge⸗ 
fühle übereinftimmen, daß wir vor Allem Oefterreicher find.“ 


Der a. o. Reichsrath Graf Hartig ſprach fih nunmehr 
über den Gegenftand der Frage mit den folgenden Worten 
aus: „Ich würde es für eine Anmaßung halten, wenn ich nad) 
den fo Haren und Tichtvollen Borträgen des Herrn Juftiz- 
minifters und des Herrn Reichsrathes Kreiherrn dv. eid 
tenfels in dag Meritum der Sadje eingehen wollte, und 
erlaube mir daher nur, mid über das allgemeine Brincip 
auszusprechen. 

„Die Srage bat fi} aus einer fehr Heinen, nämlich ob die 
Angelegenheit in pleno oder im Comité berathen werden foll, 
zu einer fehr umfangreichen, das wichtige Gebiet der Einheits- 
und Spradenfrage betreffenden geftaltet. Ich bin jedenfalls 
für die Bildung eines Comites, weil ich es für unmöglich 
halte, über den vorliegenden Gejetentwurf alsbald in pleno 
zu enticheiden. 

„Was bie angeregten Principienfragen betrifft, jo handelt es 
Ah zunächſt um dem Begriff der „Einheit.“ Ich bin für eine 
einheitliche Monarchie und werde ſtets dafür jem, was für 
andere Meinungen aud) auftauchen mögen; ja ich werbe dieſe 
Idee mit Gut und Blut vertheidigen. Allein ich unterſcheide 
iehe „Einheit“ von „Einförmigkeit,“ habe das von jeher 
gethan und glaube, daß wenn die Unterſcheidung ftets gegen- 
wärtig gehalten worden fein würde, dann nicht jo viele Schwie- 
rigfeiten, auf die wir ſchon geftoßen find, entflanden wären. 
Die Einheit befteht: in der Einheit des Rechts, der 
Einheit der Pflicht und der Einheit des Gehorſams. 
Dies find drei Einheiten, welche allenthalben in der Monar- 
hie gleich fein müſſen, und ich nenne fie die ſtaatsrecht⸗ 
liche Einheit. Für privatrechtliche Einheiten, welche auf 
Einförmigleit hinausgehen, vermöchte ich nicht das Wort zu 
führen. Ueberall in den verjchiedenen Provinzen werden ſich 
verfchiedene Berhältniffe zeigen, welche Unterſchiede nothwen⸗ 
dig machen, und in diefer Beziehung trete ich dem Antrage 
des Herrn Reichsrathes Fürſten v. Salm bei. 
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„In Bezug auf die Sprachenfrage lege id; mein Glaubens- 
befenntniß li ab: ic erkenne jedem Menſchen das Recht 
zu, die Sprade, die feine eigene angeborne ift, zu ſprechen. 
Es ift feine Sache, daß er fi) dann mit den andern, in frem- 
der Zunge Redenden verfländigt. Diejes Hecht ſpreche ich aber 
auch unferem Souverain zu. Uhöntberielbe ift ein Deut- 
ſcher und gleich väterlich beforgt für alle Seine Völker, welche 
Sprache fie auch reden. Aber er muß aud das Recht haben, 
ſelbſt in ber Sprache zu ſprechen, die Seine angeborne ift, 
weil jedweder feiner Untertbanen das gleiche Recht Haben ſoll, 
und Niemanden wohl beifallen wird, dem Souverain weniger 
—* zuzugeſtehen, als die Unterthanen für ſich in Anſpruch 
nehmen. 

„Meine Meinung iſt, daß die Sprache für den Gejammt- 
Bant die Deutiche fein müffe. Weiland Se. Majeftät der Kai- 
er und König Franz J. haben wohl für Italien eine Aus- 
nahme gemadt, und id) habe nichts dagegen, daß fte bleibe, 
weil die Erfahrung zeigte, daß dies Feine üblen Folgen mit 
fi brachte. Die itefemiiche Sprade hat aber auch den Vorzug, 
daß fie ſchon früher weiter ausgebildet war, als die Deutfche; 
man konnte fi daher nicht der deutfhen Sprache bedienen, 
weil jene mehr dem Zeitgeifte folgte. Es find aber auch häufig 
Verordnungen, namentlih von ber allgemeinen Hoflammer 
und dem Ftnanzminifterium in deutſcher Sprache nad) Italien 
hinausgegeben worben, und es bat fid) Niemand darüber be- 
ſchwert; wohl aber war es Pflicht, daß die deutſche Verord⸗ 
nung in die Landesipradhe überſetzt wurde. Diefes Recht nun 
muß id Sr. Majeftät vindiciren, und ich glaube daher, daß 
fo wie in allen Kronländern jedem einzelnen Unterthan das 
Wort des Souverains in feiner Landesipradhe Har gemacht 
werben muß, auch für den Letsteren, wie ſchon erwähnt, das 
Recht zu wahren ift, nur in feiner Mutterfpracdhe zu ſprechen.“ 

Der a. o. Reihsrath Freiherr v. Betrins erklärte ſich 
ebenfalls für bie Bildung eines Comites, jedoch gegen die 
von dem a. 0. Reichsrathe Herrn Dr. Hein vor eöjingenen 
Kronlande-Gruppen. Er glaube, daß das Comité Teinesfalls 
in der Lage jein würbe, alle Berfchiebenheiten der Provinzen 
zu berüdficätigen. In der von Dr. Hein aufgeftellten Grup- 
pirung fei anf die Bukowina gar feine —28— genommen 
worden. In dieſem Kronlande beſtehe weder Landtafel noch 
Grundbuch. Bei Gelegenheit der Milttär-Decupation ſei wohl 
eine Landtafel eingeführt worden, aber in einer Weiſe, daß 
nur Htel, A,tel oder ſelbſt /tel bes Beſitzes eingetragen 
wurden. Ber vielen Gütern habe man ben Ranıen bes DBe- 
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ſthers mit allen feinen Schwägern und Schwägerinnen, die 
aber wieder nicht jpeciell genannt wurden, angeführt, und fo 
fomme es, daß beifpielsweife mander nunmehr alleinige Be- 
figer ie über den Befits nicht anszuweiſen vermöge, weil er 
in der Landtafel nicht eingetragen erfcheine. Das Comité von 
fieben Mitgliedern könne er nicht als volllommen zureichend 
erachten. Der bäuerliche Befig jei in der Bulowina nirgends 
eingetragen worden; die Stammmirtbichaften dafelbft wären 
troß aller Verordnungen, feine Theilungen vornehmen zu dür⸗ 
fen, u! parcellirt worden. &8 ſei beifpielsweile eine grö- 
fere Wirth a hente in vier Händen, und da frage es ſich 
num in der That, ob fie dem Q., dem B., dem GC. oder dem 
D. eingeantwortet werden jolle. In der Bulowina müßte da- 
ber erſt die eftelung des Beſitzes vorgenommen werden; 
ohne diefe erfcheine bie inführumg des Orundbuchs nicht mög⸗ 
ih. Welchen Nuten folle aber die Berathung im verftärkten 
Aeichsrathe mit fi) bringen, wenn auf die verſchiedenen Ver⸗ 
hältniffe in den einzelnen Provinzen nicht genügende Rüdficht 
genommen werden würde. Er erachte baher die Bildung eines 
Comitoͤs von nur fieben Mitgliedern zur Bearbeitung bes 
borliegenden Geſetzentwurfes nicht für zureichend. 


Der a. 0. Reichsrath Graf Elam- Martinik nahm jekt 
das Wort und äußerte ſich folgendermaßen: 


„Wenn id) nach einer fo erfhöpfenden Debatte mir erlaube 
das Wort zu ergreifen, ohne bezüglich des vorliegenden Ge⸗ 
genftandes Fachmann zu fein, jo geſchieht e8 gewiß nicht, ımm 
in das Innere der Sache einzugehen. Ich werde mir nicht 
geftatten, auf die Argumente, weldye pro und contra angeführt 
wurden, zurüdzufommen, glaube aber einen Umftand berühren 
zu müflen, nämlih das von dem Herrn PVorredner Reichs⸗ 
rath Grafen Hartig jo richtig aufgegriffene Wort „Ein- 
heit“, nicht gleichbedeutend mit Einförmigkeit. Ich bedaure 
übrigens jehr, daß hohe und wichtige Begriffe und Principien, 
welche gleich der Spracdenfrage in dieſer Allgemeinheit hinge⸗ 
ſtellt, nur als Schlagworte dienen fönnen, in die heutige De- 
batte Hineingezogen wurden. Was für mid) Erhebendes, Ueber- 
zeugendes und Berpflichtendes in dem Gedanken der Einheit 
liegt, ſteht viel zu hoch, als dag ich die Argumente dazu aus ber 
Grundbuchsordnung nehmen fönnte, oder daß die Grundbuchs⸗ 
ordnung biezu den Anlaß geben würde, Ich halte es nicht für 
richtig, ſolche Argumente in die vorliegende Verhandlung hin- 
einzuziehen, und dies ift der einzige Umftand, deflen ich Er- 
wähnung zu thun für nothwendig erachtete, 
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„Zur Berfländigung und Bereinigung würde ih mir den 
Borfchlag erlauben, daß Telbft jene, dte als Gegner im Weſen 
ber Sache ſich entgegenftehen, in der Yormfrage, ob und wie 
das Komite zu bilden wäre, fich vereinigen dürften, ja ich 
glaube, daß über diefe Frage bereits eine Einhelligfeit der 
Meinungen befteht, denn dagegen, daß ein Comite eingefest wer⸗ 
den ſoll, hat ſich keine einzige Stimme ausgeſprochen. Es han⸗ 
delt ſich nur um bie Frage, wie ſoll dieſe Einſetzung geſche⸗ 
ben? Formulirte Anträge in dieſer Richtung find nur von 
dem Herrn Reichsrathe Fürften Salm und dem Herrn Vice⸗ 
Präftdenten v. Szögyeny aufgeftellt worden und es treffen 
diefe beiden Anträge darin vollfommen überein, daß nament- 
ih im Einklange mit unferer Geſchäftsordnung ſowohl als 
mit anderen Seigäftsorbnungen dem Comité feine Inftruc- 
tion gegeben werden Tann, weil eben zur Erwägung ber 
vielen, bei Beurtheilung des Grundbucdhsgefees hervortreten- 
den Fragen und der fich ergebenden Bedenken das Comité felbft 
beftellt werben fol. Dadurch bleibt die Freiheit des Comités 
und des Reichsrathes in pleno gewahrt. Es bleibt dem Co- 
mite unbenommen, ob e8 (wie von einigen Vorrednern die 
Anficht ausgeiprocgen wurde) über das Princip des Geſetzes 
oder Über andere Borfragen der Plenarverfammlung vorläufig 
zu berichten fich beftimmt finden werde. Dem verftärften Reichs- 
rathe aber bleibt die volle Freiheit zu dem Belchiuffe, entwe- 
ber über diefe Borfragen Sr. Majeftät dem Kaifer einen be- 
fonderen Antrag zu unterbreiten, oder das Comité anzumeifen, 
in das Weſen der Sache einzugehen. 

„Ich glaube mic daher dem Antrage des Herrn Reichs⸗ 
rathes Fürften zu Salm, nad) deſſen Kormulirung eben feft- 
geießt wird, daß dem Comitsé eine Inftruction zu geben 
wäre, unbedingt anfchliegen zu müſſen, zumal alle Fragen fo 
wichtig, umfangreich und mit anderen Sragepunkten von glei⸗ 
her Bedeutſamkeit verflochten find, daß fte in der Plenarver- 
fammlung jelbft nicht bewältigt werben könnten. 

„Ich würde demnach voricdhlagen, falls ſich nicht noch ge⸗ 
wichtige Stimmen zu erheben hätten, zum Scluffe der De- 
batte zu fchreiten und über den Antrag des Herrn Reichsraths 
Sürften von Salm abzuftimmen.“ 

Hierauf bemerkte der Reicäsrath Freiherr v. Lichtenfels, 
daß, wenn ber Antrag des Herrn Reichsrathes Kürften von 
Salm dahin gemeint fei, es follten fowohl die Vorfragen, 
als auch ber Gegenftanb in merito und im Detail ohne Sn. 

uction dem Comité zur Beurtheilung übergeben werden, er 
ch dieſem Antrage gleichfalls anfchliege. 
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Nun ergriff der a. o. Reichsrath Bäarkoczy noch einmal 
das Wort und erflärte, er müfle fi) gegen den Antrag des 
Reichsrathes Freiherrn v. Lichtenfels ausipredhen, wenn 
derjelbe beabfichtige, das Comité zu verhalten, jedenfalls in die 
Details des Entwurfes einzugehen, denn feiner Ueberzeugung 
nad) könne ſich dasſelbe nicht in die detaillirte Berathung eines 
Gegenftandes einlaffen, deſſen Durchführung vorausfihtlich un⸗ 
möglich fein werde. Keiner der Redner habe den Begriff der 
Einheit der Monardie in der weitgreifenden Bedeutung auf- 
gefaßt wie der Reichsrath Freiherr v. Lichtenfels, welder 
meine, daß die Einheit, für die wir alle einflünden und die 
zunächft in der Uebereinſtimmung in politifden Dingen Liege, 
auch auf die adminiftrativen Maßregeln auszudehnen ſei. Er 
müffe die Frage anfwerfen, wie man jene der politifhen Ein- 
heit mit der Grundbuchsordnung in Verbindung bringen wolle? 
Nachsrath Freiherr v. Salvotti habe ganz richtig die Grund⸗ 
buhsordnung nicht als ein Corollar des Civilgefetes hinge⸗ 
fell. Das bürgerliche Geſetzbuch ſei ſchon ſeit dem Jahre 1811 
allgemein in Wirkſamkeit, aber daraus folge, wie die Erfah— 
rung lehre, noch keineswegs, daß die Grundbuchsordnung 
mit dieſem Geſetze vollkommen im Einklange ſtehen müſſe. Er 
Tonne ſich daher nicht verſagen, wenigſtens im Allgemeinen 
die Erflärung abzugeben, daß er gegen die Auslegung des 
Begriffes der Einheit im Sinne des gern Neichsrathes Frei- 
herren v. Lichtenfels ſtimmen müfje und ſtets ſtimmen werde. 
Auch er Halte die politiiche Einheit für nothwendig, für eine 
Lebensaufgabe; er vermöge fie aber keineswegs in dem Sinne 
aufzufaſſen, daß auch jede adminiftrative Mafregel in der 
einen Provinz fo fein müfje wie in der anderen. Die Unaus- 
führbarfeit der Einheit in leßterem Sinne finde in der Ge— 
meindeordnung den beiten Beweis, und er müſſe hiebei als 
Beiſpiel auch die vor Kurzem bei einer landwirthichaftlichen 
art zur Berathung gefommene Waſſerrechtsfrage be— 
ühren, 

In DOefterreich ſeien feit einer Reihe von vierzig Jahren 
über diefen Gegenftand Kan Vorſchläge gemacht worden. 
Biele Körperfchaften hätten denjelben wiederholt angeregt und 
elle Minifterien feien überzeugt gewejen, daß die Löſung der 
Waſſerrechtsfrage für Oeſterreich äußerfi wünfchenswerth, ja 
unumgänglich nothwendig fei. Alle hierauf bezüglichen Gefete 
der enropätfhen Staaten habe man geprüft, die gelehrteften 
Beriungen und Studien angeftellt und biefelben Jahrelang 
ortgefeßt. Gleichwohl habe die Landwirthſchafts-Geſellſchaft 
die Erfahrung gemadt, daß e8 mit einer gleichförmigen Ge- 
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feggebung über diefe Frage in Defterreich nicht gehe, weil die 
Donau ein anderer Fluß fet ale der Po; weil bei den ver- 
ſchiedenen Flüffen aud) ganz verſchiedene Berhältniffe und Ge⸗ 

tSpunkte in's Auge gefaßt werden müßten und daher ver⸗ 
ſchiedene geſetzliche Beſtimmungen erforderlich ſeien. So wie 
es mit dem auf eine und dieſelbe Grundlage baſtrten Wafler- 
rechtsgejetze gefchehen, welches in einem Jahre gänzlich befei= 
tigt worden fei, jo würde e8 auch der Grundbuchsordnung und 
anderen Geſetzen ergeben, die auf folder Bafis beruhen. Darum 
erfläre er fih, wenn der Antrag des Herrn Fürften v. Salm 
dahin verftanden werden folle, daß das Comité verpflichtet 
fein werde, in alle Details einzugehen, gegen diefen Antrag. 

Werde derfelbe aber dahin ausgelegt, daf es dem Comité 
freiftehe, die Vorfrage gründlich zu erledigen und dann vor⸗ 
läufig der hohen Berjammlung darüber Bericht zu erftatten, 
fo würde er keinen Anftand nehmen, ſich demfelben ebenfalls 
anzufchließen. 

Der a. 0. Reichsrath Graf Clam-Martinik glaubt, daß 
e8 dem Comité unzweifelhaft freiftehe, den Gegenftand vor ber 
weiteren Detailberathung aud nur rüdfichtlich der Vorfragen 
vor die Plenarverſamm ung zu bringen. 

Der a. o. Reichsrath Graf Hartig fand ſich, um jedem 
Mißverſtändniſſe über feine Anſicht in der Sprachenfrage vor⸗ 
zubeugen, zu der erläuternden Bemerkung veranlaft, daß, 
wenn er gein t babe, er vindicire mit aller Kraft dem Sou- 
verain das Recht, in feiner Sprache zu fprechen, er biejem 
Rechte auch die Pflicht der Organe des Monarchen zur Seite 
geftellt habe, fich jedem Unterthan in deflen eigener Sprache 
verftändlich zu machen. 


Der a. o. Reichsrath Graf Apponyi ſprach fih nunmehr 
über den Gegenftand der Discuffion in der folgenden Weiſe aus: 


„Hochgeehrte Berfammlung! 

„Wenn ich in alle Details einzugehen die Abficht hätte, 
die durch den Herrn Borreduer Grafen Baͤrkoczy angeregt 
worden find, und auf welche von Seite des Herrn Juſtizmini⸗ 

ers die Erwiderung zu geben angeftrebt wurde, fo würde 
ih unwillfürlih auch in das Weſen der Sache hineingerifien 
werden. Eine Discuffton hierüber halte ich aber nicht nur vor- 
läufig für verfrüht, ſondern ich hätte diefelbe im Intereſſe des 
Zmedes, ben wir hier vor Augen haben, vermieden gemünfcht. 
Es find heute Fragen von großer Wichtigkeit und Zartheit 
berührt worden, Fragen, deren Löſung id) nicht im Wege des 
Kampfes, fondern im Wege der Berftändigung and Annähe⸗ 
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rung gelöft haben wollte. Eine Annäherung und Berflänbigung 
ur, bevor noch jene, die die Fragen anregten, ihre gegen- 
feitigen Anſichten vollkommen kennen und fie gegenjeitig erlän- 
tert haben, ift nnausführbar. 

„Deine Herren! Die Fragen der Nationalität, der Sprache, 
der Einheit und Einförmigfeit aus Anlaß der Grundbuchs⸗ 
ordnung zu entfcheiden, halte ich für ein gewagtes Spiel. Wenn 
ih folglich anf Vieles, was heute gejagt worden ift, die Ant- 
wort fchuldig bleibe, fo thue ich es durchaus nicht, als wenn 
ih mit manchen Aeußerungen mich zufrieden ftellen fönnte, welche 
gefallen find. Ich thue es im Intereſſe unferer Aufgabe; ih 
tiue es, um jeden vorzeitigen Conflict zu vermeiden, der die⸗ 
fer unferer Aufgabe im Wege ftehen köunte. 

„Rad, diejen wenigen Worten erlaube ich mir, an Se. Taif. 
Hoheit den burdhlanchfigften Herrn Erzherzog Reichsraths— 
en ten die ergebene Bitte zu ftellen und auch an ben 

ohverehrten Reichsrath das gleiche Erfuchen zu richten, daß 
man dieſe Discuſſion wo möglich beendigen nnd im Sinne 
des von dem Herrn Reichsrathe Fürften v. Salm geftellten 
Antrages Beſchluß faffen möge. Ich glaube, daß man durch 
diefen Antrag felbft Seuen, welche einige Vorfragen nicht 
präjnbicirt haben wollen, und auch Jenen, welche das Comits 
in die Lage zu ſetzen beabfichtigen, über die Borfragen zu be- 
zathen, gerecht werden dürfte.“ 

Hierauf erjuchte Se. kaiſ. Hoheit der durchlanchtigſte Herr 
Erzherzog Reichsraths-Präſident diejenigen Mitglieder, 
welhe den Schluß der Discuffion wünjchten, fi zu erheben. 

Nachdem nunmehr die ganze Verſammlung ſich erhoben 
hatte, erflärte Se. kaiſ. Hoheit die Debatte für geichloffen und 
forderte die VBerfammlung auf, über die Frage, ob ein Comité 
zu bilden fei, welchem feine Sufruchion zu geben wäre, wel- 
des aljo das ganze Geſetz als Borlage in Arbeit zu nehmen 
und feine Meinung frei und offen auszufprechen hätte, mit 
Ja und Nein abzuftimmen, 

Borläufig wurde ber Reichsrath Fürft Salım erſucht, feinen 
Antrag in der Schlußformulirung vorzutragen, worauf der⸗ 
ſelbe dieſem Anfinnen mit folgenden Worten entiprad: 


„Ih fielle den Antrag, dag in Erwägung und Würdigung 
der Gründe, die wir * gehört haben, die Ernennung eines 
Comites beliebt und ſofort zu deſſen Wahl geſchritten werden 
wolle, wobei nad) Thunlichleit alle verſchiedenen Provinzen - 
vertreten feien, weßhalb ich mir eine Anzahl von fieben Co⸗ 
mite-Mitgliedern zu beantragen erlaube,“ 
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Nachdem hierauf Se. kaiſ. Hoheit der durchlauchtigſte Herr 
Erzherzog Reihsraths-Präjident ermähnt hatte, daß es 
bei ber Wahl des Comites ohnehin jedem Mitgliede der Ber- 


“fammlung frei ftehe, einfach nad, feiner Weberzeugung zu han- 


deln und entweder das Intereſſe des von ihm vertretenen 
Kronlandes oder aber andere Intereffen mehr zu berüdfichtt- 
gen, nachdem ferner der Herr Neichsrath3-Vicepräfident von 
Szögyeny hervorgehoben Hatte, daß der Antrag des Reichs— 
rathe Fürften Salm einfad) für ein Comit& von fieben Mit- 
gliedern ohne Inftruction, welches nur die hier vorgebradhten 
Motive zu erwägen hätte, gelte, wurde zımn Pamensaufrufe über 
die Frage der Bildung des Comités gefchritten und hierbei 
die Frage, daß zur Vorberathung der Grundbuchsordnung ein 
aus fieben Mitgliedern gebildetes Comite, dem feine Inftruc- 
tion zu geben wäre, gewählt werden folle, einftimmig bejaht. 
Nachdem hierauf über Aufforderung Sr. kaiſ. Hoheit die 
Wahl der Comite- Mitglieder mittelſt Abgabe unterfertigter 
Stimmzettel gefhehen war, verfündete Se. kaiſ. Hoheit nach⸗ 
ftehendes Abſtimmungs-Ergebniß: 
„Durch Stimmenmehrheit find folgende fieben Herren Reichs- 
räthe für das Comité zur Berathung der Grundbuchsordnung 


gewählt: Ä 
Graf Bärkloczy, 
Freiherr v. Lichtenfels, 
Abt Dr. Eder, 
Dr. Bolansti, 
Dr. Straßer, 
reiherr v. Salvotti, 
rt. Hein. 

Nunmehr erwähnte Se. kaiſ. BAHN der durchlauchtigſte 
Herr Erzherzog Reihsraths-Präjident, daß den zweiten 
Gegenftand der heutigen Tagesordnung der Entwurf einer 
Berordnung über das Ausgleihsverfahren bei Zahlungsein- 
ftellungen protocollirter Handels- und Gewerbsleute bilde, und 
erfuchte jene Mitglieder, welche dafür ſtimmen, diefen Gegen- 
ftand gleid) in pleno vorzunehmen, diejes durch Aufftehen zu 
erkennen zu geben. Nachdem fi Niemand von feinem Plate 
erhoben hatte, forderte Se. Tatf. Hoheit die Berfammlung auf, 
zur Wahl der Mitglieder des Comités für diefen VBerordnungs- 
Entwurf, welches wohl hinreihend auch mit fieben Mitglie- 
dern zu beftellen fein dürfte, zu fchreiten, falls Niemand wün- 
ſchen follte, eine Discuffion hierüber herbeizuführen. Das Er- 
gebniß der Hierauf vorgenommenen Wahl wurde nunmehr von 
St. Tail. Hoheit mitgetheilt und entfiel auf folgende Reichsräthe: 
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Freiherr v. Erggelet, 
Handelsfammer- Präfident Trenkler, 
Freiherr v. Reyer, 
Fabriksbeſitzer Schöller, 
Freiherr v. Lichtenfels, 
Handelsfammer » Präfident Maager 
und Bürgermeifter Toperczer. 
Hierauf wurde von Sr. kaiſ. Hoheit die Sitzung gefchloffen. 


£ünfte Sißung vom 21. Juni 1860. 


Seine kaiſerliche Hoheit der durchlauchtigſte Herr Erzherzog 
Reichsraths-Präſident eröffnete die Sitzung des verftärf- 
ten Reichsrathes vom 21. Juni 1860 mit folgender Mittheilung: 

„Se. Majeſtät der Kaifer haben allergnäbigft zu geftatten 
geruht, daß die drei Herren a. 0. Neichsräthe, melde der 
denutihen Sprache nicht mächtig find, bei den Reichsrathsverhand⸗ 
lungen ſich der italienifchen Sprache bedienen dürfen, daß 
jedoch ein Mitglied des Neichsrathes, welches beider Sprachen 
vollfommen mächtig ift, die Weberfegung des von ihnen Ge- 
fagten in's Deutjche, und wenn eine Bemerkung dagegen ge- 
madt werben jollte, wieder aus dem Deutſchen in’s Italieniſche 
zu übernehmen habe. Indem ich die Berfamminng hieren in 
Kenntniß ſetze, lade ich den Herrn Reichsrath Freiherrn v. 
Salvotti ein, diefe Vermittlerrolle übernehmen zu wollen.“ 

Die drei a. 0. Herren Reihsräthe Conte Borelli, Graf 
KRani-Mocenigo und Freiherr v. Zigno nahmen hierauf 
m italienifcher Sprache das Wort, um Se. k. Hoheit zu bitten, 
ihren unterthänigften Dank für die eben mitgetheilte Geftattung 
zur Kenntniß Sr. Majeftät des Kaiſers bringen zu wollen, 
worauf Se. k. Hoheit gleichfalls in italienischer Sprache dieſer 
Bitte nachkommen zu wollen erflärte. 

Weiter bemerkte Se. k. Hoheit, daß die Verhandlung über 
den auf der heutigen Tagesordnung ftehenben Bericht des zur 
Beratung des Gefeßentwurfes über das AusgleichSverfahren 
bei Zahlungseinftellungen gewählten Comité's wegen Erfran- 
bmg des Berichterftatters, Reichsrathes Freiherrn v. Lich ten⸗ 
iels, nicht flattfinden könne, und daher in einer fpäteren 
Sigung auf die Tagesordnung werde gejeßt werden. 

Se. f. Hoheit erinnerte ferner daran, daß in der am 8.1, M. 
abgehaltenen Plenarfigung des verftärkten Reichsrathes mit 
Stimmeneinhelligfeit der Beſchluß gefaßt worden ſei, ein 
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Comité von fieben Mitgliedern zur Berathung des Entwurfes 
der Grundbuchsordnung zu wählen und bemjelben feine In— 
firuction für die Art der Behandlung dieſes Gefetentwurfes 
u ertheilen. Nach erfolgter Wahl des Obmannes und ge= 
nehener Eonftituirung fei dieſes Comité‘ zur Berathung der 
Borlage geihritten. Graf Bärkoczy habe jedoch aus den ſchon 
in der Sigung vom 8. Juni von ihm entwidelten Gründen 
erflärt, er glaube, daß diefer Gefeßesentwurf einen Gegen— 
ftand der Derashungen der einzelnen Kronlandsvertretungen 
u bilden und das Komite fi auf die Discuffion der Vor- 
age zu beſchränken hätte, ob nicht ein in diefem Sinne zu 
ftellender Antrag fogleich der Berathung der Blenarverfammt- 
lung zu unterziehen wäre. Da jedoch der Beſchluß der Mehr- 
heit des Comité's dahin ausgefallen fei, ſogleich in die Detail- 
prüfung der Geſetzesvorlagen jelbft einzugeben, fo habe Graf 
Baͤrkoczy erklärt, an den Berathungen des Comité's feiner 
Antheil nehmen und aus bemjelben gänzlich ausſcheiden zur 
wollen. Er habe diefe Abficht zur Kenntniß bes Reichsraths- 
Präſidiums gebracht, und dasſelbe überlaffe es, da die Wahl 
des Comité's von Seite der Berfammlung ftattgefunden habe, 
auch der Letsteren, in diefer Sache das Weitere zu beſchließen. 

Graf Baͤrkoczy nahın hieraus Beranlafjung, die folgender 
Worte an die Berfammlung zu richten: 

„Nachdem mir lethin die Ehre zu Theil wurde, zum Mit- 
glied des Komite’s erwählt zu werden, fo bitte ich mir zu 
geftatten, der Hohen Berfammlung in Kurzem die Gründe 
meines Austrittes darzulegen. 

„Die erfte Haupturfache diefes Schrittes hatte ig ſchon die 
Ehre, in der Sitzung vom 8. Juni anzudeuten. Sie beſteht 
darin, daß nach meiner Anſicht die Einförmigfeit der Abmini= 
fration in dem vorliegenden Operate neuerdings einen Aus= 
drud erhält, welcher mit meiner individuellen Weberzeugung 
nicht übereinftimmt, indem ich gerade in diefer adminiſtrativen 
Einförmigfeit das große Uebel, an dem wir feit zehn Jahren 
leiden, zu finden glaube. Die adminiftrative Einförmigfeit iſt 
jest jchon, und wird au in Zukunft das Haupthinderniß jener 
politifhen Einheit der Monardie fein, welde für uns alle 
beilfam ift und von jedem Patrioten aufrichtig gewünfcht und 
erftrebt werden muß. 

‚ „Die zweite Haupturfache meines Austrittes if, daß ich 
in dem vorliegenden Operate einen Trankhaften Auswuchs 
theoretifcher Anfchauungen und jenes Formenweſens finde, 
welches in allen Zweigen der Staatsverwaltung feit einigen 
Jahren im hohen Grade wuchert, in dem Operate auf's Höchfte 
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getriehen ift und fo fehr Alles in ſich faßt, daß felbft bie 
urchführung der dinglichen Rechte, weldhe im Jahre 1811 in 
den Civilcoder niebergelegt wurden, in der Obfervanz fo zu 
fagen ſchwankend ward. Diefes Formenweſen ift es, welches 
man jeßt bei den meiften Geichäften in Anwendung bringen 
will, obgleich es für viele Fälle unmöglich, für viele Staffen 
der Bevöllerung unvortheilhaft wäre, dem Eigenthbum den ge- 
wichtigften Panzer und die ſchwerſten Fefleln anlegen, im Ver⸗ 
ichre aber die größten Schwierigfeiten nach fi) ziehen müßte, 

„Der dritte Grund meines Austrittes ift darın zu finden, 
daß ich die Berathung des vorgelegten Geſetzentwurfes recht 
agentlich als bie baffenbfte Aufgabe für die in's Leben zu 
ufenden Landesvertretungen in den verfchiedenen Ländertheilen 
der Monarchie anjehe. Ja, e8 jcheint mir, daß es im ganzen 
Bereiche der Provinzial-Angelegenheiten faum einen Gegenftand 
geben dürfte, deſſen zwedentiprechende Regulirung von allen 
Schichten der Bevölkerung mit größerer Lebhaftigfeit gewünſcht 
werben würde, al8 gerade die Grundbuchsfrage. RE glaube, 
daß nicht nur direct die grundbefigenden Elaffen, ſondern aud) 
die Behtzer mobiler Werthe dabei intereffirt find, und bin über- 
jengt, das dieſe ganze Angelegenheit weit zweckmäßiger, weit 
prachjcher und weit tauglidher für die wirkliche Ausführung 
duch die Landtage verhandelt werden würbe, als bier in der 
Mitte des Reichsrathes. 

„Dies find die Gründe, weldhe ich ſchon früher zu erwähnen 
Gelegenheit hatte und die ich mir heute hier zu wiederholen 
elaube. Ich füge ihnen nur noch Hinzu, daß eben meine prin- 
apielle Anfchauung, meine indivibuelle Weberzeugung es mir 
unmöglich machten, im Comits zu verbleiben, denn ich bin feft 
überzeugt, daß diefe langwierige Arbeit — ich habe jedoch durch⸗ 
«3 feine Scheu vor einer ſolchen, — doch nur eine verlorne 
Arbeit wäre. Da ich nicht Hoffen durfte, mit meiner Meinun 
gegen die entgegengeſetzte Anficht durchzudringen, melde fi 
mit meiner individuellen Meberzeugung nicht verträgt, da viel⸗ 
mehr die Majorität des Comités beidhlo ,‚ in bie Detailbe- 
rathung des Geſetzentwurfes einzugehen, jo blieb mir nichts 
äbrig, als mid) zum Austritte aus demfelben zu entſchließen 
und dies Sr. faiferlichen Hoheit dem durchlauchtigften Herrn 
Erzherzog Reichsraths-Präſidenten —— 
anzukũndigen. 

„Nun muß ich mir noch erlauben, auf einige von dem 
Herrn Juſtizminiſier in der Sitzung vom 8. Juni gemachten 
Bemerkungen zurückzukommen, obſchon ich recht wohl weiß, 
daß es etwas mißlich erſcheint, dieſelben nach Verlauf von 
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dreizehn Tagen zum Gegenftande fernerer Erörterungen zu 
machen. Ich erlaube mir daher, mid) an den Herrn Juſtizmi⸗ 
nifter felbft zu wenden und die von ihm behaupteten Bortheile 
und praltiichen Reſultate der Einführung des Grundbuchs⸗ 
Snftitutes in Ungarn etwas näher zu beleuchten. Und da fei 
mir nun vor Allem die Frage, welches find denn dieje Reſul⸗ 
tate? und die Antwort geftattet: diefelben jollen darin beftehen, 
daß 674 Beamte die Grundbuchsführung in Ungarn zu be= 
forgen hatten, daß fie binnen fünf Jahren fünfzehn Millionen 
Parcellen. aufnahmen, achtzehn- bis neunzehntaujend Grund⸗ 
buchsprotokolle anfertigten, drei und eine halbe Million unge- 
bundene und theilbare, dann nahe bei einer Million untheilbare 
Grundbuchskörper als ganze Seffionen auf ereichnet haben, 
fodaun, daß zu Anfang des Jahres 1855 109 Millionen Gul⸗ 
den aus den alten Intabulationen in das neue Grundbuch über- 
tragen waren, und daß ferner in dem furzen Zeitraume von 
weiteren drei Sahren neuerdings 123 Millionen Gulden grund- 
bücherlich aufgenommen wurden. Ich habe hierauf zu bemer- 
fen, daß ich diefe Ziffern durchaus nicht ale praftifche Reful- 
tate betrachten fanın, und zwar fchon deshalb nicht, weil bei 
ber Einführung der Grundbuchsoperate von Seite jener 674 
Beamten keinem Protefte und feiner Bitte Folge gegeben wurde, 
mit diefem Grundbuche verfchont zu bleiben. Ich war felbft in 
folder Lage und auch viele meiner Nachbarn recurrirten, wir 
wurden aber natürlich abſchlägig befchieden, nachdem beſchloſſen 
war, daß die Grundbuchsaufnahme ftattzufinden habe; davon 
aljo, daß man den Wünfchen der Bevölkerung entgegengefom- 
men wäre, war weder in der Form noch in der Art der Ein- 
führung des Grundbuches, wenigftens in unferen Gegenden, 
irgend eine Rede. Kein Entgegentommen, keine Bereitwilligfeit 
fand ftatt, jondern es gefchah mit der Grundbuchseinführung 
dasfelbe, was mit allen anderen Geſetzen und Negierungsmaß- 
regeln feit zehn Iahren in Ungarn geichehen ift: e8 wurde be- 
foblen und ausgeführt. Auch die Aufnahme der Parcellen und 
die maflenhafte Anfertigung von Protofollen hierüber fetze ic) 
auf die gleihe Stufe mit den vielen Regierungsmaßregeln, 
welche in dem angegebenen Zeitraume in Ungarn vollzogen 
wurden, Alle diefe Gejege haben denſelben praftiihen Erfolg 
gehabt. Nie ift in Ungarn fo viel gel@rieben worden, wie jebt; 
nie wurden fo viele Ausweife rubricirt und Tabellen verfaßt, 
als eben jeßt; in diefer Beziehung alfo find vollfommen gleiche 
Reſultate vorhanden. Auch die Intabulationen waren nicht von 
dem freien Willen der Parteien abhängig. Auch fie mußten 
ihre Forderungen von 109 Millionen intabuliren laſſen, und 
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ging irgend Jemand. neuerdings eine Schuld ein, jo wurde 
auch dieje wieder eingetragen, weil e8 einen bedeutenden Po⸗ 
fen in den Einkünften des Staatsſchatzes ausmachte. 

„Andere Regierungsmaßregeln zu erwähnen, nehme ic; An- 
fand, obgleich erft in jüngfter Zeit eine ſolche, die ich nicht 
näher bezeichnen will, einen ähnlihen, nur auf ziffermäßige 
Iufammenfiellungen fi) beſchränkenden praftiihen Erfolg hatte. 
Das Gleiche wird auch mit der Grundbuchsordnung der Fall 
jan. Man wird aud) hier praftifche Erfolge da fuchen, wo fie 
nicht zu finden find und wo ihnen die Thatſachen felbft mit 
Racht entgegentreten. Ich muß daher den Herrn Juftizminifter 
bitten, die nicht aus Rubriken, aus Tabellen oder officiellen 
Ausweifen zu erfehenden moralifchen Folgen und Wirkungen, 
welche ſolche Erläſſe des Juftizminifterrums im Lande hervor- 
bringen, zu erwägen. Ich überlaffe diefes der Zukunft und gehe 
jest auf die zweite von dem Herrn Juftizminifter aufgeftellte 
Behauptung über, die Anlegung eines geordneten Grundbuches 
jet nochwendig, indem ohne dasjelbe der Realcredit fehle. 


„Rad diefer Aeußerung müßte der Realcredit in der gan—⸗ 
zen Belt nur von dem Zuftande der Grundbücher in den be- 
züglichen Ländern abhängen. Dies muß ich aber in Abrede 
feflen, denn wie befannt, find die meiften Länder der roma- 
ziihen Zunge, namentlih Spanien und Italien, dann außer⸗ 
dem England, Schottland, Irland, Schweden und Norwegen 
md der größte eil von Rußland ohne Grundbücher, umd 
es wäre ſchwer zu ermweijen, daß der Realcredit dort leide. Eben- 
iswerig hängt derjelbe in Ungarn blos von der Einführung 
8 deutſchen Grundbuches ab, Ich halte vielmehr die deut- 
den Sapitaliften für zu kluge Leute, als daß fie blos diefen 
nen Punct in Betradyt ziehen jollten. 


„Einen weiteren Grund leitet der Herr Yuflizminifter aus 
tem a. b. Gefetsbuche ab. Diefes wurde aber ſchon im 3. 1812 
m einem großen Xheile der öſterreichiſchen Monarchie einge- 
führt, mb ich muß mid) darüber wundern, daß man erft jett 
nach Ablauf eines halben Jahrhunderts zu der Wahrnehmung 
Immt, das allgem. bürgerl. Geſetzbuch erheifche diefe Formu⸗ 
ürımng des Grundbuchs⸗Operates als ein ke Co⸗ 
aller. Wohl iſt es wahr, daß im allgem. bürgerl. Geſetzbuche 
tie dinglichen Rechte und deren Conſequenzen auf das Grund⸗ 
buch bafırt find und daß diefe Rechte nad) demfelben, dort wo 
Crmubbücher find, im fie eingetragen werden jollen, dies ſchließt 
eber weder die —— im ſich, jetzt im Grundbuche 
nme Formen einzuführen, noch iſt überhaupt einzuſehen, wie 


86 Fünfte Sitzung vom 21. Juni 1860. 


man bie Einführung des allgem. bürgerl. Geſetzbuches mit der 
allgemeinen NRormirung des —æãù in dieſer weit gehen⸗ 
den Form und Ausdehnung in Berbindung bringen Tann. 
„Eine weitere Bemerkung des Herrn Juſtizminiſters galt 
der Spracdenfrage. Ich Habe mich bei meinem erften Bortrage 
innerhalb der erlorber ichen Grenzen gehalten, um diefe aller- 
wichtigfte Frage nicht zum Gegenftande einer Kritif und allzu- 
weit gehenden Beleuchtung zu machen. Der Herr Juftizminifter 
hat e8 jedoch für nothwendig befunden, in das Innere der ad⸗ 
miniftrativen Beftimmungen über bie Fr in Ungarn 
einzugehen und mir den Borwurf zu maden, daß ich nicht 
richtig informirt fei, einen Vorwurf, den ich zurüdzugeben mır 
erlaube, nachdem ich die Wahrhaftigkeit und Wahrheitsliebe 
des Herrn Yuftizminifters nicht in Zweifel ziehen kann. Wohl 
aber dürfte Se. Excellenz aus den officiellen Berichten anders 
belehrt fein als wir, die wir mit dem praftifchen Leben in Un- 
garn tagtäglich in innigfter Berührung ſtehen umd diefen Ge- 
genftand bon einem ganz anderen Geſichtspunkte auffaffen. Ins⸗ 
efondere bemerkte der Herr Suftizminifter, er habe den Grund- 
jag anerfannt und felbft befolgt, daß das Grundbuch nad) der 
Sprache der Mehrheit der Gemeinde geführt werde, daß aljo 
dort, wo der größte Theil der Bevölkerung in der Gemeinde 
oder dem Comitate ungarifch fei, auch das Grundbuch in un- 
ariicher Sprache geführt werden folle. So werde nad) der Be- 
— des Herrn Juſtizminiſters in dem größten Theile des 
Oedenburger, Peſther und Großwardeiner Gebietes das Grund⸗ 
buch in ungariſcher Sprache geführt. Dieſe Erklärung des Herrn 
Sufizminifters at in einem beträdtlichen Theile des Landes 
zufolge vieler mir either zugelommenen Zuſchriften eine be— 
deutende Aufregung erzeugt, da man die ertheilte Auskunft 
mit der wirklichen Sadlage nicht im Einflange fand. Es ift 
nur zum Theile richtig, daß die Grundbücher ın den genann= 
ten drei ©ebieten in ungarifher Sprache geführt werden; überall 
geliebt dies nicht. Das Preßburger und das Kaſchauer Ge- 
iet hat jedoch der Herr Yuftizminifter in feiner neulichen Mit- 
theilung ganz übergangen. Im Kafchauer Gebiete, welches 
aus zehn Comitaten mit circa 1,780, Einwohnern befteht, 
von welchen beiläufig der vierte Theil blos ungariſch fpricht, 
befindet fich aber nad) meiner ſchon früher angeftellten Unter- 
ſuchung und nad) den mir diefer Tage zugelommenen ausbrüd- 
hen Berfiherungen beeideter Notare und Beamten feine ein- 
zige Gemeinde, die ein ungarifches Grundbnd) hätte, und fein 
einziges Komitat, in welchem die Grundbücher ungarifch ge- 
führt würden. 
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„Sch gehe weiter. Es war mir befannt und der Herr Ju⸗ 
ftigminifter haben in Ihrer Auseinanderjegung ausdrücklich er» 
wähnt, daß zu Folge eines, wie ich glaube, im Juni v. J. er- 
gangenen Erlafjes die Auszüge aus deutſchen Grundbüchern 
den Parteien in derjenigen Sprache herausgegeben feien, im 
weldher fie verlangt würden. Es follen . ho aus deutichen 
Grundbüchern auf Berlangen 3. 3. ſlaviſche, rutheniſche, 
ungariihe Ertracte gegeben werden. Ich habe aber Briefe er⸗ 
halten, welche beweiten, daß dies nirgends gefchieht, indem fidh 
die Beamten entfchuldigen, daß fie der Spradye nicht mächti 
jeien oder feine Inſtruction hierüber befäßen. Ich felbft lie 
mir einige Auszüge fommen, die alle in beuticher Sprache aus- 
gefertigt find. In diefer Beziehung waren alfo Eu. Excellenz, 
wenn ich es jagen darf, nidyt ganz der Wahrheit getren. 

„Außerdem haben Sie 104 erwähnt, daß im Sinne des 
angenommenen Grundſatzes der Gleichberedtigung aller Na⸗ 
tionalitäten in Ortſchaften mit rutheniſcher Bevölkerung die 
Ernndbücher in rutheniiher Sprache geführt werden. ' 

„Auch in diefer Beziehung geſchah aber thatſächlich das Ent- 
Karanebte, denn die Grundbücher wurden nicht in der Sprache 
der Rajorität, fondern in der deutſchen Sprache, aljo in der 

Sprache der allerfleinften Minorität verfaßt und geführt. 

„Die deutiche Bevölkerung in Ungarn befteht nad) den neue— 
fen ftatiftifchen Ausweiſen der Regierung aus ungefähr einer 
Nilion Einwohner, die übrige Bevöllerung hingegen beläuft 
ih auf 14 bis 15 Millionen. Die Sprache der Minorität ift 
eljo überall dort eingeführt, wo man blos nad) den arithme- 
tiſchen Ziffern gerechnet — when eine andere größere 
Anzahl gefunden hätte. Nach den officielen ftatiftiichen Anga- 
ben jpricht nämlih ein Drittheil der Bevölkernng die unga- 
ride Sprade; — ich bediene mid nicht des Wortes „Dia- 
gyariſch“, weil ich dasfelbe fehr unpafjend finde, die ungarifche 
Sprache bei den Leuten beliebt ift, diefelben ſich alle als Un- 
garn betrachten und nichts fonft fein und heißen wollen als 
Ungarn ; ich will daher das Wort „Magyaren” nicht über 
meine Lippen bringen. 

„Roc meiner Beutigen Darftellung, meine Herren, könnte 
es den Anſchein haben, als ob meine individuelle Anſicht und 
jme vieler meiner Landsleute dahin ginge, baf in Ungarn eine 
feindliche oder antipathilche Stimmung gegen die deutſche Na- 
tionafität herrſche. Dies muß ich ausdrücklich in Abrede ftellen. 
Ih glanbe nicht, daß ein Volksſtamm in Europa eriftirt, wel- 
her die unendlich großen Verdienſte der deutſchen Nation, der 
dentichen Literatur, der deutſchen Wifſenſchaft und Kunft, der 
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deutfchen Cultur überhaupt, fo lebendig fühlt, wie der unga= 
riſche. Auch ü gehöre dieſer Meinung an und gehe noch wei 
ter, indem id) behaupte, daß das deutſche Element und die 
deutiche Bildung in Ungarn ftets vollftändig gewürdigt wurden 
und daß die Hochachtung und Verehrung —* auch auf dem 
politiſchen Gebiete in Ungarn ſtets fortgeſchritten iſt. Seit 40 
Jahren ſehen wir Ungarn die conſtitutionellen Principien in 
Deutfchland allgemein verbreitet, die volfswirthf afttigen Zu⸗ 
ſtände alldort weſentlich gebeſſert, und es gibt and) in Deutfch- 
Sand fein Ländchen, welches ſich nicht vollkommen dieſer Ueber⸗ 
zeugung anſchlöße. Nirgends in Europa iſt das conſtitutionelle 
Princip fo feſt begründet, als eben in dem herrlichen Deutfch- 
land, und der größte Theil der gebildeten Ungarn, die fi mit 
den Gegenftänden der Cultur befaffen, find volllommen über- 
zeugt, daß unſere ungarische Kivilifation zum größten und be⸗ 
ften Theile gerade dem deutjchen Elemente gebühre. Zu den- 
jenigen, welche diefe Meberzengung hegen, zähle aud) id, und 
aud ich bin in diefer Beziehung einer der lebhafteften Berehrer 
des deutſchen Elementes. 

„Run aber fommt ein anderes Moment in Betracht. Seit 
einer Reihe von Jahren fehen wir das Deutſchthum in Un— 
garn durch ein Heer von Beamten repräfentirt, welches die 
deutfche Sprade überall, beim Grundbuche, beim Catafter und 
in allen übrigen Zweigen der Verwaltung einführte. Bei allen 
diefen Einrichtungen, welche Millionen an Koften verurſachten, 
bat befonders der geiftige und materielle Drud die ungariſchen 
Rechtsanſchauungen, die fich jeit den Ießten Jahrhunderten nicht 
veränderten, verlegt. Und was war natürlicher, ala daß das— 
jenige, was mit gewohnter maßloſer Willfür auftrat, Antipa- 
thie erregte. Die Abneigung in biefer Richtung Hat aljo nichts 
mit dem deutichen Elemente, fondern nur mit jeuen Dingen 
zu thun, welde die Beamten in ihrem Gefolge nach Ungarn 
brachten, mit dem Drude in materieller und eifiger Bezie⸗ 
bung und demjenigen, was wir eben als Willfür betrachten. 
Diele Antipathie wird fid) von Jahr zu Jahr nit mindern, 
fondern fteigern, 

„Ich finde es nöthig, dies zu erklären, meil mich die Be- 
fürdtung drüdt, ein Theil der deutfchen Prefje und des übri- 
gen Publitums könnte die Ungarn als ſolche wirklich für Feinde 
des deutſchen Elementes halten, Ich wiederhole e8 und bin 
feft überzeugt, daß es in ganz Ungarn nicht einen einzigen 
Mann gibt, der im geringften der deutſchen Bildung entgegen 
wäre, oder das deutiche Element anfeindete. Wir find die größ- 
ten Bewunderer, Nahahmer, Freunde und Berehrer denticher 
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Bildung und bleiben dieſes fo lange, als die beutfche Bildung, 
welche in neuefter Zeit fo glänzende Beweife gegeben hat, biete 
Richtung behaupten wird. 

. „Ein weiterer Gegenftand des von bem Herrn Yuflizmini- 
fir in der Sitzuug vom 8. Juni gehaltenen Bortrages, wel- 
chen ich bier berühren muß, ift die Commaffation; zwar nur 
ein Kleiner und anſcheinend geringfügiger aber denmoch infoferne 
ein wichtiger Gegenftand, als mid die Behauptungen des Herrn 
Juſtizminiſters bezüglich dieſes Punktes nicht überzeugt haben. 
Die Ueberzeugung, welche ſich hierüber im Bureau des Herrn 
Yuftizminifters aus offtciellen Ausweifen ſchöpfen läßt, tft ganz 
anders als die praftifchen Anjchauungen, welche das Leben in 
Ungarn mit fi) bringt. 

„Die Anlegung von Grundbüchern in nit commaffirten 
Ortſchaften hatte faum begonnen, als fie von der großen All- 
gemeinheit ſchon als volllommen nutzlos und überflüffig, ja 
als ſchädlich und zu Foftfpielig angefehen wurde: 

„Der Herr Yuftizminifter beliebte mit gewohnter Leichtig- 
tat, welche fchon von dem Herrn Grafen Szecfen bei Ge- 
legendeit der Sprachenfrage berührt wurde, zu jagen, daß die 
duch die Commaſſation nothiwendig werdende Abänderung im 
Grundbuche blos durch die Veränderung eines einzigen Blattes 
geihehen fünne und daß ſomit das Grundbuch aud) für die 
noch nicht commafjirten Ortichaften beibehalten werben fünnte. 
„Die Sade ift aber umgelehrt und ich habe gefehen, daß 
m Ortichaften, wo das Grundbuch vor der Commaflation ein⸗ 
geführt wurde, gerade nur das erfte Blatt des Grundbuches, 
wo die Höfe und Gärten eingetragen find, ftehen bleiben konnte, 
wogegen alle übrigen Blätter, wo Complexe von Wiefen, Wei- 
den u. |. w. vorlommen, verändert werben mußten, Es gibt 
daher nichts Umpraftifcheres, als das Grundbuch vor ftattge- 
fundener Commafjation einzuführen. 

„Was den Koftenpunct anbelangt, jo wird diefer gerade 
jest ein Gegenftand der Beiprechung fein müſſen, da ic) faum 
glaube, daß fi) mehr eine fo paffende Gelegenheit hiezu dar⸗ 
bieten werde. 

„Aus amtlichen Ausweifen wurde dargethan, daß dieſe Ko- 
fen in Ungarn gegen 3,220,000 fl. betragen. Seither habe ich 
erfahren, daß ein Drittel hiervon beiläufig mit 1,120,000 fl. 
don den Parteien eingezahlt worden ift, welche Intabulationen 
machen ließen. Bu 

Ich habe Hieraus erfehen, daß ein beträchtlicher Theil die- 
jer Koften nicht von dem Staatsſchatze, jondern von dem Lande 
getragen wird, was übrigens ganz natürlich und bilkig if, und 
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ich bemerfe diefes nur, damit es nicht den Anfchein habe, als 
ob die Unkoſten das Land nichts angingen. Das Land wird fie 
nad und nad) abzahlen. Bei diefen 3,220,000 fl. geſchah übri- 
gens keine Erwähnung derjenigen Koften, welche die Gemein- 
den zu tragen haben. Nach meiner eigenen Erfahrung betrugen 
diefe Koften in den Ortfchaften, wo nicht commaffirt war, je 
nad) der Größe des Terrains jeche- bis achthundert Gulden. 
Diefe Auslagen für die Grundbuchsbeamten, deren Verköſtigung, 
Wohnung fammt Heizung und Licht, dann für die Grundbudh8- 
fanzleien wurden auf die Gemeinden vertheilt und dieſelben 
mußten fie bezahlen. In Ober-Ungarn. find diejelben um jo 
drüdender, als fie eine fehr beträchtliche Summe erreichen und 
Landftriche treffen, die ohnehin mit einer bedeutenden Steuer- 
Yaft bejchwert find. In geringerem Grade ift dies im Banate 
und den Donaugegenden der Fall, wo ber Beftt feit längerer 

eit mehr oder weniger geregelt iſt. Aus allen diefem ziehe 
ih nun den Schluß, daß die Mittheilung des Herrn Juſtiz- 
minifterö zwar wohlgemeint war, daß fi) aber nach meiner 
perſönlichen Auffaffung und nach jener fo vieler Leute, welche 
mir feit dem 8. Juni d. J. ihre Meinungen fundgaben, eine 
ganz andere Anjchauung als diejenige des Herrn Yuftizmini- 
fters als richtig erweifet. Hebrigens beabfichtige ich feinen An- 
trag zu ftellen, fondern erkläre blos im Allgemeinen, daß ich 
derjenigen Anficht und denjenigen Anträgen beiftimmen werde, 
weldhe in der praftifchten und am leichteften ausführbaren Weiſe 
diefe ganze Grundbuchsfrage, die ja früher oder ſpäter ohne— 
hin zur Löſung kommen wird, bis dahin beſeitigt und am wei= 
teften hinausſchiebt.“ 

Der Herr Iuftizminifter erhob fich hierauf zu der fol- 
genden Erwiderung: 

„Ich habe heute Hier nicht das Wort ergreifen wollen, denn 
nad meiner Anficht jollte die ganze Verhandlung das Berhält- 
niß eines Comitemitgliedes gegenüber dem geſammten Reichs- 
rathe betreffen. 

„Der Herr Graf Bärkoczy ift von dem hohen Reichsrathe 
in’s Comite beftimmt worden ; er ift durd) das Vertrauen des 
Reichsrathes hineingeſendet worden. Ich habe dabei feine Stimme 
gehabt, ich habe ihn nicht gewählt, mid) geht daher fein Aus- 
tritt oder fein Berbleiben gar nichts an. Ich wäre fehr erfreut, 
wenn der Herr Graf Baͤrkoczy im Comité bleiben würde, 
weil ich, fo unerquidlich die Verhandlungen auch fein dürften, 
der guten Sache jedes Opfer zu bringen bereit bin und weil 
id) bereit bin, alle Bemerkungen, die der Herr Graf in der 
Comitö-Berathung machen würde, nach Möglichkeit zu belench⸗ 
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ten. Alle jene Daten, die er ſich auf brieflichem Wege ver- 
ſchafft Hat, find gewiß als ſehr ſchätzbares Material zu betrach- 
ten, und in diefer Beziehung hätte ich allerdings nichts zu 
ſprechen; jedody der Herr Graf Bärloczy bat fi perjönlich 
on mich gewendet und hat die Worte, die ich am 8, Juni ge- 
Iprochen, zu widerlegen getrachtet. Ich antworte darauf: „„Quod 
uni justum, alteri aequum.““ Id würde aud) heute über acht 
Tage im Stande fein, den Bemerkungen des Herrn Grafen, 
wenn ich feine gedrudte Rede gelefen hätte, Paragraph nad 
Paragraph, Wort für Wort zu begegnen, 

"Se babe auf der Welt nichts leichter gefunden als befrit- 
teln. 3ch werde fo glüdlich fein, wenn ich auch nicht fo befon- 
dere Geiftesgaben beſitze und vielleicht ſchwächer im Ausdrude 
bin, zu zeigen und nachzumeijen, daß Hier irrige Anfichten und 
Anſchauungen vorgelommen find. 

„Ih bin übrigens weit entfernt zu behaupten, daß meine 
Anſchauungen die richtigen feien; ich bin bereit, in die Mei- 
nugen der Anderen einzugehen, und bin jehr gerne bereit, 
wenn man mir mit Gründen entgegenlommt, dieje zu wider» 
legen oder anzunehmen. Ich halte es aber für meine Pflicht, 
fo lange ich Minifter Sr. Apoftoliichen Majeftät bin, dem ho- 
ben Reichsrathe gegenüber den Grundſatz zu beobachten, daß 
ih überall, fo viel als möglich) Aufflärungen gebe. 

„Was ich damals fagte, habe I auch nur in Erwiderung 
auf bie Bemerkungen des Herrn Grafen Bärloczy geiprocden. 
Ih bin der Rede des Herrn Grafen Bärkoczy Punkt für 
Punkt gefolgt und habe darauf geantwortet, was ich zu ant- 
worten ale Minifter Sr. Majeftät berechtigt und verpflichtet war. 

„Leider muß ich jett in die Debatte eingehen, nachdem ich 
nicht geftatten kann, dag Angriffe gegen mich gemacht werben, 
die unwiderlegt in’8 Bublitum- lommen. 

„Der verehrte Herr Vorredner ſpricht von Einförmigfeit 
in der Abminiftration; da find wir verfchiedener Anficht. Ich 
balte das Grundbud nicht für eine adminiftrative Maßregel, 
jondern für eine Mafregel der Gejeßgebung; ich glaube, daß 
die Grundbücher in die allgemeine Gejeßgebung, daß fie in’s 
formelle Recht gehören, welches mit dem materiellen Rechte 
Sand in Hand gehen fol, 

„Ich Habe diejes auch neulich Schon weitläufig auseinander- 
gefeßt und glaube, daß jehr viele der Herren hierüber mit mir 
anverftanden find. Daß in der Form, welche ein „Iranfhafter 
Auswuchs“ fein fol, daß vielleicht in diefem Formweſen einige 
Amderungen eintreten Tönnen, ift möglich, und dafür ift das 
Eomite beftimmt, und in fo weit, als es in Tine Due 


92 Fünfte Sitzung vom 21. Juni 1860. 


gegen die Stimme des Herrn Grafen Baͤrkoczy war, flieht 
es dem Herrn Grafen immerhin frei, in der Plenarfitung feine 
Gegengründe anzuführen und diefelben ohne Leidenfchaftlichkeit 
oder Heftigfeit auseinander zu feen. Der hohe Reichsrath wird 
dann fehr gerne darauf eingehen, und ich jelbft werde trachten, 
dieſe Anficht entweder zu berichtigen, oder aud die Meinung 
des Herrn Grafen zu theilen. Daß die Einführung der Grund- 
bücher nutlos fein fol, das muß ich geftehen, wäre ſchwer zu 
beweifen; ic glaube, daß die allgemeine Meinung in der gan⸗ 
zen Welt die ift, daß der Realcredit nur befördert wird, wenn 
ordentliche Grundbücher beftehen; die entgegengefete Meinung 
zu widerlegen bin ich nit im Stande. 

„Daß die Grumdbuchseinführung nicht genug praktiſch war, 
dag auf die Wünſche einzelner Parteien nicht Rüdfiht genom- 
men wurde, muß ich bedauern, aber die Herren werben das 
einfehen, da ich in Ungarn nur ein ganzes Comitat edictali- 
ter publiciren fonnte, denn Sie toiffen, dag in Ungarn die 
Sutabulation auf das ganze Comitat und auf alle Liegenfchaf- 
ten im Comitate war, Es fonnte alfo feine Rectificirung gefche- 
hen, ohne daß das ganze Komitat requlirt war, und es war 
mir daher nicht mögfih, eine Gemeinde auszulaffen und die 
übrigen Gemeinden des Comitates edictaliter zu pubficiren. 

„3% habe neulich ſchon geftanden, daß ich jelbft im Anfange 
auch. diefelbe Anftcht des Herrn Grafen Bärkoczy theilte und 
dagegen war, in den Gemeinden, wo nicht commaflirt ifl, das 
Grundbuch einzuführen, jpäter aber durch die Erfahrung dahin 
belehrt wurde, daß ich dabei die Grundbudhs-Einführung Hätte 
auf viele Jahre verjchieben müflen, wenn ih hätte warten 
wollen, bis allgemein commaffirt war. Ich glaube nicht, daß 
der Herr Graf Bärkoczy dem widerſprechen wird, wenn id) 
fage, daß noch Jahrzehnte vergehen dürften, bis alle Gemein- 
den in Ungarn regulirt und commaffirt fein werden. 

„Bas die Sprache betrifft, fo glaube ich, hat der Herr 
Graf Bäarkoczy mir ſelbſt Zeugni gegeben; ich babe den 
Preßburger und Kafchauer Bezirk nicht erwähnt, wie es mit 
den übrigen Berwaltungsbezirken ift, aber bereits auseinanber- 

eſetzt. Wenn Berordnungen erlaffen und diefelben nicht gehand- 
hab worden find, jo kann ich nur bedauern, daß darüber feine 

nzeige an das YZuftizminifterium gefchehen if. Es wäre mir 
ſehr angenehm, wenn der Herr Graf die Worte leſen wollte, 
welche ich in Bezug auf meine Verordnungen geiprochen habe. 
IH habe Berorbnungen erlaffen und muß glauben, daß dieſe 
Berordnungen befolgt werden; ich werde alte ben Herrn Gra⸗ 
fen Barkoezy bitten, feine Aeußerung bier zu widerrufen: 


Rede des Grafen Nadasdy. 93 


„ich hätte nicht der Wahrheit getreu geſprochen.“ Das iſt eine 
Sprache, die nicht parlamentariſch if. Denn ich nicht der Wahr- 
heit getreu geſprochen habe, fo wollen der Herr Graf e8 mir 
ewetien. Was ich gefagt habe, ift wahr. Daß die Organe viel- 
leicht nicht in jedem einzelnen Falle das gethan haben, was 
id, befoblen, ift möglich. Der Herr Graf Baͤrkoczy wird fehr 
gut wiffen, daß der Yuftizminifter nicht hinter jedem Beamten 
ſtehen kaun. Wolle der Herr Graf in's Auftizminifterium kom⸗ 
men und ſich felbft überzeugen: wo Klagen gelommen find, 
babe ich entiprechende Befehle ertheilt, mehr kann ich nicht thun, 
aber ich Halte diefen Ausdruck: „daß ich hr der Wahrheit ge- 
treu geſprochen hätte,” für einen folchen, den id) nicht leiden darf.“ 
Graf Baͤrkoczy: 
„Sch wiberrufe ihn aber nicht.“ 
Der Herr Juftizminifter: 

„Sh muß aber bitten, daß die betreffende Stelle des Pro⸗ 
tstolle Dorgelefen werde über das, was ich damals gelogt habe. 
Ih habe nicht gejagt: „Was gefchehen’ift,” jondern: „Was ich 
befoblen habe.” Das wäre traurig, wenn ein Minifter Sr. Ma- 
jeſtät fich Tagen laffen wollte, was er gejagt, jei eine Unwahr⸗ 
beit. Sch muß daher auf dem — beſtehen.“ 

Graf Baͤrkoczy. 


„Die betreffende Stelle in der „Wiener Zeitung“, deren 
Veröffentlichung ich doch für eine officielle halten muß, lautet: 
„Entſchieden iſt dieſe Frage pech nicht, weil ich bezüglich der- 
ielben erft erheben ließ, ob die betreffenden Gemeinden in ih- 
rer Majorität ungariſch jeien. Iſt die Bevölkerung dafelbft der 
Najorität nad) ungariſch, jo wird die Erfüllung des geftellten 
Begehrens feinem Anftande unterliegen; ift die Bevölferun 
aber eine vorzugsweiſe ruthenifche, dann wird das Srundbug) 
in ruthenifcher Sprache geführt werden.“ zum Beweife der 
falihen Ausführung diefes Grundſatzes habe ich nur meine 
frühere Bemerkung gemacht, und werde ich beweifen, daß im 
ganzen Kafchauer Gebiet, wo 400,000 Ungarn wohnen, nicht 
em einziges ungarifches Grundbuch eriftirt. Diefer Sat ift 
alfo falſch; ich widerrufe demnach hier nichts, und werde dar⸗ 
über auch nöthigenfall einen Eid ablegen.“ 

Der Herr Juftizminifter: 
„Die Reden werden flenographirt und der Herr Graf hat 
hier ausdrüdlich gefagt: „es war dieſes meinerfeits nicht der 
eheit getreu geiprodhen“, das ift es, was ich widerrufen 
en will.“ 
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Graf Baͤrkoczy: 
„Betrifft meine Aeußerung andere Punkte, dann widerrufe 


ich ſie.“ 
9 Der Herr Juftizminifter: 

„Das ift etwas Anderes. Auf das werde ich antworten, 
fobald der Herr Graf Bärkoczy dieſen Pafſus widerrufen. 
Sie haben jelbft von mir gehört, als die Rede davon war, 
die Beamten hätten nicht immer ihre Pflicht gethan, daß ich 
dies ausdrücklich gerügt und nicht entihuldigt habe, — das ift 
wohl von felbft die Widerlegung. 

„Das Andere aber ift eine Sache, die mich perſönlich be- 
trifft, und bezüglich diefer muß ich um Entſchuldigung bitten, 
wenn ich fie hier vorgebradt. 

„Ras die Frage betrifft, daß im Kaſchauer und im Preß- 
burger Berwaltungsgebiete alle Grundbücher deutſch find, fo 
habe ich das nie in Abrede geftellt. ‘Ich habe von Preßburg 
und Kaſchau mit Vorbedacht nicht geiprodhen, weil man dort 
von der Meinung ausgegangen tft, daß die Mehrheit der Be- 
völferung flavifch und von einer anderen Sprache, als der un- 
ER ift, und deshalb hat man dort deutfhe Grundbücher 
eingeführt. 

„Ich habe nur jene Daten, die man mir amtlich gibt; mög- 
lich, daß fie nicht der Wahrheit getreu find — jeder Menſch 
Tann betrogen werden. 

„Im Peſther Sprengel babe ih 751 ungarische und nur 
94 Gemeinden mit gemifihter (deutfcher) Bevölkerung. 

„Bas die „gewohnte Leichtigfeit“ betrifft, welche mir der 
Serr Sraf Barkoczy vorgeworfen, jo jollte ich glauben, daß 
diefe mir eher zum Xobe, als zum Tadel gereiche. Es ift wahr- 
lich feine angenehme Aufgabe, als Juftizminifter ſolchen An- 
griffen gegenüber zu ftehen; aber ich nehme fie leicht, weil ich 
glaube, daß der Wille gut if, und aus Uebermaß des Eifers 
zum Guten manchmal Pole Aeußerungen fallen, die unange= 
nehm lauten. 

„Ih bin weit entfernt zu glauben, daß es wirklich im Her- 
zen jo gerant ift, als es Kr und hinausgefchleudert 
wird. Es wäre aber immerhin dod) angenehm auch darauf Be- 
dacht zu nehmen, daß die Sache in's Protofoll und in die Zei=- 
tungen fommt und ich dadurch in die tranrige Nothwendigfeit 
verjeßt werden könnte, dann Berichtigungen darüber zu geben, 
die mir felbft unangenehm fielen. 

„Es würde mid) in der That fehr unangenehm berühren, 
wenn e8 in meiner Br wie dem geehrten Herrn 
Vorredner gegenüber, zu ſolchen unerquidlihen Erörterungen 
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fommen follte, die der hohen Berfammlung jelbft gleichfalls 
nur abe ih mid jein dürften. Was endlich die Koften anbelangt, 
fo habe ich mic) ſchon neulich in der Richtung geäußert, daß 
ih glaube, man fei fo wohlfeil als möglid vorgegangen. 

„Ich habe aber nicht gejagt, ob diefe Koften vom Lande 
oder vom Staate getragen werden follten, und nur die That- 

| ſache dargeftellt, bar ein bedeutender Theil derfelben hereinge- 
bracht wird durch die Intabulationstaren und Gebühren. 

„3% habe das dem h. Reichsrathe mitgetheilt und die Sache 

alfo fo weit wie möglich erörtert. Ih muß mich aber im A 
gemeinen dahin verwahren : e8 ift das letzte Mal, daß ich auf 
olche Angriffe antworte; ein anderes Mal werde ich darüber 
ſchweigen, da ich es nicht für nöthig und paffend Halte, daß 
an Minifter Sr. Majeftät über eine Frage, die nicht an der 
Tagesordnung ift, fich äußere. 
„Ich Hätte aber auch jehr leicht die ganze Sache mit Still- 
igweigen übergehen und einfach jagen Tönnen, was nicht zur 
Sache gehört, das Habe ich nicht zu beantworten, denn die 
Frage war allein die: der Herr Graf Baͤrkoczy will aus dem 
Comitö austreten und an feiner Stelle fol ein anderes Mit- 
glied gewählt werben. Welcher der Herren KReichsräthe aber aus 
dem Comité tritt, ob der Herr Vorſprecher oder ein Anderer, 
das kann mir ganz gleichgiltig fein und darüber habe ich aud) 
gar feine Meinung.“ 

Nun erhielt der außerordentliche Reichsrath Graf Szöcjen 
das Wort zu folgender Rede: 

„Se. kaif. Hoheit der durchlaudhtigfte Herr Präfident 
haben uns den Austritt des Herrn Grafen Bärloczy aus 
dem Comité mitzutheilen und die Verfügungen, weldhe in diefer 
Pinfigt zu treffen find, der Beſchlußfaſſung der hohen Ber- 
ſammlung anheimzuftellen geruht. Ohne in die Discuflion ein- 
zugehen, welche aus Anlaß dieſes Austrittes ftattgefunden hat, 
erlaube ich mir, in Bezug auf die fpecielle Frage Folgendes zu 
bemerken: Der hohe Reichsrath hat in der letzten Situng, ın 
weldher er über den Entwurf der Grundbuchsordnung die Ver- 
haudlung pflog, alle principiellen und präjudiciellen Fragen ber 
Erwägung des Comites anheimgeftellt und dasjelbe deßhalb auch 
ohue weitere Inftruction gelaffen. Da nun die heutige Wahl 
eine rein gefchäftsordnungsmäßige Ergänzung der von ber Ber- 
ſammlung in ihrem legten Beſchluſſe ferigefesten Anzahl von 
7 &omite- Mitgliedern ift, fo glaube ich, können wir unbedenk⸗ 
Gh in diefe Wahl eingehen. Doch müßte zu gleicher Zeit durch 
nen deutlichen Beſchluß feftgeftellt werden, daß hierdurch feine 
don jenen principiellen und präjudiciellen Fragen berührt werde, 
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deren abweichende Auffaffung den Austritt des Herrn Grafen 
Baͤrkoczy veranlafte. 
„Richt ale ob ich der Meinung wäre, daß diefe principiellen 
Tragen übergangen werden können oder follen, fie müffen 
und follen vielmehr mit rüdhaltslofer Offenheit erwogen wer- 
den. Ich halte es jedoch für eine höchſt wichtige Sache, zu er- 
wägen, wie, wann und auf welchem Felde, dann in welchem 
Zufamimenhänge fie zu beiprechen find. Es wäre bedauerlich, 
wenn der hohe Reichsrath nur die fpecielle Tegislatorifhe Auf- 
abe in's Auge faflen und nicht die Gefammtheit feiner Stel- 
ung und feiner Lage in Betradht und mit ruhiger Bejonnen- 
beit und fefter Entichiedenheit zur Richtſchnur feines Borge- 
I nehmen follte. Der Zufammentritt einer berathenden Ber- 
ammlung, welcher Art fie auch immer fein möge, gibt noch 
feine Garantie eines heilfamen Erfolges. Erft die Art und 
Weiſe, wie die Verſammlung ihre Aufgabe auffaßt, gibt ihrem 
Auftreten das wahre Gewicht und die wahre Bedeutung. Die 
ausgedehnteften Befugniffe fünnen wirkungslos bleiben oder ge— 
fährlid) werden, die mäßigften hingegen heilbringend und ſegens⸗ 
reich wirken durch die Art und Weiſe, durch den Geift, in dem 
fie gehandhabt werben. Der hohe Reichsrath fann im Allge- 
meinen feine Stellung nicht ignoriren, und wollte ev es auch, 
fo würden ihn die vielen, bei jedem fpeciellen Falle auftau- 
chenden principiellen en unwillkürlich an den Ernft der 
Lage mahnen, der aud) für den Reichsrath ein unabweislidher 
Gegenftand ber reiflichen Erwägung fein muß, und der in wie- 
berbolten Heuferungen des Allerhöchſten Willens feinen präg- 
nanteften Ausdrud gefunden hat. Es hieße nichts anderes, ala 
ben Reichsrath in die Luft ftellen, die Wurzel eines Inſtitutes 
entblößen und dem Erfterben preisgeben wollen, durch deren 
jorgfame Pflege Se. Majeftät der Kaifer die Blüthe einer hoff- 
nungsreihen Zufunft herbeizuführen die Abficht hegt. Wen 
wir, den Ernit der Berhältniffe ignorirend, in die Discufjion 
einzelner fo gewichtiger Fragen eingehen, fo fünnen wir nad) 
meiner Meinung der uns geftellten Aufgabe nicht genügen. 
Kein Reichsrath und namentlich feiner aus Ungarn würde in 
der Lage fein, bei diefer Gelegenheit jeine Bünfke, Rechtsan⸗ 
ſchauungen und Rechtsüberzeugungen, die im ganzen Lande 
verbreitet ſind, ſtillſchweigend zu übergehen, weil dies ebenſo 
die Treue und Pflicht gegen ſeinen Monarchen, wie die Treue 
und Pflicht gegen das Vaterland gebietet. Wenn wir aber bei 
ähnlichen Discuffionen ſolche Fragen nur in ihrer Einzelnheit 
und niemals in ihrer Gefammtheit zum Gegenftande unferer 
Berathung und Schluffaflung machen, jo werden fie niemals 
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in jener Weiſe gelöft werben, welche durch das öffentliche Wohl 
gefordert wird, und wir werben ftets nur bei einer einfeitigen 
Auffaffung fteheu bleiben, während gerade in ihrer Geſammt⸗ 
uffafiung die alleinige Garantie eines heiljamen Erfolges ge- 
eben ift. 

„Das Allerhöchfte Handjchreiben vom 19. April d. 9. hat 
gegenüber den verjchiedenen Ländern der Monardjie die Löfung 
angedeutet, welche den dort herrſchenden Wünſchen und Bebürf- 
nifen entſprechen joll, und namentlid) gegenüber von Ungarn 
durch Hinmeifung auf die Einberufung des Landtages eine Lö- 
fung angebentet, welche den weitverbreiteten und tieftourzelnden 
Nehtsgefühlen und Rehtsanfhauungen entgegenfommt. Es 
tan nicht die Aufgabe des Heiheratiee fein, durch eine Be- 
ſchlußfafſung über einzelne Vorlagen in dem einen oder dem 
anderen Sinne diefe Löſung abgrenzen oder beſchränken zu 
wollen. | 

„Ich würdige bie Motive, welche die Regierung veranlaft 
haben, gewiffe Geſetzesvorlagen je eher ber Berathung des ver- 
Hürtten Reichsrathes zu unterbreiten, und eben fo gut begreife 
ih den Wunſch einzelner Mitgkieder, in der Berathung derjel- 
ben mit rückhaltloſem Eifer vorzugehen; aber alle Rüdfichten 
mäfln vor der großen Aufgabe verſchwinden, unfere Kräfte 
nicht zn verfplittern, fondern fie auf jenem Terrain zufammen- 
zuhalten, welches wir bei der Wahl der Mitglieder für das 
Comite zur Prüfung des Budgets im Auge hatten. Die heu- 
tige Discuflion würde mich felbft veranlaffen, Hier den Wunſch 
und die Bitte auszufprechen, daß die berathende legislatorifche 
Thätigleit des verftärften Neichsrathes im diefem Augenblide 
und infolange von der hohen Regierung nicht mit fpeciellen 
Fragen in Anfprud) genommen: werden möge, bis der allge- 
meine Bericht Über die Budgetvorlagen der Berathung unter- 
;ogen fein wird, wenn ich meinerfeits nicht von der Ueberzen⸗ 
gung durchdrungen wäre, daß bie hiefür fprechenden Gründe 
io gewichtig find, daß fie and ohnedem von der hohen Regie- 
rung felbft gewürdigt und zur Kenntnig Sr. k. k. Apoftolifhen 
Rajeftät gebracht werden dürften. 

„Die Aufgabe des Neichsrathes liegt nach meiner Meinung 
ganz einfach darin: nicht bejchließend, wozu ihm ebenjomohl 
nah oben wie nad) unten die Sompetenz abgeht, wohl aber 
afflärend, berathend, vermittelnd die Materialien zu jenen Lö> 
‘ungen zu bieten, welde die landesväterliche Fürforge Sr. Ma- 
tät des Kaifers in Ausſicht geftellt hat. 

„Diele Aufgabe fann am beften gelöft werden, wenn der 
Reichsrath die Vorlagen für das Budget in ihrer Geſammtheit 
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zufammenfaßt, wo dann jeder Bunct an feinen rechten Pla 
eftellt und durch Beleuchtung der gegenfeitigen Anftchten und 
ünfche geklärt, den Gegenftand einer eutiprechenden Schluß- 
fafjung bildet. Wenn ich mir daher erlaube, in diefer Hinficht 
einen Antrag bei Gelegenheit der Wahl des 7ten Mitgliedes 
für das Grundbuchs-Comits zu ftellen, jo weiß ich fehr gut, 
daß diefer Antrag einen Weg der Selbftverläugnung für die 
hohe Regierung, welche ſich vielleicht beftimmt finden bürfte, 
mancherlet Borlagen noch einige Zeit Hinauszufchieben, einen 
Weg der Selbftverläugnung für manche Mitglieder, denen es 
eben bejonder® dringend erjcheinen Tann, diefe Fragen zur 
Sprache zu bringen, endlich) für ung Alle, die wir die Hünfe, 
Gefühle und Rechtsanſchauungen der Länder, weldhe wir zwar 
nicht vertreten, deren Anliegen wir aber Ausdrud zu geben 
haben, — zur Kenntniß der Berfammlung und dadurch zu je- 
ner Sr. Majeftät des Kaifers zu bringen berufen find. Die 
Löfung dieſer Aufgabe jehe ich aber nit in der Befriedigung 
des perfönlicden Wunſches, je eher diefen perfünlichen Gefühlen 
Ausdrud zu geben, jondern vielmehr darin, dieſe Anftchten in 
einer Feile zufammenzufaffen, daß aus ihrem Ausdrude ein 
heilfamer Beihluß für das Ganze hervorgehen könne. 

„Bon dieſer Ueberzeugung ausgehend, erlaube ih mir ber 
hohen Berfammlung folgenden Antrag zu unterbreiten: 

„zur Wahl eines fiebenten Comite-Gliedes an die Stelle 
des ausgetretenen Grafen Baͤrkoczy zu fchreiten, zu gleicher 
Zeit aber entſchieden feftzuftellen, daß diefe Wahl Feine wie 
immer geartete Beſchlußfaſſung über jene principiellen Fragen 
in fich faffe, deren abweichende Auffaffung den Austritt bes 
Herrn Grafen Baͤrkocz y herbeigeführt hat, und gleichzeitig 
zu erflären, der Neichsrath fei Piebei von der Ueberzeugung 
geleitet, daß die erjprießliche Behandlung der Principienfragen 
nur dann ftattfinden könne, wenn felbe ın ihrer Geſammtheit 
aufgefaßt werben, weßhalb die Entſcheidung über die fpeciellen 
Geſetzvorlagen, welche principielle Fragen in fich faflen, bis 
zut Berathung des Berichtes über den Staatsvoranſchlag vor- 

ehalten bleibt, der die paflendfte Gelegenheit zur Verhandlung 
der Fragen in ihrer Gejammtheit bildet, wobei die hohe Ber- 
fammlung nicht zweifle, daß auch die hohe Staatsregierung 
dem Gewichte der Gründe, auf welchem diefe Auffaflung be- 
rubt, in Betreff neuer Vorlagen eine entſprechende Würdigung 
- amd Beachtung nicht verfagen werde.“ 

Der a. o. Reichsrath Dr. Straßer fprah fi hierauf 
über den Gegenftand der Verhandlung mit den folgenden Wor- 
ten aus: 
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„Wenn ich mir erlaube, in diefer Angelegenheit einige Worte 
zu jagen, jo geichieht e8 vorzüglich aus dem Grunde, um mein 
im Comits beobadtetes Verfahren, in welchem id) mit der 
Majorität geftimmt und geglaubt habe, e8 folle in eine detail- 
firte Berathung des Gejeßentwurfes eingegangen werden, zu 
redhtfertigen und dadurd) auch vor den Augen des Kronlandes 
Tirol, wo das Bedürfniß einer Ordnung der gegenmärtigen 
Berwirrung und Unficherheit in Bezug auf den Realcredit wirk⸗ 
lich auf eine unvertennbare Weiſe hervortritt, dasjenige zu er- 
Hären, wozu id) mich, durch) da8 Vertrauen Sr. Majeftät des 
Kaifers berufen, um jo mehr verpflichtet fühle, weil ich glaube, 
das Bedürfnig des Kronlandes Tirol auch zu kennen. Eben 
wegen dieſes Bedürfniſſes habe ich dem Majoritätsbeichiuffe 
beigeſfimmt und bin der Meinung, daß e8 die Aufgabe eines 
vom hohen Reichsrathe beftimmten Comites fei, wenn ihm eine 
Geſetzesvorlage zur Prüfung umterbreitet wird, ſich diefer Auf- 
gabe zu unterziehen, ohne jedoch der Freiheit der Ueberzeugung 
der einzelnen Comite-Mitglieder in der Stellung von Berän- 
derungs- Anträgen, Bejeitigung ganzer Beſtimmungen und For- 
mulirung des Geſetzes irgendwie Schranken zu feßen. 

„Bei der Comite-Berathung, deren Inhalt übrigens be- 
reits, ich weiß nicht in welcher Weife, Eingang in die öffent- 
fihen Blätter gefunden hat, habe ih ausdrücklich bemerkt, daß 
auch ich von meinem Standpuncte aus mit Rüdficht auf die 
provinziellen Eigenthümlichkeiten Tirols wünſchen müfle, daß 
m Beaug auf die Form der Durchführung diefes Gefeßes vor⸗ 
ber die Landesvertretung gehört werde, und ic) muß wirklich 
bedauern, daß durd) die Veröffentlichung des Berichtes in dem 
tande, welchem anzugehören ih die Ehre habe, allenfalls un- 
richtige Anfichten verbreitet worden fein könnten. Denn obwohl 
ih lediglich nad meiner Meberzengung ſpreche, fo glaube ich 
doch auch ſchuldig zu fein, die Bedürfniſſe des Landes nicht 
enger Augen zu laffen. Nachdem ferner von dem Comité der 
Beihluß gefaßt worden ift, daß es jedem Mitgliede ungeachtet 
der Detailberathung unbenommen bleibe, Abänderungsanträge 
zu fielen und jene Modificationen in Borjchlag zu bringen, 
die e8 nad) den Provinzial-Eigenthümlichkeiten für zwedmäßig 
hätt, jo glaube ih, daß man allerdings mit der Detailbera- 
thung hätte vorgehen können und follen. Dies ift meine Ueber⸗ 
zeugung und id bin der Anficht, daß die Wahl eines fiebenten 
Mitgliedes ganz gefchäftsordnungsmäßig ift und deshalb vor- 
genommen werden fol. 

„Im Webrigen fchließe ich mich dem verehrten Herrn Vor⸗ 
zeiner Grafen Szecjen in Bezug auf die Betrachtungen, die 
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er an bie Frage geknüpft hat, vollkommen an, indem ich eben- 
falls glaube, dar die Erörterung einzelner principieller Fra— 
gen am beften dann gefchehen fann, wenn das aus 21 Mit- 
gliedern zufammengejette Comite für da8 Budget die Reſul⸗ 
tate feiner Berathung dem hohen Neichsrathe vorgelegt haben 
wird.” 


Nachdem Herr Dr. Straßer feine Rede beendigt Hatte, 
erhielt der a. o. NReichsrath Herr Dr. Hein das Wort und 
ſprach fi) in folgender Weife aus: 


„Nachdem von dem Herrn Grafen Baͤrkoczy fein be— 
ftimmter Antrag geftellt, der jonftige Inhalt feiner Rede aber 
von dem Herrn Juftizminifter beantwortet worden ift, jo glaube 
ich mid) auf die Beleuchtung desjenigen beſchränken zu Tollen, 
was von den beiden letteren Herren Borrednern geäußert 
wurde. Wenn ich den Herrn Grafen Szecjen ridtig ver- 
ftanden Habe, jo geht feine Tendenz dahin, daß zunädft die 
Ergänzungswahl für das Grundbuchs-Comité vorgenommen, 
dabei aber dem Comite eine Art von Imftruction mitgegeben 
und endlich an die Regierung die Bitte geftellt werben folle, 
ed möge dem Reichsrathe feine weitere Gejeesvorlage gemacht 
werden, damit er in feiner Berathung über das Budget und 
über die anderen fi daran knüpfenden Principienfragen nicht 
beirrt werde. 


„Sch Könnte von meinem Standpuncte aus nur jenen Theil 
diefes Antrages unterftüßen, welcher auf Beftellung des fieben- 
ten Dtitgliebes im Grundbuchs-Comité ohne weitere Debatte 
abzielt. Den übrigen Theilen des Antrags aber muß ich) mid) 
enichieden widerfegen. Wir find, aus welcher Provinz des 
Kaiferreih8 wir auch immer ftammen mögen, lediglid) auf 
Grund der von Sr. Majeftät ausgegangenen Berufung bier, 
um einen Rath der Krone zu bilden. Unſere Kompetenz ift 
in dem Patente vom 5. März ausgeſprochen. Competenzfragen 
können hiebei nad) meiner Anſicht nicht leicht entjtehen, denn 
fobald Se. Majeftät irgend ein Geſetz der Berathung des 
Neichsrathes unterziehen, jo haben Allerhöchftdiefelben eben 
dadurd ſchon die Competenz des NReichsrathes hiezu ſelbſt aus— 
geiprochen, und der Reichsrath würde meiner Weberzeugung 
nad den Iegalen Boden verlaffen, auf welchen: er allein wohl⸗ 
thätig wirken fann, wenn er ſich in die Aufftelung und Erörte- 
rung unfruchtbarer Competenzfragen einließe. Aber auch eine Art 
von Selbftmord würde der Neichsrath begehen, wenn er e8 ab⸗ 
lehnen wollte, auf die Berathung von Geſetzesvorlagen einzu eh en, 
ober wenn er überhaupt die Bitte ausfprechen würde, dat ihm 
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fernere Deiepeöborlagen nicht zugemwiefen werben mögen, um ihn 
in der Berathung über die Budgetvorlagen nicht zu hindern. 

„Eine ſolche Bitte ſchließt im Voraus ein Miktrauen ge» 
gen ſich felbft ein. Wohl muß es dem Heichsrathe freiftehen, 
einen Gegenftand, welchen er als wichtiger anfieht, früher in 
Angriff zu nehmen, ehe er einen anderen für minder wichtig 
gehaltenen in Berathung zieht. Aber daran würde der Reichs- 
roth übel thun, wenn er die Beforgniß ausſpräche, daß er 
durch derlei Geſetzvorlagen von den wichtigeren Arbeiten ab- 
gezogen werden könnte. 

„Nachdem ich das eben Gejagte auf die Aeußerungen des 
Herrn Srafen Szecjen erwiedern zu follen geglaubt habe, 
wende ich mich zu den Worten des Herrn Grafen Baͤrkoczy, 
aus welchen ich freudig Act davon nehme, daß ein Zwielpalt 
zwiſchen den verfchiedenen Nationalitäten in Ungarn nicht be- 
feht, jondern daß fie in Allem, was die Beförderung der Eul- 
tur, der Sitte umd der gefellichaftlichen Zuftände betrifft, gern 
mit einander Hand in Hand gehen. Dadurd) wird auch die 
von Sr. Majeftät bei Gelegenheit des Empfanges der Reichs— 
rath8- Mitglieder in jo wohlmollender Weife ausgeiprocdhene 
Abficht —— gefördert werden. 

„Meinen Antrag ſtelle ich dahin, der hohe Reichsrath 
wolle ein Mitglied in das Grundbuchs-Comité an die Stelle 
des ausgetretenen Grafen Baͤrkoczy wählen und zugleich 
beſchließen, daß für dieſes Comité in fo lange feine weitere 
Ergänzungswahl ftattzufinden habe, als nicht die Zahl der 
Komite- Mitglieder unter fünf herabgefunfen fein follte, 

„Ich ftelle diefen Antrag aus dem Grunde, weil der Fall 
wieder eintreten lönnte, daß ein oder das andere KComite- 
Nitglied von der Theilnahme an den Comite = Berathungen 
entweder freiwillig ausfcheiden, oder in jonft einer Weife —* 
von abgehalten würde. Sollte in ſolchen Füllen immer wie— 
der eine neue Plenarverfammlung zujammenberufen werden, 
jo würde dies nothwendig den Reichsrath in feinen mwichtige- 
ten Arbeiten hemmen. Ich glaube diefen Antrag um fo mehr 
ftellen zu jollen, als biebei in der Gefchäftsordnung vorge- 
ſchriebene Grenzlinie, nad) welcher ein Comité aus fünf bis 
eben Mitglieder zu beftehen hat, eingehalten würde. 

„zum Scluffe erlaube ic) mir noch darauf hinzumeifen, 
daß für den Reichsrath überhaupt fein Anlaß vorhanden fei, 
in eine principielle Erörterung, wie wir fie heute gehört ba- 
den, einzugehen, denn ſchon bei der urfprünglichen Debatte über 
die Borlage einer Grundbuchsordnung hat der Reichsrath theils 
ausdrücklich, theils ftillfchweigend durch die Wahl der Comité⸗ 
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Mitglieder erflärt, nicht in der Lage zu fein, Über die Oppor⸗ 
tunitätsfrage und insbefondere darüber ſchon gegenwärtig einen 
Beſchluß faſſen zur können, ob dieſe Vorlage zur Kompetenz 
des Reichsrathes gehöre, oder ob fie ganz oder theilweije den 
Randesvertretungen zur Berathung zu übermweifen wäre. 
„Wollte ſich der Reiheratt heute in eine principielle Er- 


.! 


Örterung diefer Fragen neuerdings einlaffen, jo würde er mit 
fich felbit und feinem erften Beſchluſſe in Widerſpruch gerathen 
und bei feinen erften Arbeiten fchon ein fehr bedauerliches 
Präcedens liefern, während er doch als Rath der Krone folde ' 
Widerſprüche vermeiden muß und nicht, was er geftern be= " 
ſchloſſen hat, heute felbft wieder antaften darf. Die ganze Com= 
petenzfrage ſcheint mir aber auch deßhalb eine müßtge zur fein, " 


weil man, bevor ein Gejet vor den Landtag verwiefen wer- 


den ſoll, doch zuerft wiffen müßte, welchen Umkreis von Ges °: 
ſchäften Se. Majeftät den Landtagen zuzuweiſen beabftchtigen. 


So lange Se. Majeftät gewifſe Gejete der Berathung des 


4 


Neichsrathes anheimgeben, müfjen wir annehmen, daß dieſe 
Gefete nicht vor die Landtage verwiefen werden, jondern daß - 


fie nach der allerhöchſten Abficht für den gefammten Reichs— 
körper gehören und allgemein verbindliche Normen enthalten 


Los 


jollen. In wahrem Gegenfage zu dem Antrage des Herrn Gra⸗ 
fen Szecjen würde ich fogar der Meinung fein, der Reichs⸗ 


tath follte den Wunſch ausſprechen, Se. Majeftät möge aller- : 
gnädigft geruhen, jo lange der verftärkte Neichsrath tagt, fein .: 


Geſetz von allgemeiner Giltigfeit mit der allerhöchften Sanc⸗ 


tion zu verjehen, ohne früher den verftärkten Neichsrath ges : 


bört zu haben.“ 


Neichsrath Freiherr v. Salvotti ergriff nun das Wort, 
am darzuthun, daß das a. b. ©. 8. feineswegs das Vorhanden= : 


fein der Grundbücher in allen Theilen des Reiches voraus- 


ſetze, daß vielmehr diefes Gefek auch in ſolchen Ländern Gel: 
eſtehen. Er berief ſich in 
dieſer Beziehung auf den Wortlaut der 88. 321 und 1468 


tung habe, wo keine Grundbücher 


des a. b. ©. B. welche feine Anſicht inſoferne unterſtützen, 


als der erſtere Paragraph nur von jenen Orten ſpricht, wo 


Landtafeln, Stadt- oder Grundbücher, oder andere dergleichen 
öffentliche Regiſter eingeführt find, der letztere Paragraph aber 
jene Orte betrifft, wo noch feine ordentlichen Bücher einge- 
führt find. Thatſächlich gelte das a. b. ©. B. im lomb. venet. 
Königreiche, in Dalmatien, in Tirol und Vorarlberg, in Sal;- 
burg und im Krafauer Gebiete, ferner in Iſtrien und in Trieft, 
obwohl in keinem dieſer Theile des Reiches eigentliche Grund- 
bücher beſtehen. Selbſt der Juſtizminiſter habe in ſeinem Ent⸗ 
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wurfe drei Kronländer von der Anwendung der Grundbuchs⸗ 
ordnung mageiötoflen, in welden das a. b. ©. B. ebenjo 
wie überall ©eltung hat. In der Comite-Berathung babe fid} 
daher die Borfrage ergeben, ob man denn in die Erörterung 
der einzelnen Baragraphe des Entwurfes eingehen folle, wenn 
im Voraus die Ueberzeugung beftände, daß die Frage bezüg- 
1 der Grundbücher lediglich als eine locale zu betrachten fei. 

8 eine ſolche und nicht als eine Frage der allgemeinen Geſetz⸗ 
gebung ericheine fie jedoh um fo mehr, als man nicht wiflen 
Önne, ob gerade die in Antrag gebrachte Form jenen Ländern 
entipredhe, in welchen bisher feine eigentlichen Grundbücher 
beftanden. Für das Tomb. venet. Königreidh habe eine im 
Jahre 1836 erflofiene allerhöchfte Entichliefung ausdrücklich 
beftimmt, daß dafelbft die Grundbücher nicht einzuführen feien, 
Benn fi) nun die gleiche Unmöglichkeit des Grundbuchsinfti- 
tutes auch in anderen Kronländern heransftellen follte, fo 
tönne es unmöglich in der Abfiht Sr. Majeftät liegen, in 
folden Provinzen die Grundbücdher Ansufübren. Es Seien ja 
nit die Güter für die Bücher gefchaffen, ſondern umgefehrt 
die Bücher für die Güter. Man dürfe nicht glauben, daß es 
nur eine einzige Form des Schußes für das unbewegliche Eigen- 
thum gebe. Man brauche ſich in diefer Beziehung nur auf das 
Iomb. venet. Königreich zu berufen, welches einem herrlichen 
Sarten gleiche, deſſen Güter im hohen Werthe ftehen, welch’ 
leßterer allerdings hauptſächlich der SInduftrie zu verdanken 
fei, und wo die Sppatbetorforderungen eine Milliarde und 
300 Millionen Lire überfteigen. Die Mailänder Sparcafje habe 
ihr Vermögen von ſechzig Millionen Lire in lauter Hypothe— 
ten gegen eine Berzinfung von 4'/,%/, angelegt, was am be= 
ften die Sicherheit des Realcredites bereite. Die Formen in 
Grundbuchsſachen feien verfchieden je nad) Verfchiedenheit der 
Menſchen. Dieſe aber unterjheiden fid) wieder je nad) der 
Berfchtedenheit der Länder, die fie bewohnen, der Eultur und 
der Eigenthumsverhältnifie, welche bei ihnen herrſchen. 

„Dasjelbe, was der Einführung der Grundbücher im Tomb. 
venet. Königreiche entgegenftehe, gelte au) von Südtirol, wo 
die Eigenthums-VBerhältniffe ebenſo geftaltet feien, wie in den 
angrenzenden italieniihen Landftrichen. 

Der Rebner erinnerte nun daran, daß, wenn das Comité 
in die Würdigung der: einzelnen Paragraphe des Entwurfes 
eingehen folle, diele Arbeit faum vor zwanzig Tagen zu Ende 
gebracht werden könne, und daß alfo, wenn e8 möglid) wäre, 
die angeregte Vorfrage ſchon jest zu löſen, ed) eine groke 
Arbeit, die ſich vielleicht als unnüg herausstellen Tünnte, ver⸗ 
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mieden und den Comite-Mitgliedern Zeit zur Erledigung an= 
derer wichtiger Aufgaben verichafft würde. Aus diefem Grunde 
laube er vor Allem beantragen zu follen, daß die Plenarver- 
ammlung das beftehende Comité beauftrage, über die in feiner 
erften Situng aufgetauchte Vorfrage, ob nämlich die Grund= 
buchsordnung den verjchiedenen Randesvertretungen überwiejen 
werden jolle oder nicht, einen Bericht zu erftatten, welcher 
zwar, wie voranszujehen, nach der Anficht der Mehrheit der 
Comite- Mitglieder verneinend ausfallen, der Plenarverjamm- 
Iung aber ©elegenheit geben würde, auch die Meinung der in 
ber Minderheit gebliebenen Stimmen zu hören und ſonach die 
Borfrage jelbft zu entfcheiden. Sollte jedoch diefer Antrag nicht 
angenommen werden, jo gebe e8 drei Arten, den heutigen 
Fragepunct zu erledigen: entweder durd) die Verweigerung der 
Annahme des Austrittes des Grafen Barkoczy oder durch 
die Billigung desjelben ohne zu einer neuen Wahl zu ſchrei— 
ten, oder endlich dur die Vornahme einer neuen Wahl. Nur 
die fette Art der Erledigung jei zwedmäßig, weil jonft nach 
dem Austritte des Grafen Bärkoczy das Komits aus ſechs 
Mitgliedern, ſomit aus einer gleihen Zahl beftehen würde, 
was gegen den $.5 der Gefchäftsordnung zu verjtoßen ſcheine. 

Da jedoch der Fal folder Ergänjungswahlen fi öfters 
ergeben könne und es nicht angemeflen fi, bie Plenarverfamm= 
lung hiemit jedesmal wieder zu behelligen, jo beantragt der 
Nedner, daß e8 dem durchlauchtigſten Seren Reichsraths— 
Präſidenten anheimgeſtellt werde, die ſich ergebenden Lücken 
im der Zahl der Comite-Mitglieder nad) eigenem Ermeſſen zu 
ergänzen, ohne fi) deshalb an die Plenarverfanmlung zu 
wenden. 

Der a. 0. Reichsrath Herr Blfhof Stroßmayer ſchloß 
fi) der Anficht jener Stimmen an, welche aus Anlaß der auf 
der Tagesordnung ftehenden drage feine principielle Discuf=- 
fion. wünfchten, obwohl er bemerkt, daß man bei jeder Form— 
frage faft unwillfürlih in den Kern der Sache ſelbſt einzu= 
gehen verjucht ſei. Gewichtige, in der Verſammlung bereits 
gelhrodene Worte hätten ein gewaltiges Echo im Reiche ge= 
unden und theils Hoffnungen erregt, theils Befürchtungen 
hervorgerufen. Hiedurch dürften fich mehrere Mitglieder der 
Berjammlung, unter welchen auch er fich befinde, dazu gedrängt 
fühlen, ihrer Ueberzeugung über einige Puncte den entſprechenden 
Ausdrud zu verleihen. In diefer Beziehung berührt der Red— 
ner vor Allem die Grundbuchsorbnung und fohin die Frage 
ber Nationalität und der Sprache. Ueber die Orundbuchsord⸗ 
nung wünjche er die principielle Discuffion zu vermeiden, müffe 


— 
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ober bemerken, daß man in. feinem Sande zwar die Ueber⸗ 
zeugung hege, daß Defterreich ein einheitlicher Staat blei- 
ben müffe, jedoch daß diefer Staat auch ein ganz eigenthüm- 
iger fei, und daß deshalb jede Inftitution in demfelben eine 
zweifahe Seite biete: die eine, die gefammtftaatliche, und die 
andere, durch welche die fpeciellen Bedürfniffe der verſchiedenen 
Linder ihre Befriedigung finden follen. Ein Geſetz könne vom 
theoretiſchen Standpuncte aus vortrefflich und dennoch, wenn 
es auf heterogene Berhältniffe angewendet wird, unpaſſend, 
unzweckmäßig und felbft gefährlich ein. Wenn der Vorredner 
den Sag aufgeftellt Habe, dat die Bücher wegen der Güter 
und nicht die Güter wegen der Bücher da feien, fo müfje die- 
ſer Sat noch dahin ausgedehnt werden, daß jede Inftitution 
und jedes Geſetz de8 Landes wegen und nicht das Land des 
Geſetzes und der Inftitutionen wegen da fei. 

Deshalb müſſe jedes Geſetz nicht nur den einheitlichen 
Carakter des Kaiferftantes wahren, fondern ſich auch zugleich 
a eigenthümlichen Verhältniffen der verichiedenen Länder an⸗ 
equemen. 

der Redner glaube die Ueberzeugung Croatiens und Sla— 
voniens auszudrücken, wenn er ſage, daß es in Oeſterreich 
von hoher Wichtigkeit jei, wohl zu unterfheiden, was Gegen- 
amd der gejammtftaatlihen Segislation und mas Object der 
Iislativen Thätigkeit der einzelnen Länder fein fol. Der in 
groge ftehende Gegenftand gehöre nun nad) der Ueberzeugung 
v8 Redners zum Wirkungsfreife der einzelnen Landesvertre- 
ungen, weil da8 Grundbuch ein getreuer Spiegel der eigen- 
hümlihen Berhältniffe der verfchiedenen Provinzen fein folle. 

Der Redner glaube ſich zwar nicht berufen, über die Bor- 
eflihfeit und Zweckmäßigkeit der vorgeſchlagenen Grund- 
buchsordnung zu urtheilen, müſſe aber die Thatſache conftati- 
m, daß nach der in feinem Lande allgemein herrichenden 
Iberzeugung das in einigen Theilen bereits eingeführte Grund- 
buch mangelhaft fei und feinem Zwecke nicht entſpreche. 

Möge nun das Urtheil feines Landes hierüber richtig oder 
madtig fein, im jedem Falle gelange der Rebner zu dem 
Shluffe, daß fchon aus diefem Grunde die Geſetzesvorlage 
m Wirkungsfreife der Landesvertretungen überwiefen wer- 
den ſolle. Sei das Urtheil richtig, fo erheiſche dies die Ge- 
tftigkeit und man bürfe fi nicht der Gefahr ausfegen, mit 
Fopen Koften und beträchtlichen Zeitaufwande ein dem Zwede 
Nht entiprechendes Grundbuch in’s Leben zu rufen. Wäre 
ter das Urtheil des Landes nicht richtig, fo folle die Ueber- 
Bing des Gegenftandes an die Landesvertretungen aus 
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Klugheitsrüdfichten geſchehen, um Borurtheilen zu begegmen 
und ungerechtfertigten Borwürfen aus dem Wege zu gehen. 
Wenn daher die Frage zur Tagesordnung kommen werde, 
werde fi) der Votant jenen Stimmen anjchließen, welche da- 
für find, daß die Geſetzesvorlage zur Kompetenz der Landes- 
vertretungen gehöre. Dieſe Anficht werde noch durch die eigen- 
thümlichen agrarifchen und ſocialen Zuftände des Landes un— 
terftügt, für welches er in den hohen Reichsrath berufen wor— 
den fei. In Eroatien und Slavonien herrjche bekanntlich das 
Hauscommunionswefen. Weder die alte ungariſche Ge etzge⸗ 
bung noch das a. b. G. B. hätten dieſes Verhältniß geſetzlich 
eregelt, und es ſei vielmehr durch die Unkenntniß der Zu— 
Rande von Seite der Regierungsorgane in da8 Hauscommu— 
nionswejen eine gewiſſe Berriffenheit gebracht worden, indem 
man hierauf die Beftimmungen des a. b. ©. B. über die Erb- 
folge anzumenden verſuchte und jelbft Erecutionen in diefem 
Sinne vornahm. Auf ſolche Weife ſeien fogar Berfonen, welche 
nicht das Recht Hatten, ein Vermögen aus der Hauscommu- 
nion zu übertragen, irrig zum Abſchluſſe von Ehepacten oder 
Pachtungen veranlaßt worden. Die Regierung habe, was der 
Redner mit danfbarer Anerkennung ausjpreche, diefer Verwir⸗ 
rung durch eine proviforifche Verordnung geftenert und die 
irrigerweife vorgenommenen Erecutionen Tuspenvirt: dennoch 
fei die Angelegenheit heute noch nicht endgiltig geregelt, fort- 
dern harre nad) ihrer Löjung. 


Herr Biſchof Stroßmayer erörtert hierauf die Bortheile 
des Hauscommunionswefens und fommt darauf zurüd, daß 
der heute vorliegende Gegenftand, nämlich die Grundbuchsord⸗ 
nung, jedenfalls damit in Einklang gebradjt werden müſſe, 
wobei er die Landesvnertretungen aber auch angemwiejen willen 
wollte, ihre vorzüglicäften Bemühungen auf die Negelung des 
ausgezeichneten Inftitutes der Hauscommunionen zu richten. 


Ein meitere® auf das Grundbuchs-Inſtitut in Eroatien 
und Slavonien Einfluß nehmendes Verhältniß fet jenes der 
Berg- und Zinsgründe, die ehemals das Eigenthum der vor- 
maligen Grundherrfchaften bildeten, in deren Befiß ſich aber 
jeßt die bisherigen Unterthanen gegen gewifle vön der Grund- 
entlaftung unberührt gebliebene Leiftungen befinden. 


Ungeadhtet das Eigenthumsrecht unleugbar den Grundherr- 
haften zuftehe und den Verpflichteten nur die Nugnießung 
gebühre, feien in den bisher angelegten Grundbüchern nicht 
die Grundherrſchaften, fondern die Nutnießer als Eigenthümer 
eingetragen, was deutlich darthue, in welcher Urkenntniß der 
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Rechtsverhältniffe die mit der Durchführung der Grundbücher 
betrauten Perſonen fich befänden. 

Was die Frage der Nationalitäten oder der Sprache be- 
treffe, fo wünſche der Redner, daß in dem öſterreichiſchen 
State, wo alle, welchen Stammeß fie au fein mögen, Unter- 
thanen eines und desjelben Herrn und Kaifers find und ben 
Gehoten Sr. Majeftät mit gleicher Liebe, mit gleiher Anhäng- 
fihfeit und mit gleicher Opfermwilligfeit Folge Teiften, — jenes 
Geje nad) Möglichkeit zur Geltung gebracht werde, welches 
im Himmel berriche und auch auf Erden jede Gejellichaft zu 
beherrfchen beftimmt fei, und welches in jenem wahrhaft kai⸗ 
ſerlichen und herrlichen Worte feinen beſten Ansdru geunden 
habeGleiche Pflichten, gleicheLaſten, gleiche Rechte.“ 

‚Sowie von allen gleiche Liebe, gleiche Treue, gleiche Opfer- 
billigfeit und gleicher Gehorfam verlangt werden könne, fo 
mifle auch der Gleichſtellung aller Nattonalitäten und aller 
Sprachen Rechnung getragen werden. Troß der allerhödiften 
Leirhfe werde aber vielleicht in feinem Theile des Reiches das 
mtingle Element mit einer ſolchen Härte und Rüdfichtslofig- 
int us allen Gebieten des ftaatlichen Lebens verdrängt als 
in Croatien und Slavonien. Das Grundbuch werde dort nur 
m der deutſchen Sprache gerührt, was abgefehen von der Un- 
gerehtigleit der Maßregel an und für fi noch die mißliche 
dolge Habe, daß die Eintragung flavifcher Eigennamen der 
Perionen und Liegenſchaften Schwierigfeiten unterliege, in 

olge deren man mit der Zeit nicht wiffen werde, wer die 
Cigenthämer feien und wo die Grundftüde liegen. 

Denn der Redner endlich auf dem Gebiete des len 
tens allen Volksſtämmen eine gleiche Stellung zugewiefen jehen 
mödhte, jo beziehe er diejes, jo hoch er auch die Ungarn achte, 
gerade zumeift auf fie. Es gebe außer den Stämmen der magyari⸗ 
en Junge in Ungarn auch SIovafen und Rumänen. Aud) 
nen müſſe in der ftaatlihen Ordnung ihr Recht gegönnt 
md die volle Gleichberechtigung eingeräumt werben. 

Der Herr Juftizminifter jah fich durch die Bemerkungen 
de8 Herten Bifchofs Stroß mayer zu der Aufflärung veranlaft, 
daß das Grundbuchs-Inſtitut in Croatien im Juli 1856, in 
Elavonien im März 1857 und zwar im ganzen Lande mit 

nahme von Fiume und nicht blos in einem Theile desjel- 
dm eingeführt worben fei. Gerade die Einführung der Grund- 
tüder —* die Beibehaltung des Syſtems der Communionen 
mögliht, da das Juſtizminiſterium dem mit ber Theilung 
kt Communitäten eingeriffienen Mißbrauche nur dadurch ab- 
helfen tonnte, daß es nicht geftatte, dasjenige, was als Cotm- 
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munionsvermögen im Grundbudje eingetragen war, wegen der 
Schulden Einzelner zu erecutiren, Die Anlegung der Grund⸗ 
bücher in deutſcher Sprache fei nad) den mit dem feither ver- 
ftorbenen Ban Grafen Gellacic gepflogenen Berhandlungen 
erfolgt und man dürfte hierbei von der Anficht ausgegangen 
fein, dem Grundbuche durch die Wahl der deutichen ftatt der 
croatifhen Sprade mehr Credit zu verichaffen. Webrigens 
ſei damit nichts verloren, denn bisher Hätte man erft die 
Grundbuchs⸗-Protokolle angelegt, welche noch in's Reine ge- 
Iörieben und gebunden werden müßten. Es werde fich zeigen, 
ob die Landesvertretungen, deren Meinungen hierüber nehört 
werden dürften, ſich für eine Landtafel, —* Comitatstafeln, 
für bäuerliche Grundbücher oder für adelige Grundbücher aus- 
fprechen. Dann erft könne beftimmt werben, wie das Grund- 
buch zufammengelegt und in welcher Sprache es geführt wer- 
den jolle. Sollte nah Anhörung der Landesvertretungen die 
Entſcheidung darüber, ob das Grundbuch in diejer oder jener 
Sprade zu führen fei, einmal erfolgt fein, fo wäre es leicht, 
an die Stelle der Copirung der Protofolle eine Ueberſetzung 
derjelben treten zu laffen. 


Was die Namen betreffe, fo fünne es fi nur um dreißig 
bis vierzig techniiche Ausdrüde Handeln, denn die Namen I: 
müßten doch immer die gleihen bleiben. Es jei möglich, da 
manche Namen fehlerhaft eingetragen worden feien, doch falle 
dies den Grundherrſchaften und Gemeinden zur Laſt, melde 
bei der Anlegung der Grundbücher vertreten und in der Tage 
waren, die Berichtigung fogleich zu veranlaffen; für falfch ge- 
fchriebene Namen fünne da8 ZYuflizminifterium nicht verant- 
wortlich jein und auch hier gelte der Grundſatz vigilantibus jura. 


Ueber jene Gründe, welche angeblich den Nutznießern ftatt 
den Grundherrſchaften zugeichrieben wurden, feien die entipre- 
enden Borjchriften dahin erlaffeu worden, daß, fobald die 
Frage entftand, ob der Grund der Herrichaft, der Gemeinde 
oder dem Bauer gehöre, in der bezüglihen Rubrik bemerkt 
werden müffe, in weſſen factifchem Beſitze fi das Grund- 
ſtück Meer und daß diejer Befit ftreitig ei, wornadh die An- 
gelegen eit dann weiters anf den Rechtsweg verwiejen wurde. 

er Minifter könne nur hoffen, daß diefe Borfchriften beob- 
achtet worden feien, und wenn auf ſolchem Wege fid) Nechts- 
ftreite ergeben hätten, welche möglicherweife durch alle drei 
Inftanzen bis dem oberften Gerichtshofe gelangt jeien, jo liege 
es nicht im Geſchäftskreiſe des Zuftizminifteriums, hierüber 
Auskunft zu ertbeilen. 
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Der a. 0. Reichsrath Graf Andraſſy ergriff nunmehr 
das Wort zu folgender Aeußerung: 

„Ih unterftüge den Antrag des Herrn Grafen Szöcien. 
Herr Dr. Hein ift demfelben entgegengetreten. Es ift möglich, 
daß ich irre, aber fo viel nach meiner geringen Auffaffung ſich 
mir ergibt, glaube ich, daß zwijchen beiden Anträgen nur der 
Unterſchied obmaltet, daß Graf Szecjen den Wunfd und die 
Bitte ausgeſprochen hat, die hohe Staatsverwaltung möge dem 
Reichsrathe Feine ferneren Gefevorlagen mehr zumweifen, in- 
jolange nicht da8 Staatsbudget und Alles, was fi) daran 
Müpft, berathen und bewältigt fein wird. 

„Herr Dr. Hein hat num darauf bemerkt, e8 fei ja ohne- 
Bin dem Reichsrathe überlaffen, denjenigen Gegenftand zu be= 
fimmen, den er vorzunehmen wünſcht. Wenn diefes der Fall 
ft, fo drängt mich meine Ueberzeugung dahin, zu behaupten 
und ich glaube, daß auch ſehr viele unter den Herren Reiche- 
raths⸗Mitgliedern mit mir einverftanden fein werden — daf 
& nicht nur feinen wichtigeren Gegenftand als das Budget 
gebe, ſondern daß es auch gar feinen wichtigeren Gegenftand 
geben förıne. 

„Es ift ja ganz natürlidh, daß bei derlei Verhandlungen 
wie die Heutige jehr viel Zeit verfplittert, die Gemüther auf- 
geregt und das endliche Nefultat durch dazwiſchengetretene 
Gegenftände nur erſchwert wird. 

„Wenn alio da8 Budget, und id) werde mid) darin nicht 
irren, wirklich der allerwichtigfte Gegenftand ift, fo muß vor 
demfelben ohnehin alles Webrige zurüdtreten, und ic) ſehe 
niht ein, warum der hohe Reichsrath mit demjenigen Ber- 
trauen, von welchen Se. Majeftät der Kaifer vorausfegen und 
wünfchen, daß wir es zu Allerhöchſtdemſelben hegen, warum 
er mit diefem Vertrauen nicht die Bitte an Se. Majeftät ftellen 
finnte: Allerhöchftdiefelben möchten uns feine ferneren Gegen— 
fände zuzuweiſen geruhen, bis wir nicht mit dem allerwid)- 
figften Gegenftande fertig und im Reinen find. Diefe meine 
mmaßgeblihe Meinung fügt fi) auf die allerhöchſte Einbe- 
mmfungsordre und zwar auf den 8. 2 derfelben, in welchem 
ausdrücklich gejagt wird, daß der Neichsrath nur zur Bera- 
Hung des Budgets einberufen werde. Dadurch hat ja Se. 
Najeftät felbft, wenn ich nicht irre, den eigenthümlichen Ge- 
genftand bezeichnet, mit dem wir uns zu beichäftigen haben. 

„Sch ſtimme alfo vollfommen dem Herrn Grafen Syecien 
bei, muß aber um Entfhuldiguug bitten, wenn ich mir aud) 
noh eine andere Aufgabe geftellt habe, und zwar die einer 
Berehtigung, welche den Herru Suftizminifter angeht. Ich 
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würde jehr bedauern, wenn ich die Ehre entbehren müßte, 
von Sr. Ercellenz eine Antwort zu erhalten. Ich fühle jelbft, 
daß es gewiffermaßen ein müßiger Gegenftand ift, aber er 
ift nicht zu vermeiden. Se. Ercellenz hat in der Sikung vom 
8. Juni — und ich leſe den betreffenden Sat hiemit vor, — 
fid) dahin geäußert: „Es wurde der Grundjaß angenommen 
und aud) von mir jelbft befolgt, daß das Grundbud) in der 
Sprade der Mehrheit der Gemeinde und daher dort, wo der 
größte Theil der Bevölferung ungarisch ift, auch in ungarischer 
Sprache geführt werben ſoll.“ So jteht es in der amtlichen 
„Wiener Zeitung“ und es ift fein berausgerifiener Sat, ſon⸗ 
bern er ift jelbftftändig für ſich daftehend. Ic kann nicht daran 
zweifeln, daß der Herr Juftizminifter Se. Majeftät ganz in 
demfelben Sinne informirt hat wie den Reichsrath. Ih muß 
es aber bedauern, daß ich hier fünfundzwanzig Stüd beglau- 
bigte Driginal-Documente in den Händen halte, die von den 
Comitaten: Bihar, Heves, Stuhlweißenburg, Comorn, Pefth, 
Tolna, Raab, Neutra, alfo. beiläufig von acht bis zehn Co— 
mitaten ſtammen. Jedes diefer Comitate, welche zufammen den 
größten Theil von Ungarn repräfentiren, docnmentirt darin 
die Behauptung — und wenn diefe 25 Stüd nicht hinreidhen 
ſollten, erfläre ich mid) bereit, ſolches durch Beibringung noch 
mehrerer Documente zu beweiſen, — daß nämlich in diefen zehn 
Comitaten und wie ich glaube, au in den ſämmtlichen übri— 
gen ungariſchen Comitaten da8 Grundbuch nit ungarifch, 
wie Euer Ercellenz die Mittheilung machten, jondern durch 
wegs in deutſcher Sprache geführt wird; daß die Einverlei- 
bungen, alle Eintragungen, Vormerkungen, Borfchreibungen, Lö⸗ 
fchungen, alle Protokolle des Grundbuchsſenates, alle Tagfakun- 
gen über ungariiche Eingaben, jo wie die Indorjat-Erledigun- 
gen, daß fte alle in deutſcher Sprache geführt werden. 

„Ich liebe ebenfalls das deutſche Element und verwahre 
mid) glei meinem verehrten Freunde Grafen Bärfoczy 
dagegen, daß nicht die geringfte Feindfeligfeit gegen das deutſche 
Element hieraus gefolgert werden möge. Die erfte Bildung, 
die ich erhielt, war eine deutfche und ich wünſche nichts Befle- 
res. Ich fehe die Sicherheit meines Baterlandes in der Ge— 
meinihaft und feften Einigung mit Deutichland. Nun aljo 
dieſes vorausgefendet muß ich, wenn man mic frägt, warum 
ih das Borhergegangene gejagt habe, erklären: weder um die 
Frage der Sprache bier wieder auf das Tapet (ih glaube 
dies ift hier dex richtige Ausdruck) zu bringen; ferner nicht 
darum, um zu erörtern und zu ergründen, was denn eigent- 
lich diefen Widerſpruch, der thatſächlich befteht, hervorgebracht 
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habe (denn Thatſachen ſind ſtärker als Worte), ſondern ich 
will nur bemerken, daß das Motiv, welches mich beſtimmt hat, 
dieſe Frage hier vor den hohen Reichsrath zu bringen, kein 
anderes iſt, als der Wunſch, die Thatſachen zu conſtatiren, 
daß der Grundſatz, welchen der Herr Juſtizminiſter dem hohen 
Reichsrathe hier mitgetheilt hat, um dadurch den Vorwurf 
der Germaniſirung Ungarus von fi) abzuwälzen, von Seite 
der untergeordneten Drgane der Negierung nicht befolgt und 
nicht in Ausführung gebracht worden ift.“ 

ee Auftizminifter erwiederte Hierauf in folgen- 
er Weiſe: 

„Auf das von dem Herrn Grafen Andrafiyg jo eben 
vorgebrachte könnte ich fehr leicht mit der Zufage antworten, 
nach acht Tagen nähere Aufflärungen zu geben. Ich will je- 
dah hievon keinen Gebrauch machen und vorerſt barauf hin⸗ 
mein, daß ich gelagt habe, mein Grundſatz, welchen id) 
auch befolgte, ift, daß das Grundbuch in der Sprache der 
Rehrheit der Bevölkerung gefiihrt werben fol. 

‚Run erjuche ich den Herrn Grafen, mir zu fagen, von 
mihen Comitaten er Ertracte befige?“ 

Graf Andraſſy Tieft hierauf die Namen der einzelnen 
Emitete, von welden er Documente in Händen zu haben 
effürte, worauf der Herr Juſtizminiſter in die Detailbe- 
hrehung der Bevölferungsverhältniffe und der einzelnen Co— 
mitate in folgender Weife einging: 

„Alſo das Biharer Comitat. Im Biharer Comitate find 
9 ungarifche und 232 deutfche Gemeinden. Weil man in Bi- 
far die ruthenifche und die romanifche Sprache bei fo vielen 
Gemeinden gefunden hat, fo wurde in eben diefen Gemeinden, 
m melden die Bevölkerung gemiſcht war, das Grundbuch in 
dentſchet Sprache und nicht in ungarifcher Sprache eingeführt. 

„Dären darob Klagen vorgefommen, jo hätte ich die Sache 
mterfucht umd die nöthigen Weifungen ergehen laflen, wie 
die hinfichtfich des Marmarofer Comitates der Fall iſt, wor- 
über eben die Verhandlung ſich im Zuge befindet. Wenn Dr 
fine Eingaben an das Minifterium gelangen, fo kann id) mi 
au von dem VBorhandenfein einer Beſchwerde und den etwai⸗ 
I Gründen derfelben nicht überzeugen. Auf Privatwege, auf 
Noatcorreipondenzen vermag ich mich nicht einzulaffen, fon- 
em ich kenne nur den amtlichen Weg. Das Einreihungs- 
Irotofoll des Minifteriums fteht täglich offen und Jedermann 
mm eine Klage einbrigen. Uebrigens muß ich geftehen, daß 
Wovon den Herrn Grafen Andraſſy erwartet hätte, er 
nirde fi über diefen Streitpunct im Wege des freundfchaft- 
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fihen Entgegenfommens mit mir vereinbaren und mid auf 
da8 von ihm behauptete Vorhandenfein folder Webelftände 
aufmerffam machen. Ich hätte jodann bie nötpige Aufflärung 
gegeben und wäre der für mich fehr peinliden Tage enthoben 
worden, diefen Gegenftand hier zu beleuchten.“ 

„Welches ift alle das zweite Komitat?“ 

Graf Andraffy: „Das Borjoder Komitat.” 

Der Herr Juftizminifter: „Bier find 237 ungariſche 
und nur zwei deutfche Gemeinden. Wenn unglüdlicher Weije 
aus diejen zwei deutichen Gemeinden ein Ertract fommt, kann 
ich nicht dafür. Wenn fi) der Herr Graf zu mir bemüht hät- 
ten, jo würde ic) Ihnen den Bericht und jogar die Xiften, fo» 
wie die Art und Weife gezeigt haben, wie die letzteren geführt 
werden, 

„Weiter ift noch das Heveſer Komitat. 

„Hier find 218 ungarijche Gemeinden, und da begreife ich 
in der That nit, wie da ein Ertract in deutfcher Sprache 
gegeben werden konnte. 

„Es ift möglich), daß vielleiht Jemand bei der hiefigen 
Nationalbank Gelder ausleihen wollte, daher der Extract in 
deutiher Sprache angefertigt wurde; hiefür bin ich jedoch nicht 
verantwortlich. 

„Hätte der Herr Graf dies früher gefagt, fo hätte ih auf 
amtlichen Wege Auskunft verlangt und wäre in der Lage ge— 
weſen, eine Aufflärung zu geben. Das nächſt erwähnte Co— 
mitat ift das Komorner Komitat. 


„Ueber diejes fowie über da8 Preßburger Comitat fanır 
ich, wie fon erwähnt, feine Ausfunft geben, ebenſo nicht 
über das Neutraer. Was Raab betrifft, fo find 63 ungariſche 
und 18 deutfche, in Beth 111 ungarifche und 52 deutihe 
Gemeinden. 

„Ich bin damit einverftanden, daß es beffer wäre, wenn man 
die flovafifhen Grundbücher in ſlovakiſcher, — die rutheniſchen 
in ruthenifher, — die romaniſchen in romaniſcher Sprade 
angefertigt hätte. 

„Aber e8 wird, und wohl nicht ohne allen Grund behauptet, 
es jei nicht leicht möglih, die Ertracte in diefen Spradhen 
zu führen. Hiedurch habe ich mich beflimmt gefunden, anzu— 
ordnen, daß dort, wo eine gemijchte Bevölkerung eriftirt, das 
Grundbuch in deutſcher Sprache geführt werde. 

„Was Tolna betrifft, fo find dafelbft 75 ungarifhe und 
& Deutiät, in Stuhlmweißenburg 79 ungarifche und 24 deutſche 

emeinden. 
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„Ich bedanere, daß ich nicht früher Gelegenheit gehabt 
habe, die Fehler, die in einigen Comitaten vorgelommen zu 
fein ſcheinen, kennen zu lernen. Wohl fann e8 leicht fein, daß 
bei der einen oder der anderen Gemeinde ein Fehler unterlau- 
jen fei. Wenn man aber das Yuftizminifterium für jeden ein- 
einen Fehler der ihm untergeordneten Behörden verantwort- 
ih machen und von ihm Rechenſchaft dafür verlangen wollte, 
da ift e8 nicht möglich, Minifter zu fein. 

„Was id) gejagt babe, ift mein fefteru nd unumftößlicher 
Grundſatz. Wenn mid) der Herr Graf zu überweifen und mir 
darzuthun vermögen, daß ich nicht ſtets der Majorität der 
Bevölkerung Rechnung zu tragen ſuchte, fo fünnen der Herr 
Graf jagen, daß ih Se. Majeftät nicht richtig oder anders 
informirt habe, als den hohen Neichsrath. Der Herr Graf 
fud ja felbft vermöge Ihrer Stellung bei verjchiedenen An— 
ftalten in der Lage, einzujehen und zu wiſſen, daß man nicht 
alle Läden und Mängel finden könne, und es überhaupt jehr 
ſchwer fer, jedweden Fehler untergeordneter Behörden verant- 
worten zu jollen, bejonders wenn man Briefe aus dem Lande 
benügen und als amtliche Actenftüce darftellen will.” 

Graf Andräffy: 

„Erlauben Euere kaiſ. Hoheit mir doc) noch, auf einige Be- 
merfungen des Herrn Iuftizminifters eine Antwort zu ertheilen. 

„Se. Excellenz beliebt zu jagen, daß leicht einige Fehler 
mterlaufen fein fönnen. Ich leugne das nicht; aber es iſt bie 
Rede von der Allgemeinheit, von zehn Comitaten und davon, 
daß ich die Behauptung aufgeftellt habe: in allen ungarischen 
Comitaten würden die Grundbücher in deutſcher Sprache ge- 
führt.“ 

Hierauf entgeguet der Herr Suftizminifter, daß im He- 
veier Comitate die Grundbücher durchaus in ungariſcher Sprache 
geführt werden und Graf Andrafſy fünne 6 bievon durch 
Enfihtnahme in die Acten felbft überzeugen. 

Graf Andräfiy fährt fort: „Eure Ercellenz haben zu jagen 
beliebt, e8 wäre eine Privataufllärung möglich. Verzeihen Eu. 
Sreellenz, aber um eine Privataufflärung ift mir eben nicht 
zu thun. Mir ift nur darum zu thun, den hohen Reichsrath 
ahuflären, und dieſes kann nur. gefchehen, wenn ich gleich 
En. Ercellenz bier interpellire, 

„Der Herr Yuftizminifter fagten ferner, daß es vielleicht 
befier ſei, die Grundbücher in ruthenifcher oder flovafifcher 
Cprahe zu führen und nicht in deutiher Sprache. Nun muß 

legen, daß wenn mir und wie ich glaube auch anderen Leu⸗ 
ten in Ungarn die Wahl überlaffen würde, e8 gewiß vr- 
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würden, wenn die Grundblicher in ungarifcher Sprache geführt 
werden, weil fie die ungarische Sprache verftehen, jelbe fett 
Sahrhunderten von Eltern und PVoreltern übernommen und 
Shäten gelernt haben. Sie verftehen ungariſch, deutſch ver— 
ftehen fie nicht. 

„Die Comitate hier, die ich aufführte, um nun wieder auf Die 


Sprachenfrage zurüdzulommen — find alle ungariid. Das 


Bihärer ift in das ſüdliche und nördliche getheilt, wovon das 
erftere größtentheils ungariſch ift. Das Torontaler Komitat ift 
überwiegend ungariih und Eu. Ercellenz haben ja jelbft an- 
erfannt, daß Sie nit auf die Sprachendifferenz der Comi- 
tate, jondern der einzelnen Gemeinden gehen. Wenn in 
der einzelnen Gemeinde die Mehrheit oder die Geſammtheit 
ungariſch ift, jo hätten die Grundbücher in ungarijcher Sprache 
eingeführt werden follen. Ein ähnliches Verhältniß eriftirt auch 
im Raaber und Komorner Comitat, im Neograder und Pefther 


Comitat.” (Hier nennt der Herr Reichsrath mehrere ungarifche | 


Ortſchaften eines jeden diefer Comitate.) 
Der Herr Juſtizminiſter: 


„Was das Bihärer Komitat betrifft, fo fonnte nicht eine 


Eintheilung in Süd- und Nord-Bihär für die Anlage des 


Grundbuches maßgebend fein umd die Inftruction lautete auf :! 


das ganze Komitat und eben deshalb ift das Bihärer Comitat 
nur als ein einziges Komitat betrachtet worden.“ 

Graf Apponyi erhält nun das Wort und ſpricht ſich 
folgendermaßen aus: 


„Rad der ao erigen Debatte ift es mir jehr fchwer, zu 


entnehmen, ob die hohe Berfammlung in die Borfrage einge- 
gangen ift oder einzugehen gedenkt. Kür diefen Yall würde ı 
mid) verpflichtet fühlen, jene Princeipien entichieden auszufpre- 
hen, die mir durch meinen bier deutlich präcifirten Stand- 
punkt vorgezeichnet find, und denen gemäß ich allerdings für 
das competente, das pafjendfte umd das geeignetfle Organ zur 
rüfung der Grundbucdhsangelegenheiten den Landtag betrachte, 
o wenig ich Urfache habe, im Allgemeinen die Orundfäße 
zu verhehlen, deren volle Würdigung ich als ein unabläffiges 
Erforderniß betrachte, um die höchften Interefjen des Geſammt- 
Kae auf Grundlage des Rechtes und der Stabilität zu ſichern, 
o jehr gebietet mir doch die Nüdficht der Opportunität und 
die Rüdficht der Mäßigung, die ich eben in dem Antrage des 
Herrn GrafenSzécſen finde, und die mid inder gegen- 
wärtigen Lage und im gegenwärtigen Stadium der Berhband- 
lung am meiften zu befriedigen N heint, mid dem Antrage 
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des Herm Grafen Szäcjen anzufchliegen. Ich bin feft 
überzeugt, daß derjelbe nichts anderes beabftdhtigt hat, als die 
Beſchlußfafſung in diefer Angelegenheit aus dem einzigen Grunde 
zu vermeiden, damit nicht principielle Fragen heute auf diefem 
Felde erörtert und entſchieden werden wollen, welche nur durch 
eine höhere concrete Auffafjung der Gefammtverhältniffe auf 
gedeihliche Art gelöft werben fünnen, mährend fie, vorzeitig 
und fo zu Jagen abftract dargelegt, zu pri eutungen und Spal« 
tungen in diefer hohen Verſammlung führen fönnen, welde 
Berlummlung mit Rüdfiht auf die Schwierigleit und die Dring- 
lichkeit ihrer Hauptaufgabe vor Allem der Einigkeit und des 
gegenfeitigen Vertrauens bedarf. Das hohe Intereffe, welches 
ich in die Hauptaufgabe des verftärkten Reichsrathes fee, und 
die Hoffnungen, welche ich an die Aufrichtigleit unferes Zu⸗ 
ſammenwirkens fnüpfe, legen mir in boppeltem Maße die Pflicht 
der Mäßigung und Klugheit auf; insbefondere aber die Er- 
wertungen, daß die Budget-Verhandlungen der hohen Ber- 
ſammlung Gelegenheit geben werden, jene höheren Kactoren 
des Gefammt-Organismus, die auch auf die finanziellen Ver- 
bältmifje, auf die materiellen Beziehungen des Staates ent⸗ 
fheidend einwirken, einer ernften Würdigung zu unterziehen 
und eben dadurch eine jehr wünjchenswerthe Berftändigung in 
jenen principiellen Fragen zu erzielen, die jet bei jeder 
fpeciellen Frage nur zu unfrucdtbaren Controverfen führen, 
Dies ift der Grund, warum ich mich dafür entfchieden habe, 
den Antrage des Herrn Grafen Széceſen beizuftiimmen, 
In der That müffen wir uns Alle in der Ueberzeugung be- 
eguen, daß unjere Hauptaufgabe in der Regelung, der Prü- 
Fang des Staatshanshaltes und im der ernften Würdigung der 
damit verbundenen principiellen ragen liegt, und würde uns 
darüber auch nur der mindefte Aiveitel bletben, würden uns 
nicht ſchon die Worte darin betätigen, die wir in dem aller- 
höchſten Erlaffe über die Einjegung des verftärkten Reine 
rathes vernommen, fo wie jene Worte, welche wir bei der 
Eröffnung des Reichsrathes aus dem Munde Sr. 1. k. apofto- 
liſchen Majeſtät felbft, wie von Sr. kaiſ. Hoheit des nude 
lauchtigſten Herrn Erzherzogs » Präfidenten gehört haben, jo 
würde ums das bange Gefühl der Gegenwart, fo wie jenes 
der drohenden Zukunft diefer Thätigkeit von felbft drängen, 
einer Thätigkeit, die die materiellen umd geiftigen Verhältniffe 
%r Monarchie mit gleiher Sorgfalt würdigen muß, um Sr. 
Rajeſtät unſerem allergnädigften Herrn und Kaifer die Mittel 
a die Hand zu geben, da8 Wohl der Monarchie auf dauernde 
amd fefte Grundlagen bafiven zu können. 
98% 
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„Sch für meinen Theil bin weit entfernt, den Werth einer 
Borlage, die dem Neichsrathe zugewiefen wird, zu bezweifeln 
und in Frage ftellen zu wollen. Ich erfenne ihre relative Wich⸗ 
tigfeit gerne an. So viel aber kann ich behaupten, daß die 
Wichtigkeit jeder diefer fpeciellen Fragen durhaus nicht mit 
derjenigen des Berufes verglichen werden Tann, zu welchen: 
der Reichsrath gedrängt, gewaltfam gedrängt wird; eben dieje 
Thätigfeit des verftärtten Reichsrathes hat auch die Bedeutung 
der Berfammlung in der Meinung aller wahren Freunde Oefter= 
reichs erhöht. Es hieße diefe Meinung beirren, wenn andere 
Gegenftände in den Vordergrund träten und jo zu fagen als 
die erften Leiftungen des verftärkten Reichsrathes in die Welt 
hinaus gehen würden. 

„Ih habe den Antrag des Herrn Grafen Szechen 
mit großer Aufmerffamfeit angehört und id) bin in der Lage, 
mit Zuverſicht zu behaupten, daß er die Competenz des Reichs— 
rathes durchaus nicht in Frage gezogen, daß er eine Ableh- 
nung aller Borlagen durchaus nicht angeftrebt und daß er 
ebenjowenig eine Inftruction für die Grundbuchs-Commiſſion 
beabfichtigt Hat. 

„Der Antrag des Herrn Grafen Szecjen ging eimig 
dahin, daß jetst zur neuen Wahl gejchritten werde, daß aber 
zu gleicher Pie der Reichsrath ausſprechen möge, durch diefe 
neue Wahl folle feiner der Vorfragen präjudicirt werden, weldye 
damit verbunden find, und folglich auch nicht jener, die ein 
verehrtes Comite-Mitglied zum Austritte veranlaßt hat. Graf 
Szecjen hat au gewünfdt, daß der hohe Reichsrath es 
ausfpreche, er halte gegenwärtig feine Beihlußfaffung in die- 
fer Angelegenheit für zweckmäßig, aus dem einzigen Örunde, 
um nicht auf das Feld pricinpieller Verhandlungen gedrängt 
zu werden und nicht ſolchen principiellen Löfungen vorgreifen 
zu müffen, die der Reichsrath einzig und allein durd die 
Gefamımt = Auffaffung der Verhältniffe und deren Beleuchtung 
erreihen Tann. In diefem Sinne jchliefe ih mich dem An- 
trage des Herrn Grafen Szecfen an.“ 

Der a. 0. Reichsrath Graf Clam-Martinik ergriff 
jet das Wort zu folgender Rede: 

„Es gehört gewiß ein hoher Grad von Selbftüberwindung 
dazu, wenn man unter dem Eindrucke der heutigen Debatte 
berjelben auf jenes Gebiet, welches betreten worden, nicht folgt 
und jene Saiten nicht nachtönen läßt, die angellungen haben 
bei Berührung diefer Frage und wovon das Echo noch in je= 
der Bruft nachklingt. Es if aber eben diefe Selbjiiberwindung, 
welche ich in dem gegenwärtigen Augenblide als nothwendig 
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betrachte und für eine höhere Pflicht als jene anfehe, in dieſer 
Angelegenheit meine Meinung, und Zwar gründlich auszufpre- 
gen. Ich Ichließe mich volllommen der Antragftellung des Hrn. 
rafen Szecjen an, da diefer Act der Abnegation unfere 
nächſte Verpflichtung ift und zwar nicht deshalb, weil wir die- 
fer Frage aus dem Wege gehen und uns nicht darüber Flar 
und offen ausſprechen follen, fondern weil wir unfere Kräfte 
nicht zerjplittern und unfere Meinungen nur dort ausſpre⸗ 
hen mögen, wo fie wirklich einen heilfamen Erfolg haben. 
Darım Sollen wir jet nicht gedrängt werden zu einer Be⸗. 
ihlußfaflung über Angelegenheiten, indem wir vielleicht einer 
noch viel wichtigeren Entichließung vorgreifen, welche uns bei 
der Budget-Debatte möglicherweife präjudicirlich werden würde. 

„Ich glaube nicht gerade die Worte des Herrn Dr. Hein 
gebrauchen zu follen, daß es ein Selbftmord des Neichsrathes 
wäre, wenn er im Bewußtfein, einer wichtigen Aufgabe ent- 
gegen zu gehen, feine Kräfte nicht unnöthig verbraudt. Das 
nicht Selbftmord, jondern Aufbewahrung der Kräfte zu die- 
jer Aufgabe. Es ift aber auch kein Widerfpruch mit unferent 
früheren Beſchluſſe dabei; wir haben nicht die Abficht, eine 
Inſtruction zu geben, das wil Graf Szecjen feinesfalls, 
fondern er ftellt fi) ganz auf den Boden des Beſchluſſes der 
Sigung vom 8. d.M. Er ift daher nicht im Widerjpruche mit 
unjeren früheren Beichlüffen. 

„Ich muß aber aud) noch Einiges bemerken in Bezug auf 
dasjenige, was Herr Dr. Hein gegen den Herrn Grafen 
S;6cjen angeführt hat und das mir aus den Worten des 
Herrn Grafen Szecjen nicht hervorzugehen ſcheint. Es iſt 
nicht, wenn ic) mich recht erinnere, gejagt worden, daß wir 
eine Bitte oder einen Antrag an die Regierung zu ftellen ha— 
ben, kein Geſetz zu erlaffen, Fonbern wir jollen einfach mit dem 
heutigen Beiätulle die Weberzeugung ausiprechen, daß das Ge⸗ 
wicht diefer Gründe die hohe Regierung beftimmen dürfte, den 
verftärften Reichsrath in Löfung feiner wichtigften Aufgabe 
nicht zu beeinträchtigen. Die Worte kann ich hier wohl nicht 
wiedergeben, aber ich glaube, daß die Einwürfe des Herrn Dr. 
Hein gegen den Antrag des Herrn Grafen Szécſen nidt 
aus dem Antrage felbft entwidelt werden fünmen. Dagegen 
müßte ich mich ausdrüdlich gegen den Antrag des Herrn Dr. 
Hein erflären, die Bitte zu ftellen: „es möge fein anderes Ge- 
jet erlaffen werden, als das, welches durch den Reichsrath vor- 
berathen ift”; ein Antrag, der in dieſem Augenblide durchaus 
nicht gereditfertigt wäre und gar nicht mit der heutigen Frage 
aufammenhängt. Ic kann mich demnach nur nochmals dahın 
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ausfprechen, daß ich mit vollem Herzen dem Antrage bes Hr. 
Grafen Szecfen beiftimme. 

„Ich glaube wenigftens hoffen zu dürfen, daß mir der Bor- 
wurf nicht gemacht werben wird, in einen Widerſpruch zu ge⸗ 
rathen, wenn ich mid) auf denjelben Standpunct ftelle, welchen 
ic in der Sikung vom 8. d. M. angenommen habe, und er- 
laube mir, hier noch an die Worte eines Dichters aus der gu- 
ten alten Zeit zu erinnern: Wenn du weißt, daß ein Freund 
eine wunde Stelle im Herzen hat, fo tupfe nicht mit dem Fin- 
ger daran. 

„Ih glaube, wir alle kennen die Wunden, aber wir follen 
nicht daran rühren, fondern nur dann Hand anlegen, wenn 
wir den Balfam der Heilung auflegen wollen. Das möge dann 
geliehen, wenn wir an die eigentliche Hauptaufgabe, an die 

hlußdebatte über die Budget-Vorlagen gehen, und id) bin 
ferner der Meinung, daß, wenn wir diefein Geifte der Berftän- 
digung und Verföhnung, welcher in den Meiften aus uns lebt, 
auch wirklich treu bleiben wollen, wir jett die Debatte über 
den Gegenftand, der uns bisher befchäftigte, fchließen follen. 
Dies ift meine Anfidht.“ 

Der a. o. Reichsrath Dr. Hein verwahrte fid) gegen die 
von dem Herrn Grafen Elam feinem Antrage gegebene Aus— 
legung, indem er diefen Antrag nohmals dahin —— es 
möge an die Stelle des Herrn Grafen Baͤrkocz y ein fiebentes 
Mitglied in's Comite gewählt und dabei bejchloffen werden, 
daß, wenn künftig Mitglieder austreten follten, injolange feine 
neue oder Erſatzwahl ftattfinde, bis die Zahl der Mitglieder 
des Comité's unter fünf herabgefunfen fei. Der Redner pri 
die Anficht aus, daß dur die von dem Grafen Sze&cfen an= 
geregte Bitte, dem NReichsrathe Feine ferneren Gejetesvorlagen 

i8 zur Erledigung der Budgetfrage zulommen zu laffen, der 
legale Boden verlaflen und den Rechten Sr. Apoftoliihen Ma— 
jeftät nahegetreten würde, daß ferner Hierin eine unnöthige 
Aenderung der Geſchäftsordnung läge, da der verflärfte Reichs— 
tath ohnehin in der Lage ei, die ihm minder dringlich erjchei= 
nenden Oeiebesvorlagen fpäteren Berathungen vorzubehalten, 
und hierdurch feine Autonomie zu wahren. Entſchieden müffe 
fi der Redner gegen den Antrag des Freiherrn v. Salvotti 
erflären und auf den früheren veichsräthlichen Beſchluß hin— 
weifen, nad welhem das Komite ohne Inftruction gewählt 
wurde. Bei diefem Befchluffe müffe es auch bleiben. Das Co- 
mite habe in feiner Berathung die zur Spradhe gebrachten Vor⸗ 
fragen erft dann vollftändig beantworten zu können geglaubt, 
wenn die Lejung des Gefeentwurfes im Comitö vorgenommen 
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worden fein würde. Hiezu ſei e8 aber noch nicht gelommen und 
man fei bei der vorläufigen Erörterung der Borfragen ftehen 
geblieben. Allerdings könnten einzelne Beftimmungen des Ent- 
wurfes auf gewifje Länder nicht anwendbar erfcheinen und der 
Begutachtung der Landesvertretungen empfohlen werden; auch 
würden wohl in den Durdjführungs-Verordnungen fehr we⸗ 
jentlihe Verſchiedenheiten ftattfinden müffen; vom Uebel aber 
wäre e8, alle diefe Borfragen jo glattweg nad allgemeinen 
Prineipien zu entfcheiden, wie e8 Freiherr v. Salvotti wolle. 
Ron würde damit gewiffe, einem allgemeinen Gejete noth- 
wendig anflebende Umriffe, welche durchaus nicht zum Ruin 
des Wohlftandes in den verfchiedenen heilen der Monardjie 
führen, unmöglich machen und fofort lauter Specialgefeße ge= 
ben. Ob dies der Einheit des Neiches zuträglich wäre, ftelle 
ter Redner der Erwägung des Reichsrathes anheim. Nach fei- 
ar Ueberzeugung ſei dies nicht der Fall. Das Grundbuchsge⸗ 
ſez lönne gewiffe allgemein nothwendige Beftimmungen ent- 
hılten, die felbft in jenen Theilen des Reiches, wo die Güter- 
teilmmg bis im die Meinften Maße befteht, anwendbar fein. 
dr der Einführung desfelben könne aber allerdings auf bie 
meinen Berhältniffe befondere NRüdficht genommen werden 
md der Redner wolle deshalb den Mitgliedern des Comité's 
die volle Freiheit wahren, erft das Geſetz vollftändig zu leſen 
md durchzuftubiren, ehe es ſich auch nur über diefe Borfragen 
mtiheiden könne. 

Der a. o. Reichsrath Graf Szecjen hob hierauf hervor, 
daß fein Antrag nicht dahin gehe, dem Comité eine Inftruc- 
ton zu ertheilen, oder der Regierung gegenüber eine Bitte zu 
kellen, fondern einfach eine motivirte Tagesordnung oder einen 
motivirten Befchluß bezüglich der vorzunehmenden Ergänzungs⸗ 
wahl bezwecke. 

Der a. o. Reichsrath Graf Hartig erachtete, daß die 
derſammlung ſich nicht Mar gemacht habe, was der Entwurf 
ver Grundbuchsordnung beabfichtige. Er glaubte diefe Abficht 
des Geſetzentwurfes darin zu finden, daß, wenn in Ländern, 
wo feine Grundbücher beftehen, oder wo diefelben mangelhaft 

‚an neues Grundbud eingeführt werden fol, dies nad) 
ügemeinen Brincipien zu geſchehen hätte, um die allzu großen 
derfhiedenheiten nach Thunlichkeit zu vermeiden. Es fer auch 
Kit die Abficht der Regierung, die Einführung der Grund- 
hüher überall fogleich vorzunehmen, indem im Entwurfe der 
dritpunet der Ausführung in den verjchiedenen Kronländern 
unträdlich einer weiteren Beftimmung vorbehalten ſei. Ob- 
ih der Redner ſchon einmal erklärt habe, nicht für die Ein- 
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förmigfeit ftimmen zu fünnen, fo feheine ihm doch die Feft- 
ftelung folcher allgemeiner Grundſätze über das Grundbuchs⸗ 
wefen wünfchenswerth, und nachdem mit den Debatten über 
die Grundbücher bereits fo viele Zeit zugebracht worden jei, 
dürfte e8 angemeffen fein, wenn das Comite in die Würdi— 
gung ber allgemeinen Grundfäße, aus denen das Grundbuchs⸗ 
patent ſich entwidelte, einginge, ohne deshalb eine fpecielle Er- 
örterung jedes einzelnen Paragraphen vorzunehmen. Sollte das 
Comite diefe Grundfäße für geeignet finden und deren Annahme 
vorſchlagen, fo würde der Sefenentwurf eine Richtſchnur fein, 
nad) welcher dann in den verfchiedenen Kronländern je nach 
Bedarf die Reformen des Grundbuchs vorgenommen werden 
könnten. 

Daß der Redner die Landesvertretungen hierüber zu hören 
wünſche, liege ſchon in feiner Anſicht über die Nichteinförmig⸗ 
keit. Uebrigens bedauere er den aus Zartgefühl erfolgten Aus- 
tritt des Herrn Grafen Barkoczy aus dem Comite und die 
Länge der hierdurch herbeigeführten Debatte, indem er der Mei- 
nung Sei, daß die Verfchiedenheit der Anfichten Niemand hin- 
dern fünne, einer berathenden Verſammlung noch ferner bei- 
zuwohnen. Wäre dies der Fall, fo hätten aud) die in der Mi- 
norität gebliebenen Mitglieder der Budget-Commiffion fo wie 
jene der früher beftandenen Immediat-Commiffion austreten 
müſſen. Ungeachtet der Ueberfiimmung habe aber fein Mitglied 
Anftand genommen, auszuharren, und wo principielle Beſchlüſſe 
mit der Anficht des Weberftimmten nit im Einflange waren, 
offen zu erklären, daß das bezügliche Mitglied dafür nicht ſtim— 
men fönne, weil es mit dem Principe nicht einverftanden fei. 
Damit übrigens nicht in fo einfachen Fragen neuerlich umftänd- 
liche Debatten hervorgerufen werden, ftimme der Redner dem 
Antrage bei, daß ber durdlaudtigfte Herr Reihsraths- 
Präftident fih von Sr. Majeftät das Recht erbitten möge, 
den Abgang einzelner Comite-Mitglieder nad) eigenem höchſten 
Ermeſſen zu erjeßen.“ 

Der Reihsrath Freiherr v. Haimberger trat ganz dem 
Antrage des Reichsrathes Dr. Hein bei, indem er der Mei- 
nung war, daß, nachdem Se. Mujeftät den Gefeßentwurf dem 
verftärkten Neichsrathe zur Begutachtung zuzuweiſen gerubten, 
diefer hiedurch gehalten fei, in die Debatte über denfelben ein- 
zugehen. Die Materialien zu diefem Entwurfe feien im Jufliz- 
minifterium durch acht Jahre vorbereitet, der Entwurf felbit 
im fländigen Reichgrathe umftändlich berathen worden. Die Ber- 
ine ia der Berhältniffe in den einzelnen Kronländern 
feine nicht fo groß, um die Einführung der Grundbücher 
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gänzlich zu hindern, und er glaube, daß diejelbe and ohne Ein- 
gernehmung der andesvertretungen vorgenommen werden könne. 
Der Minifter des Innern habe bereit8 vor ungefähr zwei Sah- 
ren al3 damaliger Landeschef in Galizien die dringende Bitte 
um Erlaſſung einer allgemeinen Grundbuchsordnung bei Sr. 
Majeftät geftellt, und aus eigener Erfahrung in feiner Eigen- 
{haft als vieljähriger Richter müſſe der Redner erflären, daß 
die Zuftände in jenen Ländern, wo die Grundbüder fehlen, 
durchaus nicht beſſer als in jenen feien, wo fie eingeführt find, 
und daß namentlich der Realcredit durch diefelben eine vorzüg- 
lihe Stüße erhalte, was wohl Niemand beftreiten werde. Ins⸗ 
befondere kenne der Stimmführer die Verhältniffe in der Bu— 
fowina aus feinen früheren Dienftesftelungen jehr genau und 
fönne mittheilen, daß daſelbſt im Grundbuchsweſen eine große 
Serwirrung geherrſcht Habe, dermalen aber alle Materialien 
vorbereitet feien, um das Grundbuchsinſtitut dafelbft einzufüh- 
ren. Eine abjolute Einheit jet übrigens in diefem Puncte nidjt 
nothwendig, und wenn der Reichsrath fich zu dem Antrage 
bewogen Anden follte, das Grundbuchs-Inſtitut in einzelnen 
andern dermalen nicht einzuführen, fo werde Se. Majeftät 
in die Lage kommen, darüber zu entjicheiden, Dem Antrage, 
mit derlei Borlagen zu warten, bis der Bericht des Budgets⸗ 
Comite’8 erledigt fei, köͤnne der Redner mit Rüdficht auf den 
Zeitverluſt nicht zuftimmen, indem er aufmerkſam machen müffe, 
daß der verftärfte Reichsrath bereits feit drei Wochen verfam- 
melt fei, und daß die Budget-Vorlage noch Monate in Aniprud) 
nehmen könnte. Im Grundbuchs-Comité könne immerhin die 
Beratung nad) dem Mehrheitsbejchluffe fortgeführt werden, 
und dem Reichsrathe bleibe zulett die Entjcheidung über die 
dort angeregten Fragen unbenommen. 

Der a. o. Reichsrath Ritter v. Staromiejsfi-Biber- 
kein erflärte, im Intereſſe des Kronlandes Galizien, welchem 
anzugehören er die Ehre habe, es nicht unberührt laflen zu 
Innen, daß im Gegenfate zu dem von dem Herrn Juſtizmi— 
niſter ausgeſprochenen Grundfage, wonach die Grundbücher in 
der Sprache der Mehrheit der Einwohner geführt werden ſollen, 
in Lemberg ſeit jeher und in Krakau ſeit einigen Jahren die Grund⸗ 
bücher in der deutfchen Sprache geführt werben. 

Diefer Vorgang, durch welchen die Landesſprache bejeitigt er- 
iheine, berühre die dortige Bevölkerung peinlich und bilde einen 
der Befchwerdepuncte des Landes, welches an feiner Nationa- 
kit und Sprade mit größter Vorliebe hänge. 

Der a. 0. Reichsrath Dr. Polanski beftätigte, daß die 
&tundbücder in Galizien, welde Anfangs in lateinifcher und 
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im Jahre 1848 in polnifher Sprache geführt wurden, ſeit 1850 
ausſchließlich in deutſcher Sprache —2 werden, und daß es 
der allgemeine Wunſch der Bevölkerung ſei, daß ſich hierbei der 
Nationalſprache bedient werde. 

Der Herr Juſtizminiſter erwiederte, daß ihm hierüber 
feine Beſchwerde zugefommen und er daher nit in die Lage 
geſch worden ſei, eine Verfügung zu treffen. 

er a. o. Reichsrath v. Mailäth ſprach ſich nunmehr über 
den Gegenſtand der Discuffion in folgender Weile ans: 

„Ich werde mich wohl hüten, in die Frage, ob das Grund- 
buch nothwendig fer oder nicht, worüber die Männer der Wiſ⸗ 
fenfchaft ohnehin in zwei Lager getheilt find, einzugehen. Eben- 
ſowenig werde ich mich in die Details der Grundbuchs⸗Ein⸗ 
Mihrung in Ungarn einlaffen, nachdem diefe erfchöpfend behan- 
delt worden find. 

„Ih kann nur jener Anficht beipflichten, welche die Einfüh- 
rung des Grundbuches in Ungarn in dem Augenblide, in wel- 
hem die Zufammenlegung der Grundftüde in Ausfiht fland, 
jedenfalls für verfrüht und das Ergebniß für unvolllommen und 
unverhältnifmäßig koſtſpielig hält. 

„Rur zwei Fragen, welche angeregt wurden, glaube ich nicht 
unbeantwortet lafjen zu follen, da mir dies mit der Pflicht und 
mit der Stellung, die wir hier einnehmen, unverträglich erſchiene. 
Die eine ift die Frage der Nationalitäten. Meines Wiffens gibt 
es in Ungarn nichts als Ungarn, fie mögen ſich der deutſchen, 
ſlaviſchen, ungarifchen oder rumänischen Sprache bedienen. In 
diefer Hinficht herrfcht in diefem Augenblide eine Einmüthig- 
feit, von welcher fi in den Annalen der Geſchichte faum ein 
ähnliches Beiſpiel verzeichnet finden dürfte, und von weldher 
als einem Factor der gegenwärtigen Sachlage allerdings Act 
zu nehmen ift. 

„Die zweite Frage betrifft die Spradk. Im Gegenfate zu 
der Bemerkung des Herrn Biſchofs von Diakovar muß ich er- 
Hären, daß auf dem ftaatlichen Gebiete in Ungarn meiner Ueber⸗ 
zeugung nad nur die ungarifhe Sprache die Hiftorifch, poli- 
ki und legal berechtigte iſt. Es ift nicht zu Täugnen, daß 
jetzt ein ftiller, aber unaufhörlicher geiftiger Kampf der Natio- 
nalitäten unter ſich ftattfindet, umd daß diefer Kampf um fo 
mehr gefördert wird, je größer und befchleunigter die Verkehrs— 
mittel find, je fohneller die geiftige Reife vorwärts fehreitet und 
die Wechſelwirkung ſich äußert. Die Entfcheidung wird vieleicht 
früher, als man erwartet, erfolgen, die Palme aber jedenfalls 
jener Rationalität zufallen, die an Eultur, Gefittung und Bil- 
dung, und zwar nicht nur an literarifcher, ſondern auch an po⸗ 
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litiſcher Bildung am höchſten fteht. Soll aber der Kampf in 
Schranken bleiben und nit zum phyſiſchen Conflicte ausar- 
ten, fo muß er ehrlich, das Feld frei und die Waffen müflen 
gleich fein. 

„Webergebend auf den Antrag des Grafen Szecjen muß 
ih anführen, daß auch mir vom erften Momente an die Auf- 
gabe des Heichsrathes eine höhere zu fein fchien, als blos ein 
erweitertes Bureau zu fein in einem Staate, der ohnehin an 
dem Weberfinfje der Bureaus Trank darnieder liegt. Ich glaube 
nit, daß wir blos die Aufgabe haben, Erläuterungen über 
Erläuterungen zu regiftriven, fondern ich präcifire die Haupt- 
aufgabe des verftärkten NReichsrathes in folgende drei Haupt- 
richtungen: 

1. Wiederherſtellung des in der letzten Zeit arg geſtörten 
geiſtigen Friedens. 

2. Auf Grundlage des wiederhergeſtellten Friedens die An⸗ 
banung eines gebeiblicheren Zuftandes des Staatsorganismus, 


3, mit diefem und durch diefen eine dauerhafte und nach— 
haltige Befferung und Regelung des Staatshaushaltes, 


, „Der erfte Punct wird meines Erachtens nur erreicht durch 
emen freundfchaftlihen Meinungs-Austaufh, durch die Ver— 
fändigung und Vermittlung bet entgegenftehenden Meinungen, 
durch das Ausſprechen und Fefthalten der inneren Weberzeu- 
gung, daß die Achtung der Rechte Anderer nie eine Schmä- 
mung der eigenen Intereſſen in fich begreife, fondern viel- 
ur die ficherfte Gewähr für die Wahrung der eigenen Rechte 
et. 

„Bezüglich des zweiten Punctes, nämlich) der Herftellung 
anes gedeihlichen Zuftandes des Staatsorganismus wird [don 
ter frilhe geiftige Hauch, der unfere Verſammlung durchmeht, 
und der fein Echo auch in der Bevölkerung findet, die Er- 
idlaffung, im ber diefelbe jett eriftirt, beleben und ftatt ber 
Spathie, der Theilnahmslofigkeit und dem paffiven Widerſtande 
ane ſelbſtbewußte, lebensfräftige und werkthätige Theilnahme 
ter Bevölkerung an den öffentlichen Angelegenheiten hervorru⸗ 
im, welche dann von felbft eine wirkſame Controle abgeben 
tun, wie fie in Bezug auf den britten Punct zur definitiven 
Regelung des Staatshaushaltes unbedingt nothwendig erjcheint. 

„Rachdem diefe Aufgabe nur gelöft werden kann, wenn den 
tm Budget-Comite überwiejenen großen Principienfragen 
Mt vorgegriffen würde, fo trete ich dem Antrage des Herrn 
Grin Szecfen bei.“ 
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Der a. 0. Reichsrath Biihof Stroßmaner erwiederte 
auf die Bemerkungen des Vorredners die folgenden Worte: 
„Die einheitliche Geftaltung Oeſterreichs Tiegt gewiß in dem 
Wunſche Aller; fie ift, glaube ich, eine Notbiwendigfeit, und 
da ich in jeder Nothwendigkeit, möge fie moralifcher oder phy- 
fiiher Natur fein, den Ausdrud eines höheren Willens ehe, 
fo halte ich die einheitliche Geftaltung Defterreihs für ein wah- 
res Gebot der göttlichen Borfehung. Defterreich hat eine euro- 
päiſche Miſſion und die göttliche Borfehung hat eben an den Beſtand 
Oeſterreichs Fragen von höcfter Wichtigfeit gefnüpft, welche 
ohne Defterreich löſen zu wollen, ein Eingriff in die höhere 
Drdnung ber Dinge wäre und zum eigenen Schaden gereichen 
müßte. Eben aber weil Defterreich in der Bölferfamilie Europa's 
hochwichtige Zwede zu verfolgen hat, muß e8 ein einheitlicher - 
Staat, muß e8 mächtig, ſtark und angejehen fein, und damit 
es mächtig, ſtark und angefehen fein könne, muß e8 vor Allem . 
einig fein. 

„Bon diefer Meberzeugung geleitet muß ich mich dahin aus- 
fprechen, daß Defterreich in feiner einheitlichen Geftaltung fo 
eingerichtet fein fol, daß jede Nation, jeder Volksſtamm, er 
möge biefer oder jener fein, eine fihere Bürgfchaft feiner na- . 
tionalen, volksthümlichen Suftitutionen finde. . 

„So gerne ich die billigen und gerechten Wünfche der Un- 
garn unterftüße, fo kann ich mir doch auch in Ungarn eine ge- 
deihliche Geftaltung des öffentlichen Lebens nicht denken, wenn 
im Gebiete diefes Lebens nur ein Volksſtamm Berehtigungen 
haben fol und die übrigen nicht. 

„So wie e8 ein allgemein anerkannter Grundfat ift, daß 
die perfönliche Freiheit jedes einzelnen Staatsbürgers von Nie- 
manden angetajtet werden darf und vom Staate gefhütt wer- 
den fol, ebenfo hat auch jede Nation und jeder Volksſtamm 
dag Recht, zu fordern, daß feine Freiheit in der Entwidlung 
nit nur nicht beeinträchtigt, fondern gefhütt und unterftügt 
werde. Jeder Staat hat die von Gott erhaltene Berpflihtung, 
diefen Schng und dieſe Unterftüßung zur Geltung zu bringen. 
Wenn wirklich der rumänische und der flovafiihe Vollsftamm 
auf einer niedereren Stufe der Eultur ftehen follten, jo Hat 
die Staatsregierung die doppelte Pflicht, dahin zu wirfen, daß 
die Bildung diefer Bolfsftämme gehoben werde, damit alle mit 
Einer Gefittung, in brüderliche Eintracht treu um unferen Herrn 
und Kaifer geſchaart, zur Erreichung des hohen Zweckes zufam- 
menwirlen können. Werden jedem Volksſtamme diejelben LXa- 
ften, diefelben Ar Ar auferlegt, von jedem diefelben Opfer 
gefordert, fo fehe icdy nicht ein, warum die auf einer niederen 
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Euflturftufe fiehenden Stämme im ftaatlihen Leben nicht eine 
gleiche Geltung und Beredtigung finden follten.”“ 

Der a. 0. Reichsrath Biſchof Freiherr v. Shaguna 
priht fi) nunmehr in folgender Weife aus: 

„Aus Anlaß der Neuerungen einiger fehr verehrten Mit- 
glieder des hohen Keichsrathes Halte ih mid, für verpflichtet, 
auf die allgemein befannte Thatfache hinzudeuten, daß feit 
anigen Decennien in Defterreih das Nattonalgefühl bei den 
minder gebildeten Bolfsftämmen eben fo wie bei den gebilvet- 
fen rege geworden ift, daß jeder Volksſtamm unabläffig be- 
müßt ift, feine Nationalität und Nationalfpradhe zur Geltung 
zu bringen, — daß die im verhängnißvollen Jahre 1848 in 
diefer Hinficht gefährdet gemwefenen Nationen den Kampf mit 
üren Widerjadhern ehrlich aufgenommen und ausgefochten und 
fh endlich an Se. k. k. Apoftolifhe Majeftät um Schuß für 
ihre Rationalität und Sprache gewendet haben. Ihr Vertrauen 
auf die allerhöchſte Berfon Sr. Majeftät wurde nurdane nicht 
getänſcht, und der erhabene Monarch ſprach nad) Erwägung 
der Serhältniffe des einheitlichen Defterreih8 das gerechte und 
heilige Brincip der Gleichberechtigung aller Nationalitäten Hi 
nur jelbft aus, jondern befahl auch feinen Organen die Durch⸗ 
führung desjelben. 

„Als ein Freund und PVerfündiger des Friedens will ich 
die bier gehörten entgegengejegten Meinungen nicht einzeln wi— 
verlegen, muß e8 aber al8 einen Irrthum erklären, wenn be=- 
hauptet wurde, daß e8 unter dem Scepter Oefterreich® nod) 
ane Nation gebe, die einer anderen Nation zu Liebe bereit 
wäre, ihre Nationalität, ihre erde und ihre politiiche Eri- 
ken; überhaupt aufzuopfern. Zwar hat es in der Welt immer 
Renegatenn gegeben und auch heute noch gibt es foldhe, in po⸗ 
litiſcher —28 unentſchiedene und ſchwache Charaktere un- 
ter den Einzelnen. Von ganzen Volksſtämmen gilt dies jedoch 
m feiner Weiſe. Wenn ich mir eine Bitte erlauben darf, fo 
wäre e8 die, daß jeder Nationalitäten und Sprachentampf ge- 
endigt werden möge. Derfelbe erichiene nad) der von Str. Ma— 
jät ausgeſprochenen Gleichberechtigung aller Nationalitäten 
ohnehin unbegründet und Fönnte nur zum größten Nachtheile 
für die öfterreichifchen Nationen gereichen. Wer dafür das Wort 
greift, der ift, ich ſage es ohne Anftand, Tein Freund des 
Ftiedens, fein Freund der Verträglichkeit und der Brüderlich- 
tt, fein Freund des einheitlihen Defterreihs. Wie wäre es 
nisfih, die von Sr. Majeftät bei Gelegenheit des Empfanges 
der Reichsrathsmitglieder angedeutete gleiche Berechtigung aller 
Vollsſtämme und Länder fo wie ihre Verbindung in brüder⸗ 
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fiher Eintracht zu einem mächtigen Ganzen in Ausführung 
zu bringen, wenn eine Nation die andere auffordern wollte, ihre 
Sprache — das wahre Zeichen des politifchen Lebens — aus 
gewiffen Privatrüdfichten aufzugeben! Durchdrungen von pa- 
triotifchen Gefühlen muß ic) meine Ueberzeugung offen dahin 
ausiprechen, daß jede Nation in Defterreich heute von der Noth- 
wendigfeit erfüllt ift, für ihre Nationalität, ihre Sprade und 
ihre politifche Geltung in brüderlicher Abficht zu forgen, ohne 
die anderen Nationen dabei beeinträchtigen zu wollen.“ 

Der a. 0. Reiherath Biihof Korizmits ſprach fih ganz 
im Sinne des Antrags des Herrn Grafen Szecjen aus, 
indem er beifügte, daß, nachdem Se. Majeftät durch die Aller- 
höchſte Entſchließung vom 19, April d. I. das in's Lebentreten 
der Landesvertretungen in Ausficht zu ftellen geruht habe und 
demzufolge das Königreid Ungarn ſich der beftimmten Hoff- 
nung bingebe, in kurzer Zeit feine durch Jahre unterbrochene 
legislatoriſche Thätigkeit mit erneuerter Kraftund Hingebung wie- 
der beginnen zu können, — die vorliegende Grundbuchsordrrung 
füglich der Landesvertretung Ungarns überwiefen werden dürfte. 


Der a. o. Reichsrath v. Mailath erbat fi hierauf noch 
das Wort zu folgender perſönlicher Bemerkung: 

„Wenn ich einen geehrten Herrn Vorredner richtig verſtan— 
den habe, ſo mag ihn die von mir ausgeſprochene individuelle 
rd unangenehm berührt haben. Ih muß aber bemerken, 
daß fich in lingarn Jeder für einen Ungar hält, welcher Sprache 
er fi) auch bedienen mag. Es mag fein, daß die Anfiht des 
Herrn Vorredners die richtige ift, aber ich berufe mich dies- 
falls auf die allgemeine Stimmung.“ 

Da der a, o. Reichsrath Bilhof Freiherr v. Shaguna 
fi) dagegen auf die Stimmen der übrigen Nationen außer 
der Ungarn berief, fo erklärt der a. o. Reichsrath v. Mai— 
laͤth, daß die Folge entſcheiden werde, wer in dieſer Hinſicht 
die Mehrheit der Stimmen auf ſeiner Seite habe. Uebrigens 
habe er nur für Ungarn dasjenige in Anſpruch genommen, was 
der Herr Biſchoff Stroßmahyer für Slavonien und Croa— 
tien beanſprucht habe, in jeder anderen Beziehung theile er 
vollkommen die Anſicht des zuletzt genannten Herrn Biſchofs. 

Se. kaiſ. Hoheit der durchlauchtigſte Herr Erzherzog Reich s⸗ 
ratb8-Präfident bradte nunmehr den von dem a. o. 
Reichsrath Grafen Clam geftellten Antrag auf Schluß der 
Debatte zur Abftimmung, worauf diefer Antrag von allen Mit- 
gliedern mit Ausnahme des Reichsrathes Freiherrn v. Sa I- 
votti durd Erheben von ihren Siten angenommen wurde. 
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Nachdem ferner der a. o. Reichsrath Bildof Stroßmayer 
mit Rüdficht auf den bereits erfolgten Schluß der Debatte auf 
feine weiteren Bemerkungen zu verzichten erklärt hatte, forderte 
Se. taif. Hoheit der durchlauchtigſte Herr Graherzog Reich e- 
raths-Präſident diejenigen Mitglieder, welche für den 
von dem Herrn Grafen Szecfen geftellten und nochmals 
abgelefennen Antrag ftiimmen wollten, aut fih von ihren Siken 
zu erheben. Da fid) 33 Reichsräthe durch Aufftehen für dieſen 
Antrag erklärten, jo erjchien derfelbe al8 angenommen. 

Hieranf flellte Se. kaiſ. Hoheit die weitere Aufforderung 
an die Berfammlung, die Stimmzettel zur Wahl des fiebenten 
Mitgliedes für da8 Grundbuchs⸗Comité abzugeben, wornad) fidj 
für den a. o. Neichsrath Freiherrn v. BPetrins 23, als bie 
meiften Stimmen, ergaben. 

Demnach wurde der a. o. Reichsrath Freiherr v,. BPetring 
mit Stimmenmehrheit als Erſatzmann des ausgetretenen Gra⸗ 
ik. Artoczy für das Comite der Grundbuchsordnung ge⸗ 
w 


Kun wurde von Sr. kaiſ. Hoheit die Sitzung geſchloſſen. 


Sechste Sitzung vom 19. Juli 1860. 


Se. kaiſerliche Hoheit der durchlauchtigſte Herr Erzherzog 
Reihsraths-Präfident eröffnete die Sigung bes ver- 
ſtärkten Reichsrathes vom 19. Juli 1860 mit den folgenden 
Borten : 

„Ich habe Sie, meine Herren, heute hier zuſammenberu⸗ 
fen, um Shnen den Inhalt eines Allerhöchften Handjchreibens 
mitzutheilen, welches Se. Majeftät der Kaifer an mich zu er- 
laffen gerubt haben. 

„Dasjelbe lautet folgendermaßen : 


„„Lieber Herr Better Erzherzog Rainer! 

„„Ich habe beichkoffen, fünftig die Einführung neuer 
Steuern und Auflagen, dann die Erhöhung der beftehenden 
Steuer- und Gebührenfühe bei den directen Steuern, bei 
der Berzehrungsfteuer und bei den Gebühren von Rechtsge⸗ 
ihäften, Urkunden, Schriften und Amtshandlungen, endlich 
die Aufnahme neuer Anlehen nur mit Zuftimmung Meines 
verftärften Reichsrathes anzuordnen und Mir eine Ausnahme 
bievon blos im alle einer Kriegsgefahr injofern vorzube- 
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Halten, als Ich Mich mit Rüdfiht auf die Verhältnifſe zu 
einer außerordentlichen Einberufung Deines verſtärkten Reichs⸗ 
rathes nicht beſtimmt finden ſollte. 


„„Euer Liebden haben dieſen Meinen Beſchluß dem ver⸗ 
ſtärkten Reichsrathe zu eröffnen.““ 


Wien, den 17. Juli 1860. 
Franz Joſeph m. p. 


„In der Ueberzeugung, daß die Verſammlung es fühle, daß 
dieſe Kundgebung des Allerhöchften Vertrauens zu einer Be— 
rathung feinen Anlaß geben fönne, erfläre ich die heutige 
Sitzung für gefchloffen. 

„Ich bin aber eben fo überzeugt, daß Sie Alle, meine Her- 
Ei mit mir in freudigem Dankgefühle übereinftimmen in dem 

ufe: 
„Es lebe Seine Majeftät der Kaijer !“ 

Hierauf erhob fich die ganze Berfammlung und brachte Sr. 
k. k. Apoſtoliſchen Majeftät ein dreifaches Lebehoch. 
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Siebente Sitzung vom 10. September 1860. 


Beraibung ded Gutachtens des Comités zur Prüfung bes 
an Staatsvoranſchlages. zur Pekfung 


Se. kaiſ. Hoheit der durchlauchtigſte Herr Erzherzog 
Reichsraths-Präſident eröffnete die Sitzung des ver— 
ſtäͤrkten Reichsrathes vom 10. September 1860 mit der Be- 
merfung, daß das zur Prüfung des Boranjchlages der Ein- 
nahmen und Ausgaben des Staates für 1861 gewählte Comité 
jeine Aufgabe vollendet und den betreffenden Bericht erftattet 
habe, welcher Bericht an ſämmtliche Herren Reichsräthe bereits 
vertheilt worden fei und nun zur Berathung vorliege. 

Ueber Vorſchlag des Neichsrathes Grafen ecien, 
dem die Berfammlung einhellig beipflichtete, wurde beihloffen! 
diefe Berathung in der Weife zu pflegen, daß die einzelnen 
Theile des Comitd- Berichtes abgelefen und von Punkt zu 
Punkt zur Discuffion und Abftimmung gebracht werden follen. 

Bon Sr. kaiſ. Hoheit dazu aufgeforbert, begann nun 
mehr Graf Szecien als Berichterftatter die Lefung des Comite- 
Berichtes wie folgt: 

„Das mit Reihsraths-Beihluß vom 6. Juni 1860 zur 
Prüfung des Staatsvoranfchlages für das VBerwaltungsjahr 
18%%/, , ausgefendete Comite Hat bei feiner erften Zufammen- 
tretung den ftändigen Reichsrath Grafen Mercandin zu 
feinem Obmanne gewählt und mit Hinblid auf den allgemeinen 
Charakter feiner Aufgaben fich in folgendem grundjäglichen 
Beſchluß geeinigt: 

Das Comité ift von der Meberzeugung durchdrungen, daß 
e3 der ihm gebotenen hohen Aufgabe nur dann geredyt werden 
tan, wenn es fidh bei Begutachtung des Staatsvoranjchlages 
nicht allein auf die ziffermäßige Prüfung desfelben und der 
innerhalb des jetigen Syſtems zu erzielenden Erfparniffe be- 
ihränft, fondern auch jene höheren Momente in's Auge faßt, 
durch naar eine geftcherte Zulunft der Monarchie nothiwendig 
bedingt erſcheint. Das Comité fühlt fi) daher ſowohl be— 
tehtigt, als in noch höherem Maße verpflichtet, die Grund- 
läge, auf denen die Voranſchläge ruhen, einer gewiflenhaften 
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und eingehenden Prüfung zu unterziehen, die hierbei gemachten 
Wahrnehmungen mit jener offenen Darlegung der thatjählihen 
FY qu.verfnüpfen, welde eine rüdhaltlofe und pflihtgetrene 
Würdigung der gegenwärtigen Verhäitniſſe aufprängt, und auf 
Grundlage beider Tee Kirtung in den Hauptzügen anzubeuten, 
weldje eine dauernde Beflerung der fraglichen Zufände und 
durch diefe eine nachhaltige Orbnung und Regelung des Staats⸗ 
haushaltes fihern dürfte. 

Im Folge deſſen Hat fi das Comito in mehrere Sub- 
Comites eingetheilt. ' 

1. Sir den Voranſchlag des Allerhöchſten Hofftaates, der 
Eabinetskunzlei Sr. Majeftät, des Reichsrathes, der Fa 
Conferenz, der Eontrofsbehörden, bes Minifteriums des Aeugern 
ae für Euftus und Unterricht; Berichterftatter Graf 

cjen, 

3 2. Für den Voranſchlag der Landarmee und der Marine; 
Beriäterfatter Banus — « Lientenant Baron 
oföevic. 

3. Für den Voranſchlag der Miniſterien der Bollach des 
Inge und der Juſtiz; Berichterſtatter Graf Elain-Mar- 

init. 

4. Für den Voranſchlag der Binanzverwaltung, ber Sub- 
ventionen und Zinfengarantien, der Siaatsſchuld, der Schut- 
dentifgung, ber Capitalsanlagen und anderer zu feinem ber 
Übrigen Verwaltungszweige gehörigen Ansgaben; Berichter- 
flatter Graf Auersperg. J 

5. Fur die Bededung ber Staatsausgaben; Berichter- 
Er of Andräffy, Ritter v. Krainsfi und Herr 

er. 

Die zwei letzteren Sub-Comites wurden damit betraut, 
nach Löfung ihrer fpeciellen Aufgabe zufammenzutreten mud 
vereint bie allgemeine Finanzlage des Staates einer eingehen- 
den Semägung und Prüfung zu unterziehen. 

Auf — der Vorarbeiten der erwähnten Sub⸗ 
Eomites hat das Comitö die Ehre, feinen Bericht dem hohen 
Reichsrathe in Folgendem zu unterbreiten: 

In Betreff des Staatsvoranfhlages für den allır- 
hoch den Hofftaat findet das Comite burd bie Natur Bes 
Gegenftandes, bie Witrde und Unabhängigkeit deß monaräktfchen 
Brinciped geboten, bie Annahme bes Boranfdilages in feitter 
Gejommtheit vorzufchlagen. Das Eomit glaubt um fd mehr 
dieje Art des Borganges einhalten F follen, da, aupeften 
von den oberwähnten principiellen BDotit tiftte 
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ebenfo im Hinblide auf die Koften anderer enropätfchen Hof- 
haltungen, als auch auf die Ausdehnung, Bevölkerung, Größe 
und Bedeutung der öfterreihifhen Monarchie fehr mäßig 
erfcheint und jeden Antrag weiterer Beichränfung von vorne» 
herein ausſchließt. ' 

Der Hohe Heichsrath dürfte hierin nur eine Beranlaffung 
finden, Sr. Majeftät feinen tiefgefühlten Danf für die lanbes- 
väterlide Sorgfalt auszuipredhen, mit der Allerhöchſtdieſelben 
die Erforderniffe Ihres erlauchten Hofes und Hauſes in bie 
engften Gränzen einzufchränfen geruhen, troßdem daß in dem 
Boranichlage Kir die Koften desjelben mannigfache Auslagen, 
nementlich für Kunſtſammlungen und Kunft-Inftitute, mit ein- 
begriffen find, denen in manden anderen Staaten eigene 
fpecielle Einfommens- und Suftentationsquellen angewiefen 
werden.“ 

Reichsrath Graf Hartig: „IK erlaube mir nur rüd- 
ſichtlich einer Formfrage um das Wort zu bitten. Wir haben 
die Veberzeugung fchon feit ſehr vielen Sahren, daß die Bes 
dürniffe bes Allerhöchften Hofes immer auf das Aeußerfte be- 
fhräntt worden find, und daß man feinen Hof im Europa 
findet, welcher verhältnigmäßig jo wenig für fi in Anſpruch 
genommen hat, als eben der unferige, Es dürfte daher zweck⸗ 
mäßig fein, für die Zuknnft die Einleitung zu treffen, daß das 
Budget des Allerhöchften Hofes gar nicht der Prüfung bes 
Reihsrathes unterzogen, fondern daß die betreffenden Summen 
ohne weiters vom Finanzminifter angewiefen werben mögen. 
Dieg würde aud mehr der Würde des Allerhöchften Hofes 
entiprechen, ald eine Detailprüfung der einzelnen Poſten von 
Seite des Reichsrathes, in welche man nicht wohl eingehen 
kun, ohne die Achtung außer Augen zn laffen, welche wir dem 
Allerhöchſten Hofe ſchuldig find; eine folhe Detailprüfung 
ſheint wir weder mit der Ehrfurdt, weldde dem Allerhöchften 
Hofe gegenüber immer beobachtet worden, noch mit der ausge⸗ 

teehenen Anerkennung der ftrengen Sparjamteit, welche in 
defien Ausgaben herrſcht, im Einflange zu ſtehen.“ 

Reichsrath Graf Apponyi (ton fich der Bemerkung des 
Grafen Hertig volllommen an und theilte befien Anficht, daß 
es fich Hier Sediglich um eine Formfrage handle. Eine Ent⸗ 
ſheidung diejer Formfrage würde jedoch die Eompetenz des 

en Reichsrathes überſchreiten, indem letzterer nicht tm 
kr Lage jei, darüber feine Meinung auszuſprechen, welde 
Vegenftände Huftig bei ben Budget - Berhanblungen feiner 
ae unterbreitet werben follen, ober nicht. So fehr da- 
der Rebner bie Motive wärdige, weldge ber Ä 
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Graf Hartig geltend machte, fo habe er doch geglaubt, auf 
das gegen ben geftellten Antrag obwaltende formelle Bedenten 
Ginweifen zu follen. 

Die Reichsräthe Grafen Andräſſy und Almaäſy unter- 
flüßen den Antrag des Grafen Apponyi, weldem auch 
Reich srath Fürſt Salm ſich anſchloß. Nachdem Se. Majeftät 

eruht haben, bemerkte Fürſt Salm, in Hinkunft alle finanziellen 
Fragen von vornherein dem verftärkten Reichsrath zur Prüfung 
zuzumweifen, dürfte es nicht paffend erjcheinen, von dieſer All- 
gemeinheit eine einzelne Frage auszuſchließen. Es ließe fidh 
diefes praktiſch nicht wohl durchführen, und nachdem alle 
Sinanzfragen, infoweit fie auf Steuern und fonftige Aus- 
lagen, jo wie deren Bededung Bezug haben, dem Reichsrathe 
vorgelegt worden find, fo könnte davon füglih eine einzelne 
Rubrik nicht ausgefchieden werden. Se. Majeftät geruhten 
Allerhöchftielbft die Bedürfniſſe des Faiferlichen Hofftaates nicht 
nur dem verftärkten Neichsrathe, fondern auch früher ſchon 
dem ftändigen Reichsrathe zur Prüfung vorlegen zu lafjen, 
was mit dem tiefften Dante anerlannt werde; allein eben 
deghalb, und weil die Finanzgebarung ein Ganzes bilden 
folle, würde dem Neichsrathe die Ausicheidung jener Rubrik 
aus der Prüfung des Geſammt-Voranſchlages nicht zuftehen. 

Die enge Biſchof Korizmits und v. Salabb 
vereinigten fid) mit dem Antrage des Grafen Apponyi. 

Reichsrath Graf Szecjen erklärte, daß feiner Anuficht 
nad die Bemerkungen des Grafen Hartig ihre volllommenfte 
Begründung in der Natur des Gegenftandes fänden. Derjelbe 
beabfichtige nicht die Behandlung und Erledigung der den 
Haushalt des Allerhöchften Hofftaats betreffenden fragen über- 
haupt auszujchließen, jondern er habe nur gemeint, daß die 
Detailberatbung diefes Theiles des Budgets im verftärkten 
Reichsrathe ſelbſt nicht angemeffen und daher vorzufchlagen 
wäre, eine folcde mit der Natur des Gegenftandes nicht ver=- 
einbarliche eingehende Discuffion zu unterlaffen. Da jedoch 
das Comité ohmedieß Thon principiell beantragte, von einer 
Detailprüfung jenes Budgets Umgang zu nehmen, fo fei den 
Wünſchen des Herrn Grafen Hartig volllommen Genüge 
geſchehen, und der Ausſpruch dieſer Anficht erſcheine nur als 
- eine weitere Begründung des im Comité beobachteten Bor- 

anges. — Da der Antrag des Grafen Hartig mit der Auf- 
aflung des Grafen Apponyi nit im Widerſpruch ftehe, 
trete er dem Borjchlage des Letzteren formell bei. 

- Bice-Präfident Graf Noftig bemerkte, daß der Antrag 
des Comités Alles umfafle, was von verſchiedenen Rednern 
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bis jetzt geäußert wurde. Er ſchlage alſo vor, daß die Ver⸗ 
ſammlung dem Antrage des Comités einfach beiſtimme. 

Reichsrath Bilder Stroßmapyer erflärte, einen Antrag 
zu ftellen, welcher gewiß ebenfo im Schooße der Berfammlung, 
als im ganzen Neiche den frendigften Widerhall finden werde 
und der darin beftehe, Sr. k. k. Apoftolifchen Majeſtät, welche 
Sich hinfichtlich der Bedürfnifſe Allerhöchftihres Hauſes und 
Hofftaates ohnehin auf die engften Gränzen zu beichränfen 

ten, von Seite des Reichsrathes unter Verficherung der 
ehrfurchtsvollften und unverbrüchlichiten Treue das tieffte Dank⸗ 
gefühl auszujprechen, wobei die Mitglieder bes Reichsrathes 
erade im einem ſolchen Borgange eine Bürgfchaft des. glüd- 
ihen Erfolges ihrer eigenen erdandlungen erbliden dürften, 
Se. k. Hoheit mögen demnach geruben, diefen allerunterthä- 
nigſten Dank der Berfammlung Sr. Majeftät zu Füßen zu legen, 

Nachdem die ganze Berfammlung ihre Zuftimmung Hiezu 
durch Erhebung von ihren Sitzen ausgedrüdt hatte, verſprach 
Se. t. Hoheit den Dank der Berfammlung zur Kenntnig Sr. 
Mojeftät zu bringen. 

Graf Szöcten fuhr mit der Lefung bes Berichtes fol- 
gendermaßen fort: 

„Sn Betreff des Boranfchlages für die Cabinetskanzlei 
Er. Majeftät, des Reichsrathes, endlih der Minifter- 
eonferenz, in welch leßterer es fi) bloß um die Bezüge der 
Brotofofisführer und Hilfsbeamten und die allgemeinen Ver⸗ 
waltungsauslagen handelt, da die Bezüge des Präfidenten und 
ber einzelnen Minifter in den betreffenden Boranjchlägen er- 
ſcheinen, hat das Comité feine Bemerkung vorzubringen.“ 

Der Conte Borelli erllärte in italieniicher Sprache, 
daß ihm die 72,900 fl., welche für die Cabinetsfanzlei Sr. 
Mojeftät veranjchlagt waren, unzulänglich erfcheinen, um dem 
neuen Wirkungskreiſe zu genügen, der bei dem gegenmärtigen 
Stande der Abminiftration, nad) feinem Erachten, dem Cabi- 
nete zugewiefen werden follte. 

Er ftellte dar, wie nothwendigerweife Se. Majeftät der 
Kaifer die Ausübung einiger feiner fouverainen Rechte fei- 
nen Miniftern und der ganzen politifchen Gewalt verliehen 
habe, und demzufolge Sid jelbft unmittelbar die höheren all- 
gemeinen Gefchäfte des Heiches und der Provinzen vorbehal- 
tn habe, während die individuelle Adminiftration feinen Mi- 
nern und der adminiftrativen Gewalt in dem rejpectiven 
Birtungstreife verliehen blieb. 

Die Laiferliche Weisheit habe erlannt, wie die den Organen 
der politifchen Gewalt verliehene Ausübung dieſer fouverainen 


— — 
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immer der Fall ift, jede weitere Beſchwerde fruchtlos bleibt; 
daß mithin das Hecht der Beſchwerde eine bloße Kormalität 
ift; und fügte bei, daß er dieje feine Worte nicht auf die Ju- 
ſtizverwaltung beziehe. 

Der vierten Einwendung antwortete er, daß Perfouen, 
welche der Willfür fremd find, die Controle nicht fcheuen, 


und daß, wenn man auch Perfonen zur Beſetzung der Minti- 


ee nicht finden könnte, der Kal der Rüdkehr zu den 
über beftandenen Gremial - Berathungen eintreten würde, 
welche Form, nad jeiner Anfiht, in einem Staate, wo bie 
fouveraine Gewalt abiolut ift, angemeffener erfcheint. 


Der Eonte Borelli zieht demnad die Folgerung, daß 
feine Einwendung ftihhaltig fei, um zu beweilen, daß fein 
Antrag, die abminiftrative Berantwortlichleit zu verwirklichen, 
nachtheilig jei. 

Er fügte bei, daß er feine Meinung nicht als radicales, 
fondern als Palliativ-Mittel und den gegenwärtigen Berbält- 
niffen angemeflen vorbringe, indem er anerfennt, daß die von 
dem Komite geftellten Auträge der gejelichen Bertretung und 
der freien Belpreun die beften glittel zur Erreichung des- 
ſelben Zweckes der öffentfichen Zufriedenheit bilden. 

Er bemerkte aber ferner, daß er einige Tage vorher im 
einer Privat-Berfammlung ſich dahin ausgeſprochen habe, wie 
er zu jeinem Bedauern nicht dem Grundſatze des ehrenwerthen 
Comites beitreten könne, fih der Verantwortung ausſetze, 
in fo wichtigen Angelegenheiten, ohne dazu berufen zu fein, 
zu Füßen des Allerhöchften Thrones Anträge niederzulegen, 
und daß ſelbſt, wenn fie hiezu berufen wären, vor Allem brin- 
gend und wohl aud) am fehwierigften ift, die wahren Grän- 
zen feftzuftellen, innerhalb welcher die Einheit und Kraft der 
Regierung mit der größtmöglihen Autonomie der Provinzen 
vereinbart werden Tünne. Dieje Frage fei die erfte, welche 


gelöſt werden müſſe. 


Er ſchloß mit der Bemerkung, daß in einer oder der an- 
bern Weife eine Abhilfe nothwendig fei, und forderte die hohe 
Verſammlung auf, fid) feinem Antrage anzufchließen, daß Se. 
Majeftät —— gebeten werde, bei dem gegenwärti⸗ 
gen Stande der Dinge den für das Allerhöchfte Cabinet ver- 
aufchlagten Betrag von 72,90 fl. um jenen Betrag zu er- 
höhen, welchen die Allerhöchfte Weisheit Sr. Majeftät zu be- 
ſtimmen fände, damit diefe Behörde in Zukunft die Berantwort- 
lichkeit der abminiftrativen Gewalten zur Geltung bringe und 
dadurch, wenn auch nicht gänzlich, fo doch zum größten Theile 
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jene Unzufriedenheit der Völker aufhöre, welche aus den bar- 
geftellten Berhältniffen entftanden ift. 

Hierũber bemerkte Reichsrath Baron Salvotti: 

„3b erſuche im Voraus um Nahfiht, indem es mir 
numöglich iſt, die Details der Rede de8 Grafen Borelfi 
in ihrer ganzen Ausdehnung wiederzugeben. Ich werde mid) 
darauf bejchränten, das Wefentliche jenes Bortrages zur Kennt- 
niß der Derlommlung zu bringen. 

„Die Poſt von 72,900 fi. für die Cabinetsfanzlei gab 
dem Grafen, Borelli Beranlaffung, fi) über da8 Ganze der 
Staatsverwaltung auszuſprechen. Er hat in obiger Ziffer nichts 
weniger als eine große Ausgabenpoft gefunden, fondern fein 
Schlußantrag ift vielmehr dahin gerichtet, daß der hohe Reichs- 
rath Se. Majeſtät allerunterthänigft bitten möge, jene Summe 
zu erhöhen, damit alle die Zwede erreicht werben fünnen, 
welche er in feiner Rede auseinanderjeßte. Graf Borelli hat 
offenbar die Bedeutung und das wahre Wejen der Eabinets- 
tanıfei mißverftanden, er hat gemeint, daß in diefem Cabinete 
die Höhfte Adminiftrativgewalt liege, und er nahm hieraus 
Anlaß, fich über alle Mängel, die ihm in der Verwaltung zn 
liegen ſcheinen, auszufprechen, indem er glaubt, fie feien Daraus 
entſtanden, daß man dieſe hohe Behörde nicht mit entiprecdhen- 
den Befugniffen und Mitteln verjehen habe. Deßhalb ſetzte 
Graf Borelli die einfchlägigen Punkte näher auseinander 
and gab im ausführlicher Weile die Mittel und Wege am, 
wie die Abftellung ber von ihm gerügten Gebrechen herbei- 
zuführen wäre. 

„Dieje kurze Zufammenfaffung erſcheint Hinreihend, um 
die ganze Rede vollfommen zu erklären. In derlelben werden 
au die im Schlußantrage des Comite-Berichtes vorfommenden 
punkte berührt, deren Erörterung gleichfalls Hier noch mat 
an ihrem Plate if. Die Anfichten des Grafen Borelli 
fimmen übrigens theil® mit dem Majoritätsvotum überein, 
theils enthalten fie einige wenige Aenderungen nad) jeiner 
nbjectiven Auffaffung. 

„Einen Auszug jenes Vortrages hat mir Graf Borelli 
mitgetheilt, in weldem das Belentfiche feiner nunmehr in 
mindlicher Darftellung umſtändlich entwidelten Anfichten nie- 
dergelegt ift. Da eine genauere Erörterung hierüber nicht in 
den Bereich der gegenwärtigen Discuffion gehört, fo glaube 
ich mi auf bie eben’ gegebene Darftellung beichränfen zu 
ſelen, indem ich übrigens bereit bin, den Gegenfland auch in 
imfafjernderer Weife auseinander zu fegen, wenn e8 von Seite 
des Hohen Reichsrathes gewünſcht wird.“ 
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Reichsrath Graf Hartig beftätigte, daß Graf Borelli 
bie Organifation ber Cabinetsfanzlei nicht richtig anfgefg 
babe, da er fie für eine berathende Behörde ande was 
weder jett noch auch unter weiland Sr. Majefät 8 
Gran: jemals gewejen fei. Nur bis zum Jahre 1806 habe 

Sabinetsminifter beftanden, in deſſen Händen fi alle Ge 
ſchäfte concentrirten ; feit jenem Sabre babe es Teinen Eabi- 
netsminifter mehr gegeben. ‚Alle Ueberwachungen, welde 
Graf Borelli ala wünſchenswerth bezeichnet, hätten 457 
lich zur Competenz des Reichsrathes gehören ſollen, weil die⸗ 
fer an die Stelle des früheren Staatsrathes getreten iſt. Der 
—— habe eine andere, den Verhältniſſen angemeſſene 
und von jener des Staatsrathes abweichende Einrichtung er 
halten. Daß die. Sabinetsfanzlei jemals die Befugnifſe eimer 
überwacdjhenden Stelle gehabt habe, fei gleichfalld ein Irrthum. 

Reichsrath Graf Elam- Martinit bemerkte: daß zu 
Folge der Andeutungen des Reichsrathes Baron Salvotti 
alle von dem Grafen Borelli zur Sprache gebraditen Män- 
gel und beantragten Modificationen auf ein Feld gehören, 
welches einem fpäteren Theile des Berichtes vorbehalten fei. 
Dieſelben an die Berathung über das Budget ber Cabinets⸗ 
Tanzlei zu fnüpfen, erſcheine nicht paflend, und zwar um fe 
weniger, als ſich eine entſprechende Gelegenheit hiezu dann 
ergeben würde, wenn es fi) um die Prüfung fpecieller Con⸗ 
trols⸗Maßregeln handeln follte. — Infofern es aber auf bie 
Darlegung politifcher Maßregeln aufomme, dürfte die Ersr⸗ 
terung jener Fragen dem Schluffe des Comite-Berichtes, wo⸗ 
hin fie gehören, vorbehalten werden. Er beantragte daher: 
die Debatte über den Borelli’fchen Antrag auf den Schluß 
des Berichtes zu verweilen. . 


. Graf Borelli erflärte hierauf, daß er die in feinem 
Bortrage entwidelten Anfihten und Vorſchläge nicht zurücknehme. 


Reichsrath Graf Széeſen erinnerte: es Tönne np hier 
durchaus nicht um eine Zurücdnahme der Bemerkungen 
Grafen Borelli handeln; vielmehr dürften biefelben die volle 
Würdigung und ſelbſt die Beiſtimmung mander Mitglieber 
des Reichsrathes finden. Der Augenblid aber, in welchem bie 
jelben vorgebraht worden, fei durchaus nicht der geeignete, 
fondern er werde dann eintreten, wenn bie ein igen 
unkte des Comite-Berichtes zur Discuſſton gelangen. Bis da⸗ 
in möge denn auch Graf Borelli die Erörterung ſeiner 
nträge verfchieben, wogegen biefer feine Einwendungen mehr 
erhob, der betreffende Abjchnitt des Comite-Berihtes von ber 
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Berjammlung genehmigt wurde, und Graf Széeſen in ber 
Lefung des Berichtes weiter fortfuhr wie rolgt: 

„Hinfichtlich des Voranſchlages für die Eontrolsbe- 
hörden bietet fi) dem Comite bei dem jett beftehenden 
Syſtem in Betreff des ziffermäfßigen Bedürfniffes keine Be- 
merlung dar, um fo weniger, als bie durch die Einwirkung 
der Eontrolsbehörben erhobenen und neh ausgeglichenen 
Rechnungsanftände, — weldhe im Laufe des VBerwaltungsjah- 
res 1859 die Summe von 3,751,061 fl. erreicht haben, — 
einen großen Theil der Verwaltungskoſten diefer Controlsbe⸗ 
hörden erjeßen, jelbft wenn man nicht in Betracht ziehen 
wollte, wie vielen Mißgriffen und Mißbräuchen außerdem 
das Borhandenjein einer ähnlichen wirfjamen Rechnungscon- 
trole nothmwendigerweife vorbeugt. 

Trotzdem kann das Comite nicht umhin, die Ueberzeu- 
gung auszufprechen, daß es wünjchenswerth, ja nothwendig 
wäre, bei ben Rechnungsbehörden des Staates dahin zu wir- 
ten, daß eine einfachere Art der Rechnungslegung eingeführt 
unb namentlih der Nechnungsproceß in einer Weile organi- 
firt werde, die eben ſowohl dem einzelnen Nechnungsleger 
eine Bürgichaft volllommener Billigfeit und Gerechtigkeit, wie 
dem Staate jene genauefter Controle, allen Betheiligten aber 
im Gegenfatze zu dem jetigen Vorgehen die Möglichkeit einer 
raſchen und definitiven Erledigung der Streitfragen bieten 
fönne; daß endlich von einem Böheren Standpunkte dahin zu 
wirken fei, die bisher übliche bloße Rechnungscontrole zu eis 
ner wirfjamen und eingreifenden Staatscontrole zu erheben.“ 

Reichsrath Straf Barköczy: „Sch bin vollflommen mit 
dem Antrage des Comités einverftanden, wünſche jedoch noch 
einige Gedanken hierüber genauer zu präcifiren. Es ift be- 
kanntlich zu Anfang diefes Jahrhunderts in Frankreich unter 
dem Minifter Mollien die Comptabilits in vollfommene For⸗ 
men gebracht worden. In Defterreih wurden vor ungefähr 
50 Yahren unter Raifer Franz zum großen VBortheile des in- 
neren Mechanismus der Verwaltung die Controlsbehörden 
eingeführt. In Frankreich hatte das obige Inftitut wichtige 

olyen, weil die Aufgabe, welche fi) der Minifter Mollien 

te, in geiftiger Beziehung gang richtig aufgefaßt war; dort 
wurde durch Einführung der ontrofsbehörben der Grundſtein 
an einer fpäteren bollfommeneren De eben ga gelegt. 
Unleugbar ift es, daß in dem verfloffenen halben Sabrhunbert 
die Aufgabe der Eontrolsbehörden in Defterreich weniger vom 
geiftigen Gefichtspunkte aus aufgefaßt wurde, und das Comits 
deutet daher darauf hin, wie erwünſcht es wäre, daß eine 
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durchgreifende Reform der Rechnungsbehörben —— fo 
wie eine einfachere Art der Regnun 8le und bes Red 
rocefjes gefchaffen werde. Es faht die Ende von einem D8 
eren Standpunkte auf und eh dag dahın gefzebt werke, 
die nn Becantrole zu einer wirkſameren und eingreifenberes 
zu machen, 

„Nachdem num gegenwärtig ein fehr erfahrener Staate⸗ 
mann an der Spike ber Eontrolsbehörden fteht, jo wäre es 
angezeigt, daß das Comits und der Keichsrath feine Meinm 
bakin ausſprächen: es möge diefer Staatsmann vera 
werden, ein eigenes Komit& aus feinem Gremium und 
Buziehung von vielleicht noch anderen geeigneten Iubivibnafi- 
täten zufammenzufegen, welches bie in Rebe ftehenben Ber⸗ 
beflerungen vorzufchlagen und hierbei die entiprechenden Re 
formen auch in anderen Berwaltungszweigen, befonbers hin⸗ 
fichtlich der Finanzverwaltung, in Antrag zu bringen hätte, 

„In diejer Beziehung könnte e8 daher bei dem Einrathen 
des Comites im Ganzen verbleiben und es dürfte hierbei nur 
noch weiters auf die eben angebeuteten Punkte fpeciell hin⸗ 
gewiejen werden.” 

Reichsrath Graf Sartig bemerkte, er würde volllommen 
dem Antrage des Grafen Barké cz y beiflimmen, wenn ed 
überhaupt jet ſchon an der Zeit wäre, eine eindringlichere 
Berathung diejes Gegenftandes vorzunehmen. Die Eontrole 
bange wetentfich von ber Organifation und Gliederung ber 
Behörden ab. Ueber dieje Drganifation aber fei man d 
noch nicht einig, fondern die Grundſätze hierüber würden 
erft im Verlaufe der Debatte und bei Prüfung des I je 
antrages des Comit&s ergeben. Jede Verhandlung über jenen 
Gegenftand würde gegenwärtig zu Teinem Rejultate führen, 
indem man überall At; Formen ftieße, deren Fortbeſtand ober 
Aufhebung zweifelhaft erfcheine. Blieben diefe Formen, fo 
dürften wohl andere Ausführungs-Modalitäten nothw 
werden ; blieben fie aber nicht, jo wäre jede weitere Berathung 
in der angegebenen Richtung überflüffig. — Der Antrag des 
Grafen Barkoczy wäre demnach injoweit in Betradytung 
zu ziehen, daß Se. Majeftät allerunterthänigft gebeten werben 
möge, wenn feiner Zeit die Umgeftaltung der inneren Admi⸗ 
niftration erfolgt fern werde, dem Borftande der oberften Con- 
trol8behörbe den Auftrag zu ertheilen, auf Grundlage dieſer 
Veränderungen einen umfaffenden Vorſchlag wegen Einfüh- 
rung ber gedachten Vereinfachungen und Reformen zu erflatten. 

Reichsrath Graf Barkoͤczy äußerte, fein Antrag je 
auch in Teinem anderen Sinne geftellt worden, allein bei der 
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Wichtigkeit und Schwierigkeit des Gegenftandes erfcheine es 
mm in zwedmäßig, ſchon derzeit die obigen Andeutungen zu 


geben. 

Nachdem die Berfammlung auf Befragen Sr. k. Hoheit 
bes Erzherzogs Beh erntne Präfbenten den betreffenden Ab- 
ſchnitt des Komite-Berichtes angenommen hatte, fuhr Graf 

zoͤeſen in der Leſung desfelben weiter fort: 

„Der rer AA Miniftertum des Aeußern 
weifet einen Poſten für die Befoldungen und Berfonalzulagen 
ver Beamten im außerordentlichen Dienfte nad, welcher Hi 
mit 84,970 fl. beziffert. 

Diefer Poften findet feine Begründung in den Erforder- 
aiflen des diplomatifchen nnd internationalen Verkehres, ebenſo 

in ber langjährigen Organifation und den Traditionen 
des T. k. Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten; und 
bas Comité kann fich in diefer Beziehung den Erläuterungen 
und Begründungen Sr. Exrcellenz des Herrn Minifters der 
ausw en Angelegenheiten nur um fo mehr anſchließen, als 
in der Ceutralleitung diejes Minifteriums kein fogenanntes 
BeaninTburenn befteht, und als die Arbeiten eines folchen 
35 an a eher bem Vi Bene bes —— 

en, anſtrengendſten und wichtigſten ſind, größtentheils 
u Beamten des anßerorbentlichen Dienftes beforgt 


erden. 
Bei den diplomatiihen Ruhegenüſſen, 


Vento ee . 51,624 fl. 
sub den Wartgeldern, welhe mt. . . . 47,600 „ 


zufammen mit . .998,224 fl. 
beziffert find, konnte es der Aufmerkſamkeit des Comitss nicht 
migehen, daß einerjeits bisher fein regelmäßiges Benfionsfyften 
fir die Mitglieder des öfterreihiichen diplomatiihen Dienftes 
b während anderjeits die Natur des diplomatiſchen Be- 
ie, in dem fi) die Aufgaben des Amtes mit den Anfor« 
derungen äußerer Lebensſtellung vereinen, that den Ruhe- 
ehalten und Wartgeldern eine billige Berü tigung diejer 
erungen äußerer Lebensftellung erheilcht. Bon diefem 
Standpunkte aus kann der Gejammtbetrag der diplomatischen 
egenüfle und Wartgelber, welcher ungefähr 4Y,,% Des 
Befammtaufwandes des k. k. Minifteriums.des Aenkern be- 
t, Teinesfalls als ein übermäßiger erjheinen. Auch fol 
der Mittheilung Sr. Ercellenz des Herrn Minifters des 
Aenißern die ganze Frage der diplomatiſchen Ruhegehalte dem⸗ 
nähft einer definitiven fuftematifchen Itegelung untergogen 
werben, 
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burchgreifende Reform der Rechnungsbehörden eingeführt, fo- 
wie eine einfachere Art der Rechnungs egungum bes Rechnungs» 

roceſſes gefchaffen werde. Es faßt die Sache von einem hö⸗ 
Deren Standpunkte auf und wünſcht, daß dahin geftrebt werbe, 
die Rechnungscontrole zu einer wirkſameren und eingreifenderen 
zu machen. 

„Nachdem nun gegenwärtig ein fehr erfahrener Staats- 
mann an der Spite der Eontrolsbehörden fteht, jo wäre es 
angezeigt, daß das Comitoͤ und der Keichsrath feine Meinung 
babın ansſprächen: e8 möge diefer Staatsmann veranlakt 
werden, ein eigenes Comite aus feinem Gremium unb mit 
Zuziehung von vielleicht noch anderen geeigneten Individnali- 
täten zufammenzufegen, welches die in Rebe ftehenden Ber- 
beflerungen vorzuſchlagen und pierbei die entjprechenden Re⸗ 
formen auch in anderen Berwaltungszweigen, bejonders hin⸗ 
fihtlih der Finanzverwaltung, in Antrag zu bringen hätte, 

„In diefer Beziehung könnte es daher bei dem Einrathen 
bes Comites im Ganzen verbleiben und es dürfte hierbei nur 
noch weiters auf die eben angedeuteten Punkte fpeciell hin- 
gewiejen werden.” 

Reichsrath Graf Hartig bemerkte, er würbe vollfommen 
dem Antrage des Grafen Barköczy beiftimmen, wenn es 
überhaupt jeßt ſchon an der Zeit wäre, eine eindringlichere 
Berathung dieſes Gegenftandes vorzunehmen. Die Controle 
bange werentfich bon der Organifation und Gliederung der 
Behörden ab. Weber diefe Organifation aber ſei man derzeit 
noch nicht einig, fondern die Grundſätze hierüber würden fich 
erſt im Berlaufe der Debatte und bei Prüfung des Schluß- 
antrages des Comités ergeben. Jede Verhandlung über jenen 
Gegenftand würde gegenwärtig zu feinem Rejultate führen, 
indem man überall auf Formen ftieße, deren Yortbefland oder 
Aufhebung zweifelhaft erſcheine. Blieben diefe Formen, fo 
dürften wohl andere Ausführungs- Modalitäten nothwendig 
werben ; blieben fie aber nicht, jo wäre jede weitere Berathung 
in der angegebenen Richtung überflüffig. — Der Antrag des 
Grafen Barköczy wäre demnach injomweit in Betrachtung 
zu ziehen, daß Se. Majeftät allerunterthänigft gebeten werden 
möge, wenn jeiner Zeit die Umgeftaltung der inneren Abmi- 
niftration erfolgt fein werde, dem Vorftande der oberften Con⸗ 
trolsbehörde den Auftrag zu ertheilen, auf Grundlage dieſer 
Beränderungen einen umfaflenden Vorſchlag wegen Einfüh- 
rung der gedachten Vereinfachungen und Reformen zu erftatten. 

Reichsrath Graf Barköczy äußerte, fein Antrag jet 
auch in feinem anderen Siune geftellt worden, allein bei der 
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Wichtigkeit und Schwierigkeit des Gegenftandes erſcheine es 
im in zwedmäßig, ſchon berzeit die Gbigen —E zu 
geben. 

Nachdem die Berfommlung auf Befragen Gr. 1. Hoheit 
des Erzherzogs Reichsraths · Praſidenten den betreffenden Ab- 
ſchnitt des Comit6-Berihtes angenommen hatte, fuhr Graf 
Sz6cjen in ber Leſung desfelben weiter fort: 

„Der Voranſchlag für das Minifterium des Aeußern 
weifet einen Boften für bie Befoldungen und Perjonalzulagen 
der Beamten im außerordentlihen Dienfte nad, welcher 9 
mit 34,970 fl. beziffert. 

Diefer Poſten findet feine Begründung in den Erforder- 
niflen des diplomatischen und internationalen Verkehres, ebenfo 
wie in der Tangjährigen Organifation und den Traditionen 
des t. f. Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten; und 
das Eomite tann fid in diefer Beziehung den Erläuterungen 
mb Begrünbungen Gr. Ercellenz des Herrn Miniſters der 
auswärtigen Angelegenheiten nur um fo mehr anfchliegen, als 
inder Centralleitung diefes Minifteriums kein fogenanntes 

Frifdialbureau befteht, und ale bie Arbeiten eines ſolchen 
——— —— gerabe * ham ee us — 

ierigfien, anſtrengendſten und wichtigſten find, größtentheils 
ah Beamten des außerordentlichen Dieffes Belt 
werben. 

Bei den diplomatiſchen Ruhegenüffen, 
Te Ruteg— .. BLERAfT. 
md den Wartgeldern, welje mit. . . . _47,600 „ 
zufammen mit . ._ 99,224 fl. 

beziffert find, konnte e8 der Aufmerkſamkeit des Comits nicht 
migehen, ba) einerfeits bisher tin vegelmäßigeo Benfionefüftem 
für die Mitglieder bes öfterreihifchen dipiomatiſchen Dienſtes 
beftand, während anderfeit die Natur bes diplomatiſchen Be- 
tfes, in dem fid die Aufgeben des Amtes mit ben Anfor- 
derungen äußerer 2ebensftellung vereinen, and, bei den Ruhes 
halten und Wartgeldern eine billige Berück Ki ng diefer 
jorderungen äußerer Lebensftellung erheiſcht. Bon diefem 
Standpunkte ans lann ber Gelammtbetrag der diplomatiſchen 
Auhegenüffe und Wartgelder, welcher ungefähr 4Y,,%, des 
Gefammtaufwandes des F. f. Miniteriums des Aeugern be- 
ägt, Teinesfalls als ein übermäfiger ericheinen. And) foll 
ri der Mittheilung Sr. Ercellen; des Herrn Minifters des 
Lnßern die ganze Frage ber Be Ruhegehalte dem · 
ni einer definitiven ſiſtematiſchen Regelung unterzogen 
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darin lag die Hanpturfache, daß dieſe fehr verwidelten Ber- 
hältnifje bis jetzt nicht geordnet werden fonnten. Wir können 
daher unvorgreifli der weiteren Debatte diejes Alles im 
Conterte mit den anderen Gegenftänden vornehmen. Webri- 
gens glaube ich, daß eine Regelung der Patronats- und Eon- 
currenz=Berhältniffe vom Centrum aus zu leiten keineswegs 
eine wünfchenswerthe Sache wäre, jondern daß gerade die 
Gegenftände fein werben, welche in erfter Linie den verfchie- 
denen Landes- und politifhen Behörden und eventuell den 
Landesvertretungen zuftehen, und falls die Bedingungen dazu 
vorhanden find, auch dort geregelt werden dürften.“ 


Reichsrath Graf Széecſen gab die Aufklärung, e8 ſei 
die Erwähnung der Errichtung einer ſolchen Behörde, oder 
wie gefagt worden, die Verwirklichung der Idee, daf die rein 
abminiftrativen Angelegenheiten von den adminiftrativen Streit- 
fragen getrennt werden follen, zufälliger Weije bei der Ver- 
handlung des Budgets des Kultusminifteriums gemacht und 
daher an diefer Stelle in den Bericht aufgenommen worden. 
Die logifche Verbindung zwiſchen dieſer Idee und dem Mi- 
nifterium des Cultus fer jedoch offenbar feine derartige, daß 
jener Antrag hierbei am rechten Plate wäre, weßhalb er fi 
der Meinung des Srafen Bartöczy anjchließe, daß die Ver- 
fammlung RP dafür ausfpredhen möge, fie wünjche die Idee 
der Trennung der adminiftrativen Angelegenheiten von ben 
abminifirativen Streitfragen verwirklicht zu fehen. Die Stelle 
aber, an welcher diefer Ausſpruch eingefchaltet werden folle, 
fei nicht bei den Angelegenheiten des Eultusminiftertums, ſon⸗ 
dern entweder am Schluffe der allgemeinen Anträge des Fi- 
nanzminifteriums, oder an irgend einem andern paflenden 
Orte des Berichtes. 


Reichsrath Graf Hartig bemerkte, e8 fei bie adminiftra- 
tive Juſtiz jchon bei der Errichtung des gegenwärtigen Reichs- 
tathes ein Osgenftand der Aufmerffamkeit der Regierung ge- 
wefen. Er jelbft habe damals mit dem Freiheren v. Kübed 
über den Entwurf gejprocdhen, und derjelbe habe die Noth- 
wendigfeit vollfommen anerfannt. Damals handelte es fidh 
um bie frage, ob nicht wie im Frankreich Gegenftänbe der 
adminiftrativen Juſtiz dem Reichsrathe (einer dem franzöfi- 
[hen Staatsrathe ähnlichen Inftitution) zugewieſen werden 
fönnten, und Baron Kübed zeigte fi) ehr geneigt, diefes 
Befugniß dem Reichsrathe zu vindiciren. Es ſei jedoch dieß 
aus Gründen, die ihm unbelannt feten, bisher unterblieben, 
— Eine eigene Behörde für adminiftrative Juſtiz erfcheine 
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übrigens nicht als nothwendig, und es könnte dieſe Junction 
jehr gut ein Attribut: des ftändigen Reichsrathes bilden, 

Reichsrath Dr. Hein änferte, es Habe Graf Barköczy 
in feiner Anseinanderfegung den Antrag geftellt, daß die ge- 
ſetzliche Regelung der Patronate-Verhältniffe den Landesver- 
tretungen zuzumweilen je. Inſofern diefer Antrag anfredt 
erhalten würde, müßte fih Dr. Hein dagegen erflären, weil 
er feiner Anſicht nach verfrüht fei. 

Graf Barkoczy: „Ich habe in erfter Linie die politi— 
ihen Behörden der Länder und nicht die Landesver— 
tretungen gemeint; wir haben eine politifche Behörde eben 
jo gut in Prag, Lemberg 2c., während die Landesvertretungen 
bier nicht zu berühren find.” 

Dr. Hein: „Smjofern es fi) alfo um Regelung BY 
die Landesbehörden handeln jollte, muß ich beantragen, da 
fi die Berfammlung dagegen erfläre, weil die Sache verfrüht 
wäre, indem vorher noch viele eingehende Erörterungen in 
diefe Frage ftattfinden müßten. Ich enthalte mich einer nä- 
bern Motivirung und beantrage einfach: über den Vorſchlag 
des Srafen Barköczy zur Tagesordnung überzugehen.” 

Graf Barköczy: „Ich bin mißverftanden worden und 
habe nicht beabfichtigt, die In jener Richtung einzuhaltenden 
Gränzlinien zu beftiimmen. Daß übrigens Gegenftände, welche 
allgemeine Fragen betreffen, in die Debatte hineingezogen 
werden können, haben wir bei der Discuffion über das Grund- 
buch gefehen. Es ift meine Anficht eben nur die des In⸗ 
dividuums, welches das volle Recht bat, feine Meinung Fund 
zu geben, und ich habe feinen eigentlichen Antrag geftellt, daß 
die Pandesvertretungen die Frage zu erörtern hätten, wie bie 
Batronats- und Koncurrenz-VBerhältnifje geregelt werden follen, 
tondern ich habe nur erklärt, daß dieß nicht Aufgabe der 
Gentral- Verwaltung fein könne.“ 

Dr. Hein: „Nachdem Graf Barköczy feinen Antrag 
fteflt, jo entfällt auch meine Bemerkung von jelbft.“ 

Reichsrath Graf Szecjen deutete darauf Hin, daß die 
Anfiht des Grafen Barköczy ganz mit jener des Comités 
zufammmenftimme, und nur die Verwirklichung des Principe 
etwas anders aufgefaßt worden fei. 

Bice-Präfident v. Szögyeny bemerkte, es gehe der An- 
trag des Grafen Barklöczy dahin, daß das Einrathen des 
Comités auf Errihtung einer Behörde für die ftreitigen Ad«- 
muniftrativ-Gegenftände bis auf die Beſprechung des Finanz» 
DadgetS vertagt werde, und Graf Szecjen habe gewünſcht, 
jeam Gegenftand überhaupt bei einer andern Gelegenheit, 


146 Siebeunte Sitzung vom 10. September 1860. 


entweder bei den Schlußanträgen oder an einem fonfligen 
geeigneteren Orte zu erörtern. Graf Barlöczy wollte, daß 
die Idee der Erridhtung einer Behörde zur Behandlung der 
contentiofen Adminiftrativfachen nicht bei dem Budget des 
Eultusminifteriums, fondern bei dem Finanz-Budget oder bei 
der Verhandlung über den Schlußantrag des Comités zur 
Sprache fommen ſollte. Es hänge nun davon ab, ob über- 
haupt darüber abgeftinnmt werden wolle oder nicht. 
Reichsrath Graf Apponyi fand, daß ein ſehr geringer 
Unterſchied zwiſchen der Auffaffung des Grafen Barföczy und 


derjenigen des Comités beftehe, Er habe Erfteren dahin ver- 
ftanden, daß er das Princip felbft, die Idee an fi, als eine 
richtige anfehe, nämlich daß die adminiftrativen Fragen von 
den adminiſtrativen Streitigkeiten getrennt werden mögen. | 


Graf Barköczy wünfchte dtefe Frage als eine offene zu be= 
trachten und deren Delbregung nur an einer andern Stelle 
einzureihen; er wollte ſich 

auszuführen fei, fomit die Freiheit der Discuffion hierüber 
vorbehalten. 


foß die Art und Weife, wie dieß 


Reichsrath Graf Barköczh bezeichnete e8 als gleichgiltig, 
ob diefer Gegenftand bei dem Finanz- Budget, oder an einem 


andern pafjenden Orte befprochen werde. 


Die Stimmenmehrheit erklärte fih für die Vertagung | 
obiger Frage, und Graf Szecfen fuhr in der Berlefung des 


Berichtes folgendermaßen fort: 


„Der Umftand, daß die Mehrzahl der höheren Unterrichts- | 


anftalten nicht aus Staatsmitteln, fondern aus kirchlichen und 


Beibat-Sunbationen erhalten wird, erheilcht um fo mehr eine | 
eachtung bei Prüfung der gegenwärtigen Geftaltung | 
des öffentlichen Unterrichtes, da es nicht wohl zu verkennen 
ift, daß diefe in mancher Beziehung den unter ganz verfchiedenen 
Berhältnifjen feftgefiellten Abfichten der urfprünglichen Gründer 


ernfte 


fremd, ja widerjprechend fein dürften. 


Ebenfo fonnte e8 der Aufmerkſamkeit des Comites ferner | 
uicht entgehen, daß in dem Staatsvoranſchlage für die Be- 


dürfniffe des öffentlichen Unterrichtes in einzelnen Ländern zu 
den Schul- und Kirchenfonds ſehr anfehnlihe Beiträge aus 
dem Staatsſchatze verzeichnet find, während für andere Länder, 
in denen die Bedeckung der dieffälligen Erforderniffe bloß aus 
Eommunalmitteln gefchieht, feine ähnlichen Staatsbeiträge 
angeführt erfcheinen. 

Das Comité verfennt keineswegs die Schwierigkeiten, 
welche die gleihmäßige Rüdficht für die Anforderungen ber 
Billigkeit und für jene des praftifchen Bedürfnifies einer ent- 


An. 
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Fregenden Regelung dieſer Angelegenheit entgegenſtellt; aber 
28 glaubt auf die Nothwendigkeit einer Prüfung dieſer Ver- 
hältnifje hinweifen zu müffen, deren definitive Entjcheidung 
mit den großen Fragen der inneren Organifation der Monardie 
zujammenhängt, 

Den mit 95,000 fl. angegebenen Poften der Unterftütungs- 
Pauſchalien für die Evangeliichen beider Belenntnifje in Un« 
‚garn betradptet da8 Comité bis zur definitiven Regelung der 

erhältniffe der evangeliſchen Glaubensgenoſſen in allen Ländern 
der Monarchie als einen bloß eventuellen. 

Reichsrath Manager: „Das Comite hatte eine fchroierige 
Aufgabe zu löjen, indem e8 den Zuftand der Finanzen mit der 
allgemeinen Lage des Staates in Verbindung bringen, wahr 
genommene Uebelftände gründlich erforfchen und jolche Mittel 
vorfchlagen jollte, durch welche nicht nur momentane Hilfe 
geiganen, fondern auch die vorhandenen Uebelftände für immer 

ejeitigt werden jollen. Offenbar hatte das Comite dabei den 
wed, jede Urjache einer gegründeten Unzufriedenheit zu be- 
eitigen und eben Hierdurch einen Zuftand dauernden Wohl- 
ſeins herbeizuführen. 

„Daß das Comits dieß auch wirkfich und ernftlich gewollt, 
muß dankbar anerkannt werden. Jedes Blatt des Berichtes 
ibt davon ein ehrendes Zeugniß; gleihwohl muß ich aber 
eider bemerken, daß eine wichtige Urjadhe großer und tief- 
gehender Unzufrievenheit,, eine Duelle der bitterften Klagen 
eines großen Theile der Bevölferung von Defterreih nicht 
mit einem einzigen Worte erwähnt worden ift. 

„Ich meine bier die Frage der Gleichberedhtigung der 
Broteftanten in Defterreih mit den Katholiten. Wohl weiß 
10) daß dieß eine fchwierige, eine gar Heifliche Frage ift. Will 

er der Staat feinen proteftantijchen Bürgern gerecht werden, 
jol das hochherzige kaiſerliche Wort: „Gleicher Schuß für alle 
Stämme, gleihe Berechtigung und gleiche Pflichten, gleiche 
brüderliche Eintradht” zur Wohrheit werden, jo nüßt es nichts, 
vor gewiſſen Zuftänden die Augen fchließen, als wenn fie nicht 
vorhanden wären. Auch fie müſſen gleich jedem andern 
wunden Fled im Staatsförper unterfucht und ihnen Heilung 
verfchafft werden, fonft bleiben fie eine ewig eiternde Wunde, 
die immer mehr und mehr die gefunden Kräfte des Staates 
aufzehrt und vergiftet. 

„Als vor mehreren Jahren der Abſchluß des Concordates 
mit dem päpftlichen Stuhle befannt wurde, da tauchten nament- 
lich bei den Proteftanten Defterreihs Befürchtungen über die 
Tragweite und die möglichen Folgen diefes Ereigniſſſes aw. 

10* 
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„Die offtcielle „Wiener Zeitung” fand ſich bewogen, diefe 
Befürdtungen durch eine Erflärung zu verfcheuhen und zu 
widerlegen, eine Erklärung, mit der fie die Veröffentlichung 
diefes wichtigen Actenftüdes einbegleitete. Dieſe Erklärung 
lautet alfo: 

„„In diefer rüdhaltlojen Anerkennung der Rechte ver 
Tatholifchen Kirche Tiegt übrigens für alle anderen religiöfen 
Genoſſenſchaften des Kaiferftaates eine fichere Gewähr der 
ihrigen.. Das Rechtsgefühl, das hier vormaltete, wird auch 
der Mafftab bei Regelung ihrer Berhältniffe fein, und fie, 
welche mit anerlanntem gejeßlichen Beftande, erprobt in Treue 
und Anhänglichkeit an das Allerhöchſte Kaiferhaus, den Schutz 
des Geſetzes und den Schirm einer unparteiifchen väterlich- 
weiſen Regierung beanfpruchen, werden in ihren Erwartungen 
fid nicht etäufcht finden. 

„„Die Gleichheit vor dem Geſetze, das über Alle fich- er- 
ftredende gleiche bürgerliche Recht, die Unparteilichkeit der in 
entfcheidenden Kreiſen vorwaltenden Anfchauungen, endlich die 
ungehemmte Feftftelluing ihres inneren Organismus und der 
Schub für deifen Beftand, gibt ihnen genügende Garantien 
eines ruhigen Fortbeftandes und einer ungetrübten Ent— 
wicklung.““ 

„Sehen wir nun, wie die Verheißungen in Erfüllung 
gegangen ſind. 

„Ich habe hier zunächſt die Verhältniſſe der Proteſtanten 
Siebenbürgens im Auge. Die Sachſen in Siebenbürgen, 
welche ſich durchweg zu der proteſtantiſchen Kirche bekennen, 
erfreuten ſich außer glücklicher politiſchen Inſtitutionen, durch 
welche fie bis zum Jahre 1849 ihre Angelegenheiten  felbft- 
ftändig rvegelten, auch einer völligen Gleichftellung mit den 
Katholifen in Siebenbürgen. Dieje völlige Greigfelung haben 
fte Jahrhunderte lang genoffen. Als im Jahre 1686 Sieben- 
bürgen mittelft eines freiwilligen Vertrages feines Fürften an 
die Krone Defterreihs kam, garantirte der neue Herrſcher 
Kaifer Leopold I. in dem fogenannten „Leopoldinifchen Diplome“ 
vom Sahre 1691 den Katholiken, den Broteftanten und ben 
beiden anderen recipirten Religionen Stiebenbürgens diefe voll» 
kommene Gleichſtellung und Gleichberechtigung. Das Leopol- 
diniſche Diplom, das Fundamentalgefeg Siebenbürgens, ift 
von allen Nad ſolgern Kaiſer Leopolds bis zu Sr. Majeſtät 
Kaiſer Ferdinand J. feierlich beſchworen worden. Eine fernere 
Garantie dieſer vollkommen kirchlichen Gleichberechtigung hat 
Hundert Jahre ſpäter der Landtag in dem fogenannten „Re— 
ligionsgeſetze“ gegeben, in welchem ausdrücklich eine vollſtän⸗ 
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dige Gleichberechtigung und Gleichſtellung der vier recipirten 
Religionen Siebenbürgens ausgefprodhen und gemwährleiftet 
wurde. Diefer ihrer geſetzlichen Gleichberechtigung entgegen 
werden troßdem die Proteftanten Siebenbürgens fäctiſch dem 
allgemeinen katholiſchen Ehegeſetze in Defterreich untergeordnet, 
Zudem geeitt die katholiſche Geiftlichkeit immer wieder in das 
Rechsgebiet der evangeliſchen Kirche ein, indem fie evangeliſchen 
Brantleuten die Ausftelung von Heiratsreverfen aufnöthigt, 
fomit ihnen einen Gewifjenszwang auferlegt, ohne daß fie da— 
für vom Staate in die Schranfen des Geſetzes nachdrücklich 
zurüdgewiefjen würde. 

„Während der Staat die Intereſſen der Katholifen in 
Siebenbürgen durch — des Concordates, durch Errich⸗ 
tung eines neuen en hen Bisthums in Szamos⸗Ujvaͤr, 
eines griechiſch-katholiſchen Erzbisthums, dann eines katholiſchen 
- Staatsgymmafiums in Hermannftadt, ſowie durch Unterftügun 
des romaniſch-katholiſchen Schulfondes fürderte, beließ er * 
überdieß die katholiſche, nicht aber auch die evangeliſche Kirche, 
felbft nach der Aufhebung des Unterthänigfeitsperbandes und 

Einführung der Grundentlaftung,..bis zum Jahre 1857 im 

ortgenuffe der Zehente. Der evangelifchen Landesfirhe im 
Siebenbürgen Hingegen gewährte er für den Entgang der 
Zebente nur eine n geringe Vergütung, daß ihre Geiſtlichen 
auf die Hälfte und felbft auf einen noch geringeren Theil 
ihres früheren Natural-Einfommens herabgejett wurden. Ja, 
er fieß. die genannte Kirche, obwohl die Proteftanten eben fo 
gut die Staatslaften tragen wie die Katholiken, bis heutzutage 
ohne alle Hilfe aus öffentlihen Mitteln. 

„Sch erlaube mir im Interefje der ſiebenbürgiſchen Pro > 
tefianten die Bitte und das Begehren zu ftellen, der hohe 
Neichsrath möge es ausfprechen, daß die volllommene Gleidj- 
berechtigung der Proteftanten in Siebenbürgen mit den Katho- 
liken und den beiden anderen recipirten Religionen volle Ge⸗ 
feßesfraft habe, und er möge dahin wirfen, daß diefer Grund- 
fats endlich zur rechtlichen Geltung gelange. 

„Die proteftantijche Kirche zählt in der Mitte des hohen 
Reichsrathes nur zwei Mitglieder; ich Halte mich demna 
für beredtigt, ja für verpflichtet, bei diefer Gelegenheit au 
im Namen der fänmtlichen Proteftanten Oeſterreichs das Wort 
zu führen. Ich benüte hiebei eine Denkfchrift, welche im De- 
cember vorigen Sahres von den beiden proteftantiichen Ge— 
meinden in Wien an ihre betreffenden KConfiftorien gerichtet 
worden iſt. Im diefer Denkichrift wird hauptſächlich über 
dreierlei geklagt: 
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„Ueber die gemiſchten Ehen, über dem Webertritt vom 
einer Kirche zur andern und über die bürgerlichen und poli= 
tifchen Rechte der Proteftanten. 

„Die gemiſchten Ehen betreffend, gilt das Tatholiihe 
Ehegeieg vom 8. Detober 1856 für Katholiken und Proteftan- 
ten, und dasfelbe wird in der ftrengfien Form ale Staats- 

ejeg für beide Theile gehandhabt, obwohl es in vielem 
untten die Grundſätze des Proteftantismus auf das Em- 
pfindlichfte verletzt. 

„Es ſchreibt diefes Geſetz in feinem dritten Paragrapbe- 
Folgendes vor: 

„„Es ift feinem Katholiken erlaubt, fih im Kaiſerthume 
Oeſterreich anders zu verehelihen, als mit Beobadtung alfer 
Vorſchriften, welche das Kirchengefeg über die @iltigfeit der 
Ehe aufftelt.e Die Beftimmungen des Firchlichen Ehegeſetzes 
find aus der für die geiftlichen Gerichte des Kaiſerthumes 
beftimmten und diefem Gejege (im Anhange II) beigefügten 
Anweifung zu entnehmen.““ 


„Sm 8S. 15. 
„„Die Verkündigung der beabfidhtigten Ehe muß an brei 
Sonn= oder Fefttagen während des feierlichen Gottesdienftes 
eihehen, und wenn jedes der Brautleute in einem andern 
farrbezirte wohnt, in beiden Pfarrbezirfen vorgenommen 
werden. Die Ehen zwijchen katholiſchen und nichtfatholifchen 
Ehriften müſſen nit nur in der Pfarrkirche des katholiſchen 
und des nichtlatholifchen Theiles, fondern, infoweit nidt für 
einzelne Länder befondere Vorſchriften beftehen, auch in ber 
fatholifhen Pfarrkirche, inner deren Bezirk der nichtlatho= 

liſche Ehewerber wohnt, verfündigt werden.““ 
19. 


„Im $. 

„„Bei Ehen zwifchen Tatholifhen Chriften muß die Er- 
Härung vor dem katholiſchen Seeliorger abgegeben werden. 
Eine Ausnahme findet in jenen Theilen des Kaiferthumes 
flatt, für welche der heilige Stuhl die Anweiſung vom 30. 
April 1841 erlaffen hat; im Bereiche derjelben hat eine Ein= 
willigung, welde von den Ehewerbern vor dem Seeljorger 
des nichtlatholifchen Theiles und in Anweſenheit des Tatholi= 
jhen Pfarrers gegeben wird, als geſetzmäßig zu gelten.”“ 

„Zu diefem Paragraph ift al8 ergänzende Erläuterung 
aus dem katholiſchen Kirchenrechte hinzuzunehmen, daß die 
Erklärung der Einwilligung von dem Fatholifhen Pfarrer nur 
anzunehmen ift unter den oben angegebenen drei Berfprechen 
der Ehewerber: der katholifhen Erziehung aller Kinder, der 
möglichſten Bemühung des katholiſchen Theiles, den nichtka⸗ 
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en zu feiner Kirche überzufübren, und ber ent ⸗ 
—— — des ——— — gegen 


„Sm 8S. 43. 

„„Ueber die Giltigkeit von Ehen, welche zwiſchen katho⸗ 
liſchen und nichtkatholiſchen Chriſten geſchloſſen werden, kann, 
ſo lange Ein Ehetheil der katholiſchen Kirche angehört, nur 
das katholiſche Ehegericht entſcheiden.““ 


„Im 8. 56. 

„„Weun beide Gatten einem nichtkatholiſchen Religions⸗ 
bekenntnifſe zugethan find, ſo entſcheidet über die Örtigfeit 
ihrer Ehe das Gericht, welches für die Eheſachen ihrer Glau⸗ 
bensverwanbten das zuftändige ifl. Hat aber bei Schließung 
der Ehe wenigftens Ein Theil der katholiſchen Kirche ange» 
hört, oder find beide Gatten in die katholiſche Kirche einge: 
treten und haben fie fpäter wieder verlaflen, jo können Hin- 
derniffe, welde dem Kirchengefege fremd find, als Grund der 
Ungiltigkeit nit angeführt werden.“ 

„Im 8. 57, 

„„Das Band einer Ehe, bei deren Eingehung wenigftens 
Ein Theil der Fatholifchen Kirche angehört hat, Tann auch 
dann nicht getrennt werben, wenn in Folge einer Aenderung 
des Religionsbekenntniſſes beide Theile einer nichtkatholifchen 
Kirche oder NReligions-Gefellihaft zugethan find. Ingleichen 
kann eine Ehetrennung nicht flattfinden, wenn zwei Berfonen, 
die fich als nichtlatholifche Ehriften ehelichten, in die katholi⸗ 
ſche Kirche eingetreten find, fei es aud), daß in der Folge fid) 
beide wieder einem nichtlatholifchen Religionsbekenntniſſe zu= 
gewendet haben.““ 

„Soweit die Beftimmungen des Tatholifchen Ehegefetes. 

„Den Uebertritt von einer Confeſſion zur andern betref- 
fend , Tautet dasjelbe: „„Wenn evangeliihe Eltern zur katho— 
liſchen Kirche übertreten, fo folgen ihnen ipso facto alle 
unmündigen Kinder bis zu den Unterfcheidungsiahren; wenn 
tatholifhe Eltern zur evangelifhen Kirche übertreten, fo 
müfjen ihre Kinder in der katholiſchen Kirche erzogen werden 
und dürfen erſt nad) dem 18tem Lebensjahre zur evangelifchen 
Kirche übertreten.““ 

„In Betreff des 3. Punktes ift die Klage der Proteflan- 
ten der deutfch - flavifhen Gemeinden die: „Die Deutiche 
Bundesacte beftimmt im $. 16 Folgendes: 

. „Die Verſchiedenheit der chriſtlichen Religions» Parteien 
m dei Gebieten des deutſchen Bundes kann feinen Unter⸗ 
Med in dem Genufje der bürgerlichen Rechte begründen.““ 
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„Nun, darauf hin muß ich bemerken, daß bei uns ältere 
gefetsliche Beftimmungen, weldhe diefem Baragraphe des Stants- 
. vertrages entgegenftehen, noch nicht ausdrücklich aufgehoben 
und durch andere mit der Bundesacte in Einklang ftehende 
Geſetze erſetzt worden find. 

„Aber auch auf manchen anderen Gebieten des öffentlichen 
Lebens herrſcht eine Praxis, welche ſich nur ſchwer mit der 
Bundesacte in Einklang bringen läßt. So find z. B. die Be- 
fiimmungen des Toleranz Patentes vom 13. October 1781, 
daß die Evangelifchen nur dispenfando zum Güter- und Häufer- 
Befige zuzulaffen feien, noch nicht aufgehoben; fie involviren 
daher nd immer eine Nechtsunficherheit, und wenn aud) 
biefe Beſtimmungen in den meiften Provinzen nicht allzu ſtreng 
gehandhabt werden, jo fommen doch Häufig Fälle vor, in 
welchen fie noch immer volle Anwendung finden, wie dieß 
3. B. in Tirol noch vor ganz kurzer Zeit beim Anfaufe des 
Schloſſes Ehrenberg der Fall gewejen ift. 

„So ſchwer es mir auc fällt, jo kann id) mich dod nicht 
entichlagen, bier ein Ereigniß der jüngften Zeit zu berühren, 
weldhes wie faum irgend ein anderes dazu beigetragen Hat, 
unter den Proteftanten nicht nur in Defterreich, fordern auch 
in ganz Deutihland große Aufregung hervorzurufen, und 
welches dem ohnehin ſchon vorhandenen Miftrauen neue Nah⸗ 
rung gegeben bat. 

„30, ih muß es offen jagen, e8 bat Del in’s Feuer ge- 
ſchüttet. 

„Im Auguſt d. J. war in verſchiedenen Zeitungen und 
namentlich in öſterreichiſchen Blättern Folgendes zu leſen: 

„„Die „Militär⸗Zeitung“ meldet: 

Die durch das Koncordat bedingte abgeſonderte Beerdi— 
gung der Leichen akatholiſcher Militärs wurde vom Armee— 
Obercommando auch auf den Militär-Friedhöfen angeordnet. 
Es hat von num auf den letzteren ein entſprechender Flächen⸗ 
raum mittelft eines niedrigen lebendigen Hedenzaunes abge- 
gränzt und mit einem eigenen Eingange verjehen zu werden. 
Ferner darf das Singen alatholiicher Lieder und das Abhalten 
bon Leichenreden weder in den Spitälern noch auf den Mili- 
tär⸗Friedhöfen ftattfinden. Auch hat der militäriihe Conduct 
alle üblihen Feierlichkeiten zu vertreten, und bei Beerdigung 
der akatholiſchen Militär⸗Leichen darf fein Seläute katholiſcher 
Kirchen in Anfprucd) genommen werden.““ 

„Wenn folhe Berordnungen wirklich die Folgen und 
Früchte des Eoncordates find, jo fann man den Abſchluß des- 
jelben nur bedauern; denn nicht die Früchte der Liebe, ber 
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Berföhnung, der gegenſeitigen chriſtlichen Eintracht find es, 
nein, es wird dadurch die Fackel der Unduldfamkeit, des Un- 
friedens, des Haſſes in Glaubensjahen angezündet. 

„Ich gehe weiter. Bei ben Katholiken gibt es firchliche und 
humane Bereine zur Förderung geiftliher Zwecke und es ift 
den Kathofifen auch die Verbindung mit den homogenen Ber- 
einen bes Auslandes geftattet. Den Proteftanten tft das Gleiche 
mit erlaubt, es ift ihnen z. B. die Bildung von Filialen 
des Buflav-Adolph-Bereines nicht geftattet. dlich liegt es 
auch im Weſen der bürgerlichen und politiſchen Gleichberechti⸗ 
gung, daß, wenn die hohe Regierung aus Staatsmitteln den 
einzelnen Confeſſionen Beiträge gibt, wie dieß namentlich bei 
der katholiſchen Eonfeffion der Fall if, die artderen Belenner 
eim gleiches Recht auf eine ähnliche Leiſtung aus der Staats» 
caffe für ihre Cultuszwecke in Anjprud) nehmen fönnen. 

„Ich erlaube mir daher, nachdem ich diefe Begründung 
voransgeichidt habe, folgenden Antrag ehrerbietigft zu ftellen: 

„Ein hoher Reichsrath möge die vollfommene Gleichbe⸗ 
rechtigung und Gleichftellung aller chriſtlichen Confeflionen 
Defterreih8 anerfennen und die Bitte an Se. Majeftät richten, 
daß diefe Gleichberechtigung aller chriſtlichen Confeſſionen ale 
Steatsgrundgejeß ausgeiprochen und zur Wahrheit werde.“ 

Reichsrath Biſchof Freiherr v. Shaguna: „Die Finanz- 
lage der Monarchie wird von allen Seiten her als ungünftig 
geihildert und als eine brennende Frage in den Flugichriften, 
Zeitungen und gejellihaftlichen Kreifen beſprochen. Sie ift 
jest der Gegenftand, über welchen der hohe Reichsrath Haupt- 
fählich fein Gutachten Sr. Majeftät dem Kaifer erftatten ſoll. 
Daher find Aller Augen auf die Art und Weife, jowie auf 
at der biegbezüglichen reichsräthlihen Berathung 
gerichtet. 

„Die Schwierigkeiten, die fich bei der Löſung diefer hoch— 
wichtigen Fragen erheben fönnten, dürfen und follen in feinem 
Falle und von keiner Seite her ale etwas Geringfügiges be— 
trahtet werden, und dieß um fo weniger, da es aufer allem 


Zweifel ift, daß bie günftigere Geftaltung der Finanzen der. 


Monarchie als einer der Hauptfactoren für eine gedeihlichere 
Zutmft des Reiches im Allgemeinen anzufehen ift. 

„Sch glaube feft, daß eine ſolche günftigere Geftaltung 
der gegemmärtig fo zerrütteten Finanzen nur im Wege glüd- 
fiher politifcher Inſtitutionen, wie dieß das Finanzminifterium 
ir ſelbſt anerfannte, erreicht werden fann. 

„Wenn der Staat berufen ift, ein dauernder Organismus 
deriemigen Cinrichtungen zu fein, die zur Aufgabe haben, die 
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geifligen und materiellen Kräfte der Stantsangehörigen, beren 
innere und äußere Lebenszwede zu befördern und zu unter 
ftüßen, und wenn ber Staat unter den Geſetzen, welche über 
haupt das Menſchenleben regeln, fteht, d. i. unter ven Gejcken 
des Rechtes und der Sittlichkeit, fo glaube ich behaupten p 
können, daß jede Einrichtung und jeder Organismus eimm 
Negierung, vorzüglich aber und insbefondere derjenigen Regie Fi; 
rung, die fich zur leitenden Idee die Gleichberechtigung ber 
Staatsangehörigen gefett hat, derart beichaffen fein müfſe, um 
allen gerechten und billigen Erwartungen und Forderungen 
der Staatsangehörigen zu entiprechen. Denn im entgegenge 
fetten alle würden fid) die Regierungsmaßregeln als Ant 
flüffe einfeitiger Tendenzen herausftellen, weldye dann den 
Gekränften und Beeinträchtigten einen gerechten Anlaß zu Be 
fchwerden und zur Unzufriedenheit bieten. Diefe grund 
Anfchauungen vorausgefendet, gehe ich auf das Budget bet 
Eultus- und Unterridhtsminiftertums Über und fage, daß ber 
betreffende Voranſchlag mich jehr unangenehm berührt Hat, 
zumal dort, wo e8 fih um das Erforderniß für abgejonberte 
Sectionen beim Minifterium felbft, dann für Kirchen- und 
Schulzwecke einiger chriftlichen Religionen handelt, während 
für eine Section der griechilch-orientalifchen Religion für ihre 
Kirhen- und Schulzwede fein Erforderniß in Borjchlag ger 
bracht wurde, obwohl e8 außer allem Zweifel ift, daß vom 
biefer Seite eine Unterftüßung für Kirhen- und Schulgwede 
aus dem Staatsſchatze nur mit dem aufrichtigften Danke ent 
gegengenommen werden würde. Es ift noch ein anderer Punkt 
desjelben Voranjchlages des Unterrihtsminifteriums, welchen 
ich zu rügen gezwungen bin, und der darin befteht, daß barin 
das Erforderniß für den Bau jener ZTrivial- und Nealfchule 
zu Abrudbänya in meiner Diöcefe nicht aufgeführt erjcheint, 
deren Bau Se. Maj. der Kaifer jchon im Monate Jänner des 
Sahres 1857 anzubefehlen geruht haben. Ich ſchmeichle mir 
mit der Hoffnung, daß diefe meine Bemerkung analog befun- 
den werden dürfte mit dem, was auf Seite 5 de8 uns vorlie 
enden Comite-Berichtes in Folgenden gejagt wird: „„Ebenſo 
onnte es der Aufmerkſamkeit des Comites ferner nicht ent 
gehen, daß in dem Staatsporanfchlage für die Bedürfnifie des 
Öffentlichen Unterrichtes in einzelnen Ländern zu den Schul 
und Kirchenfonds ſehr anfehnlihe Beiträge aus dem Staatk 
ſchatze verzeichnet find, während für andere Länder, in denen 
die Bededung der dießfälligen Erforderniffe bloß aus Comm 
eier geichieht, Feine ähnlichen Staatsbeiträge angeführt 
einen,” 
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„Aus Anlaß diejes wichtigen Umftandes nehme ih mir 
bie Freiheit, an Se. Majeftät den Kaifer die unterthänigfte 
De th ftellen, Allerhöchfidiejelben mögen anzuordnen geru- 

en, daß: 

„J. eine abgejonderte Section für die griechifch-orienta- 
in Kirche, welche aus Glaubensgenofjen derfelben beftehen 
fol, beim Cultus- und Unterrihtsminifterium errichtet; und 

„2. daß als Erforderniß für Kirhen- und Schulzwede 
diefer Religion und für den Bau der Allerhöchft genehmigten 
Trivial- und Realſchule in Abrudbanya die nöthigen Auslagen 
ſchon für die Jahre 1860 und 1861 in das Budget des ge- 
nannten Minifteriums aufgenommen werden mögen.“ 

Reichsrath Ritter von Krainsfi: „Die in den Staats- 
voranjchlägen für das Sahr 1861 präliminirten Anſätze, be= 
onders für den Unterhalt der Unterrichtsanftalten, bieten mir 

eranlafjung, die Aufmerffamfeit der hohen Verfammlung auf 
die Vermögensverhältniffe der Krafauer Univerfität zu lenken. 
Dur die Theilung Polens entftand in den Vermögensver— 
le diefer erwürbigen Anftalt, deren Jubiläum eben 
eine 500jährige Feier erwartet, eine heillofe Verwirrung. Im 
Laufe von Sabrhunderten mit anjehnlihen Gütern in Polen 
und mit verfchiedenen dafelbft Hypothecirten Capitalien reich 
dotirt, nimmt diefes Inftitut einen nicht unbedeutenden Bei— 
trag — Unterhalte vom Staatsſchatze in Anſpruch, näm⸗ 
ſich über 80,000 fi. jährlich. 

„Bei dem gegenwärtig angebahnten Erfparungsiyftem fehlte 
es nicht an Stimmen, die für den Beftand obiger Anftalt eine 
fhmerzliche Beſorgniß unter dem polnifhen Publikum erregen 
mußten, und doch wurde diefelbe von unferen Voreltern ſehr 
freigebig mit Sonden ausgeftattet, deren Einfommen en Safe 
Mittel bietet, um nicht nur die Univerfität auf gleicher Höhe 
mit den übrigen Hochſchulen des Kaiferftaates zu erhalten, fon- 
dern auch großentheils die Summen zu deden, weldye laut des 
Staatsvoranſchlages für den Unterhalt der fonftigen Schulen in 
Krakau und dem Krafaner Gebiete in Anfprud) genommen werden. 

„Bis zum Sahre 1802 hatte die Krafauer Univerfität ihr 
Bermögen jelbft verwaltet; in diefem Jahre vereinigte die 
öflerreichifche Regierung alle Sonde der Unterrichtsanftalten in 
Beftgalizien, wohin auch Krakau dazumal gehörte, in den fo« 

enannten weftgalizifchen vereinigten Studienfond. Als im 
Sahıre 1815 auf dem Wiener Congreß der Freiftaat Krakau 
errichtet wurde, ift in der Additionalacte des Wiener Vertra⸗ 
es vom 3. Mai 1815 im Artikel 15 der Beftand der Kra- 
aner Univerfität, ihre Stellung und ihr Vermögen vehtiih, 
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gefichert worben, wobei auch ausgeſprochen ward, daß den in 
den angränzenden polniſchen Brovinzen befindlichen Bewohnern 
geftattet fein foll, die Univerfität zu befuchen und ihre Studien 
dajelbft zurüdzulegen. 

„Die hohen Schukmächte haben auch Maßregeln getroffen, 
daß das der Krafauer Univerfität gebührende Vermögen ihr zu⸗ 
gewendet werde. Das Ergebniß der zu diefem Zwecke und ın 
diefer Abficht aufgeftellten Studien-Commiffion (fpäter Cen⸗ 
tral-Liguidirungs-Commiffton) führte zum Abfchluß dreier Con« 
ventionen zwifchen Oefterreich und Rußland, u. 3. vom 29. Jum 
1821, 4. März 1825 und 7. April 1828, Im Folge diefer 
Conventionen hat die öfterreichiihe Regierung an Rußland, 
oder eigentlich an die polnische Regierung einen Beitrag von 
3,195,608 fl. €. M. in Obligationen, an rüdfländigen Zinjen 
aber 750,694 fi. in klingender Münze ausbezahlt, damit Ruß- 
land die Forderungen der Krafauer Univerfität befriedige, fi 
felbft aber aud) sabthaft made in demjenigen Antheile, welder 
auf die Gebietstheile entfallen würde, die von Weftgalizien an 
das Königreich Polen abgetreten wurden. Die diplomatischen 
Berhandlungen zogen fich in die Länge, ohne daß die Krakauer 
Univerfität zur Befriedigung ihres Begehrens gelangt wäre. 
Im Jahre 1846 wurde der Freiſtaat Krakau aufgehoben und 
deſſen Gebiet mit dem öſterreichiſchen Kaiferftaate bereinigt. 
Gleich bei der Uebernahme hat die öſterreichiſche Regierung 
ein Gentral-Bureau errichtet, welches die Aufgabe hatte, das 
Bermögen der Krafauer Univerfität zu ermitteln. Diefes Bu⸗ 
reau hat feine Arbeiten im Jahre 1848 beendigt und einen 
auf Documente geftügten Bermögensausweis geliefert, welcher 
zeigt, daß das Vermögen der Krafauer Umiverfirät 3,698,882 fi. 
nebft den rüdftändigen Intereſſen vom Sabre 1818 angefangen 
beträgt. Das Bureau hörte mit dem Jahre 1848 auf weiter 
zu fungiren; e8 verlautet auch nicht, ob und welche Schritte 
von der hohen Regierung jeit jener Zeit gefchehen find, um 
das Bermögen für die Univerſität zu fichern. 

..„Ich glaube nur meiner Pflicht nachzukommen, wenn id) 
diefe, jeit jo vielen Jahren ihrer Beendigung entgegenfehende 
und in der Schmwebe befindliche Frage in Anregung zu brin- 
gen mir erlaude. Eine beſchleunigte Beendigung biefer Ans 
gelegenheit würde es ermöglichen, den Beftand der Krafauet 
Univerfität zu fichern und den Staatsſchatz von dem Unter 
baltsbeitrage für diefelbe in Zukunft zu befreien,“ 

‚_ In Beziehung auf diefe Bemerfungen gab der Euftusntt- 
nifter Graf Thun die Aufklärung, daß bie ſchon in früherer 
Zeit begonnenen Verhandlungen mit der Taiferlich = ruſſiſchen 
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Negierung wegen Revindicirung des Vermögens der Kralauer 
Untiverfität duch) ungänftige Berhältniffe eine Zeitlang unter- 
brochen waren, Berhältuiffe, weldde, wie Jedermann einfehen 
werde, ſich nicht dazu eigneten, um eine fo jchwierige Nego⸗ 
aation mit Rußland zum Abſchluſſe gelangen zu laſſen. Es 
feien aber nenerlich wieder Schritte geſchehen, um die Ver⸗ 
handlungen aufzunehmen, und hoffentlich werde es binnen 
kurzer Zeit gelingen, die Einjegung einer Commiſſion zu er- 
wirfen, welche die thatjächlichen Verhältnifſe mit voller Klar- 
heit zu ordnen und die Sache mit dem gewünſchten Erfolge 
zu Ende zu führen haben wird. , 
Reichsrath Freiherr von Petrind: „Bolllommen ber 
Anficht des Herrn Reichsrathes Manager mich anfchließend, 
daß es nur durch die Gleichſtellung aller Glaubensbekenntnifſe 
in Defterreidh möglich ſei, die Zufriedenheit der Völker zu 
erlangen, um jo mehr, als acht Millionen Alatholifen in Defter- 
rei eriftiren, muß ich noch Thatjachen aus meiner Provinz 
erwähnen, welche beweiſen werden, daß, ungeachtet diejes Land 
nicht nur Hinreihende Mittel für die Schule und die Kirche, 
ja deren fogar im Weberfluß befigt, diefe Mittel doch nicht zu 
jeuen Zwecken verwendet werden, zu welchen fie geftiftet und 
vermehrt worden find. Wir Belenner der griechifch-orientalifchen 
Kirche in der Bulowina befaßen ſchon vor der Sccupirung 
des Landes in liegenden Gütern ungefähr 2, der ganzen Bu- 
bwina unb einen großen Theil des Bermögens. an liegenden 
Gütern in der Moldau. Die BVBerwaltung diefes Vermögens 
wurde uns entzogen, was uns um fo jchmerzlicher berührte, 
nachdem bei uns die Verwaltung des Kirchenvermögens nicht 
ausſchließlich durch die Geiſtlichkeit, ſondern auch durch Laien 
m Berein mit Geiftlichen ftattgefunden hat. Liegende Güter 
wurden uns verlauft ohne zwingenden Grund, und ungeachtet 
ms das Verſprechen geleiftet wurde, jofort die Rechnung zu 
legen, fo geſchah dieß doch bis heute noch nicht, denn die Ausweile, 
welhe von Zeit zu Zeit vorgelegt werden, können nicht ale 
Rehnungen angeſehen werden. Ja jelbft dieſe Ausweife fehlen 
feit fech8 Jahren, jo daß jenes Vermögen, welches wir für 
die Kirche und Schule geftiftet und gegründet haben und be— 
züglich defſen wir noch fortwährend verhalten werden, zı den 
Stiftungen hinzuzuzahlen, für uns völlig eine terra inoognita 
# Durch die ee Berwaltung bes Bermögens iſt der 
Send bis zum Jahre 1820 foherabgefunfen, daß, ungeachtet er 
a Gütern ungefähr %, des Landes befitt, nicht einmal bie 
Snljorger erhalten und bezahlt werden können. Da entichteb 
Er Majeftät Kaifer Kranz in Folge der vielfältigen Klagen 
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und Bitten des Landes und der Geiftlichleit, daK der Fond, 
welcher bis zu jener Zeit zu allen möglidhen Zmeden ver- 
wendet worden war, nur zu Zweden der Kirchen und der 
Schulen in Anſpruch genommen werben dürfte, daß Rechnung 
elegt und Hinfichtli alles desjenigen Erſatz geleiftet werden 
Ole was für andere Zmwede verwendet worden jet. 

„Allein dem ungeachtet ift feit jener Zeit feine Rechnung 
gelegt, wenigftens feine ſolche zu unjerer Kenntniß gebracht 
worden, und von dem Erjage des für andere Zwecke verwen- 
beten Geldes ift noch weniger die Rede gewefen. In diefem 
Zuftande der Zerrüttung ftellte man an uns das Verlangen, : 
daß bie Gutsbefier zu jeder Kirche 44 Noch beitragen, die 
übrigen Slaubensgenofjen aber zwei Tage frohnen Jollen. | 
Obgleich fi nun der Aeligionsfond ſchon längft erholt, un— 
geachtet er ſchon Millionen zurüdgelegt haben muß, werden 
wir Gutsbefiger und Glaubensgenofjen noch fortwährend zu | 
jenen 2eiftungen verhalten. Alle Vorftellungen von Seite des 
Confiftoriums und alle Bitten an die Regierung, daß dieſe 
Frohnen aufgehoben werden, nachdem deren in ganz Defter- 
reich feine mehr beftehen, blieben ganz unberüdfichtigt, und 
wir müſſen fortwährend frohnen, was uns um fo ſchmerzlicher 
berührt, weil die ruthenifche Propaganda dieſen Umftand als | 
Mittel gebrauat, um unferen Glaubensgenofjen die Erlangung 
materieller Bortheile beim Webertritte zu ihrem Bekenntniſſe 
vorzufpiegeln. Nur die Pfarrer werden mit 300 fi. befoldet, 
wovon jedoch das Erträgniß der Tiegenden Gründe und die 
Stolgebühr in Abſchlag gebracht wird; der Neft allein wird 
vom Neligionsfonde gezahlt. Obgleich ein folcher vorhanden _ 
und er, wie bereit$ früher gejagt, ungemein beträcdtlih, ob- 

leid er überdieß rein für confeffionelle Zwecke bejtimmt ift, . 
fo fehlt e8 uns doch an Kirchen. Als die Bulowina an Defter- 
rei kam, bejaßen wir größtentheils nur Mens Kirchen ; 
jeit jener Zeit wurden, obgleih der Grundſatz ausgeſprochen 
war, daß alljährlich eine Kirche erbaut werden folle, deren doch 
nicht mehr als ſechs errichtet. Nachdem 140 Gemeinden zum 
Religionsfonde gehören, jo können Iahrhunderte vergehen, bis 
die legte derielben zu einer Kirche gelangt. Biele Kirchen find 
ſchon boligeilic) zur Sperre beauftragt, Gemeinden mit 7» bis 
8000 Seelen befien feine Kirche, und dieſe Angelegenheiten 
werden bei uns der Art behandelt, daß, wie ich leider geftehen 
muß, die Donanfürftentbümer fich im vorigen Jahre bewogen 
fanden, dem Klofter in Suczawa eine Subvention zu gewäh- 
ren, um basjelbe an und für fi und wegen feiner geihicht- 
lichen Denkmäler zu erhalten. Bei einem fo großen Fonde ift 
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es wahrhaft zu bedauern, daß andere Länder uns unterftügen 
müffen. Wir entbehren bis zum heutigen Tage einer Kathe- 
dral-Kirche. In der Hauptftadt Czernowitz eriftiren nur zwei 
hölzerne, 6—7 Klafter große Kirchen, in deren Eine man nur 
gehüdt einzutreten vermag. Ungenitet für die Kathedrale in 

zernowig und für die dortige Schule eine Herrichaft geftiftet 
wurde, die ben Werth einer jährlichen Rente von 150,000 fi. 
bat, fo entbehrt unfere Hauptftadt doch ber Kirche, der Biſchof 
entbehrt bis zum heutigen Zage einer Wohnung und das 
Seminar ift nur nothdürftig untergebradt. Während dieſe 
Herrſchaft ein jährlihes Erträgniß von 150,000 fi. liefert 
verpachtet man fie um 60,000 ri an ein Geftüt, und dieh 
niht etwa im Liceitationswege wie fonft alle Güter, fondern 
nur in Folge einfacher Schätzung eines Adminiftratio-WBeamten, 
welcher fie fo gering ale nur immer möglich zu ſchätzen fuchte, 

„Der Geftüthof blüht wohl, aber dafür Yiegen unjere 
Kirchen und Schulen in Ezernowit darnieder; dieß beweift 
wenig Rechtsgefühl und noch weniget Pietät für unſern Fond 
und den Zweck ſeiner Stiftung. Der Unterricht liegt ebenſo 
darnieder, und gerade in Folge der Einwirkung des betreffen- 
den Minifteriums ift dieß der Ball denn wir hatten in frü- 
beren Zeiten vierzehn Volksſchulen aus dem erwähnten Gehen 
errichtet. Nah Abſchluß des Eoncordates wurden biejelben 
plöglich für katholiſche Schulen erklärt, und man muß wiflen, 
mas das heißt, denn da darf nur ein Katholit als Profeſſor 
angeftellt werden. Während das ganze Land 400,000 Bekenner 
der griechifch-orientalifchen Religion und kaum 60,000 Katho- 
lilen zählt, werden unfere Schulen für Tatholifd) erklärt, und 
mon bedeutet uns, wenn wir nationale und confefltonelle 
Volksſchulen haben wollten, jo mögen die Gemeinden folche aus 
tigmen Mitteln gründen, 

„Obwohl ich glaube, daß man, wenn ein Sound fo große 
Mittel befitt und jo beträchtliche Weberjchüffe zurücklegt, ver- 
pilichtet fer, den Unterricht im Lande zu fürdern, fo waren 
wir doch gezwungen, aus Privatmitteln Schulen zu erbauen 
und fie mit liegenden Gründen zu botiren, weil wir eingeje- 
ben haben, daß die Gemeinden viel zu arm find, um die 
Schulen aus eigenen Mitteln herzuftellen. Das Minifteriunt 
bat fi in feinem Falle bewegen laſſen, ven Gemeinden hiezu 
einen Beitrag zu lerften, was um fo ungerechter ift, als jener 
Fond ja unſeren Schulen und Kirchen angehört und für fie 
«in geftiftet worden if. Ich kann bier nicht unerwähnt 
afen, daß viele biefer Webelftände der Ungeſchicklichkeit der 
Veamten zuzufchreiben find. So fordern fie u. a. bei Grün- 
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dung von Volksſchulen von den Gemeinden nit nur Die 
Sicherſtellung des Gehaltes der Lehrer, fondern fogar den 
Erlag des Capitales dieſes Gehaltes, jo dag, wenn der Lehrer 
200 fi. Gehalt haben joll, die Gemeinde 4000 fl. Capital er- 
legen muß. Es wäre beinahe ebenfo, ale wenn man fordern 
wollte, daß ich meine Steuer capitalifiren ſolle. Daß biefes 
Ra er nicht fördern Tann, wird jeder Unbefangene 
einfehen. 

„Aehnlich verhält es ſich auch mit den Schulen in &zer- 
nowig. Aus unferem Fonde wurde das Tycealgebäude erbaut 
und wird für ein Tatholifches erklärt, im einem Lande, wo, 
wie We; ſchon gejagt habe, 400,000 Akatholifen und 60,000 
Katholiken find. Das Gebäude wurde erbaut zur Unterbrin- 
gung der theologiihen Lehranftalt. Der Theologie wurden in 


‚neuefter Zeit zwei Hörfäle entzogen und daraus Tatholifche 


Copellen gewonnen. Ich könnte fagen, fie wurden in zwei 
Räumen von zwei und fünf Klaftern untergebradt und 
jogar jet hat das Minifterium verlangt. daß fie ausziehen 
fol, Man ging jo weit, daß man den Antrag gemadjt Hat, 


aus dem Fonde einen Zubau für die Theologie - Anftalt zu 


zahlen; allein bis heute haben wir darauf feine Entiheidung. 

„Daß das Minifterium einen höheren Werth fett auf 
die Erklärung, daß katholiſche Schulen in der Bukowina feten, 
als auf den Unterricht, — beweift Folgendes : 

„Die größte Mühe haben wir ung gegeben, um endlich eine 
Ober-Reatlchule in &zernowit zu erlangen. Der Fond bemil- 
ligte 8000 fi. für Bejoldung der Brofefioren, die Stadt wollte 
das Gebäude herftellen, jedoch follte e8 Bedingung fein, was 
wohl nur bilfig wäre, daß man die Anftalt nicht ebenfalls als 
eine Fatholifche erffäre. Darunter wird ohnehin nit ver⸗ 
landen, daß der kat holiſche Religion 8- Unterridt nicht 
ertheilt werden jollte, fondern nur, bah nicht allein fatholifche 
Glaubensgenoſſen als Profefjoren angeftellt werden mögen, 
Denn ich glaube, daß der griechiich-orientalifche Brofeffor eben 
jo gut Mathematik, Phyſik und Zeichnen vortragen fann, als 
ein Tatholifher. Um die zu vermögen, braudt man nicht 
eben ein Katholik zu fein. 

. „Ungeachtet veffen muß ich jagen, daß, wie mir der Herr 
Biſchof der Bukowina verficderte, der Herr Minifter ihm ge- 
fagt hat, daß man von dem Grundfage nicht abgehen könnte, 
bie Mittelſchulen als katholiſche zu erklären. Und erft in letz⸗ 
terer Zeit haben wir durch die Gnade Sr. Majeftät des Kai- 
fer die Bewilligung erhalten, in Suczawa von unferem 
Fonde ein confeffionelles und nationales Gymnaſium errichten 
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zu dürfen. Nachdem wir jedoch aus den Händen Sr. Ma- 
jRät dieſe Entfheidung erlangt haben, ernennt der Herr Un⸗ 
terrichtsminiſter Profefjoren aus Mähren, die, wie ich glaube, 
uch niemals den Klang der romanischen Sprache gehört ha- 
ben werden. Ich habe mich ſelbſt in diefer Angelegenheit an 
Sr. Excellenz gewendet und die Sachlage bargeftellt, worauf 
mir die Abfchrift eines hierüber ergangenen Crlaffes mitge⸗ 
Halt wırde. Derfelbe genügt jedod in feiner Weife, benn 
wenn Se. Majeftät einmal entſchieden haben, es folle eine 
Schule griechifch-orientalifher Confeſſion fein, jo muß es hiebei 
bleiben und das ganze Land wird auf diefer fyorderung be- 
fehen, Die Anftelung diefer Profefforen ift wohl nur als eine 
bropiforifche erklärt worden, allein hievon haben Se. Maje- 
At in Allerhöchftihrer Enticheidung nichts geſprochen. Die 
edingungen, unter welchen wir bie Schule gegründet haben, 
me man auch achten. Und wenn fon das Miniſterium die 
ẽntſcheidung Sr. Majeftät in Händen bat, fo muß es diefelbe 
auch befolgen. 

„Vas den Bau der Kathedrale anbelangt, fo muß id 
lagen, daß feit zehn Jahren der Bau ausgeführt ift und ſchon 
Reparaturen vorgenommen werden und der Betrag für bie 
innere Einrichtung noch immer nicht angewieſen ift. 

„Der hohe Reichsrath wird daraus erſehen, daß ſelbſt 
dort, wo Fonde beftehen und diefelben dem Budget nicht zur 
{af fallen, fie uns doch entzogen werden und nicht die Ver⸗ 
dendung erlangen, welche von den Gründern beabfichtigt 
rurde. So haben wir im laufenden Jahre ſchon 136,000 ff. 
rldgelegt nnd müſſen noch heute dazuzahlen. Ich trete daher 
vllommen dem Antrage des Reichsrathes Manager bei.“ 

. Der Minifter für Eultus und Unterriht Graf Thun 
tmerte: „Es Habe der Borredner eine jo große Reihe von 
Iminiftratin- Gegenftänden, welche die Bulowina und bie 
dewaltung diefes Fondes betreffen, berührt, daß er gegen- 
rartig nicht in der Lage fei, darüber eine erjchöpfende Ant« 
dort zu geben, zumal fi) darunter een Bunte befänden, 
delhe ihm gax nicht vorgelegt worden feien. Nur über einen 
takt, weicher einen neueften all betrifft, werde er jogleiche Aus- 
imnftertheifen. Baron Petrind habeihm den Vorwurf gemacht, 
in Alerhöchften Befehlen entgegen gehandelt zu haben, und zwar 
2 Anlaß der Errichtung des Untergymnafiums in Suczama, 
rüber eine Verhandlung gepflogen und Sr. Majeftät zur 

Hebung vorgelegt wurde. Auf Grundlage derjelben ha- 

Se. Majeftät zu befehlen geruht, daß in Suczawa ein 
Mich nicht-unirtes Untergymnaflum errichtet werde, wel⸗ 
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ces aus dem Bulowinaer griechiſch nicht-unirten Religions- 
fonde erhalten werben folle. Die Gemeinde Suczawa babe 
die Leiftungen zur Heritellung des Gymnafiums übernommen 
und jogar kelegraphiſch das Minifterium erfucht, daß das Gym⸗ 
nafium ſchon im beginnenden nächſten Schuljahre eröffnet wer- 
den möge. In der ganzen Verhandlung wurde ausdrücklich 
hervorgehoben und war Gegenftand der VBerftändigung mit 
dem Bilhofe und der Gemeinde, daß für den Augenblid ein 
Oymnafium mit Anftellung griehifch nicht-unirter Lehrer un- 
möglich fei, weil es an geprüften Lehrern diefer Confelfton 
fehlte. Letzteres werde dadurch begreiflih, daß bisher eine 
ſolche Anftalt nicht beftand und daher für derlei Candidaten 
Teine Ausſicht auf Anftellung vorhanden war. Diefe Umftände 
feten vor Abſchluß der Verhandlung ausdrüdlid zur Sprache 
gebracht worden. Es wurde damals angedeutet, daß, jo lange 
derlei Lehrer nicht vorhanden feien, man, um dem Wunfche 
der Gemeinde zu genügen, daß die Anftalt fogleich in's Leben 
af zu diefem Behufe einftweilen andere Lehrer verwenden 
müſſe. 


„Der Umſtand, daß die Allerhöchſte Entſcheidung kurz vor 
Ablaufen des Schuljahres erftoß, und daß die Gemeinde drin- 
end bat, die Schule ſchon mit Anfang October zu eröffnen, 
Babe das Minifterium bewogen, ohne einen Concurs auszu= 
Ichreiben, die eben disponiblen Lehrkräfte einftweilen nach 
Suczawa zu fchiden. Daher fei e8 gefommen, daß Lehrer an= 
geftellt wurden, die weder griechifch nicht-umirt, noch der ro⸗ 
maniſchen Sprache mächtig find. 

„Baron PBetrind habe darauf aufmerkſam gemadit, daß 
diefe Maßregel in der Bulomwina großes Mißtrauen bervor- 
gerufen babe. Es fei ihm daher die Abjchrift eines Erlafjfes 
mitgetheilt worden, in welchem nicht nur diefer Umftand ber- 
vorgehoben, fondern auch der Befehl gegeben wurde, daß die 
Landesregierung fogleih den Eoncurs für weitere Lehrerftellen 
ausſchreibe, und in demfelben darauf hinweife, daß vor Allem 
griechiſch nichteunirte Sandidaten zu berüdfichtigen feien, fo 
wie daß, wenn fich folche fäuden, auch die bis dahin ange- 
ftellten Lehrer verjett und ihre Stellen an griechiſch nicht- 
anirte verliehen werden follen. 


„Es fei daher in diefer Angelegenheit weder gegen die 
Abficht, welche der ganzen Verhandlung zu Grunde lag, noch 
egen den erfloffenen Allerhöchften Betedi gehandelt worden, 
ondern eben das geichehen, was unter den momentanen VBer- 
hältnifſen geſchehen fonnte,“ 


4 





Rede des Freiheren von Petrino, 163 


Reichsrath Baron BPetrind: „Darauf erlaube ich mir zu 
bemerfen, daß wenn man Kräfte finden will, man fie eben 
fuhen müffe, und daß, wenn Se. Majeftät entfchied, daß die 
Schule eine nationale und confeifionelle fei, ein Concurs 
hätte voransgehen und von dem Minifterium nicht behauptet 
werden jollen: es fänden fich feine entiprechenden Kräfte. 
sh bin im ©egentheile überzeugt, daß fich Solche Kräfte finden. 
So wäre fein Streit hervorgerufen und der Majeftätsent- 
ſcheidung volllommen Genüge geleiftet worden. Wäre ber 
Concurs vorausgegangen, da hätte der Herr Minifter doch 
die Sache Sr. Majeftät zur Entſcheidung vorlegen müffen. 
Jedenfalls aber hätten früher die Gründer felbft befragt wer- 
den follen, ob fie darein willigen oder nicht. Außerdem wäre 
die Rüdficht zu beobachten geweſen, biefe Profefforen bloß 
proviforifch anzuftellen und fie wenigftens aus Czernowitz 
nach Suczawa zu berufen, Die Letzteren wären dod) wenig- 
tens theilweife der Landesfprahe mächtig gewejen und ihre 
Berufung würde nicht ein fo großes Mißtrauen erweckt haben. 
Ih Habe eine Menge Briefe erhalten, in welchen mir borge- 
toren wurbe, bag ich dieſe Angelegenheit bisher nicht zur 
Eprahe gebracht habe. Da nun der Reichsrath damals ferne 
Sitzungen geſchlofſen Hatte, konnte ich mir nicht früher als 
dente die Freiheit nehmen, die Sache anzuregen. 


„Noch erwähne ich eine der letzten Mafregeln. Das Ly- 
cam in Szernowiß ift aus unferem Landesfonde gebaut und 
gehört uns; aber alle griechiſch-orientaliſchen Kinder find von 
dem Befuche diefes Lyceums ausgefchloffen und von Ezerno- 
bis nah Suczawa geſchickt worden, Dieß konnte nicht ein- 
mal in den Zwecken ber Regierung liegen, Wenn wir ein 
Eymnaſium befißen, jo haben wir au ein Intereſſe daran, 
die deutfhe Sprache zu erlernen; wie follen wir uns aber 
diefelbe eigen machen, wenn man uns ausfchließt von dem Un- 
terrihte. der deutihen Sprache in einer ee die aus un⸗ 
ſerm Fond gegründet iſt? Werden jene Maßregeln mit ſolcher 
darte —— wie ſollen fie da feinen Grund zum 
Nißtrauen legen.“ 


Graf Thun erklärte, es ſei ein Erfah, die griechiſch nicht- 
mirten Kinder aus Czernowitz wegzuweiſen, nicht ergangen, 
was bereits dem Baron Betrind mitgetheilt worden fei. Es 
wor allerdings darauf hingedeutet, daß, wenn einmal das 
note) nicht-unirte Oymnaſium beftände, es wünjchenswerth 

die Schüler in folder Art zu vertheilen ; allein eine Wei- 

Mg, diefelben von amtswegen, zumal jest, wo fi) das an⸗ 
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feiner Wißbegierde wurde, bis zu dem Manne, den die deutſche 
Nation mit Stolz den Ihrigen nennt, war es dem Menſchen 
nicht gegeben, aud, nur das Wejen eines Atoms umzuändern, 
fondern er war angewiejen, feine Zhätigfeit darauf zu be= 
Ichränfen, die Geheimniffe der Natur dem menfchlichen Geiſte 
näher zu bringen, ihre Gefege wahrzunehmen, ihr geheime® 
Schalten und Walten zu entichleiern und ſich dienftbar zur 
machen; die beweift, daß die Achtung für das poſitiv Gege- 
bene und ewig Unveränderliche den Fortſchritt nicht ausſchließt, 
fondern ihn im Gegentheile bedingt. 

„Eine ſolche Bildung ift, ich wiederhofe es, im Sinne 
ber großmüthigen Stifter jener Fundationen, die wir im 
Budget des linterrichtsminifteriums mit dem Namen Reli- 

ions⸗ und Stubienfonds bezeichnen, eine Fildung, welche vie 

aterlandsliebe erhöht und leitet, eine Bildung, welde bie 
der und bürgerliden Tugenden im Kreife der Familie 
omwohl als des Staates fördert, dem Staate felbft höhere 
Sicherheit gibt, eine Bildung, welche die Menfchen ehrt, 
mit derjelben Treue Gott zu geben was Gottes ift, aber auch 
dem Kaifer was des Kaifers ift; eine Bildung, die mit der 
gleichen Strenge, mit der fie dem menſchlichen Herzen und 
den Leidenfchaften gebietet, auch lehrt, fi) unter das Joch des- 
Evangeliums zu beugen und mit ebenfo großer Gewiffenhaf- 
tigkeit. jene Schranken zu achten, welde das Wohlwollen 
menfchlicher Autorität dem Ungeflüm menſchlicher Leidenſchaf⸗ 
ten entgegenftellt. Die Stiftungen find Tatholifh und müſſen 
daher auch in dem don mir angedeuteten Sinne ihrer Natur 
gemäß angewendet werben. Ich muß hiebei der Regierung 
die Gerechtigkeit widerfahren laſſen, e8 anzuerkennen, daß fie 
bis jetst diejen Charakter der Stiftungen gewahrt hat, worum 
mir eine Bürgichaft liegt, daß dieß au in der Solge bei allen 
Wechſelfällen des politiichen Lebens gejchehen wird, 

„Ich muß nur nod) auf eine Bemerkung des Herrn Reichs- 
zathes Manager Einiges zu ermwidern mir erlauben. Die 
Stiftungen, die man Schul- und Studienfond nennt, find- 
Totholiihe Stiftungen. Wenn wir den Blid auf Ungarn wer- 
fen, fo iſt die Univerfität von Peft eine Fatholifche, aber auch 
die Univerfität in Wien ift meines Wiffens eine Tatholifche. 
Ale Gymnafien in Ungarn, oder doch wenigftens faft alle, 
End katholiſch, und doc adminiftrirt der Staat diefe Stiftun- 
gen, er leitet den Unterricht in diefen Anftalten, deren Pfor- 
ten der ganzen Jugend ohne Unterfchied der Religion geöffnet 
find. Wenn daher der Herr Reichsrath Maager fagt, daß 
nad den arithmetiichen Zahlenverhältnifien der Einwohner 
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and nach dem Verhältniſſe, zu welchen Confefſionen fie zählen, 
die Schul⸗ und Studien-Anſtalten fundirt werben ſollten, fo 
erlaube ich mir hieraus in logiſcher Art und Weiſe folgende 
Concluſionen zu ziehen. Es müßte die katholiſche Kirche des 
Reiches ſagen: „Mein Privatvermögen fordere ih zurüd.” 
Diefe Stiftungen find dur die Großmuth Einzelner ent- 
fanden. Wollte man ihre Anwendung nad der Kopfzahl 
regeln, jo würde man fehen, in welchen Berhältniffe fie den 
enderen Confeffionen im öfterreichifchen Kaiferftaate zu Gute 
Iommen würden, Ein folder Grundjat tft nicht annehmbar, 
nicht anwendbar, ja fogar gefährlich; wiemohl ich e8 anderer» 
fit der Regierung gern anheimftelle, auch dort, wo höhere 
Intereſſen es erheifchen, fi) anderen Confeffionen gegenüber 
wohlwollend zu zeigen. Aber wenn der fatholifchen Kirche 
aus der Beibehaltung ihrer Stiftungen und deren Verwen⸗ 
dung zu ihren eigenen Zwecken ein Vorwurf gemacht wird, 
fo if dieß ungeredtfertigt, weil die. Tatholifche Kirche die 
Piorten diefer Anftalten allen Eonfefjionen gleichmäßig öffnet, 
ſowie immerfort in jenem Sinne der Unterricht in den katho⸗ 
Gihen Schulen geleitet wird. 

„Die Tatholifche Kirche hält fih und ift nicht nur eine 
Erbin der höchſten Gewalt des Herrn, die Hüterin bes 
depositam fidei und die Spenderin der Geheimniffe des Herrn, 
fondern fie Hält fich umd ift die Erbin der Liebe des Herrn. 
So wie das göttliche Herz des Erlöfers alle Völker und 
Nationen ohne Unterjchied in ſich fchließt und alle in dem— 
felben Maße der MWiürdigfeit feiner Liebe theilhaftig macht, 
eben fo Haben in dem weiten Raume der Tatholifchen Kirche 
bis an das Ende der Welt alle Nationen und Völker ohne 
Unterfchied der Sunge ihren Plaß, und die Tatholifhe Kirche 
bält an dem einen Orundfate feit, daß das von Gott Gegebene 
eben fo unveränderlich jet wie Gott felbft, 

„So wenig e8 in der Macht des Menſchen Tiegt, das 
Tagesgeftirn zu verändern, eben jo wenig liegt es in ſeiner 
Macht, das Licht, das im Herrn aufgegangen, zu verändern. 
Die katholiſche Kirche hält an diefem Grundfate feft, aber 
Liebe erweiſt fie Jedem und wird dort, wo es ſich um Liebes- 
eweifungen handelt, nie einen Unterſchied maden. 

„Wenn ber Herr Reichsrath Maager die gemifchten 
Ehen erwähnte, jo muß ich darauf aufmerffam machen, daß 
dieß ein Gegenftand fei, welcher gewiß die zartefte Behandlung 
verdient. 

„Die katholiſche Kirche iſt gegen alle gemiſchten Ehen, 
wei fie von dem Grundſatze ausgeht, daß zwei Weſen, welche 
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minderung bderfelben. Auf diefe Schwierigkeiten hinzuweiſen, 
Fi durchaus nothwendig, und ich will gerne zugeben, daß ber 
omite-Bericht in diefer Beziehung eine Tüde Hat, obwohl 
Andeutungen über einige bier berüßrte Fragen darin enthalten 
find, wie 3. 8. in dem Abſatze: „„ebenfo konnte es der Auf- 
merkſamkeit des Comites nicht entgehen, u. f. w.““ 
„Hieranf gehen aud die Bemerfungen des Herrn Biſchofs 
Schaguna hinaus, welchem dieſe Lüde gleichfalls aufgefallen 
if. Zur Ausfüllung derfelben würde ie mir den Borfchlag 
anf Annahme eines erlänternden Inſatzes zu der betreffenden 
Stelle des Comité⸗Berichtes erlauben, weldher im Aufchluffe 
an den Paragraph folgendermaßen lauten würde: 
„Ebenfo Tonnte... . ericheinen“: „„Daß im Boranfchlage 
dieſe Verſchiedenheit insbeſondere in den Bordergrimd tritt, 
je nach der Verſchiedenheit der kirchlichen Confefjionen u. 3. 
ende Fällen im Gegenfage zu dem begründetften An⸗ 
pru eu 
„Hierin Tiegt die wünſchenswerthe Anerkennung des Prin- 
eipes, und es würde dann nur vielleiht am Scluffe, wo es 
eißt: „deren definitive u. f. w.“ Hinzuzufügen fein: „„und 
inweiſen zu müſſen auf die Nothwendigkeit der endlichen, den 

— des Rechtes und der Billigkeit entſprechenden 
egelung der confeſſionellen Verhältnifſe.““ 

„Dieß ſcheint mir der Wichtigkeit der Frage angemeſſen 
und würde auch allen weiteren Anforderungen genügen.““ 

Reichsrath Maager: „Ich finde mich nicht im mindeſten 
berufen zu einem dogmatiſchen Streite; ich erlaube mir aber 
in Bezug auf die an mich geſtellte Aufforderung des Herrn 
Reichsrathes Grafen Clam, wie ich den von ihm angedeute— 
ten Widerfpruch zu löſen vermöchte, ganz einfach die Antwort 
zu ertheilen: ich bin Proteftant, ich glaube, die katholiſchen 
Dogmen find nicht erft feit dem Concordate entftanden, fon- 
dern fie eriftiren feitbem die katholiſche Kirche befteht. Wie 
ift es num bei diefen Fatholifhen Dogmen möglich geweſen, 
daß in Siebenbürgen, wo die Reciprocität die vollkommenſte 
Gleichheit und Parität unter den vier hriftlihen Confeffionere 
Sahrhunderte lang gelibt worden find daß dort das Dogma 
nicht gelitten hat? Eben dort ift der Verfuch praftifch durch- 

eführt worden, daß die volllommene Gleichberechtigung ber 
Groteftanten mit dem Dogma der katholiſchen Kirche fi) ganz 
ut vereinbaren pe Es iſt aljo die Frage, welche ich zu 
eantworten aufgefordert worben bin, durch die Gefchichte be- 
reits beantwortet worden. Ich erlaube mir nur ganz kurz 
anf die Interpretation des Herrn Bifhofs Stroßmayer 
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zurückzukommen. Ich babe nicht bie katholiſche Kirche ange⸗ 
griffen; es ſei dieß ferne von mir. Ebenſowenig habe ich 
gewünfcht, den kirchlichen Frieden und die Eintracht zu ſtören, 
im Gegentheile, id bin ein Mann des Friedens, id, bin e8 
jest und will es fein bet jeder Gelegenheit. Wenn ie aber im 
Allgemeinen gejagt habe: der Grundfag der Gleichberechtigung 
it nicht durhgefübet weder in Beziehung auf die Ge- 
nũſſe, deren fich die eine Kirche im ——— mit der andern 
vom Staate erfreut, noch auch in Beziehung auf die con⸗ 
feſfionellen und dogmatiſchen Angelegenheiten, wenn ich diefe 
Behauptung nicht nur ausgejprodhen, jondern auch beiviefen 
habe, dann glaube ich im Rechte zu fein, wenn ich es offen 
fage, baß von Seite der katholiſchen Kirche, oder vielmehr 
bon Seite der Geiftlichleit der katholiſchen Kirche, Webergriffe 
egen bie proteftantifche Kirche vorfommen. Ich habe einen 
eweis dafür in Händen Es ift ein amtlich beglaubigtes 
Zeugniß, oder beſſer gejagt, eine amtlich beglaubigte Heirats- 
Iicenz vom FMEL. Baron Melczer am 3. April d. J. in 
Lemberg ausgeftellt, der zufolge ein Sachſe, aus Kronftadt 
gebürtig, evangelifcher Religion, mit einer Frau aus Schäß- 
urg in Siebenbürgen, katholiſcher Religion, ſich verheiraten 
fol. Die Licenz wurde ertheilt, aber nur unter der Bedin- 
gung, daß ſämmtliche aus diefer Ehe hervorgehende Kinder 
beiberlei Gefchlechts in ber römiſch⸗katholiſchen Kirche erzogen 
werden follen. An dieſe Entiheidung erlaube id mir eine 
Bitte, infoweit dieß ſchon jetzt thunlich ift, anzureihen, und 
on den eben berührten Gegenftand einen andern, nicht aufer 
dem Zuſammenhange liegenden ferneren Antrag zu fnüpfen. 
Nir fagt es mein Gefühl, daß diefe Frage fo lange nit ge- 
Iöfet werden Tann, namentlich nicht gründlid und zur Zufrie- 
denheit der Alatholifen, fo lange die firengen Beltimmungen 
des Concordates aufrecht beſtehen. Ob die Katholiken Oefter- 
reichs fammt und ſonders mit dem Concordate einverſtanden 
ſeien, will ich außer Frage ſtellen; daß aber das Concordat 
anter den Proteſtanten Oeſterreichs und in ganz Deutſchland 
die bitterften Anfechtungen erfahren hat und nod) gegenwärtig 
afährt, das ift gewiß. | 
Ich erlaube mir daher den Antrag zu ftellen, es möge, 
da die Durchführung einer vollfommenen ®leichheit in con⸗ 
tfioneller Beziehung bei den gegenwärtigen Beftimmungen 
des Concordates durchaus nicht möglich ift, der hohe Reichs- 
rach fich zu dem Beichluffe einigen, an Se. Majeftät den 
Keiſer die allerunterthänigfte Bitte zu fielen, daß das Con« 
cordet ſelbſt einer: Reviſion zu unterziehen wäre.“ 
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Graf Szöcfen: „Ebenfo wie den Vorredner Grafen 
Clam hat mich der Gang der heutigen Debatte von ber 
Nichtigkeit der Anficht überzeugt, die das Comité bewogen 
bat, einen großen Xheil jener Kragen, welche die Kirchen⸗ 
und Schulangelegenheiten betreffen, der definitiven Regelung 
der innern Organifation der Monardjie vorzubehalten. Meir 
nerjeits hätte ich in Betreff der Kirchen- und Schulangele 
geubeiten in Ungarn, namentlich in Beziehung auf die letzte⸗ 
ren, zahlreiche beftimmte Anträge, Bemerkungen und Bedenten 
in Betreff des jegigen Zuflandes vorzubringen. Weil ich aber 
von der MUeberzeugung geleitet bin, daß die befriedigende 
Entfheidung der hier obwaltenden Schwierigkeiten mit ber 
Löſung der Frage der immeren Organifation der Monardie 
zufammenhängt, fo glaube ich mid) neuerdings für den ur- 
fprünglichen Antrag des Comités mit jenen Erläuterungen 
beziehen zu müſſen, welche Graf Elam beantragt hat und 
welche den Bedenken und Beforgniffen vieler perehrten Mit- 
glieder bes h. Reichsrathes begegnen dürften. 


„Bon dem Herrn Biſchofe von Schaguna ift auferbem 
noch ein Punkt berührt und der Wunfch ausgeſprochen wor⸗ 
den, daß für die Angelegenheiten der griechiſch-orientaliſchen 
Religion im Minifterium des Eultus eine eigene Section 
errichtet werde, 


„Denn man die ſung aller dieſer Fragen jener der 
inneren Organiſation der Monarchie vorbehalten will, ſo 
dürfte es zwar nicht geeignet ſein, die Verwirklichung dieſes 
Wunſches an die innere Organiſation des jetzt beſtehenden 
Cultusminiſteriums anzufnüpfen, doch ſchließe ich mich voll⸗ 
kommen der principiellen Anſicht an, daß der Grundſatz aus⸗ 
geſprochen werde, bei Behandlung ber kirchlichen Angelegenheiten 
des griechiich -orientalifchen Belenntnifjes möge aud in den 
höheren Bermwaltungsiphären den Angehörigen dieſer Kirde 
eine entjcheidende Mitwirkung gewahrt werden. 

„Was die vom Reichsrathe Manager berührte Frage 
betrifft, bin ic) weit entfernt, die Wichtigkeit derfelben und 
die große Bedeutung, die fie für den Beſtand und das In- 
terefe der Monarchie hat, zu verkennen; — aber auch in 
diefer Beziehung muß ich mich durch die Formulirung, Die 
Graf Elam beantragt hat, völlig befriedigt erflären. Jeder 
Berfuh, in fpeciellere Kormulirungen einzugehen, würde 
einerſeits die moraliſche Kompetenz des jetig,en Reichsrathes 
überichreiten, ihn in Fragen heiklichfter Art verwideln und 
von der veiflichen Erwägung feiner Aufgaben entfernen, an» 
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dererſeits aber eine entſprechende und genügende Löfung dieſer 
Fragen doch nicht ſichern. 
zähle mich mit Stolz einem Lande zu, wo man 
ſeit Jahrhunderten confeſſionelle Fragen und Intereſſen in 
einer Art und Weiſe zu behandeln verſtand, welche trotz der 
Widerſprüche und des Gegenſatzes der Meinungen, Anſichten 
und Beſtrebungen ſchließlich doch zu gleichmäßiger Anerken⸗ 
nung der Rechte geführt hat. Gerade aber, weil ich einem 
ſolchen Lande angehöre und gerade weil dieſe ragen oft, 
und zwar nicht erft feit der Publicirung des Concordates, 
iondern ſchon bei den früher beftandenen Geſetzen ber Gegen- 
fand heiflicher Debatten waren, muß ich auf Grundlage meiner 
Erfahrungen .gegen die beantragte allgemeine und unbeftimmte 
Formulirung mid ausſprechen. Die Erinnerung an jene 
Discuffionen, welche am ungarischen Landtage ftattfanden und 
zum Theile zur gründlichen Löſung dieſer —— Frage 
führten, muß jedem damit Vertrauten die Ueberzeugung auf⸗ 
dringen, daß mit dem einfachen Ausfpruche der Idee der 
Gleichberechtigung der Eonfefjionen, insbefondere wenn man 
es unterläßt, die Beichränkungen zuzufügen — „„innerhalb 
bes Geiftes ihrer Principien und Inſtitutionen““ — eine 
wirlliche -öfung nicht erreicht werden kann. Die Schwierig- 
keit der Frage liegt nicht darin, daß den verjchiebenen Con- 
feflionen das Recht zuerkannt werde, ng auf ihrem Gebiete 
frei und ungehindert zu bewegen; fie beginnt da, wo fich 
diefelben in einer Weife begegnen, die den Gegenſatz ihres 
Geiftes und die Ungleichheit ihrer Glaubensprincipien zur 
Eriheinung bringt. Wenn e8 in einzelnen Epochen der Ge⸗ 
feße, in einzelnen Ländern, durd) einzelne Geſetze möglich war, 
iheinbare Löſungen durch eine nadjgiebige oder larere Praxis 
zu verwirklichen, bat ſich doch in allen Fällen, wo der eigen- 
tbümliche Geift der verfchiedenen Religionsbelenntniffe mit- 
einander im Widerfpruche fteht, herausgeftellt, daß dieſes 
Bejeitigen und Umgehen der Gegenjäte Teine wirkliche Ver⸗ 
mittiung war. Wenn dieſe Gegenſätze dann plöglich hervor- 
traten. fo hat gerade diefe lang beftandene jcheinbare Löſung 
die Schwierigfeiten der Frage nur noch vermehrt umd geftei- 
gert, weil es ſich dann nicht bloß um den Gegenſatz princi« 
dieller Anſchauung, fondern auch um die Beſeitigung lang 
gewohnter Praris handelte. 
„Sch brauche in diefer Beziehung die Frage der gemilc)- 
ter Ehen in Ungarn nicht näher zu berühren, welche ein 
GSuenftand jahrelanger Verhandlungen der Landtage und der 
Regierung war, und deren Löſung Schwierigfeiten bot, hin⸗ 
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ch welcher es endlich ber damaligen Regierung im Zu- 
ammenwirten mit dem Lande und mit Beiflimmung der 
römifhen Curie nur mit der größten Anfirengung gelang, 
eine wenigftens annähernd befriedigende Löfung zu finden. 
Wo es fi) um dogmatiſche und principielle Bedenken und 
Gegenfäße Handelt, e8 mögen diefe was immer für eine 
religiöfe Geſellſchaft oder Genoſſenſchaft betreffen, ift mit dem 
Proclamiren allgemeiner Grundfäße nichts gethban, und eben 
deßhalb bin ich der Ueberzeugung, daß die Behandlung Diefer 
Frage auf dem vom Reichsrathe Manager beiretenen Felde 
nit zur Löſung, fondern nur zu neuen Berwidlungen führen 
würde. 

„Das Ausfprehen allgemeiner Grundfäbe, deren An— 
wendung durch die Allgemeinheit noch nicht gefichert ift, 
wäre bloß ein Schlagwort mehr, das weder zur Beruhigung 
der Gemüther noch zur Löfung der großen Fragen führen 
würde, die uns befchäftigen. Ich wünfche, daß jeder Confeflion 
ihr Recht gefichert werde, — die Traditionen meines Bater- 
landes, wo die Rechte der Proteftanten gegenüber den Ka- 
tholifen eine in den Hauptſachen entſprechende Regelung 
gefunden hatten, und wo feit Jahrhunderten dafür gekämpft 
worden war, daß beiden Confeffionen gleiche Rechte einge- 
räumt werden, müffen in mir den Bund rege maden, daß 
auch in den anderen Ländern der Monarchie den Proteftanten 
dasjelbe Recht gewährleiftet werde; trogdem muß ich mich 
aber dagegen ausſprechen, daß durch allgemeine, vieldeutige 
Worte nur ein neuer Stoff zu Zyiſigleinen nnd Differenzen 
ge eben, und daß die große Aufgabe des Reichsrathes, Die 

hung der Hauptfrage ber inneren Organifation der Monarchie 
durch nicht Klar begränzte Anträge erſchwert und in wette 
Serne gene werde. 

„Was den fpäteren Antrag des Herrn Reicherathes Ma a- 
ger betrifft, fo dürfte wohl die Mehrzahl der hier anwefenben 

eichsrathsmitglieder der Anficht fein, daß, wie weit man 
auch die Gränzen der Kompetenz des Neichsrathes ſtecken 
möge, die Befürwortung diefes Antrages nicht zu den Auf- 
gaben des Reichsrathes, und namentlich nicht zu feinen drin- 
gendften Aufgaben gehören könne.“ 

‚ Reichsrath v. Jakabb: „Indem ic, heute das erfte Mat 
die Ehre habe, in diefer hohen Berfammlung meine Stimme 
zu erheben, fühle ich mich verpflichtet, zwei Bemerkungen zır 
machen. Zuerſn muß ich geſtehen, daß ich der len Sprade 
nur in ſehr beichränttem Maße mächtig bin; id bin baher 
gezwungen, jene Bitte um Entjehuldigung, welche in dieſer 
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Beziehung der Herr Reichsrath v. Majlath in der zweiten 
Sigung des Hohen Neichsrathes vorgebracht bat, auch zu 
meinen Gunſten zu wiederholen. Die zweite Bemerkung ift 
die, daß jene Anficht, welche Herr Graf Apponyi im ber 
erften Sitzung des verftärkten Reichsrathes bezüglich der Prä- 
ciſtrung feiner Beziehungen und feiner Stellung zu jenem 
Lande, für weldes er durch die Allerhöcdfte Gnade Sr. 
Majeſtät bieher berufen wurde, vorgetragen hat, auch id 
jeldft dem Lande gegenüber, dem ich anzugehören die Ehre 
babe, vollkommen theile und derfelben beitrete. Ich muß dieß 
bier um jo mehr erwähnen, da der Antrag des Herrn Reiche- 
rathes Manager eben mit fpecieller Beziehung auf Sieben- 
bürgen vorgebradht wurde, Was nun diejen leßteren Antrag 
Betrifft, fo unterfchreibe ich denfelben mit beiden Händen, 
jene Vorwürfe ausgenommen, wenn fie jo genannt werden 
tönen, welche der Fatholifchen Kirche gemacht wurden, und 
zu deren Beurtbeilung ich mich hier durchaus nicht berufen 
erachte. Auch ich unterfchreibe den Antrag auf Gleichberechti⸗ 
ung aller Religionsbefenntniffe überhaupt und insbejondere 
ür Siebenbürgen, und zwar umjomehr, als diejes Land ſchon 
vor Jahrhunderten in den damals abgejchloffenen Verträgen 
fowie in den fpäter zn Stande gefommenen, vom Herrn Reichs- 
rathe Manager citirten Geſetzen die fchönften Beweiſe echt 
Hriftlicher, die verfchiedenen Nationalitäten und Religiondge- 
aofjenfchaften vereinigender Brüderlichleit geliefert hat, Indem 
ih aber glaube, daß, wie ſchon Graf Szecien HA bemerfte, 
diefe große Frage hier nicht mit einem Federftrihe entfchieden 
werden könne, jo ſchließe ich mich der Anftcht der Herren Grafen 
Szöcjen und Elam an, 


„Uebrigens fühle ich mich freudig veranlaßt, zu erklären, 
daß ich in der Berufung des Neichsrathes Maager auf die 
früheren Verträge und Geſetze, welde damals zwijchen dem 
Allerhöchſten Karferhaufe und dem Großfürftenthume Sieben- 
bürgen zu Stande gebracht worden find, filr mein Baterland 
and mich felbft den ficherjten Zroft für die Zukunft erblide. 
Es erwect dieß in mir die zuverfichtliche Hoffnung, daß diefe 
Seithe und Verträge jo beim Herrn Reichsrath Manager 
wie bei jener Nation, deren Intereſſen er heute vertheidigte, 
and) dann, wenn ich oder ein Anderer uns auf jene Verträge 
ad Geſetze berufen follten, gleiche Geltung finden werden.” 


Reichsrath v. Mocſoͤny i: „In Beziehung auf das Budget 
% Minifteriums für Cultus und Unterricht fchließe ich mich 
dm Andeutungen Sr. Ercellenz des Herrn Biſchofs Freiherrn 


— 
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v. Schaguna an, und indem ich den Vortrag des Herrn Ba- 
ron Petrind unterftüge, Tann ih die Bemerkung nit un- 
terbrüden, daß zur Beftreitung der Erforderniffe für Cultus 
und Unterricht für die zur griehijch-orientaliihen Kirche ge- 
hörigen Bevölferungen feit einer Reihe von zehn Jahren durch 


diefe Bevöfferungen vier Millionen beigefteuert wurden, ohne 


daß für Eultus und Unterricht derfelben irgend welche nen⸗ 
nenswerthe Summen verwendet worden wären, wogegen für 
die übrigen Eonfelfionen im Banat und für den größten Theil 
ber ferbiichen Woiwodſchaft jährlih ein Betrag von nahezu 
94,000 fi., jomit in zehn Jahren faft eine Million verwendet 
worden if. Ja ich muß erklären, daß für die Romanen und 
Serben im Temefer Banat und in der Woiwodſchaft nicht nur 
feine höheren Bildungsanftalten vorhanden, jondern daß felbft 
am Zemesvarer Gymnafium angeftellte Profeſſoren fo karg 
botirt find, daß fie, um ihr Leben zu friften, fi) gezwungen 
fehen, anderweitige Nebengejchäfte zur Dedung ihres Unter- 
baltes zu betreiben. Im Araber und Großwarbdeiner Comitate 
find, ungeachtet die Mehrheit der Bevöllerung aus Romanen 
befteht, nicht einmal Lehrkanzeln für die romaniſche Sprache 
vorhanden. Ih will ferner auch nit die Art und Weife 
erwähnen, in welder dort die Proſelytenmacherei in Wirffich- 
feit betrieben wird, durch welche die romanischen Völker zur 
größten Demoralifation verleitet und veranlaßt werben, die 
gewohnte Achtung vor der Religion felbft abzulegen, ſowie 
die angeborne gewohnte Hochachtung für Se. Majeftät hint- 
anzufegen, nachdem die meiften diefer Mißbräuche gerade im 
Namen Sr. Majeftät geichehen. Ich bin weit entfernt, mit 
diefer Bemerfung meinen Connationalen zu nahe treten zu 
wollen, allein ich halte es für meine Pflicht, diefe Uebelftände 
zur Kenntniß des hohen Reichsrathes zu bringen, damit den- 
jelben abgeholfen werbe.” - 

Reichsrath Graf Barköczy: „Bor Allem fei es mir 
geftattet, dem Herrn Baron Petrind meinen Dank für die 
vielen Daten auszufprechen, die er dem hohen Reichsrathe mit- 
getheilt hat, Sie haben mir als ein neuer Beweis gegolten, 
und ich nehme fie als folchen auf, wie unmöglich die Erfüllung 
der Aufgabe eines Cultus- und Unterrichtsminifteriums im 
öfterreichifchen Kaiferftaate an und für fi) ift. 

„Diefelben Webelftände und vieleiht in noch größerem 
Umfange find bei uns in Ungarn vorhanden. Ich will die 
ſprachlichen Ungerechtigfeiten und Unbilligfeiten, die befohlert 
worden find, nicht mehr näher berühren und diefen Gegen- 
fland nicht weiter als ein Object der Debatte verfolgen, da 
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auch id mit den Anträgen der Herren Grafen Elam und 
Szecfen vollflommen einverftanden bin. 

„Ale die großen Principienfragen, welche in der öfter- 
reichiſchen Monarchie ihrer doſung harren, und alles das, was 
jeden Ungar ſchwer bedrückt, in Betreff welcher Fragen gegen 
das Cultusminiſterium (ich ſage gegen das Miniſterium, nicht 
gegen den Cultusminiſter, indem id) von jeder Perſönlichkeit 
abiehe) feit vielen Sahren Klagen und Beichwerben vorgebracht 
wurden, gehören auf ein und dasfelbe Feld. Die vielen Daten, 
welche Herr Baron Petrind angeführt hat, werfen ein helles 
Kicht auf die bisherige Geichäftsbejorgung von Seite des Cul⸗ 
tn8- und Unterrichtsminiſteriums. Diefefbe wird auch durch 
die im Budget zufammengeftellten Ziffern ziemlich Har be= 
leuchtet. Es find hier nad) Kronländern 5 Millionen vertheilt, 
welhe das Budget des genannten Minifteriums ausmachen. 
Bei diefen 5 Millionen iſt es nun wirklich fonderbar, daß in 
Betreff der Stiftungen für den Eultus zwifchen den einzelnen 
Provinzen gar feine Analogie ftattfindet. So ift z. B. Oftga- 
lizien mit 850,000 fl. verzeichnet. Ich fage nicht, daß diefe 
Ziffer zu groß ſei für Oftgalizien. Nein, e8 wäre das Dop- 
pelte noch zu gering für diefe Provinz, um das einzubringen, 
was bie Bureaufratie dort verfhuldet, und um das Verfäumte 
von früheren Jahren wieder nadjzuholen ; aber ich nehme 
diefe Ziffer im Bergleihe mit Ungarn. Von dem Budget von 
5 Millionen entfällt für Ungarn und die anderen Länder der 
ungarifhen Krone, ſomit fait auf das halbe Territorium der 
Konardie, nicht der zehnte Theil des Voranſchlags. Nun frage 
ih, ob es gereht und mit den Grundſätzen der Billigkeit 
übereinftimmend ſei, die Centralleitung bei einem fo wichtigen 
Eegenſtande, mo fo viele Eultusftiftungen und Fonds zu ad- 
miniſtriren find, lediglich den Behörden zu übertragen, wäh- 
tend feine Landesvertretungen beftehen, um den gehörigen 
Einfluß und die entiprechende Ueberwadhung zu üben. Mir 
And alfo, wie gejagt, die Ziffern und Daten des Herrn Pe- 
trind gerade ein neuer Beweis dafür, wie wenig bei der 
jegigen geitung des Cultus und Unterrichtes die Aufgabe des⸗ 
ielden erfüllt werden kann. Die principielle Debatte in die— 
ir Beziehung behalte ich mir auf einen fpäteren Zeitpunft vor. 

„Die Aeufßerungen bes Herrn Reichsrathes Maager find 
mie in einer andern Beziehung fehr merfwürdig. Derjelbe 
“at anerfannt, daß auf dem Wege des Hiftoriihen Rechtes 
die wirkliche Freiheit mehr gewahrt fei, als auf dem an⸗ 

dern Wege der Centralijation. Gab e8 wohl im Jahre 1780, 
teen der Herr Reichsrath Maager erwähnte, ein Eultus- 
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minifterium ? Schwerlich. Seit warn eriftiren die Eingriffe 
in die Proteftanten-Frage ? Seit dem Concordat? Nein, ich 
glaube nicht. Das Koncordat hat in diefer Beziehung Feine 
neue Bafis geſchaffen; die Stellung und das Recht der Pro- 
teftanten war in Ungarn feit Sabrhunberten gewahrt, und 
nicht das Concordat, fondern nur der Einfluß des Minifte- 
riums und die vielen Erläffe und Verordnungen haben in jener 
Beziehung maßgebend eingewirkt. Möge man die Geſetze vom 
Sabre 1780 bis 1791 genau im Auge behalten und die Ueber— 
jeugung gewinnen, daß die Autonomie der Provinzen und 
Kronländer die Freiheit und Gleichftelung der Religionsge— 
nofjen bet weiten mehr wahre, al8 alle übrigen-Einführungen 
des Kultus» und Unterrihtsminifteriums. 

„Zugleich kann ich hier nicht unbemerkt laffen, daß nicht 
mit formellen Ausdrüden die freie Stellung der Eonfejfionen 
gefichert werde, und daß jede principielle Gleichftellung nur 
Berwirrung erzeugen würde, befonders in Defterreich, welches 
ein wahres Chamäleon von Nationalitäten if. IH kann in 
diefer Beziehung nur die Anficht des Herrn Grafen Szecjen 
als vollfommen richtig anerfennen, indem ich beifüge, daß es 
mich freuen wird, wenn einmal der Zeitpunkt fommt, wo wir 
in Oeſterreich die von Allen ſehnlich erwartete Gleichſtellung 
der Religionen erlangen werden. 

„Was den mit 95,000 fl. angegebenen Boften der Unter- 
ſtützungs-Pauſchalien für die Evangelifhen in Ungarn betrifft, 
fo will ich denſelben Teineswegs zum Anlaffe nehmen, über 
die wichtige Angelegenheit der Proteftanten in Ungarn bier 
irgend etwas zu fagen: ich glaube aber, daß in Erwä- 
gung der bedrängten Finanzverhältniſſe der Monardie und 
der Erfahrungen, die wir feit dem 15. Mai d. I. gemacht 
haben, jene Son einfah aus dem Budget geftrichen werden 
olite.“ 


Reichsrath Graf Hartig bemerkte, daß es fich hier um 
verjhiedene Fragen handle, die eine weit größere Tragweite 
befäßen, al8 der in der Erörterung befindliche Abſatz des 
Comite-Berichtes. Diejelben ſeien zumeift nicht Principien-, 
ſondern folde Fragen, welche die Anwendung von Principien 
betreffen. In diefer Beziehung ſei der Neichsrath nicht in der 
Lage, Str. Majeftät irgend etwas Anderes einzuratben, als 
dab, jo lange ein Eultusminifterium befteht, die in fein Reffort 
einſchlagenden Fragen demfelben zur gründlichen Prüfung und 
Erörterung zugewiejen werben mögen. — Wenn man ferner 
behaupte, es jollten die allgemeinen Grundſätze der Gleichbe⸗ 
rechtigung nicht ausgeſprochen werben, fo würde dieß die Zu⸗ 
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muthung enthalten, al8 beabfichtigten Se. Majeftät jenen wie- 
derholt Tundgegebenen Grundſatz zurüdzunehmen. Man jei in 
diefer Beziehung auch durch mehrere Staatsverträge gebunden, 
die nicht mehr das volle Recht offen laſſen, lediglich nad) ei- 
genem Ermefjen zu enticheiden. So beftehe ein Staatsver- 
trag mit dem heiligen Stuhle und ein Gleiches gelte hinſichtlich 
Böhmens, welches von jeher ein Theil bes heiligen römischen 
deutſchen Reiches und früher ein KurfürftentHum geweſen fei, 
io wie e8 noch gegenwärtig zu den Ländern der beutfchen 
Oundesftaaten gehöre. Auch in der deutfchen Bundesacte feien 
über die Teligiöfe Gleichberechtigung beftimmte Grundſätze aus- 
geſprochen. — Eine Erörterung über den hier in Rede ftehen- 
den Punkt gehöre nicht auf das Feld und zur Kompetenz des 
Reichsrathes, ſondern auf das Gebiet der Adbminiftration 
und vor die mit leßterer betrauten Organe.“ 

Biſchof Stroßmayer: „Sch habe hinfihtlich des Con— 
cordates etwas zu bemerken. Ich ſchließe mich dem Antrage 
des Srafen Szecfen an und jage, daß es gewiß nicht zur 
Kompetenz des Neichsrathes gehört, die Rechtskraft des Con— 
cordates irgendwie erörtern zu wollen. Auch dem widerſpreche 
ich feierlich, daß das Eoncordat in irgend einer Beziehung 
die Stellung und die rechtlichen Beziehungen der Proteftanten 
gegenüber anderen Confejfionen berührt habe. Das Concordat 
fellt das Berhältnif beider Confeſſtonen feft, es Tiegt in der 
Serfaffung und dem Wefen der Fatholiichen Kirche, daß fie 
mgebunden und frei von Feſſeln ihren hohen Beruf verfolge, 
der ihr von Gott geboten if. Sie will zur Vereblung der 
Renichheit, zur Kräftigung der Sittlichfeit, die die Grundlage 
dee Staates ift, beitragen. Während dieß die fatholifche Kirche 
für ih in Anſpruch nimmt und dieß Beſtreben durch das 
Concordat feinen Ausdrud findet, hat die katholiſche Kirche 
zihts Dagegen, daß auch andere Eonfeffionen ihrem Weſen 
and ihrer Natur gemäß fich entwideln, zur Veredlung ber 
Menfchheit und Befeftigung der Grundlagen der gefellichaftli- 
hen Ordnung beitragen. Ich muß nur nod bemerken, — 
weil man fo viel von ber Gleichftellung ſpricht, — daß bie 
Kirhe aus den alten Beziehungen, in denen die Fatholifche 
Kiche zum Staate fteht, aus Grundfag ſich nicht entfernen 
will, weder von der häuslichen noch von der ftaatlichen Orb= 
ung, weil fie den Grundfaß hat, nicht nur jeden einzelnen 
Nenſchen zu veredein, fondern weil fie auch in dem Kreife 
der Familie jene Hohen Principien, die die Grundlage der 
fustihen und gejellichaftlichen Ordnung und der Siui ifation 
find, beeinflußt. Durch diefes gegenfeitige freu Rer⸗ 
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minifterium ? Schwerlid. Seit wann eriftiren die Eingriffe 
in die Proteftanten-rage ? Seit dem Eoncordat ? Nein, ich 
glaube nit. Das Eoncordat hat in diefer Beziehung Leine 
neue Bafis gefchaffen; die Stellung und das Recht der Pro- 
teftanten war im Ungarn feit Sabrhunberten gewahrt, und 
nit das Concordat, fondern nur der Einfluß des Minifte- 
riums und die vielen Erläffe und Verordnungen haben in jener 
Beziehung maßgebend eingewirkt. Möge man die Geſetze vom 
Sabre 1780 bis 1791 genau im Auge behalten und die Ueber- 
jeugung gewinnen, daß die Autonomie der Provinzen und 
Kronländer die Freiheit und Gleichftellung der Neligionsge- 
noflen bei weiten mehr wahre, al8 alle übrigen-Einführungen 
des Eultus- und Unterrihtsminifteriums. 

„Zugleih kann ich hier nicht unbemerkt laſſen, daß nicht 
nt formellen Ausdrüden die freie Stellung der Confeſſionen 
gefihert werde, und daß jede principielle Gleichftellung nur 
Berwirrung erzeugen würde, bejonders in Defterreich, welches 
ein wahres Shamäleon von Nationalitäten ift. Ich kann in 
diefer Beziehung nur die Anficht des Herrn Grafen Szecjen 
als vollkommen richtig anerkennen, indem ich beifüge, daß es 
mid) freuen wird, wenn einmal der Zeitpunkt fommt, wo wir 
. in Defterreih die von Allen ſehnlich erwartete Gleichftellung 
der Religionen erlangen werden. 

„Was den mit 95,000 fl. angegebenen Poſten der Unter- 
ftüßungs-Paufchalien für die Evangelifhen in Ungarn betrifft, 
fo will ih denfelben Teineswegs zum Anlaffe nehmen, über 
die wichtige Angelegenheit der Proteftanten in Ungarn Bier 
irgend etwas zu fagen: ich glaube aber, daß in Erwä- 
gung der bedrängten Einanzverhältniffe der Monardie und 
der Erfahrungen, die wir jeit dem 15. Mai d. $. gemadht 
le jene Poſt einfad) aus dem Budget geftrichen werden 
ollte.“ 

Reichsrath Graf Hartig bemerkte, daß es ſich hier um 
verjchiedene Fragen handle, die eine weit größere Tragweite 
befäßen, al8 der in der Erörterung befindliche Abſatz des 
Comite-Berichtes. Diefelben feien zumeift nicht Principien-, 
ſondern ſolche Fragen, welche die Anwendung von Principien 
betreffen. In dieſer Beziehung jei der Reichsrath nicht in der 
Lage, Sr. Majeftät irgend etwas Anderes einzurathen, als 
bar, fo lange ein Euftusminifterium befteht, die in fein Reſſort 
einſchlagenden Fragen demfelben zur gründlichen Prüfung und 





Erörterung zugewiefen werden mögen. — Weun man ferner Ä 
behaupte, es follten die allgemeinen Grundfäße der Gleihbe- 
vehtigung nicht ausgeſprochen werden, fo würde dieß die Zu=- | 
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mthung enthalten, als beabfichtigten Se. Majeftät jenen wie» 
derholt fundgegebenen Grundſatz zurüdzunehmen. Man fei in 
dieſer Beziehung auch durch mehrere Staatsverträge gebunden, 
die nicht mehr das volle Recht offen laſſen, Lediglich nad) ei- 
genem Ermefjen zu enticheiden. So beftehe ein Staatsver- 
trag mit dem heiligen Stuhle und ein Gleiches gelte Hinfichtlich 
Böhmens, welches von jeher ein Theil des heiligen römischen 
beutichen Neiches und früher ein Kurfürftenthum gemefen jei, 
jo wie e8 noch gegenwärtig zu den Ländern der deutfchen 
Onndesftaaten gehöre. Auch in der deutſchen Bundesacte feien 
über die teligiöfe Gleichberechtigung beftimmte Grundjäte aus- 
geprohen, — Eine Erörterung über den hier in Rede ftehen- 
den Bunft gehöre nicht auf das Feld und zur Kompetenz des 
Keichsrathes, fondern auf das Gebiet der Aominiftration 
and vor die mit leßterer betrauten Organe.“ 

Biſchff Stroßmayer: „Sch habe Hinfichtlich des Eon- 
cordates etwas zu bemerken. Ich fchließe mid dem Antrage 
des Grafen Szecten an und fage, daß es gewiß nicht zur 
Gompetenz des Aeichsrathes gehört, die Rechtskraft des Con- 
cordateg irgendwie erörtern zu wollen. Auch dem widerfpreche 
ich feierlich, daß das Concordat in irgend einer Beziehung 
de Stellung und die rechtlichen Beziehungen der Proteftanten 
gegenüber anderen Confeifionen berührt habe. Das Eoncordat 
Relt das Verhältniß beider Confeifionen feft, es Tiegt in der 
Serfoffung und dem Weſen der fatholifhen Kirche, daß fie 
mgebunden und frei von Fefleln ihren hohen Beruf verfolge, 
der ihr von Gott geboten if. Sie will zur Veredlung der 
Kenſchheit, zur Kräftigung der Sittlichkeit, die die Grundlage 
vB Stantes ift, beitragen. Während dieß die Tatholifche Ride 
fir fih in Anſpruch nimmt und bieß Beftreben durd) das 
Imcordat feinen Ausdruck findet, hat die katholiſche Kirche 
rihte dagegen, daß auch andere Eonfeffionen ihrem Weſen 
md ihrer Natur gemäß ſich entwideln, zur Veredlung ber 
Renſchheit und Befeſtigung der Grundlagen der gejellichaftli- 
en Ordnung beitragen. Ih muß nur noch bemerken, — 
wel man fo viel von der Gleichftellung jpriht, — daß, die 
irhe aus den alten Beziehungen, in denen die katholiſche ® 
Kirhe zum Staate fteht, aus Grundfag fich nicht entfernen 
2, weder von der häuslichen noch von der ſtaatlichen Ord⸗ 
ung, weil fie den Grundfaß hat, nicht nur jeden einzelnen 
Saihen zıı veredeln, fondern weil fie auch in dem Kreiſe 
n famifie jene hohen Principien, die die Grundlage ber 
hartigen und gejellfchaftlihen Ordnung und der Civiliſation 

‚ beeinflußt. Durch Diefes gegenfeitige freundjchaftliche Ver- 
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minifterium ? Schwerlich. Seit wann exiſtiren die Eingriffe 
in die Proteftanten-rage ? Seit dem Concordat ? Nein, id 
glaube nicht. Das Concordat hat in diefer Beziehung Feine 
neue Bafis geſchaffen; die Stellung und das Recht der Pro- 
teftanten war in Ungarn feit Sabrhunderten gewahrt, umd 
nicht das Koncordat, fondern nur der Einfluß des Minifte- 
riums und die vielen Erläffe und Verordnungen haben in jener 
Beziehung maßgebend eingewirkt. Möge man die Gefege vom 
Jahre 1780 bi8 1791 genau im Auge behalten und die Ueber- 
zeugung gewinnen, daß die Autonomie der Provinzen und 
Kronländer die Freiheit und Gleichftelung der Religionsge- 
nofjen bei weiten mehr wahre, al8 alle übrigen-Einführungen 
des Cultus- und Unterrichtsminifteriums. 

„Zugleich kann ich bier nicht unbemerkt laſſen, daß nicht 
mit formellen Ausdrüden die freie Stellung der Confelfionen 
gefichert werde, und daß jede principielle Gleichſtellung nur 
Verwirrung erzeugen würde, bejonders in Defterreich, welches 
ein wahres Chamäleon von Nationalitäten if. Ich kann in 
diefer Beziehung nur die Anficht des Herrn Grafen Szecien 
als volllommen richtig anerkennen, indem ich beifüge, daß es 
mid freuen wird, wenn einmal der Zeitpunkt fommt, wo wir 


‚ in Defterreich die von Allen ſehnlich erwartete Gleichitellung 


der Religionen erlangen werden. 

„Was den mit 95,000 fl. angegebenen Poften der Unter- 
ſtützungs⸗Pauſchalien für die Evangelifhen in Ungarn betrifft, 
fo will ich denfelben Teineswegs zum Anlaffe nehmen, über 
die wichtige Angelegenheit der Proteftanten in Ungarn Bier 
irgend etwas zu jagen: ich glaube aber, daß in Erwä- 
gung der bedrängten Finanzterhäftniffe der Monardie und 
der Erfahrungen, die wir feit dem 15. Mai d. 3. gemacht 
FRA jene Hof einfah) aus dem Budget geftrichen werden 
ollte.“ 

Reichsrath Graf Hartig bemerkte, daß es fich hier um 
verſchiedene Fragen handle, die eine weit größere Tragweite 
befäßen, al8 der in der Crörterung befindliche Abſatz des 
Comite-Berichtes. Diejelben ſeien zumeift nicht Principien-, 
fondern ſolche Fragen, welde die Anwendung von Principien 
betreffen. Sn diefer Beziehung fei der NReichsrath wicht in der 
Lage, Sr. Majeftät irgend etwas Anderes einzurathen, als 
dab, fo lange ein Eultusminifterium befteht, die in fein Reffort 
einſchlagenden Fragen demſelben zur gründlichen Prüfung und 
Erörterung zugewieſen werden mögen. — Wenn man ferner 
behaupte, es ſollten die allgemeinen Grundſätze der Gleichbe⸗ 
rechtigung nicht ausgeſprochen werden, fo würde dieß die Zu- 
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mthung enthalten, als beabfichtigten Se. Majeftät jenen wies 
derholt fundgegebenen Grundſatz zurüdzunehmen. Dan fei in 
vieler Beziehung auch durch mehrere Staatsverträge gebunden, 
die nicht mehr das volle Recht offen laſſen, lediglich nach ei- 
genem Ermefien zu entſcheiden. So beftehe ein Staatsver- 
trag mit dem heiligen Stuhle und ein Gleiches gelte hinſichtlich 
Löhmens, welches von jeher ein Theil des heiligen römischen 
beutihen Heiches und früher ein Kurfürſtenthum gewesen fei, 
jo wie e8 noch gegenwärtig zu den Ländern der deutſchen 
Unndesftaaten gehöre. Auch in der deutfchen Bundesacte feien 
über die religiöje Gleichberechtigung beftimmte Grundfäge aus- 
geſprochen. — Eine Erörterung über den hier in Rede ftehen- 
ven punkt gehöre nicht auf das Feld und zur Kompetenz des 
Reihsrathes, fondern auf das Gebiet der Adminiftration 
amd vor die mit legterer betrauten Organe.“ 

Biſchff Stroßmayer: „Ic habe hinſichtlich des Con— 
eordates etwas zu bemerken. Ich ſchließe mich dem Antrage 
des Grafen Szecien an und fage, baß es gewiß nicht zur 
Competenz des Neichsrathes gehört, die Rechtskraft des Con- 
cordates irgendwie erörtern zu wollen. Auch dem widerfpreche 
ich feierlich, daß das Concordat in irgend einer Beziehung 
die Stellung und die rechtlichen Beziehungen der Proteftanten 
gegenüber anderen Confeffionen berührt habe, Das Eoncordat 
kellt da8 Verhältniß beider Confeffionen feft, es Tiegt in der 
Serfoffung und dem Wefen der fatholifchen Kirche, daß fie 
Mmgebunden und frei von Feſſeln ihren hohen Beruf verfolge, 
der ihr von Gott geboten if. Sie will zur Veredlung der 
Renihheit, zur Kräftigung der Sittlichfeit, die die Grundlage 
des Staates ift, beitragen. Während dieß die Tatholifche Kirche 
fir ich in Anspruch nimmt und dieß Beftreben durch das 
Imcordat feinen Ausdrud findet, hat die katholiſche Kirche 
nichts dagegen, daß auch andere Eonfeffionen ihrem Weſen 
md ihrer Natur gemäß fih entwideln, zur Veredlung der 
Kenſchheit und Befeftigung der Grundlagen ber gefellfhaftli- 
Gem Ordnung beitragen. Ih muß nur noch bemerken, — 
wel man fo viel von der Gleichftellung ſpricht, — daß bie 
Kirche aus den alten Beziehungen, in denen die katholiſche 
Kiche zum Staate fteht, aus Grundfa ſich nicht, entfernen 
wi, weder von ber häuslichen noch von der ſtaatlichen Orbd- 
mg, weil fie den Grundfaß hat, nicht nur jeden einzelnen 
Reigen zu veredein, fondern weil fie auch in dem Sreife 
u pemifie jene hohen Principien, die die Grundlage der 
fa ichen und gejelichaftlihen Ordnung und der Civiliſation 
fi, beeinflußt. Durch diefes gegenfeitige freundfchaftliche Ver- 
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hältniß der Kirche zum Staate iſt e8 gefonmen, baf die katho⸗ 
üſche Kirche eine ſolche Stellung hat, daß, wenn man fie ge- 
genüber den anderen Confeſſionen anwenden würde, diefe gewiß 
über Drud Hagen würden. So 3. 2. ift in der Tatholifchen 
Kirche. die Ernennung der Bifhöfe und Erzbifchöfe, die Er- 
nennung der Profefjoren in den Händen St. Majeftät des 
Kaiſers, alle Profefforen der höheren, ja felbft der theologifchen 
Unterricätsanftalten werden von Sr. Majeftät dem Kaifer 
ernannt. Die großen theologifchen Stiftungen werden don 
dem Staate adminiftrirt und zwilchen ihm und der katholiſchen 
Kirche beftehen noch andere freundfhaftlihe Einrichtungen, 
welche die Kirche nicht ſcheute, eine Stellung, in welche fich 
die anderen Konfeffionen ohme die lebhafteften Beſchwerden 


wohl niemals fügen werden. Auch muß id) ferner die.Ueber-. 


zeugung aussprechen, daß die anderen Konfelfionen fid) einer 
derartigen Stellung im Staate. erfreuen, daß ich nur wünſchen 
würde, daß alle Katholiken in den afathofiichen Staaten Eu— 
ropa's die gleiche freie Stellung einnehmen mögen. 

„Was den Profelytismus betrifft, den der Reichsrath 
v..-Mocjönyi anführt, fo muß ich geftehen, nichts widerftrebt 
fo.fehr dem Geifte der Tatholifchen Kirche, al8 der Profelytig- 
mus. Die katholiſche Kirche trägt das Möglichite bei, damit die 
Wahrheit fiege, aber fie verdammit jede Art und Weije, die 
nicht durd das Beifpiel des Herrn und durd) das Evange- 
lium gebilligt und gebeiligt ift, in der Weberzeugung, der 
Wahrheit einen Triumph zu verichaffen Wenn fi 3. B. 
Jemand an der Pforte der Kirche meldet, ſo kann ſie Nie— 
manden dieſelbe verſperren und uneröffnet laſſen; aber fie 
unterzieht jeden Andersgläubigen, der ſich meldet, einer firen- 

en Prüfung, und findet fie, daß die Motive des etwa beab— 
Ahtigten Uebertrittes nicht in den evangelifchen Gejeten be— 
gründet find, fo nimmt fie ihn nicht auf in ihren Schooß. 
Gefchehen vielleicht hie und da Meberjchreitungen und Fehler, 
fo kann die irrige Handlungsweile eines Einzelnen einerganzen 
Geſellſchaft und Körperfchaft nicht imputirt werden. 

„Ein Vorwurf gegen Iene, die hier nicht. vertreten find 
und nicht widerfprechen, erjcheint mir einem chriſtlich gebilde- 
ten Herzen nicht entiprechend; wenn die Biſchöfe und die übri— 
gen angeſchuldigten Priefter hier gegenwärtig wären und fich 
vertheidigen fönnten, erft dann würde ich die Erhebung eines 
folden Vorwurfes nicht mißbilligen. | 

„Segenüber den Bemerkungen des Herrn Grafen Bar- 
koczy Habe ich nur auszuſprechen, daß ich die Stiftungen, 
die in Ungarn fo großartig find, und gewiß der katholiſchen 
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— und der Freigebigkeit der Katholiken die größte Ehre 
machen, ſo angewendet wiſſen wollte, daß ſie in Ungarn den 
Inſtitutionen des Landes gemäß und in der Art gehandhabt 
werden, welche allen dortigen Volksſtämmen gleichmäßig als 
Mittel der Ausbildung dient. | 

„Es ift dem Sraten Barköczy und dem hohen Reichs— 
rathe gewiß befannt, daß, als diefe Stiftungen entftanden, 
die lateiniſche Sprache die alleinige Bermittlerin des politifchen 
Lebens und die Vermittlerin des höheren Unterrichts war. 
Diefe und jene höheren Nüdfichten, die ich, früher erwähnt 
babe, insbejondere die Betradhtung, daß die katholiſche Kirche 
eine liebevolle Mutter aller Menjchen ohne Unterjchied der 
Sprache ein befräftigen it mir die Weberzeugung, daß dem 
Geifte dieſer Stifturgen nur dann entfprochen werden könne, 
wenn fie, wie ich foeben bemerfte, jo angewendet werden, daß 
fie allen Bölfern in Ungarn als ein Mittel dienen, zu höherer 
Bildung zu gelangen, 

„Ich muß geftehen, wenn ich einen Vorzug befürworten 
dürfte, fo würde diefer Vorzug gerade denjenigen treffen, der 
ohne eigene Schuld —— 6 war; denn ich kenne kein 
ſchöneres, Fein bewunderungswürdigeres Schauſpiel, als wenn 
eine wahrhaft Bee Größe id herabläßt; es liegt dieß 
im wohlverftandenen Intereffe der einzelnen Länder und des 
ganzen Reiches, denn die jchroffen Gegenſätze können nur durch 
den Einfluß einer wahren Kriftliden Bildung gemildert und 
befriedigt werden, und id) bin überzeugt, daß man dieſe Rich— 
tung überall befolgen werde. 0 

„Ich Habe nur noch zu bemerken, daß ich für Kroatien 
eine größere Berüdfichtigung verlange. Abgefehen von den 
Beränderungen, welche in den gegenjeitigen Berhältniffen Kroa⸗ 
tiens und Ungarns in Folge der Jahre 1848 und 1849. ein- 
getreten find, haben doch beide Länder noch volle Anſprüche 
auf den Studienfond. Wir haben dießfalls eine Denkſchrift an 
die hohe Regierung geleitet und es ift mir nicht erflärbar, wie 
8 gefommen ift, daß diejelbe nicht in deren Hände gelangte, 
weßhalb ich dafür forgen werde, daß fie dahin geleitet werde. 

„Bas Kroatien und Stavonien anbelangt, fo verdienen 
diefe Länder eine befondere Berüdfichtigung der hohen Regie— 
rung, namentlich die Militärgränze, ein Inftitut, welches dem 
ganzer Reiche die weſentlichſten Dienfte leiftet und zur För— 
derung der höchſten Interefjen des Staates beiträgt. Während 
w gewöhnlichen Zeiten, wie ic) glaube, in den übrigen Theilen 
der Monarchie der 142fte Mann als Soldat dient, tft dort 
in Sriedenszeiten jeder Ite und in Kriegszeiten jeder 6te Mann 
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Soldat, was zur Folge hat, daß die Zahl der Witwen und 
Waiſen fehr zunimmt. In diefer Beziehung würde ih Kroa- 
tien und Slavonien dem Wohlwollen der hohen Regierung 
empfehlen, zumal es in fehr gefteigertem Maße den Tribut 
bes Blutes feiner Söhne auf den Altar des Baterlandes 
niederlegt.“ 

Reichsrath Bifhof Maſchierevies: „Da der Staats- 
voranfchlag Hinfihtlich der Erforderniffe des Miniftertums für 
Eultus und Unterriht an der Tagesordnung ift und zu Mit- 
gliedern des Comités, denen dieſer Gegenſtand zugewiefen 
ward, weder ich, noch ein anderer meiner Glaubensgenofjen 
gewählt wurde, jo nehme ich mir die Freiheit, jet in pleno 
die Aufmerffamfeit der hohen VBerjammlung auf einen Um— 
ftand zu lenken, welder meiner Anfiht nad) um fo mehr 
Beachtung verdient, als desjelben weder in dem betreffenden 
ee 6 noch in dem Comité-Berichte eine Erwähnung 

ejchieht. 
i „Der griehifch-orientalifche Ritus, zu den ſich drei Mil- 
lionen Defterreicher befennen, bat im Berlaufe der lebten 
10 Jahre aus den auf den Cultus und Unterricht jährlich 
verausgabten 5 bis 6 Millionen Gulden niemals eine Unter- 
ftügung erhalten, während jene drei Millionen Defterreicher 
zur Dedung der Staatsausgaben verhältnigmäßig ben 11. 
oder 12. Theil beitragen müſſen. Auf die Gerechtigfeitsliebe 
bes hohen Reichsrathes bauend, bitte ih im Namen meiner 
Glaubensgenofjen, daß jetzt bei Berathung diejes Gegenftandes 
aud) auf den griechiſch-orientaliſchen Cultus, den id bier 
vertrete, eine billige und gerechte Rüdfiht um fo mehr ge- 
nommen werden möge, als in dem Boranfchlage eine Unter- 
füßungspoft von 95,000 fl. für den evangeliihen Eultus bei- 
der Confeifionen verfommt.“ 

Reichsrath v. Mocjönyi fühlte fich verpflichtet, den ıhım. 
von dem Herrn Biihof Stroßmayer gemachten Vorwurf 
als unbegründet zu bezeichnen. Er habe in feiner Be- 
merfung wegen WProfelytenmaceret Niemand berührt und 
Niemand genannt; er habe fich vielmehr dagegen verwahrt, 
als ob er feinen Nationalen oder der katholiſchen Geiftlichfeit 
zu nahe treten wolle, und die Sache bloß deßhalb erwähnt, 
weil fie ihm als ein jehr wichtiger Uebelftand erjcheine. 

. Reichsrath Graf Andräjfy: „Ich bin den Discuffionen 
mit großer Aufmerkſamkeit gefolgt und habe vor Allem die 
Meberzeugung gewonnen, bar, wenn über dieſen Gegenftand 
noch weiter fortgefahren wird, wir nicht die gewünfchte Ein- 
Heit erzielen, fondern immer weiter auseinander fommen Wwer« 
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ben. Ic bin der unmaßgeblichen Meinung, daß der Antrag der 
Herren Grafen Clam und Szecjen in einer kürzeren Faſ⸗ 
fung volllommen acceptirt werden fünne, Es find große Uebel- 
Rände vorhanden, denen abgeholfen werden joll und, wie id 
zuverfichtlich Hoffe, auch abgeholfen werden wird; allein beim 
Beitande eines Cultusminifteriums wird bezüglich jener Uebel 
feine Abhilfe erfolgen und ich lobe die Abficht, in welcher das 
Comité bereits in jeinem Schlußantrage darauf Hindeutete, 
ie ua ante Miniſterium für die öfterreichifche Monarchie 
nicht paßt. 

„Es find Facta, die ich hier anführe, daß die Stellung 
der Proteftanten in Siebenbürgen eine ganz andere geweſen 
if als in Ungarn, ganz abgefeben von ihrer Stellung in an- 
deren Ländern. Das Comite wird am beften gejorgt haben, 
wenn es ermöglicht, daß jedes Land berechtigt Bi in feinen 
Gränzen feine Wünfhe auszujprehen. Auch ftimme ich dem 
Antrage des Herrn Grafen Barföczy bei, wornadh obige 
%000 fl. eripart werden könnten.“ 

Reichsratt Manager: „Die Lage des Staates ift eine 
ernfte und gefahrbrohende; unfere Finanzen find fo zerrüttet, 
daß ihr Zuftand nicht trauriger fein könnte; die Gefahr Hopft 
an bie Thüre und das Comité Hat es offen ausgeſprochen, 
daß fi) eine dauernde Beſſerung nur erzielen läßt, wenn 
gründliche Reformen in dem Haushalte und der inneren Or- 
ganifation der Monarchie vorgenommen werden. Der Herr 
Leiter des Finanzminifteriums hat ausdrüdfih betont, daß 
eine Beſſerung unjerer finanziellen Zuftände nur dann mög» 
ih fei, wenn glückliche politiiche Inftitutionen gegeben werden. 
Unter glüdlichen politifchen Inftitutionen verftehe ich folche, 
unter denen fi) die Betreffenden glüdlich und wohl fühlen. ' 
Ich habe es ausgeſprochen, daß die Proteftanten in Sieben- 
bürgen fid) nidht wohl fühlen. Wir haben eine gefeßliche Stel- 
lung und erleiden Eingriffe, ohne daß der Staat uns jhütt 
Ich habe es für meine Pflicht gehalten, diefe Befchwerde hier. 
borzubringen und den Antrag zu ftellen, der hohe Reichsrath 
möge ausiprechen, daß eine vollkommene Gleichftellung bezüg- 
lich der Proteftanten und Katholiken und anderer Religionen 
in Siebenbürgen zur Geltung gelange. Ich danfe aud) den 
Herren Reichsräthen, daß fie dieje rechtliche Stellung ohne 
Beiteres anerkannt haben, Es bleibt auch wohl nichts anderes , 
übrig, es ift einmal ein Geſetz, es ift eine geſetzliche Stellung. 
Sie fann nicht aufgehoben werden, fie ift nicht verwirft, von 
lemer Regierung aufgehoben worden, und würde ii ge auch 
der Fall ſein, wollte man fie aufheben, fo wũ ohne 
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die größte ftaatliche Erfchütterung nicht gefchehen können. 
Ich gt weitere Anträge geſtellt als Proteſtant überhaupt, 
es möge die vollkommenſte Gleichberechtigung ſämmtlicher 
—** Kirchen in Oeſterreich überhaupt ausgeſprochen 
und Se. Majeſtät gebeten werden, fie zum Staatsgrundgeſetz 
zu erheben. Nun tft gegen diejen Antrag von dem Herrn 
Grafen Elam- Martınit eingewendet worden, daß er zu 
allgemein gehalten fei. Herr Graf Szecien dagegen madt 
die Bemerkung, daß er nicht an der Zeit fei. Ich ſage jebod) 

erade im Gegentheil: er ift an der Zeit. Wenn wir die öf- 
Fentliche Meinung in Deutjchland, wenn wir diefe nicht ver⸗ 
föhnen mit Defterreih, fo ift faum mit Deutichland eine 
Allianz, wie wir fie wünjchen, möglich. Wir fünnen die öffent- 
fihe Meinung in Deutfhland nur dann für uns gewinnen 
und mit uns ausjöhnen, wenn auch den BProteftanten in 
Defterreich die Stellung zukommt, die ihnen gebührt, nämlich: 
die ganze Gleichberehtigung. Ic habe gefagt, meine Herren, 
daß die ftebenbürgischen Proteftanten eine geſetzliche Stellung 
haben und daß diefe ihnen noch nicht entzogen worden ift, 
daß fie fi alfo noch auf geſetzlichem Boden befinden. Was 
würde wohl geihehen, wenn Eingriffe in ihre geſetzliche Be- 
rechtigung erfolgten? Sie würden mit Klagen fih an die Re— 
gierung wenden und die Regierung müßte fie in ihren Rech⸗ 
ten ſchützen. 

„Allo die Proteftanten in Siebenbürgen haben eine ge- 
Teßlihe Stellung, dagegen die Proteftanten in den anderen 
Ländern Oeſterreichs haben fie nicht; der Dualismus, den 
man vermeiden wollte im politifchen Leben, ift noch da. Se. 
Majeftät hat den Grundfaß ausgeſprochen: „Gleiches Recht 
für Alle.“ Nun wohl, wenn gleiches Recht für Alle gilt, fo 
muß e8 auch auf kirchlichem Felde gelten; können die Prote- 

anten in Siebenbürgen eine gefeßliche Stellung haben und 
m übrigen Oefterreid nit? Diefer Dualismus würde zu 
feinem guten Ziele führen. . 

„Es ift hier von dem Berihterftatter Grafen Clam ein 
vermittelnder Vorſchlag in Geftalt eines Zuſatzantrages ge- 
macht worden. x muß offen geftehen, ich als Proteftant bin 
damit nicht zufrieden und ich glaube auch nicht, daß meine 
Confeffionsgenoffen weder in Siebenbürgen, noch in ganz 
Defterreich damit zufrieden fein werden. Warum ſoll e8 nicht 
möglich fen, den Grundſatz auszufprechen, wie er ber Stel- 
fung des Neichsrathes geziemt? Die Ausführung desſelben 
made fodann die Regierung Sr. Majeftlät in die Hände 
suehmen. 
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„In ‚Siebenbürgen ift das Problem gelöft worden; es 
find Proteftanten und Katholiken in befter Eintracht neben- 
einander geftanden, Ich trage alfo noch einmal darauf au 
und ſpreche es Mar und offen aus: id) und meine Glaubens- 
genofjen werden uns dem Antrage anſchließen. Wir werden 
uns durch das bloße Palliativmittel, welches vorgefchlagen 
wird, nicht befriedigt finden. Es wird der Zweck, vollkom⸗ 
mene Zufriedenheit zu verichaffen, nicht erreicht werben, wenn 
nit Se. Majeftät diefen großen Grundfaß ausſpricht: „Voll⸗ 
a erehligung aller geiftlichen Konfeffionen in 

erreich !” Ä 

Graf Szecjen: „Ih muß mir als Berichterftatter noch 
einmal erlauben, das Wort zu ergreifen, font hätte ich es 
nit gewagt, über einen und denfelben Gegenftand die Auf- 
merkſamkeit der hohen Berfammlung zum zweiten Male in 
Anjpruch zu nehmen. Ich glaube im Hinblid auf den bi8- 
herigen Gang der Debatte mir den Vorſchlag geftatten zu 
dürfen, die Discuffion wo möglich zu ſchließen, indem Alles 
was gefagt werden Tann, bereits angeregt und wiberlegt wor- 
den if. In Betreff der legteren Bemerkung des Herrn Reichs⸗ 
rathes Maa ge glaube ich in Anknüpfung an die Bemerkungen 
—A— rafen Hartig noch ein paar Worte ſagen zu 
mũſſen. | 
„Wenn Herr Manager von der Anfiht ausgegangen ift, 
dag der Grundſatz in voller Allgemeinheit ausgeſprochen 
werden foll, und diefem Antrage von anderer Seite wiber- 
ſprochen wurde, fo geſchah dieß, nicht weil der Ausbrud ein 
allgemeiner, fondern weil er ein vieldeutiger ift; bie wahre 
&olung diefer wie vieler anderer Fragen liegt nicht in dem 
bloßen Broclamiren von Grundfäßen, fondern in den Maf- 
nahmen, welche auf der Grundlage der allgemeinen Principien 
genommen werden. Wenn diefe im Sinne des Rechtes und 
der Billigkeit den Anforderungen der verfchiedenen Länder und 
Confeſſionen gerecht werden, dann wird die Beruhigung der 
Semüther eintreten, mögen früher allgemeine Grundfäße pro= 
clamirt worden fein oder nicht. Sollte aber die geletliche 
Regelung für Jene, deren Rechte noch in der Schwebe ftehen, 

iht im Sinne des Rechtes und der Billigkeit gejchehen, 
dann wäre, wie fchon erwähnt, mit dem Ausſprechen allge- 
meiner Grundfätze nichts gethan.“ 

Graf Hartig: „Ich habe keinen Grundfat ausgeſprochen, 
fendern mich auf feftgeftellte, und zwar durch den Mund Sr. 
Rajeſtät feftgeftellte Grundſätze berufen und fage, daß alles 
hier Gehörie nur Beſchwerden über die nicht gehörige 
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tung der Ausführung biefer Grundfäge feien umd daß eine 
—2 Abweichung nicht eintreten könne, weil wir durch 
zwei Staatsverträge gebunden find. Ich habe keine Aenderung 
des Grundfages beantragt, mich nur auf das Beftehende be- 
rufen und geäußert, daß die hier gehörten Klagen den Herrn 
Eultusminifter zur Prüfung, Benrtheilung und Beleuhtung 
überwiefen werden mögen, um fofort an den Stufen des 
Thrones niedergelegt werden zu können.“ 

Reichsrath Biſchof Rorizmits: „Bei aller hohen Ach- 
tung für die freie Aeußerung einer individuellen Ueberzeugung 
kann ich doch nicht umhin, zu erflären, daß die ragen, welche 
heute bier in Anregung gekommen find und theilg principielle, 
theils thatfächlihe Erörterungen umfaflen, nit zur Compe- 
tenz des hohen Reichsrathes gehören. Denn entweber bleiben 
die jeßt beftehenden Verwaltungs - Organismen,. und da kann 
der Neichsrath als bloß berathende Körperichaft feine Abhilfe 
gewähren; oder es wird eine Syftem» Aenderung beliebt, und 
dann werben andere Behörden in Xhätigfeit kommen, an 
welche auch die Principienfragen verwiefen werden können. 
Dazu gehören die bukowinaiſche und fiebenbürgiihe Frage, 
ſowie die großen principiellen ragen, welche die Gleichftei- 
lung“ der Confefftionen, die Aufhebung des Eoncordates zc. 
betreffen. Hinſichtlich der Gleichſtellung kann ich bei der größ- 
ten Hochachtung gegen eine jede redliche Ueberzeugung Doch 
eben im Hinblide auf die dem Reichsrathe vorgezeichnete bloß 
berathende Competenz diefen Ort und diefe Stunde nit für 
angemeffen zu ihrer Erörterung halten. Ih muß mid daher 
für diejenige Redaction erflären, weldhe Herr Graf Szécſen 
borgeichlagen und näher beleuchtet hat.“ 

Reichsrath Baron Petrind ſprach fi für den Antrag 
der Grafen Clam nnd Széeſen aus, 

Der Eultusininifter Graf Thun: „Ich habe es bis- 
ber vermieden, in die Discuffion einzugreifen, bamit e8 nicht 
den Anfchein gewinne, als ob ich beabfichtige, derfelben irgend 
welche Schranken zu jeßen. Bevor jedoh zur Abfimmung 
geichritten wird, fehe ich mich genöthigt, auf einige Punkte 
zurüdzufommen, ohne übrigens die Abficht zu haben, alle die 
einichlägigen vielen nnd außerordentlich heiklichen Fragen 
neuerdings zu beiprehen. Nur auf folgende Punkte möchte 
ic) die Aufmerkſamkeit der hohen Verſammlung Ienten: 

„Es ift von verſchiedenen Seiten auf den Umftand bin- 
gewiefen worden, baß im Budget des Eultus- und Unter- 
rihtsminifteriums die Länder und Stämme, Religionen und 
Eonfeifionen fehr ungleich bedacht ſeien. Hierbei erlaube ich 


Rede dei Grafen Thum. 187 


mir hervorzuheben, daß aus den Ziffern, wie fie im Bubget- 
Status —— find, fi) über dieſe Fragen ſehr 
ſchwer ein richtiges Urtheil bilden läßt. Kein Budget bildet 
fo viele Schwierigfeiten als eben diefes, und bei genauer 
Durchficht besfelben zeigt fich, daß es eine jehr complicirte Zu- 
ſammenſtellung fei, welche nicht nur Leiftungen der Finanzen, 
fondern auch ſolche einer Reihe von anderen Fonden enthält. 
In diefer Beriehung findet aber feine principielle Bollftän- 
digkeit ftatt, die an ſich auch nicht wohl möglich wäre. Nebft 
diefen Sonden beftehen ja in Defterreich noch viele andere 
Fonde, auf denen zum Theil auch-der Beftand von Kirchlichen 
und Schul-Inftituten beruht und die hier gar nicht zur Sprache 
fommen fünnen. Man muß fih nur gesenwär halten, daß 
die große Mafle der Schulen und Kirchen auf Dotationen 
beruht, von denen Niemand wünfchen kann, daß fle in die 
volle Evidenz und Controle einbezogen werden, welche die 
Gegenftände des Budgets umfaßt. 

„Es ift alfo ein großer Theil ſolcher Fonde nicht erficht- 
lich gemacht. Abgefehen von den Beiträgen, die unmittelbar 
aus den Finanzen gegeben werden, haben die Herren Reichs⸗ 
räthe erkannt, daß die Religions-, Schul- und Studien- 
fonde das SHauptobject des Budgets bilden. Wollte man fich 
ein Hares Bild von der Sache machen, fo müßte man in 
die Entftehung diefer Fonde zurücdgehen, woraus ſich ergeben 
würde, daß fie größtentheils in einer Weife und unter der 
Herrſchaft von gewifjen Ideen entftanden find, weldhe bem 
autonomen Leben und den fliftungsmäßigen Berhältniffen Zwang 
anfegten. Dieß find Thatfachen, über welche Jahrzehnte ver- 
frihen, und die nicht ungejchehen gemacht werden können, 
aber doch, namentlicd) dann, wenn man diefe Ziffern mit den 
Bedürfnifien anderer, nicht-katholiſcher Confefſionen vergleicht, 
berüdfichtigt werden follen. Es erhellt aus biefen Daten, 
welche Reihe Latholifcher Inftitute aus Mitteln gejchaffen 
wurden, die fich gegenwärtig in den Händen der Kegierung 
befinden, jedoch fireng confeffioneller Bejchaffenheit find. In 
Bezug anf andere Eonfeffionen gibt es ebenfalls viele mehr 
oder weniger bedeutende Stiftungen, die hier nicht in Frage 
Iommen und aus dem Budget nicht erfichtlich werden, weil 
Rd die Regierung nicht mit denfelben befaßt. 

„Diejenigen Beiträge, welche aus den Staatsfinanzen 
gewährt werden und erfichttich gemadjt find, ftelleu ſich als 

loße Zuſchüſſe dar. Auch in Bezug auf diefe ift Har, daß 
eine große Ungleichheit obwaltet, die ſchon aus früheren Pe- 
rioden herrührt. Wenn daher jegt von verſchiedenen Eeiten 
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ber Vorwurf erhoben wird, daß für diefen oder jenen Stamm, 
für diefe oder jene Eonfeffion weniger geforgt jei, jo könnte 
doch Niemand mehr ale ich, der ich in der Lage bin, fort- 
während mit den Bedürfniffen jener Anftalten mich zu beſchäf⸗ 
tigen, den ſehnlichen Wunſch haben, daß mir die Mittel 
Aehnuen würden, aud bdiefen Stämmen und confeffionellen 

nftituten zu Hilfe zu fommen. Allein wir bewegen uns jeit 
Sahren in Zeiten finanzieller Bedrängniffe, wo es nicht mög- 
hd) war, nach dem Geſichtspunkte vorzugehen, welcher wün- 
ſchenswerth ſchien, nämlih: aus den Staatsfinanzen überall, 
wo fein anderer Weg ift, Hilfe zu leiften. Es liegt mir 
daran, dieß auszufpredhen, um dem Gedanfen zu begegnen, 
als wolle das Miniſterium, daß nichts gefchehe, während die 


Gegenftände der Beichwerden doc nur die Folgen unjerer 


finanziellen Schwierigfeiten find. 


: „Die Vorwürfe, welche von Seite bes Herrn Petrind 
gemadt wurden, haben hier feine Anwendung, weil es fid um 
einen Fond handelt, welcher große Mittel befigt und unter 
der Berwaltung der Negierung fteht. Alle Beftrebungen des 
hohen Neichsrathes, wie ber Bericht zeigt, vereinigen fich im 
Einflange mit der Regierung dahin, daß eine autonomere Be- 
handlung der Gefchäfte erzielt werde. Ich trete diefem Wunſche 
aus vollſter Ueberzeugung bei und entziehe mich in feiner 
Weife der Wahrnehmung, es fei aud) in meinem Departement 
in hohem Grade wünſchenswerth, daß durd) eine autonome 
Einrihtung der Berwaltung in den Ländern bie Adminiſtra⸗ 
tion erleichtert werde. Ich bin weit entfernt zu verfennen, 
daß aud in dem Departement, welches mir unterfteht, Fehler 
und Mängel vorgelommen find. Insbeſondere kann ich mir 
nicht verhehlen, daß in den unteren Sphären Vieles zwed- 


mäßiger, jchneller und erfolgreicher gejhehen werde, wert 


. eben sicienigen, welche es zunächſt berührt, in die Lage fom- 
men ihre Wünſche geltend zu machen, und wenn durch die 
Art der Adminiftrations - Einleitung die zum Theile unver⸗ 


meidlichen Hemmungen eines fehriftlichen und vielgliedrigen 


Geſchäftsganges befeitigt werden. 


„Weberhaupt glaube ich, ſolche Anregungen in Beziehung 
auf einzelne Adminiftrativ-Gegenftände ſeien es nit, melde 


HEN die Aufgabe diefer hohen Berfammlung bilden. So— 


fern diefelben der Regierung Andeutungen geben, um wirklich 

beftehenden Unzivedlmäßigfeiten in der Verwaltung auf den 

Sale fehen, werden diefelben ficherlich benüßt werben. 
en 


An 





alte mid) jedoch, in diefe Frage umftändfich einzuge 
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ben, weil e8 mir nicht als meine Aufgabe erjcheint, derlei 
Ipecielle Angelegenheiten zu beleuchten.- 

"Betreifen diejenigen Vorwürfe, welche zunächſt den Be⸗ 
ſiand und die Eigenthümlichkeit des Minifteriums felbft berüh- 
ven, fo läßt fi gegen das Eultusminifterium wohl nicht mit 
Grund der Vorwurf erheben, e8 habe den verfchiedenen Ver— 
hältniffen der Länder in Eultus-Angelegenheiten nicht gewif- 
ſenhaft Rechnung getragen. 

„Immer wird es eine gewiſſe Anzahl von Geſchäften ge- 
ben, welche bis in die oberften Inftanzen von der Regierung 
belorgt werden müffen, und die Möglichkeit, daß vielleicht im 
oberften Centrum der Regierung nicht immer zwedmäßig 
vorgegangen werde, könnte in feiner Weiſe einen beirrenden 
Einfluß auf die Frage üben, wie die Central-Einrichtung be- 
Hafen fein fol. Die Frage, ob es zweckmäßig fei, dieſe Ge- 
Mhäfte in Eine Hand zu legen oder nicht, bewegt ſich auf ei= 
nm ganz andern Boden. 

„Sinfihtlich der verfchiebenen Wünſche, die in Beziehung 
auf eine Unterftükung aus dem Staaisſchatze vorgebradjt 
worden find, muß ich erinnern, daß es nicht möglich * die⸗ 
ſelben nach einer Parification zu beurtheilen, indem daraus 
Conſequenzen hervorgehen würden, die ſehr ſchwer zu über- 
ſthen find. Es entſpricht; vollkommen meinem eigenen Wun- 
he, daß da, wo ein beſonderes Bedürfniß vorhanden iſt, von 
Etaatswegen geholfen werde. Dieß wird aber ſtets nur eine 
Ende der Billigkeit fein, und man würde ſich in eine faum 
share Aufgabe verirren, wenn man nad verſchiedenen Ka- 
toren ausrechnen wollte, wie viel einem Jeden nad) der 
Parität zulommien müffe.“ | 

Bice-Bräfident v. Szögyenyi bemerkte, daß der Antrag 
v5 Grafen Clam zwei Zufäße zu dem gegenwärtig verhan« 
beten Theile des Berichtes über das Eultusminifterium be- 
hift, und zum Zwecke hat, die fpeciellen, von mehreren Set» 
m gemachten Borjchläge in eine allgemeine Faſſung zu brin- 
gm, wornach dann durch die Annahme. diefer Redaction und 
dieſeß Infages die weiteren Anträge entfallen würden, 


‚Zu dem Abſatze 4 bes Budget-Berichtes über das Eultus- 
amferium, welcher Abfag fo beginnt: „Ebenfo könnte es“ 
im „erſcheint“ wäre beizufügen: „und daß diefe Verſchieden⸗ 
Kit insbefondere auch in den Vordergrund tritt nad) Verſchie⸗ 
at der Kirchen und Confeffionen, und zwar in vielen 
— Widerſpruche mit begründeten Änſprüchen und 


. des 
ah 


190 Siebente Sitzung vom 10. September 1860. 


Dem folgenden Abfate: „Das Comité“ bis „zufammen- 
hängt“ wäre beizufügen: „und auf die Nothwendigfeit einer 
endlichen, den Forderungen des Rechtes und der Billigfeit 
entjprechenden gejetlichen Regelung der confeifionellen Ber- 
bältniffe hindeuten zu follen.“ 

Se kaiſ. Hoheit der durchlauchtigſte Herr Erzherzog 
Reichsraths⸗Präſident bemerkte nunmehr, daß diejeni- 
gen Herren, welche mit dieſem Schlußantrage einverftanden 
jeien, ihr Votum mittelſt „Ja“ abzugeben hätten. 

Hierauf fand die Abſtimmung ftatt, wobei fi ſämmtliche 
Herren Reihsräthe mit Ausnahme von drei Stimmen für 
obigen Antrag ausſprachen. 

Reichsrath Graf Stodau wies darauf Hin, daß noch 
ein zweiter Antrag, jener des Reichsrathes Maager bor- 
liege, welcher nicht zur Abftunmung gelangte. So lange der- 
felbe nicht formulirt vorgelefen werde, ſei es jchwer, feine 
Meinung abzugeben. 

Bice-Präfident v. Szö gyenyi bemerkte, e8 habe der Herr 
Reichsrath Manager feinen Antrag fehr präci® abgegeben. 
Derfelbe lautete: „Der Reichsrath möge die vollfte confeffio- 
nelle Gleichberechtigung und Oreiäfte ung aller chriſtlichen 
Slaubensgenoffen ausſprechen und Se. Majeftät bitten, daß 
dieß als Staatsgrundfat aufgeftellt werde.“ 

Neichsrath Graf Hartig erinnerte, es ſei dieß fhon ein 
aufgeftellter Grundfag und brauche nicht wieder erſt in An- 
regung gebracht zu werden, 

Ueber die Frage Sr. kaiſ. Hoheit, ob Graf Stodau 
dem Untrage bes Reichsrathes Maager beitrete? erflärte 
Graf Stodau, daß er fi) bemfelben, wie er jett lautet, nicht 
anſchließe. Nachdem Graf Hartig richtig bemerkt habe, daß 
der obige Grundfag der Gleichberechtigung bereit3 von Sr. 
Majeſtät als definitiv anerfannt fei, fo vereinige er ſich mit 
dem früher formulirten Antrage der Herren Grafen Sz6cjen 
und Clam. 

Bice-Präfident v. Szögyenyi erinnerte, daß noch ber 
weitere Antrag des Grafen Barföczy vorliege, welder die 
Streihung der Boft per 95,000 fl. befürwortet. 

Reichsrath Graf Auersperg bemerkte, es fei nit dar- 
Baden worden, ob die evangeliihen Eonfelfionen in Ungarn 
diefe Summen in Anſpruch nähmen oder nicht. Solches hätte 
jedoch vor der Abftimmung noch zu gefchehen. 

Der Eultusminifter Graf Thun zeigte, daß ſchon das 
Comitö darauf angetragen babe, die Poſt von 95,000 fl. nur 
als eine eventuelle anzujehen; damit fei wohl gemeint, daß fie 
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nur infoferne beftehe, als fie auf Grundlage der vom Comitoͤ 
erwähnten Negelung der Angelegenheiten der Evangelischen 
in Anſpruch genommen werden follte. Er wünſche jehr, daß 
der Antrag des Comites aufrecht erhalten werde. Jene Poft 
beruhe auf einem Berfprechen, welches Se. Majeftät zu er- 
theilen gerubten. Es gehe füglich nicht an, eine derartige Poft 
einfach zu ftreichen, und der richtige Ausdrud könne doch nur 
der jein, daß die Auslage nur infofern auch wirklich ftattfinde, 
als fie beanſprucht wird. 

Reichsrath Graf Széeſen gab als Berichterftatter die 
Aufflärung, daß die Nedaction diefes Paragraphen PH 
zwei verfchiedene Gegenftände umfaſſe. Das Comite habe fi 
hierbei nicht auf die Regelung der Berhältnifje in Ungarn be⸗ 
Ihränft, jondern gefagt, es ſei möglich), daß dieſe Poſt für 
Ungarn nicht benöthigt wird, wohl aber bei der definitiven 
Regelung der Berhältniffe der Evangelifchen in anderen Pro⸗ 
vinzen. Deßhalb wurde die vorliegende Tertirung gewählt und 
die ganze Budget⸗Poſt bis zur definitiven Regelung der Sache 
als eventuell vorbehalten. 

Mit Rüdfiht auf diefe Bemerkungen erflärte Graf Bar- 
köczy, jeinen Antrag zurüdzuziehen und es bei der vorlie- 
genden Faflung zu belafjen. 

Reichsrath Manager hielt e8 in der Competenz des 
Reihsrathes begründet, auch ſolche Bemerkungen über die 
Budgets zu mahen, von denen der Bericht nichts erwähnt. 
Er Habe im Budget für den Bifchof und das Domcapitel zu 
Chur in der Schweiz eine Poſt angefegt gefunden, worüber 
er fih eine Auskunft erbitte. Die Poft.betreffe eine Subven- 
non im Betrage von 6300 fl., und es ſei eine fonderbare 
Sade, wenn die eigenen ©lanbensgenofjen in Oeſterreich 
darben, während im Auslande fremde Eurien unterflüßt wer- 
den follen. 

Sultusminifter Graf Thun: „Sch bin in der Lage, 
darüber vollfommene Aufklärung zu geben, um fo mehr, da 
der eine und andere der Herren Keichsräthe mich bereits 
früher privatim darum erfuchte und ich daher actenmäßig den 
Sachverhalt ergründen fonnte. Die Biſchöfe und das Dom- 
capitel zu Chur hatten bedeutende Befigungen in Tirol und 
Vorarlberg. In dem Regensburger. Reichsdeputations⸗Haupt⸗ 
ſchluß, wornad die Segueftration der firdlichen Güter ſtatt⸗ 
fand, find diejelben der Sequeftration unterworfen worden. In 
Helge deffen waren lange Jahre hindurch Unterhandlungen im 
Zuge, in denen von Seite der Biſchöfe gebeten und ber An⸗ 
ſprich erhoben wurde, Defterreih möge die Gequgfration 
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aufheben und ihnen die Güter zurüdfiellen. Die Verhand⸗ 
Iungen wurden mit der Staatskanzlei und anderen Central- 
ftellen gepflogen, wornady im Sahre 1847 ein Allerhöchftes 
Handſchreiben erfloß, des Inhaltes: daß Se. Majeftät zwar 
den Anſpruch auf Jurüderftattung der Güter nicht anerkennen 
Zönne, jedoh in Berüdfichtigung der Bedrängniſſe des Bis⸗ 
thums und der von den Bilchöfen geftellten Bitte die im 
Budget erfcheinende Unterftügung gewähre, Es ift alfo dieſe 
Summe als eine folche anzujehen, durch welche die jahrelang 
fortgefegte Streitfrage über die Sequeftration der biethüm- 
lichen Güter auf eine billige Weife abgemacht wurde, und ale 
eine ſolche ward fie auch fpäter durch Allerhöchite Entjcheidung 
anerlannt.” | 

Reichsrath Eonte Borelli bemerkte hierauf, daß im 
Budget für das Minifterium des Eultus und Unterrichtes nicht 
mehr die Summe von 6000 fl. erjcheine, die im vorigen Jahre 
für die Herftellung der Kathebraffiche in Spalato bezahlt 
wurde. Er erfuche daher den hohen Keichsrath, die Bitte bei 
Str. Majeftät unterftügen zu wollen, nod) ferner jene an fid 
geringe Summe allergnädigft anmweifen zu lafjen, weil die 
Herftelung ſich als dringend nothmendig zeige und an der 
Erhaltung der alten berühmten Kathedralfirche, des Tempels 
Diocletian’s, dem Lande viel gelegen jei. | 

Graf Thun erklärte fih außer Stande, glei) im Au⸗ 
enblide über den obigen Punkt Aufſchluß zu geben, und be- 
—* fi vor, in der nächſten Sitzung die Aufklärung darüber 
zu ertheilen, wie e8 fomme, daß .jene Poft im Budget nicht 
mehr aufgeführt ericheine. 

Reichsrath Biſchof Stroßmayer unterftütte die Bitte 
des Grafen Borelli. 

Se. kaiſ. Hoheit erffärte, daß die Debatte hierüber auf 
die morgen flattfindende Sitzung verſchoben bleibe, bis Graf 
Thun in der Lage fein werde, hierüber die nöthige Auf- 
Härung zu ertheilen. 

Es wurde fohin die Situng gejchloffen. 
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Achte Sipung vom 11. September 1860. 


Se. Tail, Hoheit der durchlauchtigſte Herr Erzherzog 
Reichsraths-Präſident eröffnete die Sigung des ver- 
flärften Reichsrathes vom 11. September 1860 mit der Mit- 
teilung, daß jene Herren Neichsräthe, welche mit der Veri- 
fiirung der Brotofolle betraut find, bei der jet zunehmen- 
den Maſſe der Gejhäfte das Anfuhen um Wahl von zwei 
Erfagmännern geftellt haben, welche fie bei der Zerificirung 
der Brotofolle zu unterflügen und diejenigen von ihnen, die 
etwa gehindert fein follten, an dem einen oder dem andern 
Tag an der genannten Arbeit Theil zu nehmen, hiebei zu 
vertreten hätten. 

Se. faif. Hoheit Ind Hierauf die Berfammlung ein, zur 
Wahl diefer Erſatzmänner mittelft Stimmzettel zu reiten. 

Hierauf machte der Reichsraths-Vice-Präſident von 
S;ögyenyi den Vorſchlag, die Wahl der gedachten Erſatz- 
männer, da diejelbe immerhin einige Zeit in Anſpruch nehmen 
müßte, welche bei der Wichtigkeit und dem Umfange der dem 
bohen Reichsrathe obliegenden Aufgabe ſehr foftbar jei, Sr. 
fait. Hoheit mit der Bitte anheimzuftellen, die beiden Herren 
Erſatzmänner Höchftfelbft bezeichnen zu wollen. 

Nachdem die Berfammlung ihre Zuftimmung zu diefem 
Antrage erflärt hatte, ftellte Se. Tail. Hoheit der Erzherzog 
ReichsrathsPräſident an die Herren Reichsräthe von 
Najlath und Dr. Straffer das Erfuchen, diefes Geſchäft 
übernehmen zu wollen. Nunmehr nahm der Herr Minifter 
für Eultus und Unterricht, anfnüpfend an die Schlußverhand- 
Inng der Sitzung des verftärkten Reichsrathes vom 10. September 
das Wort, um in Beziehung auf den von dem Neidhsrathe 
Conte Borelli geäußerten Wunjh über die Modalitäten 
der Koftenbededung für die Neftaurations- Arbeit am Dome 
iu Spalato die Auskunft dahin zn ertheilen, daß zu diefem 
Zwede für das fommende Sahr der Belrag von 5000 fi. 
gewidmet und im Präliminare unter der Poſt der Patronats- 
Auslagen erfichtlich gemacht ſei. j 

derr Reihsrath v. Staromwiejsfi-Biberftein machte 
noch m dem Budget für. das Minifterium des Eultus und 
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öffentlichen Unterrichtes die Bemerkung, daß feines Wiſſens 
Privatſtiftungen, welche zur Ausbildung der Jugend gewidmet 
find, diefer Beſtimmung nit immer zugeführt würden, wo- 
durch der Wille des Stifters vereitelt werde. Er müſſe zur 
Unterflügung biefer Behauptung auf eine Stiftung in Galizien 
binweifen, welche im Jahre 1808 von einem gewiſſen Dedinski 
errichtet und zur Erhaltung von 4 Jünglingen aus adeligen 
Geſchlechtern beftimmt wurde. Diele fei im Jahre 1860 noch 
nit in das Leben getreten. Im Stiftbriefe heiße es, daß 
die Stiftung durch einen Eurator verwaltet werden und unter 
Auffiht der Behörden ftehen folle. Gegenwärtig befinde fid 
diefelbe, welche einen Betrag von 100,000 fl, ausmacht, wo⸗ 
von 50,000 fl. in Baarcapitalien und 50,000 fl. in unbemeg- 
lien Gütern beftehen, unter der Verwaltung des Mint- 
fteriums für Eultus und öffentlichen Unterricht, und die end- 
ihe Regelung diefer Angelegenheit nach dem Willen des 
Stifters fei trog vielfältiger Verhandlungen nod immer nicht 
herbeigeführt. Darin liege einerfeit3 eine Rechtswidrigleit, 
weil dem Willen des Stifters Eintrag gefchehe, und danu 
ſcheine ein folcher Vorgang auch unzweckmäßig, weil in ihm 
eine Art Abfchredungsmittel vor Errichtung folder Stiftungen 
iege. 

Der Minifter für Cultus und Unterricht erwiderte, daß 
er im gegenwärtigen Augenblide nicht in der Lage fei, über 
die angedeutete Stiftungs - Angelegenheit Auskunft zu geben, 
daß er jedoch diefen Anlaß benügen werde, die Sache zu be⸗ 
treiben und zum Schluffe zu führen. 

Reichsrath v. Staromwiejsti erffärte, hierauf ein um 
fo größeres Gewicht legen zu müffen, ala die Beſetzung ber 
Stiftungspläge nad dem Stiftbriefe, der ihm zugelommenen 
Mittheilung gemäß, dem Curator zuftehe, gleichwohl aber die 
Regierung mit der Beſetzung diefer Pläße vorzugehen bie Ab- 
fiht habe, ein Beginnen, welches unzweifelhaft einen Eingriff 
in ein Privatrecht bilden würde. 

Nunmehr forderte Se, kaif. Hoheit der Erzherzog Reichs⸗ 
raths⸗Präſident den Herrn Berichterftatter auf, mit dem 
Bortrage des Comite- Gutachtens über das Militär» Budget 
zu beginnen. 

In Befolgung diefer Aufforderung las Graf Szécſen 
die folgende Stelle des Berichts: Ä 

„Bei der Beratfung bes Militär-Budgets wurde 
vor Allem die Thatfache conftatirt, daß die nicht unbedeuten⸗ 
den Erjparungen von 38,518,30u fl., welche das Präliminare 
für das Jahr 1861 gegen jenes vom Jahre 1860 in Ausſicht 
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fielt, von dem Beftreben der Militärverwaltung, zur Her- 
ftellung eines befjeren Stantshaushaltes beizutragen, ein er- 
freulihes Zeugniß geben. 

„Die Süße des gegenwärtigen Armee-Budgets gründen 
fi) nach den angefhlofienen Standes- und Perfonal- Aus- 
weifen auf den dermaligen wirklichen Beftand der Armee-Be- 
börden, Armee» Anftalten und des ZTruppenftandes, und eine 
etwaige Streihung einzelner Pofitionen für. das Jahr 1861 
erſcheint daher nicht thunlich. 

„Do kann das Komite nicht umhin zur Sprade zu 
bringen, daß die Milttärverwaltung im Berhältniffe bes 
Truppenftandes eine fehr Toftfpielige ift und einen unver- 
bältnigmäßigen Theil des ganzen Militäraufmwandes in Att« 
fprud nimmt. 

„Diefes auffällige Mifverhältniß ift es, welches das Komite 
zu dem Antrage beftimmt, der hohe Reichsrath möge an Se. 
Majeftät die allerunterthänigfte Bitte ftellen, Allerhöchftdiefelben 
mögen geruhen zu verfügen, daß mit möglichfter Beichleuni- 
gung diefer Gegenftand an competenter Stelle in die reiflichfte 
Erwägung gezogen werde, damit die allgemein als theuer an- 
erfannte Militärverwaltung einfacher und wohlfeiler werde, 
Die Feftftellung der Mittel, um zu diefem Zwede zu gelangen, 
erbeifht die eingehende Erörterung competenter Fachmänner. 
Das Comite glaubt daher fih nur auf die undorgreifliche 
Andeutung befchränfen zu jollen, daß etwa in der Erweiterung 
bes Wirkungsfreifes der unteren Behörden, in der Auflaffung 
jener, die feine jelbfiftändige Berwaltungsiphäre haben, in ber 
Bejeitigung der die Schreibereien vermehrenden Zwiſchenbe⸗ 
börden und hauptjächlich in der Aboptirung jener Grundfäte 
bei Befchaffung der Armee-Bedürfnifie, welche durch den gegen- 
wärtigen Standpunft der Induftrie geboten find, die Mittel 
zu finden fein dürften, den übermäßigen Aufwand für die 
Militärverwaltung herabzumindern. 

„Das Comite fühlt fich zugleich verpflichtet, die bei dieſem 
Anlafje abgegebene Erflärung des Vertreters des hohen Armee» 
Dbercommando’8 zur Kenntniß des hohen Neichsrathes zu 
bringen: daß bereits eine Commiffion zur Aenderung bes 
Eyftems der Militärverwaltung zufammengejeßt und dag 
eifrigfte Streben dahin gerichtet jei, im Wege geeigneter Re⸗ 
formen die möglichfte Herabminderung des Militär- Budgets 
in erzielen; eine genaue Ziffer der in diefer Richtung zu ge» 
winnenden Reſultate laſſe fich bei den erſt eingeleiteten und 
m Zuge befindlihen Verhandlungen jeßt noch nicht angeben; 
jedoch dürfte unter Vorausſetzung friedlicher Zeitumfänbe eine 
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Verringerung des Armee-Erforderniffes, ohne die. Schlagfer- 
tigleit der Armee zu beirren, auf circa 90 Millionen Gulben 
in nächſter Zukunft in Ausficht geftellt werben.“ 

Reichsrath Dr. Polansty: „Es ergibt fich mir Hin- 
fihtlih des Militär-Budgets die Bemerkung, daß ber Boran- 
ſchlag für den ganzen Militäraufwand eben deßwegen, weil 
er ein Voranſchlag if, nur eine approrimative Ziffer der 
tünftigen wirklichen Ausgaben enthalten könne. 

„Dieje wirklichen Ausgaben können nun die im DVoran- 
fhlage vorgefehenen Summen erreidhen, fie können diefelben 
aber auch überfleigen oder Hinter ihnen zurüdbleiben. Für 
ben Fall, wenn die factifchen Auslagen den Voranſchlag nicht 
erreichen, ‚follte das Erfjparte meines Erachtens an die Cen- 
tralcafje zurüdgeftelt und als Guthaben für das fommende 
Jahr vorgeſchrieben, in feinem Falle aber für andere Zwecke 
verwendet werden. Der gleihe Vorgang wäre auch bei allen 
übrigen Berwaltungszweigen einzuhalten. Ich habe dieſe Be- 
merfung bei dem Militär- Budget bloß darum erheben zu 
folfen geglaubt, weil bier die höchfte Bedarfsziffer, folglich 
bei dem Nidhteintritte außerordentliher Ereigniſſe aud die 
nambhaftefte Eriparung möglich jcheint. Der von mir ange 
deutete Grundſatz follte nicht bloß bei einem Gefammt- Ver- 
waltungszweige, fondern auch bei den einzelnen Abtheilungen 
derjelben beobachtet werden. Es wäre daher, wenn bei einem 
Berwaltungszweige mehrere Abtheilungen: Benfionen, Bauten, 
Subventionen u. dgl. beftehen, und bei einer dieſer Abthei— 
lungen, 5. B. bei den Bauten, 10,000 fl. erſpart würden, 
diefer Betrag an die Centralcafje zurüdzulegen und als Gut⸗ 
haben für das kommende Jahr vorzufchreiben. Nicht zuläſſig 
und angemeffen halte ich es aber, daß in demfelben Zweige 
ber Verwaltung die Erſparniſſe der einen Abtheilung für eine 
andere verwendet werden. Es ift mir das Verfahren, welches 
in diefer Beziehung in der Praris beobachtet wird, unbelannt. 
Sollten beftimmte Normen in der Richtung, in welcher id 
meine Anſchauung entwidelte, bereits beftehen, jo würde ſelbſt⸗ 
verſtändlich jeder Antrag im Sinne derſelben meinerſeits unter⸗ 
bleiben. Im gegentheiligen Falle aber oder in demjenigen 
einer Ungleichheit oder Unſicherheit im praktiſchen Vorgange 
müßte id mir den Antrag erlauben, daß Eriparniffe des 
einen Jahres, in welchem Berwaltungszweige oder in welder 
Abtheilung jedes einzelnen Berwaltungszweiges dieß auch je 
möge, immer an die Sentralcafje zurücgelegt werden mögen. 

Ueber diefen Vortrag des Herrn Reichsrathes Dr. 
Polausky wurde von dem Leiter des Finanzminifterium, 
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Reichſsrath v. Plener, dahin Aufllärung ertheilt, daß das 
Syſtem der Dotationen für die einzelnen Verwaltungszweige 
gegenwärtig ſchon derart geregelt fei, daß übrig bleibende 
Cafjerefte gar nicht vorlommen können. Es werde das Jah- 
respräliminare gemacht und Monatsausweife verfaßt, welche 
wohl die Grundlage der für die einzelnen Verwaltungszweige 
bei den Cafſen eröffneten Eredite bilden; allein. die wirkliche 
Berausgabung der präliminirten Beträge finde auch nur nad) 
dem wirflichen Bedarfe ſtatt. Es fei alfo Feine Rede davon, 
daß der ganze Bedarf in vorbinein in. die betreffende Caſſe 
abgegeben und in derjelben fonah mandmal Reſte übrig 
bleiben. Ein Guthaben irgend. eines Berwaltungszmeiges 
oder einer Abtheilung besfelben und die Möglichkeit, damit 
anderweitig zu disponiren, fei bei den beftehenden Einrichtun⸗ 
gen nicht denkbar, und daher eben jo wenig eine Yurüderftat« 
tung an die Sentralcaffe, weil von der letteren eben nur die 
dur die Nothwendigkeit gebotenen Summen den verjchiede- 
nen einzelnen Caſſen zur Verausgabung zugewielen werden. 

Reichsrath Graf Stodau: „Der Beriht des Comites 
Hat mir die beruhigende Ueberzeugung gewährt, daß es in der 
Abfiht der hohen Mititärverwaltung liege, bei den Audga- 
ben alle mit den Finanzverhältnifien der öſterreichiſchen Mon- 
ardie im Einflange ſtehenden Erfparniffe eintreten zu laſſen. 
Aus dieſem VBortrage geht ferner hervor, daß trog einer Ver⸗ 
ringerung des Armee-Aufmandes auf 90 Millionen Gulden 
unter ber Vorausfegung friebliher Zeitumftände die Armee 
in jener Stärke erhalten werden dürfte, welche durch die Stel- 
lung der öfterreihifchen Monardie geboten erjcheint. Der 
Voranſchlag des Militär-Budgets ift wohl zunächſt derjenige, 
welcher ſich nit genau und verläßlich beziffern läßt. Der- 
felbe Tann wohl auf ein für den Friedensftand maßgebenbes 
Minimum herabgejegt werden, ift aber feiner Natur nad eim 
fother, der bei den geringften aus den politifchen Verhält⸗ 
niffen fi) ergebenden Umftänden überfchritten und ſonach der 
Rilitäraufmand diefen Umftänden angepaßt werden muß. Bei 
den jetst obwaltenden drohenden Berhältniffen feheint es mir 
im Zwede und im Wirkungstreife des hohen Reichsrathes zu 
fiegen, daß für die mögliche Eventualität eines Krieges ſchon 
jegt Vorſorge getroffen werde. Jene Mittel, welche bisher in 
anßerordentlihen Fällen zur Dedung des außerorbentlichen 
Rifttäraufwandes zur Anwendung famen, wie Anlehen vom 
Unstande, freiwillige Anlehen im Inlande, Vorſchüfſe von 
der Nationalbank, fcheinen mir erihöpft, Es bizfte daher 
für den Fall, wenn es die Umftände erheiſchen . daß 
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die Armee mit neuer Macht ausgerüftet werde, um allen vom 
Auslande drohenden Eventualitäten fiegreich entgegentreten zu 
können, rechtzeitig auf die Mittel hiezu fürzudenfen und diefes 
nit auf den Augenblid zu verfchieben fein, wenn die Ge— 
fahr bereits vorhanden ift und die Zeit zu fehr drängt, um 
die Sache auf jene Weife durchzuführen, die der Gerechtigkeit 
und Billigfeit denjenigen gegenüber entipriht, von welden 
nothwendiger Weife die Mittel herbeigejchafft werden müſſen. 
Sn diefem Augenblide ftehen wir noch unter dem Drude der 
legten Rriegefteuerzufchläge und es ift nad ber im Budget 
dargelegten Sachlage nicht vorzufehen, daß von denfelben, fo 
lange die gegenwärtigen finanziellen Berhältniffe fortdanern, 
werde Umgang genommen werden können. Wenn id) es für 
nothwendig halte, ſchon jett auf die Zukunft bedadt zu fein, 
fo ſchwebt mir die Betrachtung vor, daß es nicht angehe, 
dann, wenn man die Armee augenblidfih braudt, fie ans der 
Erde zu flampfen, und die Schlahten und Kriegsereigniffe 
ber Jetztzeit erfordern doch fchnelle Schlagfertigkeit der Armee. 
Dur die Befchleunigung der Communicationen mittelft der 
Eifenbahnen gewinnt die Dispofition der Streitfräfte fehr an 
Geſchwindigkeit, und e8 werden die nöthigen Truppenkörper 
für die maßgebende Enticheidung mit größter Schnelligteit 
auf den einen oder den andern Punkt hingeführt, wobei na- 
lc nur die fürzefle Zeit übrig bleibt, ſich hiegegen vor- 
zuſehen. 

„Bor Allem iſt es nothwendig, wenn die Armee gut or⸗ 
anifirt und Alles zu ihrer Schlagfertigleit vorbereitet fein 
ol, daß die zu diefem Zwecke erforderlichen Geldmittel vor⸗ 
handen feien, Die in folden Fällen früher angewendeten 
Mittel find, wie ich bereitS oben erwähnte, erſchöpft. Mir 
fheint es nun, daß e8 unfere Aufgabe wäre, jest ſchon jenen 
Modus der Bertheilung von Steuerzufhlägen für den Kriegs- 
fall, wie er im Falle des Bedarfes am zwedmäßigften zu be- 
flimmen wäre, in Berathung zu nehmen, Es fällt mir aller- 
dings ſchwer, diefen Punkt gegenwärtig zu berühren; allein 
ich glaubte mich hiezu durch die Erfahrung gedrängt, daß die 
Belaftung mit dem beftehenden Kriegazufchlage nicht in der 
Art und Weife vertheilt wurde, wie es die Geredtigleit und 
die Billigkeit erheifcht Hätten. Um nun vorzubeugen, daß 
etwa weiter nothwendig werdende Steuerzufchläge nicht von 
dem Finanzminiflerium nad einer Modalität umgelegt wür- 
den, deren Detail unbelannt bleibt, und die nur verjchiedene 
Procente feftfeßt, obne für das Allgemeine näher motivirt zu 
fein, erlaube ih mir den Antrag, daß eine Kommiffion er- 
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nannt werben möge, welde für den Fall der Nothwendigkeit 
einer Erhöhung bes Militärbedarfs fi) damit zu befchäftigen 
hätte, die Modalitäten, welche der Gerechtigkeit und Billig 
keit entfprechen, mit Hinbiid auf jene feftzufegen, welche be- 
ſtimmt fein werden, diefe erhöhte Kriegsftener zu leiften. Iſt 
der Augenblid da und find die Geldmittel nicht vorhanden, 
dann ift die Auffindung bes zwedmäßigften Modus fchwierig 
und jeder Zahlungspflichtige wird unvorbereitet getroffen. Iſt 
biefer Modus aber im Momente der Ruhe durdgefühtt, auf 
riätiger Bafis bewirkt, mit Zuziehung jener Factoren ermit- 
telt, die berufen find, die nöthigen Beiträge zu Jeiften, fo ift 
zu hoffen, daß er befiere Aufnaßme finden würde. Ich zweifle 
einen Augenblid, daß jener ſchöne Aufſchwung von patrioti- 
fher Aufopferung, ber fi) bei den letten Kriegsereignifjfen in 
fo glänzender Weiſe gezeigt hat, vorkommenden alles auch 
wieder hervortreten werde. Allein hierin liegt nicht das zu- 
reichende Mittel. Selbft der Errichtung von Freiwilligen» 
Bataillonen kann ich in doppelter Hinficht, nämlich in mili« 
tãriſcher und finanzieller, nicht beiftimmen, So fehr ich darin 
allerdings einen ſchönen Beweis von Patriotismus finde, fo 
ſpricht doch in militärifcher Beziehung der Umſtand dagegen, 
daß der größte Theil folcher Freiwilligen eben auch berufen 
wäre, in die reguläre Armee einzutreten, und daß jene, welde 
in die wohlbisciplinirte Armee treten, dann unzweifelhaft 
befiere Dienfte leiften, als im Freiwilligen-Eorps, Auch aus 
dem finanziellen Geſichtspunkte Tann, infolange die Orga- 
nifation der Freimilligen-Bataillone die jetiige iſt, denfelben 
nit das Wort geredet werden, weil die Opfer, welde für 
bie Freimwilligen-Bataillone auf die einzelnen Provinzen ent- 
fallen, nicht im Berhältnifie find mit jenen, welche nothwendig 
wären, wenn die Freiwilligen in die Reihen der Armee ein- 
getheilt würden. Abgerechnet alio von dem moralifhen Ein⸗ 
drude und der politiihen Seite der durch die Errihtung von 
a nn fi kundgebenden patriotiichen Ge⸗ 
ung, vermag ich mich mit diefer Anftitution nicht zu ver- 
einigen. Meine Anficht geht fomit dahin, daß die Modalitäten 
über die Beitragsleiftungen für eine eventuelle erhöhte Kriegs- 
flener mit Zuziehung jener Sactoren, die berufen find der 
Leiftung derjelben fi) zu unterziehen, fchon gegenwärtig in 
Ueberlegung und Berhandlung genommen werden,“ 
Reichsrath Fürft Salm: „Ich halte den Vorjchlag, den 
wir foeben von Seite des Herrn Grafen Stodau vernom- 
mau haben, bei aller Zufimmung zu den Motiven, durd 


weiche derfelbe veranlagt wurde, doc nigt jr praktiſch. 
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Entweder wirb eine ſolche Commiſſion ernannt, bevor alle 
übrigen organifatorifchen Inftitutionen des Kaiferftaates in's 
Leben gerufen find, und dann wird diefe Commiffion in der⸗ 
felben Lage fich befinden, in welcher der Neichsrath jelbft ift, 
fie wird eben nur aus Privat-Bertrauensmännern und zwar 
Bertrauensmännern Sr, MajeRät beftehen, Wie können fich 
diefelben nun anmaßen, über fo umfaflende Berhältniffe zu 
urtheilen und Wege anzugeben, die den Interefien derjenigen, 
welche davon betroffen werden, auch entiprechen würden ? 

„Erſt dann, wenn die in Ausficht geftellten Inftitutionen 
im Reiche wirklich beftehen werden, erft dann wird dasjenige 
gegeben fein, was dem Antrage des Herrn Vorredners vor⸗ 
ſchwebte. 

„Erſt dann werben die Factoren vorhanden fein, welche 
fih mit den Modalitäten beſchäftigen Lönnen, wie der erhöhte 
Bedarf am zmedmäßigften eingebracht werden kann, fowie 
auch, was noch viel wichtiger fcheint, wie er volllommen 
gleihmäßig vertheilt werden würde.” 

Reichsrath Fürft Salım fügte bei, fi) aus den von ihm 
entwidelten Gründen gegen den Antrag des Grafen Stodau 
erflären zu müſſen. 

In diefer Richtung ſprach fi auch der Reichsrath Frei- 
herr v. Petrind aus und feßte hinzu, daß er fih noch zu 
der Bemerkung veranlaßt fehe, es fei ihm aufgefallen, daß 
nad den Zifferanfäten jeder Mann bei der Landarmee durd)- 
ſchnittlich 166 fl. kofte, während bei den Jägern die Koften 
für je einen Mann durchſchnittlich ſich nur auf 115 fi, be⸗ 
Yanfen, obgleich die Uniformirung bei den Säger-Bataillonen 
doch viel Toftfpieliger als bei der Landarmee fei. Hierauf er- 
widerte der Bertreter des Armee-Obercommando’8 FML, 
v. Schmerling, daß die Auslagen für einen Linien-Infan- 
terie- Soldaten durchſchnittlich 113 fl. und bei den Jägern 
117 fi, betrügen. 

Reichsrath Freiherr von Petrind entgegnete, im Mi— 
fitär » Budget jeten die Koſten für die Landarmee zu 125,550 
Mann mit 20,823,746 fl., für die Jäger mit 27,211 Mann 
hingegen mit 4,056,209 fi. ausgewieſen, wonad auf den 
Mann die von ihm früher nad) Berichiedenheit der Truppen⸗ 
gattung berechnete Koftenziffer entfalle. 

MR. v. Schmerling bemerkte hierüber, zufolge ber 
beftehenden Organifation des Heeres komme bei den Linien- 
Infanterie-Hegimentern zu berüdfichtigen, daß bei denfelben 
mehr Stabsofficiere beftänden, in diejelben die Ergänzungs- 
bezirte gehörten und die Recrutirungs-Auslagen Toftipieliger 
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feien. Alles diefes müſſe in die Ziffer des Durchſchnittes der 
angegebenen Auslagen eingerechnet werben. 


Reichsrath Für Colloredo fügte zu den Bemerkungen 
bes Bertreters des Armee-Obercommando’s noch hinzu, daß 
die Koften der Landarmee und beziehungsmeife jedes einzelnen 
Mannes derjelben darum höher erſcheinen, weil bei der Land- 
armee auch die Cavallerie und Artillerie inbegriffen fei, und 
zwar im Gegenfage zu den Sägern. 


Reichsrath Dr. Hein: „Ach würdige volltommen bie 
patriotifhen Gefühle und Motive, melde den Herrn Reiche» 
rath Grafen Stodau zu jeinem vorangedeuteten Antrage 
bewogen. Ich muß aber darauf aufmerkfam machen, daß für 
den Kriegsfall überhaupt fein Budget aufgeftellt werde, und 
dag dieß auch unmöglih ſei. Darum glaube ih, daß der 
hohe Reichsrath am beften thun würde, in.diefer Beziehung 
die Initiative der Regierung abzuwarten. Nicht unerwähnt 
vermag ich zu laſſen, daß jeder Zufchlag zu dem beftehenden 
Steuern meines Erachtens bei weitem nicht ausreichen dürfte 
um die Koften der Kriegserforderniffe zu beftreiten und zu 
beden, es wird hiefür zu viel höheren und ergiebigeren Hilfe- 
quellen gegriffen werden müflen, und es fcheint in diefer Be⸗ 
ziehung ber Vorſchlag ſich zu rechtfertigen, daß die Anträge 
hierüber am beften ber Finanzverwaltung überlaffen zu blet- 
ben hätten. Sch Tönnte mid) daher mit dem Antrage des 
Herrn Grafen Stodau nicht vereinigen,” 


Nachdem der Antrag des Grafen Stodau feine Unter- 
fügung fand, wurde über denfelben hinweggegangen. 


Graf Szecjen bradte nunmehr den folgenden Theil 
des Comite-Berichts zum Bortrage: 


„Der bedeutende Aufwand auf Penfionen betrifft den 
zweiten Punkt, welchen das Comite in Anregung zu bringen 
fh erlaubt. Das Comite verkennt keineswegs, daß eben bie 
zur Verminderung des Aufwandes nad Beendigung bes vor⸗ 
jährigen Krieges ftattgehabten zahlreichen —— es 
größtentheils waren, welche den Penſionsaufwand zu dieſer 
enormen Höhe fleigerten. Die Erwägung jedod, daß aud für 
disponible Offlciere fünf ein halb Millionen präliminirt er- 
ſcheinen, welcher Aufwand noch mehrere Jahre dauern dürfte, 
drängt das Comité zu der Bemerkung, daß es höchſt wüne 
mswerth erfcheint, wo möglich ſolche Maßregeln zu treffen, 
wege eine fo nachhaltige und empfindliche Belaftung der Fi- 


namen nach jedem Kriege befeitigen.“ ie, 
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Neichsratb Graf Barlöczy: „Ich muß mid) ganz ein⸗ 
verflanden mit den Bemerkungen des Comités in Betref 
des Truppenftandes und der Militärverwaltung erklären. 
„Ih bin überzeugt, daß im Berhältnig zur Größe ber 
öfterreihifhen Monardie die gegenwärtig beſtehende Truppen 
zahl durchaus nicht zu hoch, fondern eher zu niebrig fet, uud 
Tann nur der Anficht beipflichten, daß die Armee-Verwaltung 
einen unverhältnigmäßigen Aufwand erheiſcht. Im diefer Be 
ziehung bin ich fo frei, mit Hinblid auf die vom Armeh 
DObercommando vorgelegten Erläuterungen zum Milttär-Bubgel 
und namentlich auf ben Umftand, daß zur VBerbeflerung ber 
Milttärverwaltung im Allgemeinen eine Commiffton zufam 
mengefett wurde, ohne daß ich einen beflimmten Antrag z8 
ftellen beabfidhtige, doch anzudeuten, wie wünſchenswerth & 
wäre, das Augenmerk diefer Commiffton insbefondere af M 
den bedeutenden Aufwand für Militärpenfionen zu lenben 
Es ift mir unter allen Schriftftüden der Gefammt-Bubge- 
Borlage Feine Ziffer fo aufgefallen, wie jene für die Mifktäre 
penftonen, welche fich bei der öfterreihiihen Armee fo heqh 
beläuft, wie bei feiner andern Armee ın Europa. Site ie 
trägt nämlih nad) diefen Angaben acht Millionen Gulden, 
und wenn man die anderen Auslagen, weldye zwar nicht um 
mittelbar hierher gehören, aber doch mit diefen im Ganzen 
analog find, nämlich die Verforgung der zur Armee gehört. 
gen Individuen betrachtet, fo ftellt fich diefe Summe nahen 
auf das Doppelte, indem die Genüffe der disponiblen Gene 
rale und Officiere 5%, Millionen, die ber Witwen und We 
fen eine Million und darüber und bie der gewiß fehr ver 
dienten Invaliden 1, Million in Anfprucd nehmen. Die Ge 
fammtjumme des Penfionsaufwandes beläuft fi ſomit 
16 bis 17 Millionen, was einen nicht unbeträchtlichen Th 
der ganzen Armee-Bermwaltungstoften ausmacht. Sn den Er ® 
Yäuterungen des Armee-Obercommando’8 fteht ein Vergleiqh 
diefer Auslagen mit den analogen in Franfreih. Unter am 
deren wird in diefen Erläuterungen gefagt, daß der Aufwand 
für die Truppen in Defterreich 51°. Percent des ganzen Wr 
mee-Budgets betrage, was um fo leichter aufzufaffen if, all 
fi) der geſammte Armee-Voranſchlag auf die runde Summe 
von 100 Millionen beläuft. In Frankreich beträgt der Auf 
wand für die Truppen 58 Percent von den geſammtes 
Armee-Roftenerforderniffen. Der Aufwand für Penfionen ber 
läuft fich in Oeſterreich auf 41 Percent, in Frankreich nur 14 
Percent und in Preußen 40 Bercent. Nach diefen Daten if 
die Ziffer, die in Defterreich auf Penſionen entfällt, nicht for 
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ohl größer als in anderen Ländern überhaupt, jondern ins- 
fonbere ungünftiger als in Frankreich. 


„Dieſes abnorme Berhältnig der Penftonen ftellt ſich aber 
4 einer genauen Unterfuhung der Zifferanfäge in einem 
och grelleren Lichte dar. Bei dem Berhältniffe 41 zu 14 find 
oß die arithmetifhen und numerifhen Berbältniffe und 
ummen in Betracht gezogen, nicht aber diejenigen Factoren, 
elche dieſe Zifferelemente lieferu. Wenn in diefer Beziehung 
e Zahl der Generale und Dfficiere in Defterreich mit ber 
ab derfelben in Frankreich verglichen wird, fo dürfte das 
erhältniß nad, einer oberflählichen Berehnung fid) nicht wie 
. zu 14, fondern etwa wie 40 zu 9 geftalten. Nicht uner- 
ühnt Tann gelaflen werden, daß Defterreich feinen langwie- 
gen Krieg hatte, während Frankreich in einen folden in Al- 
rien verwicdelt geroefen. Es ftellt ſich alſo in diefer Bezie- 
mg das Berhältnig Defterreichs günftiger dar, als jenes 
vanfreichse. Die Höhe der Penfionen datirt bereits von lan- 
er Zeit ber, und nit erft von dem letten italienifchen 
ziege. In Oeſterreich gibt es 162 Generale, in Frankreich 
egen 243, folglih in letterem Lande 80 mehr als in 
jefterreih. Die Zahl der Stabsoffiziere beläuft fich in 
yefterreich auf 929, in Frankreich aber auf 1788, alſo faft auf 
8 Doppelte. Ebenjo ift die Zahl der Oberofficiere in Defter- 
ich 11,512, in Frankreich dagegen 15,894, Bee in legterem 
ınde um 35 Percent höher als hier. Unter dieſen Verhält- 
fen hätte Frankreich offenbar Urfahe, mehr an Benfionen 
tBzugeben, als Defterreih. Meine Darftellung veranlaßt mich 
vor nicht, einen Antrag zu ftellen, aber zu dem bereits er- 
äbnten Wunjhe, daß die bei dem Armee-Obercommando 
gende Commiſſton vor Allem auf die Reduction der Aus- 
gen für Penfionen ihr Augenmerk richte. Ich verfenne zwar 
ſcht, daß die Verminderung dieſer Ausgabspoft nicht die 
nfgabe der Gegenwart fein Tann, allein unzweifelhaft gehört 
ejelbe zu den wichtigſten Aufgaben für die Zukunft. Bei 
zwägung der Höhe des Penfionsaufmandes Tann man fi 
er Meinung kaum entichlagen, daß ein Mangel an beftimm- 
m Grundſätzen über die Penfionsbehandlung der Militärs 
errfche, oder aber, daß die etwa beftehenden Normalien nicht 
ehörig beobachtet werden. Es würde eben fo jehr im Intereffe 
e8 Staatsſchatzes als einer weijen Gebahrung in der Armee- 
3erwaltung liegen, wenn in diefer Beziehung fire Normen 
efigeftellt und diefelben genau beobachtet würden.”. 


Der Herr Bertreter bes Nrimee-Dbercommande’! EML. 
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Ritter von Schmerling fah fich hierdurch zu folgender fr I 
tiihen Aufflärung veranlaft: 

„Es ift allerdings richtig und begründet, daß ber Ben 
fions-Etat der öflerreichifchen Armee feit einigen Jahren 8 
a an iſt. Diefes gründet fich vorzüglich auf das in nenam 

eit erlaffene neue Penfions-Normale. Ich glaube aber, M 
dürfte in diefem Gefege nur mit „großer Danfbarkeit ein UA 
der Gnade und Borjorge Sr. Majeftät für die Armee em 
fannt werden, und zwar bei Berhältniffen, die früher unver 
fennbar für das Militär fehr unglinftig waren, ımd bie um 
modificirt und nah Recht nnd Billigkeit geregelt find. i 

„Sn Folge des neuen Penfions-Normales ift im 
ein Mehraufwand von ungefähr zwei Millionen Gulden ei 
wachen. Was den hohen Stand der Benfionen im Allg 
nen und insbefondere im Vergleiche mit Frankreich b 
ſo glaube ich die Größe der —— in Oeſterrei 
genüber Frankreich aus der Organiſation der öfterreicht 
Armee erflären zu ‚müffen, welche derart ift, daß, wenn. mag 
von dem Friedens- auf den Kriegsfuß überzugehen geräihe 
wird, eine bedeutende Ernennung von Generalen, 
und Oberofficieren eintreten muß, während bei der franz 
[hen Armee nad) den finanziellen Verhältniffen des Laube 
diefer Uebelftand vermieden erſcheint. Tritt der umgelehrit 
Fall ein, daß vom Kriegs» auf den Friedensfuß übergegangen 
wird, fo muß in Defterreich der Staatsſchatz behufs der Per 
fionirung in hohem Maße in Anfprud) genommen werben 
und dadurch ift e8 erflärlih, daß aus Anlaß der Ereigriſt 
bes vorigen Jahres eine namhafte Anzahl von Penfionen ji 
wuchs, worin zunädft ber bießfällige hohe Etat: ſich grünbel 
Was den Wunſch betrifft, daß bei der beim Armee-Obercom 
mando zufammengefegten Commiſſion diefer Gegenftand int 
Auge gefaßt werde, fo wird diejes allerdings gefihehen, um 
kann ich nicht unerwähnt lafien, daß das Penfions-Normak 
bereit8 ganz feft gegliedert befteht.“ oo 

Reichsrath Maager: „Ohne gegen das Syſtem ba 
Penſionirung zu ſprechen, da id) es als ganz richtig erkenn, 
daß der Staat die Verpflichtung hat, Jeden, ber ihm fein 
Dienfte gewidmet, wenn er nicht mehr im Stande tft, dieſel⸗ 
ben meiter zu leiften, zu verforgen, muß ich doch bemerken, 
daß mir zunähft die Frage von Gewicht ſcheint, wann ba# 
Recht, eine Penfion zu verlangen, eigentlich beginnt. Ich lau 
mir diefe Frage nur dahin beantworten, daß dieſes Kecht 
entweder nad) Zurücklegung einer gewiſſen Reihe von Jahren, 
nad Leiftung einer gewiſſen Anzahl von Dientten oder aber 
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ach eingetretener phyſiſcher Dienftuntauglichleit Platz zu grei- 
m habe. Daß bei dem Militär der leßterwähnte Umftand 
äufiger eintritt, wie bei anderen Berufszweigen, dieß ent- 
ehme ich aus einer aufflärenden Bemerkung in dem Budget, 
0 es bezüglich der auf Penfionen präliminirten 8 Millionen 
zulden erläuternd heißt: daß „alle im Genuſſe der Gage 
ehenden Militär-Individuen als Officiere u. |. w., fobald 
e zu weiteren Dienften phufifch nicht mehr geeignet find und 
ı ben Invalidenhäuſern nicht untergebracht werden können, 
ne ihrer Charge und zurüdgelegten Dienflzeit entfprechende 
enfion beanjpruchen dürfen,” Sch muß nun bemerken, daß 
) Häufig penfionirte Dfficiere ehe, die noch fehr lange Zeit 
itten dienen können, und daß viele diefer im kräftigſten 
esalter fiehenden Militärs, wie mir nicht jelten zu 
en gelommen, gegen ihren Willen und, obwohl fie gerne 
ne Dienfte dem Staate noch ferner gewidmet hätten, iu 
enfonsftand verjegt worden find. Wenn ich bei einer 
Achen Gelegenheit die Frage aufwarf, wie es wohl 
yumme, daß der Staatsfhag auf ſolche Weife fo enorm in 
enommen werde, jo wurde mir häufig erwidert, 
aß nit der Staat es fei, der dieſe Penftonen zu tragen 
abe, fondern daß ein eigener Fond für Milttärpenftonen von 
licher Höhe beftehe, daß er kaum erfchöpft werden dürfte. 
Bit diefer Erflärung begnügte ich mich; feit ih nun aber 
is Gegentheil fehe und weiß, daß ein. derartiger Militär- 
eufonalond nicht befteht, dagegen die Penfionen für das 
tär dem Staate mit einer fo enormen Summe zur Laſt 
Den, erlaube ich mir, mit Hinblid auf den weiteren Umftand, 
iß fehr viele andere hochwichtige Bedürfniſſe vom Staate 
ı befriedigen find, und daß eine Anzahl von Perſonen ge- 
iß dem Staate noch wirffam nügen und dienen könnte, die 
m Penfionsftande zufielen, zu dem Antrage des Comités, 
ich welhen „„es wünſchenswerth erſcheint, daß 
Ache Maßregeln getroffen werden, welche eine jo 
achhaltige und empfindlide Belaftung der Fi- 
anzen nad jedem Kriege befeitigen würden" das 
mendement zu ftellen, es wären die Worte: „nach jedem 
riege““ hinwegzulaſſen. L, 
„Der betreffende Pafjus hätte mithin allgemein jo zu 
nten: „daß es höchſt wünfchenswerth eriheint, wo möglich 
Ihe Maßregeln zu treffen, welde eine fo nachhaltige und 
upfindliche Belaftung der Finanzen befeitigen.” 
Reichsrath FML. Baron Solcenic: „Ueberdie Bemerkun⸗ 
en des verehrten Herrn Vorredners erlaube ich mir zu erwüh- 
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Reichsrath Graf Barköczy: „Sch muß mich ganz ein- 
verfianden mit ben Bemerkuugen des Comites in Betreff 
des Truppenftandes und der Milttärverwaltung erklären. 

„Ich bin überzeugt, daß im Verhältniß zur Größe ber 
öfterreihifhen Monardie die gegenwärtig beftehende Truppen- 
zahl durchaus nicht zu hoch, Sondern eher zu niedrig fei, und 
Tann nur der Anficht beipflichten, daß die Armee-Bermaltung 
einen unverhältnigmäßigen Aufwand erheifht. In diefer Be— 
ziehung bin ich fo frei, mit Hinblid auf die vom Armee- 
Dbercommando vorgelegten Erläuterungen zum Milttär-Budget 
und namentlich auf den Umftand, daß zur Berbefferung der 
Militärverwaltung im Allgemeinen eine Commijfion zufam- 
mengefeßt wurde, ohne daß ich einen beftimmten Antrag zu 
ftellen beabfichtige, doch anzudeuten, wie wünfchenswerth es 
wäre, das Augenmerk diefer Commiffion insbefondere auf 
den bedeutenden Aufwand für Militärpenfionen zu Ienfen. 
Es if mir unter allen Schriftflüden der Gelfammt-Budget- 
Borlage keine Ziffer fo aufgefallen, wie jene für die Milttär- 
penfionen, welche fich bei der öfterreichiihen Armee fo hoch 
beläuft, wie bei feiner andern Armee in Europa. Sie be— 
trägt nämli nad diefen Angaben acht Millionen Gufden, 
und wenn man bie anderen Auslagen, welche zwar nit un» 
mittelbar hierher gehören, aber doch mit dieten im Ganzen 
analog find, nämlid die Verforgung der zur Armee gehöri- 
gen Individuen betrachtet, fo ftellt fi diefe Summe nahezu 
anf das Doppelte, indem die Genüffe der disponiblen Gene- 
rale und Dfficiere 5'/, Millionen, die der Witwen und Wai- 
fen eine Million und darüber und die der gewiß fehr ver- 
dienten Invaliden 1%, Million in Anfprud nehmen. Die Ge- 
fammtjumme des Penfionsaufmandes beläuft fih jomit auf 
16 bie 17 Millionen, was einen nit unbeträchtlichen Theil 
der ganzen Armee-Berwaltungskoften ausmadt. In den Er- 
länterungen des Armee-Obercommando’s fteht ein Vergleich 
diefer Auslagen mit den analogen in Frankreich. Unter an 
deren wird in diefen Erläuterungen gefagt, daß der Aufwand 
für die Truppen in Defterreich 51°%/,. Percent des ganzen Ar- 
mee-Budgets betrage, was um fo leichter aufzufaffen ift, als 
fi der gefammte Armee-Voranſchlag auf die runde Summe 
von 100 Millionen beläuft. In Frankreich beträgt der Auf- 
wand für die Truppen 58 Percent von den gejammten 
Armee-Roftenerforderniffen. Der Aufwand für Benfionen be 
läuft fih in Defterreich auf 41 Percent, in Frankreich nur 14 
Percent und in Preußen 40 Percent. Nach diefen Daten ift 
die Ziffer, die in Defterreich auf Penfionen entfällt, nicht fo- 
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wohl größer als in anderen Ländern überhaupt, ſondern ins- 
befondere ungünftiger als in Frankreich. 


„Dieſes abnorme Berbältniß der Penfionen ftellt ſich aber 
bet einer genauen Unterfuhung der Zifferanfäge in einem 
noch grelleren Lichte dar. Bei dem Berhältniffe 41 zu 14 find 
bloß die arithmetifhen und numerifhen Verhältniffe und 
Summen in Betracht gezogen, nicht aber diejenigen Factoren, 
welhe diefe Zifferelemente Tieferu. Wenn in diefer Beziehung 
die Zahl der Generale und Officiere in Oeſterreich mit der 
Zahl derfelben in Frankreich verglihen wird, fo dürfte dag 
Berhältniß nad) einer oberflächlichen Berechnung fi nicht wie 
Al zu 14, fondern etwa wie 40 zu 9 geftalten. Nicht uner- 
wähnt kann gelaffen werden, daß Defterreich feinen langwie- 
ten Krieg hatte, während Frankreich in einen foldjen in Al- 
pri verwickelt geweſen. Es ftellt ſich aljo in diejer Bezie- 
ung das Verhältniß Defterreihs günftiger dar, als jenes 
Fraukreichs. Die Höhe der Penfionen datirt bereits von Ian- 
ger Beit her, und nicht erſt von dem legten italienischen 
Kriege. In Defterreic gibt es 162 Generale, in Frankreich 
dagegen 243, folglich in letzterem Lande 80 mehr als in 
Oeſterreich. Die Zahl der Stabsoffiziere beläuft fi im 
Oeſterreich auf 929, in Frankreich aber auf 1788, alfo faſt auf 
das Doppelte. Ebenfo ift die Zahl der Oberofficiere in Defter- 
ah 11,512, in Frankreich dagegen 15,894, folglich in letzterem 
Lande um 35 Percent höher als bier. Unter diejen Verhält- 
niſſen hätte Frankreich offenbar Urſache, mehr an Penftonen 
auszugeben, als Defterreih. Meine Darftellung veranlaßt mic 
zwar nicht, einen Antrag zu ftellen, aber zu dem bereits er- 
wähnten Wunfche, daß die bei dem Armee-Obercommando 
tgende Commiſſion vor Allem auf die Reduction ber Aus- 
lagen für Penfionen ihr Augenmerk richte. Ich verfenne zwar 
möt, dag die Verminderung bdiefer Ausgabspoft nicht die 
Aufgabe der Gegenwart fein kann, allein unzweifelhaft gehört 
dieſelbe zu den wichtigften Aufgaben für die Zukunft. Bet 
rägung der Höhe des Penfionsaufwandes kann man fid 
der Meinung kaum entichlagen, daß ein Mangel an beftimm- 
im Grundſätzen über die Penfionsbehandlung der Militärs 
herrſche, oder aber, daß die etwa beftehenden Normalien nicht 
ghörig beobachtet werden. E8 würde eben fo fehr im Interefje 
des Stantsichates als einer weiſen Gebahrung in der Armee- 
twaltung liegen, wenn in dieſer Beziehung fire Normen 
Mpeftellt und diefelben genau beobadjtet würben.“. 


Der Herr Vertreter des Armee-Obercommggpo’s FMo. 
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Nitter von Schmerling fah fich Hierdurch zu folgender fac- 
tiſchen Aufflärung veranlaßt: | 

„Es ift allerdings richtig und begründet, daß der Pen- 
fions-Etat der öfterreichifchen Armee jeit einigen Jahren im 
Zugehnen iſt. Dieſes gründet ſich vorzüglich auf das in neuerer 

eit erlaſſene neue Penfions-Normale. Ich glaube aber, es 
dürfte in dieſem Geſetze nur mit großer Dankbarkeit ein Act 
ber Gnade und Vorſorge Sr. Majeſtät für die Armee er- 
fannt werden, und zwar bei Berhältniffen, die früher unver- 
fennbar für das Militär fehr umgänftig waren, und die nun 
modificirt und nad Recht und Billigleit geregelt find. 

„Su Folge des neuen Benfions-Normales ift im Ganzen 
ein Mehraufwand von ungefähr zwei Millionen Gulden er- 
wadhjen. Was den hohen Stand der Benfionen im Allgemei- 
nen und insbefondere im Bergleihe mit Frankreich betrifft, 
jo glaube ich die Größe der Procentziffer in Defterreich ge— 
genüber Frankreich aus ber Organifation der öfterreihifchen 
Armee erflären zu ‚müffen, welche derart ift, daß, wenn man 
von dem Friedend- auf den Kriegsfuß überzugehen genöthigt 
wird, eine bedeutende Ernennung von Generalen, Stabs⸗ 
und Oberofficieren eintreten muß, während bei der franzöft- 
jhen Armee nad) den finanziellen Berhältniffen des Landes 
diefer Uebelſtand vermieden erjcheint. Tritt der umgelehrte 
Fall ein, daß vom Kriegs- auf ben Friedensfuß übergegangen 
wird, jo muß in Defterreich der Staatsihag behufs der Pen- 
fionirung in hohem Maße in Anfprud genommen werben 
und dadurch ift es erflärlih, daß aus Anlaß der Ereigniffe 
des vorigen Jahres eine namhafte Anzahl von Penftonen zir- 
wuchs, worin zunächſt der dießfällige hohe Etat fid) gründet. 
Was den Wunſch betrifft, daß bei der beim Armee-Obercom- 
mando zufammengefegten Commiſſion diefer Gegenftand in's 
Auge gefaßt werde, fo wird biefes allerdings gejihehen, nur 
kann ich nicht unerwähnt laſſen, daß das Penfions-Normale 
bereits ganz feft gegliedert befteht.“ 

Reichsrath Manager: „Ohne gegen das Syſtem ber 
Penſionirung zu ſprechen, da ich es als ganz richtig erkenne, 
daß ber Staat die Verpflichtung bat, Jeden, der ihm feine 
Dienfte gewidmet, wenn er nicht mehr im Stande ift, diefel- 
ben weiter zu leiften, zu verforgen, muß ich doch bemerken, 
daß mir zunächſt die Frage von Gewicht ſcheint, wann das 
Recht, eine Penfion zu verlangen, eigentlich beginnt. Ich kann 
mir diefe Frage nur dahin beantworten, daß dieſes Recht 
entweder nad) Zurüdlegung einer gewiffen Reihe von Jahren, 
nad Leiftung einer gewiffen Anzahl von Dienften ober aber 
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nach eingetretener phyſiſcher Dienſtuntauglichkeit Platz zu grei⸗ 
fen habe. Daß bei dem Militär der letzterwähnte Umſſand 
häufiger eintritt, wie bei anderen VBerufszweigen, dieß ent- 
nehme ich aus einer aufllärenden Bemerkung in dem Budget, 
wo e8 bezüglich der auf Penfionen präliminirten 8 Millionen 
Gulden erläuternd Heißt: daß „alle im Genufle der Gage 
Rehenden Militär-Individuen als Officiere u. ſ. w., fobald 
fe zu weiteren Dienften phyfiich nicht mehr geeignet find und 
in den Invalidenhänfern nicht untergebramht werden können, 
eine ihrer Charge und zurüdgelegten Dienftzeit entfprechende 
Penſion beanjpruchen dürfen,” Ich muß nun bemerken, daß 
ih häufig penfionirte Officiere fehe, die noch ſehr lange Zeit 
hätten dienen Tönnen, und daß viele diefer im Träftigften 
Monnesalter fiehenden Militärs, wie mir nicht felten zu 
Oben gefommen, gegen ihren Willen und, obwohl fie gerne 
ihre Dienftle dem Staate noch ferner gewidmet hätten, in 
Penfionsftand verfegt worden find. Wenn ich bei einer 
ſolchen Gelegenheit die Frage aufmarf, wie es wohl 
tomme, daß der Staatsſchätz auf ſolche Weife fo enorm in 
Anfprag genommen werde, fo wurde mir häufig ermwibdert, 
daß niht der Staat es fei, der dieſe Penſionen zu tragen 
babe, fondern daß ein eigener Fond fir Milttärpenftonen von 
older Höhe beftehe, daß er kaum erfchöpft werden dürfte. 
Bit diefer Erflärung begnügte ich mich; feit ih num aber 
das Gegentheil ſehe und weiß, daß ein. derartiger Militär- 
Penfionefond nicht befteht, dagegen die Penfionen für das 
Rıltär dem Staate mit einer fo enormen Summe zur Laſt 
len, erlaube ich mir, mit Hinblid auf den weiteren Umftand, 
daß fehr viele andere hochwichtige Bedürfniſſe vom Stante 
zu befriedigen find, und daß eine Anzahl von Perfonen ge= 
wiß dem Staate noch wirkſam nügen und dienen könnte, die 
em Benfionsftande zufielen, zu dem Antrage des Comités, 
ug welchem „„es wünſchenswerth erjheint, daß 
ſolhe Maßregeln getroffen werden, welde eine fo 
nahhaltige und empfindlihe Belaftung der Fi— 
Ranzen nach jedem Kriege befeitigen würden" das 
Anendement zu ftellen, es wären die Worte: „nach jebem 
kriege“/ hinwegzulaſſen u 

„Der betreffende Paſſus hätte mithin allgemein jo zu 
Iuten: „daß es höchſt wünfchenswerth erſcheint, wo möglich 
Hör Maßregeln zu treffen, melde eine fo nachhaltige und 
Wfindfihe Belaftung der Finanzen bejeitigen.” 

Reichsrath FML. Baron Solcevic: „Ueber die Bemerkun⸗ 
hs verehrten Herrn. Vorredners erlaube ih mir.gg erwäh- 
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nen, daß für das Militär volllommen befiimmte Vorfchriften 
über die PBenftonirung der Oberofflciere beftehen. Jeder Offi⸗ 
cier, der ſich dienftuntauglich fühlt, muß vorerfi zu einer Ar- 
bitrirung und Superarbitrirung einer Commiffion vorgeftellt 
werden. Nah ihrem Befunde richtet ſich der weitere Antrag. 
Es tritt jedoch beim Militär wie bei allen übrigen Branchen 
der Kal ein, daß wegen anderweitiger Untauglichleit aud 
Officiere entfernt werben müflen, die fich feiner folhen Ber- 
eben ſchuldig machten, wegen welcher fie gerichtlich zu ent- 
ernen und der Penfion verluftig zu erllären wären. Diefer 
Kal tritt ein, wenn Officiere wegen ihrer Eigenſchaften für 
den Dienft überhaupt oder für höhere Chargen fi nicht 
eignen, und die Penfionirung erſcheint in diejem Falle zur 
Erhaltung des Geiftes in der Armee unbedingt notwendig.“ 

Reichsrath Dr. Hein erflärte, den Antrag des Herrn 
Reichsraths Manager zu unterftügen. 

Reichsrath Graf Barköczy fand ſich no veranlaßt zu 
bemerken, es ſei eine Wahrnehmung des praftifhen Lebens, 
daß gewiß bei feiner Armee in Europa, wenigftens in rie- 
denszeiten, Zruppen-Dislocationen in foldem Maße ftattfin- 
den, als in Oefterreid. Er habe von Militär-Autoritäten 
vernommen, daß im Durchſchnitte täglich 10- bis 12,000 
Mann auf der Eifenbahn bislocirt werden. Wenn man ganz 
Europa bereifen würde, jo würde man nirgends fo zahlreiche 
Truppen auf den Straßen und Eifenbahnen fehen als Bier. 
Der Staatsſchatz dürfte dadurch fehr bedeutend in Anſpruch ge= 
nommen und daher zwedmäßig fein, wenn bie beim Armee- 
Obercommando beftellte Commiſſion aud) auf dieſe Dislocatio - 
nen und beren Modalitäten ihr Augenmerk richten würde. 

Hierüber erwiderte ber Bertreter des Armee-Ober- 
commando’s, er müfle die Verfiherung ausſprechen, daß 
bereits von Seite des Armee-Obercommando’8 bie volle 
Aufmerkſamkeit auf den von dem Herrn Vorredner erwähnten 
Punkt gerichtet fei und daß gewiß mit aller Vorſicht alle 
nit unumgänglich notwendigen Truppen-Dislocationen wer- 
den vermieden werden. Als Soldat vermöge er jedod) nicht 
unerwähnt zu laffen, es fei ein in dem meiften Armeen zur 
Geltung gelangter Grundfag, daß es nothwendig fe, den 
Mann it in dem Orte garnifonirt zu lafjen, aus dem er 
hervorgeht, und daß Dislocationen und Garniſonswechſel 
zur Hebung des militärifchen Geiftes wünjchenswerth feien. 
An Frankreich fei das Syftem eingeführt und diefes auch von 
mehreren deutiden Armeen angenommen, daß jeder Truppen- 
törper olle zwei Sabre feine Garnifon ändern muß. Die 
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Rothwendigkeit der Truppen-Dislocationen und berem prak⸗ 
tiher Erfolg habe fih in Defterreich bewährt, und es ſei 
begreiffih, daß bei der großen Ausdehnung der Monardjie 
häufige Dislocationen und Märfche vorlommen, zumal aud 
für jedes Regiment, da dasfelbe in der Regel nicht im Re— 
iments⸗Bezirk Yiegt, der jährliche Abgang oder Zuwachs 
ruppenmärſche verurfacht. 

Reichsrath Graf Szecjen: „In Betreff des von dem 
Herrn Reichsrath Manager geftellten Antrages, der unſtrei⸗ 
tig eines jener Berhältnijfe berührt, welches die Aufmerkſam⸗ 
tt der öffentlihen Meinung, namentlih dort, wo man 
über den Gang der militärifchen Angelegenheiten weniger un« 
terrihtet ift, in peinlicher Weife in Anipruch genommen hat, 
glaube ih, daß es wünfchenswerth wäre, denjelben in jeiner 
algemeinen Richtung durch einen Beſchluß des Reichsrathes 
m unterflügen. Ich vermöcte mid, jedod mit der borge- 
ſhlagenen Hinweglaflung der Worte: „nad jedem Kriege“ 
met einverflanden zu erklären, da bei einer ſolchen Zerti- 
rung diefer Satz mit dem Vorderjage im Widerfpruche fliehen 
würde, Zu gleicher Zeit tritt eine andere Rüdficht ein, welche 
ebenfalls nicht überjehen werden darf. Wenn nämlich im 
nenerer Zeit das Webermaß von Benfionen in Friedenszeiten 
geretfertigte Beforgniffe erregt hat, fo fteht diejem Umftande 
die nothwendige Freiheit ber Militärbehörde in Behandlung 
des Penſionsweſens zur Aufrehthaltung der Disciplin und 
des Geiftes der Armee gegenüber, welche die volle Beachtung 
der Behörden und des Landes erheifcht. Ich würde mir daher 
den Vorſchlag erlauben, daß ftatt der von dem Herrn Reichs⸗ 
rathe Manager beantragten Auslaffung der Worte „nad 
jedem Kriege“ diefen beizubehaltenden Worten folgender Sag 
anfügen wäre: 

„Und überhaupt den Aufwand für Penfionen 
anhingriedenszeitenmöglihft ermäßigen, ohne die 
fürden Geiſt und die Disciplin der Armeenöthige 
dreiheit der Verfügung der Militärbehörde im 
diefer Hinficht unangemesfen zu befhränten.““ 

Hierauf erflärte fi die Verfammlung einhellig für die- 

Antrag des Grafen v. Szecfen. 
KReichsrath Graf Hartig: „Wenn ih auch nit Mili- 
fr bin und überhaupt mir nicht anmaßen will, über Milt- 
ürangelegenheiten zu fprechen, kann ich doch, nachdem ich 
Imge Zeit in ber Adminiftration befchäftigt gewefen, die vor 
M gemachte Erfahrung nicht unerwähnt — 28 daß in allen 
Zetigen, wo es viel auf Details aukommt, n oft ſehr 
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unzweifelhaft Yeichter fei, tiber gebildete Leute zu herrſchen 
und mit ihnen zu verhandeln, als mit minder Gebildeten. 
Er erlaube ſich Geboch einen andern Gegenfland zur Sprade 
zu bringen. Die politifhen Zuftände in Europa maden «8 
nothwendig, daß jeder Staat und jede Regierung eine große 
Anzahl von Militärs mobil habe. Der Zwed des Militärs 
jet jedenfalls Sicherſtellung des Staates und der öffentlichen 
Ruhe, trete jedoch vorzugsweiſe im Kriegsfalle in den Bor- 
dergrumd. Im Frieden aber habe das Militär eine wenn auf 
nicht untergeorbnete Bedeutung, doch fei feine Aufgabe immer- 
hin nicht von fo hervorragender Wichtigkeit wie im Kriege 
Um aber im Kriege tampfbereit dazuftehen, müſſe jehon in 
Sriedenszeiten gerüftet werden. Aus Sparfamfeitsrüdfichten 
dürfte fich mithin der Antrag rechtfertigen, es möge unter 
friedlichen BVerhältniffen jo, wie es andern Orts geſchieht und 
wie es namentlich in Frankreich der Fall fein fol, das Milt- 
tär auch zu anderen als feinen eigentlichen Berufszweden, wie 
bei öffentlihen Bauten, zur Beforgung des Zoll- und Si⸗ 
cherheitsdienftes verwendet werben. In diefem Falle könnten 
die Ausgaben für das Militär jedenfalls eine erhebliche Ber- 
minderung erfahren. 

Reichsrath Graf Hartig äußerte hierauf, er müſſe in 
‚Bezug auf den von ihm angeregten Punkt der Bildungsan- 
Kalten einige Worte erwidern. „Niemand wird mir,“ fagte 
er, „jemal® vorwerfen können, daß ich ein Feind der Bildung 
war und bin; im Gegentheile fünnte man mir vielleicht in 
umgelehrter Richtung einen Vorwurf machen. Id wünſche 
jedoch nur jene Bildung, die ſich für die betreffende Sphäre 
eignet. Der Unterofficier ſoll eben nicht die Bildung eines 
Generals haben, dieſe wird er ſich ſchon nach und nach anzu⸗ 
eignen wiſſen, wenn er die nöthige Anleitung hat und über 
haupt von dem Beſtreben bejeelt ift, ſich zu vervollkommnen. 
Hiefür Tiefert die Erfahrung aus früheren Zeiten einen deut⸗ 
lichen Beleg. Wir haben in Oefterreich ein Corps im unferer 
Armee gehabt, welches in feinem Fache bie höchſte Bildung 
beſaß, ich meine die Artillerie. Es gab Artilleriſten, die als 
gemeine Soldaten die ſphäriſchen Berechnungen vortrefflich zu 
machen verſtanden. Ich frage nun, war dieß von Rutzen? 
und glaube dieſe Frage verneinend beantworten zu können. 
Wie kann ein ſolcher Mann zufrieden fein, der, nachdem er 
ſeine Berechnungen gemacht, ſich nur mit der mechaniſchen 
Ausführung zu befaſſen hat? Ich befürworte daher allerdings 
gewiſſe Militär-Bildungsanftalten, in welchen eine allgemeine 
und Elementar- Bildung gegeben wird, um bem Geiſte bie 
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Grundlage zu bieten, auf der bie höhere Ausbildung erworben 
werden Tann. Was den Antrag des Herrn Vorredners be— 
tft, daß dem Militär in Friedenszeiten öffentliche Arbeiten 
zugewiefen werden mögen, fo Tann ich bemielben nur aus 
Hulmeweife beiftimmen. Ich war durch einen Zeitraum von 
oht Jahren im Bau⸗Departement, vier Jahre in Mähren und 
vier bei der vormaligen vereinigten Hoflanzlei, und es geſchah 
während diefer Zeit zu wiederholten Malen, daß man bei den 
Straßenbauten durch Verwendung des Militärs Erfparungen 
in erzielen verſuchte. Man gelangte jedoch ſtets zu dem ent- 
gegengefegten Reſultate und zwar aus dem einfahen Grunde, 
weil dee Soldat nicht gewöhnlicher Arbeiter, fondern Ber- 
theidiger des Vaterlandes ift, daher, wenn er einem feiner 
eigentlichen Befimmung fremden Dienfle unterzogen wird, 
für diefe Laft doch aud eine befondere Vergütung erhalten 
muß. Diefe Bergütungen nun und die Rückſichten für die Die- 
cipfin Überhaupt, ſowie für die nöthige Unterkunft der Mann⸗ 
(haft, die doch nicht eine folche fein kann, wie fie dem gemeinen 
‚ Arbeiter genligt, haben, wie die Erfahrung zeigt, ſtets einen 
jehr namhaften Aufwand verurſacht. Ausnahmsmeife bin ich 
allerdings für eine foldhe Verwendung bes Militärs, diefelbe aber 
als Grundfag aufzuftellen, müßte ich großes Bedenken tragen.” 
‚. Rechsrath FMEL. von Sokéevié bemerkte hierauf bezüg- 
id der Militär-Bildungsanftalten, daß feiner Ueberzeugung 
nach ſolche Anſtalten in Oeſterreich in einem verhältnißmäßig 
in geringen Maße beſtehen, wofür die Erfahrung der letzten 
Jahre den Beweis liefere, indem die Negimenter gezwungen 
waren, bei erwiefenem Mangel an gebilbeteren Individuen 
ſelbſt folhe Leute zu Offieieren und Unterofficieren zu ernennen, 
melde vermöge ihrer Bildung und Kenntniffe zu diefer Stellung 
mcht berufen gewefen wären und welche fomit nach Beendigung 
des Krieges in den Penfionsfland verfeßt werden mußten. 
„Letteres bildete den weſentlichen Grund, weßhalb der 
Fenfionsfondb im der neueſten Zeit mit einem fo hohen Be- 
Mage in Anfpruch genommen worden ſei. Bezüglid) der Ber- 
wendung des Militärs zu öffentlichen Arbeiten könne er ſich 
zur der Anficht des Herren Reichsrathes Grafen Hart ig an- 
Ihließen, zumal bei dem gegenwärtigen geringen fFriedens- 
ſande die Truppen im falle ihrer Verwendung zu, folden 
igtem eigentlichen Berufe fremten Dienftleiftungen feine Zeit 
Nr ihre eigentliche Ausbildung übrig haben würden. Was 
im Sicherheitsdienſt betrifft, fo hat das Militär ohnedieß 
n jeder Belegenheit, wo e8 von der Civilbehörde rvequirirt 
win, ſtets die nöthige Hilfe zu. leiften.“ 
14* 
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Hierauf fuhr Herr Reichsrath Graf Szöcfen mit ber 
Lefung des Berichtes folgendermaßen fort: a 
„Endlich ſtellt das Comitoͤ aus Anlaß der Poſition fir 
die Garden an den hohen Reichsrath den Antrag, Gem 
Majeftät allerunterthänigft zu bitten, gnädigft verfügen: a 
wollen, daß jene Pofitionen des Militär-Budgets, melde. 
deren Bermaltungszweigen angehören, im SIutereffe ber Ox 
nung aud dahin übertragen werden mögen.“ ; 


Gegen biefen Abfa des Comité⸗Berichtes, ſowie spe 
den num von dem Herren Berichterftatter vorgelejenen, 
folgendermaßen lautet: 


„Der für die Verpflegung der herzoglich mod 
Truppen mit 1,019,092 fl. angejegte Ausgabepoften 
troß der Erflärung des PVertreters des hohen Arme 
commando’8, daß e8 fi) hier um einen bloßen Vorſuß 
handle, bei der gegenwärtigen ungünftigen —— 
wendig die Aufmerkſamkeit des Comités auf ſich ziehen. 
konnte ſich das Comité der Anerkennung nicht entziehen, 
es ſich bier um einen Vorſchußpoſten handelt, welcher in eng 
fier Verbindung mit allgemeinen politifchen und internatt 
Fragen fteht, deren Beurtheilung der Einwirkung bes wer 
ftärlten Reichsrathes ferne fteht, und glaubt daher, daß ber 
in Rede fehende Poſten von diefen Standpunkte aus Feine 
weiteren Bemerkung unterliege” ' 

wurbe von feinem Mitgliede der Verſammlung eine 
Erinnerung gemadit. 

Graf Szecien fuhr nun im Bortrage bes Komik“ 
Berichtes fort, wie folgt: 

„In Betreff des Voranſchlags der f. f. Marine fir 
das Jahr 1861, in welchem ohnehin alle möglichen Erfparm 
gen ſchon thunlichft verwirklicht find, glaubt das Eomits char 
weitere Bemerkung die Billigung der Budget⸗Anſätze bean 
tragen zu follen. 

„Rah den Mittheilungen, die dem Comits von Geile 
bes Vertreters bes hohen Marine-Obercommando’8 zugelom 
men find, würde die Aufftellung eines auferorbentfidhen Ds 
rine-Aufmandes pr. 3,000,000 fl. jährlich innerhalb des 
raumes von 10 Jahren die Mittel zur -Begründung 
wirkſamen Defenfiv-Marine für die öfterreihiiche Monarche 
bieten, während die Anweifung einer Summe von 1,500,000 
für die Kinanzperiode des Jahres 1861 dem Marine-Ober 
commando die Möglichkeit geben würde, durch neue Ausrk- 
fung und Umbau 5 älterer, ober Vienkfähiger Schiffe eime 
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morafiiche Element ſchwächen, welch letzteres eben fo wichtig 
if, als die numeriſche Zahl und die phyſiſche Kraft.“ 

Reichsrath Maager bat um die Erlaubniß, noch zwei 
Borte ausfprechen zu dürfen. Er habe feine Anficht über die ı 
Berwendung des Militärs zu Arbeiten nicht aus eigener Er- 
ſahrung geihöpft, jondern fie anf die Thatfacdhe gefaßt, daß 
die franzöſiſche Armee in Algerien mit großem Glüde gerade 
zu außermilitärifchen Arbeiten verwendet werde, und weil er 
glaube, daß doch der franzöfifhen Armee in Algerien nicht 
der Borwurf gemacht werde könnte, als hätte fie ihrem mili- 
tãriſchen Zwede nicht entiproden. 

Reichsrath Graf Hartig erwähnte, daß er feinen fpeciellen 
Antrag zu ftellen, fondern nur die Aufmerkſamkeit der Mili- 
ürhehörden auf die von ihm angedeuteten Punkte zu Ienfen 
beobfihtigt Habe; auch wäre er nie in der Lage geweſen, derlei 
vorſchläge zu erflatten, Was die Bemerkung des Neichs- 
tathes Manager betrifft, jo herrſchten in Algier ganz ver- 
ſchiedene Berhältniffe als bei uns. Dort ftche die Armee 
immer auf dem Kriegsfuße und fei fo zahlreich, daß eine Ver- 
wendung zu öffentlichen Arbeiten allerdings möglich if. Zu- 
dem gehörten diefe Arbeiten aber eben auch der Armee ar. 
In Oeſterreich würden gleichfalls fehr viele Truppen zu 
Fefungsbauten und eigentlich milttärifchen Arbeiten verwen- 
det. Die in Beziehung auf die algier’fche Armee vorgebradite 
Bemerkung ſtellte fi) daher für unfere Verhältniſſe als nicht 
ſichhaltig dar, " 

Reichsrath Graf Elam-Martinik: „IH kann mid 
ne in Allem den Anfichten des Grafen Szecjen anjhließen 
und mich nicht anf den Standpunft ftellen, die Kreuzer und 
Groihen zn berechnen, welche durch bie öffentlichen Arbeiten 
der Armee eingebracht werden könnten. Ich gehe viel weiter 
md fage, der Werth jener Dienfte, weldhe die Armee dem | 
Baterlande Teiftet, fiberwiegt reichlich die Koſten in dem Au⸗ 
gmbfide, wenn fie das Banner hoch trägt. Auf den Stand- 
put, nach welchem Chauffee- und Eijenbahnarbeiten theil- 
weile die Koften der Armee hereinbringen follen, vermag ich 
ad nicht zu flellen. Wenn der franzöfiihen Armee Er- 
vihnung geſchah, fo find wir doc) nicht in der Lage, mit Be- 
ng auf diefelbe in das Detail einzugehen, und alles hier 

eſprochene beweift, daß wir uns nicht in der Stellung be- 

en, welche zur gehörigen Beurtheilung des Gegenflandes 
Mangänglich nothwendig ift, daß wir ohne Borkenntniffe und 
af Fachmänner find. Die Anregung ift gefchehen, dieß 
ein zu genügen,“ 
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Hieranf fuhr Herr Reichsrath Graf Szöcien mit ber 
Lefung des Berichtes folgendermaßen fort: 

„Endlich ftellt das Comit6 aus Anlaß der Pofition für 
die Garden an den hohen Reichsrath den Antrag, Seine 
Majeftät allerunterthänigft zu bitten, gnädigft verfügen zu 
wollen, daß jene Pofitionen des Militär-Budgets, welche an- 
beren Bermwaltungszmweigen angehören, im Intereſſe der Ord⸗ 
nung aud dahin übertragen werden mögen.“ 


Gegen dieſen Abja des Komite-Berichtes, ſowie gegen 
ben nun von dem Herrn Berichterftatter vorgelefenen, der 
folgendermaßen lautet: 


„Der für die Verpflegung der herzoglich modeneſiſchen 
Truppen mit 1,019,092 fl. angeſetzte Ausgebepoften mußte, 
troß der Erflärung des Vertreters des hohen Armee-Ober- 
commando’e, daß es fi bier um einen bloßen Borfchuß 
handle, bei der gegenwärtigen ungünftigen Finanzlage noth- 
wendig die Aufmerkiamfeit des Comités auf fich ziehen. Doch 
fonnte fid) das Eomit6 der Anerkennung nicht entziehen, daß 
es fich bier um einen Borfhußpoften handelt, welcher in eng- 
ſter Verbindung mit allgemeinen politifchen und internationalen 
Fragen fteht, deren Beurtheilung der Einwirkung bes ver- 
flärtten Reichsrathes ferne fteht, und glaubt daher, daß der 
in Rede ftehende Poſten von diefem Standpunkte aus Feiner 
weiteren Bemerkung unterliege“ 

wurde von feinem Mitgliede der VBerfammlung eine 
Erinnerung gemadt. 


Graf Szecjen fuhr num im Bortrage des Komits- 
Berichtes fort, wie folgt: 

„In Betreff des Voranſchlags der 1. L. Marine für 
das Jahr 1861, in welchem ohnehin alle möglichen Erſparun⸗ 
gen ſchon thunlichft verwirklicht find, glaubt das Comit& ohne 
weitere Bemerkung die Billigung ber Budget-Anfäke bean- 
tragen zu jollen. 

„Rad den Mittheilungen, die dem Comité von Seite 
bes DBertreters des hohen Marine-Obercommando’8 zugelom- 
men find, würde die Aufftelung eines aufßerordentlihen Ma- 
rine-Aufwandes pr. 3,000,000 fl. jährlich innerhalb des Zeit- 
raumes von 10 Jahren die Mittel zur Begründung einer 
wirkffamen Defenfiv-Marine für die öfterreihifche Monarchie 
bieten, während die Anweifung einer Summe von 1,500,000 
für die Finanzperiode des Jahres 1861 dem Marine-Ober- 
commando die Möglichkeit geben würde, dur neue Ausrü- 
fung und Umbau 5 älterer, aber dienftfähiger Schiffe eine 
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wirffeme Bertheidigung der öfterreichifchen Küftenländer vor- 
zubereiten. 

„Auf Grundlage der durch ben Bertreter des hohen Ma- 
tine-Obercommando’8 gemachten ansführlichen Mittheilungen 
und Erläuterungen, welche durch das hohe Minifterium be- 
fürwortet wurden, glaubt das Komite, daß die Aufnahme des 
mit MR Millionen Gulden bezifferten Boftens in den Staats⸗ 
voranſchlag als durch die Umftände geboten und gerechtfertigt 
eriheint. 

„Durchdrungen endlih von der Wichtigkeit einer entipre- 
enden Entwidlung ber öfterreichifchen Defenfiv-Marine für 
die Sicherheit der Küftenländer der Monardie, für die Groß- 
modtftellung des Staates, für die Belebung, Sicherung und 
Ausbreitung des Erporthandels und dadurd) bes National- 
wohlftandes — glaubt das Comité die befondere Aufmerk⸗ 
famteit des hohen Neichsrathes auf dieſen Gegenftand lenken 
und die Ueberzeugung ausfpredhen zu follen, daß jede Erjpa- 
rang, welche im Staatsvoranſchlage erzielt werben Tann, mit 
gänfigftem Erfolge den Bebürfniffen der Marine zuzumenden 
Wäre.“ 

Nachdem diefe Abfchnitte des Comité⸗-Berichtes von der 
Serfommlung einhellig angenommen worden waren, ergriff 
dert. , Linienſchiffs-Capitän Oberſt v. Breiſach als Ber- 
treter des Marine-Obercommando’8 das Wort und erllärte, 
daß dieß nur gefchehe, um der hohen Verfammlung für die 
jo eben erfolgte Genehmigung eines aufßerordentlihen Auf- 
wandes von 11, Millionen Gulden zu Gunften der kaiſerlichen 
Narine und des im Comite-Berichte enthaltenen Antrages, 
etwaige Erfparungen im Staatsporanfchlage den Bedürfniffen 
der Marine zuzumenden, im Namen der lekteren den riefge- 
fühlten Dank auszujprechen. „Ich erfülle hiemit,” — fo be- 
merkte Oberft v. Breifad, — „nur eine mir werthe Pflicht. 
Der Marine wird es durch die beantragten und in Ausficht 
geftellten Mittel möglich werben, bie wichtige Aufgabe der 
Vertheidigung unferer Küftenländer, des Schußes unferes See- 
handels und einer würdigen Vertretung der politifhen Inte= 
teffen nicht bloß mit unbedingter Hingebung, fondern auch 
mit Fräftigem Erfolge nachzukommen. Ohne Zweifel wird 
der hochherzige Antrag des hohen Reichsrathes ſowohl von 
ver bieburch nen belebten Handelsmarine, als der einheimifchen 
Küftenbevölferung mit dankbarer Theilnahme begrüßt wer⸗ 
den. Wenn ich mir noch ſchließlich erlaube, diefem Danke der 
Rorine auch jenen unferes höchften Chefs, des durchlauchtig⸗ 
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„Diele Auffaffung ift nicht begründet. Wir find, Peine 
Herren Reichsräthe, alle darin einig, daß in neue Bah— 
nen eingelenkt werden müſſe. Ich berufe mich auf die erhe- 
bende Anfprache, mit welcher Se, Majeftät der Kaiſer Sie 
nach Eröffnung der Situngen des verftärkten Reichsrathes 
zu begrüßen geruht haben. Sie ift au tief in Ihrer Aller 
Gedächtniß eingeprägt, um die Wiederholung ihres Wort- 
lautes nicht als überflüflig erfcheinen zu Iaffen. Erlauben 
Sie mir jedoch die Worte des Allerhöchften Handichreibens 
vom 19; April d. I. in Ihre Erinnerung zurüdzurufen, 
welche folgendermaßen lauten: 

„Es ift Meine Abficht, für die Angelegenheiterr der 
„politiichen Verwaltung, fobald die neue DOrganiftrung 
„der Statthalterei in das Leben getreten fein wird, Co— 
„mitate-VBerwaltungen einzuführen und benfelben nach 
„Art des vormals beftandenen Syſtems Comitats-Con- 
üregafionen und Ausihäffe in den, den gegenwärtigen 
„DVerhältniffen entſprechenden Zujammenfegungen und 
„Wirkungskreiſen beizugeben. 

„Im Einklange mit diefen Verfügungen befehle Sch, 
„daß, nachdem die Gemeinde- Ordnung und die Comitats- 
„Verfaſſung in Wirkfamfeit getreten fein werden, die 
„Anträge in Betreff eines Landtages vorbereitet werden, 
„damit das in allen Kronländern einzuführende Princip 
„der Selbftverwaltung durch Orts-, Bezirks- oder Co— 
„mitats =» Gemeinden, durch Landtage und Landtage- 
„Ausſchüſſe aud) in Meinem Königreihe Ungarn zur 
„Seltung gebradht werde.” 

„In Dielen Allerhöchften Kundgebungen finden Sie, 
meine Herren, die Grundſätze und das Syſtem bezeichnet, 
die dem Minifterium zu feiner Richtfehnur dienen uud deren 
Durdführung es ſich zur Pflicht macht,” 

Der Juftizminifter Graf NRadasſsdy: „In Bezug auf die 
vom Comite ausgeiprocdhene Anficht, daß troß der geſchehenen 
Erjparung von circa 7 Millionen (wovon auf das Juftizmi- 
nifterium allein über 1 Million fommt) doch die Erwartungen 
auf noch größere Einſchränkung der Staatsausgaben während 
der letzten zehn Jahre nicht verwirklicht wurden, muß ich 
mir bier eine Aufflärung zu geben erlauben, Zur Grundlage 
bes Bormurfes werden die Voranjchläge von den Iahren 
1860 und 1861 genommen, und weil der lettere einen um 
1 Million geringeren Anfat enthält, wird daraus die Schluß- 
folgerung gezogen, daß, weil in diefem Jahre 1 Million er- 
[part werden wird, in den letzten zehn Sahren 10 Millionen 





Dede ded Grafen Nadasdy. 219 


hätten erfpart werben können, Ich muß vor allem bemerken, 
daß die Boranfchläge eigentlich nur Wahrfcheinlichfeits- und 
ideelle Ziffern enthalten; daß die Voranjchläge befannter- 
maßen um zehn Monate früher von den Behörden erfter In⸗ 
fanz gemacht werden, als mit den betreffenden Ausgaben 
wirflih begonnen wird, und daß in dieſem Zeitpunfte die 
Eriparungen, welche im Laufe des Jahres thatjächlich bewerk⸗ 
Relligt werden, nicht immer genau befannt find. Wer vermag 
im Jänner mit Beftimmtheit zu wiflen, was im November 
für eine Vereinfachung und Eriparung, 3. B. in der Juſtiz, 
eingeführt werden dürfte? Es ift auch bekannt, daß der Vor- 
onfchlag diejenigen Zifferanfäte enthält, welche der betreffende 
Minifter nicht überfchreiten darf; weßhalb er fo gemacht 
werden muß, daß mit großer Wahrjcheinlichfeit und Zuver— 
fiht erwartet werden fann, es werde damit das Auslangen 
gefunden werben. Wie ideel aber die präliminirten Summen 
find, beweiſen folgende Ziffern: 


‚sm Sahre 1858 waren für das SYuftizminifleriunt 
17,800,000 fi. Eonv.-Münze veranfchlagt. Es wurden jedoch 
nur 16,390,000 fl. &.:M. verausgabt, mit 1,400,000 fl. er= 
hart, Im Sahre 1859 betrug der Boranfchlag 17,000,000 fl. 
umd wurden nur 14,000,000 fl. ausgegeben; die Lombardie 
abgerechnet, bleibt immer noch eine Er'parung bon mehr als 
mi Million. Im 3. 1860, in welchem ſchon mit genauefter 
Beahtung der Finanzverhältniffe der Soraniätag auf das 
allermindefte reducirt wurde, betrug derſelbe 15,500,000- 
Gulden, und ich kann verfichern, bar ich bis heute, aljo 
in Ilten Monate, bereits 699,000 fl. erfpart habe und daß 
diefe Erſparniß hoffentlich nicht mehr wird in Anſpruch ge- 
nommen werden müffen. Der hohe Neicherath dürfte aljo 
mit mir darin einveritanden fein, daß die Berechnung, auf 
weihe fich der erwähnte Vorwurf ftütt, nicht ganz richtig 
erſcheint. Ich würde übrigens in der Sache nicht das Wort 
ergriffen haben, wenn mir nicht daran gelegen wäre, daß: 
die meiner Anficht nad) auf minder haltbare Grundlagen ge= 
fügte Meinung des Comites, welche ich eben zu beſprechen 
mir erlaubte, die Bevölferung des In⸗ und Ausfandes im. 
den Irrthum führen fönnte zu glauben, daß „trotz“, welches 
Vörtchen mir nicht ganz glücklich gewählt jcheint, „des be- 
Rimmten Allerhöhften Befehls Sr. Majeftät des 
Kaifers“ Allerhöchſtdeſſen Minifter es wagen würden, durch 
em ganzes Decennium die Anordnungen Sr. Majeftät nicht 
iu befolgen.“ 
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Reihsrath Graf Szecjen: „Das Allerhöhfte Hand- 
ſchreiben, auf welches ſich der Herr Minifter-Präfident beruft, 
ift von dem Comité bei jeinen Verhandlungen nicht überſehen 
worben, die Anträge des Comités Inüpfen fich an die dort 
ausgefprochenen Abfichten der hohen Regierung an. Das ge: 
genwärtige Budget aber kann no nit von dem Stand- 
punkte der —— jener in dem Allerhöchſten Hand- 
Ichreiben ausgedrücten Abfichten beurtheilt werden. Das Co- 
mite hat fi fomit auf bie jet beftehenden Pofitionen be- 
Ihränten müflen. Hinſichtlich der Bemerfungen des Herrn 
Juſtizminiſters in Betreff der Schlußfolgerungen des Comites 
über die Summe ber möglihen und während eines Decen- 
niums verfäumten Erfparungen made ich darauf aufmerffam, 
daß diefe Sefammtfumme fi bei aufmerffamer Prüfung des 
Comite-Berichtes wohl ergibt, aber nicht ausdrüdtich darin 
enthalten iſt.“ ' 

Reichsrath Graf Hartig: „Ich erlaube mir vor Allen 
zu erflären, daß ich mit großer Beruhigung die Worte des 
Herrn Minifter-Präfidenten vernommen babe, wornach e8 bie 
Allerhöchfte Abficht ift, die Monarchie nad Principien zu or⸗ 
ganifiren, welche den Bedürfniſſen der Bevölkerung und in 
gleichförmiger Weife den Erforderniffen der Defonomie de 
Staatshaushaltes entipricht. Ich Tann jedoch die Bemerkung 
nit unterdrüden, daß dem Allerhöchften Willen Sr. Majeftät, 
weldher nur mit dem größten Danke begrüßt werden fanı, 
bei einem Borgange in bisheriger Weife nigt die gewünſchte 
ſchleunige Erfüllung folgen dürfte. Zum Beweiſe deſſen er⸗ 
laube ich mir folgende Stellen aus dem Allerhöchſten Hand⸗ 
ſchreiben vom 31. December 1851 vorzuleſen: 

„„Nach den vorftehenden Grundfägen find für jedes Land 
den befondern Berhältniffen desjelben entfpredhende Ordnungen 
für die Landgemeinden und für die Städte zu bearbeiten. Es 
ift bei diefen Arbeiten ferner von dem Gefihtspunfte auszu- 
gehen, daß den überwiegenden Intereffen auch ein überwie- 
gender Einfluß zugeftanden und ſowohl bei den Activ- als 
Baffiv-Wahlen für die BVeftellung der Gemeindevorftände und 
Ausſchüſſe, als in den Gemeindeangelegenheiten dem Grund» 
befige nad) Maßgabe feiner in den Gemeindeverband einbezo- 
genen Ausdehnung und feines Steuermwerthes, dem &ewerb®- 

etriebe aber in dem Berhältniffe zu dem Gefammt-Grundbefike 
— in den Stadtgemeinden insbejondere den Hausbefigern — 
dann fo viel möglich den Korporationen für geiftige und ma⸗ 
terielle Zwede das entfcheidende Uebergewicht gefichert werde. 
In den Kronländern werden eigene Statute über den fändi- 
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hen oder den mit einem zu beftimmenden Grundbefite ver- 
jehenen Erbadel, feine Vorzüge und Pflichten errichtet, insbe» 
jondere demfelben alle thunliche Erleichterung zur Errichtun 
von Majoraten und Fideicommiffen zugeftanden werden. Be 
der Bauernſchaft find dort, wo befondere Vorſchriften zur Er- 
— ihrer Gütercomplexe beſtehen, ſolche aufrecht zu er- 
alten 


„„Den Kreisbehörden und Statthaltereien werben bera- 
thende Ausfchüffe aus dem befitenden Erbabel, dem großen 
und Heinen Grundbefite und der Induſtrie mit nehöriger Bes 
zeichuung der Objecte und des Umfanges ihrer Wirkſamkeit 
an die Seite geftellt. Infoferne noch andere Factoren zur 
Beziehung in die Ausichüffe fich als wünfchenswerth barftellen, 
M nah Umftänden darauf Rückſicht zu nehmen. Die näheren 
Befimmungen darüber werden befonderen Anorbnnungen bor- 
behalten. Bei den Iandesfürftlichen Bezirfsämtern follen Vor⸗ 
Rönde der einbezirkten Gemeinden und Eigenthümer des außer 
dem Gemeindeverbande ftehenden großen Grundbeſitzes oder 
deren Bevollmächtigte für Zufammentretungen in ihren An- 
gelegenheiten von Zeit zu peit einberufen werden.““ 

„Die angezogenen Stellen enthalten eine Allerhöchſt aus» 
sehrofene Willensmeinung, wie erwähnt, vom 31. December 
51, und wurde diefelbe zu jener Zeit mit Jubel begrüßt. 
Man glaubte darin die Grundzüge für eine zeitgemäße Ge— 
Raltung des Organismus und ber Verwaltung bes öfterrei- 
chiſchen Kaiferftaates zu erbliden. Seither find 9 Jahre vor- 
übergegangen und wir befinden ung heute noch auf demjelben 
lede wie vor dem Erlafſe jenes Allerhöchſten Befchluffes. 

ar Wille Sr. Majeftät war dieß gewiß nicht. Allerdings 
waren große Schwierigkeiten zu befiegen, wobei e8 einerfeits 
af den Scharfblid und den Eifer der zur Ausführung be» 
fimmten Organe und andererfeit8 auf die Bereitwilligfeit der 
Mitwirkung Seitens Jener, zu deren Gunſten die Mafregel 
durchgeführt werden follte, anfam. Ich muß leider geftehen, 
daß feines von beiden der Fall war. Bon Seite der Mini- 
ferien find die Schwierigkeiten zwar gewürdigt, vielleicht aber 
auch Überfchätzt worden. Bon Seite Jener, zu deren Gunften 
dag Allerhöchfte Handfchreiben erlaffen wurde, ift jede Mit- 
wirfung unterblieben. Statt daß das erwähnte Allerhöchfte 
dandihreiben, wie e8 im erften Augenblide der Fall war, mit 
Freuden aufgenommen worden wäre, bildete ſich alsbald, 
nachdem der erfte Eindrud vorüber war, eine vieljeitige Re— 
action bagegen, fo daß die Minifter, die ohnehin mit großen 
Schwierigkeiten zu Tämpfen hatten, in Ienen, zu deren Gun⸗ 
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fien das erwähnte Allerhöchfte Handfchreiben erlafien wurde, 
feine Mithilfe, Sondern vielmehr Gegner: fanden. Dem ift es, 
glaube ich, zuzufchreiben, daß wir heute noch dort ftehen, wo 
wir beim Erlaſſe jenes Allerhöchſten Cabinetsfchreibens uns 
befanden. Meines Wiffens ift dasfelbe, welches, richtig an— 
gewendet, alle Grundzüge enthält, die zur beiferen Umgeftal- 
tung des Kaiferreiches im Innern führen würden, nicht außer 
Wirkſamkeit gefett oder widerrufen worden. Das von dem 
Herrn Minifter- Präftdenten vorgelefene Handbillet vom 19. April 
1860 ift fpeciell bloß für Ungarn erlaffen und enthält nur eine 
Beſtärkung für die weitere Ausführung defjen, was, wenn von 
allen Seiten wäre mitgewirkt worden, jett ſchon ins Leben 
getreten jein würde, $6 halte die innere Umgeftaltung für 
nothwendig, glaube, daß fie auf jenen Grundjägen beruhen 
dürfte, bie beabfichtigt werden, und lege das Gewicht darauf, 
daß die Gemeinden in ihren Angelegenheiten zwar freie Wirt- 
famfeit haben, jeboch ihrer Willkür nicht vollfommen freie Hand 
gelaflen werbe, daß die Vertretungen bei den Bezirken einge- 
führt werden, und daß ſonach die Kandesvertretungen bald ins 
Leben treten,” 

Reichsrath Graf Apponyi: „Ic ſcheue nicht die Dis- 
cuffion über die hier ſowohl dur die Erwähnung des von 
dem Herrn Minifter - Bräfidenten vorgelejenen Allerhöchiten 
Handſchreibens, als aud durch die darüber erfolgten Aeuße- 
rungen angeregten en 

„Ich ige: ih ſcheue nicht die Discuffion, glaube jedod), 
daß fie nicht derzeit in der Abficht der hohen VBerfammlung 
liege, indem ich den Ort in dem Comite-Berichte genau 
bezeichnen könnte, wo dieſe Frage einer reifen und ruhigen 
Prüfung paffend unterzogen werden joll. Ich erlaube mir da- 
her an En. Tail. Hoheit und an die hohe Berfammlung die 
Bitte zu ftellen, daß durch eine folche theilmeife Erwäh- 
nung jener wichtigen Fragen, bie wir im Sntereile des 
Staates rubig und in concreto erörtern wollen, bieje Ber- 
handlung nicht vielleicht erfchwert und gefährdet werde. Das- 
jenige, was das Comits berichtet, daß nämlich innerhalb des 
Rahmens der gegenwärtigen Verwaltung Erfparniffe nicht zu 
erlangen wären, ift auch nicht im Widerfpruche mit dem Al- 
lerhöchften Handſchreiben. Es ift nit gelagt, daß feine Aus- 
ſicht auf Erfparumgen vorhanden fei, fonbern bloß, daß dieß 
für die Dauer der gegenwärtig beftehenden Form der Admi- 
wifration nicht erwartet werden könne.” 

Hierauf erhob fih der Herr Minifter-Präfident zu 

wer Aruberung, daß er durch feine früher abgegebene Erklä⸗ 
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tung bloß ausbrüden wollte, bie Regierung fei ref entichloffen, 
neue Bahnen zu gehen, und zu bdiefer Kundgebung habe er 
fi bemüßigt gefunden, weiles in dem in Rede ftehenden Ab- 
Ihnitte des Comite-Berichts ausprüdlich heiße, daß eine Er- 
fparung, infolange eine Aenderung des abminiftrativen Orga- 
nismus nicht eintritt, nicht zu erwarten ift. 


Vice-Präfident Graf Noſtitz erllärte, fi) dem Antrage 
des Grafen Apponyi volllommen anzuſchließen, daß es fich 
die hohe Berfammlung zur Pflicht machen möge, die großen 
und allgemeinen Fragen durchaus nicht in den einzelnen Po— 
ftionen des Budgets Er berühren, fie auseinander zu zerren 
und mit Halbheit zu behandeln, fondern daß man Gef dabei 
beharre, alle diefe Fragen dem Schluffe des Berichtes vorzu- 
behalten. Dadurch werde der Fortgang der Verhandlung we- 
jentlich geförbert und ber jo wichtigen Sadje ein großer 
Dienft geleiftet. 

Nahdem die Berfammlung ihre Zuftimmung zu dieſem 
Antroge einhellig erklärt hatte, erwähnte der Reichsraih Clam, 
daß, bevor er zur Vorleſung des weiteren Comite-Berichtes, 
betreffend das Budget des Minifteriums ber Polizei, fchreite, 
er ald Berichterftatter e8 für feine Pflicht Halte, auf die Be⸗ 
merlung des Herrn Suftizminifters die Erwiderung zu geben 
daß, falls jedes Budget nur eine eventuelle Ziffer enthielte, 
diefes Verhältniß ja für alle Boranfchläge, und zwar für jene 
de8 Jahres 1860 ebenfo wie für jene der Jahre 1858 umd 
1859, gleichbleibe. 

Die Ziffern, welche der Herr Juſtizminiſter hervorgeho⸗ 
ben hat, zeigten eben ein Serabfteigen in der Erfparungs- 
quote der letzten Jahre; es ſcheine daher in der Bemerkung 
de8 Herrn Minifters kein Gegenbeweis für das von ihm an- 
gefohtene Argument zu liegen. 

Reichsrath Graf Elam ſchritt fofort zur Ablefung bes 
folgenden Abjchnittes des Comits-Berichtes, welcher lautet: 

„„Bei dem Budget des Minifteriums ber he 
müffe die Höhe der Summe, welche durch den Aufwand für 
die Centralleitung in Anſpruch genommen wird, die Aufmerk⸗ 
ſamkeit zunächft auf fich ziehen, und dieß um fo mehr, als im 
der dem Jahre 1848 borbergegangenen PVeriode der Aufwand 
der RE elle nur 107,335 fl. betragen hat, während er 
fi jetzt auf 210,800 fl., alfo nahezu auf das Doppelte beläuft. 

„Das Komite ſah fi) daher zu der Anfrage veranlaßt, 
ob und welche Rebuctionen in dem Perfonale der Eentrallei« 
üung etwa ausführbar oder bereits in Angriff genommen 
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wären, num fo mehr, als auch die Erſparungscommiffion auf 
Berminderung des Status angetragen hat. 

„Der Herr Minifter bat hierauf dem Comité erwidert, 
daß eine weitere Reduction fi nicht als möglid) darftelle. 
Die Erhöhung des Aufwandes gegenüber der früheren Periode 
finde ihre Begründung in der damaligen Einbeziehung Un- 
garns und feiner Nebenländer in die Wirkungsiphäre der 
Centralftelle und in den viel bewegteren Zeitverhältniffen, 
melde eine erhöhte Thätigfeit im öffentlichen Sicherheitsbienfte 
erheilche. Unter dieſen Umftänden jeien alle verwendeten 
Kräfte vollends in Anſpruch genommen und ihre VBerminde- 
rung durdaus unthunlidh. 

„Das Comite konnte ſich wohl in eine weitere Beurthei- 
lung, inwieferne der Status dem Bedürfniffe angepaßt fei, 
nicht einlaffen, und mußte fid) daher auf die allgemeine Be- 
merkung bejchränten, wienach es jehr zu wünſchen jei, daß 
durd) Ausiheidung aller Minutien und nicht in den eigent- 
lichen Bereih der Staatspolizei gehörigen Agenden, welche 
dermalen die landesfürftfiche Sicherheitsbehörde bis zum Cen⸗ 
trum hinauf nicht nr in Anfpruch nehmen, und durd) 
Ueberweifung des Local-Sicherheitsdienfte8 an Communal- 
Organe, eine Verminderung der Gefchäfte erzielt werden möge; 
wobei e8 nahe lag, den Wunſch auszufpredhen, daß durch 
eine glüdlihe, die erregten Gemüther befriedigende Löjung 
der brennenden Tagesfragen die Zurückführung ber pofizeifichen 
Thätigfeit auf das normale Maß ermöglidt und gefördert 
werden möge. 

„Mebrigens wurde, als auch unter den dermaligen Ber- 
hältniffen ausführbar, von dem Komite bie Aufhebung der 
Bolizeidirectionen in Laibach, Klagenfurt, Troppau, Preßburg, 
Kaſchau, Großwardein und Debenburg angeregt. 

„Der Herr Minifter eröffnete, daß in diefer Beziehun 
Berhandlungen im Zuge feten, deren Ergebniß dermalen 10d) 
nit in Anflug gebradyt werden könne.“ 

Reichſsrath Maager: „In jedem gefunden Körper if ein 
ungehemnttes und vafihes Pulfiren des Blutes unumgänglich 
nothwendig ; ebenjo in jedem Staate ein ungehemmtes Pul- 
firen der öffentlichen Meinung. . 
bi ge wefentliher Factor der öffentlichen Meinung iſt 
ie Preſſe. 

„Sch ‘erlaube mir in diefer Beziehung an den Schlußſatz 
des vorigen Abfates anzufnüpfen. Ich hätte eigentlih bet 
diefem Abſatze dasjenige vorbringen follen, was id} vorzubrin- 
gen habe, nämlich wo e8 heißt: „wobei e8 nahe liegt, einen 
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Wunſch auszufprechen, daß durch eine glüdliche, die erregten 
Gemüther befriedigende Löfung der brennenden Zagesfrage die 
Aurädführung der polizeilichen Thätigfeit auf das normale 
Maß gefördert werden möge.” Die Lage der Preffe in 
Oferreich ift eine foldhe, die jede Entwidlung und jeden 
Nutzen derfelben unmöglich macht. 

„Der Wille Sr. Majeftät des Kaijers, die Preffe nur 
nah den Normen des Strafgeſetzes zu behandeln, ift nicht 
ur Ausführung gekommen, Die adminiftrativen Behörden 
üben eine Präventiv - Cenfur. Dasjenige, was ihnen nicht 
behagt, wird unterdrüdt. Die VBolizeibehörden erlafien Ordon⸗ 
nenzen, über Diefes oder Jenes darf nicht geſchrieben werden, 
OOft wird einem Blatte der Nachdruck ausländiſcher Ar 
fiel verwehrt und den Provinzblättern das, was die Wiener 
Llätter brachten, 3. B. der Nachdruck des Majoritätsgutachtens 
des Reichsrathes unterſagt. 

„Auf welcher geſetzlichen Baſis dieſe Verfügung der Be— 
hoͤrden beruht, iſt mir nicht bekannt. 

„Nicht bloß die Journale, ſondern ſelbſt die Preßbehör- 
den wiſſen nicht mehr, was erlaubt und was verboten iſt. 
Wie der Wind des Tages geht, paſſirt der Artikel die ſoge— 
nannte Reviſion der Polizeibehörde, oder er paſſirt ſie nicht. 
Nur durch wenige Wochen, während der Amtswirkſamkeit des 
vorigen Polizeiminiſters Freiherrn von Hübner, wurde das 
Srehgefeg nach den geſetzlichen Normen gehandhabt, und ich 
babe nicht gehört, dag Klagen gegen die Preſſe vorgekommen 
hären. 


„Der jeige Poligeiminifter foll bei feinem Amtsantritte 
den Jeitungsredacteuren ausdrücklich erklärt haben, daß an 
den Preverhältnifien nichts geändert werden fol, 


„ „Heute find die Preßverhältniffe gedrüdter als je. Das 
<amoflesfchwert der Verwarnungen jchwebt beftändig über 
Item Haupte und es follen in diefem Einen Jahre mehr 
Ierwornungen als in den zehn früheren Jahren ergangen jein. 
Iaber ift das Sonderbare, daß die Polizei in dieſer Beziehung 
Inffäger, Richter und Zeuge in einer Perſon ift und daß ber 
Eeflagte verurtheilt wird, ohne daß früher feine Vertheidigung 
hört wird, und diefe Verwarnungen werben nicht nur dort 
ertheilt, wo es die Prekordnung vorſchreibt, fondern wo es 
der Bolizei beliebt. Das freie Wort über die wichtigften An- 
gelegenheiten des Staatsorganismus ift verpönt und muß ſich 
m die ausfändifchen Blätter flüchten, um gleihjfam nur ein— 
lämnggelt in Defterreich gehört zu werben. 
15 
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wären, um fo mehr, als auch die Erfparungscommifften auf 
Berminderung des Status angetragen hat. 

„Der Herr Minifter hat hierauf dem Comité erwidert, 
dag eine weitere Reduction ſich nicht als möglich darſtelle. 
Die Erhöhung des Aufwandes gegenüber der früheren Periode 
finde ihre Begründung in der damaligen Einbeziehung Un- 
garns und feiner Nebenländer in die Wirkungsiphäre der 
Centralftielle und in den viel bewegteren Zeitverhältnifien, 
welche eine erhöhte Thätigfeit im öffentlichen Sicherheitsdienfte 
erheiihe. Unter dieſen Umftänden feien alle verwendeten 
Kräfte vollends in Anſpruch genommen und ihre Verminde⸗ 
rung durchaus unthunlich. 

„Das Comite konnte ſich wohl in eine weitere Beurthei⸗ 
lung, inmieferne der Status dem Bebürfniffe angepaßt fet, 
nicht einlaffen, und mußte fi daher auf bie allgemeine Be: 
merfung befchränfen, wienach es fehr zu wünjchen fei, daß 
durch Ausſcheidung aller Minutien und nicht in den eigent- 
Iihen Bereich der Staatspolizei gehörigen Agenden, welde 
dermalen die landesfürftliche Sicherheitsbehörbe bis zum Cen— 
teum hinauf nicht unweſentlich in Anſpruch nehmen, und durd) 
Ueberweifung des Local-Sicherheitsdienftes an Communal- 
Organe, eine Berminderung der Gefchäfte erzielt werden möge; 
wobei e8 nahe lag, den Wunſch auszuſprechen, daß durch 
eine glüdlie, die erregten Gemüther befriedigende Löſung 
der brennenden Tagesfragen die Zurüdjührung der polizeilichen 
Thätigfeit auf das normale Maß ermöglicht und gefördert 
werden möge. 

„Webrigens wurde, als auch unter den dermaligen Ber 
hältniffen ausführbar, von dem Comité bie Aufhebung der 
gott eidirectionen in Laibach, Klagenfurt, Troppan, Preßburg, 
aſchau, Großwardein und Dedenburg angeregt. 

„Der Herr Minifter eröffnete, daß in dieſer Re 
Berhandlungen im Zuge feien, deren Ergebniß dermalen no 
nit in Antchlag gebracht werben könne.“ 

Reichsratd Maager: „In jedem gefunden Körper ift ein 
ungehemnttes und raſches Pulficen des Blutes unumgänglid 
nothmwendig ; ebenfo in jedem Staate ein ungehenmtes Pul- 
firen der öffentlichen Meinung. 
R ge wejentlicher Factor der öffentlichen Meinung if 
ie Brefiee 

„Sch erlaube mir in diefer Beziehung an den Schlußſatz 
des vorigen Abſatzes anzufnüpfen. Ich hätte eigentlich bei 
diefem Abfate dasjenige vorbringen follen, was ich vorzubrin- 
gen babe, nämlich wo e8 heißt: „wobei es nahe liegt, einen 
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Wunſch auszufprehen, daß durch eine glüdlihe, die erregten 
Gemüther befriedigende Löſung der brennenden Tagesfrage die 
Zurüdführung der polizeilichen Thätigfeit auf das normale 
Maß gefördert werden möge” Die Lage der Prefie in 
Oeſterreich ift eine joldhe, die jede Entwidlung und jeden 
Nuten derfelben unmöglich madt. 

„Der Wille Sr. Majeftät des Kaifers, die Preſſe nur 
nad) den Normen des Strafgeleges zu behandeln, ift nicht 
zur Ausführung gelommen. Die adminiftrativen Behörden 
üben eine Präventiv - Cenfur. Dasjenige, was ihnen nicht 
behagt, wird unterdrüdt. Die Polizeibehörden erlafjen Ordon⸗ 
nanzen, über Diefes oder Jenes darf nicht gefchrieben werben, 

„Oft wirb einem Blatte der Nachdruck ausländiſcher Ar- 
tifel verwehrt und den Provinzblättern das, was bie Wiener 
Blätter brachten, z.B. der Nachdruck des Majoritätsgutachtens 
des Reichsrathes unterfagt. 

„Auf welcher gejetlichen Baſis diefe Verfügung der Be— 
börden beruht, ift mir nicht befannt. 

„Nicht bloß die Sournale, fondern ſelbſt die Preßbehör- 
den wiſſen nicht mehr, was erlaubt und was verboten ift. 
Wie der Wind des Tages geht, paffirt der Artikel die joge- 
nannte Nevifion der Polizeibehörde, oder er paſſirt fie nicht. 
Nur durch wenige Wochen, während der Amtswirkfamfeit des 
vorigen Polizeiminifters Freiherrn von Hübner, wurde das 
Preßgeſetz nad) den gejetlihen Normen gehandhabt, und id) 
babe nicht gehört, daß Klagen gegen die Preſſe vorgefommen 
wären. 

„Der jetzige Polizeiminifter ſoll bei feinem Amtsantritte 
den Zeitungsredactenren ausdrüdlich erflärt haben, daß an 
den Preßverhältniffen nichts geändert werden foll. 


„Heute find die Preßverhältniffe gebrüdter als je. Das 
Damoflesfhwert der Verwarnungen jchwebt beftändig über 
ihrem Haupte und es follen in diefem Einen Jahre mehr 
Berwarnungen als in den zehn früheren Jahren ergangen fein. 
Dabei ift das Sonderbare, daß die Polizei in diejer Beziehung 
Anfläger, Richter und Zeuge in einer Perſon ift und daß der 
Beklagte verurtheilt wird, ohne daß früher feine Vertheidigung 
gehört wird, und diefe Verwarnungen werden nicht nur dort 
ertheilt, wo e8 die Preßordnung vorjchreibt, fondern wo es 
der Polizei beliebt. Das freie Wort über die wichtigften An- 

elegenheiten bes Staatsorganismus ift verpönt und muß ſich 
in die ausländifchen Blätter flüchten, um gleichſam nur em. 
gefämuggelt in Defterreich gehört zu werden. 
18 
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„So wurde allen Zeitungsredacttionen vor Kurzem ver- 
boten, über NRepräfentativ- und conftitutionelle Verfaſſung zu 
fchreiben, und diefer Befehl und Erlaß wird bis zur Stunde 
mit aller Strenge durchgeführt. 

„Die inländifche Preſſe kann unter ſolchen Verhältniſſen 
mit der ausländiſchen auf feinen Fall concurriren, da die aus⸗ 
ländiſche Preffe ein Privilegium zu haben ſcheint. 

„Aber auch die inländifche Preſſe erfährt eine ſolche un- 
gleiche Behandlung, denn während man 3. B. einem Blatte, 
das fi) mit dem Mantel der Kirchlichkeit umhüllt, dabei aber 
doch manchmal ſehr undhriftliche Dinge und Fragen vorbringt 
und gegen bie Religion Chriſti fündigt, während man diefem 
Blatte geftattet, fortwährende Angriffe auf die Proteftanten 
und Juden zu machen, werden Einwendungen gegen derartige 
Angriffe nicht zugelaffen. 

„Sch beantrage daher, die Preſſe von diefem unmwürdigen 
Drude zu befreien, ihr den gejeßlichen Boden wieder zu geben 
und etwaigen Ueberjhreitungen nad) den Normen des Straf- 

eſetzes und mittelft der gejetlichen Anklage und gerichtlichen 
Beftafung zu begegnen,“ 

Freiherr v. Petrind: „Ich erlaube mir zu dem Abfate, 
wo das Comité die Aufhebung der Polizei- Directionen in 
Laibach, Klagenfurt, Troppau, Kaſchau, Großwardein und 
Dedenburg angeregt bat, noch die Aufhebung der Polizei— 
Direction in Ezernowiß, welche völlig überflüfftg ift, zu bean- 
tragen, indem dieſelbe nur eine Laft für das Budget ift, während 
die R ruhige Provinz eine Polizei-Direction gar nicht nöthig 
madıt.” 

Reichsrath v. Majlath: „Ich muß dem, was der Herr 
Reichsrath Maager binfichtlich des Zuftandes der Prefje er- 
wähnt hat, leider im großen Maße beipflihten. Es ift nicht 
zu leugnen, daß in Hinficht der Prefle ein Zwitterzuftand be- 
fteht, der mit den Begriffen eines Rechtsſtaates wohl nicht 
vereinbar ift, 

„Bon den beiden Syftemen, welche im Staatsleben hin⸗ 
ſichtlich der Ueberwachung der Preſſe befolgt werden können, 
nämlih dem Repreſſiv⸗ und dem Präventiv-Syfteme, find 
beide der Breffe gegenüber in Anwendung. Adminiftrative 
Berwarnungen und Preßproceſſe, Confiscationen und Repreffin- 
maßregeln werben abwechſelnd vorgenommen; das ift, glaube 
ih, ein Zuftand, der in bie Länge nicht haltbar ift und dem 
jedenfalls Abhilfe gefchafft werden muß. 

„Es ift dieß um fo mehr nothwendig, als die Haltung 
der Preffe im Großen und Ganzen diefen Drud und dieſe 
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| Strenge nicht verbient hat. Einige wenige Organe abgerechnet, 
| welde fi in der Epoche zu befinden feinen, die dem reifen 


Mannesalter voranzugehen pflegt, ift der große Theil der 
jelben gerade in fchwieriger Zeit von foldher Haltung geweſen, 
daß fih die Preffe dadurch den Anfprucd auf baldige Mündig- 
ſprechung wohl erworben zu haben fcheint. 

„Dennoch glaube ich nicht, daß im ge enmwärtigen Augen⸗ 
blide und gegenüber dem gefaßten Beſch fe der Moment da 
wäre, um über den Antrag des Herrn Neichsrathes Manager 
jest abzuftimmen, 

„Es ift, glaube ich, gerabe biefer Antrag und dieſe Frage 
mit der politiichen Organifation viel zu enge verbunden und 
zu innig verfnüpft, als daß fie aus ihrem Berbande heraus- 
geriffen behandelt werden könnte. 

„Ich glaube, daß Zeit und Ort fommen wird, wo diefe 
wihtige Frage ex professo behandelt werden kaun, und dann 
werde ich dafür fein, daR der Zuftand der Preſſe vollkommen 
geregelt und auf gefetliches Terrain zurüdgeführt werde, 

„sch erlaube mir, Eu. kaiſerl. Hoheit, diejfen Anlaß zu 
ergreifen, um noch eine Bitte hinzuzufügen. 

„Dieje betrifft die Beröffentlihung der Verhandlungen 
der Bienarverfammlung. Nachdem die vorläufige Veröffent- 
fidung einmal geftattet ift, jo wäre e8 wünfchenswerth, daß 
Beriiterftatter der Journale zugeluffen würden. 

„Denn es jcheint mir ſowohl würdiger als angemefjener, 
daß die objective Anfchauung der Reporters die immerhin 
mer fubjective Auffaffung der zu Berichterftattern gepreften 
Ditglieder des hohen Neichsrathes erjete. 

„Freilich ift dieß nicht leicht möglich, da uns ſelbſt Licht, 
Luft und Raum beinahe mit geometrifcher Genauigkeit zuge- 
meſſen find. Wenn es aber dennoch ausführbar wäre, jo er- 
Ihiene e8 mir fehr mwünfchenswerth, entweder den Berichter- 
fattern größerer Tageblätter oder Stenographen der Journale 
den Zugang zu geftatten. bamit die Verhandlung auf eine 
möglihft unbefangene Weife in die Deffentlichleit gebracht 
würde, 

„Ih nehme mir alfo die Kreiheit, die vom Herrn Reichs⸗ 
ud Manager gefchilderten Zuftände als eines jener Gebrechen 
in bezeichnen, auf welche der hohe verftärkte Reichsrath hin⸗ 
wuweilen allerdings berechtigt und verpflichtet iſt. Bezüglich 
es von mir in zweiter Linie ausgelprochenen Wunfches er= 
laube ih mir denfelben nur als eine Bitte zu bezeichnen, 
welcher ich einen ehrerbietigen und unmaßgeblihen Ausdrud 
zu verleihen für meine Pflicht erachtet habe.“ 

15* 


— — 
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Reichsrath Toperczer: „Ich bin der Anficht, daß der 
Antrag des Herrn Reichsrathes Maager mit der Zagesord- 
nung in gar feinem Zufammenhange ftehe. 

„Meines Erachtens muß jede Berfammlung die Ordnung 
ihrer Debatte regeln und was mit der Tagesordnung nicht 
im Zufammenhange fteht, von der Berhandlung ausschließen. 

„Der Antrag, welcher, wie ich glaube, auf Gewährung 
ber Preßfreiheit und Regelung ber Preßverhältnifie gerichtet 
ift, fteht nad) meiner Anficht in gar feinem Zufammenhange 
mit dem Stadium, in welchem ber Comite-Bericht fich jekt 
bewegt. Es ift dieß, glaube ich, augenſcheinlich. Ich bin aud) 
. ein Freund der Preßfreiheit und glaube, daß, was auch immer 
über diefen Öegenftand gejchrieben und gejagt worden fein mag, 
es doch wahr bleiben wird, daß die Wunden, welche die Brefte 
ſchlägt, auch durch die Preſſe ihre Heilung erhalten. Ich bitte 
daher mein Botum nicht dahin deuten zu wollen, al8 wenn 
ih mit manchen der hier vorgebracdhten Anträge nicht überein- 
ſtimmen würde. 

„Sch glaube jedoch, daß der Komite- Bericht zwei Theile 
bat, den erjten, welcher die befonderen Ausgaben jedes Mint- 
fteriums prüft, und einen zweiten Theil, welcher die Anträge 
über die Mittel zu einer Neorganifation der Monarchie ent 
hält. Der geftellte Antrag feht nun mit dem erften Theil 
des Comite-Berichtes in feiner Verbindung, und eben fo wenig 
mit dem zweiten Theile, weil vdiefer die Begründung von 
politifchen SInftitutionen behandelt. Ich glaube vielmehr, daß 
früher diefe Inftitutionen gefchaffen werden müffen, bevor die 
Zuftände der Preffe berathen werden fünnen, und daß daher 
ein Antrag in diefer Richtung von dem verftärkten Reicheratbe 
nur dann geftellt werden dürfte, wenn Se. Majeftät hierüber 
ein Gutachten gefordert hätten. 


„Das ift meine Meinung und ich bitte, mir den Ausdruck 
derjelben nicht als Anmaßung zu deuten. Ich will nur noch 
bemerken, daß es mir fcheint, unfere Zeit fei zu foftbar, um 
uns immer von dem eigentlihen Gegenftande der Berathung 
zu entfernen, zumal der hohe Reichsrath nad) drei Monaten 
heute noch auf demfelben Punkte fteht, auf welchem er nad 
der Eröffnung feiner Situngen ſich befand. 

„Die Zeit drängt dahin, fo bald als möglich den Schluß: 
antrag das Comites in Berathung zu nehmen, und ich glaube, 
daß es die Aufgabe des Hohen Reichsrathes fei, den Ausdrud 
feiner Ueberzeugungen über diefe großen ragen nunmehr 
baldigft zu den Füßen Sr. Majeftät des Kaifers nieberzulegen, 
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demit dem Minifterium die Gelegenheit geboten werde, endlich 
von den Worten zu den Thaten überzugehen.“ 


Neihsratd Graf Clam: „Ich Habe nur das Wort er= 
greifen wollen, um in demfelben Sinne, in welchen die beiden 
Herren Vorredner gefprochen haben, meine Anficht dahin zu 
infern, daß die Behandlung diefer Angelegenheit auf ben 
Bumft verwiefen werden möge, wohin fie ihrer Natur nad 
gehört. Ich behalte mir mein Botum hierüber vor und bes 
merke dieß Iediglih darum, auf daß die hohe Berfammlung 
mie nicht etwa eine Unterihätung ber Wichtigkeit der hier 
angeregten Frage zutrauen möge.“ 


Reichsrath Graf Szecjen: „Ich ſtimme der Anfidht des 
Srofen Clam bei; in Üebereinftimmung aber mit den Be- 
merfungen des Herrn v. Toperczer werde ich darüber in dem 
gegenwärtigen Augenblide nicht reden und behalte mir vor, 
meine Meberzeugung von der Wichtigkeit der Sache und der 
Rotywendigfeit tiefeingehender Aenderungen, bdefinitiver DBe> 
fimmungen hinſichtlich der Prefiperhäftniffe feiner Zeit dar= 
zulegen. Zugleich erlaube ich mir den vom Herrn Reichsrathe 
von Majläth ausgeiprochenen Wunſch zu theilen.“ 


Reichsfrath Graf Barköczy: „Mein feiter Entihluß war 
von allem Anfange an, die Angelegenheit der Preſſe während 
ver Berhandlungen des Reichsrathes in Anregung zu bringen, 
Bohl bietet das ganze Budget keinen pafjenderen Anlaß dazu 
dar, ald die Voranſchläge für das Finanzminifterium, dort wo 
8 fh um Zeitungsftämpel und Zaren u. |. w. handelt. Durch 
tele Gebühren wird vorzugsmeiie aud) ein materieller Drud 
uf diefes wichtige Selb der geiftigen Arbeit geübt und ihre 
Tätigkeit gehemmt. Nachdem jedod) diefe Frage nun bereits 
m Anregung gebracht wurde, erlaube ich mir auch meinerjeits 
einigen Wünſchen Ausdrud zu verleihen. 


„„Ich bin vor Allem durchaus nicht einverftanden mit ber 
nicht des Herrn Neichsrathes Toperczer, als ob jeder 
tiht bei den einzelnen Budget-Voften unmittelbar in Frage 
tmmende Gegenftand von vornherein der Beiprehung ent» 
‚gen werden follte, um nur zum Schlußantrage zu gelangen. 
218 ftreitet gegen meine Anſchauungsweiſe. Ich glaube, der 
Jeichgrath muß Zeit haben, jeden wichtigen Gegenftand mit 
zemuth und nach feiner inneren Meberzeugung zu beiprechen. 
Lie Zeit ift heute fo koſtbar wie morgen, morgen jo foftbar 
Me übermorgen; daher werde ich troß jenes Argumentes mid) 
gt abhalten Iaffen, heute fchon einige Worte über die Zus 
Künde der Preſſe zu fprechen. 
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Reichsrath Toperczer: „Ich bin der Anficht, daß ber 
Antrag des Herrn Reichsrathes Maager mit der Tagesord⸗ 
nung in gar feinem Zufammenhange ftehe. 

„Meines Erachtens muß jede VBerfammlung die Ordnung 
ihrer Debatte regeln und was mit der Tagesordnung nidt 
im Zuſammenhange fteht, von der Berhandlung ausſchließen. 

„Der Antrag, welcher, wie ich glaube, auf Gewährung 
der Preßfreiheit und Regelung der Preßverhältniffe gerichtet 
ift, fteht nad) meiner Anficht in gar feinem Zufammenhange 
mit dem Stadium, in weldhem der Comite-Bericht fich jest 
bewegt. Es ift dieß, glaube ich, augenſcheinlich. Ich bin auch 
. ein Freund der Preßfreiheit und glaube, daß, was auch immer 
über diefen Öegenftand geichrieben und geſagt worden fein mag, 
es doch wahr bleiben wird, daß die Wunden, welche die Prefie 
ſchlägt, auch durch die Preſſe ihre Heilung erhalten. Ich bitte 
daher mein Votum nicht dahin deuten zu wollen, als wenn 
ic) mit manchen der hier vorgebrachten Anträge nicht überein- 
ſtimmen würde. 

„Sch glaube jedoch, daß der Comite- Bericht zwei Theile 
bat, den erften, welcher die befonderen Ausgaben jedes Mini- 
fteriums prüft, und einen zweiten Theil, welcher die Anträge 
über die Mittel zu einer NReorganifation der Monardie ent 
hält. Der geftellte Antrag ſteht nun mit dem erften Theil 
des Comite-Berichtes in feiner Verbindung, und eben jo wenig 
mit dem zweiten Theile, weil diefer die Begründung von 
politiſchen Inftitutionen behandelt. Ich glaube vielmehr, daß 
früher diefe Inftitutionen gejchaffen werden müflen, bevor die 

uftände der Preſſe berathen werden können, und daß daher 
ein Antrag in diefer Richtung von dem verftärkten Reichsrathe 
nur dann geftellt werden dürfte, wenn Se. Majeftät hierüber 
ein Gutachten gefordert hätten. 


„Das ift meine Meinung und id) bitte, mir den Ausorud 
derfelben nicht als Anmaßung zu deuten. Ich will nur nod) 
bemerfen, daß es mir fcheint, unfere Zeit fei zu koſtbar, um 
uns immer von dem eigentlichen Gegenftande der DBerathung 
zu entfernen, zumal der hohe Reichsrath nad drei Monaten 
heute noch auf demſelben Punkte fteht, auf welchem er nad) 
der Eröffnung feiner Situngen fidh befand. 

„Die Zeit drängt dahin, fo bald als möglid) den Schluß: 
antrag das Comités in Berathung zu nehmen, und ich glaube, 
daß es die Aufgabe des hohen Reichsrathes fei, den Ausdrud 
feiner Ueberzeugungen über dieſe großen Fragen nunmehr 
baldigft zu den Füßen Sr. Majeftät des Kaiſers niederzulegen, 
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damit dem Minifterium die Gelegenheit geboten werde, endlich 
von den Worten zu den Thaten überzugehen.“ 


Reichsrath Graf Clam: „Ich habe nur das Wort er» 
reifen wollen, um in demfelben Sinne, in welchen die beiden 
Serren Borredner gelprochen haben, meine Anficht dahin zu 
äußern, daß bie Behandlung diefer Angelegenheit auf den 
Punkt verwiefen werben möge, wohin fie ihrer Natur nad 
gehört. Ich behalte mir mein Votum hierüber vor und be» 
merte dieß lediglich darum, auf daß die hohe Berfammlung 
mir nicht etwa eine Unterſchätzung der Wichtigkeit der hier 
angeregten Frage zutrauen möge.” 


Reichsrath Graf Szecfen: „Ic ſtimme der Anſicht des 
Grafen Clam bei; in Webereinfiimmung aber mit den Be- 
merfungen des Herrn vd. Toperczer werde ic) darüber in dent 
gegenwärtigen Augenblide nicht reden und behalte mir vor, 
meine Weberzeugung von der Wichtigfeit der Sache und ber 
Nothwendigkeit tiefeingehender ande definitiver Bes 
fimmungen Hinfichtlich der Prefverhältniife feiner Zeit dar- 
zulegen. Zugleich erlaube ich mir den vom Herrn Reichsrathe 
von Rojläth ausgeiprochenen Wunfc zu theilen.“ 

Keihsrath Graf Barkoöczy: „Mein fefter Entfhluß war 
von allem Anfange an, die Angelegenheit der Preffe während 
ter Berhandlungen des Reichsrathes in Anregung zu bringen. 
Kohl bietet das ganze Budget feinen pafjenderen Anlaß dazır 
dar, al8 die Voranfchläge für das Finanzminiftertum, dort wo 
8 fh um Zeitungsftämpel und Taren u. |. w. handelt. Durch 
dieſe Gebühren wird vorzugsweiſe aud) ein materieller Drud 
uf diefes wichtige Feld der geiftigen Arbeit geübt und ihre 
Thätigfeit gehemmt. Nachdem jedoch diefe Frage nun bereits 
m Anregung gebracht wurde, erlaube ich mir auch meinerfeits 
emigen Wünjchen Ausdrud zu verleihen. 


„sh bin vor Allem durchaus nicht einverftanden mit ber 
Aniht des Herrn Neicherathes Toperczer, ale ob jeder 
uht bei den einzelnen Budget-Poften unmittelbar in Frage 
tmmende Gegenitand von vornherein der Beiprehung ent> 
ogen werden follte, um nur zum Schlußantrage zu gelangen. 
Zieß freitet gegen meine Anſchauungsweiſe. Ich glaube, der 
Feichsrath muß Zeit haben, jeden wichtigen Gegenftand mit 
Meunuth und nach feiner inneren Ueberzeugung zu beipreden. 
Lie Zeit ift heute fo foftbar wie morgen, morgen jo foftbar 
me übermorgen; daher werde ich troß jenes Argumentes mid) 
"ht abhalten Laffen, heute ſchon einige Worte über die Zus 


Hände der Preffe zu ſprechen. 
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Se. kaiſ. Hoheit der Herr Erzherzog Reichsraths— 
Bräfident bemerkte hierauf, daß, was den Antrag auf Zu⸗ 
lafjung von Berichterftattern für die Zeitungen zu den reichs⸗ 
räthlihen Verhandlungen betreffe, derjelbe gegen die Gejchäfts- 
ordnung verftoße, welde von Sr. Majeftät fanctionirt wurde, 
und daß das Präfidiun des Reichsrathes verpflichtet jet, die 
Geſchäftsordnung aufrecht zu erhalten. 

Reichsrath v. Majläth erklärte, daß er ſich feinen An- 
trag, zu dem er allerdings nicht berechtigt war, fondern nur 
eine Bitte zu ftellen erlaubt habe. 

Reichsrath Dr. Hein erflärte, er Habe um das Wort 
gebeten, um in Kürze auch feinerjeitS darauf Hinzumeilen, 
daß die Regelung der Preßzuftände und die Zurücführung 
derſelben den geſetzlichen Boden ſelbſt im Intereſſe des 
Staates und der Regierung liege, daß übrigens auch er die 
ganze Frage als nicht bei dem gegenwärtigen Anlaſſe zur 
Behandlung gehörig anerkenne und deren Vertagung bis 
zum 4 der Budget-Berathung vertreten müſſe. Uebrigens 
theile er vollkommen die Anſichten, wie ſie von den Herren 
Reichsräthen Maager, v. Majläth, Grafen Clam, Gra— 
fen Szécſen und Grafen Barkoöͤczy en wurden. 

Reihsrath Graf Auersperg erwähnte, daß er, ganz 
abgejehen von jedem Parteiftandpunfte, im Sinne einer noth⸗ 
wendigen gejeßlichen Regelung unferer öffentlichen Zuftände, 
darunter insbefondere der Preßangelegenheiten, fi) den dieß— 
falls geäußerten Anfichten anfchliege und nur glaube, daß im 
Allgemeinen die Bitte um deren baldigft zu bewirfende Re- 
gelung durch das Geſetz ausgefprochen werden möge. 

Reichsrath Graf Apponyi bemerkte, daß in der hohen 
Berjammlung wohl nicht Eine Stimme zu finden fein bürfte, 
welche diefem Gegenftande nicht die vollfte Aufmerkfamfeit 
widme und die Verhältniffe der Preſſe niht in freifinnigfter 
Richtung, jedoch unter gleichzeitiger Bedachtnahme auf das 
Wohl des Staates, baldigft geregelt zu jehen wünſche. In die- 
fer Beziehung habe Graf Auersperg gewiß nur dem allgemei- 
nen in der Verſammlung herrſchenden Gefühle Ausdruck ge: 
geben. Die Frage jei jedoch noch immer nicht entichieden, ob 
diefer Gegenftand aus Anlaß des in Verhandlung ftehenden 
Abſchnittes des Comite-Berichtes erörtert werden folle, oder ob 
er nicht vielmehr eine eingreifendere und gründlichere Behand- 
lung an paflenderer Stelle erheifche. Indem er ſich denjenigen 
Rednern anjchließe, welche die Discuffion hierüber für jett 
vertagt willen wollten, müſſe er jeboch wiederholen, daß aud) 
er die Wichtigfeit des Gegenftandes nicht im mindeften verfenne. 


An. 
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Se, k. Hoheit der burchlauchtigfte Herr Erzherzog Reich s- 
rath8-PBräfident forderte nun die VBerfammlung auf, fiber 
den Antrag des Herrn Reichsrathes Grafen Apponyi, ob ber 
Gegenftand fogleich jet ober erft nach dem Schluffe ber Budget⸗ 
Berathung in Sergandhung genommen werden folle, zur Ab⸗ 
fimmung zu jchreiten, wobei fi} die Mehrheit der Stimmen 
für die Bertagung der obigen Frage erklärte. 

Der Minifter- Präfident Graf Rechberg fand fd) ſchließ— 
ih veranlaßt zu erwähnen, daß die ım Laufe der Verhand- 
lung angebeutete Behauptung, als wäre die „Augsburger all« 
gemeine Zeitung” von ber kaiſ. öfterreichiichen Regierung fub- 
ventionirt, — ** irrig ſei. 

Reichsrath Graf Clam⸗Martinitz ſetzte nun die Vor⸗ 
leſung des Comité⸗Berichtes fort, wie folgt: 

„Einen weiteren Gegenſtand der Erörterung bildeten auch 
die mit 24,730 fl. veranhlagten Untoften für die Nedaction 
der „Wiener Zeitung.“ 

„nücdfichtlich diefer Poft wurde von dem Herrn Minifter 
eröffnet, Daß den Auslagen für die „Wiener Zeitung” aud) 
die Einnahmen derjelben entgegen gehalten werben müſſen, 
welhe in da8 Budget aufzunehmen überfehen worden fet. 
Diefelben ließen fid) zwar noch nicht mit Beſtimmtheit präli- 
miniren, doch dürfte das Neinerträgnig 8000 fl. zum Min- 
beiten betragen. Auf diefe Weife vermindere ſich das für die 
Centralleitung veranfchlagte Erfordernig um 29,000 fl. 


‚ „Üebrigens geht aus den Mittheilungen des k. k. Mini— 
feriums hervor, daß, wenn der Werth der unentgeltlichen 
amtlihen Inſerate mit 10,000 fi. und der amtlichen Frei— 
Eremplare mit 16,000 fl. in Auſchlag gebradht wird, das 
Reinerträgniß der „Wiener Zeitung“ im Ganzen mit 34,000 fl. 
Rh beziffert.“ 

Reichsrath Diaager: „Im Komite-Berichte heißt es, 
daß das Neinerträgnig der „Wiener Zeitung“ mindeſtens 
auf 8000 fi. angenommen werben könne. Dieje Angabe halte 
id für problematifh. Denn meines Wiflens zahlt die „Wie⸗ 
ner Feitng keinen Inſeraten- und keinen De = 
Rämpel, Wird nun der dem Staate dadurch entgehende Be- 
tag berücfichtigt, fo glaube ich, daß diefer den angenommenen 
Keinertrag der gedachten Zeitung überfteigen dürkte, Auch ift 
mr befannt, daß die Ghelen’ihen Erben — bie früheren 
Pihter der „Wiener Zeitung“ — vom Jahre 1848 an durd) 
mehrere Jahre einen bei weiten größeren Pachtſchilling als 
00 fl. zahlten. 
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Beranlafiung zu der in dem vorliegenden Berichte enthaltenen 
Hindeutung auf diefe Angelegenheit gefunden. 

„Es dürfte mit unnöthig fein, deren baldige Erledigung 
in Erinnerung zu bringen, da e8 auffallend ift, daß diejelbe 
nad achtjähriger Dauer der Verhandlung no nicht zum Ab⸗ 
jchluffe gebradyt wurde. Uebrigens ift das Princip der Noth- 
wendigfeit einer Regelung der Sache von den Herren Mini- 
ftern jelbft anerkannt worden, alfo glaube ich, daß fein Antrag 
erforderlich und der Abjchnitt des Berichtes, welcher die Hin- 
weifung auf die Nothwendigkeit einer jolhen Regelung enthält, 
volllommen genügen dürfte.“ 

Reichsrath Graf Hartig: „Infoferne der Abſchnitt nur 
eine Hinweifung enthält, finde ich nicht® dagegen zu erinnern. 
Wenn aber gejagt wird, daß man nicht wilfe, warum die 
Stadt Wien erceptionell behandelt werden jolle, jo muß id) 
mir doch Einiges zur bemerken erlauben. Die Stadt Wien 
beherbergt eine ſolche Mafje Fremder, daß ic) glaube, es jet 
ungerecht, wenn ihrer Kommune die Laft zugewiefen würde, 
alle jene Anftalten aus eigenen Mitteln zu erhalten, welde 
bezüglich derfelben nothwendig find. Ich will nur darauf auf⸗ 
m ertam maden, daß der Stadt Wien für die Uebernahme 
eines Dienftes, der mehr die allgemeine Polizei betrifft und 
nicht die der Kommune, irgend eine Erleichterung zu Theil 
werden muß, denn die Einwohner der Stadt Wien, insbe» 
fondere aber die Hausbefiter, find ohnehin durch die ungeheuren 
Steuerzuſchläge ſehr hart mitgenommen; e8 würde diejes alfo 
nod eine Erhöhung ihrer Auflagen fein, wenn ſolche Aus- 
gaben auch noch der Kommune zugewiefen würden, und id) 
könnte mich nicht für die Beftreittung dieſes Aufwandes von 
Seite ber Letzteren ausfprechen, ſondern glaube vielmehr, daß 
ber Betrag nad) wie vor aus den allgemeinen Staatsmitteln 
u verabfolgen wäre, weil fonft die Kommune Wien, insbe- 
—* im Vergleiche mit anderen Gemeinden, allzuſehr be— 
laftet würde, Inſofern e8 aber bloß auf die Hinweifung an⸗ 
fommt, hätte ich, wie Eingangs gefagt, nichts dagegen ein» 
zuwenden.“ 

Der Miniſter des Innern Graf Gotuchowski: „Ich 
faube nur gegenüber ber Aeußerung des verehrten Herrn 

orredners die Bemerkung machen zu müſſen, daß ich durd)- 
an® nicht die Abſicht Habe von vornherein auszusprechen, daß 
diefe Auslagen der Commune Wien aufgebitrdet werden müßten; 
ich wäre von meinem Standpunkte nicht einmal berechtigt diele 
Foenavung abzugeben. Es ift dieß ein Gegenftand gegenfeitiger 
Yuaandlung und Verfländigung. Wenn übrigens darauf hin⸗ 
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getwiefen werden will, daß die Stabt und Commune Wien 
wegen der großen Zahl der zuftrömenden Fremden zur Tra- 
ung namhafter Laften genöthigt wird, fo möge auch anderer- 
bite in Erwägung gezogen werden, daß der Fremdenverkehr 
diefer Stadtgemeinde unendliche Vortheile zuführt.“ 

Graf Elam fährt nun in der Vorleſung des Comite- 
Berichtes fort, wie folgt: 

„Dem Borftehenden zufolge beſchränken fi) die für 
den Moment ausführbaren Reductionen im Polizei - Budget 
Meere ee. 29,000 fl., 
und wenn, die eventuelle Aufhebung der oben ge- 
nannten ſieben Bolizei-Directionen etwa mit 
einer Erſparniß der Hälfte der Unkoſten, alſo 
mit.. . 62270 „ 


in Anſchlag gebracht wird, im Ganzen und in 
runder Summe uf . . 2 0202000. 91,000 fi., 
und e8 würde fomit das veranfdjlagte Erforderniß fid) auf 
2,642,000 fl. reduciren. 

„Schließlich glaubte das Comite hervorheben zu müſſen, 
da, wenn es ſich darum handelt, den gefammten durd) den 
Bolizeidienft in Anfprud) genommenen Aufwand zu bezifs, 
fern, zu der im Staatsporanfchlage eingeftellten N 
vonnnnnnn..2,788,000 fl., 
beziehungsweiſe nad) obiger Reduction mit . 2,642,000 „ 
die Commumalbeiträge für die Milttär- Polizei- 
wahe, welhe at 5 een 625,541 „ 
femer die Auslagen für die Gendarmerie, wie 
fe im Budget des Minifteriums des Innern 
mitt. en ee. 3,250,000 „ 
und in den Landesfonds-Voranfhlägen mit . 797,325 „ 
angenommen find, hinzugerechnet werden müffen, 
wornach der ganze Aufwand für ven Sicher— 


heitsdienft fi) in runder Summe mit . . 7,314,800 fl. 
berausftellt, welche Summe, ohne übrigens die Urfachen aus- 
Ihliegend im Reſſort des Polizeiminifteriums zu juchen, um 
jo mehr als eine auffallend hohe bezeichnet werden muß, ale 
der Zuftand der öffentlichen Sicherheit, nicht in allen Theilen 
der Monarchie ein befriebigender ift.” 

Reichsrath Graf Barlöczy: „Ich glaube, daf hier bie 
paſſende Stelle der Verhandlung ifl, um das Inſtitut der 
Gendarmerie in Oeſterreich als Organ der Sicherheit zu be- 
ſprechen. Diefes Inftitut ift feit zehn Jahren eingeführt und 
bat über 100 Millionen Gulden geloftet. Man glaubte von 


— 
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nid kenne. In Betreff Ungarns aber änfere ich ans voller 
Fr erzengung den Wunſch für die Tünftige Befeitigung diejes 
itntes. 
ee Commmnal- Auslagen dürften fi für dieſen Fall 
zit unweſentlich vermindern.“ 

Der Minifier des Innern Graf Goluhowesfi: „Ale 
im vorigen Sahre der Geichäftskreis des Minifteriums des 
Junern von Sr. Majeftät aud) auf tie Gendarmerie ausge⸗ 
dehnt wurde, habe ich diefem Inſtitute meine ganze Aufmerk⸗ 
ſamkeit zugewendet, und ich hatte mich ſchon als Landeschef 
von Galizien davou Hberzeugt, daß die Auslage dafür eine 
übergroße und mit den Refultaten, welche bamit erzielt wurben, 
in gar feinem Berhältniffe fiehende fei. 

„Ih theile die Wirkſamkeit der Gendarmerie, wie der 
geehrte Herr Vorrebner, in zwei Theile: in die der gewöhn- 
lichen Polizeihandhabung nnd bie der höheren Polizei. 

„Was den erften Theil anbelangt, fo ift es doch nicht 
gerabezu zu leugnen, daß die Gendarmerie aud nit unbe⸗ 
deutende Refultate erzielt habe. In allen Theilen der Monardjie 
ift dieß allerdings nicht gleichmäßig der Fall, aber verfennen 
läßt es fi nicht, und id) berufe mid) auf das Land, welches 
id) zu verwalten das Glück hatte, dag mit ber Gendarmerie, 
namentlih im erften Beginne, bedeutende Refultate erzielt 
worden find. Die Aufgabe der höheren Bolizei war auch in 
ber Anftruction für das Inſtitut nicht fo aufgefaht, als daß 
man ein befonderes Gewicht darauf hätte Iegen ſollen. Daß 
es fich dazu herangebildet Hat, war bie natürliche Folge, weil 
die Gendarmerie unter die oberfte Polizeibehörde geftellt wurde. 
Der oberfte Chef berfelben war Militär und hat vieleicht mehr 
Gewähr in den Anzeigen berjenigen ſuchen zu müſſen geglaubt, 
mit welden er jeit einer Reihe von Sahren in engerer Ver⸗ 
bindung fland, und daher fchreibt fi) die damalige größere 
Thätigfeit in diefer Beziehung ber. Seit den gegenwärtigen 
Verhältniſſen ift in diefer Richtung die Wirkſamkeit zwar eine 
nambaft geringere, aber, fo wie es die Pflicht eines jeden 
Beamten ıft, daß, wenn er etwas wahrnimmt, was auf Ge⸗ 
fährdung des Staatswohles zielt, von ihm die Anzeige gemacht 
werde, fo wird dieß auch immer Sade der Gendarmerie fein. 

„Diejes Snftitut ift nun auf ein Minimum reducirt, und 
es läßt fih jet nur noch darüber ftreiten, ob es ein Civil- 
oder ein Milttär-Inftitut fein fol. Die Sache wurde bereits 
gründlich erörtert; die Anfichten waren fehr verfchieden, aber 
man ift zu dem Schluffe gelangt und hat ſich dahin geeinigt, 
baf an der damaligen Inflitution der Gendarmerie als Mili- 
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tärkörper nicht zu rütteln ſei. Dazu ift auch noch die Sanction 
©r. Majeftät des Kaifers erfolgt, und es ift daher die Frage 
nicht mehr offen, ob dieſes Inſtitut in diefem oder jenem 
Lande einer Aenderung unterzogen werden fol. Das könnte 
wohl dann der Fall fein, wenn bei der erfolgten Reorganifirung 
fd) zeigen follte, daß die jegige Organifation nicht dem Zwecke 
entiprehend fei. Ich glaube aber, daß fie dem Zwecke ent- 
iprehe und daß fie auch fortan eine wohlthätige Wirkung 
eutwideln werde. 

‚ „In früherer Zeit war die Organiiation der Gendarmerie 
eine ſolche, daß der politifche Beamte, welcher die eigentliche 
Yandbabung der Polizei in feinen Händen haben follte, auf 
die Bewegung der Gendarmerie nur einen unendlich unter- 
geordneten Einfluß nehmen konnte. Jetzt aber ift der Gendarm 
verpflichtet, fich im befien Anordnungen zu fügen und auszu- 
führen, was ihm vorgejchrieben wird, auf daß die Handhabung 
der Polizei in einer ſolchen Weiſe geichehe, wie es gegenwärtig 
beabfihtigt wird, Und wenn bie politiihen Behörden ihre 
Shuldigleit thun, d. h. die Gendarmerie fo gebrauchen, wie 
es der Allerhöchfte Dienft erheifht und die Sicherheit der 
Devölferung e8 wänfchenswerth macht, dann glaube ih, daß 
das Inflitut dem Zwecke volllommen entfpreden wird, und 
daß es jet, wo eine neue Inſtruction demfelben eine ganz 
andere Richtung vorzeichnen wird, noch nicht am der Zeit ift, 
me Wirkſamkeit zu verdächtigen oder ihm eine unzulängliche 
Tätigkeit zuzuschreiben und fonftige Aenderungen desjelben 
mzuhahnen. Dieß muß erft Gegenftand der Erfahrung fein 
md fügt fich nicht ſchon jet im Voraus beftimmen.“ 

Graf Hartig: „Ich kann in diefer Beziehung von einer 
neueſten Erfahrung jprechen. Das, was ber Herr Minifter des 
Junern bemerkt hat, erwies fidh feit 15. v. M. in der Gegend, 
wo ih meinen Beſitz babe. Dort ift feit biefer Zeit die 

endarmerie den Bezirksvorftehern zugewiefen- und das bloße 
müßige Herumfpazieren abgejhafft worden. Was die Frage 
m Allgemeinen anbelangt, jo flimme ich ganz ber Anfiht des 
Kahten Herrn Minifters bei, daß jett nicht der geeignete 
jeitpunft wäre, eine Aenderung diefes Inftitutes vorzunehmen. 
die Reform ift erft eingetreten und man muß auf ihre Wirfung 
Darten, Uebrigens wird es immer nothwendig fein, eine be- 
Daffnete Macht im Innern, unabhängig vom Militär, zu 
alten, um den Arm bes Vorgeſetzten zu unterflügen ; feien 
Bezirke, Kreife, Gemeinden, fie werden immer ihre eigene 
bewaffnete Macht haben müflen. Ob dadurch aber viel ge- 
Nonnen wäre, bezweifle ich. Es wird nur eine Ueberwälzung 


16 lien. 
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der Auslagen des allgemeinen Budgets auf die Einzelnen 
fein. Ich bin alſo ganz der Auficht des Herrn Minifters des 


Inuern, daß es gar nidht an der Zeit fei, jet darüber zu 


fprehen; und biefer Sag ift auch im Allgemeinen geltend, 
daß, wenn man glaubt, für das Staatsbudget etwas zu er- 
fparen , dieß eigentlih aus dem Sädel der Befteuerten ge- 
nommen nnd feine Erfparung fein wird, fondern nur eme 
Webertragung und zwar oft vielleicht eine minder vortheilhafte, 
als man eben gedadjt. Vebrigens muß ich die Gendarmerie 
gegen den Borwurf redhtfertigen, daß fie nichts gemiit Hat, 
namentlich in Landestheilen nicht weit von der Gränze bat fie 
fehr viel zur Sicherheit beigetragen und ich als großer Grund⸗ 
befiger fann ihr dafür nur dankbar fein. Ohne daß ih zu ihr 
in einer näheren Beziehung fand, muß ich jagen, daß nament- 
lich die Walddiebftähle und Waldfrevel fi) ſeitdem fehr ver- 
minderten. Dasſelbe ift insbefondere aud in Krain, wo id 
ebenfalls einen Beſitz habe, der Kall; bort hat die Gendarmerie 
eben auch für die Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit 
durch Ergreifung von Verbrechern und Flüchtlingen eine große 
Wirkſamkeit entfaltet.“ 

Die Reichsräthe Fürſt Schwarzenberg und Fürf 
Auersperg erklärten, fie fühlten fi) als große Grundbeſitzer 
verpflichtet, der Gendarmerie in diefer Richtung ihre Aner- 
fennung und ihren Dank zu zolleı. 

Reichsſsrath Fürft Liehtenftein bemerkte, in Steiermart 
babe die Gendarmerie die größten Dienfte geleiftet, aber aud) 
in Ungarn ließen fich viele Fälle anführen, wo fie fehr vortbeil- 
haft gewirkt habe. Er felbft habe bei vielfachen Bereifungen in 
biefem Kronlande fi) von der perfönlichen Aufopferung, Dienft- 
fertigfeit und Uneigennüßigleit dieſes Wachlörpers überzeugt. 

Graf Apponyi: „Ich würde diefen Gegenftand nicht in 
Erwähnung gebracht Haben; nachdem es aber ſchon gefchehen, 
fo kann ich nicht anders, als den Bemerkungen, welche vom 
Herrn Grafen Barklöczy vorgebradt wurden, aus meiner 
Erfahrung theilweife beizuſtimmen. Sch glaube auch nicht, daß 
es in der Abſicht des Herrn Grafen lag, das Juſtitut als ein 
unnüßes und unbrauchbares darzuftellen, fondern er hat eben 
ber Wahrheit getreu gefagt, daß e8 in Ungarn fein volte- 
thümliches ift und in Folge deſſen auch nicht jene Dienfte 


leiftet, die es leiſten lönnte, wenn es nit von Anfang an . 


Antipathie und widerfirebende Anſchauungen und Gewohnheiten 
des Landes gegen ſich gehabt hätte. Das ift die reine Wahr- 
heit; jedoch wäre viel zu viel gelagt, wenn man das Inſtitut 
überhaupt angreifen wollte. IH bin auch überzeugt, daß die 
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Gendarmerie ſelbſt in Ungarn an einzelnen Orten und Indi- 
viduen gewiß verdienftlich zu Werke geht, daß aber im All- 
gemeinen und namentlich dort, wo fie manchmal als Opfer 
gefallen ift, ihre Wirkſamkeit gegenwärtig von gar Teinem 
Nutzen ift, das iftz. B. die Theißgegend, wo ihre Thätig- 
feit wirklich ſehr oft in den Momenten der eigentlichen Ge- 
fahr vermißt wird, während die Leute in fehr vielen Eajernen 
und Rocalitäten immer in größter Ruhe angetroffen werden. 
In diefer Hinfiht kann ih es auch den Leuten nicht übel 
nehmen; fie ſetzen fi) wohl Er oft großen Gefahren aus, zu 
denen der Nuten, den fie bringen, in feinem Verhältnifſe 
ſteht. Aber ich muß Gewicht darauf legen, daß der Herr Graf 
Barköczy feinen Antrag geftellt, fondern ſich nur auf allge 
meine Bemerkungen beihräntt hat. 

„Ich glaube auch nicht, daß es unfere Aufgabe fei, einzelne 

Klogen und Gegenftände zu fammeln und gleihfam als Beti- 
tionen Sr. Majeftät vorzulegen, ob nun motivirt oder nit, 
erwiefen oder nicht, ob eine Reviſion diejes Inſtitutes vor⸗ 
zunehmen ſei oder nicht. Unfere Aufgabe, fo ftelle ich fie mir 
vor, ift in dieſem Augenblide, die Mittel und Wege anzugeben, 
anf welchen dann Seder fein Recht und feine Klagen gehörig 
geltend machen und vorbringen fann. Ich würde alfo hiemit 
vorihlagen, über diefen Gegenftand weiter in dem Gange der 
Berhandlung vorzugehen.“ 
‚. &raf Elam-Martinig: „Als Berichterftatter erlaube 
id mir hier noch die Bemerkung, daß zur Zeit ver Berathungen 
m Comité die Berhandlung rüdfihtlich der Organiftrung der 
Omdarmerie in ein Stadium getreten war, welches fie der 
derathung bes Comités entrüdt hatte, und bas Comite war 
daher nicht im der Lage, eine nähere Prüfung des Budgets 
antreten zu laffen, welches bereits auf die Borausfegung der 
negen Organifation bafirt if. Wir haben uns nur auf das 
nt was auf Seite 16 des Berichtes erfäheint, wo 
es heißt: 

„„Rückfichtlich des Aufwandes der Gendarmerie konnte 
das Comité‘ in keine nähere Würdigung eingehen, nachdem 
dieſes Inſtitut foeben in einer Reorganifirung begriffen ift, 
die hierauf bezüglichen Vorlagen aber dem Eomite bis zum 
Schluſſe feiner Arbeiten nicht zugefommen find und ſomit der 
bereits auf das Gintreten diefer Reorganifirung bafirte Bor- 
anſchlag einer Prüfung unterzogen werden konnte.““ 

n abe mir nur erlaubt, dieſe Stelfe vorzulefen, 
weil diefefbe wohl dem fpäteren Berlanfe des Berichtes an- 
gehört, Hier aber der Debatte vorgegriffen wurde.“ 

16 * 
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Reichsrath Graf Andräffy: „Ich glaube, ein großer 
und höherer Nuten diefer h. Verſammlung ift der, daß der⸗ 
felbe ein möglihft treues Bild aller Zuftände entwerfe, um 
es zur Kenntniß Sr, Majeftät gelangen zu laffen, und in 
diefer Beziehung muß Jeder von feinem Standpunkte aus die 
Sache beurtheilen und Alles das jagen, was er eben erfahren 
bat, Ich will den Nuten nicht in Frage jieben, welchen die 
Gendarnerie in den übrigen deutſchen Erbländern zur Folge 

ehabt bat, aber was Ungarn anbelangt, muß ich nur dem 
Bier Geſagten beiftimmen. Wir wollen ja hier nicht egen das 
Inſtitut der Gendarmerie als folches reden; ich habe dieſe 
Leute meinerfeits ſehr oft bedauert, wenn fie den größten 
Snfulten und Gefahren ausgefett waren, ohne irgend einen 
Nuten zu gewähren. Das Inſtitut an und für fi iſt recht 
ut, die einzelnen Organe, wir lafen das ja in den Zeitungen, 
enehmen fich jo vortrefflih, daß fie ein nachahmenswerthes 
Beiſpiel geben. Ich kann aber nur fagen, daß die Millionen 
in Ungarn dafür fruchtlos ausgegeben worden find und daß 
diefes Inſtitut dort auf eine viel wohlfeilere Weiſe erjegt 
werden könnte, Diefes ift meine Weberzengung, daher glaube 
ih nit, daß nur eine Ueberwälzung ber Koften flattfinden 
würde, wie Se. Ercellenz der Herr Reichsrath Graf Hartig 
bemerkte. Wenn die Ausgaben dafür auch dann auf den Privat- 
fädel fommen, fo bin id) doch überzeugt, daß man um einen 
viel geringeren Preis und auf eine volksthümliche Art bie 
Polizei handhaben könne.” 

Reichsrath Toperczer: „Bei der Errichtung der Lan⸗ 
des⸗Gendarmerie haben fi) die Gemeinden und Bezirke der 
Hoffnung bingegeben, daß mit der Errichtung diefes Inftitu- 
tes die Dt beffer als früher gehandhabt werben würde, 
und in diefer Hoffnung haben die Gemeinden und Bezirke 
ihre früheren Anftalten, woburd fie für die öffentlihe Si- 
cherheit geforgt hatten, aufgegeben. Ich muß aber geftehen, 
daß dieſe Hoffnung nicht in Erfühung gegangen ifl, benn: 

1, die militärtfhe Organiſation der Gendarmerie, und 

2. die vielen Neibungen zwiſchen den politifchen und 
Milttärbehörden, wie endlich 

3. auch das Nichtbefanntjein mit den eigenthümlichen 
Berbältniffen in Ungarn waren Schuld, daß das Inſtitut 
nicht die gehofften Früchte getragen hat, und . muß darauf 
aufmerkſam machen. daß gegenwärtig ſowohl im Biharer 
Comitate, als in Großwardein die früheren Sicherheitsan- 
falten wieder in Gaug gebracht wurden und auf dieſe Weife 
den Gemeinden eine doppelte Laſt verurfacht wird. Ich babe 
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biefes nicht verſchweigen können und glaube, daß vielleicht 
mit der Organifirung, die anch bier angetragen ift, diefen 
Beigwerden abgebolfen werden wird, damit die Gemeinden 
und Comitate nicht gebunden find, mit doppelten Koften 
für die öffentliche Sicherheit zu forgen. Uebrigens fchließe 
ih mich in diefer Hinftht dem Antrage des Herrn Reichs⸗ 
rathbes Grafen Apponyian“ 

Reichsrath Trenkler äußert fih dahin, daß vieles in 
der letzteren Zeit anders geworden fei, und daß er dankbar 
von dem Herrn Minifter gehört habe, daß die Gendarmerte 
in dem Sinne fortarbeiten werde, wie fie nun begonnen hat, 
was in den Gränzgegenden, wo e8 an Militär fehlt und die 
Bevölkerung ohne Waffen ift, ſehr wünfchenswerth wäre. 

Reichsrath Dr. Straffer: „Ich würde in diefer An- 
gelegenheit mich dispenfirt haben das Wort zu ergreifen, 
wenn nicht die Bemerkung des Grafen Andraſſy mir auf- 
gefallen oder in Anregung gebracht worden wäre, es ſei gut, 
wenn über viefen Gegenftand, die Stimmen der einzelnen 
Reichsräthe aus den verfchiedenen Kronländern gehört werden, 
damit man fid) ein genaues Bild über die Wirkfamfeit des 
Inſtitutes machen könne. Bei uns in Tirol find durch die 
Bemühungen unferes hochverehrten Herrn Erzherzog - Statt- 
hafters Beränderungen im Stande der Gendarmerie einge- 
leitet, welche auch von dem Lande mit Dank begrüßt worden 
find. Dieß gilt vielmehr von Nordtirol; in Süpdtirol war 
die Gendarmerie von jeher und hat dort gute Dienfte gelet- 
rt. In Nordtirol bat man bei Einführung der Gendarmerie 
ganz andere Erwartungen gehegt, als jene, denen fie ent- 
ſprochen bat. Die Gendarmerie ſcheint in Nordtirol eben fo 
überflüfftg zu fein, als fie es nicht verſtanden Hat, ihrer 
Aufgabe zu eutiprehen. In früherer Zeit, wo mir dieſes 
Inſtitut nicht befahen, find auch bei den Gemeinden, vorzüg- 
fh anfänglid, bevor die Auslagen für Cafernirung und 
Servicen auf den Landesfond gelegt worden find, jehr viele 
Reclamationen entftanden. Die Leute beflagten fih über Be- 
laſtung, wenn in einer Gemeinde hier oder dort ein Gen- 
darmeriepoften aufgeftellt wurde, und haben fie umfomehr ale 
taft betrachtet, als fie diefelben für Soldaten anfahen und 
für fie mit Iururiöfem Aufwande geforgt werben mußte. 
Deffenungeadhtet würde man ſich mit dem Inſtitute befreun- 
bet Haben, wenn basjelbe feiner Aufgabe gewachſen wäre, 
was nicht der Fall war. Im Gegentheil, wie früher bei den 
ehemaligen Landgerihten die fogenannten Gerichtsdiener die 
Wirkſamkeit eines Polizei-Drganes bei Entdedungen und Auf- 
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greifungen von Verbrechern hatten, würben die Berichte, die 
dem hohen Polizei- und Zuftizminifterium vorliegen, ein ſehr 
günftiges Vergleichsrefultat mit dem früher Geſchehenen unb 
mit dem, was die Gendarmerie geleiftet bat, liefern. Es if 
aber, wie gejagt, durch Borftellungen und Einjdreiten der 
hoben Statthalterei eine Reduction bereits beantragt, umd 
zwar gerade aus Anlaß der geäußerten Wünſche, welde um 
vorigen Sabre bei Gelegenheit der Tandesvertheidigung laut 
geworden find, wo man gejagt Bat: „Was brauden wir 
eine Gendarmerie, die follen die erften fein 2c.” Die Leute 
gaben ganz offen von der Bruft weg geiproden, und es iſt 
ereits das Nöthige eingeleitet worden. Ich glaube jedoch, 
wenn die Gendarmerie gänzlich befeitigt werden könnte und 
aufgehoben werden follte, daß dafür ein anderes Inftitut ge- 
fhaffen werden müßte, weil, abgefehen von ber Wichtigkeit, 
welche fie vielleicht vom höheren polizeiliden Standpumfte 
beanſprucht, dennoch die eigentliche polizeiliche Aufgabe nur 
von eigenen Organen gelöft werben kann und foll, nämlich 
die Sicherbeit der Perfon und des Eigenthums zu [hüten 
und aufredt zu erhalten. 


„Die Gendarmerie bat dieß aus dem Grunde nidht Yei- 

fien fönnen, weil bei uns fein Boden für fie war. Sie Bat 
fih mit Kleinlichkeiten befchäftigt und dadurch ben Bezirke- 
ämtern große Laften von Geſchaͤften aufgebürdet, wo eigent- 
fih an der ganzen Sache nichts gelegen war. Uebrigens ift 
auch nody zu bemerken, daß ein Vorgreifen von Seite der 
Gendarmerie noch auffallender zu Tage trat, weil in Tirol, 
welches doch als Land der Treue und Ergebenheit gegen Se. 
Majeftät und das Allerhöchfte Kaiſerhaus befannt ift, feit der 
Einführung der Gendarmerie eine Menge Berbredjen, fogar 
Majeftätsbeleidungen und ich weiß nicht was Alles vorgelom- 
men find, weil die Leute fid) gegenfeitig nicht verfianden haben, 
und ich weiß felbft in meiner amtlichen Thätigkeit beim Ober- 
Landesgerihte einen Fall, wo ich erfennen mußte, daß die 
Gendarmerie ihre Aufgabe nicht begriffen und fo zu fagen 
Verbrechen provocirt habe. Ich machte diefe Bemerkung nur 
aus dem Grunde, weil ich hoffe, daß durch Unterftellung 
der Gendarmerie unter die Bezirksämter jest auch eine ziwed- 
mäßigere Organifirung biejes Inftitutes erfolge.“ 
‚ „Nachdem nunmehr ber Reihsrath Eonte Borelli im 
italieniſcher Sprache einen Vortrag gehalten, brachte denfel- 
ben Reihsrath Baron Salvotti in deutfher Sprache mit 
Rachfehendem zur Kenntniß der Berfammlung: 
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„Der Herr Conte Borelli nimmt Anlaß, aus dem 
Gegenſtande der Berathung, nämlich der Gendarmerie, dem 
hoben Reiherathe eine geichichtliche Darftellung der Zuflände 

olmatiens zu geben, und bat daraus mit Hinblid der Er- 
folge der Gendarmerie ſchon zur Zeit ihrer Einführung, zu 
welcher fie ſehr zahlreich war und fo viel Gelb in Anſpruch 
genommen hatte, daß die ganze Grundſteuer dadurch erichöpft 
wurde und dennod nicht mit dem ganzen Erfolge ihrer Thä- 
figfeit gefrönt war, indem die Hinderniffe, welche die Gen⸗ 
darmerie in dem Charakter der VBevöllerung, welche bekann⸗ 
termaßen immer bewaffnet ifi und mit der die Gendarmerie 
m Kampfe mehrmals anfgeopfert wurde, den Schluß zu 
sehen verfncht, daß die Gendarmerie, bejonders wie fie jekt . 
redueirt wurde, für Dalmatien volllommen unnütz fei. 

„Sonte Borellt will durdaus nit Dalmatien vom 
Schutze entblößen, beflen es im Rüdficht auf die dortige Bevöl⸗ 
terung befonders bedarf. 

‚, „Er fommt aber auf ein anderes Austunftsmittel, näm- 
Ih auf die Territorialträfte, wie er es nennt, aus welchen 
die bevölkerung, fowie das Land großen Nıryen ziehen würde. 
Es. wäre dieß ein Inftitut, welches geihichtlih ſchon feit 
langer Zeit in jenem Lande beftehe, nämlich daß die gange' 
Bevölterung als bewaflnet betrachtet werden folle. Diefes 
Jaftitut beftehe bereits in den Kreifen Eattaro nnd Nagufa, 
und es genieße die Begünftigung, daß es, weil es bei allen 
Excgniffen einjchreitet, eben —28 auch von der Eonferip- 
tion frei fei. Man habe dasſelbe Inftitut auch in den anderen 
jwei Kreifen Zara und Spalato eingeführt, aber bort habe 
fh dasſelbe nicht jo bewährt, weil der Bevöllerung dort biefe 
Begänfiigung nicht zu Theil wurde. Er ftellt im ale 
daß, wenn die Bevölkerung bewaffnet würde, fich die Regie 
rung im Lande daraus eine folhe Macht verfchaffen könnte, 
daß fie bei allen Ereigniffen 30,000 Mann haben wiürbe; 

ein er glaubt, es fei nothwendig, dieſe Bevölkerung von 
der Eonfcription frei zu erflären. Dieſen Antrag fiellt er 
und wünfcht, daß man ihn berüdfichtigen ſollte.“ 

Graf Elam-Martinis: „Sch möchte mir erlauben, 
mchdem ich als Berichterftatter geiprogien babe, und bie 
. * weiter gegangen iſt, im eigenen Namen einige Worte 

änfern: 

„Ih glanbe, das reiche und ſchätzbare Material, welches 
ms aus — arn, Mähren, Tirol, Dalmatien u. ſ. w., ſo⸗ 
wit aus verſchiedenen Theilen des Kaiſerfiaates zugekommen 


M, if ein Beweis für die Wahrheit, die fich bei vielen Punk⸗ 
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ten des Boranfchlages mir anfgedrängt hat nnd mir nodh 
aufbringen wird, daß eben in der vielgeftalteten öfterreidhi- 
fhen Monarchie nicht Eines gut iſt für Alle, nnd dag nicht 
das, was gut iſt für einen Theil der Monardjie, auch gut 
ift für die anderen Theile und ſich nicht in gleicher Weiſe für 
alle Theile bewähren müſſe. Ich möchte daraus die Ueber⸗ 
zeugung fchöpfen, daß es nicht fo leicht und zwedmäßig tft, 
mit den Anfhauungen und Gewohnheiten der Bevölferung 
in allen Punkten, wo man mit derfelben in Berührung zu 
treten hat, zu breden. Man mag es nun Borurtheil, oder 
übertriebene Anhänglichleit, oder was immer für ein Gefühl 
nennen, es ift immer ein Factor, mit dem man reinen muß 
und den zu überfehen Leinen Nuten bringt. 

„Ich habe bereits früher erwähnt, daß ich diefen Au- 

genblid troß der vielen und zu berüdfichtigenden Momente 
nicht für die eigentliche Gelegenheit zu einem fpeciellen An«- 
trage bezüglich des Gendarmerie-Inftitutes betrachte, weil, 
wie ich früher bemerkt habe, dieſes Inſtitut in ein anderes 
Stadium getreten ift, nämlich in das einer eben bereits be- 
gonnenen Reorganifation. Sch glaube daher, daß wohl diefer 
Debatte eine weitere Folge nicht gegeben werden farm. Deine 
Anfiht würde jedoch dahin gehen, den Wunſch auszufprechen, 
daß eben die Keorganifation diefes Inftitutes den Zweck er- 
reihen möge, dasjelbe zur vollfommenen Erfüllung feiner 
Beflimmungen. geeignet zu machen, und daß es ſodann in 
ir a altung den Wünſchen der Bevölkerung allenthalben 
entſpreche.“ 
Nachdem hierauf über die Anfrage Sr. k. Hoheit des 
durdhlaudhtigften Herrn Erzherzogs Reihsraths-Präfiden- 
ten fein weiteres Mitglied der hohen Berfammlung das Wort 
ergriffen hatte, wurde die Sitzung geſchloſſen. 


Heunte Sihung vom 12. September 1860. 


Se. Tail. Hoheit der durchlauchtigſte Herr Erzherzog 
Reihsraths-Präfident eröffnete die Situng des ver- 
ftärkten Neichsrathes vom 12. September 1860 mit der Auf- 
forderung an den Berichterftatter Grafen Elam-Martinig, 
den weiteren Inhalt des Berichtes des Komites zur Prüfun 
des Staatsporanfhlages zum Vortrage zu bringen. Gra 
Clham ſchritt Hierauf zur Berlefung der folgenden Stellen 
des Berichtes : 
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„Uebergehend auf das Budget des Miniftertums des In- 
nern, wurde dem Comité zumächft die Auskunft zu Theil, daß 
anfer der noch vollends durdhzuführenden Aufhebung einiger 
Heinerer Landesftellen und einiger Mittelbehörden eine weitere 
Kedueirung des dermaligen Status der politiihen Behörden 
imerhalb des gegenwärtigen Adminiftrationsfyftens fi ale 
durchaus unmöglich herausſtelle. Weberall feien vie Perfonal- 
kröfte dem ftrengften Bedarfe angepaßt, ja jelbft ar vielen 
Orten ungenügend. 

„Bei der Centralleitung allein würde möglicherweiſe die 
Reduction der beftehenden 21 Räthe auf die Zahl von 18 
mit der Zeit ſich als möglich erweilen, jett fei diefelbe aber 
noch nicht ausführbar. Auch werde feiner Zeit nach Beendi- 
gung des Gefchäftes der Srundlaften-Ablöfung eine Reduction 
in dem Erforderniffe im Belaufe von 20 bis 25,000 fl. fi) 
möglichen Laffen. 

„Dagegen werde demnächſt eine neue Syftemifirung der 
Banbehörden erfolgen, welche für die Centralleitung eine Er- 
ſpering von 34 bis % des dermaligen Aufmwandes und bei 
dem geammten Bandienfte eine Erjparung von circa 500,000 fl. 
in Ausficht ſtelle, wovon im Jahre 186%, nngefähr die Hälfte 
realifirt werden dürfte.“ 

Nachdem hierüber nichts erinnert worden war, fuhr Graf 
Elam in der Berlefung des Berichtes fort: 

„Die großen Summen, welche im Erforberniffe der politi- 
(hen Berwaltung von den reinen Kanzlei-Auslagen verſchlun⸗ 
gen werden und zufammen 1,456,534 fl., fomit ungefähr 14 
per mille des Gefammt-Erträgniffes aller directen Steuern 
betragen, gaben zu der Frage Anlaß, ob und welche Mafire- 
gen zu ergreifen oder bereits ergriffen worden feien, um Er- 
ſparungen im diefer weientlih unfruchtbaren Ausgaberubrif 
unubahnen. 

„Nach den erhaltenen Auskünften ift von den theils -ge- 
teoffenen, theils angebahnten Verfügungen in Abfiht auf Pau⸗ 
alirung der Kanzlei-Auslagen eine namhafte Verminderung 
diefer Ausgabspoft zu gewärtigen; doc kann die Ziffer der- 
leben dermalen nod) nicht beftimmt werden. 

„Auf die Hinweiſung, daß die bis zum Uebermaß betrie- 
bene Sammlung ftatiftifher Daten, auch felhft auf Gebieten, 
welhe den eigentlichen Regierungszwecken ferne Tiegen, eine 
neientliche Urjache der Bermehrung unfruchtbarer Schreiberei _ 
fi ımd durch dieſe fehr bedeutende Koften hervorrufe, wurde 
erwidert, daß in dieſer Beziehung im Reſſort des Minifte- 
ums des Innern bereits auf die Vermeidung unnöthiger 
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Arbeiten, anf das Wegfallen periobifher Berichte u. |. w. 
bingearbeitet worden ſei. Namentlich ſei die Zahl der periodi- 
fhen Berichte von 258 auf 34 herabgejegt worden.” 
Reichsrath Maager nahm aus der im Berichte enthal- 
tenen Hinweiſung aut die übermäßig betriebene Sammlung 
ftatiftifher Daten Anlaß zu bemerken, daß auch noch in an- 
deren Zweigen ber rate des Minifteriums des 
Innern bureaufratiihe Schwerfälligkeit herriche, und las zum 
Beweife deſſen mehrere Stellen aus einer Denkſchrift eines 
verftorbenen Staatsmannes über Reformen der inneren Ber- 
waltung vor, der zufolge die Geſchäfte namentlich dadurch 
vervielfältigt werben, bat wechlelfeitige Correſpondenzen gleid)- 
geftellter Behörden verjchiedener Dienftzweige über viele Ge: 
genſtände flattfinden, welche vermieden werden könnten. 
Ansbefondere ſei dieß bei den gemiſchten Bezirlsämtern, 
bei Bejegungsverhandlungen, bei verſchiedenen Gebührenen- 
fprüchen u. — f. der Fall, welch letztere den Weg durch zwei 
und ſelbſt drei Miniſterien machen müßten. Trete eine Geld⸗ 
frage bei einer Verhandlung ein, fo bilde fie den Anlaß zu 
den weitläufigften Correjpondenzen, obgleich gerade hier die 
größte Ungleihartigfeit herrſche, und 3. B. bezüglich der Lan- 
desfonde fein Einvernehmen mit den Finanzbehörden genflogen 
werde. Der Rebner glaube dieſe Mängel einfach zur Kenntuiß 
des Reichsrathes bringen zu follen, Ohne dießfalls einen An⸗ 
trag zu ftellen, | 
Der Minifter des Innern Graf Gotuchowski gab hier- 
über die Aufllärung, daß man bei der Centrafftelle ſtatt der 
früher gebräuchlichen Correſpondenz fich jeßt ganz einfach auf 
ben Weg der Einfihtsnahme befchränte, daher die vielen Cor- 
reipondenzen bereits bejeitigt feien. Was die unter der Lei⸗ 
tung und Auffiht des Minifteriums des Innern ftehenden 
Fonde betrefie, jo werde hierüber mit dem Finanzminifterium 
feine Rüdiprache gepflogen, weil dasjelbe mit der Gebarung 
der Landesfonde nichts zu Schaffen habe. Erſt wenn die Lan- 
desvertretungen in's Leben getreten fein werden, werde diefer 
Uebelftand von felbft wegfallen. 
Nachdem zu diefem Theile des Comite-Berichtes keine wei⸗ 
tere Bemerkung gemacht worden war, trug Reichsrath Graf 
Elam den ferneren Inhalt des Berichtes mit Folgenden vor: 
„Richt minder wurde dem namhaften Aufwande die Auf- 
merkjomleit zugewendet, welchen der Benfions-Etat iu Anjprud) 
nimmt. Die zeitlichen oder bleibenden Ruhegenüſſe der Be⸗ 
amten im Boranjchlage des Minifteriums des Innern betra- 
gen in runder Summe 1,932,000 fl., alfo ungefähr ein Sechs⸗ 
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tel der Gehalte. Das Comité findet fi) dadurch veranlaßt, 
nicht nur einen möglichft forgfamen Vorgang bei der Penflorti« 
nmg von Beamten anzuregen, ob nicht durch Gründung eines 
aus Gehaltsrückläfſen (die allerdings erft bei Fünftigen An⸗ 
fellungen oder Beförderungen zur Geltung kommen lönnten) 
zu Aldenden, abgejondert zu verwaltenden und zu fructifici- 
renden Fonds die Laft des Staatshanshaltes im diefer Bezie⸗ 
hung erleichtert umd mit der Zeit ganz behoben werben könnte? 
ene Bemerkung, die übrigens auf alle Reflorts um jo mehr 
Anwendung finden follte, als durch die Bereinigung fämmtli- 
her Benfionen in Eine Gebarung bie Bildung eines gemü- 
genden Fonds befchleunigt und die Beitrags-Procente herab- 
gemindert würden.“ 

Da fi auch gegen diefen Abſatz des Berichtes Leine Erin- 

rung ergab, fuhr der Berichterfiatter im der Lefung des Be- 
ihtes fort, wie folgt : 
‚ ndei der Rubrik Neubauten kommt zu bemerfen, daß 
die für das Jahr 1861 präliminirten Beiträge zum größten 
heile für Reftzahlungen und Rüderfäge für in den Vorjahren 
ausgeführte Bauten und eigentlich, für Nachtragsherftellungen 
oder Reftzahlungen bei Strafhansbauten, — für welche in ben 
legten Jahren im Durchſchnitte 500,000 fi. jährlich verwendet 
wurden, — dann zur Rüderftattungeiner Schuld von 238,154 fl. 
berwendet werden müften, die zum Behufe eines Strafhans- 
daues aus dem Benetianer Tandesfonde eutlehnt wurde; ein 
Umfand, über welden nicht ftillichweigend hinausgegangen 
werden kann. 

„Eine folche Gebarung mit den Lanbesfonden, nad) wel» 
Ger €8 den Behörden freifteht, zu Staatszweden die namhaf- 
teen Beträge aus jenen Fonden einfach — jelbft ohne Ber- 
zinfung — zu entlehnen, muß als im höchſten Grade unftatt- 
haft bezeichnet werden. Für die Zufunft wird wohl das 
Selbſtverwaltungsrecht der Ränder jolchen Webelftänden feuern. 

„Uebrigens bat aud) ber Herr Minifter des Innern ans» 
drüdiih erklärt, daß er ſolche Vorgänge mißbillige und deren 
Biederholung zu verhindern wiffen werde.“ 

Reichsrath Freiherr v. * i gne erörterte fohin bie bier 
berührte Entlehnung von 238,154 fl. ans dem venetianif 

desfonde in einem umſtändlichen italieniſchen Bortrage, 
welchen Reichsrath Baron Salpotti mit Folgendem ber Ber- 
femmlung verdeutichte: „Der Herr Reichsrath Baron Zigmo 
dat bei Erwähnung der Schuld von 238,154 fl, melde dae 

t wegen der jedenfalls großen, aus dem venetiamifchen 
Territorialfonde zur Bebedung der öffentlichen Staatsbedürf⸗ 
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niffe berausgezogenen Summe übernommen bat, Anlaß ge 
nommen, vor Allem dem Comité zu danken, daß diefes Er- 
gebniß der Kenntniß nicht entzogen wurde, Zugleich erkennt 
er mit Dank an, daß das Finanzminifterium diefe Poſt als 
eine zur NRüderftattung geeignete Schuld bezeichnet hat. Er 
fügt jedodh die Bemerkung bei, daß die Kentral-Congregation 
gegen biefe Gebarung mit dem Territorialfonde Proteft ein- 
gelegt und e8 für unzuläffig erflärt hat, daß wegen des öffent 
ihen Bedürfnifjes jener Territorialfond angetaftet werde, der 
eine eigene Widmung bat. Durch diefe Heransziehung ift bie 
Central-Congregation, nachdem die Rüderftattung nicht un- 
mittelbar ftatthaben kann, in die äußerſt bedenkliche Xage ge 
rathen, ihre eigenen Bedürfniſſe durch andere Mittel deden zu 
müflen. Baron Zigno Hat hierbei auch erörtert, daß durd) 
die Rüderftattung allein die Schuld nidyt vollftändig getilgt 
werde, weil die Intereffen der Summe, welche der Central» 
Congregation als der Verwalterin des venetianischen Xerri- 
toriatfondes gebühren, diefer Kongregation nicht entrichtet 
werden.“ 

Reihsrath Graf Nani-Mocenigo ſtimmte dem Vor- 
redner mit der Bitte bei, daß der hohe Neichsrath die Aeu— 
Berungen der Mitglieder der Central-Congregation bet Seiner 
Majeftät wärmftens unterftügen möge. 

Reichsrath Graf Elam-Martinit erachtete, daß bie 
Bemerkungen der beiden Vorredner im vollen Einflange mit 
den Anträgen des Comités jeien und daß, da diefelben ohne⸗ 
hin genau aufgezeichnet werden, es nicht nothmwendig jein 
dürfte, in diefer Beziehung einen weiteren Antrag zu ftellen. 

Reichsrath Biihof Stroßmayer: „Bei diefer Beran- 
laflung erlaube ich mir auf einen Umftand aufmerkſam zu ma- 

en, der das Land, dem ich anzugehören die Ehre habe, pe 
ciel betrifft. In der Hauptfladt Kroatiens wurde auf Anord- 
nung der Central-Regierung gegen die Vorftellung der Lan- 
desbehörbe ein großes und anerfanntermaßen unzwecmäßiges 
Landesfpital erbaut , bezüglich deſſen viele Stimmen * 
Ueberzeugung ausſprachen, daß ein ſo großes Spital ſeinem 
eigentlichen Zwecke nicht entſpräche, daß es vielmehr ange- 
meffener geweſen wäre, aus dem Landesfonde drei Spitäler 
zu Agram, zu Warasdin und zu Eſſegg zu erbauen. Zn biefem 
Spitalebau wurden die Randesrevenuen verwendet, und da fie 
fich als ungenügend erwiefen, nahm man ohne Einwilligung 
der Tandesbehörde zu den für Privat-Landesftiftungen gewid⸗ 
meten Capitalien die Zuflucht. Wenn ich gut unterrichtet bin, 
fo wurden zur Herbeifhaffung ber Mittel behufs der Fortfüh⸗ 
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rung des Baues derlei Stiftungscapitalien im Betrage von 
250,000 fl. bei der Nationalbank verpfändet. Se Die 
haben zu beftimmen geruht, daß ein Theil des Erträgniljes 
einer Wohlthätigkeitslotterie zur Einlöfung diefer Stiftungs- 
capitalien verwendet werben folle. Ungeachtet dieſes Aller» 
höhften Befehls und des bedeutenden Erträgnifies dieſer Wohl⸗ 
thätigleitslotterie wurde dasfelbe jedoch nicht zu dieſer Einlö- 
tung, fondern zur Einrichtung des Spitals verwendet, jo daß 
die Stiftungscapitalien, jo viel ich weiß, noch jetzt verpfändet 
fmd. Das Land hat den Antrag geftellt, ven Vorſchuß an die 
Rationalbank in 1Ojährigen Raten abzuzahlen, diefe aber hat 
den Antrag nicht angenommen, jondern erklärt, die Papiere auf 
dem Geldmarkte veräußern zu wollen, wobei da8 Fand den 
Mäligen Abgang deden müſſe. 

„Unter diejen Stiftungscapitalien wurde, wie ic) ver- 
nommen habe, auch ein der Stadt Efjegg gehöriges, für ein 
iatholiſches MWaifenhaus gewibmetes Kapital angegriffen. Da 

egg im Bereiche meiner Diöcefe liegt, To habe ich ſchon vor 
zwei Jahren darauf gedrungen, daß dieje Stiftung endlich ein- 
mal realifirt werde, Das Minifterium für Cultus und Unter- 
riht ging mir dabei an die Hand uud 'erwirfte eine Aller- 
höchſte Entſchließung, durch welche die alljogleiche Realiſirung 
dieſer Stiftung anbefohlen wurde. Leider ift dieß noch immer 
nicht gefhehen, obichon ich überzeugt bin, daß der Allerhöchſte 
Bile endlich in Erfüllung gebracht werden wird. Nur beforge 
id, daß, wenn ein Theil des fraglichen Stiftungscapitale 
unter ben verpfändeten und vielleicht fogar ſchon verkauften 
Papieren begriffen fein follte, diefer Theil der Stiftung ganz 
verloren gehen könnte, und ich bitte daher den Herrn Miniſter 
des Innern, darauf hinzuwirken, dem Lande dieſe Stiftungs- 
capitalien zu erhalten.“ 
. Der Minifter des Innern Graf Sotuhomsti erklärte, 
über die Baifenftiftung in Eſſegg feine Aufklärung geben zu 
innen, weil diefelbe nicht in das Reffort feines Minifteriums 
emihlage. Er müfle fi) daher auf den Punkt der Capitals⸗ 
beiſchaffung zum Spitalbaue befchränfen und vor Allem be- 
fütigen, daß diefer Bau ein durchaus unzwedmäßiger und im 
dergleihe mit den Bebürfniffen von Agram viel zu großar- 
er war. Er theile die Anficht, daß e8 vielleicht zwedmäßiger 
zweſen wäre, flatt eines großartigen lieber drei Heinere Spi- 
tler an verſchiedenen Orten zu gründen. 
. Die Sade ſei aber bereits geſchehen gewejen, bevor er 
de Leitung des Minifteriums übernommen habe. Trotz der 
verwendeten bedeutenden Gelder mußten viele Auslagen augen- 
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blilich gebedt werden, wenn das Gebäude nicht im Halb 
vollendeten Zuftande gelaffen werden jollte. Um die Anslagen 
möglichft zu vermindern und den Zwed nah Thunlichkeit zu 
erreichen, ſei ein Minifterialrath und ein Ingenieur an Ort 
und Stelle entfendet worden. Da fich aus ihren Berichten er- 
gab, daß das Gebäude zu groß und dem Bepürfniffe nicht 
entiprechend fei, jo habe er über Einrathen des Arztes verfügt, 
daß nur die Hälfte des Gebäudes zu Spitalszmeden verwendet, 
die andere Hälfte aber für eine Srrenanftalt vorbehalten werbe, 
welche leßtere für Kroatien abjolut nothwendig fei. 

Diefe Verfügung fei nur vor der Hand getroffen, weil 
die Mittel noch nicht zur Hamd wären, um. eine ſolche Irren⸗ 
anftalt augenblidlich ins Leben rufen zu fünnen. Bon emer 
drohenden Veräußerung der verpfändeten Stiftungscapitalien jei 
ihm nichts befannt; er werde aber bemüht fein, der Sache auf 
den Grund zu jehen, um den vielfachen Irrthümern, welche in 
diefer Angelegenheit früher leider gefchehen jeien, jo viel noch 
thunlich zu fteuern. 

Neihsrath FML. Freiherr v. Sofcevic pflihtete zwar 
der Aeußerung des Minifters des Innern im Allgemeinen bei, 
fonnte aber in feiner Eigenſchaft als Landeschef von Kroatien 
und Slavonien die Bemerkung nicht unterdrüden, daß das 
Borhaben, einen Theil des Spttalgebäudes als Srrenanftalt zu 
verwenden, in Agram den ungünftigften Eindrud hervorgebracht 
habe. Das Spital jei in der allerungejundeften Gegend ge- 
legen. Unmittelbar an der Hauptftraße nad Carlſtadt, fort- 
während dem Staube ausgeſetzt, befinde es fich in einer Rie⸗ 
derung, welche die Hälfte des Jahres hindurch überſchwemmt 
fett, jo daß die Luft und die Ausdünftung alldort nur ſchädlich 
jein könnten. Gegen die Berwendung als Irrenanftalt ftreite 
das weitere Bedenken, daß da8 Gebäude in Verbindung mit 
der Stadt ftehe und an deren Häuſer anftoße, daß der Raum 
fehr beengt jet, und daß überhaupt der Lärm einer Irrenan- 
ftalt den Kranken des Spitals nicht zuträglich fein könne. 
Obwohl diejer Gegenftand nicht hieher gehöre, müffe der Rebner 
doch bitten, e8 von der beabfichtigten Verwendung eines Theil 
des Gebäudes als Irrenanftalt abfommen zu laffen. 

Der Minifter des Innern Graf Goluhomsti erwi- 
derte hierauf, daß er nur auf Grundlage der eingelaufenen Be 
richte diefe eventuelle Verfügung in Ausführung zu bringen 
beabfichtigt habe, daß aber damit durchaus nicht gejagt fein 
folle, e8 müffe abfolut in jenem Theile des Landes eine Ir- 
renanftalt errichtet werden. Selbſtverſtändlich können ſolche 
Berfügungen nur nad) Einholung des Gutachtens der bezüg- 
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Landeschefs, und infoferne die Landesvertretungen auf 
Angelegenheiten Einfluß nehmen werden, nad) Anhö- 
berfelben getroffen werden. Dermalen, wo dem Mini- 
m feine anderen Orgaue als die Beamten zur Seite 
‚, ‚babe er nur im Intereſſe der entiprechenden Löfung | 
Infgabe zu wirken gedacht, als er zur Aufffärung bes 
yerhaltes eine eigene Kommilfion entjendete, nachdem die 
ven früheren Perioden herrührenden Berichte die genügende 
yigung hierüber zu verfchaffen nicht geeignet waren. 
Reichsrath Fürft Salm: „Ic erlaube mir einige all- 
ne Betradhtungen beizufügen, mit welchen id) den An- 
des Eomites umfomehr zu unterftüten beabfichtige, als ich 
dem Berichte erjehe, daß felbft ver Herr Minifter des 
n denjelben im Grundjage anerkannt und zugejagt hat, 
fe zu verichaffen. Es ift überhaupt ein ganz abnormer 
nd, daß Fonde, welche Corporationen, einer moraliſchen 

juridifchen Perjon, oder einer Mehrheit von Perſonen 
en, einer Bevormundung unterliegen, welche die ®eba- 

mit denfelben denjenigen, denen fie gehören, beinahe ganz 
er Hand nimmt. Namentlich trat diefer Mißſtand früher 
en Landesfonden ein, aus welchen eine Art Unterftügungs- 
für den Staatsjchat gebildet worden ift. Das Minifterium 
Innern verfügte hierüber mit ziemlicher Willfür ohne 
wirkung oder Mitwiflenichaft des Finanzminifteriums, wel- 
30 daran wejentlich betheiligt ift, da diefe Sonde mit- 
ver außerordentlihen Zufchläge zu den Steuern wieber- 
RKellt werden müfjen. Dieſe Zufchläge nehmen die Steuer- 

in Anjprud und fünnen mö ne die Stenerfraft 
die allgemeinen Staatsbedürfniffe jehr beeinträchtigen. 
ı nicht bloß in den Minifterien, fondern auch bei den 
thaltereien, Kreis- und Bezirksbehörden ift ein ſolcher 
ang mit den verfchiedenen Fonden, inshejondere den Ge⸗ 
yefonden, gebräuchlich. Die unterften Bezirks-Paſchas 
en, daß diefe Fonde nur zur Durchführung ihrer Ideen 
ien, welche an und für fi gut und Yöblich fein mögen, 
welche aber immer erft diejenigen gehört werden jollten, 
e auf die Erhaltung der Fonde zu fehen haben und welche 
zache zunächft angeht. Die Bezirfsvorftände legen häufig 
n oder Berbindungswege, die feinen öffentlichen Nuten, 
rn nur Annehmlichkeit gewähren, an und greifen hierbei 
en Gemeinde» oder Steuerfond, der gerade Geld bereit 
ı hat, und es können dann jene Leiftungen, für welde 
sond eigentlich befteht, nicht anders als mittelft der Zu⸗ 
e gededt werden. Mir find Fälle bekannt, daR Anträge 
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zu Einrichtungen mit Subventionen aus dem Staatsſchatze 
die Allerhöchfte Genehmigung nicht erhielten, und daß kaum 
nad) Einlangen der dießfälligen Allerhöchften Entſchließung die 
beabfichtigten Einrichtungen dennoch mittelft der Zuſchüſſe aus 
den Landesfonden durchgeführt wurden, ohne daß zu erjehen 
war, ob diejenigen, welchen die Verwaltung diejer Fonde ob« 
Tiegt, gehört oder auch nur gefragt worden find. Ein auffal 
lendes Beijpiel bietet in diefer Beziehung die Errichtung der . 
Aderbaufchulen in Niederöſterreich, deren Dotirung aus 
dem Staatsſchatze nicht genehmigt wurde und die alljogleid 
aus dem Landesfonde dotirt worden find. Entftehen dann 
eigentliche Landesbedürfniſſe, für deren Dedung der Landesfond 
beftimmt ift, jo muß zu Zufchlägen und Nebenzuſchlägen auf 
die landesfürftlihen Steuern gegriffen werben, welche in man- 
hen Gegenden eine erjchredende Höhe erreichen, obwohl fie 
allein ſchon beträchtlich genug find und kaum höher gefpannt 
werden können; weniger vielen Steuern jelbft als den Zu- 
Ihlägen zu denfelben find die großen Klagen wegen Ueber- 
bürdung zuzuſchreiben, und diefe thatjächlich beftehende Ueber- 
bürdung ſchwächt die eigentliche Steuerkraft.“ | 

Der Minifter des Innern Graf Gotuhomwsfi: „Sch ſehe 
mid verpflichtet die Verſicherung abzugeben, daß ich von dem 
Augenblide an, als ich das Minifterium zu übernehmen bie 
Ehre hatte, ernftlich beftrebt war, derlei Hebergriffen zu fteuern, 
und ich glaube auch die Beruhigung geben zu können, daß 
jet die Behörden mit viel größerer Umficht vorgehen und fid 
nicht beifommen laffen, mit den Landes-, Gemeinde» oder an- 
deren Fonden ſolche unfruchtbare und dem eigentlichen Zwede 
faum entjprechende Einrichtungen zu treffen. Uebrigens wird 
unftreitig auch da das Correctiv am beften gefunden werden, 
wenn die autonomen Inftitutionen und Landesvertretungen 
in’8 Leben gerufen fein werden.“ 

— Fürſt Salm gab zu, daß die meiſten der 
von ihm berührten Fälle aus einer früheren Periode datiren, 
und nahm die Zuſicherung des Miniſters des Innern, in 
Zukunft dieſen Uebelſtänden abzuhelfen, mit Dank entgegen. 

Verhehlen dürfe man ſich aber keineswegs, daß dieſe Ab⸗ 
hilfe nicht plötzlich geſchehen könne und daß man inzwiſchen 
die Unterbehörden in der ſüßen Gewohnheit der früheren Ge 
barung nicht fortfahren lafjen fünne, bis die autonomen Stellen 
im’8 Leben getreten fein werden, welche über derlei Fonde zu 
wachen haben follen. 

‚ Bice-Präfident v.Szögyenyi ſchloß fich der Anficht des 
Reichsrathes Fürſten Salm aud mit Rückſicht auf die Ver⸗ 
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hältnifje in Ungarn an, wo zwar fein eigentlicher Landesfond, 
fondern nur die Sonde für das Muſeum und das National- 

eater in Peſt beftehen, wo aber in den Comitaten andere 
einzelne Fonde, wie die Injurrections- und Robilitar-Eaffen, 
gegenwärtig ganz gegen ihre Beitimmung und durchaus nicht 
den Wünſchen der Bevölkerung gemäß verwaltet werben und 
wohl auch nicht jo verwaltet werden können. Jedenfalls ſei 
die Adminiftration den Händen derjenigen entrüdt, welchen 
diefe Sonde ihre urjprüngliche Entftehung verdanken. Erft 
neuerlich habe es fich um die Incamerirung ſämmtlicher Co— 
mitats-Häufer in Ungarn gehandelt, welche ein fpecielles Ei- 
genthum theils des Adels, theils der Comitats-Stände, theils 
der Geſammtheit des Comitats feien, Zur Regelung dieſer 
Berhältniffe könne es aber nicht fommen, bevor nicht den 
verjchiedenen Klaffen der Bevölkerung jener angemeflene Einfluß 
auf ihre inneren Angelegenheiten eingeräumt wird, weldjen 
Sem Salm berührt und der Minifter des Innern in Aus- 
icht geftellt. 

Reichsrath v. Jakabb ftimmte den Bemerkungen der 
Borredner auch mit Beziehung auf die Verhältniffe von Sie- 
benbürgen bei, wo die verſchiedenen Sonde und Comitats- 

ebäude denjenigen entzogen werden follen, auf deren Koften 
be errichtet wurden. 

Nachdem noch der Reichsrath Bilhof Stroßmayer fid) 
an den Minifter des Innern mit der Anfrage, ob der Fond 
des katholiſchen Wailenhaufes zu Eifegg, welcher von der 
Landesbehörde adminiftrirt wird, nicht jeinem Reſſort unter- 
ftiehe, gewendet und der Minifter des Innern hierauf ermwi- 
dert hatte, daß diefes aus der Verwaltung des Fondes durch 
die Landesftelle nicht nothwendig folge, fondern das Minifte- 
rium für Cultus und Unterricht hierzu berufen fcheine, daß 
er übrigens in dem gegenwärtigen Augenblide hierüber feine 
beftimmte Auskunft zu ertheilen vermöge, bemerkte Reichs- 
rath Graf Clam-Martinitz: 

„Es ſcheint mir ſehr dankenswerth, daß die Frage wegen 
der Gebarung mit den Landesfonden von Seite des oben 
Reichsrathes in diefem erweiterten Maße der Aufmerkſamkeit 
und Berathung unterzogen wurde. Anknüpfend an den Bericht 
des Comites, kann ich nur den Bemerkungen des Fürften 
Salm und des Pice-Präfidenten v. Szögyenyi volllom- 
men beiftimmen. Es liegt wirklich in der verwaltung der 
öffentlichen Fonde überhaupt und der Landesfonde insbejon- 
dere, wie fie dermalen befteht, namentlich auch bezüglich des 
Berfügungsrechtes über diejelben ein wejentlicher Wcheltkomt. 
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blilich gebedt werden, wenn das Gebäude nidht im Halb 
vollendeten Zuftande gelaflen werden follte. Um die Auslagen 
möglichſt zu vermindern und den Zwed nad Thunlichkeit zu 
erreichen, ſei ein Minifterialrath' und ein Ingenieur um Ort 
und Stelle entfendet worden. Da fich aus ihren Berichten er- 
gab, daß das Gebäude zu groß und dem Bebürfniffe nicht 
entiprechend ſei, jo habe er über Einrathen des Arztes verfügt, 
daß nur die Hälfte des Gebäudes zu Spitaldzmeden verwendet, 
die andere Hälfte aber für eine Srrenanftalt vorbehalten werde, 
welche Iettere für Kroatien abjolut nothwendig jet. 

Diefe Verfügung fei nur vor der Hand getroffen, weil 
die Mittel noch Hr zur Hand wären, um. eine folhe Irren— 
anftalt augenblidlich ins Leben rufen zu fünnen. Bon einer 
drohenden Veräußerung der verpfändeten Stiftungscapitalten fe 
ihm nichts befannt; er werbe aber bemüht fein, der Sache auf 
den Grund zu jehen, um den vielfachen Irrthümern, welche im 
diejer Angelegenheit früher leider gejchehen jeien, jo viel noch 
thunlich zu fteuern. 

Reichsrath FME. Freiherr v. Sofcevic pflihtete zwar 
der Aeußerung des Minifters des Innern im Allgemeinen bei, 
fonnte aber in feiner Eigenſchaft als Landeschei von Kroatien 
und Slavonien die Bemerkung nicht unterdrüden, daß das 
Borhaben, einen Theil des Spttalgebäudes als Irrenanftalt zu 
verwenden, in Agram den ungünftigften Eindrud hervorgebradit 
habe. Das Spital jei in der allerungefundeften Gegend ge- 
legen. Unmittelbar an der Hauptftraße nad Carlftadt, fort- 
während dem Staube ausgeſetzt, befinde es fi) in einer Nie⸗ 
derung, welche die Hälfte des Jahres hindurch überſchwemmt 
feil, jo daß die Luft und die Ausdünſtung alldort nur ſchädlich 
jein könnten. Gegen die Verwendung als Srrenanftalt ftreite 
das weitere Bedenken, daß das Gebäude in Verbindung mit 
der Stadt ftehe und an deren Häufer anftoße, daß der Raum 
fehr beengt jei, und daß überhaupt der Lärm einer Irrenan- 
ftalt den Kranken des Spitals nicht zuträglih fein könne. 
Obwohl diejer Gegenftand nicht hieher gehöre, müſſe der Redner 
doch bitten, e8 won der beabfichtigten Berwendung eines Theile 
des Gebäudes als Irrenanftalt ablommen zu laſſen. 

Der Minifter des Innern Graf Goluhomsfi erwi- 
berte hierauf, daß er nur auf Grundlage ber eingelaufenen Be⸗ 
richte Diefe eventuelle Verfügung in Ausführung zu bringen 
beabfichtigt Habe, daß aber damit durdans nicht gejagt ſein 
folle, es müſſe abjolut im jenem Theile des Landes eine Ir- 
renanſtalt errichtet werden. Selbftverftändlich können folche 
Berfügungen nur nad Einholung des Gutachtens der bezüg- 
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Iihen Landeschefs, und infoferne die Landesvertretungen auf 
derlei Angelegenheiten Einfluß nehmen werben, nad) Anhö⸗ 
rung berjelben getroffen werden. Dermalen, wo dem Mini- 
fterium feine anderen Organe als bie Beamten zur Seite 
ftehen, habe er nur im Intereſſe der entiprechdenden Löfung 
der Aufgabe zu wirken gedacht, ald er zur Aufflärung bes 
Sahverhaftes eine eigene Commiſſion entjendete, nachdem bie 
aus den früheren Perioden herrührenden Berichte die genügende 
Beruhigung hierüber zu verjchaffen nicht geeignet waren. 
Reichsrath Fürſt Salm: „Ich erlaube mir einige all- 
. gemeine Betradhtungen beizufügen, mit welchen ich den An- 
trag des Komites umfomehr zu unterftüßen beabfichtige, als ich 
08 dem Berichte erjehe, daß jelbft der Herr Minifter des 
Janern denfelben im Grundfate anerkannt und zugejagt hat, 
Abhilfe zu verfchaffen. Es ift überhaupt ein ganz abnormer 
Zuftand, daß Fonde, welche Eorporationen, einer moraliſchen 
oder juridifchen Perſon, oder einer Mehrheit von Perjonen 
gehören, einer Bevormundung unterliegen, welche die ®eba- 
rung mit denfelben denjenigen, denen fie gehören, beinahe ganz 
a8 der Hand nimmt. Namentlich trat diefer Mifftand früher 
‚bei den Landesfonden ein, aus welchen eine Art Unterſtützungs⸗ 
jond für den Staatsſchatz gebildet worden tft. Das Minifterinm 
de8 Innern verfügte hierüber mit ziemlicher Willkür ohne 
Kitwirtung oder Mitwiſſenſchaft des Finanzininifteriums, wel- 
668 doch daran weſentlich betheiligt ift, da diefe Fonde mit- 
tet der außerordentlichen Zufchläge zu den Steuern wieder- 
bergeftellt werden müfjen. Dieſe Zufchläge nehmen die Stener- 
köfte in Anſpruch und können mö en die Stenerfraft 
fir die allgemeinen Staatsbedürfnifje jehr beeinträchtigen. 
Mein nicht bloß in den Minifterien, fondern auch bei den 
Statthaltereien, Kreis- und Bezirfsbehörden ift ein ſolcher 
Borgang mit den verfchiedenen Sonden, insbejondere den Ge⸗ 
meindefonden, gebräuchlich. Die uuterften Bezirks-Paſchas 
glauben, daß diefe Fonde nur zur Duchführung ihrer Ideen 
da feien, welche an und für ſich gut und Yöblich fein mögen, 
über welche aber immer erft diejenigen gehört werben jollten, 
welhe auf die Erhaltung der Fonde zu fehen haben und welche 
die Sache zunächſt angeht. Die Bezirksvorſtände legen häufig 
Alleen oder Verbindungswege, die feinen öffentlihen Nutzen, 
iondern nur Annehmlichteit gewähren, an und greifen hierbei 
auf den Gemeinde- oder Steuerfond, der gerade Geld bereit 
hiegen hat, und es fünnen dann jene Leiftungen, für welde 
der Fond eigentlich befteht, nicht anders als mittelft der Zu- 
Ihläge gededt werden. Mir find Fälle befauut, daß Anträge 
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zu Einrichtungen mit Subventionen aus dem Staatsſchatze 
die Allerhöchfte Genehmigung nicht erhielten, und daß kaum 
nah Einlangen der diekfälligen Allerhöchften Entſchließung die 
beabfichtigten Einrichtungen dennoch mittelft der Zuſchüfſe aus 
den Landesfonden durchgeführt wurden, ohne daß zu erjehen 
war, ob diejenigen, welchen die Berwaltung diefer Fonde ob- 
fiegt, gehört oder auch nur gefragt worden find. Ein auffal- 
lendes Beijpiel bietet in dieſer Beziehung die Errichtung der 
Aderbaufchulen in Niederöſterreich, deren Dotirung aus 
dem Staatsſchatze nicht genehmigt wurde und die alljogleid 
aus dem Landesfonde dotirt worden find. Entfiehen dann 
eigentliche Landesbedürfniſſe, für deren Dedung der Landesfond 
beſtimmt ift, fo muß zu Zufchlägen und Nebenzufchlägen auf 
die landesfürftlihen Steuern gegriffen werden, weldje in man— 
hen Gegenden eine erjchredende Höhe erreichen, obwohl fie 
allein ſchon beträchtlich genug find und faum Höher gejpannt 
werden können; weniger dielen Steuern jelbft als den Zu- 
Ichlägen zu denfelben find die großen Klagen wegen Ueber- 
bürdung zuzujchreiben, und diefe thatfächlich beftehende Ueber- 
bürdung Khwächt die eigentliche Steuerkraft.“ 

Der Dtinifter des Innern Graf Goluhomsfi: „Sch ſehe 
mich verpflichtet die Verficherung abzugeben, daß id) von dem 
Augenblide an, als ich das Minifterium zu übernehmen die 
Ehre hatte, ernftlich beftrebt war, derlei Mebergriffen zu fteuern, 
und ich glaube auc die Beruhigung geben zu können, daß 
jest die Behörden mit viel größerer Umficht vorgehen und ſich 
nicht beilommen lafjen, mit den Landes-, Gemeinde- ober an- 
deren Sonden folche unfruchtbare und dem eigentlichen Zwecke 
faum entſprechende Einrihtungen zu treffen. Uebrigens wird 
unflreitig auch da das Correctiv am beften gefunden werden, 
wenn die autonomen Inftitutionen und Landesvertretungen 
in's Leben gerufen fein werden.“ 

rt Fürſt Salm gab zu, daß die meiften ver 
von ihm berührten Fälle aus einer früheren Periode datiren, 
und nahm die Zufiherung des Minifters des Innern, in 
Zufunft diefen Uebelftänden abzubelfen, mit Danf entgegen. 

‚. Berhehlen dürfe man fich aber feineswegs, daß, diele Ab- 
bilfe nicht plötzlich geichehen könne und daß man wilden 
die Unterbehörden in der füßen Gewohnheit der früheren Ge- 
barung nicht fortfahren laffen füune, bis die autonomen Stellen 
in's Leben getreten fein werden, welche über derlei Fonde zu 
wachen haben ſollen. 

Bice-Präftdent v.Szögyenyi fchloß fich der Anficht des 
Reicherathes Fürften Salm aud) mit Rüdfiht auf die Ber- 
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hältniſſe in Ungarn an, wo zwar kein eigentlicher Landesfond, 
ſondern nur die Fonde für das Muſeum und das National- 
theater in Peft beftehen, wo aber in ben Comitaten andere 
einzelne $onde, wie die Inſurrections- und Nobilitar-Eaffen, 
gegenwärtig ganz gegen ihre Beitimmung und durchaus nicht 
den Wünſchen der Bevölkerung gemäß verwaltet werden und 
wohl auch nicht fo verwaltet werben können. Sebenfalls fei 
die Adminiftration den Händen derjenigen entrüdt, welchen 
diefe Fonde ihre urfprüngliche Entftehung verdanken. Erft 
neuerlich habe es fi um die Incamerirung ſämmtlicher Co- 
mitats-Häuſer in Ungarn gehandelt, welche ein fpecielles Ei- 
genthum theils des Adels, theils der Komitats-Stände, theils 
der Sefammtheit des Comitats feien. Zur Regelung biefer 
Berhältniffe könne es aber nicht kommen, bevor nicht den 
verſchiedenen Claſſen der Bevölkerung jener angemeflene Einfluß 
auf ihre inneren Angelegenheiten eingeräumt wird, welchen 
Fürſt Salm berührt und der Minifter des Innern in Aus- 
nt geftellt. 

Reichsrath v. Jakabb flimmte den Bemerkungen der 
Borredner auch mit Beziehung auf die Verhältniffe von Sie- 
benbürgen bei. wo die verſchiedenen Fonde und Comitats- 
gebäude denjenigen entzogen werden follen, auf deren Koften 
fe errichtet wurden. 

Nachdem noch der Reichsrath Biſchof Stroßmayer fi 
an den Miniſter des Innern mit der Anfrage, ob der Fond 
des katholiſchen Waifenhaufes zu Eſſegg, welcher von der 
tandesbehörde adminiftrirt wird, nicht jeinem Neflort unter- 
fehe, gewendet und der Minifter des Innern hierauf erwi⸗ 
‚ dert hatte, daß dieſes aus der Verwaltung des Kondes durch 

die Landesftelle nicht nothwendig folge, fondern das Minifte- 
mm für Cultus und Unterricht hierzu berufen jcheine, daß 
er übrigens in dem gegenwärtigen Augenblide hierüber feine 
beftimmte Auskunft zu ertheilen vermöge, bemerkte Reichs⸗ 
tatd Graf Elam-Martinik: 

„Es jcheint mir jehr dankenswerth, daß die Frage wegen 
der Gebarung mit den Landesfonden von Seite des hohen 
Reichsrathes in diefem erweiterten Maße der Aufmerkſamkeit 
und Berathung unterzogen wurde, Anknüpfend an den Bericht 
des Komitees, kann ich nur ben Bemerkungen des Fürften 
Salm und des Bice-Präfidenten v. Szögyenyi volllom- 
men beiftimmen. Es liegt wirklich in der „erwaltung der 
öffentlichen Fonde überhaupt und der Lanbesfonde insbejon- 
dere, wie fie dermalen befteht, namentlich auch bezüglich des 
Berfügungsrechtes über diejelben ein wefentlicher Uebelftand. 

17 


En. 


258 Neunte Situng vom 12. September 1860. 


Die Summe der Umlagen, welche die Landesfonde allein er- 
heifchen, beträgt zufolge der dem Comité mitgetheilten Bor- 
anfchläge jährlich ungefähr 30 Millionen Gulden — ein ehr 
bedeutender centime additionnel, welcher der Steuerſumme 
hinzugefügt wird, die ohnehin mit Recht als fehr groß be 
zeichnet werden muß. 

„Außer den Landesfonden gab e8 aber noch viele andere 
Sonde, wie die Steuer-Eontributions- und Getreidefonde, 
welche früher jehr vortheilhaft wirkten, jeßt aber bei der Zer⸗ 
jplitterung und nicht geregelten willfürlichen Gebarung die 
ehemals geäußerte Wirkung nicht mehr haben. Das Berfü- 
gungsrecht mit denfelben wurde bloß in die Hand der Lan- 
dbesbehörden gelegt, welchen zugleich das Hecht der Anfthei- 
fung der Zufchfäge zufteht. Hierin liegt ein ſehr unliebjamer 
Uebelftand, welchen der hohe Reichsrath in einer beftimmteren 
Weiſe der Aufmerkſamkeit der Regierung zu empfehlen ver: 
anlaßt fein dürfte, als dieß im Comite-Berichte der Fall if. 
Bielleicht könnte ſolches in der Weiſe gefchehen, daß der hohe 
Reichsrath aus diefen Bemerkungen Anlaß nähme auszufpre- 
hen, daß die Regelung der Berwaltimg der Tandes- und jon- 
Ke öffentlichen Sonde und des Verfügungsredhtes über die- 
elben, ſowie ber Auftheilung der dießfälligen Zufchläge ein 
wejentliches Bedürfniß ſei, deffen Abhilfe durch die Berwirt- 
lichung der Landes-Autonomie gewärtigt werde. Nur auf bie- 
fem Wege ift die Heilung zu erwarten, nachdem es fid aus 
den Aeußerungen der Herren Vorredner zeigt, daß felbft die 
wohlwollendften Abfichten und die beften Intentionen eine 
entgegengefegte Wirkung bervorbringen können, wenn bie Ber: 
fügungen ftet8 nur aus dem Centrum anf Grund von Bor- 
lagen, Berihten und Gutachten der Unterbehörden und nicht 
unter Mitwirkung und Zuftimmung derjenigen getroffen wer- 
den, deren Interefjen fie zunächſt berühren. 

„Aehnliche Ergänzungen wie die beantragte liegen im Geifte 
des Gomite-Berichtes umd mären denfelben nad) den vorge 
brachten Aeußerungen noch hinzuzufügen.“ 

Nachdem über die Anfrage St. kaiſ. Hoheit des durd- 
laudhtigften Herren Erzherzogs Reihsraths-Präfidenten, 
ob der geftellte Antrag unterftügt werde, fich die Mehrheit 
der Anmwejenden für denjelben erhoben hatte, bemerkte Reiche: 
rath Biſchof Freiherr v. Schaguna, daß er dem Antrage 
beitrete, im demjelben jedoch auch noch insbefondere die Kir- 
henfonde erwähnt fehen möchte. 

Reichsrath Biſchof Koriczmits fegte voraus, daß hier- 
unter nicht bloß die Kirchenfonde der Kirche des Laudes der 
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Sreiheren von Schaguma gemeint feien, was dieſer beftä- 
tigte, worauf Bifhof Koriczmits ferner bemerkte, daß die 
tatholiihe Kirche Ungarns ſehr beträchtliche Fonde im Be— 
trage von mehreren Millionen befige, auf deren Verwaltung 
dem Clerus nach den früheren VBerwaltungsnormen ein ge= 
wiffer Einfluß eingeräumt war. Jetzt habe der Elerus hierauf 
mt mehr die mindefte Einwirfung. Er wünfche daher, daß 
unter den Kirchenfonden aud) insbejondere die Fonde der ka— 
tholiſchen Kirche Ungarns in dem Antrage erwähnt werben. 

Reichsrath Biſchof Stroßmanyer jchlof fi) dem Antrage 
des Reichsrathes Grafen Clam an und behielt fi) nur einige 
demertungen für den Fall vor, wenn der Zuſatzantrag des 
Keihsrathes Bifhof Koriczmits angenommen werbe. Nach— 
dem fohin der proviforifche Leiter des Finanzminifteriums 
Reichsrath v. Plener über die Bemerkung des Reichsrathes 
hof Koriczmits die Aufflärung gegeben hatte, daß die 
Finanzbehörden nur bie caffemäßige Gebarung der Yonde be- 
Iorgen, daß aber das Verfügungsrecht über diefelben den po- 
htihen Behörden zuftehe, was Reichsrath Biſchof Koricz- 
mits als befannt annahm, und nachdem Reichsrath Graf 
Clam erklärt hatte, daß, wenn in feinem Antrage überhaupt 
alle Fonde erwähnt würden, hierdurch den ſämmtlichen Zu- 
ſatanträgen entfprochen fein dürfte, formulirte derſelbe über 
Anforderung Sr. kaif. Hoheit des Herrn Erzherzogs Reich 8- 
tatb8- Bräfidenten feinen Antrag in folgender Weife: 
„der NReichsrath nimmt aus diefen Bemerkungen Anlaß 

uszufprechen, daß die Regelung der Verwaltung der Landes⸗ 
tonde und aller öffentlichen Fonde überhaupt und des Ber- 
fügungsrechtes über die Zujchläge und Bededungsmittel der⸗ 
ſelben mit Rückſicht auf den Zuftand, in welchem fi) diefe 
Angelegenheit bisher befunden hat, ein dringendes Bedürf⸗ 
mp if, deffen Abhilfe wejentlich durch die Verwirklichung der 
tandes- Autonomie gewärtigt werben Tann.“ 

Diefe Formulirung des Antrages wurde von der Ber- 
mmlung mit überwiegender Majorttät angenommen, worauf 
Keichdrath Freiherr v. Schaguna bei feiner Bemerkung zu 
verbleiben erklärte. 

Hierauf verlas Reichsrath Graf Clam den weiteren In⸗ 
halt des Comite-Berichtes, wie folgt: 

„Aus Anlaß der hier zur Sprache gebrachten Gebarung 
nt den Landesfonden wurde auch der Umftand in Erörterung 
güngen, daß den venetianiihen Provinzen, in welchen jchon 
tat einer langen Reihe von Sahren ein eigener Steuerzufchlag 
don 2,185,000 ö. 2. an die Stantscaffe für die durch diejelbe 
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etragenen Landesausgaben entrichtet und eben deßhalb jeit | 
richtung eines eigenen Landesfondes für die Landeserforder- 

niffe diefer Fond durch einen Ergänzungsbeitrag von 515,518 fl. 

aus Staatsmitteln fubventionirt wurde, bei Gelegenheit der 

Beftteung des Landesfonds-Voranfchlages diefer Ergänzungs- 
eitrag für das laufende Jahr entzogen worden ift. 

„Das Comite erkennt es als gerecht und vollkommen be- 
ründet an, daß entweder jener Stenerzufchlag von 2,185,000 | 
ire dem Landesfonde zugewendet, oder aber der Ergänzungs- 

beitrag von 515,518 fl. flüffig erhalten werde. 

„Der Herr Leiter des Finanzminifteriums hat die Be: | 
gründung der aus diefem Titel vielfeitig erhobenen Beſchwer— 
den im Principe anerfannt und eröffnet, daß er behufs der | 
Befriedigung der geftellten Anſuchen die Angelegenheit feiner: 
feits fchon an das Minifterium des Innern geleitet habe. | 

„Der hohe Neichsrath dürfte fich beftimmt finden, dieſe 
Angelegenheit der gerechten Berückſichtigung und raſchen Er- 
fedigung der hohen Regierung zu empfehlen.“ 

Der Reichsratd Baron Zigno hielt hierauf einen durd 
Reichsrath Freiherrn dv. Salvotti in folgender Weife in's 
Deutſche Überfetten italieniſchen Bortrag: 

„Reichsrath Baron Zigno hat abermals Anlaß genom- 
men, dem Comite feinen von der Central-Congregation in 
Benedig getheilten Dank für die Bemerkungen des Comites 
bezüglich der Subvention von 515,518 fl. und des Steuer- 
zufchlags von 2,185,000 ö. L. auszufprehen. Er kann aber 
nicht unterlaflen zu erklären, daß, wenn zwiſchen den beiden 
Alternativen, entweder den Steuerzufchlag an die Staatscafle 
u entrichten und dafür den Landesfond aus Staatsmitteln zu 
Fubventioniren, oder aber den Steuerzufchlag unmittelbar dem 
Landesfonde zu übermeifen, die Wahl getroffen werden jollte, 
die legtere Alternative billiger und gerechter erſcheine, da hier- 
durh jene Summen, welche ſchon bei ihrer Einhebung den 
Bedürfniffen hätten zugewendet werden follen, für die gegen- 
wärtig der Provinzialfond befteht, die zwedmäßige und natür- 
liche Richtung erhielten. Durch die Wiederherftellung der Cen- 
tral-Congregation erjcheine jett diejelbe als die Behörde, 
welche für die Bebürfniffe des Territoriums zu jorgen hat 
und welche daher auch die gedachte Snmme erhalten und ver- 
wenden follte. Weber diefen Gegenftand habe die venetianiſche 
Central-Congregation wiederholte Bitten an das Miniftertum 
gerichtet umd es ſei ein dringendes Bedürfniß, daß diefelben 
einer raſchen und jchleunigen Erledigung zugeführt werden. 
Baron Zigno wiederholt daher fein Anfugen, daß dieſe 
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Bitten nit nur bei Sr. Majeſtät unterftügt, fondern aud) 
raſch erledigt werben mögen. Uebrigens beabſichtigt er nicht, 
diefen Gegenftand einer Berathung des hohen Reichsrathes 
zu unterziehen, fondern hegt, indem er mit vollem dankbaren 
Herzen das Allerhöchfte Wohlwollen Sr. Majeftät anerkennt, 
die fihere und beru igende Ueberzeugung, daß Allerhöchftdie- 
eben, fobald Sie diele Bitte vernommen haben werben, der- 
jelben gewiß zu entiprechen geruhen werden.“ 
| Der Minifter des Innern Graf Goluhomsti: „Ale 
diefer Gegenftand im Comité befprodhen und berathen wurde, 
waren mir noch nicht die Acten zu Gebote, um meine Anficht 
darüber auszufprechen, weil erft nach der Berathung mir eine 
Zuſchrift von Seite des Finanzminiſteriums, an welches id) 
mid in diefer Beziehung gewendet hatte, zugelommen ift. 
Um aber über die Natur Dieter Gelder eine beftimmtere nähere 
Aufflärung zu geben, muß id) auf die Vergangenheit zurüd- 
gehen. ae nämlih nad den franzöfiichen SR die Lom— 
ardie und Venetien wieder an Oeſterreich gefallen waren, 
zeigte fi) in der Einhebung der Steuern eine ſolche Schwie- 
rigteit und Verwirrung, die Spuren des Krieges waren nod) 
ſo friſch, fo viele Vernichtungen waren im Lande vorgelom- 
men, da; die Erhebung der Steuern feine regelmäßige fein 
onnte und dieſelben ſchon aus dem Grunde Hinter den An- 
lägen zurückbleiben mußten, weil in der früheren Zeit nicht 
Io wie jet der Unternehmer für den Steuerbetrag verant- 
wortlih war, welchen er einzubringen ſich verbindlich macht, 
iondern er folche nad) Maßgabe der wirklich eingefloffenen 
Gelder an die Staatscaffe abgeführt hat. 

„Nachdem aber die Centralverwaltung aus Anlaß der 
nicht eingefloffenen Steuern und des dadurch entflandenen 
Rangels nicht vom Centrum aus Gelber nad Italien jenden 
lounte, jo ift von ben betreffenden Gomverneuren, und weil 
ih fpeciell das Venetianiſche in's Auge fafle, vom Grafen 
Goch der Antrag geftellt worden, es wolle, da er mit ben 
ihm zu Gebote nehenben, vom Lande einzuhebenden Geldern 
nicht im Stande fein werde die Auslage zu beftreiten, bei 
Sr. Majeftät erwirkt werden, daß die Summe von 2,500,000 
fire zu dem beftehenden Steuern, welche ben Betrag von 12 
onen ausmachten, fiir das nächſte Sahr eingehoben werben 


e. 

„Dieſer Antrag hat zu umſtändlichen Erörterungen bei 
der ehemaligen Hofkammer und der Hofkanzlei Anlaß gegeben. 
Endlich ift auch ein allerunterthänigfter Vortrag an Se. 
Majefät den Kaifer Franz erftattet worden, worin ausge⸗ 
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Betrag feien, den nicht das Land, aber der Staatsſchatz an- 
zuſprechen berechtigt jei. Gleichzeitig hat er aber eingeſehen, 
daß e8 vielleicht dem Lande jchwer fallen könnte, die Mehr- 
auslage von 500,000 fl. zu tragen, zumal nad den fo trau⸗ 
rigen Ereigniffen, welde das Land heimgefucht haben, und 
er ſprach fi) dahin aus, daß man es bei Seiner Majeftät 
befürworten jollte, diefen Betrag allmälich dem Lande zuzu- 
wenden, immer einen theilweifen Betrag zu zahlen und end- 
lich aufzuhören denfelben als einen dem Staatsihate gebüh- 
renden zu betrachten. 

„Das ift der gegenwärtige Standpunkt diefer Angele- 
genheit und ich muß deßhalb erklären, daß ich die erwähnte 
Summe nidjt als einen Fandesfond, fondern als einen dem 
Staatsſchatze gebührenden Fond anfehe, aber nicht im ber 
Lage bin, mid definitiv darüber auszuſprechen, weil der 
Gegenftand St. Majeftät zur endlihen Entiheidung vorge 
legt werden muß.“ 

Freiherr v. Zigno erwiberte hierauf, daß er ſich bezüglich 
des vom Minifter des Innern mitgetheilten Urſprungs der 
Frag ihen Summe nur auf die von der venetianifchen Cen- 
tral » Kongregation erhaltene Informirung berufen könne, da 
er von ber von St. Ercellenz dargeftellten Sadjlage felbft Feine 
pofitive Kenntniß habe. Er beharre daher auf jeiner Aeußerung 
und bitte dem Miniſter des Innern, die Central-Kongregation 
in Erledigung ihrer wiederholten Berichte über das thatjäd)- 
liche Verhältniß aufzuflären und ihr die in Ausficht geftellte 
Aushilfe möglichſt ſchnell zufließen zu lafſen. 

Reichsrath Graf Apponyi war der Meinung, daß der 
verftärkte Reichsrath zwar feine Aufmerkſamkeit ſolchen Ge— 
genſtänden, über welche er zu entſcheiden nicht befugt iſt, 
zuwenden könne, um fie durch feine Zuſtimmung zu unter⸗ 
flügen, daß aber eine längere Discuffion über Fragen, die 
controvers und nicht vollflommen evident find, nur zeitrau- 
bend wäre und er gibt daher zu bedenten, ob nicht in dem 
vorliegenden Falle, welcher nicht außer Zweifel geſetzt erfcheint, 
und bezüglich deffen der Reichsrath fih nicht als competent 
betrachten Tann, die Sache einfach nur als eine derartige 
erwähnt bleiben follte, welche der Allerhöchften Aufmerkſam⸗ 
feit empfohlen wird, ohne darüber von Seite des Reichs 
rathes eine Entſcheidung zu fällen. 

Das Eomite habe die Sache durd) den folgenden Satz 
in feinem Berichte als evident betrachtet: 

„Das Comité erkannte es als gerecht und vollfommen 
begründet an, daß entweder jener Steuerzuichlag von 2,185,000 
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Lire dem Landesfonde zugewendet oder aber der Ergänzungs- 
beitrag von 515,518 fl. flüffig erhalten werde.“ 

Diefer Sat wäre daher nad) dem Antrage des Redners 
ns dem Komite-Berichte einfach wegzulaflen. Der vorfte- 
hende Antrag wurde hierauf über die Aufforderung Sr. kaiſ. 
Hoheit des durchlauchtigften Herrn Präfidenten zur Abftim- 
mung von der Berfammlung mit Überwiegender Mehrheit 
angenommen, 

Reichsrath Graf Mocenigo beforgte, daß man glauben 
könnte, der Reichsrath habe ſich durch die beſchloſſene Aus- 
fing des erwähnten Abſatzes aus dem Comite-Berichte ſchon 
m voraus gegen die Berechtigung des Anſuchens ausgefpro- 
den. Es wäre feiner Anftcht nach wenigftens fehr erwünſcht 
geweien, wenn die Eentral- Eongregation fehon früher über 
den Sachverhalt aufgellärt worden wäre. Selbſt der Name, 
welden der Steuerzufchlag fortbehält, nämlich imposta pro- 
vinciale, deute an, daß derfelbe zur Dedung der Landesbe⸗ 
dürfniffe umd nicht des Staatsbedarfes beftimmt fei. So lange 
diefe Bezeichnung befteht, werde es nicht gelingen, die Cen⸗ 
tal Kongregation zu Überzeugen, daß die Forterhebung die- 
ſes Stenerzufchlage® von Seite der Staatsverwaltung, wäh- 
tend die Randesbedürfniffe anderweitig gededt werden müſſen, 
fine Ungerechtigkeit fei. 

Er müſſe übrigens noch näherer Aufflärung über bie 
Sahe entgegenjehen und ſei vor dem Einlangen derfelben 
nidt in der Tage, die Richtigkeit der Aeußerung des Herrn 
Minifters des Innern anzuerkennen. 

Nachdem noch Reichsrath Baron Zigno wiederholt 
hatte, von dem bereits im December 1859 oder Anfang de - 
Jahres 1860 von der Central» Kongregation, als beren Ver⸗ 
treter er fich bier betrachte, eingebrachten Anfuchen nicht ab- 
geben zu können, bemerkte der Minifter des Innern, daß, 
wenn auch ſchon im Jahre 1859 bei der Central-Kongrega- 
tion diefer Gegenfland in Verhandlung genommen worden 
fin möge, die an Se. Majeftät gerichtete Beſchwerde der- 
elben erfi vom 13. Sänner 1860 batirt und Ende Jänner 
d. J. eingelaufen fei. 

Reichsrath Graf Apponyi erffärte es bedauern zu müflen, 
wenn der von ihm geftellte Antrag in den Borrednern den Glauben 
wet Haben follte, daß die Sache ſelbſt dadurch gefährbet werde, 
oder hätte gefährdet werben wollen. Sein Antrag bezwecke 
mr einerfeits Zeit zu gewinnen und andererſeits den ver- 
Rärkten Reichsrath vor einem Ausfpruche zu bewahren, welchen 
su fällen derfelbe nicht competent fei und worauf der Redner 
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thümlihen Lage und habe aus Rechts- und Billigleitsgrün- 
den Anfprud auf eine Staats-Subvention, ohne welche es 
umöglich jeinen Bedürfniffen entiprehen könne. Zur Be- 
gründung biefer Behauptung wendet Graf Borelli feinen 
Blick auf die geographiiche Lage Dalmatiens, welches Teinen 
Sreihafen wie die angränzenden Küftenländer, namentlich) das 
kroatiſche, befitt und fi aus den Häfen der anderen Länder 
die Mittel verfchaffen muß, feine Bebürfniffe zu befriedigen. 
Hierdurd werden aber diefe Gegenftände den Dalmatinern 
vertheuert. Dalmatien Tann nit einmal den natürlichen 
Reichthum des Seeſalzes ausbeuten und benügen, welcher, 
wenn dieß freiftünde, eine ausgiebige Duelle des Einfommens 
verihaffen würde. So muß es fi) mit der nur geringen 
Ausbeute zweier Salgfiedereien beguügen. Auch für die öffent- 
liche Sicherheit muß Dalmatien bejondere Vorſorge treffen, 
nachdem es bei der Nähe eines ftets bewaffneten Volles den 
Ausichreitungen desjelben ausgejegt ift, und dte Gendarmerie. 
deren Stand überbdieß herabgejegt wurde, zur Aufredthaltung 
der öffentlichen Sicherheit nidht genügt. Hieraus erwächft für 
Dalmatien abermals eine Duelle von Ausgaben, die in den 
übrigen Ländern, wo friedliche Verhältniſſe beftehen, nit 
vorfommen. Graf Borelli madıt endlich auf die hiſtoriſchen 
Daten aufmerfiam, welche das Recht Dalmatiens auf eine 
fortlaufende Unterflügung aus dem GStaatsfhate begründen. 
Schon zur Zeit des Anfchluffes an die Republik Venedig hatte 
die Ießtere fi zur Unterflügung Dalmatiens anheiſchig ge- 
madt. Allerdings wurde diefe Unterftügung bei der Befet- 
zung des Landes durch die franzöſiſche Regierung aufgehoben, 
die leßtere aber hat dafür der Provinz Dalmatien den Be- 
zug der Berzehrungsfteuer überlaffen, aus welcher das Land 
fih alle Mittel reichlich verſchaffte, die ihm jetzt entgehen. 
Werden dieſe Berhältniffe berüdfichtigt, jo hofft Graf Borelli, 
daß der Bericht des Comités in diefer Beziehung einer Mo⸗ 
dification unterzogen werden dürfte.“ 

Reichsrath Straf Szecien: „Der Bericht des Comitée 
hat von vornherein den Grundfag und die Anfiht ausge- 
ſprochen, daß dahin zu wirken fein wird, den Staatsſchatz 
allmälih von diefer Laſt zu befreien. Diejer Ausdrud: „den 
Staatsſchatz allmälich zu befreien“, ſchließt jede Belorguiß 
einer plößlihen Umänderung in den bisher darüber befte- 
henden Gepflogenheiten, ſotgie auch die Beſorgniß der Be- 
einträcdhtigung der einzelnen Länder aus. 

„Sch glaube, daß die Verhältniffe, welche GrafBorelli 
Berührt hat, die Grundlage der Anfichten des Comités nicht 
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Reichsrath Dr. Straffer: „Mit Bezug auf das in 
diefem Abſatze des Eomite- Berichtes ausgeſprochene Princip, 
daß für die Zukunft die Dotationen der MWohlthätigleitsan- 
falten in den einzelnen Provinzen von dem Landesfonde ſelbſt 
übernommen werben follen, Inüpfe ich an die Aufflärung des 
Herrn Minifters des Innern an, indem ich darauf hinzumel- 
fen mir erlaube, daß die in der Poſt Nr. 8 unter der Ru⸗ 
brit Wohlthätigkeitsanſtalten vorkommenden Subventionen 
für Tirol und Vorarlberg fich Iediglich auf die Dedung ber 
Auslagen der Regie- und Verwaltungskoften für die mit dem 
Spitale zu Innsbrud verbundene irurgifhe und Hebammen- 
init und für das dortige Gebär⸗ und FYindel - Inftitut be- 
ſchränken. Dieſe Anftalten bilden einen Theil der Unterrichts⸗ 
auftalten; fie müfjen ſchon aus Sumanitätszweden erhalten 
werden, und e8 tft die Ausbildung einer größeren Anzahl 
von Geburtshelfern und Hebammen in einem Gebirgelande 
wie Tirol um fo nothmwendiger, als man dort die Hilfe nicht 
gleih bei der Hand Hat. Bei der Unzulänglichleit der Lan⸗ 
desmittel glaube ich, daß das Land gegründeten Anfprud 
derauf hat, ans dem Staatsſchatze fubventionirt zu werden, 
und ih komme in diefer Beziehung auf dasjenige zurüd, mas 
bereits bei der Verhandlung über das Budget des Unterrichts. 
miniſteriums gefagt worden ifl. 

Ich babe die bezüglichen Pofttionen alle durchgejehen 
nd gefunden, daß die Unterftligungen ſich größtentheils auf 
Etiftungen beziehen, welche rechtlich beftanden haben und 
nicht beftritten werden können. Ich kann mid) ber Bemer⸗ 
kung des Minifters des Innern nur anſchließen, daß ber Grund 
dieſer Unterſtützung in ber Unzulänglichkeit der Landesmittel 
fiege und dieſelbe ſolche Auslagen betreffe, welche den Staat 
und nicht das einzelne Land allein angehen, was ich wohl 
in würbigen bitte. Nicht jedes Kronland kann aus eigenen 
Mitteln eine Lniverfität oder andere Unterrichtsanftalten 
gründen, und da fie doch nothiwendige Vebürfnifle find, fo 
möge man auch jedem Kronlande die hierzu nöthige Unter- 
ügung gönnen. Was übrigens Tirol und Vorarlberg in6- 
befondere betrifft, fo rührt die Unzulänglichkeit der Landesfonde 
daher, daß unter den früheren Regierungen die Rentenbeziige 
derfelben incamerirt worden find. Die Landflände Tirols 
bezogen das fogenannte Umgelb, welches denfelben unter der 
bayerifchen Regierung entzogen und feither als eine Einnahme 
det Staatsſchatzes behandelt wurde. Wenn das Land auf 
dieſe Weife in die Unmöglichkeit verfegt worden ift, felbft bie 
Kofen für die Sandesanflalten zu tragen, fo bat es wenig 
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fens den berechtigten Anſpruch auf Rüdftellung ber fraglichen 
ezüge.” 
Keihsrath Graf Elam: „Hierüber erlaube ih mir nur 
zu bemerken, daß im ComitsBerichte das Princip nicht in 
der Weife ausgefprocdhen ift, wie der Herr Vorredner meint. 
Der Bericht erflärt nur, daß die Subventionirung der ein- 
zelnen Provinzen gegenüber anderen eine Unbilligfeit invol- 
pire, ftellt aber Teineswegs den beflimmten Antrag, daß dieſe 
Subventionen ſogleich eingeftellt werden follen. Die Unbil- 
ligfeit liegt nur darin, eine Provinz zu fubventioniren und 
die andere niht. Das Komite war fi} wohl bewußt, daß 
in den verjchiedenen Provinzen verfchiedenartige Verhältniſſe 
in Betracht fommen, und daß die Urſache diefer Unzuläng- 
lichkeit der Landesmittel in der Incamerirung der bezüglichen 
Sonde liegt. Das Comité hat deßhalb in diejer Hinficht und 
war aus dem Grunde feinen Antrag geftellt, weil nad Ein- 
abrung ber Selbſtverwaltung der Länder dann ohnedieß in 
der Wirkfamkeit der einzelnen Landesverfaffungen ein Correc- 
tiv Tiegen wird, durch welches diefe Fragen ausgeglichen 
werden dürften. Uebrigens handelt es fi) nit um die Klinif 
allein, fondern aud um die Spitals- und Wohlthätigfeits- 
anftalten. Die Klinifen wurden aus dem Budget des Un- 
terrichtsminifters beftritten und nur die Spitäler und eigent- 
lichen Krankenanftalten fommen aufdas Budget des Minifteriums 
bes Innern und rüdfihtlih auf den Landesfond. Die für 
Tirol ausgemworfene Subventionirung ift in diefem letteren 
Budget enthalten und es müßte von dem Herrn Minifter 
des Srınern erft nur aufgeflärt werden, ob ſich diefelbe aud) 
auf die Kliniken beziehe, was ich bezweifle. Im Comit& wurde 
nur der Grundſatz der Unbilligleit der Subventionirung ein» 
zelner Provinzen den anderen gegenüber ausgeſprochen, ohne 
deßhalb das Princip aufzuftellen, daß diefe Subventionirungen 
überall aufhören follen. Es dürfte daher auch hier fein An- 
trag geſtellt, fondern ſich mit der allgemeinen Andeutung 
begnügt werben.“ 

Keicherat Dr. Straffer: „Auf diefe Bemerkung er- 
Laube ich mir zu erwidern, daß, wenn aud die Landesver- 
tretungen in Wirkſamkeit getreten fein ſollten, Tirol und 
Borarlberg doh nie im Stande fein werden, ohne Unter- 
ſtützung von Seite des Staatsſchatzes den geftellten Anforbe- 
rungen zu genügen. Inſolange wir zum Kaiferflaate Defter- 
reich gehören, glauben wir auch von der Gnade Sr. Majeftät 
des Kaiſers erwarten zu können, daß er uns aushelfe, wie 
er noch immer ausgeholfen hat. Ih muß hervorheben, daß 


«En. 4 x 





RNede des Herrn Dr, Strafler n. |. w. 269 


Zirol mit feiner Flächenausdehnung von 522 Duadratmeilen 
nur eine fruchtbare Scholle von ungefähr Y/, diefer Ausveb- 
nung bat, daß e8 über 800,000 Einwohner zählt, an lan⸗ 
besfürftilichen Steuern 7 Millionen bezahlt und daß die 
Nebenleiftungen an Communal- und LXandesbeiträgen fich in 
manchen Sahren auf 150 bis 200 p&t. belaufen. für bie 
Bohlthätigkeitsanftalten dürfte vielleicht nirgends mehr ale 
(ehe in Tirol gefhehen und nirgends finden Kirchen und 
umanitätsanftalten mehr Unterftügungen als dort. Demun- 
geadhtet reichen bie Mittel nicht zu. Wenn man nun durch 
die in Ausficht geftellte Autonomie dem Lande nur neue Laften 
auflegen und es verhalten will, fi alles felbft zu beftreiten, 
fo wird demfelben fürwahr feine Wohlthat erwiefen 

„Ich behaupte nicht, dag im Allgemeinen eine Provinz 
die andere unterſtützen fol. Aber fo lange alle Provinzen zu 
dem Kaiferftaate Oefterreih gehören, Tann man auch mit 
Grund gerechten Anſpruch aufAushilfe aus dem Staatsichage 
mohen. Aus den früheren Debatten habe ich mit Leidweſen 
entnommen, baß fich auch in anderen Provinzen, insbefondere 
un der Bulowina und der Woimodina, Beichwerden wegen 
Mangel an Unterricätsanftalten ergeben haben. Auch dieſe 
Linder vermögen bie Xaften hiefür allein nicht zu tragen; 
man foll fie aljo unterftügen, dann würden die Kronländer 
fefter zu einander halten und den mohlwollenden Abfichten 
Sr. Majeftät des Kaiſers mit allen Kräften und wahrer 
Bereitwilligleit an die Hand gehen.“ 

Reihsrath Baron Petrino erklärte, daß die Bukowina 
finer Unterftügung für Kirche und Schule bedürfe, fondern 
die Binfänglichen Mittel befike, wenn nur die Verwendung 
derfelben eingeräumt werde, worauf Reihsrath Dr. Straffer 
bemerkte, daß feine Abficht nicht dahin gehe, es folle denje- 
mgen Ländern, bie bereits genug befigen, etwas gegeben 
werben. Er habe nur gemeint, daß da, wo es an Unterrihte- 
anftalten fehlt und die eigenen Sonde nicht ausreichen, der 
Staat die Unterflügung gewähren folle. . 
Reichsrath Eonte Borelli hielt hierauf einen Vortrag 
in italieniſcher Sprache, welchen Reichsrath Baron Salvotti 
mit Folgendem wiedergab : 

„Herr Graf Borelli hat mit Rüdfiht auf die Lage 
Dolmatiens fich geäußert, daß es nicht möglich ifl, die Grund- 
füge, von welchen das Komits in feinem Berichte ausgegan- 
gen if, und nach denen die Landes- und fonfligen [peciellen 
Sonde für die Landesbedürfniffe zu forgen hätten, in Dal- 
matien durchzuführen. Diefes Land befinde ſich in einer eigen- 
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Bezüge.“ 

Seichsratt Graf Elam: „Hierüber erlaub- 
zu bemerfen, daß im Comits«⸗Berichte das Pr’ 
der Weife ausgeſprochen ift, wie der Herr Bor 
Der Bericht erklärt nur, daß die Subventiont 
zelnen Provinzen gegenüber anderen eine Unb' 
pire, ftellt aber Teineswegs den beflimmten Antr 
Subventionen fogleich eingeftellt werden follen. 
Yigfeit liegt nur darin, eine Provinz zu fubve: 
die andere nicht. Das Comité war ſich wohl 
in den verſchiedenen Provinzen verjchiedenartig 
in Betracht fommen, und daß die Urfache die! 
lichkeit der Landesmittel in der Incamerirung d 
Sonde liegt. Das Comite hat deßhalb in diefer 
zwar aus dem Grunde feinen Antrag geftellt, n 
führung der Selbftverwaltung der Länder danı 
der Wirkſamkeit der einzelnen Tandesverfaffunge 
tiv liegen wird, durch weldes diefe Fragen 
werben dürften. Uebrigens handelt es fich nicht 
allein, fondern aud um die Spitals- und Wı 
anftalten. Die Klinifen wurden aus dem Bui 
terrichtsminifters beftritten und nur die Spitäler 
lichen Krantenanftalten kommen auf das Budgetdes 
des Innern und rüdfihtli auf den Landesfon 
Tirol ausgeworfene Subventionirung ift in’ dic 
Budget enthalten und es müßte von dem Hei 
des Innern erft nur anfgeflärt werben, ob fich 
auf die Kliniken beziehe, was id) bezweifle Im C 
nur der Grundfag der Unbilligkeit der Subventi 
zelner Provinzen den anderen gegenüber ausgeſp 
deßhalb das Princip aufzuftellen, daß diefe Subve: 
überall aufhören follen. Es dürfte daher aud) h 
trag geftelt, ſondern fih mit der allgemeinen: 
begnügt werben.“ 

Reichsrath Dr. Straffer: „Auf diefe Be 
laube ich mir zu erwidern, daß, wenn auch die 
tretungen in Wirkſamkeit getreten fein follten, 
Vorarlberg doch nie im Stande fein werden, ı 
ftügung von Seite des Staatsſchatzes den geftelf: 
rungen zu genügen. SInfolange wir zum Kaiferftc 
reich gehören, glauben wir auch von der Gnade © 
des Kaifers erwarten zu können, daß er uns am. 
er noch immer ausgeholfen hat. Ich muß hervor 
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unter der Enns, Tirol mit Borarlberg und Dalmatien aus 
dem Staatsſchatze bisher zugefloffen find, nah Maßgabe der 
Bedürfniſſe, der Zeitumftände und der Möglichkeit auch allen 
anderen Ländern zu Gute fommen follen. Sollte diefer Antrag 
feiner Unterfiügung gewürdigt werben, fo ſtimme er für die 
gänzlihe Streihung des Abſatzes im Eomite-Berichte. 
Reichsrath Graf Hartig fand, daß die Debatte eine 
ſehr gefährliche Wendung nehme, indem der Grundjak auf: 
geftellt werden jolle, daß jedes Kronland — aller ſeiner 
inneren Bedürfniffe unmittelbar auf ſich ſelbſt beſchränkt werde 
und e8 unthunlich fei, einzelnen Provinzen aus Staatsmit- 
ten irgend eine Subvention zuzuführen. Dieſer Grundſatz 
jet gefährlid), weil er alle Länder, welche in der Civiliſation 
nicht genügend. weit fortgefchritten, und deren Tage nicht jo 
günftig fei, daß fie aus dem Boden und der Induftrie bedeu- 
tenden Nuten ziehen fünnen, ganz von dem Berbande der 


öfterreihishen Monarchie abzuwenden geeignet jcheine, In der 


Natur jeder Gemeinfchaft liege e8. ſich gegenfeitig zu unter 
fügen, und mit der Annahme des obigen Grundjates hebe 
man die Natur der Gemeinfchaftlichkeit auf. Dann ftehe aller- 
dings zu beforgen, daß die Anhänglichkeit folder Länder an 
Defterreih, die nicht in der glüdlihen Lage find ſich jelbft 
zu genügen, untergraben und eine große Indifferenz gegen 
den Berband mit der öfterreihifhen Monarchie oder vielleicht 
auch noch Schlimmeres hervorgerufen würde. Nach der Mei- 
nung des Redners wäre daher die bezüglicdhe Stelle aus dem 
Comite-Antrage ganz wegzulafien und dieſe Debatte ihrer 
möglichen gefährlichen Folgerungen wegen zu fchließen. 

Reichsrath Biihof Stroßmayer erkannte zwar die 
Gerechtigkeit des Satzes, daß jedes Land für feine eigenen 
Bedürfniſſe felbft zu ſorgen habe, an, glaubte jedod), daß von 
diefem Principe wegen der eigenthümlichen Verhältniſſe eini- 
an gen aus höheren Rüdfihten Ausnahmen ftattfinden 
müſſen. 

Dieß trete namentlich bei Kroatien, Slavonien und der 
Militärgränze ein. Das Militärgränz-Inſtitut ſei ein Inſti⸗ 


tut des ganzen Reiches, welches weſentliche Vortheile davon 


genieße. Es ſei alfo auch recht und billig, daß das ganze 
Reich in demſelben Maße, als es aus der Militärgränze 
Vortheile zieht, ſich gegen dieſelbe wohlthätig erweiſe. Was 
Dalmatien anbelange, fo müſſe Jedermann, der die geogra- 
phiſche Lage dieſes Landes betrachtet, anerkennen, daß es ſehr 
iſolirt und außer dem Bereiche jedes belebenden Verkehrs 
ſtehe, daß es alſo ſchon aus dieſem Grunde und durch die 
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Unfrudtbarkeit des Bodens nicht im Stande fei, die Lan- 
desbedürfniffe ans eigenen Mitteln zu beftreiten. Bon einem 
höheren Standpunkte aus fei es geboten, daß das Ganze zum 
Wohle der einzelnen Theile beitrage und ſich jeder Theil als 
en Beſtandtheil des Ganzen zu fühlen Urjache habe. Iſt 
gend ein Land außer Stande, ſich felbft zu helfen, fo habe 
es als Theil des Ganzen das Recht, auch) vom ganzen Lande 
Unterflügung zu verlangen, Wenn der Redner hier Dalma⸗ 
tten ganz befonders berüdfichtige, jo gefchehe dieß, weil die- 
18 Land ehemals im innigften Verbande mit Kroatien war 
und nur ungünftige äußere Verhältniffe und Einflüffe diefes 
naturgemäße, im mwohlverftandenen Interefje beider Länder 
gelegene, durch höhere Nüdfichten gebotene und im hiftori- 
ihen Rechte begründete Band gelöft haben, Er fei volllom- 
men überzeugt, daß dieſes Band früher oder fpäter zum 
Bohle beider Theile und zur Beſeitigung der angeregten 
lebelftände wieder erneuert werden wird; meßhalb er Dal: 
matten mit vderjelben Wärme zu vertreten fich gedrungen 
fühle, wie feine eigene Heimat, Der Redner faht fchlieglich 
ine Anficht dahin zufammen, es folle als Kegel anerkannt 
werden, daß jedes Land für feine "eigenen Bedürfniffe aus 
eigenen Mitteln zu forgen habe, wobei einerfeits jeder will» 
firlihen Behandlung begegnet werden müſſe, und anderer- 
its doc) die in der Eigenthümlichkeit einiger Provinzen 
gegründeten und durch höhere Rüdfichten gebotenen Ausnah- 
men berüdfichtigt werden follen. 

Sudem der Redner beifügt, daß ihm vieles auh im 

Eine der Aeuferung des Grafen Szecjen gelegen fcheine, 
felt er die genaue Formulirung feines Antrages der Ber- 
ſammlung anheim. 
Reichsrath Freiherr v. Lichtenfels: „Ich glaube, daß 
diefe Frage von außerordentlicher Tragweite if. Es handelt 
id hiebei nicht um eine einzelne Poſt, fondern um die Frage, 
wie die Autonomie der Länder zu verftehen jei. Wenn man 
den Grundſatz aufftellt, daß ans der Staatscaffe fein einzi- 
ges Land bejonders jubventionirt werden foll, jo würde dar« 
aus in letzter Auflöfung folgen, daß man die Einkünfte der 
einzelnen Ränder bejonders abminiftriren und die Verwaltung 
diefer Länder gänzlid) trennen muß. j 

„So wie aber jedes Land in verichiebener Richtung zum 
Bohle des Ganzen beiträgt, fo muß, wenn eine Provinz 
mehr als eine andere Provinz bedarf, ihr eine Unterftügung 
ms dem Staatsihate zufommen. Die Frage bat auf bie 
Einheit der Monarchie großen Einfluß und follte nicht vor- 
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eilig, fondern erſt dann in Betracht gezogen werden, wenn es 
zur Berathung der Schlußanträge des Komtte-Berichtes kommt; 
gegenwärtig fann ich) nur dem Antrage des Grafen Hartig 
eiftimmen, daß dieſer Abfat ganz aus dem Berichte weg. 
bleibe, weil er dem Begriffe der Einheit des öfterreichiihen 
Staates widerſpricht.“ 

Reichsrath Graf Auersperg beantragte hierauf, um den 
gegen die Tertirung geäußerten Bedenken gerecht zu werden, 
dem Sate: 

„Das Comits hielt jedoch am der Meinung feit, daß die 
Subventionirung einzelner Provinzen eine Unbilligkeit gegen: 
über den anderen involvire, und daß darauf hinzuwirken ſein 
werde, ven Staatsſchatz allmälich von diefer Laſt zu befreien” — 
folgenden Nachſatz anzufügen: „infoweit begründete Aniprüde 
und Griorbermifie einzelner Länder dadurch nicht beeinträchtigt 
werden.” 

Nachdem diefer Antrag von Seite der Berfammlung aus- 


reichende Unterftügung gefunden hatte, erhielt Reichsrath Krei- 
herr v. Sal votti das Wort, welcher fic) folgendermaßen aus: 


ſprach: 


Ich bin vollkommen überzeugt, daß, wenn man keine Aus⸗ 


nahme von dem Grundſatze zuläßt, welcher in dieſem Abſatze 


aufgeftellt if, man ber Auflöfung der einzelnen Provinzen ent- 
gegengeht. 


8 | 

‚ „Man darf die Gefhichteder Kronländer nicht vergeffen. Bad 
Tirol an materiellen Mitteln dem Staate nicht an die Hand 
geben kann, das bat es in moralifcher und politifcher Beziehung 


durch feine Opfer zur Erhaltung Defterreichs und zur Aufredt- 
haltung des großen Grundfaßes, auf welchen die Ruhe Europa's 
geftüßt ift, geleitet. Unmöglich kann man die materielle coge 
dieſes Landes hiernach vergefien und ihm aus den Staatsmitteln 
jene Aushilfe verfagen, die e8 fich nicht ſelbſt zu verichaffen ver- 
m 
t onders deßhalb angreifen, weil er auf einer vein materialifi- 
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Den im Eomite- Berichte ausgefprochenen Grundja muß 
e 
(den Baſis beruht. Nicht allein das Geld, nicht allein die 


enfhen machen die Kraft des Staates aus. Es gibt eine 
höhere Macht, und diefe ift die Aufopferung, die geiftige Durch⸗ 


dringung mit erhabenen Principien. Kein Land lan eine Ge 


Ihichte aufweifen wie Tirol. Im Jahre 1809 biutete es für 


bie Sache der Ordnung und, Defterreiche. Tirol, jenes arme 


Land, welches dem Staate nicht viel beitragen kann, ftand da 


mals allein da, um einem zu jener Zeit umüberwinbliden 


Herricher und den gefnechteten Völkern zu zeigen, daß ein Bolt 
ſich ſelbſt zu befreien vermag. 


En 
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„Diefes Land befit einen ſolchen Anſpruch auf Berlid- 
fhtigung von Seite des Staates, daß es nicht möglich wäre, 
den erwähnten Abfat des Berichtes Sr. Majeftät zu unterlegen, 
ohne für dasfelbe die nöthige Ausnahme zu beantragen. Was 
Dalmatien, Kroatien und andere ärmere Länder der Monarchie 
betrifft, fo darf auch fie die Staatsweisheit nicht außer Acht 
laſſen. Der ganze Staat if nur ein Aggregat von einzelnen 
lindern. Will man diefen die Selbfiverwaltung einräumen, 
jo darf man einen folhen Grundſatz doch nicht aus logiſcher 
Eonfeguenz bi8 zur Abjurbität verfolgen. Graf Szecfen 
ielhft hat anerkannt, daß der Abſatz des Comitö-Berichtes durch 
einen Beifaß zu mildern oder anders zu ftellen wäre. Mit 
dem dom raten Auersperg beantragten Zufate jheint mir 
nicht geholfen zu fein, weil der Sat, daß es umbillig fei, ein- 
zeine Provinzen zu fubventionivren, an fi nicht richtig ift. 
Es fol vielmehr gleich im Eingange diefes Abſatzes die Billig- 
fit anerfannt werben, daß dort, wo in einzelnen Ländern 
ſpecielle Berhältniffe eintreten, die für eine Subventionirumn 
brechen, diejelbe diefen Ländern nicht entzogen werbe. % 
beantrage daher, nach den Worten „das Comits hielt jedo 
an der Meinung feft, daß“ die Worte einzufchalten: „infoferne, 
nicht befondere Berhältniffe eintreten, die Subventiontrung 
u “ 


Reichsrath Graf Szechen: „Im Hinblide auf die jehr 
nötigen Bemerkungen des Herrn Reichsrathes Freiherrn v. 
tihtenfels und des Herrn Grafen Hartig erlaube ich mir 
die individuelle Anficht anszufpredhen, daß es nicht in der Ab- 
fht des Comitoͤs gelegen war oder fein konnte, die wichtige 
Principienfrage der Autonomie der Länder durch feinen An- 
trag auf irgend eine Weile zu präoccupiren. 
„Sowie ich es ſtets für nöthig fand, mich gegen jeden 
Berfuch zu erflären, diefer Principienfrage irgendwie borzu« 
greifen, ebenfo glaube ich, daß dieß auch die Pflicht eines jeden 
andern Mitgliedes fei. 
„Das Komits hat ja feine Anträge auch in dem vor⸗ 
fegenden Falle nır vom Standpunkte des jegt beftehenden 
Aminiftrations- Syftems vorgebracdht, welches dem Staats⸗ 
deranichlag zur Grundlage dient. 
„Nachdem ich aber zufolge der im Berlauf der Discuffton 
vorgebrachten Bemerkungen nicht verkennen kaun, daß die For⸗ 
miſirung des Eomites in den betreffenden Ländern Beſorg⸗ 
niſſe hervorrufen könnte, nachdem ich ferner felbft in der For⸗ 
mfirung des Herrn Grafen Auersperg, der ich übrigens 
bolllommen beiftimme, noch feine genügende Beruhigung für 
18* 
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Berichtes anknüpfen ſolle. Uebrigens jet er Hinzu, daß es 
wohl feiner Provinz einfallen könne, aus dem Tandesfonde 
einer andern Provinz eine Unterftügung zu fordern, daß fidy 
aber eine ſolche aus dem allgemeinen Staatsihage nicht 
abweifen laffen dürfte. 

Reichsrath Graf Barköczy fand die natürlichfte Auf- 
klärung über die Entftehung der ganzen Streitfrage in der 
vom Reichsrathe Dr. Straffer erwähnten Incamerirung einer 
Umlage in Tirol. Hätte diefe Imcamerirung nicht in ver- 
ſchiedenen Formen überall flattgefunden, fo wäre das Ber- 
mögen des Landesfondes in jedem Lande genügend zu deffen 
Ausgaben. 

Die Staatsfubvention werde aljo überflüffig, jobald die 
Autonomie der Länder in’s Leben tritt, da die Landesvertre⸗ 
tungen dann auch die Berwaltung ihrer Sonde wieder zurüd- 
fordern und erhalten müfjen. In der Incamerirung einerjeits 
und den Staatsfubventionen andererjeitS Tiege ein circulus 
vitiosus, 

Nachdem der Bice-Präfidentv. Szögyényi über Auffor- 
derung Sr. Tail. Hoheit des durchlauchtigſten Herrn PBräfi- 
denten die einzelnen vorliegenden Anträge, namentlich jenen 
des Freiherrn v. Schaguna, des Grafen Auersperg, 
des Grafen Szecien, des Dr. Hein, endlich des Grafen 
Hartig überfihtlich aufgezählt hatte, erflärte Graf Hartig, 
daß er fih nicht einmal zur Annahme des Antrages des 
Herrn Dr. Hein verftehen könnte, weil diefer no die Wohl- 
thätigleitsanftalten von jeder Unterftügung des Staates im 
voraus ausichließen würde, was in den ärmeren Rändern der 
Monardie gewiß keinen günftigen Eindrud machen könne. 

Reichsrath Graf Clam ſchlug hierauf vor, die Zufag- 
anträge des Dr. Hein und der Grafen Szecien und 
Auersperg zu combiniren und alle drei Anträge vereinigt 
anzunehmen, wogegen Dr. Hein nichts zu erinnern fand und 
aud Graf Hartig uihts eimwendete, wenn nur die Wohl- 
thätigleitsanftalten von ber Staatsunterffügung nicht ausge- 
ſchloſſen werden, da die Aufftellung eines ſolchen Grundjages 
gewiß bedenklich wäre. 

Neichsrath Freiherr v. Lichtenfels erklärte, nad) allen 
dieſen Tertirungsanträgen unbedingt dem urſprünglichen An- 
trage des Grafen Hartig auf Streihung des Abfages im 
Comite-Berichte beizutreten. Bon Wohlthätigkeitsanftalten 
müfje bei genauer Erwägung dasjelbe gelten wie von ande- 
ren Infituten, und eine Provinz könne möglicherweife fo arın 
fein, daß fie jelbft ihre MWohithätigkeitsanftalten aus eigenen 
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Mitteln zu erhalten nicht vermöcte, in welchem alle bie 
a ontzung eben fo nothwendig würde, wie in anderen 
en, 
Reichsrath Graf Andräfi a frag fih für die combinir- 
ten Anträge der NReichsräthe Dr. Hein, dann der Grafen 
Auersperg und Szecjen aus, 

Der Eultusminifter Graf Thun: „Ich ſpreche nicht im 
Kamen des Gefammtminifteriums, auch nicht als Borftand 
meines Departements, jondern es drängt mich als Glied der 
Regierung darauf aufmerffam zu machen, wie bei viefer 
Kertirung ein Gedanke ausgedrüdt erfcheint, der meinen Ge- 
fühlen durchaus widerftreitet. Der ganze Zuſammenhang des 
Abſatzes iſft Do der, daß das Comité auf gewiſſe Subven- 
tionen aufmerffam gemadt, der Minifter des Innern aber 
hervorgehoben hat, wie diefe Subventionen fpeciell begrün- 
det jeien, umd zwar die einen dur gewille Rechtsverhält- 
mfe, die anderen durch die Billigkeit und die Rückſicht auf 
die Armuth eines Landes, dejien erbienfte Reichsrath Baron 
Salvotti in eimer fehr berüdfihtigungswäürdigen Weife 
hervorgehoben hat. 

„Meiner Meinung nad) liegt in ber Zertirung diefes 
Abſatzes wirklich eine Unbilligkert, infoferne derſelben der 
Gedanke zu Grunde liegt, daß es an und für fih zu 
vermeiden wäre, aus den Staatsmitteln einem einzelnen 
Zande ſelbſt dann Hilfe zu leiften, wenn es diefer Hilfe noth- 
wendig bedarf. 

„Diefe Negation ift eine meinen Gefühlen geradezu wi- 
derfireitende und ich möchte die hohe Berfammlung darauf 
anfmerffam machen, ob es nicht möglich wäre, dieſelbe zu 
vermeiden. Es kann ja nicht die Meinung der hohen Ber- 
ſammlung fein, es für alle Zukunft und unter allen Umftän- 
den für unzuläffig zu erflären, daß aus Rüdfichten der Bil- 
igleit einzelnen Ländern aus Staatsmitteln geholfen werde, 
md denfelben die Hoffnung zu nehmen, daß, wenn ihre 
Bevölkerung treu zum Reiche gehalten hat, fie auch unter 
gewifien Bedingungen für ihre Treue Hilfe erwarten können.” 

Die Neichsräthe Graf Hartig umd Freiherr von Sal- 
dotti erflärten, beider Entwidlung ihrer Anfihten von eben 
dieſem Gedanken ausgegaugen zu fein. Der Leßtere erwähnte 
ah insbefondere, daß er aus dem Eomitd-Antrage die Er- 
wähnung einer Unbilligfeit der Subventionen entfernt jehen 
möchte, Ohne felbft einen Antrag formuliren zu wollen, habe 
er bereits angedeutet, daß höhere Rückſichten die Möglichkeit 
md Billigleit der Subventionen begründen können, mögen 
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„Ih ſtimme daher für den ComitE- Bericht mit den von 
Dr. Hein, dann den Grafen Auersperg und Syecien 
beantragten Zufägen.“ 

Nachdem hierauf Reihsrath Graf Hartig fich gegen jede 
Zumuthuug, ale könnte in feinem Antrage eine Verdächtigung 
des Comites gefunden werden, verwahrt hatte, ergriff Bice- 
Präfident Szögyenyi das Wort zu folgender Aeußerung: 
„Die Anfiht, daß die einzelnen Länder der Monarchie im 
Allgemeinen unter gewiffen Umftänden eime Subvention aus 
Staatsmitteln anzuſprechen beredtigt find, und daß dieſe Be⸗ 
rehtigung fi ſowohl auf die Wohlthätigkeitsanftalten als 
auch auf andere Landesanftalten erftrede, theile ich volllom- 
men. Wenn die in der pragmatifhen Sanction begründete 
Einheit der Monarchie fordert, daß alle Theile derjelben un⸗ 
zertrennlih beifammen bleiben, fo muß fie noch vielmehr 
fordern, daß jeder diejer Theile auch beſtehen könne. Wenn 
alſo die einzelnen Theile die nöthigen Mittel für ihre geiflige 
und phyſiſche Eriftenz aus ſich ſelbſt aufzubringen wicht im 
Stande find, fo liegt es nur im Geifte der Einheit der Mon- 
archie und der dieferbe begründenden pragmatiihen Sanction, 
daß die Mittel hierzu den Geſammtkräften aller übrigen Län- 
der entnommen werden. Ungeachtet der volllommenen Rid- 
tigleit dieſes Satzes ift es aber doch höchſt wünſchenswerth, 
daß die einzelnen Länder ihre geiftigen und phyfiihen Bedürf⸗ 
nifle ſoweit als möglih aus ihren eigenen Mitteln beftreiten. 
Dahin zu fireben, daß dieß erreicht werde und es von dem 
entgegengejegtten Borgange abfomme, ift mit der Einheit der 
Monarchie und den darauf bezüglichen Grundfägen ganz wohl 
vereinbar. Ich würde daher aus dem vielbeſprochenen Co⸗ 
mite-Abjage nur dasjenige weglaffen, was mir eine Art 
Härte zu enthalten fcheint und in dem Ausdrude liegt, daß 
die Subventionirung einzelner Provinzen eine Unbilligfeit 
den anderen gegenüber involpvire. 

„Rah meinem Antrage hätte der bezügliche Sat einfad 
fo zu lauten : 

„„Das Comité ift jedoch der Meinung, daß darauf Hin- 
zuwirken fein werde, den Staatsſchatz allmälich von dieſer Laft 
zu befreien.““ 

„Der Nachſatz wäre dann nicht nöthig. 
„Es wird nicht beftritten werden fünnen, daß dieles Ziel 
ein anftrebenswerthes ift, was aber nicht ausſchließt, daß in- 
foferne ein Land feine Bedürfniffe aus eigenen Mittelu zu be- 
ftreiten nicht im Stande ift, demjelben aus dem Zufammenflufie 
der Kräfte aller Länder die nöthigen Zuſchüſſe gewährt werden.“ 
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Reichsrath Baron Salvotti: „Ich möchte mir nur er- 
lauben bier den Eindrud zu fchildern, welchen eine foldhe 
Siylifirung auf mich madt, und wie ich glaube auch auf 
Andere, die fie lejen, machen dürfte. 

„Dieſer Eindrud ift jener der Sleichgiltigkeit gegen hö- 
here Bedürfniſſe. Das Miniftertum Hat ſelbſt ſchon erklärt, 
daß es diefe Subventionirungen nicht willkürlich verabfolgt 
habe, fondern hierbei durch die Verhältniffe und Bebürfnifie 
der begüglichen Länder geleitet worden jei. Trob dieler Aeuße⸗ 
rung hält fi) das Comite davon nicht überzeugt, jondern 
meint dahin wirken zu follen, den Staatsſchatz von diefer Laſt 
zu befreien. Im meinen Augen find aber dieje Subventionen 
feine Laften, fondern Ausgaben, welche fich hundertfach ver- 
sinfen, indem fie die Liebe und Anhänglichkeit der einzelnen 
känder wach erhalten. Bon diefer Idee jollte fi) nach meiner 
Neinung auch der hohe Reichsrath leiten laffen und fich hier- 
über ausſprechen, damit die Länder willen, daß fie bei dieſem 
von Sr. Majeftät zufammenberufenen Körper eine Stüße 
finden. Ich beantrage daher, daß entweder, wie Reichsrath 
Eraf Hartig meint, das Comité ſich mit der Aenferung der 
NMinifter zufriedengeftellt erkläre , vorbehaltlich der großen 
Frage, wie die möglichen Mißbräuche zu verhüten wären, 
oder, daß der ganze Abfat aus dem Berichte weggelaflen werde.“ 

Neichsrath Baron Lichtenfels bemerkte, der Reichsrath 
habe die Weberzeugung gewonnen, daß der von dem Komite 
aufgeftellte Grundſatz —2 der Subventionen nicht richtig 
und daß von dem Minifterium bei der Subvention für Oeſter⸗ 
reich unter der Enns, Tirol mit Vorarlberg und Dalmatien den 
richtigen Grundſätzen nicht entgegen gehandelt worden iſt. Bei 
diefer Ueberzeugung entialle die ganze Beanftandung der Poft 
von 615,900 fi. für Zuſchüſſe des Staatsſchatzes zu deu 
Bohithätigkeitsanftalten der erwähnten Provinzen und es 
linnte daher der ganze zur Berathung vorliegende Theil des 
Eomite-Berichtes von den Worten an : „einer bejonderen Erör- 
terung wurde“ bis „beichränfen zu follen“ wegbleiben. Hier⸗ 
duch würden fogleih alle Debatten über den allgemeinen 
Srundfaß ſowohl, als defien nähere Präcifirung entfallen. 

Reichsrath Graf Elam: „Wenn der hohe Reicherath über 
den ganzen Punkt binmweggehen will, jo ift dieß allerdings das 
Einfachfte. Nur muß ich über denfelben noch erwähnen, daß 
bier immer nur von Tirol und Dalmatien gefprodhen worden 
iR, daß aber diefe Länder nicht die einzigen find, welche Sub- 
ventiouen genießen, ſondern daß der bei weitem größte Theil 
derfelben auf Niederöfterreich entfällt. Bezüglich diejes Landes 
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het das Minifterium des Innern die Anſicht ausgeſprochen, 
daß die Wohlthätigkeitsanſtalten dafelbft entfchieden aus dem 
Rahmen der Tandesanftalten heraustreten und auf das ganze 
Neich ihre Wirkſamkeit erftreden. Zugleich hat das Miniſte⸗ 
rium erflärt, daß es im Werfe ſei, die Subvention für dieſes 
Land allmälig herabzumindern, und daß dieſelbe fchon jetzt 
nur mehr zwei Drittel des früheren Betrages ausmadt. Es 
wurde alfo anerfannt, daß durch diefe Subvention die übrigen 
Provinzen mehr als billig belaftet morden find und daß diele 
Belaftung erſt jebt auf das gehörige Maß zurüdgeführt wer. 
den fol. Weiter erlaube ich mir die Aufmerkfamfeit der hohen 
Berfammlung auf die Entftehung diefer Subventionen zu Ienfen. 
Bis zum Jahre 1848 und noch einige Jahre weiter hin wur⸗ 
den die Wohlthätigfeitsanftalten der einzelnen Länder aus dem 
Staatsſchatze dotirt und erft im Jahre 1850 oder 1851 die 
Landesfonde errichtet, auf welche der Unterhalt folcher Anftal- 
tenim Allgemenen überwiefen wurde. In den mehrermähnten drei 
Ländern wurde aber hievon eine Ausnahme gemacht und dem 
Steuerfädel der übrigen Länder zugemuthet, die Erhaltung®- 
foften für jene zu tragen. Wenn ich nun and) anerfenne, daß 
biefer Borgang gegenüber einzelnen Provinzen, wie Tirol und 
Dalmatien, volllontmen begründet fein mag, jo kann ich doch nur 
im Allgemeinen dem Ausfpruche beipflichten, daß es nur zu leicht 
zu Unbilligfeiten führen fönnte, um jo mehr, jo fange derlei Gegen: 
ftände im Innern der Bureaur abgewidelt würden, wo niemand 
anderer über die Art und Weife, wie die Auslagen zu deden 
feien, mitzufprechen hat. So kommt e8, daß Spitäler oder 
Srrenhäufer in einem Lande gegründet werden, deren Koften 
biefes Land zu fehr belaften und dann allen übrigen Provinzen 
aufgebürdet werden, fo daß beifpielsweile Dalmatien zu einem 
Srrenhaufe in Tirol beitragen mußte, ungeachtet Dalmatien 
für feine eigenen Anftalten einer Subvention bedarf. Wäre 
hier das Correctiv der Landesvertretungen ſchon im’s Leben 
getreten und könnten diefe jelbft ihren Einfluß darauf nehmen, 
welche Auslagen beftritten und wie diefelben gededt werben 
follen, dann wären alle erhobenen Bedenken mit einem Male 
befeitigt. So lange aber die uncontrolirte und ungeregelte Thä⸗ 
tigfeit der Behörden die Beitragspflicht der einzelnen Länder 
beftimmt, ift es nothwendig, den im Comite-Berichte ausge 
drüdten Grundfag auszufprechen, um eimer leicht möglichen 
Unbilligfeit zu begegnen, welche übrigens dort ohnehin nicht 
eintreten kann, mo berechtigte und gegründete Anſprüche ein⸗ 
zelner Länder vorliegen. 
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„Sa teinem Falle könnte ich mich der Anficht anfchliegen, 
daß der Reichsrath der im Berichte angeführten Aeußerung des 
Pinifteriums beiftimme, weil dieß nach meiner Anſicht die 
Kompetenz des Reichsrathes überfchreiten würde, Es erübrigt 
daher nur die Alternative, entweder nah dem Antrage des 
Herrn Borredners die ganze Poſt zu übergehen, oder wenn 
dieß nicht befiebt würde, die combinirten Zufakanträge ber 
Grafen Auersperg und Széeſen, dann des Dr. Hein 
anzunehmen. In feinem Falle Scheint e8 mir am Plate, die 
höheren und weittragenden Momente bier mit einem folchen 
Nachdrucke zu betonen, als ob der Comite-Antrag eine Beein- 
trächtigung jener wichtigen Intereſſen bezwecke, für welche wir 
Ale einftehen.” 

Reihsrath Freiherr von Lichtenfels erwähnte nod, 
daß auch bezüglich Niederöfterreich® anertannt werden müfle, 
8 jei fein Grund zur Entzichung der Subvention vorhanden, 
indem diefe auch Hier durch beiondere Verhältniffe gerechtfer- 
tigt werde. Es bleibe alſo richtig, daß fein Anlaß zur Bean- 
Randung der erwähnten Poſt vorliege, weßhalb über viefelbe 
um fo leichter weggegangen werden könne, als durch die be» 
borftehende Einführung der Landesvertretungen in der Folge 
alle Beforgniffe werden behoben werben. 

Hierauf forderte Se. k. Hoheit der Herr Reich Srath 8- 
Bräfident Diejenigen Mitglieder der Verſammlung, welche 
für die Annahme des von dem Neichsrathe Freiherrn von 
tihtenfels geftellten Antrages auf Weglaflung des ganzen 
Abfages über die Poſt von 615,900 fl. aus dem Komite- 
Berichte fiimmen, ihre Meinung durch Aufftehung zu erkennen 
ju geben, wornach fich die überwiegende Vichrheit der Anmwe- 
Inden erhob und der Antrag ſomit angenommen wurde. 
WUeber Aufforderung des durdjlaudhtigften Herrn Präftdenten 
dr Reichsrath Graf Clam mit der Lefung des Comite- 
Berichtes fort, wie folgt: 

„sn gleicher Beile mußte auch bei der Rubrik Landes 
cultur die Poft von 89,425 fl., welche durch die Forftpolizei 
und Beförftung lediglich für Tirol in Anjprud) genommen 
wird, hervorgehoben werben. 

„Es find in diefer Poft die Koften der Forftanffiht im 
irariichen Wäldern, fo wie aud in Privat» und in Commu⸗ 
nalforften enthalten. 

„Das Eomite fand fi) zunächſt beſtimmt, ſich dafür aus⸗ 
zuſprechen, daß diefe zwei Kategorien getrennt, die erftere in 
mes Bräliminare übertragen werde, welchem  diejer: Zweig 
der Berwaltung zugewieſen ift, bei der leteren aber nicht nur 
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die NReftringirung auf das Maß frengfier Nothwendigkeit ei- 
nerjeits durch Reducirung des mit 6825 fi. beköftigten Forft- 
departements der Landesftelle, andererieits durch Auflafjung 
jener Förftereien eintrete, weldde dur Private oder Commu- 
nen — einzeln oder durch mehrere gemeinfchaftliche verfehen 
werden können, — fondern daß überdieß vorgedacht werde, 
auch diefen Zweig des öffentlichen Dienftes feinerzeit der 
GSelbfiverwaltung des Landes zu übergeben. 

„Auch in diefem Punkte hat der Herr Minifter feine Ueber- 
einftimmung mit der Anftcht des Comites ausgelprochen.“ 

Reichsrath Wohlwend erklärte, daß der Comite-Antrag 
ganz im Sinne der Bevölferung von Tirol und Vorarlberg 
liege, welcher die Förftereien nur aufgedrungen worden feien, 
daher er demfelben beipflichte. 

Reichsrath Graf Hartig ift gleichfalls mit diefem An— 
trage einverflanden und weifet zugleich auf die Unzweckmä⸗ 
Bigfeit eines für das ganze Reich geltenden Forftgefetes hin. 
Leider beftehe dasielbe bereits und fei in feiner Ausführung 
in vielen Provinzen eben. unmöglich, im anderen aber gewiß 
nur ſehr ſchädlich. Er jchlage daher por auszufprechen, daß 
die Forſtgeſetze Ipeciel nach dem verjchiedenen Kronländern 
eingerichtet werden mögen. 

Reichsrath Freiherr v. Salvotti flimmte diefem Bor: 
fchlage bei. 

Reichsrath Graf Elam bemerkte, daß der ganze Abſatz 
fi) nur auf Tirol beziehe, von anderen Provinzen nicht die 
Rede jei und fich daher faum ein Anlaß zu einem Antrage in 
Bezug auf andere Provinzen ergebe, worauf Reichsrath Gral 
Hartig erwiderte, daß es fih um Auflaffung der Förftereien 
handle und daß, wenn das Forſtgeſetz in's Neben tritt, deß⸗ 
halb Bezirksförfter aufgeftellt werden müffen, weil es fo fehr 
in's Detail gehe und die freie Schaltung in der Waldeultur 
dermaßen beichränfe, daß ohne Forftbeamte das ganze Belek 
nicht durchführbar und daher illuforiih wäre. 

Nachdem auc noch Reichsrath Eonte Borelli der Be 
mertung des Comite-Berichtes beigetreten war, fchloß fi 
Fürft Salm der Aeußerung des Grafen Hartig ar, indem 
er beifügte, daß die Staatsauffiht über die Privatforfte für 
den Staat nur nachtheilig fei, weil fie eine Menge unnöthiger 
Schreibereien hervorrufe, ohne auch nur eine einzige Klafter 
Nachwuchs zu erzielen. 

Das Privatintereffe habe bis jegt noch immer das meifte 
für die gute Bewirthſchafiung im Forſtweſen und die Auf- 
forftung gethan, und das Princip, die Privatforfte zu über 
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wachen, fei nicht einmal in allen Provinzen durchführbar. 
Uebrigens behalte fich Der Redner vor, am geeigneten Platze 
tiefer un den Segenfan einzugehen. 

Reiherath Graf Barköczy hielt das Forfigefet greid. 

halls für unzwedmäßig und meinte, daß der geeignete Anlaß 
zu deſſen Erörterung gerabe bei dem vorliegenden Abfae des 
Eomite-Berichtes gegeben fei. 
Reichsrath — Clam hob hervor, daß es ſich hier um 
die zdige Provinz handle, in welcher auf Grund des Forſt⸗ 
geſetzes bereits Verfügungen getroffen worden ſind. Gegen 
dieſe letzteren ſei die Kritif umd die Bemerkung des Grafen 
Hartig gerichtet. Auch fei hier die einzige Stelle im Be- 
richte, wo der Gegenftand ziffermäßig berührt wird. Anden⸗ 
tungen über das Forſtgeſetz im Allgemeinen zu machen, fcheine 
mt begründet, fo lange nicht ausgefprochen ift, daß es ſelbſt 
m Tirol fi) nicht ale zwedmäßig erwiejen habe. 

Nachdem von feiner Seite eine weitere Bemerfung vor- 
fm, wurde der gelefene Abjat des Comite-Berichtes als 
genehmigt angefehen. 

Hierauf erklärte Se. k. Hoheit der durchlauchtigſte Herr 
lrnog ReihsrathHs-Präfident die Sigung als ge- 

offen. 
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Nachdem Se. kaiſ. Hoheit der durchlauchtigſte Erzherzog 
Keichsraths⸗Präſident die Situng eröffnet hatte, erbat 
ih Reihsratt Manager das Wort zu den nachftehenden 
Bemerlungen: 

„Ian dem in der geftrigen „Wiener Zeitung“ über die 
Rebente Sitzung des hohen verftärkten Reichsrathes abgedruckten 
Prototolle haben fich einige Unrichtigkeiten eingefhlihen, und 
ıh erlaube mir daher, diejelben Fler] mitzutheilen und 
daran die ergebenfte Bitte zu knüpfen, daß fie in dem Proto- 
tolle berichtigt werden mögen. Es heißt nämlich auf der erſten 
Seite, dritte Spalte, Zeile 9: „die Sächſiſchen Siebenbürger 
erfreuten ſich“, während es heißen joll: „erfreuen ſich“. Werner 
fehlt bei dem Worte: „Angelegenheiten das Wort: „inneren“, 
es fol nämlich heißen: „inneren Angelegenheiten“. Dann iſt 
weiter ein umrichtiger Ausdrud gebraudht worden. Es heißt: 
„des Romanifch-tatholifhen Schulfondes,” während es heißen 
Ill: „des Latholifchen Religions- und Schulfondes“. Ferner 
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Zeile 46 ftatt: „beließ er noch überdieß die katholiſche, nicht 
aber die evangelifhe Kirche im Fortgenuſſe der Zehnte“ 
fol e8 heißen: „ließ der Staat die evangeliſch⸗Sächſiſchen 
Gemeinden in Siebenbürgen aud) nad) der allgemeinen Auf- 
laſſung der Grundlaften ohne Entſchädigung bis zum Jahre 
1857 und gewährte der evangeliihen Landeskirche in Sieben- 
bürgen für den Entgang der Zehente nur jo geringe Bergütung 
u. ß w.“, was gerade das Gegentheil von demjenigen iſt, was 
in dem Protokolle engetührt murde.“ 

Reichsrath Graf Szecien: „ALS einer der Revidenten 
des Protofolles erlaube ich mir die Bemerkung, daß es faft 
an die Unmöglichkeit gränzt, ähnliche Kleine Unrichtigkeiten 
ganz zu vermeiden. Ich Tann 5. B. den Herrn Borredner 
darauf hinmeifen, daß bei einer meiner Aeußerungen in ber 
„Wiener Zeitung“ tro meiner Gegenwart fi) dag Wort: 
„Ipeciell” eingefolichen hat, obwohl es mit dem Nachfolgenden 
nicht im Einklange fteht. Aehnliche Irrthümer widerlegen fich 
von felbft und der Leſer corrigirt diefelben mehr oder weniger 
in der Lecture. Ich erlaube mir feine Einwendung gegen den 
Wunſch des Herrn Reichsrathes Maager, glaube aber auf 
die ungeheuren Schwierigfäten hinweiſen zu müflen, welche 
fi) der Berification der Protofolle und der Beröffentlihung 
derjelben entgegenftellen würden, wenn jeder ähnliche Kleine 
Satz Gegenftand einer Berichtigung in der Sigung werden 
follte, und erlaube mir den Borfchlag zu machen, daß die— 
jenigen Mitglieder, welche eine Cinwendung vorzubringen 
haben, diejelbe gefälligft der Berifications- Commilfion mit- 
theilen wollen, welche ſie bei dem betreffenden Paſſus ein- 
reihen und den nädjften Tag in der „Wiener Zeitung” zur 
Beröffentlihung bringen wird.“ 

Sämmtlihe Herren Neichsräthe ftimmten diefem An- 
trage bei. 

Ueber Aufforderung Sr. Tail. Hoheit nahm hierauf Reich®- 
rath Graf Elam- Martinit als Berichterftatter den Vortrag 
des Komite-Gutachtens über da8 Budget des Minifteriums 
des Innern wieder auf, wie folgt: 

„Rücdfichtlic des Aufwandes für die geologiiche Reichs- 
anftalt wurde dem Comite die Mittheilung, daß durch die in- 
zwifchen erfolgte Aufhebung der Selbftftändigfeit diefes In- 
Kane eine Erſparung von circa 18,000 fl. erzielt werden 

te. 

„Nachdem diefe Aufhebung bereits ausgeſprochen und als 
abgeichlofjenes Factum anzufehen ift, jo glaubt das Comité 
in eine weitere Würdigung diefer Maßregel nicht eingehen und 
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nur den Antrag ftellen zu jollen, daß die zur Bollendung der 
geologifchen Aufnahme der Monardhie erforderlihe Dotation 
auch ernerbin unverfürzt angewiejen, die Anftalt felbft aber 
nicht der Afademie der Fiffentihaften, fondern der zur oberften 
feitung der MontansAngelegenheiten der Monarchie berufenen 
Behörde unterftellt werden möge.” 

Reichsrath Graf Andraͤſſy: „ES handelt fich hier um 
eine Eriparniß von 18,000 fl. Nachdem diefer Gegenftand in 
dem Comite nicht zur Sprache gebracht wurde, fo erlaube ich 
mir die Bemerkung zu machen, daß id) jehr bejorge, diefe Er- 
ſparung von 18,000 fl. fei von weit geringerem Werthe als 
der Schade, der dadurch verurfadht würde. Ich bin weit da- 
von entfernt, den Werth des Geldes zu verfennen, allein wir 
And noch nicht dahin gekommen, daß das Geld der Nepräfen- 
tat aller Werthe, nämlich auch der moralijchen Werthe wäre, 
ud ich bin der Anficht, daß es gottlob noch jehr viele Dinge 
sit, die nach der Meberzeugung der Mehrheit der Menſchen 
2 höheren Werth haben, als das Geld. Dieß hat Bezug 
uf Einzelne wie auf Staaten, und ich betone es, inebejondere 
ud auf die öfterreihiihe Monardie, troß ihrer großen 
Finanzbedrängniß. 

„Es wird hier gejagt: daß die zur Vollendung der geolo- 
sihen Aufnahme der Dlonardie erforderliche Dotation auch 
kmerhin unverfürzt angewiejen werde. Die erfte Bemerkung, 
eich an diefen Sat knüpfe, ift, daß bier ſchon principiell 
te Aufhebung der geologischen Reichsanftalt ausgeſprochen ift, 
während ich die Behauptung aufftelle, es jei rein unmöglich, 
daß diefes Inſtitut jemals feine Arbeiten ganz vollenden Tünne. 
An und für fich ift fchon jede Biffenfgatt unerſchöpflich, um⸗ 
mehr, wenn es ſich, wie bei derjenigen, von welcher wir 
Iprehen, darum handelt, fie in das praktiſche Leben einzuführen. 
Die geologifche Neichsanftalt wird ihre Aufgabe nie beenden 
Innen, denn mit dem Kortjchreiten der Wiſſenſchaft und ihrer 
Irheiten werden ihr immer noch mehr Aufforderungen zugehen, 
die letzteren mehr und mehr in’8 Detail zu verfolgen, auf 
welchem Wege allein fie endlich auf Grund der wifjenjhaftli- 
hen Erhebungen in die einzelnen Crzlagerftätten eindringen 
tun, Nur dann wird fie, natürlich wenn fie fortbefteht, exft 
tht ihre Aufgabe zu löſen im Stande fein, indem fie fid) dem 
vergbaue an die Seite ftellt. 

„Die zweite Bemerkung ift die, daß, wenn der im Komite- 
terihte enthaltene Sa fo bleibt, wie er ift, die geologijche 
Keihsanftalt felbft während der kurzen Dauer ihrer Eriftenz 
außer Stande fein wird, ihre Aufgabe zu löfen. 
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„Sch bitte nur den einzigen Moment ihrer Ueberfiedlung 
in's Auge zu faffen. Ohne Zweifel wird der erfie Schritt 
zur Erfparung der fein, daß fie aus den ſchönen, lichtvollen 
Räumen des fürftlich Liechtenftein’fhen Palais im traurige, 
verödete Bureaur verlegt werden wird. Es ift allerdings mög- 
dh, in fehr Heine Räume die ſchönen Sammlungen zuſam⸗ 
menzudrängen, aber wie würde die Art der Aufitellung und 
fomit auch die Möglichkeit der Benützung dabei leiden? So 
eriftirt dort ein fehr prachtvolles Eremplar eines urweltlidhen 
Damhirſches, das in einzelne Knochen zerlegt zwar in einer 
Heinen Kifte Plaß fände, aber dann eben ſich nicht mehr 
als dasjenige fände, was es wirklich if. Ebenfo dürfte 
es möglich jein, die 60,000 Erzſtufen wie die Buufieine klafter⸗ 
weiſe zuſammen zu ſchichten, wo ſie zwar untergebracht wären, 
aber Niemanden Nutzen bringen. Ich habe an maßgebender 
Stelle gehört, daß dieſes nur probeweiſe auf ein Sabre ange- 
ordnet werden fol; allein tft einmal eine ſolche Weberfteblung 
erfolgt, jo frägt es fich, ob je eine zweite Weberfieblung ftatt- 
finden könne, oder ob aud) ein anderes Locale wieder . aufzu- 
finden fein. Es ift diefes eine halbe Maßregel, die, ich bejorge 
ſehr, wie alle halben Maßregeln Niemanden nützt; während, 
wenn man meiner Ueberzeugung nach das Erforderliche zwar 
mit Ueberlegung, aber mit voller Hand fpendet, der Zweck er- 
reiht wird. MWeberhaupt iſt e8 der Geift, der ein Inſtitut 
belebt, es ift die Treudigfeit der Mitglieder, mit welcher fie 
an ihre Arbeiten gehen, was den Zweck erreichen hilft. Nun 
frägt es ſich aber, ob eine foldhe Maßregel geeignet wäre, den 
vorhandenen guten Geiſt zu erhalten und die Freudigteit zu 
erhöhen? 

„Die geologiſche Reichsanftalt ift eines der interefjanteften 
und geobartigften Anftitute Oeſterreichs. Durh Se. Majeftät 
den Kaiſer im Sahre 1849 geftiftet, Hat diefe Anftalt während 
der kurzen Dauer ihrer Eriftenz unter der Leitung ihres jehr 
verbienftvollen VBorftandes, des Hofrathes Haidinger, nidt 
nur allen gerechten Erwartungen ent|prochen, ſondern diefelben 
noch übertroffen. Der größte Theil der Monarchie tft bereits 
erforſcht; die geologijhen Karten find mit größter Sachkennt⸗ 
niß verfertigt; von allen Durhforiäungen wurden Mineralien 
eingefammelt. Dieſe — mehr als 60, Stüde — find fyfte 
matifh geordnet und über 500 fleine Sammlungen ans 
Doubletten zufammengeftellt, die dazu verwendet werden, mit 
dem Auslande einen Austauſch zu bewirken oder an die Lehr⸗ 
anftalten unentgeltlich vertheilt zu werden. Es befteht ein 
chemifches Laboratorium, in welden die merfwürdigften dieſer 
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Mineralien unterfuht werden, und ich muß erwähnen, daf 
gerade in diefem Laboratorium die Zugutebringung der Erze 
auf naffem Wege, von welcher man ſich jet ın der Hütten- 
welt eine fehr große Zukunft verfpricht, zuerft verfucht und 
durchgeführt worden ift. 

„Endlich find zehn Bände Jahrbücher nnd drei Bände 
Znjanblungen ber Deffentlichkeit übergeben worden. Es befteht 
ein reger, Lebhafter Verkehr zwifchen der geologiſchen Reichs- 
anſtalt und der wiflenjchaftlihen Welt, welche diejes Inftitut 
mit reger Aufmerffamfeit verfolgt. England, Frankreich, 
Preußen, mehrere der freien Staaten Nordamerika's vermen- 
den große Summen zu folden Zweden; ich glaube, es iſt 
eine Ehrenſache für die Monarchie, dieſes Inftitut fo, wie eg 
it, zu erhalten. 

„Demnach wage ich e8, den Antrag zu ftellen, daß ber 
Sag des Comité-Gutachtens: „daß die zur Vollendung der 
geologifhen Aufnahme der Monarchie erforderlihe Dotation 
ud fernerhin unverfürzt angewiefen werden möge“ fo geftellt 
werde: „daß die jeßt beftehende Dotation von 37,800 fi. un- 
verfürzt der Anftalt felbft angewiejen werde.“ 

Reihsrath Edler v. Mayer erklärte fih mit den von 
dem Herrn Borredner zur Würdigung der Wichtigkeit der 
geologischen Neichsanftalt angeführten Gründen volllommen 
einverſtanden und glaubte nur zur Ergänzung beifügen zu 
'ollen, daß, um die Wichtigkeit diefer Anftalt nicht zu unter- 
idägen, deren Wirkfamkeit und Arbeiten von zweifachen Stand- 
punkte beurtheilt werden müflen, nämlich von dem rein wif- 
ienfaftlichen, dann aber auch von dem praftiihen Stand- 
punkte. Sie ſei nicht allein im engeren Sinne des Wortes 
auf dem wijjenichaftlichen Felde thätig, fie vollführe auch eine 
Aufgabe, die einen ganz unmittelbaren praftiihen Erfolg Habe. 
Es jet nämlich ihre Leiftung fehr wichtig für den Fr Hu 
namentlich aber für das Schürfen, bei welchem es jo zu Jagen 
unmöglich fei, nur die Arbeiten zu beginnen, ohne eine ge= 
none Kenntniß bes Terrains zu befigen. Um ſich diefe Kennt- 
niß des Terrains zu verſchaffen, feien natürlich tiefgehende 
wiffenfchaftliche Forſchungen nothwendig. Jeder Einzelne, wel- 
her ſchürfe, mühe fih alfo diefe Daten und Hilfen zu ver- 
haften juchen. Dieß habe große Schwierigleiten. Unjere 
Bergbeamten mögen allerdings recht gut ihre fpecielle Aufgabe 
md ihre unmittelbaren Serufageihäfte verftehen; fie bejäßen 
auch allgemeine Bildung über Geologie und Geognofie, allein 
diefe Wiffenfchaften erfordern fo viel Zeit zur Auebildun 
und fo viele Erfahrungen, daß man nicht erwarten könne, da 

Ä 19 * 


292 Zehute Sitzung vom 14. September 1860. 


enau jeder einzelne Bergbeamte auf der Höhe des wiſſen⸗ 
Pnftlichen Standpunftes ftehe, welcher bei der Richtigftellung 
der geognoftifchen und geologiichen Verhältniſſe nothwendig je. 
Nachdem gerade hier die Bafis und der LXeitflern für die 
anze Unternehmung liege, und nachdem eben gerade das 
Schlirfen mit einem großen Koften- und Zeitaufwande ver: 
bunden fei, gewähre die Hilfe der geologiichen KReichsanftalt 
die ſchätzenswertheſten Nefultate, welche man fi auf dem 
gewöhnlichen Wege kaum werde verſchaffen können, weil man 
nicht die wiffenihaftliden Autoritäten bei der Hand habe, 
welche die Nichtigkeit und Gründlichkeit der Unterfuchungen 
gewährleiften. Da ermeile nun die geologijche Reichsanftalt 
mittel? ihrer ausgebildeten Fachautoritäten ſowohl dem Al- 
emeinen, als auch den vielen Gewerken und Schürfern in 
er Monarchie die größten Dienfte. Gerade in Oeſterreich lei 
es höchſt wünjchenswerth, daß ſich auch auf diefem Felde eine 
moͤglichſt allfeitige Thätigkeit entfalte. Der Mineralreihthum 
des Kaiferftantes fei fehr bedeutend und F viel zu wenig 
ausgebeutet. Um alſo dieſen großen und wichtigen national⸗ 
ökonomiſchen Factor gehörig zur Entwicklung zu bringen, ſtelle 
der Redner die Bitte an das hohe Miniſterium, daß man ſo 
wenig als möglich der Dotation der geologiſchen Reichsan⸗ 
ſtalt Abbruch thue und deren Beſtrebungen nicht beeinträchtige. 
Zu den von dem Reichsrathe Grafen Andräſſy vorge— 
en Gründen müſſe noch, eben des praftifchen Zwedes 
der fraglichen Anftalt wegen, hinzugefügt werben, daß es ge- 
radezu eine Berfennung ihrer Beftimmung wäre, zu glauben, 
ihre Aufgabe liege blot in der Aufftellung von Sammlungen. 
Sie Tiege in etwas Tieferem und Reellerem. Die Anftalt gebe 
jedem Einzelnen eine Hilfe an die Hand, welche er ſich ver 
gar nicht verfchaffen könnte; fie leiſte Arbeiten, die auf Staats- 
oflen mit weit geringeren Mitteln bewerkftelligt werden kön⸗ 
nen, alg wenn der Einzelne fie fi mit vielen Koften und 
mit den Gefährdung, daß er fie doch nicht richtig zu erlangen 
vermöchte, verſchaffen müßte, Trotz der traurigen Finanzlage 
[heine e8 doch unzweckmäßig, bezüglich folher Arbeiten zu 
eizen; während umgefehrt durch deren Förderung ein weit 
Böberer nationalökonomiſcher Vortheil erreicht würde. 
ReichSrath Fürſt Salm ſchloß ſich dem Antrage des 
Grafen Andraſſy vollkommen an. Die Dotation von 
37,800 fl. für eine fo wichtige Anftalt, welche einen Compaß 
an die Hand gebe, um ſich von demfelben bei den eigenen 
Forſchungen leiten zu laſſen, fei feine zu Hohe. Was folle 
eine Erſparung von 18,000 fl. Bier vorftellen, wo im anderen 
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Dingen vielleicht viel größere Summen mit weit weniger 
Nutzen vergeudet werden ? Es fei eine Ehrenſache für die 
öfterreichifche Monarchie, die geologifche Reichsanftalt nicht 
verfümmern zu laſſen, denn diejelbe fei ein Inftitut, welches 
Defterreih im Auslande den meiften Beifall und die aller- 
größte Ehre bereitet babe. 

Der Redner müſſe übrigens der Aeußerung des Herrn 
Srafen Andraͤſſy, daß der größte Theil der Monardie be- 
reits geologijc) aufgenommen jei, widerſprechen. Es habe 
vielmehr erft der Heinere Theil aufgenommen und dieje Arbeit 
jo weit fertig gebracht werden können, daß hievon geologiiche 
Karten für den praftifchen Zweck verfaßt worden jeien. Der 
größere und wichtigere Theil fei noch übrig, und bier gelte 
8 die noch unbelannten Schäge aufzufinden, was nit dem 
bloßen Zufall überlaffen bleiben fünne, 

Ein weiterer wefentlicher Vortheil fei au, daß die Ar- 
beiten der geologischen Reichsanſtalt die Gemähr geben, daß 
Capitalien nicht umfonft auf Verfuche verwendet werden, die 
zu feinem Ergebnifje führen, weil das Subftrat fehlt. Wer 
jetzt den Bergbau anfange umd betreibe, werde ſich jedenfalls 
immer auf die geologiſche Neichsanftalt, fügen, wo allein er 
die dazu erforderlihen Arbeiten vorfinde, Dieje Arbeiten ver- 
lieren aber einen bedeutenden Theil ihres Zweckes, wenn fie 
nicht als ein Ganzes auf einmal vollendet und wenn fie nur 
tüdweife vorgenommen werden. 

Es werde beantragt, die Dotation nicht zu ſchmälern bis 
zur Durchführung der geologifhen Aufnahme des Kaijerftaates. 
Hiemit könnte man ſich allenfalls begnügen, wenn darunter 
die volle, nicht aber nur die um 18,000 fl. verminderte Do- 
tation verftanden würde. Diefe Vollendung werde übrigens 
nod) fo lange dauern, daß man fagen könnte: „alors coınme 
alors‘, wenn die Vollendung vorüber jei. 

.. . Der Redner müfje fi volllommen dem Antrage an- 
ihließen, daß die geologifche Reichsanſtalt nicht der Akademie 
der Wiffenfchaften unterftellt werden möge, denn beide jeien 
Anftalten, die ganz verfchiedene Zwecke verfolgen. Der Ala- 
demie obliege die Pflege der reinen Bilenfhatten an fi und 
fie babe vermöge ihrer Inftitutionen weder eine Abminiftra- 
tion nothwendig. noch überhaupt Sammlungen anzulegen. Die 
geologische Reichsanfialt bevürfe Beides für fih; es liege iu 
ihrem Zwecke, Sammlungen anzulegen, fie bebürfe aber auch 
einer vollfommenen Berwaltung, weil fie eine Dotation, die 
notbwendig auf bie praftifchen Zwecke verwendet werben müſſe, 
beige. Es fei eine allgemein befannte Thatſache, daß in dem 
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Project der Stadterweiterung auch ein Local und ein Ge- 
bäude für die geologiſche Reichsanftalt beantragt fer. Ob viele 
Erweiterung der Stadt und die Aufführung des Pre 
Gebäudes früher vollendet fein werde, bevor bie geologiſche 
NReichsanftalt die Aufnahme des Reiches durchgeführt Habe, 
fei eine Srage, über welche der Redner zwar feinen Zweifel 
ansiprechen möchte, worüber jedod) immerhin ein ſolcher auf: 
geworfen werden könnte. 

Fürſt Salm erklärte fih mit jenem Theile des Comite- 
Antrages einverftanden, worin darauf hingedeutet wird, daß 
feinerzeit die geologiſche Reichsanftalt derjenigen Staatsbe- 
hörde unterftellt werden möge, welche die oberfte Leitung der 
Montan-Angelegenheiten der Monarchie werde zu verwalten 
haben. Diele Unterordnung ſowohl als die Errichtung einer 
ſolchen Oberbehörde überhaupt jet dringend nothwendig; denn 
was den letztern Punkt betreffe, jo feien die Montan-Ange- 
legenheiten, welche bisher dem Sinanzminifterium untergeordnet 
waren, geradezu verfümmert. Es habe immer etwas Mißliches 
gehabt, daß das eigentliche berghauptmannſchaftliche Welen 
denjenigen Behörden untergeftellt worden ſei, welche die Auf: 
Ir haben die Staatsmittel zu verwalten. Eine ſolche Be- 

örde erjcheine jehr oft als Richter und als Partei in Einer 
Perfon, und die Eonflicte ferien nicht zu zählen, welche daraus 
entftanden, daß die Finanzbehörde berghauptmannfchaftliche 
Berbältniffe zu regeln gehabt hätte, weldhe eine eigene Be: 
börde, heiße fie num mie ehemals „Hofftelle für Münz- und 
Bergweſen“ oder „Dberfte Montan-, Münz- und Bergbehörbe,“ 
für das Montanweſen abfolut nothwendig machen. Aber bie 
Regelung der Geldverhältniffe in technifcher Richtung werde 
allerdings immer der Zweck der Finanzverwaltung fein müflen. 

Der Redner faßte feinen Vortrag dahin aufammen, daß 
er vollkommen mit dem Antrage des Grafen Andraff y ein- 
verftanden fei, die urfprünglicde Dotation der geologijchen 
Neichsanftalt von 37,800 fl. möge nicht verringert werden. 
Diejes fer auch für den Staat von hoher Wichtigkeit. Wie 
verſchiedene Zeitungen meldeten, wären die Arbeiten im La— 
boratorium bereits eingeftellt worden. Dem Laboratorium der 
geologifchen Reihsanftalt Teien aber gegenwärtig jehr wid 
tige Arbeiten zugewiefen, indem nämlie die Verwaltung meh- 
rerer Staatsherrichaften in Ungarn Bodenproben und Boden⸗ 
mufter eingejchieft habe, um zu unterfuchen, warum auf diefem 
Boden fhlechterdings nichts hervorgebracht werde, und um 
zu eruiren, wie der Boden auf rentable Art zu benüßen wäre. 
Dem Redner fei auch befannt geworben, daß der Grund der 
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Sperrung dieſes Taboratoriums zum Theile in der Eiferfucht 
des Laboratoriums des polytechniichen Inftitutes gelegen fei. 
Aber zwei Laboratorien für ein Neid) wie Defterreich feien 
nicht zu viel. Was das Eine nicht thun könne, das müſſe 
das Andere erfüllen. Beide Laboratorien hätten mit der Bo— 
den- und Mineralien-Unterfuchhung vollauf zu thun. 

Reichsrath Baron Zigno Hob hervor, welde Ehre 
Defterreich von diefer geologifchen Reichsanftalt zukomme, in- 
dem diefelbe nad jener, welche England befite, den erften 
Plag unter allen derartigen Inftituten in der Welt einnehme. 
Er könne fi) daher nur volllommen denjenigen Stimmen an- 
Ihließen, die fich für die Erhaltung dieſer fo vortrefflichen und 
fo nüglihen Anftalt ausgefprochen haben, und er wünſche 
ebenfalls, daß die Anftalt im ungejchmälerten Genuffe ihrer 
früheren Dotation belaflen werde. 

Reichsrath Graf Hartig bemerkte, daß man der Ber- 
weltung am wenigften den Vorwurf machen könne, fie ver- 
wende zu viel Geld auf die Ausbeutung der Schätze des Bo- 
dens. Gegen die Aufhebung des ehemaligen Minifteriums für 
Landescultur und Bergbau wäre nichts einjumenden, weil bie 
Agenden diefes Minifteriums ohnehin nicht bedeutend waren; 
ober wenn die Abfiht Fund werde, an einer Anftalt zu fparen, 
die mit wiſſenſchaftlichen Zwecken auch praktifche verbinde, da 
müßte der Reichsrath fich Jelbft einen Vorwurf machen, wenn 
er nit Sr. Majeftät die Bitte: in diefer Richtung feine Er- 
fparung anzuordnen, vorbringen wollte. Ein ſolches Erfpar- 
niß würde gewiß nur auf Koften der Ausbeutung des Mine- 
ralreihthums des Landes flattfinden können. 

Reichsrath Graf Clam: „Ich erlaube mir nur in Be- 
ziehung auf die Worte des erften Herrn Redners zu bemerken, 
daß die von ihm angeregten Erwägungen diefes Gegenftandes 
auch Thon im Comitè vorgenommen Seien, und ich bedauere 
nur, daß dafelbft ein folder Antrag nicht geftellt wurde, weil 
dann das Comité den Wortlaut feines Berichtes vielleicht 
Ihon in der jett bevormworteten Weife eingerichtet hätte. 

„Zur Aufllärung und zur Berichtigung der Sache habe 
ih anzuführen, daß durch diefen Abſatz des Berichtes Teines- 
wegs eine Öntheißung der Erfparung von 18,000 Gulden an 
der Dotation der geologischen Reichsanſtalt beabfichtigt war, 
jondern e8 heißt nur: „daß die zur Vollendung der geologi- 
Ihen Anfnahme der öfterreihifhen Monardie erforderliche 
Dotation,” aber nicht „die Dotation von 37,800 fl. auch fer- 
nerhin unverkürzt angewiefen werde.“ 

„Snfofern dieß durch) den Herrn Grafen Andrafiy 
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klarer ausgeſprochen ift, jo habe ich gegen eine ſolche Aende- 
rung aud vom Standpunkte des Comites nichts einzumenben, 

„Ic glaube nur, daß es vielleicht doch ein Bedenken 
babe, gerade die Ziffer der Dotation auszuſprechen und zu 
jagen : „es folle immer die bisher angewielene Dotation aud 
fünftighin flüffig erhalten werden.” 

„Ih glaube, man follte fagen ftatt: „daß die zur Bol- 
fendung der geologiichen Aufnahme der Monarchie erforder: 
fihe Dotation auch ferner unverfürzt angewiejen werde” —: 
„daß die zur Vollendung der geologiichen Aufnahme der Mon: 
ne seigrberfiche Dotation auch künftighin angewieſen wer⸗ 
den ſolle.“ 

„Damit iſt Alles geſagt; aber gerade die Ziffer von 
37,800 fl. feſtzuhalten, iſt nicht gut, denn es kann möglich 
fein, daß mit der Zeit hier eine größere oder geringere Do— 
tation erforderlich fein werde, um den Zweck zu erreichen.“ 

Der Minifter Soluhomesfi: „Man fcheint von ber 
Anfiht ausgehen zu wollen, daß es in der Abficht Yiege, die 
Wirkſamkeit jener Agenden, welche der geologifchen Reichs⸗ 
anftalt obliegen, einzufchränfen ; dem ift jedoch nicht fo. 

„Bevor ich aber von dem Zwecke der Anftalt zu reden 
Pa muß ich den gefhichtlichen Hergang ihrer Errichtung 
erwähnen. 

„Die geologiſche Neichsanftalt im Jahre 1849 in's 
Leben gerufen und dem damals beſtehenden Miniſterium für 
Landescultur und Bergbau unterſtellt worden. Im Jahre 
1853, wie bekannt, wurde jenes Miniſterium aufgelöſt, und 
es entfland die Srage, welcher Centralftelle eigentlich die geo- 
logiſche Reichsanſtalt untergeordnet werden ſolle. Die An- 
fct, welche darüber von meinem Borgänger, dem Herrn Mi- 
nifter Freiherrn v. Bad, abgegeben wurde, lautete dahin: 
Daß, nachdem die geologiſche Reichsanſtalt ihrer Natur nad) 
einen Theil derjenigen Agenden im fich fchließt, welche aud) 
von Seite der Akademie der Wiflenfchaften verfolgt werden 
und, fo zu fagen, einen Theil diefer Anftalt ausmachen, fo 
fei e8 angedeutet, daß diefelbe mit der Alademie der Wiſſen⸗ 
Ihaften vereinigt werde, und daß dermalen, bevor dieß durd)- 
geführt werden kann, die Anftalt dem Minifterium des Inuern 
zugetheilt werde, und zwar bauptjählih aus dem Grunde, 
weil der geweſene Minifter Bach die Stelle eines Eurators 
der Alademie beffeidete. 

„Es ift auch jo geſchehen und der Antrag wurde in der 
Art an Se. Majeftät geftellt. 

„Die Allerhöchſte Entſchließung Tautete dahin, daß Se. 
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Najeſtät die Unterſtellung der geologiſchen Reichsanſtalt unter 
das Miniſterium zur —38 — t nehme, jedoch noch eine wei- 
tere Erörterung anordne, um die Sache in's Klare zu brin- 
en, ob die geologijche Reichsanftalt der Akademie der Wiffen- 
haften einverleibt, oder ob wenigftens eine nähere Berbin- 
dung mit derfelben angebahnt werden folle. 

„Dieſer Allerhöchfte Auftrag ift im Jahre 1853 an das 
Pinifterium herabgelangt. Hierauf wurden fowohl dem Vor—⸗ 
Rande der geologiichen Reichsanftalt als auch dem Präfidenten 
der Aademie der Wifjenichaften Aeußerungen über diefen 
Orgentanb abverlangt, welche diefelben auch baldigft vorlegten. 

„Leider aber hat fich die Final-Berichterftattung, die von 
Er. Majeftät im Jahre 1853 angeordriet wurde, bis zum Sabre 
1858 verzogen, und erſt dann hat fidh der Minifter des In- 
nern dahin ausgeſprochen, daß, nachdem beide Inftitute andere 
Awede verfolgten, ihre organiſche Einrichtung eine verſchiedene 
ſei und überdieß unter den Leitern der zwei Anftalten ſolche 
Gegenſätze beftänden, welche eine Verſchmelzung der genannten 
Infitute nicht wünfchensmwerth erfcheinen tiefen, fo ftelle er 
den Antrag, die geologische Reichsanftalt noch immer als jelbft- 
findigen Körper fortzuerhalten. Darüber ift nun von Sr. 
Nojeftät angeordnet worden, diefe Angelegenheit vorläufig noch 
auf fih beruhen zu laſſen. Dem Minifterium wurde jedoch 
eingeſchärft, —* zu wachen, daß der angeſtrebte Zweck er- 
räht und die Aufgabe der geologijchen Reichsanſtalt nad) dem 
eigentlichen Berufe gelöft, außerdem aber auch in deren finan- 
zielle Gebarung eindringlic) eingegangen werde, weil in diefer 
veziehung fehr bedeutende Ueberjchreitungen vor fi) gingen. 

„Sollten in der einen oder andern Nichtung Mängel 
oder Anftände fi) ergeben, fo feien die allerunterthänigfien 
Anträge zu deren Beleitigung Sr. Majeftät zu erftatten. 

„Als ich im vorigen Jahre das Minifterium übernahm, 
babe ich diefer Angelegenheit mein vorzügliches Augenmerf 
gewidmet, und ich wurde auch dadurd; dazu angetrieben, daß 
aus vielfältigen Correfpondenzen zwiſchen dem Minifterium 
hf und ber geologischen Reichsanſtalt die Folgerung gezogen 
werden mußte, es fei bei der letteren mit der Gebarung nicht 
Dane jo vorgegangen worden, wie e8 erwünſcht und noth- 
wendig iſt. 

end nämlih in jedem Quartale Ueberfchreitungen 
erfolgt. Man mußte fich ſtets wieder in neue Erörterungen 
ainlaffen, nınd die Rückſtände bei den Zahlungen haben fich 
Immer mehr und mehr angehäuft. Ich bin alfo in den Ur- 
Iprung ber Sache eingebrungen und babe fowohl die Aeuße- 
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rungen der Borftände der geologiihen Reichsanftalt, als auch 
diejenigen, welche ſchon früher, und zwar im Jahre 1850 von 
der Alademie der Wiſſenſchaften erftattet worden find, geprüft 
und dabei wahrgenommen, daß. noch bevor die geologiſche 
Reichsanſtalt in’S Leben gerufen wurde, die Alademie der 
Wiffenichaften bereits im Jahre 1847 darauf bedacht war, den 
den Zweck verfelben zu verfolgen und aud im 
prattiichen Theile das Gleiche zu verwirklichen, nämlich die 
Durchforſchung des Bodens des öÖfterreichifchen Katjerftaates. 
„Zu diefem Behufe wurde eine eigene Commiſſion ein- 
ejetzt, welche einen erichöpfenden Bericht erftattete, und die 
ademie der Wiffenfchaften hat ſich veranlaft gejehen, zwei 
recht gewandte Geologen nach England und Frankreich abzu- 
jenden, um eine mehr praftiihe Anſchauung über die Sache 
zu gewinnen unb ihre Erfahrungen jodann der Alademte 
gleichfalls vorzulegen. 

„Trotz der eingetretenen politiichen Wirren iſt auf Seite 
der Akademie der Wiſſenſchaften Alles aufgewendet worden, 
um den angebahnten Weg zu verfolgen. 

„Statt nun von Seite der Regierung die Akademie der 
Wiſſenſchaften in ihrem Vorhaben und ibrem Gange weiter 
zu unterftüßen, ift theils aus fachlichen, theils auch aus per- 
tönlihen Rücdfichten eine befondere Anftalt errichtet worden, 
die wir jet die geologiihe Reichsanftalt nennen. 

„Die lettere verfolgt, wie Herr Reichsrath v. Mayer 
hier ganz richtig bemerkt hat, zwei Wege, den wiffenjchaftli- 
hen und den praktiſchen. 

„Der wifienichaftliche befteht in der Pflege der Geologie, 
in der Herausgabe von Karten nnd ftatiftiichen Tabellen, — 
und der praftiide in der Durchforſchung des Bodens bes 
Kaiſerſtaates. 

„Was den wiſſenſchaftlichen Theil anbelangt, ſo vertritt 
dieſen auch die Akademie der Wiſſenſchaften u. z. mittelſt der 
mathematiſch⸗naturwiſſenſchaftlichen Claſſe, der praftifche da⸗ 

egen iſt nicht in ihrem Bereiche gelegen, ſondern fiel aus— 
—— der geologiſchen Reichsanſtalt anheim. 

„Es zeigt ſich nun, daß in einer Beziehung, der wifſen⸗ 
Thaftlihen, auf zwei Feldern gearbeitet wurde, in der praf- 
tiihen aber nur auf einem Felde. 

„Es würde daher nad meiner Anfiht, nachdem ſowohl 
die eine als die andere Anftalt vom Staate fubventionirt wird, 
ein befferes Gebeihen der Sache erzielt werden, wenn bie 
concentrifche Leitung verfügt würde. Diefe wird aber am beften 
dadurch erreicht, daß man beide Anftalten mit einander vereinigt. 
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„Was den praktiſchen Theil anbelangt, fo iſt e8 zum 
Gedeihen ber Sache motbivenbig, daß die mathematifch-natur- 
wiffenihaftlihe Claſſe eine Abtheilung erhalte, welche ben 
praktiſchen Theil der geologifchen Zmede zu verfolgen hat. 
Dieß würde dadurch geichehen, daß die geologifche Reichsan⸗ 
Ralt der naturwiffenichaftlichen Elaffe der Alademie ber Wiffen- 
Ihoften einverleibt würde und unter ber Aegide diefer leizte⸗ 
im ihre Zwecke verfolge, was gegenwärtig angefirebt wird. 

„Bas die finanzielle Gebarung anbelangt, fo ift die 
geologiſche Reichsanftalt jehr entiprechend botirt worden. Den⸗ 
not) haben diefe Gelder niemals ausgereiht. Möglich, daß 
die Ueberwachung nicht zmedmäßig war, möglih, daß man 
die Aufgabe mit zu großem Aufmande erzielen wollte; genug, 
das Factum ift, dat im Sabre 1855 bei Sr. Majeftät ein- 
geihritten werden mußte, um für bie Ueberfchreitungen, welche 
ju jener Zeit über 41,000 fi. betragen haben, die Paſſirung 
u befommen, was endlich auch nach vielen Korreipondenzen 
md niht ohne daß Allerhöchſten Ortes Ausftelungen erfolgt 
wören, erzielt worden ift. 

„Aber aud) gegenwärtig genügt die Dotation nicht, welche 
am Geldern gegeben wird ; denn e8 gibt noch viele Rechnun⸗ 
en, die jet ausgeglichen werden müfjen, Rechnungen, deren 
Hier noch nicht befannt ift, fondern erft ermittelt werden 
muß. Daß ferner Baffiva vorhanden find, das ift eine That- 
ſache, welche mir gleichfalls mohlbefannt iſt. 

„Nachdem nun durd die Bereinigung diejer beiden An⸗ 
falten weder in praftifher noch in toiffenfehaftlicher Beziehung 
die Berfolgung der bisher gewonnenen und nod) zu erreidhen- 
den Refultate gehemmt, Sondern diefelbe fogar nicht unme- 
imtfih gefördert wird, nachdem ferner die ihnen zugewiefenen 
Gelder ftatt der früheren Dotation von nahezu 38,000 fl 
m der Wirklichkeit noch mehr betragen und im Falle der 
ereinigung der geologifhen Reichsanftalt mit der Afademie 
der Wiffenfchaften volllommen ausreichen, jo mußten mid 
ale diefe Geſichtspunkte beflimmen, an die völlige Regelung 
der Sache zu ſchreiten; ich ftellte daher an Se. Majeftät ben 
Laiſer einen unterthänigften Antrag, durch deſſen Allerhöchfte 
Genehmigung die Vereinigung der geologifchen Reichsanfialt 
mit der Akademie der Biffenfhaften ausgeſprochen wurde. 

„Das ift der thatfächlihe Beftand der Sadıe. 

„Ich Tann nad; den Wahrnehmungen, die ich gemacht 
habe, mit Beftimmtheit verfihern, daß eine nicht ganz zu⸗ 
friedenftellende Einrichtung bei der geologifhen Reichsanftalt 
befand, daß man mit den Geldern nicht auf zwedmäßige 
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Weiſe verfügte und daß, wie ich bereits bemerkte, durch bie | 
Dotation, welche Fünftighin der Akademie der Wiſſenſchaften 
zugewendet werden ſoll, die Gejammtauslage um ein Bedeu 
tendes vermindert wird. | 

„Die Annahme ift irrig, daß die geologiihe Ducdior- 
fhung des Reiches in bedeutenden Theilen des Reiches bereits 
durchgeführt worden fei. Set ift es im Werke, einfiweilen 
eine überfichtliche Aufnahme zu Stande zu bringen, und auf 
biefe iſt noch nicht in der ganzen Monarchie vollendet. Es 
werden hiezu noch mehrere, vielleicht drei oder vier Jahre, 
für die eigentliche Detail- Aufnahme aber jedenfalls nod) viele 
Jahre ——— fein; eine derartige Sache läßt ſich unter 
15 Jahren nicht bemwerfftelligen. | 

„Ich reſumire dasjenige, was ich gefagt Habe, dahın, daß 
dur) die Verminderung der Dotation der Zweck nicht in 
mindeften gefährdet werde und daß e8 viel beffer fei, im der 
Leitung concentrifch vorzugehen, ala daß ein Dualismus beſtehe, 
bei deſſen Borhandenfein die Aufgabe nicht erfüllt werben kann. 

„In den meiften Fällen ift eine Concurrenz fehr wün 
ſchenswerth und vom Staate zu fördern; immer ift fie jedoch 
nicht gleich nützlich; bier befand eine Concurrenz zwiſchen 
zwei Potenzen, die fich einander überbieten und einen Gegen 
fag gewähren, ber durch die Bereinigung ber beiden Anflal- 
ten vermieden werben würde. 

„Der jegige Leiter der geologijhen Reichsanſtalt würde 
der Akademie der Wiffenjchaften zugetheilt in der praktiſchen 
Abtheilung , die no immer fort und fort beizubehalten wäre 
und er würde mit dem guten Rathe umd mit den willen 
ſchaftlichen Kenntniffen, die er in fo hohem Maße befitt, 
immer der Akademie zur Seite fiehen, daher in der eigent- 
lihen Leitung der geologifchen Arbeiten nicht die geringfte 
Beränberung einzutreten braucht, gleichzeitig aber eine bedeu- 
tende Erfparniß erzielt wird, auf welde man in unjeren 
Berhältniffen binarbeiten muß, weil, wie wir Alle willen, 
der Staat fi in Schwierigkeiten und Bebrängniß befindet.“ 

Bice- Präfident Graf Noftig: „Aus dem Bortrage, 
welchen Graf Andraffy gehalten, ift zu entnehmen, daß 

das größte und vorzüglichfte Gewicht darin Tiege, bie geolo- 
gifche Reichsanſtalt, fo wie fie bisher beftanden hat, nämlid 
als abgefonderte Anftalt, welche die Theorie mit der Praris 
vereinigt, fortbeftehen zu laſſen. Ich von meinem Standpunfte 
aus kaun nur aus voller Ueberzeugung dasjenige beftätigen 
und für gerechtfertigt halten, was Graf Andraſſy über den 
Ruf diefer Anftalt und die NRefultate ihrer Arbeiten geäußert 
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hat. Ih glaube, daß Hier eine Trennung bes theoretifchen 
Theiles von dem praftifhen ohne eine Beeinträdhtigung ber 
beiderfeitigen Arbeiten fehr ſchwer denkbar iſt. Wenn ber 
praltifhe Theil von einer eigenen Anftalt oder einer eigenen 
Abteilung verfolgt wird, während der theoretifche Theil nur 
angehängt wird an eine Section, die nicht bloß damit befchäf- 
tigt tft, fondern auch andere Zwede zu verfolgen bat, fo 
glaube ih, es werden die Fortſchritte im diefen beiden nicht 
m Zuſammenhange ftehenden Anftalten nicht in dem ridti- 
en gleihen Verhältniſſe geſchehen. IH muß daher meine 
nfiht dahin aussprechen, daß ich dem Antrage des Grafen 
Andrafſy vollfommen beipflichte, daß der hohe Reichsrath 
beihließe, Se. Majeftät zu bitten: die geologiiche Keichsan- 
kalt, jo wie fie bis jetzt beftanden hat, zu belafien und mit 
der nöthigen Dotation zu verfehen. 

„Was die Ziffer diefer Dotation betrifft, fo kann natür- 
ih vorläufig nur von derjenigen die Nede fein, die für das 
Jahr 1861 ausgeworfen wird, und diefe Ziffer kann vorläu- 
fg nicht anders genommen werden, als in der Art und Weife, 
mie fie eigentlich urſprünglich beantragt worden if. Ob in 
päteren Sahren die Ziffer diefer Dotation erhöht oder ver- 
mindert werden ſoll, ift denjenigen Organen überlaffen, die 
dann das Budget zu berathen haben. Was die Ueberjchreitung 
der Dotation der geologiſchen Reichsanſtalt betrifft, von wel⸗ 
Ger der Herr Minifter des Innern Erwähnung gethan hat, fo 
tom e8 natürlich) nicht die Sache bes verftärkten Reichsrathes 
in, darauf einzugehen ober Maßregeln dagegen zu treffen. 
€ muß wohl die Sache der Anftalt felbft fein und derjenigen 
Organe, die mit der unmittelbaren Ueberwachung biefer An- 
falt betraut find, daß fie mit derjenigen Dotation auslange, 
die ihr im Budget ausgemworfen ift. 85 ſchließe mi) daher 
dem Antrage des Grafen Andraffy vollfommen an und glaube, 
da er vielleicht am beutlichften und feiner Anſicht am ent- 
prehendftien gefaßt würde, wenn einfadh der ganze Sat 
weggelafien und nur gefeßt würde, daß der verftärkte Reiche- 
tath den Antrag und bie Bitte ftelle, die geologifche Reichs⸗ 
anftalt in ihrer bisher beftandenen Organijation, in welcher 
fe bereits fo viel Gutes geleiftet Hat, zu belaflen und für 
das Jahr 1861 die vorgefdlagene und im Budget angefette 
Dotation, alfo ohne Verkürzung um die 18,000 fl., beftehen 
m lafſen.“ u 

Reihsrath Baron Zigno hob hervor, daß die Bereini- 
gung der geologischen KReichsanftalt mit der Alademie der 
Bifenfcoften weder als eine Nothwendigkeit, noch als ein 
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Bedürfniß angefehen werben könne, indem felbft in England 
diefe zwei Körperjchaften getrennt feien. Diefe Trennung 
mäſſe aufredt erhalten bleiben, wenn man die Natur der 
geologifchen Reihsanftalt im Auge behalte. Allerdings könne 
derjenige fein guter Geologe fein, der nicht auch wifjenichaft- 
lich gebildet fei; aber der Geologe müfle fih auch aus der An- 
fhauung der obiectinen Natur jene Kenntniffe verfchaffen, die 
er unmöglih im Cabinete erlangen könne; eine Trennung 
alfo der Theorie von der Praris fei Hier undenkbar. Der 
Redner fchließe fi) volllommen denjenigen Stimmen an, welde 

ch gegen die Vereinigung der fraglihen beiden Inſtitute 
ausgeſprochen haben, 

Der Herr Minifter des Innern fand fich bezüglid 
der Aeußerung des Neichsrathes Grafen Andräſſy: „es 
fei ihm von maßgebender Seite die Nachricht zugelommen, 
daß dieſer Verſuch nur für ein Jahr gelten ſolle“, zu der 
Anfllärung veranlafßt, daß dem nicht fo fei. Der Ausſpruch 
mE Majeftät enthalte von einem einjährigen Verſuche gar 
nichts. 

Reichsrath Fürft Salm bemerfte gün der Anbeutung 
des Minifters des Innern, „es ſeien Mißbräuche und Dota- 
ttionsüberfchreitungen bei der geologifhen Reichsanſtalt vor: 
gefommen,“ daß die Mißbräuche, wo fie immerhin vorlom:- 
men, behoben werden müfjen, und der Antrag des Grafen 
Andräſſy mit dahin gehe, die geologiſche Reichsanſtalt 


als volllommen unverantwortlic hinzuftelen; vielmehr jolle 


fie derjenigen Behörde untergeftellt werden, welche überhaupt 
die Montan-Angelegenbeiten zu verwalten haben werbe. 


Gegen Mißbräuche könne immerhin angefämpft werben, | 


um fie zu befeitigen, ohne daß man um eingefchlichener Miß⸗ 

bräuche willen das ganze Inſtitut zu verwerfen brauche. 
Dem Redner wolle die vorgeichlagene fogenannte Con: 

centrirung mit der Akademie der Biffenihaften durchaus nicht 


einleuchten, weil beide Inflitute ganz verjchiedene Zwede und 


mit verfchiedenen Mitteln verfolgen. Würde die geologilde 
Reihsanftalt mit der Mlademie der Wifjenfchaften vereinigt, 
jo wäre bieß ein Auswuchs derfelben, da die einzelnen Ge— 


genftände der geologiſchen Anftalt feinen Zufammenhang mit 
den anderen Fächern der Akademie der Wiffenfchaften Haben; 
fie würde dadurch einer Claſſe der Alademie angereiht werben, 


mit deren Gegenfländen fie in feiner Verbindung flände. Mit 


der fogenannten Concentrirung fei es eine eigenthümlihe 
Sade, unter anderen Berhältniffen nenne man dieſes eine 


Gentralifation, diefe aber gehe oft darauf hinaus, daß jebed 
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individuelle Leben erflidt und eine Form gejchaffen werbe, 
welche die Sache felbft empfindlich verlekt. 

Die geologiſche Reichsanftalt könne fo wie bisher nur 
dann wirken, wenn fie fortbeftehe, wie fie bisher befanden 
habe. Wenn ber Bice-Präfident Graf Noftik fi dem An- 
troge des Grafen Andräfiy volllommen angefchloffen babe 
md nur eine andere Form wünſche, worin berjelbe Gebante 
ansgedräcdt fei, fo würde Fürſt Salm keinen Anftand neh- 
men, fi) diefer Meinung anzufchließen, denn die FA fönne 
ja nit im vorhinein für ewige Zeiten ausgeſprochen werden. 

Reichsrath Biſchof Koriczmits erklärte fih für den 
Antrag des Grafen Andraffy mit der Bemerkung, daß die 
Geologie einer volllommenen Bodencultur vorangehen folle, 
indem biefe Wiffenfchaft auf die Chemie und auf Gewinnung 
der Bobenproducte und die Kabrifation den wejentlichften 
Einfluß ansübe. Oeſterreichs Nationalreichthum liege haupt- 
dich im Grund und Boden; Alles daher, was zur befjeren 
Entwilung des Grundes und Bodens beitrage, fei das beſt⸗ 
angelegte Staatscapital. Demnach wäre es wirklich unter der 
Würde des Staates, von ber Dotation der geologischen An- 
kalt etwas abmäleln zu wollen. 

Reichsrath Graf Szöcten: „Es legen nad; meinen 
Begriffen und Anfichten zwei verjchiedene Gegenftände vor; 
der eine ift jener der Eriparung, ber andere jener der Unter- 
ordnung der geologifchen Reichsanſtalt unter die Alademie der 
Riffenihaften. Was den erfleren Gegenfland betrifft, den 
der Erfparung, finde ich es volllommen überflüffig irgend 
eine Meinung über das Detail anszufprehen, und jchließe 
mih der Anfiht des Herrn Grafen Noftig an, daß der 
hohe verflärfte Reichsrath überhaupt nicht in der Lage fei, 
über die adminiftrativen Details und ähnlihe Fragen ein 
maßgebendes Urtheil abzugeben. Webrigens fcheint mir aus 
den Andeutungen des Herrn Minifters des Innern hervor. 
gehen, daß die Weberfchreitungen oder der übermäßige 
Koſtenaufwand, welder flattgefunden haben foll, nicht fo febr 
in der felbftftändigen Exiſtenz und Stellung der geologijchen 
Reihsanftalt an fih, als vielmehr in der Handhabung der 
ihr zugewiefenen Dotation ihren Urfprung finden dürfte, daß 
alfo diefem Koſtenaufwande durch eine forgfame Ueberwachung 
vorgebeugt werden könnte, ohne daß die Nothwendigkeit vor- 
handen wäre, beren Selbſtſtändigkeit aufzuheben und biefelbe 
ber Alademie der Wiffenfchaften unterzuorbnen. Das Comite 
hat bei diefer Gelegenheit den Wunſch ausgeſprochen, daß 
dieſe Anflalt nicht der Akademie der Wiffenihaften, ſondern 
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der zur Leitung der Montan - Angelegenheiten der Monarchie 
F berufenden Behörde untergeordnet werden möge. Wenn 
ch den Ausfprud des Herrn Minifters des Innern richtig 
verftanden habe, jo hat fi} berfelbe pofitiv dahin ausgeipro- 

en, daß die geologiſche Reichsanſtalt der Akademie der 

iffenfhaften untergeordnet wird, Iſt damit fehon die erflof- 
fene Allerhöchfte Entſchließung und Entjcheidung gemeint, jo 
verfieht es fih von felbft, daß der verftärkte Reichsrath fi 
in dem Punkte der Allerhöchſten Entfchließung beugen muß 
und nur einen Wunſch ausfpreden Tann. 

„Sollte aber gemeint fein, daß ein ähnlicher Wunſch 
nun überhaupt nicht ausgefprohen werden könne und die 
Sade definitiv erledigt ſei, fo kann ich nicht umhin zu be- 
merfen, daß ohne die Gränzen der Kompetenz des Reiche» 
rathes, welche ich eher enger, als weiter zu fteden gewohnt 
bin, in allzuweitem Sinne anfzufaſer— es dennoch nicht an— 
gehen dürfte, den Ausſpruch über einen Gegenſtand, welcher 
dem hohen verſtärkten Reichsrathe vorgelegt und von dem— 
felben in Berathung gezogen wurde, durd eine ähnliche Er- 
Härung von vorneherein abzuſchneiden.“ 

Reichsrath Graf Andräffy: „Ich könnte mich füglich 
jedes Wortes enthalten, weil ja, was die Weberfchreitung 
der Dotation betrifft und die Concentrirung mit der Alabemie 
der Wiffenfchaften, diefe beiden Punkte durch die verehrten 
Herren Vorredner hinlänglich erörtert wurden und die Anficht 
des Herrn Minifters des Innern, wenigftens meiner Meinung 
nad, widerlegt erfcheint. Aber das Motiv, warum ich das 
Wort ergreife, ift vorzüglich, weil ber Herr Minifter in 
Zweifel zu ziehen fcheint, oder, wenn ich mid) fo ausprüden 
ſoll, direct läugnet, daß id) gehört haben fol, die Vereini⸗ 
gung mit der Alademie der Wiffenichaften gelte nur probe- 
weile für ein Jahr. Die Sache aber wird in's Klare kom: 
men, wenn ih den Herrn Minifter erinnere, daß er e8 war, 
welcher im Comité gejagt hat, daß die Sache nur probeweile 
auf ein Jahr zu gelten ende und daß man dann nad) Berlauf 
eines Jahres jehen werde, wie ſich die Sache geftaltet habe.“ 

Der Minifter des Innern: „Ich glaube, diefes Wort 
nicht vorgebradht zu haben, und mid) auf das berufen zu 
tönnen, was Graf Andräaffy felbft gefagt Hat, daß vieler 
Gegenftand im Eomits nicht erörtert wurde.“ 

Graf EClam-Martinig: „Er ift erörtert worden und 
ich kann mich diefes Ausdrudes erinnern.“ 

Graf Szecten: „Diefer Gegenftand ift erörtert worden, 
das kann ich beftätigen.“ 
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Graf Andräaffy: „Es ift allerdings geiprochen worden 
über die Gelbdotation, aber es ift fein directer Antrag in 
diefer Beziehung geftellt worden. Webrigens, weil der Herr 
Minifter des Innern die Güte gehabt Hat, ſich des Ar- 
gumentes zu, bedienen, daß die Concurrenz diefer beiden An- 
falten, nämlich der geologischen Reichsanſtalt und der Alademie 
der Wiffenfchaften, einige Unzukömmlichkeiten zu haben fcheint, 
jo bin ich dagegen der Anficht, in der wiffenichaftlichen Welt 
jei e8 gerade die Concurrenz, welche die Wiſſenſchaft fördert.” 

Der Herr Minifter des Innern: „Ich glaube, das 
ganze Gewicht fcheint auf die Weberfchreitung der Dotation 
gelegt zu werden, während ich mir darauf aufmerffam zu 
machen erlaube, daß meine Argumentation dahin geht, bei 
Bereinigung der beiden Inſtitute würde der Zweck der geo— 
logiſchen Reichsanftalt nicht die leiſeſte Veränderung erfahren. 
Die Monarchie würde geologiſch ebenjo durchforſcht werden, 
wie gegenwärtig durch die felbfiftändige geologiihe Reichsan⸗ 
Halt. Diejes wird aud künftig nad) der Einleitung, die ge- 
troffen wurde, unter der Aegide der Akademie der Wiflen- 
ihaften gejhehen, wenn die geologische Keichsanftalt eine 
Abtheilung derjelben fein und der mathematiſch⸗naturwifſen⸗ 
Ihaftlichen Claſſe beigegeben wird. Ich Habe nur bemerkt, 
dag auch Gründe der Eriparniß und die Abficht, Ueberfchrei- 
tungen vorzubeugen, auf eine Aenderung bingedentet haben. 
Ich habe keineswegs gejagt, darin liege die Veranlaffung zu 
einem ſolchen Schritte, man müſſe die geologiihe Reichsan⸗ 
ſtalt auflöfen, weil fie Ueberfchreitungen begangen bat. Nein, 
ich meine nur, e8 kann durch ein concentrirtes Vorgehen das, 
was bis jeßt erreicht wurde, auch fernerhin erzielt werden. 
IH bin and) gegen die Eoncnrrenz nicht aufgetreten; im Ge⸗ 
gentheile, es ift eine jehr erfrenfihe Sache, wenn Zwei mit 
einander concurriren, aber nicht aus Einem Sädel, fondern, 
wenn die Concurrenz fi) aus einander fremden Mitteln und 
Potenzen entwidelt, nicht aber eine ſolche, die vom Staate 
iowohl nach rechts als nach links jubnentionirt wird.“ 

Reichsrath Graf Andraffy bedauerte fehr, diefen An- 
fichten nicht beipflichten zu können, und berief ſich dagegen auf 
die Argumente, die bereits für die Unvereinbarkeit diejer bei- 
den Anftalten geltend gemacht wurden. 

Ueber Aufforderung Sr. Tail. Hoheit la8 der Bice-Prä- 
fident v. Szögyenyi die drei Anträge, welche fid) im Verlauf 
der Debatte ergeben hatten, vor, wie folgt: „Der erfte ıft 
der Antrag des Grafen Audräjf p welcher dahin lautet, daß 
die jetzt beſtehende Dotation per 37,800 fl. unverkürzt ange⸗ 
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wiefen werden, die Anftalt jelbft aber nicht der Alademie der 
Wifſenſchaften, fondern der zur oberften Leitung der Montan- 
Angelegenheiten der Monarchie zu berufeuden Behörde unter- 
ftellt werden möge.“ 

„Der zweite Antrag ift der des Grafen Elam, welcher 
dahin Tautet: „daß die zur Vollendung der geologifhen Auf- 
nahme der Monarchie erforderlide Dotation auch fünftighin 
angewiejen werden jolle.“ 

„Endlich ift der dritte Antrag der des Grafen Noftik 
und zwar der weitefte, der dahin gebt, „der Reichsrath möge 
fih beftimmt finden, an Se. Majeftät den unterthänigften 
Antrag und die Bitte zu fiellen, die geologiihe Reihsanftalt 
in ihrer gegemtoärtigen Organiſation zu belafien und für das 
Jahr 1861 die beftehende Dotation ihr unverfürzt zu erhalten.“ 


Graf Elam erffärte fich bereit, feinen Antrag zurüdzu- 
ziehen, indem er bezüglich desfelben bemerkte: er babe nur | 


infofern eine Formulirung beabfichtigt, al8 er aus dem An- 
trage des Grafen Andraſſy zu entnehmen geglaubt babe, 
daß für alle Zukunft diefe Dotation von 37,800 fl. ange- 
wieſen werden jolle.. Aus den während der Debatte bervor- 
gehobenen Gründen müffe der Redner fih im Allgemeinen 


der Anfiht des Grafen Noſtitz anfchliefen; nur müßte dann 
diefer Antrag einen Vorderſatz erhalten, weil der im Komite- _ 


Gutachten enthaltene nicht paflen würde. 


Graf Elam formulirte mit der Bemerkung, daß er der 


Berfammlung in feiner Weife vorgreifen wolle, die nachſtehende 


Zertirung: „Der Reichsrath Tann nicht verfennen, daß die 


beabfichtigte Erſparung in feinem Berhältniffe zu der Widh- 
tigleit und Größe des Zweckes, der dadurch bedroht würde, 


fteht, und erlaubt fih in Würdigung der Leiftungen biefea 
Iuftitutes den allerunterthänigften Antrag zu ftellen, bie geo- 
logiſche Reichsanſtalt in ihrer Selbftftändigleit und gegen- 


wärtigen Organifation zu belaffen und derfelben für das Fahr 
1861 die beftehende Dotation unverfürzt zu erhalten.“ 

BicesPräfident Graf Noftig fand gegen diefe Tertiruug 
nichts einzuwenden. 


Nachdem Se. Tail. Hoheit der durchlaudhtigfte Herr Prä- 
fibent den von dem Grafen Elam formulirten Antrag des 


Grafen Roftik zur Abftimmung gebradht hatte und derſelbe 


von der Mehrheit der Berfammlung angenommen worden 
war, feste Graf Elam über Aufforderung Sr. k. Hoheit dem 


Bortrag des Komite-VBerichtes fort, wie folgt: 
„Uebergehend auf das Erfordernig des Reichsbaudienftes 
muß das Comité zunächſt feine Aufmerkfamleit der ganz umn- 
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verhältnigmäßigen Höhe zuwenden, weldhe der Regieaufwand 
gegenüber den eigentlichen Leiftungen der Bauorgane — näm- 
ih) der Neubauten und der Confervation beftehender Objecte 
— einnimmt, indem jener beinahe 25 pCt. der leßteren ver- 
Ihlingt; eine Proportion, welche näherer Beleuchtung wohl 
faum bedarf, damit das Urtheil darüber feftgeftellt werde. 

„Richt minder ungünftig ftellt fich die Vertheilung der 
Koften der Bauorgane und der Leiftungen bderfelben auf die 
einzelnen Länder —* So z. B. erfordert die Beköſtigung 
der Bauorgane ſelbſt und ihr Regieaufwand in Dalmatien 
circa 82 p&t. — in Böhmen circa 31 pCct. — in Nieder⸗ 
öfterreih nur circa 19 p&t. des Aufwandes für die Leiftungen 
dieſer Organe. 

„Die Urſachen dieſer fehr zu beflagenden Mißſtände 
glaubt das Comité zu erbliden: 

„i. in dem Mangel fefter Normen zur Abgränzung und 
Beftimmung derjenigen Bauführungen, welche dem Reiche zur 
Laft fallen follen, gegenüber jenen, welche als Landesange- 
tegenheiten zu betradjten wären, und in der dadurch eintre- 
tenden Willkür und Ungleichheit in Behandlung der verfcie- 
denen Länder; 

„2. in der Einbeziehung aller Zmeige des Bauweſens 
(und zwar alles degen was Communal⸗, Conecurrenz⸗, Kirchen⸗, 
Landesbauten 2c. betrifft) in den Reichsbaudienſt, in der Aus⸗ 
führung ſelbſt oder doch in der Controle; 

„3. in der Centraliftrung des Baudienftes durch Heinliche 
Beſchränkung der unteren Organe nnd durch eine Anhäufung 
tofffpieliger und unzwedmäßiger — weil wirfungslojer — 
Controlmaßregeln ; 

„4 in den unzwedmäßigen, die Bauführung felbft jo- 
wohl als auch die Materialbeifhaffung betreffenden Norma- 
tiven; enblid) 

„DB. in der als Syſtem feftgehaltenen Bejorgung der 
Banführungen durch eigene Organe anftatt der Verwendung 
tũchtiger Privatingenieure. 

„Die Befeitigung dieſer Uebel theile im legislativen, 
theils im abminiftrativen Wege muß jedoch der Zukunft an- 
heimgeftellt werden. , 

„Rüdfichtlich des vorliegenden Präliminare wurden die 
einzelnen Anfäge diefer Abtheilung durchgegangen, und es 
wurde von dem k. k. Minifterium des Innern die detaillirte 
Eröffnung gemadt, daß die für anßerordentlihe Bauten — 
fowohl im Gebiete des Straßenbaues ald in jenem bes 
Waflerbaues — präliminirten Beträge durchweg nur Zah- 
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Inngen für Leiftungen aus den Vorjahren oder für Fortſe⸗ 
tungen begonnener Objecte umfaffen, daß alfo eine Zurüd- 
ftellung einer Poſt auf fommende Jahre nicht ausführbar ſei.“ 

Reichsrath Graf Barktöcy: „Sch habe gar feinen An— 
trag zu fielen und nur im Allgemeinen zu bemerken, daß, 
nachdem das Comité alle Argumente ſorgſam zulammenge- 
ftellt hat, weldye gegen die dee einer Kentralleitung des 
Neichsbaudienftes jprechen, ich mir anzuführen erlaube, daß 
in der Ueberſicht des Staatsvoranjchlages für das Jahr 1860 
der Reichsbaudienft in drei Theile zerfällt und daß die Koften 
in diefem Jahre um 1 Million niedriger geftellt find als im 
vorigen Jahre. Im vorigen Jahre betrugen fie 15 Mil- 
lionen, im jeßigen 14 Millionen; von bieten 14 Millionen 
fallen in den Kronländern auf die Baubehörden 1,260,000 fl. 
und für die übrigen zwei Rubriken, die im Reichsbaudienſte 
benannt find, „Straßen- und Waflerbauten,“ entfallen bei- 
länfig 12 Millionen des Ganzen. Man kann aljo hieraus 
erfehen, daß in diefem ganzen Theile des Budgets des Mi- 
nifteriums des Innern für den Neichsbaudienft im Allge- 
meinen ein Sechstheil für die Kronländer und fünf Sechs— 
theile für den centralifirten Reichsbaudienſt präliminirt find. 
Man Tann daraus nur den Schluß ziehen, daß, nachdem fich 
herausftellt, daß bei ber Eentralleitung des Reichsbaudienftes 
die Regie allein 25 pCt. beträgt, eigentlich in einer nicht 
erfreulichen Weife für den Zweck der Abminiftration fo viel 
verwendet wird. Die Bemerfungen des Comites und dieſe 

ujammenftellung weilen darauf hin, daß der Reichsbaudienft 
in Einer Hand centralifirt jchwerlich den allgemeinen Bebürf- 
nifien entiprechen werde.“ 

Reichsrath Graf Clam: „Ich erlaube mir nur die Be- 
merkung, daß hier eine Irrung obzumalten ſcheint. Die Bau⸗ 
behörden in ben Kronländern koſten eine Million, die Straßen- 
und Waflerbauten aber ftehen nicht im Gegenjaß zu den Kron- 
fänbern, fie find Leiftungen, die für die einzelnen Kronländer 
gemacht werden.“ 

Graf Barköczy: „Aber die Leitung geht von hier aus. 
Graf Elam hat meine Meinung ganz richtig anfgefaft, aber 
demungenchtet bleibe ich bei meiner Anficht.“ 

Gegen das Comité⸗Gutachten ergab ſich von keiner Seite 
eine Bemerkung. 

Graf Elam fuhr hierauf in der Lejung des Berichtes 
fort, wie folgt: 

„Rüdfichtlih) des Aufwandes der Genbarmerie fonnte das 
Eomits in Leine nähere Würdigung eingehen, nachdem dieſes 
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Iuſtitut foeben in einer Reorganifirung begriffen ift, die hier⸗ 
auf bezüglichen Vorlagen aber dem Komit& bis zum Schluffe 
feiner Arbeiten nicht zugelommen find, und fomit der bereits 
auf das Eintreten diefer Reorganifirung baftrte Boranjchlag 
feiner Prüfung unterzogen werden Tonnte,“ 

Graf Elam bemerkte Hiebei noch, daß im Sinne der 
Debatte der vorlegten Sigung fich hier der Zuſatz fo geftalten 
würde, daß der Wunſch ausgeiprocden werde, dieſes Inftitut 
möge feinem Zwecke eutfprechend und den Wüufchen und Ge- 
wobnheiten der Bevölferung gemäß geftaltet werden. So ſei 
der Saß neulih unter allgemeiner Zuftimmung formulirt 
morden: „den Gewohnheiten entjprehend und dem Zwecke 
gedeihlich.“ 

Sraf Barköczy: „Dieß würde im Einklange jein mit 
den Beſchlüfſen von legthin.“ 

Graf Clam: „Eben deßhalb glaube ich, es hier auch ein- 
Ihalten zu müffen.“ 

Hiergegen ergab ſich feine Erinnerung, 

Graf Elam las hierauf im Comite-Berichte weiter fort, 
wie folgt: 

„Das in dem Nachtrag zu dem Voranſchlage des Mini- 
fteriums des Innern veranfchlagte Orunbenttaftunge Erfor- 
derniß bot, nachdem die Gebarung mit den Fondsüberſchüſſen 
bei der Staatsſchuld die entſprechende Würdigung findet, hier 
nur zu der Bemerkung Anlaß, daß die Regie der Grumdent- 
loftungs-Fonde, als wefentlich in das Bereich der Landesver- 
waltung gehörend, dur die Durchführung des Principes der 
Landes-Autonomie gründlichen Umänderungen entgegengehe, 
daß ſonach etwaige fpecielle Anträge dermal faum am Plage 
fein dürften.“ 

Es ergab ſich dagegen feine Bemerfung. 

Der Lomite-Beridht lautet weiter: 

„Alles diejes zufammenfaflend ergibt fi, daß die inner- 
halb des dermaligen Rahmens und Syſtems nod) etwa zu 
erzielenden Erjparungen im Budget des Minifteriums des 
Innern fi auf folgende beiläufige Ziffern reduciren: 
bei der Centralleitung (Baufection) 40,000 fl. 
„ geologifhen Reihsanftalt . „ » . 18,000 „ 
„ politiihen Landesverwaltung in den Kron- 

ländern u. 3. durch die Aufhebung mehrerer 
Landes- und Kreisbehörden . - - ‚00 „ 
endlich bei Neubauten > 20.22. 400,000 „ 
1,243,000 


zufammen 1,243,000 fl. 
Graf Elam bemerkte, daß Hievon der die geologijche 
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NReichsanftalt betreffende Anfag von 18,000 fl. wegfallen und 
fih dadurd die Geſammtſumme diefer Eriparungen auf 
1,225,000 fl. vermindern würde. 

Reichsrath Graf Szecien: „Der Paſſus „bei der geo- 
logischen Reichsanftalt per 18,000 fl.“ bliebe nach meiner Mei 
nung nicht weg, weil e8 ſich hier um die Erpofition der Er- 
Iporumgen handelt, die von dem Minifterium vorgefchlagen 
find. Ebenfo, wie ih mir früher erlaubt babe, es der Stellung 
des hohen Neichsrathes nicht entiprechend zu finden, daß bie 
Unterordnung der geologischen Reichsanftalt unter die Alademte 
ber Wiſſenſchaften als definitiv betrachtet werben mwollte, ohne: 
auf die ausgeiprochenen Wünſche des Reichsrathes Rüdficht zu 
nehmen und die in Folge derielben zu gewärtigende Aller: 
höchſte Entſchließung abzuwarten: ebenfo glaube ich, daß der 
Reichsrath diefen Poften nicht ſchon als einen zufolge feines 
Wunſches reintegrirten betrachten fünne. Es müßte daher 
diefe Poſt bleiben und nur hinzugefügt werden, daß an Se. 
Majeftät die Bitte einer Streichung der beantragten Reduction 
geftellt worden je. Wir würden fonft in denſelben Fehler 
verfallen, ven ich mir an anderer Stelle anzudeuten erlaubt habe.“ 

Gegen dieje Meinung ergab ſich feine Bemerkung. 

Berichterftatter Graf Elam las nun aus dem Comite- 
Berichte den folgenden Abfat vor: 

„Das Geljammt-Erfordernig des Minifteriums des Innern 
würde fi ſonach ftellen auf 38,564,500 fi. 

„In Betreff der im Laufe der nächften Jahre noch zu be» 
werkftelligenden Erfparungen entnimmt das Comité den darüber 
mit dem hohen Miniftertum gepflogenen Erörterungen die 
Ueberzeugung, daß weitere weſentliche Erjparungen auf dem 
Gebiete der eigentlichen Adminiftrations - Auslagen wohl nidt 
möglich) find, dagegen auf dem Felde direct productiver Aus- 
lagen erzielt werden wollen. 

„Der Herr Minifter des Innern Hat in diejer Beziehung 
beifiegende jchriftliche Mittheilung an das Comité gelangen 
lafjen, welche dasſelbe hiemit dem hohen Reichsrathe unterbreitet.” 

Graf Elam ftellte die Anfrage, ob die Beilage des Be- 
richtes vorgelefen werben folle. 

Auf die Anfrage Sr. kaiſ. Hoheit erklärte fi) die Ver⸗ 
ſammlung gegen die Vorlefung diefer Beilage, weil ihr deren 
Inhalt bereits bekannt fei. 

Diejelbe lautet jedoch wie folgt: 

„In Bezug auf die rfparniffe, welche im Dienftbereidhe 
des Minifteriums des Innern über’ die im gedrudten Voran⸗ 
lage für das Jahr 1861 enthaltenen Anjäte hinaus 
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„J. bei den Neubauten für die politiihen Behörden und 
für die Strafhänfer, und 

„2. bei dem Neichsbaudienfte eventuell in Ausficht ftehen, 
iommt insbejondere zu bemerken, u. 3.: 


„zu 1. daß, während das Erforderniß für diefe Rubrik 
im Jahre 1859 mit 1%, Million, für das Sahr 1860 mit 1 
Milton eingeftellt wurde, der Anſatz in diefer Rubrik für das 
Jahr 1861 nur 700,000 fl. beträgt und auch bei diefer Summe 
eine Erſparniß von beiläufig 400,000 fi. fidh ergeben dürfte. 

„Es ftehen nämlich für die politiichen Behörden keine be- 
dentenderen Nebenbauten bevor, und die Nothmwendigfeit, ſowie 
überhaupt die Gelegenheit hiezu verringert fi) mit dem 
fucceffiven Fortſchreiten der Auflafjung der entbehrlichen Be— 
hörden und mit dem Eintritte der noch in Ausficht ftehenden 
weiteren adminiftrativen Umftaltungen. 

„Bas die Strafhäufer anbelangt, jo gehen die im legten 
Jahrzehnte begonnenen Neubauten dem Ende zu, weßhalb es 
fh auch in diefer Poft nunmehr zunädft um die Erhaltungs- 
tften handeln wird. 

„Zu 2. Beim Reihsbaudienfte kommen die Rubrilken: 

„a) Aufwand für die Baubehörden. 

„b) Aufwand für den Straßenbau und 

„c) Aufwand für den Waflerbau in Betracht. 

„Zu a) Das Project zur Reorganifirung der Baubehör- 
den ift in der Ausarbeitung begriffen; die hiebei bezielte Um— 
faltung ift eine umfaflende und grundfägliche, bei welcher 
weientliche Erleichterungen für den Staatsſchatz anzuhoffen find. 

„Annähernd kann die dießfällige Erfparni mit 500,000 fl. 
angenommen werden. 

„Zu b) Beim Straßenbaue wird im Zmwede der thun- 
lichſten Erleichterung des Staatsſchatzes unter ſtrenger Wahrung 
der Interefien des Verkehrs und unter Feſthaltung an der 
Unerläßlichleit der Erhaltung guter Straßen und thunlichſter 
Erweiterung des Straßenneges vor Allem die Einführung 
eines möglichft wohlfeilen und zweckmäßigen Modus ſowohl 
de8 Baues als der Eonfervation bezielt. 

„Bis dahin und infolange die Bebrängnig des Staats- 
Ihates eine ausgiebigere Fondszuwendung nicht zuläßt, wird 
fh im Baue und in der Conſervation nad den bisherigen 
Beſtimmungen auf das Unentbehrliche beſchränkt werben. 

„Eine ergiebige Erfparung in diefer Rubrik wird fih dann 
herausſtellen, wenn bie Schuld des Staatsſchatzes an die 
mgariſchen Landesbaufonde gänzlich getilgt worden jein wird, 
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daher die dermal in jedes Sahres-Präliminare aufgenommenen 
Abzahlungsraten entfallen werben, 

„Zu o) Auch beim Wafferbaue wird eine Erleichterung 
der Finanzen eintreten, wenn die noch drei bie vier Jahre 
erforderliche Theißregulirung ausgeführt jein wird. 

„Für diefe Rubrik find auf das Jahr 1861 636,000 fl. 
veranfchlagt, daher die Erjparniß hier mit wenigftens 500,000 fl. 
angehofft werden fann. 

„Denn in Bezug auf die eben befprochenen Erjparnifie 
bedauert wird, daß bei dem beftehenden Syſteme ſolche Er- 
fparungen nur auf dem Felde productiver Thätigkeit bezielt 
werden, fo muß dagegen vor Allem bemerkt werden, daß bei 
dem bisherigen Syiteme für Zwecke der productiven Thätig- 
feit im Allgemeinen feine feften Summen veranſchlagt wurden, 
fondern für diefe Zmwede wur infoferne vorgedacht zu werden 
pflegte, als Seitens der zuftändigen Behörden gewifje für den 
Staat oder einzelne Provinzen nuutbringende Neubauten in 
Anregung gebradjt wurden, und man fi) der nit immer 
utreffenden Erwartung hingab, daß die hiedurch vom Staats⸗ 
habe zu tragenben Auslagen in der laufenden Staatsein- 
nahme ihre Bededung finden werden. 

„Sobald nun die der Beendigung entgegengehenden 
Neubauten vollendet werden, deren plößliche Einftelung mit 
Rückſicht auf die bereits beftrittenen Auslagen nicht mehr 
ausführbar ift, kann es nicht auffallen, daß die präftminirte 
Auslage nad) Umftänden entweder gauz entfällt, oder daß eme 
in diefer Beziehung noch weiterhin zu präliminirende Poſt 
nur die Erhaltungstoften der bezüglichen Objecte treffen kann. 

„Dabei fommt noch zu erwägen, daß unjere Finanzlage 
bon einer Art iſt die es nicht gerathen erſcheinen läßt, die 
unerläßlichen Erleichterungen erſt von der vollſtändigen Durch⸗ 
führung der im Syſteme angebahnten Reformen abhängig 
zu maden. Es wird vielmehr zur dringenden Pflicht, alle 
Ausgabsrubriken ſchon jett der eimdringlichften und forgfäl- 
tigften Sichtung zu unterziehen und diejelben nur auf bie 
unvermeidlichen und weſentlichen zu befchränten. 

„Den bezeichneten Eriporniffen liegt das Streben nad 
thunlichſter Herftellung des finanziellen Gleichgewichtes durch 
Einführung einer ftrengen Wirthichaftlichleit zum Grunde und 
diefes Streben muß bei mißlicher Finanzlage für jedes Sp: 
ftem nicht nur als empfehlenswerth, jondern als dringend ge- 
boten anerkannt werben. . 

„Es find ſonach in richtiger Auffafjung des noch aus 
den Boriahren herrührenden Syftems, deſſen Umftaltung am 
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gebahnt wird, die Bauten für die politifhen Behörden und 
fir die Strafonftalten auf das Maß des wirklichen Bebürf- 
niſſes beichränft, und wenn bdiefelben einmal beendet find, 
laun es fih wohl biebei nur um die Inſtandhaltung derfelben 
handeln, Werden übrigens nah Durdführung der in Aus- 
ſicht ſtehenden organiſchen Reformen in der Verwaltung ſich 
ber der Bilanz zwifchen den Einnahmen und Ausgaben des 
Staates Activen herausftellen, fo wäre wohl allerdings das 
geld prodnetiver Thätigkeit dasjenige, welches zuvörderſt mit 
den entiprechenden Mitteln bedacht werden müßte; in dem 
gegenwärtigen Augenblide handelt es fich indeilen zunächſt 
md vor Allem um die Regelung des Haushaltes und um 
moerzügliche Einführung aller nur möglichen Erleichterungen, 
weihe auch in diefer Zeit des Ueberganges, abgejehen vom 
Softeme, une immerhin vealifirbar ericheinen, und dieß wird 
mt den oben angedeuteten Einfchränktungen bezwedt.“ 

‚ Der Berichterftatter Graf Clam las hierauf das Eo- 
mte-Outachten vor, wie folgt: 

„Uebrigens kaun das Comité nicht umhin, den Antrag 
zu ftellen, der hohe Reichsrath möge den Wunſch ausſprechen, 
dag mit der factiichen Auflöfung der Landesbehörden, welche 
mt den auf den definitiven VBerwaltungsorganismus der Mon- 
arhie Bezug habenden Fragen im innigften Zufammenhange 
Reht, bis zur Einberufung der Landesvertretungen innege- 
haften werde.“ 

Graf Elam bemerkte: „Das Comite ift hier von dem 
edanken geleitet worden, daß in diefem Augenblide, in wel- 
dem die Ueberzeugung allgemein ift und aud) in dem Comite- 
derihte ihren Ausdrud findet, daß wejentliche Veränderungen 
m Innern der Monarchie bevorftehen und nothwendig find, 
8 niht an der Zeit fei, eingreifende Reformen, welde jenen 
deränderungen vorgreifen, on jegt mit aller Eile in’s 
Bert zu jeßen. Es ift insbefondere hervorgehoben werben, 
daß die Mafregel der Aufhebung der Landesbehörden der 
timelnen Kronländer die Gefühle der Bewohner dieſer Kron« 
Iimder und dieje felbft in ihrer Individualität ſchwer verlegt 
babe. Daher wurde diefer Satz vom Comité entworfen und 
enfimmig angenommen.“ , 

‚ Der Minifter des Innern ridtete an Se. kaiſ. Ho- 
keit die Bitte, daß die vorgedachte Beilage verlefen werde; 
I h wünjchenswerth, um fie zur Deffentlichleit gelangen 
in laſſen. 

Se. kaiſ. Hoheit erwiderte Hierauf, daß dieſe Beilage je- 
denfalls durch die „Wiener Zeitung“ veröffentlicht werden würde. 
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Reichsrath Graf Auersperg: „Ich möchte den hier ge- 
ftellten Antrag des Comites aus dem Grunde nod naddräd- 
lich unterflügen, weil gegen die bereits ausgeiprodhenen Berei- 
nigungen einiger Landesregierungen nebft den geographijchen, 
politiihen und — id) kann wohl fagen — patriotiihen Be- 
denken auch noch adminiftrative Bedenken erhoben werden 
fönnen und namentlich Beſorgniſſe fi daran Tnüpfen laffen 
von einer adminiftrativen Zurüdjegung, vielleicht auch Ver⸗ 
nadhläffigung. Ohne darauf einzugehen, inwieferne dieje Be- 
denken begründet find oder nicht, möchte ich doch Hinweifen, 
daß diefer Umftand insbejondere rüdfihtlih der Vereinigung 
von Krain mit dem Gebiete von Trieft ftattfindet. Die Ber- 
einigung heterogener Intereſſen, wie fie nämlid hier ob- 
walten, wird gewiß von feinem adminiftrativen Bortbeile 
fein. Da jedod über diefen Gegenftand bereits ein Maje- 
ftätsgejuch vorliegt, welches jeiner Erledigung im regelmä- 
Bigen Wege entgegenfieht, fo erlaube ih mir nur, die Auf- 
merkſamkeit der hohen Berfammlung auf diefe Angelegenheit 
zu Ienfen, ohne durch ein weiteres Eingehen in die Sache 
den Gang der Debatte aufzuhalten.“ 

Reichsrath Freiherr v. Betrind: „Ich ergreife daB Wort 
aus dem Grunde, weil mein Kronland zu denjenigen gehört, 
welche aufgehört haben ein eigenes Kronland zu fein, oder 
vielmehr, welde ihre Landesregierung verloren haben. Sch 
bin weit davon entfernt, unferer Landesregierung da8 Wort 
reden zu wollen, denn einen fwerfäligeren und un=- 
zwedmäßigeren Organismus, als die Landesregierungen wa- 
ren, habe ich nicht gefannt, und glaube hier nur an die Worte, 
welche Herr Graf Barköczy in diefer Verfammlung außge- 
ſprochen hat, erinnern zu dürfen, daß man Stellen nidht der 
Sade wegen, jondern nur, um Beamte anzuftellen, geihaffen 
bat. Es gibt eine Mafle Beamten im Lande, bie nichts zu 
thun haben und welche nur in der Vervielfältigung der Form 
ihre Beichäftigung ſuchen. Ih Habe die Unzwedmäßigkeit 
dieſes Organismus befonders betont, weil ſchon jener Orga= 
nijator, der jo verſchwenderiſch jolhe Stellen creirte, bier 
eingejehen bat, daß fie für Kleine Kromländer zu viel wären, 
und daher die Landesregierung und die Kreisbehörbe in eine 
Behörde sufammenzugiegen jei, und glei in der erften Zeit 
zeigte fich die Unzwedmäßigfeit diefes Organismus. Die erfte 

Inftanz bildeten die Bezirksämter. Nun waren aber zwei 
Inftanzen in einer und derfelben vereint, fo, daß fie bald als 
Kreisbehörde, bald als Landesregierung fprad. Der einzige 
Unterſchied, der ftattgefunden Hat, war, daß, wenn fie als 
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Kreisbehörde urtheilte, der Statthalteretrath rechts, und wenn 
fie als Landesregierung Recht ſprach, der Statthaltereirath 
links ſaß, und es find Fälle vorgelommen, wo an eine und 
dieſelbe Perfönlichkeit Recurſe eingereicht werden mußten und 
die Sade verloren wurde, weil fie fchon bei der Kreisbehörde 
verloren war. Das vorige Minifterium hat nun geſucht eine 
Abhilfe dafür zu finden, nnd glaubte fie darin gefunden zu 
aben, daß es gejagt hat: wenn die Landesregierung als 
Kreisbehörde entichieden hat, fo geht der nächfte Recurs am’s 
Minifterium. Damit ift aber keine Abhilfe gegeben, denn 
die Heinen Kronländer haben eine Inftanz verloren, nämlich 
die der Landesregierung. — Es ift dieß außerordentlich wich- 
tig bei allen politiihen Angelegenheiten, wobei jelten die be= 
ſtehenden Vorſchriften angewendet werden, weil man nicht 
fagen kann, daß ein Geſetz befteht. Ich kann, wie gelagt, 
nicht das Wort führen für die Landesregierungen, und ich 
für meinen Theil fehe die Unabhängigkeit eines Kronlandes 
in der von Sr. Majeftät dem Kaifer ausgefprochenen eigenen 
Landesvertretung des Kronlandes und in der von uns ange- 
firebten Autonomie. — Sol ein bureaufratifher Organismus 
nur die Unabhängigkeit wahren, jo würde ich für meine Per- 
jon darauf verzichten. 

„Es befteht aber noch eine andere Befürchtung, die das 
Land allgemein theilt, und deßwegen habe ich mir eigentlich 
erlaubt, da8 Wort zu ergreifen. 

„Durd die Aufhebung der Landesregierung ift nämlich 
der Religionsfond wieder nad) Lemberg gewandert. So lang: 
er in Lemberg verwaltet wurde, war e8 grundfätlich der Bu- 
fowina entzogen, daß die Meberjchußgelder im Lande ange- 
legt wurden. 

„Erft mit der Creirung der Landesregierung kam bie 
Gebarung der Landesfonde in das Land und wurde der Grund- 
ja ausgeſprochen, daß die Ueberſchußgelder — (mie dieß ſchon 
beim Eultusminifterium gejagt worden iſt) — in ber Buko— 
wina angelegt werden. — Es entfleht nun im ganzen Lande 
die Befürchtung, daß diefe Gelder nicht wieder im Lande an- 
gelegt werden, und deßhalb muß ich auch das hohe Minifte- 
rium um Aufflärung bitten; denn e8 beruht dieſe meine Bitte 
auf den gerechteften und bilfigften Forderungen der Provinz.“ 

Der Minifter des Innern: „Ih Tann in diefer Be- 
ziehung dem Herrn Reichsrathe Freiheren v. Petrind die 
Beruhigung geben, daß in der jeßigen Gebarung und Ber- 
waltung der Gelder des Landes nicht die mindefte Aenderung 
eintreten wird. — Es ift fogar bedauerlich, daß diefer Fond, 
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welcher ein Bulowinaer Fond ift und in der Bulowina ver» 
bleiben follte, nach Lemberg, wie der Herr Reichsrath fich des 
Ausdrudes zu bedienen beliebte, hinwandern mußte. Das 
geihah nur defhalb, weil die Gebarung mit folden Fonden 
jet Sache der LTandesftellen ift, und daher, jo wie es früher 
in der Bukowina der Fall war, jett bei der galiziihen Lan⸗ 
desftelle geichehen muß. 

„Das ift übrigens nur eine Mebergangsperiode, welche 
nicht lange dauern Tann. Sobald die Autonomie des Landes 
verwirklicht ift, wird deſſen Vertretung zugleich mit jener der 
geiftlihen Behörden einen gemeinihaftlichen Einfluß auf diefe 
Sonde nehmen und ſodann fein Anftand fein, daß die ganze 
Gebarung der Gelder nah der Bukowina zurüdgehen und 
ber Obhut der dortigen Landesvertretung übergeben wird. 
Darüber darf uidht die entferntefte Befürchtung beftehen. 

„Sch finde diefes um fo nothwendiger, ann daß aus die- 
fen Geldern den Gutsbefizern zu Hilfe gefommen werden 
könne. Alle Grundbeſitzer, wie die Befiter ftädtiicher Reali— 
täten, in der Bulowina genießen no) nit der Wohlthaten 
des Creditvereins, aus dem fie feine Aushilfe befommen fön- 
nen, weil fi) theilweile die Landtafeln noch nicht in einem 
geregelten Zuftande befinden und die Normen noch nicht be— 
zeichnet find, nach weldhen die Berechnungen ftattfinden ſollen. 

„Ih glaube daher, daß die Zuwendung diefer Gelder 
jett eine Wohlthat wäre, welche dem Lande unter feinen Ver- 
hältniffen entzogen werden könne und dürfe — und glaube 
auch weiter die Bemerfung machen zu follen, daß die Weber- 
weilung des Religionsfondes, d. h. der Gebarung bes Reli— 

ionsfondes, an die Landesbehörden ſodann gleichfalls ge= 
heben und daß eine Verabreichung jolher Gelder an gali- 
ziſche Gutsbefiger nicht flattfinden wird.“ 

Reichsrath Freiherr v. Betrind : „Ic danke dem Herrn 
Minifter für diefe Erklärung, u. zw, aus einem doppelten 
Beweggrunde ; denn erftens liegt mir der Religionsfond ebenfo 
am Herzen, und es ift volllommen gerechtfertigt, daß er der 
Lemberger Landesregierung übergeben wurde, weil in Czer— 
nowig bei Anlegung der Gelder bedauerlicher Weife auch un 
lautere Beweggründe mitgewirkt haben, — und zweitens, daß 
diefe Gelder im Lande angelegt werden follen.” 

Reihsrath v. Jakabb: „An jene Poſten aus dem Budget 
des Minifteriums des Innern, auf welche das Comité die 
Aufmerkſamkeit des hohen Reichsrathes bejonders hingelentt hat, 
erlaube ich mir noch weitere zwei Poſten zu reihen, nämlid 
die der Reifeauslagen in der Summe von 1,392,622 fl, 
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und die andere unter dem Titel Dinrnen im Betrage von 
1,720,719 

„Ich bin nit der Anſchauung, und es liegt keineswegs 
in mir, nicht einjehen zu wollen, daß ber Allerhöchfte Dienft 
die Reifen der Beamten, und befonders ber unterften Beamten 
nicht nothwendig mache, und ich behaupte auch nicht in Bezug 
auf die Bezirfsämter, daß diefe Reiſen überhaupt unnöthig 
wären. Es gejchehen aber bei dieſem commifftonellen Verfahren 
folde Mifbräuche, daß man bereits ein Handwerk daraus 
gemacht hat, und Derjenige, der die meiften Diäten und Rei⸗ 
jefoften verrechnen kann, wird von feinen eigenen Collegen 
zum Künftler erhoben. 

„Es waren Zeiten, und zwar Zeiten vor dem Sahre 
1848, welche man, wie in anderen Ländern, fo auch in Sie- 
benbürgen die guten alten Zeiten nannte, 

„Ih will für die Autorität und Bolllommenheit ber da- 
maligen Inftitutionen durchaus nicht einftehen ; ich ehe ein, 
daß fie jehr viele Schattenfeiten gehabt haben, fowie überhaupt 
jede Inftitution ihre Licht- und Schattenjeiten befitst, ſolche 
Seiten, welde in jpäteren Jahren nicht mehr dem allgemeinen 
Wohle entiprehend waren, wofür uns die verfloffenen 10 Sabre 
auch ein hinlängliches Beiſpiel geliefert haben, fo daß wir nım 
ſelbſt auf dem Punkte find zu erklären, daß diefe Verwaltun 
gegenwärtig nit mehr tauglich ſei. Folglich können wir au 
nit dafür gutftehen, daß jene Inſtitutionen, welche wir jebt 
mit unferem beften Wiffen und Gewiflen für die Zukunft 
bereiten wollen, nit etwa auch mit der Zeit eine Schatten- 
feite zeigen werden. 

„Die gejagt, ich will feine Lobrede auf diefe guten alten 
Zeiten Halten, — fie Hatten aber auch ihre guten Seiten. 

„Damals hat zum Beifpiele der Beamte in Siebenbürgen 

jehr oft die Ortichaften in feinem Bezirke befucht und mitunter 
die Angelegenheiten, ohne vom Wagen herunter zu fteigen, 
gelhlichtet. — Ich Sage nicht, daß es auf diefe Weife am 
eften geſchah; aber die Parteien waren meiftens zufrieden 
damit, und das Berfahren koſtete dem Staate gar nichts. Man 
wird auch, jo denke ich, darauf antworten fönnen, defto mehr 
habe dieß alte Verfahren dem Volke gefoftet; ich erwidere 
dagegen : von dielen Koften, dafür Tann ich gutftehen, ift das 
Bolt aud) jet nicht befreit. 

„Webrigens, auch abgefehen von dem Gefidhtspuntte der 
Finanzen, muß ich behaupten und fagen: Dieles jetige com⸗ 
miffionelle Verfahren, diefe vielen Reiten bei ven unterftehenben 
Behörden lähmen auch die Verwaltung felbft. 


.wo e8 mit dem 
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„Jeder Beamte trachtet nur viele Reifen in feinem Be- 
zirfe zu unternehmen, um Diäten zu jammeln, die reellen 
Arbeiten aber bleiben beim Amte liegen, während diejelben 
ganz bejonders in's Leben des Volkes eingreifen. 

„Man ift ſehr geneigt, die Stodung in der Verwaltung 
der Unzulänglichleit der Arbeitskraft zuzufchreiben. Ich will 
dieß jo umbedingt nicht glauben, wenn man nicht zugleich oder 
mitunter die Unzulänglichfeit der geiftigen Kraft darunter 
meint. Die Berwaltung ftodt, wie gejagt, erftens durch diefe 
vielen commiifionellen Ausflüge; e8 ftodt diefelbe in Sieben- 
bürgen insbeſonders mitunter fehr wegen der vielen Jagden 
und der Jagdluſt, welche nirgends in ganz Defterreidh jo von 
den Beamten auegebentei wird, wie gerade in Siebenbürgen, 

ureauleben auch zumeilen ein eigenes Be- 
wandtniß hat. Man glaubt feinen Pflichten Genüge geleiftet 
u haben, wenn man Vechs bis fieben oder aud acht Stunden 
im Bureau zugebradjt hat, ohne etwas gearbeitet zu haben ; 
ja jogar, wenn man bie Dienftesftunden genau eingehalten 
hat, Bart man fi), abgejehen von der geleifteten Arbeit, noch 
berechtigt zu einer befonderen Belobung. 

„Die Berwaltung ftocdt ferner wegen der vielen Aus- 
weife, der periodiichen Ausweiſe nämlich ; und es leidet nicht 
nur die Bermaltung jelbft, ſondern e8 leiden aud) die Parteien 
hierdurch jehr. Man verfaßt nämlich periodifche Ausweiſe und 
weiß zwar ficher, daß man nicht die Hälfte der Wahrheit ge- 
mäß eingeiragen bat; aber man kann der Wahrheit nicht auf 
ben Grund kommen, und bie höheren Behörden find damit 
zufrieden, und die Verwaltung felbft, wenigftens ift das meine 
Meinung, leidet nur dadurch. 

„3% habe die Erfahrung gemacht vor zwei Jahren, wo 
ich eine Hochgeftellte Perfönlichkeit beiuchte, welche die Ober- 
aufficht über die unteren Aemter in Gerihtö-Angelegenheiten 
hatte. — Ich wurde von derjelben gefragt, wie denn die 
Sachen bei dem Bezirtsamte, wo ich wohnte, gingen ? darauf 
Ingte ih: es ginge eben, wie es geht, aber die Verlaſſenſchafts⸗ 
Abhandlungen, die Waifen-Angelegenheiten, die Landes-Inta- 
bulationen die ftoden fehr. 

„Das Unglüd hat nun gewollt, daß der periodiſche Aus- 
weis gerade an demjelben Tage angelangt war. Er lag auf 
dem Tiſche. Die betreffende Perfönlichleit meinte in Folge 
deffen mir feinen Glauben ſchenken zu follen, und hat mid 
gar nicht angefehen, fonbern fih eben auf diefen Ausweis be- 
rufen, worin gar feine Rüdftände nachgewiefen waren. Ich 
mußte mich daher befhämt vor diefem Ausweije zurüdziehen 
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und eingeftehen: es ift vielleicht fo, wie e8 dafteht, bei alfe- 
dem, bab ich überzeugt bin, daß viele von denielben Gegen- 
Ränden fo wie vor zwei Jahren auch noch heute unerledigt 
find. Das find die Urſachen, aus welchen die Adminiftration 
ſtockt, und nicht wegen Unzulänglichleit der Kräfte. Ic) könnte 
noch mehr ſolche Urfachen vorbringen, welche alle zum Be— 
weife der Unbrauchbarkeit des gegenwärtigen Syſtems in der 
politifchen Adminiftration dienen fünnten. Da aber biefer 
Grundſatz bereits vom Comité ausgefprodhen und von allen 
Seiten beflätigt worden ift, jo brauche ich ihn nicht anzufüh- 
ren. Ich ftelle daher nur den gehorfamften Antrag, der hohe 
Reichsrath möchte unter jene Poften, welche der befondern 
Aufmerkſamkeit des Minifteriums für die Zufunft, infolange 
als die neue Organifirung nicht eintritt, empfohlen werden 
follen, in Bezug auf die Erjparungen auch insbejondere bie 
Reife-Auslagen und Diäten einreihen. 

„Was den lebten Punkt des vorgelefenen Berichtes an- 
verandt, in weldem nur von den Landesbehörden und Lan- 
desftellen die Rede ift, fo habe ich gehört, daß in Siebenbürgen 
vielleicht auch vier Kreisämter aufgelöft werden follen, wenn 
aus nicht jeßt, doc daß dieß wenigſtens im Zuge jei. Ich 
ftelle daher folgenden Antrag: Zu diefen Landesbehörden zu- 
gleich auch anderer mittlerer Behörden Erwähnung zu thun, 
aus dem Grunde, welchen Graf Elamı bereits ausgefprochen 
bat. Es dürfte nämlich die Bevölkerung fehr beirren, daß der- 
malen, wo ſchon eine ganz neue Organifirung einzuführen 
wäre, die Mittelbehörden organifirt werden, da man dann auf 
jene ſchon Lange verheißene Zukunft nicht rechnen zu können 
glauben würde, und zweitens aus der Rüdficht, weil in Sie- 
benbürgen die neue Eintheilung, welche feit 10 Jahren ein- 
geführt ift, die frühere, auf einem wirklich Hiftorifch-nationalen 
Grundfate bafırte Eintheilung beirrt hat und das Volk der 
Hoffnung fi) Hingibt, diefe, die nationale, politifche und Hi- 
ftorifde Seite beirrende Eintheilung bald befeitigt zu jehen 
und eine der früheren anpaflende nene zu erhalten. Damit 
würden die Erwartungen der Bevölkerung, wie gefagt, nicht 
beirrt und der Mißmuth behoben.“ 

Reichsrath Eonte Borelli erflärte, daß er für den Fort⸗ 
beftaud der 4 politifchen Präturen zu Zara, Spalato, Ragıfa 
und Cattaro, deren Auflafjung für den 1. October I. J. au⸗ 
geordnet worden ift, fo wie auch für den Kortbeflaud der 4 
dalmatiniichen Kreisämter da8 Wort führen wolle. 

Er ftellte dar, daß die erwähnten 4 PBräturen in politi- 
ſchen Angelegenheiten die erfie Inftanz bilden, die Kreishaupt- 
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mannſchaften die zweite und die dalmatinifche Statthalterei 
in mehreren Gegenftänden die dritte, und daß ihre Auflaffung 
aus Eriparungsrüdiichten befchloffen wurde. Da jedoch jeben- 
falls ein dreifacher politifcher Inflanzenzug beibehalten werden 
müffe, fei er der Anficht, daß durch die Aufftellung des Mi- 
nifteriums des Innern al® britter Inftanz diele Erfparumgs- 
zwecke nicht erreicht werden, da er nachweiſen wolle, daß die 
neugeihaffene Inſtanz im Berhältmiffe zu der aufgelaffenen 
Inftanz einen 55fach höheren Koftenaufwand erheifcht. Er 
erflärte von der Annahme auszugeben, daß der Perſonalſtand 
des Minifteriums des Innern dem Gefchäftsftande entfpreche, 
und daß folglich die Zahl der Geichäftsftüde in angemeflenem 
Berhältuiffe zum Perſonale ftehe. Wenn daher in Ausführung 
der oberwähnten Mafregel fih eine Vermehrung der ®e- 
ichäfteftüce ergebe, werde auch zu einer Vermehrung bes Per⸗ 
jonales gei'hritten werden müfjen, woraus ein höherer Staats⸗ 
aufwand erwachſe. Er ftellte ferner dar, daß die Kreishaupt- 
mannſchaften als zweite Inftanzen allerdings auch fchon bis 
jegt einen Theil der betreffenden Geichäfte zu verhandeln hat- 
ten. Es müſſe aber immerhin zugegeben werben, daß die 
Geſchäfte in erfter Inſtanz ftets viel zahlreicher find als in 
zweiter Inftanz, und daß überbieß auch noch der beträchtliche 
Zeitverluft, welchen der Verkehr mit den Parteien verurfacht, 
zu berückſichtigen kommt; aud) bei den Kreisbehörden werde 
fih daher die Nothwendigkeit einer Perſonalvermehrung erge- 
ben und jomit eine weitere Belaftung des Staatsſchatzes. Auch 
binfichtlich der Statthalterei, welche von einer dritten zu einer 
zweiten Inftanz wird, müfje einem größeren Gefchäftsandrange 
entgegengelehen werden. Es werde daher bei diefen beiden 
Behörden durchaus keine Erjparung, ja vielmehr, wenigftens 
bei der erfteren, ein höherer Aufwand eintreten. 

Eonte Borelli bemerkte ferner, daß er zur Begründung 
jeiner erfteren Behauptung und nur von der politiichen Prätur 
und dem Kreisamte in Zara fprehend, auf Grund amtlicher 
Nachweiſe darthun könne, daß die Prätur in Zara im Ganzen 
einen Aufwand von 8494 fl. 77 fr. erheifcht, wovon jedoch auf 
das Perſonale nur 4889 fl. 20 fr. entfallen, während der 
Ueberihuß die Miethauslagen, Zeugen- und Sadhverftändigen- 
Gebühren, Eommiffionstoften, Pauſchalien u. ſ. w. betrifft, 
welche Auslagen auch in Zukunft fortbeftehen werden, dba die 
betreffenden Amtshandlungen fortdauern, und daf die erwähnte 
Prätur im Jahre 1859 13,297 Einlaufftüce zählte, daher jedes 
einzelne Gejchäftsftüd, was die Koften des Berfonales anbelangt, 
bem Staate auf 37 Er. zu ftehen kam. 
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Das Kreisamt bedarf im Ganzen ein Koſtenerforderniß 
von 17,708 fl. 73 kr. und erledigt 20,720 Geſchäftsſtücke; 
jede Erledigung koſtet demnach dem Staate 83 fr. "Die dal- 
matinifche Statthalterei endlich erfordert einen Aufwand von 
101,413 fl. 77 tr., wovon 10,206 fl. 18 fr. für die Regierungs- 
biätter in Abzug zu bringen find. Die Zahl der Geichäfts- 
ſtücke bei derjelben beträgt 27,000 Nummern, die Behandlung 
jeder einzelnen derfelben koſtet ſomit beiläufig 3 fl. 31 Er. 

Eonte Borelli bemerkte ſchließlich, daß das Minifterium 
des Innern einen Aufwand von 716,900 fl. erheifcht, und daß 
er, ohne zwar hierüber amtliche Nachweiſe zu befiken, aus 
guter Duelle wiffe, daß die Gefchäftsftüde des Minifteriums 

eiläufig 35,000 Nummern betragen, daher jede Erledigung 
bei demjelben dem Staate beiläufig 20 fi. 48 Tr. koſtet; es 
fei fomit vollftändig dargethan, dag man eben diejenige der 
drei Inftanzen auflaffen wolle, welche einen fünfundfünfzigfadh 
geringeren Aufwand erheifcht, als die neu in's Leben tretende, 
— doch ſicherlich nicht ein Vortheil für den Staatsſchatz 
erwachſe. 

Zur genaueren Nachweiſung der ſtaatswirthſchaftlichen 
Nachtheile, welche aus der — 32 — Maßregel erwachſen, 
fügte der Redner die folgende, auf den oberwähnten Angaben 
beruhende Darſtellung bei: 

Staatsaufwand —* ein Geſchäftsſtück, welches nach dem . 
gegenwärtigen Syſteme die erwähnten drei Inſtanzen durchläuft: 

1. Inkan; ... 37 


„ e 0 0 0 0 “ ‘ ”n 83 „ 


3, nr, 


Im Saunen . . 4f. 51 k. 
Staatsaufwand für ein Geſchäftsſtück nad dem künftigen 
Organismus: 


0 0 


1. Inſtazz... — fl. 88 kr. 
* In . . . 0 . . . . 3 „3 ” 


Im Sanzen . . 24 fl. 62 ir. 
Conte Borelli fügte bei, daß, wenn ihm die Eiumwen- 
dung gemacht werben wollte, daß nur wenige Gegenftände bis 
zur dritten Inftanz gelangen, er ganz entgegengejetter Anficht 
fei, da in Dalmatien das Weiderecht unbeſchränkt iſt, woraus 
eine ungeheure Anzahl von Feldbeſchädi ungen erwächft, wel- 
he allein eine ſolche Anzahl von Fecurfen edinge, daß ſchon 
diefe genügen würden, dem Staate zum Nachtheile zu gereichen. 
Ueberdieß ei die Bevölferung Dalmatiens im Allgemeinen 
2 
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zu. Recursführungen geneigt, und endlich würde felbft in den 
Fällen, ig melden ein Gegenftand nicht zur dritten Inftanz 
elangt, das Koftenerfordernig ber beiden erften Inftanzen 
on ein höheres fein. 

Er beantragte daher, daß ber verftärkte Reichsrath aus 
Erſparungsrückfichten feine an Se. k. k. Apoſtoliſche Majeftät 

erichtete unterthänigfte Bitte um Fortbeftand der politifchen 
Bräturen Bu Zara, Spalato, Raguſa und Cattaro unter- 
gen wolle. 

Sinfihtlih der 4 Kreishauptmannicdhaften bemerkte Conte 
Borelli, daß er in einem Sr. k. k. Apoftoliihen Majeftät 
von dem Herrn Leiter des Finanzminifteriums erftatteten aller- 
unterthänigften Bortrage die Auflafjung der erwähnten Kreis- 
behörden angeregt gefunden habe, und daß er fih aus folgen- 
den Gründen für deren Belaffung verwenden zu jollen erachte. 

Er ftellte dar, daß jede Kreishauptmannſchaft 8-, 12- bis 
15,000 und noch mehr Bewaffnete in ihrem Sprengel zählt, 
zu deren Ueberwachung und allfälligen Berwendung dieje Ober- 
ne unumgänglih nothwendig find; daß bei dem leb— 
haften Charakter der Bevölferung häufig unter den Gemeinden 
und nicht jelten an den Gränzen der einzelnen Bezirke Strei- 
tigfeiten entftehen, in melden Fällen die einzelnen Bezirke- 
vorfteher immer nur im eigenen Sprengel wirken können, und 
» daher eine bei den Bezirken vorgejettte Kreisbehörde unent— 
behrlich fei; daß Spalato, Ragufa und Cattaro, als wichtige 
Seeftädte von weltgejchichtlicher Bedeutung und megen ihres 
fteten Verkehres mit dem Auslande, jowohl aus Rückſichten 
des Anſehens, als wegen zahlreicher anderer Umftände einer 
höheren Xocalbehörde bedürfen; daß für dem Verkehr auf ber 
Landjeite eine Oberbehörde erforderlich jet, weil die Behörden 
des angränzenden türkifhen Reiches mit Unterbehörden nicht 
verhandeln wollen, was auch in Betreff Montenegro’s gelte ; 
zur Seejeite aber, um bei dem fteten Einlaufen von Schiffen 
unter fremden Flaggen allfällige Unzufömmlichleiten raſch zu 
bejeitigen und zu verhüten, dab unbedeutende Vorfälle zu in- 
ternationalen Fragen anſchwellen; daß an den türkiſchen und 
montenegriniſchen Gränzen Händel vorgekommen ſeien, zu 
deren —* Schlichtung ein Bezirksvorſteher nicht genüge, 
wozu vielmehr eine Kreisbehörde nothwendig ſei, welche ohne 
Verzug Tauſende von Bewaffneten aufbieten könne; daß die 
Kreishauptmannſchaften ferner nothwendig ſeien, um zum 
Schutze der bürgerlichen Sicherheit die türkiſchen und mon- 
tenegriniihen Gränznadhbarn zu überwachen und den häufig 
beabfichtigten Einfällen zuvorzulommen und felbe zu vereiteln; 
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daß durch Belaffung der Kreishauptmannfchaften auch der drei- 
fache politifhe Inftanzenzug in Dalmatien aufrecht erhalten 
bleibt und jene Geichäftscentraliftrung vermieden wird, die, wie 
oben nachgewieien wurde, dem Staatsfchate fo jehr zum Nadı- 
theile gereicht; — daß endlih aud Dalmatien in der Lage 
fei, die Koften diefer unentbehrlihen Behörden felbft zu tragen, 
denn, wenngleih für Dalmatien in dem Gefammtausmeife 


der Einnahmen und Ausgaben des Staates ein Abgang von 


268,500 fl. angeſetzt erjcheint, habe ſich doch nad) einer Ueber» 
prüfung der Anfäge, um welche das Sinanzminifterium erfucht 
wurde, ergeben, daß biejes Land feine Erforderniffe deckt und 
noch einen geringen Ueberſchuß abwirft. 

Aus allen diefen Gründen erflärt der Redner, daß er die 
Auflöfung der erwähnten4 Kreisbehörden ſowohl aus allgemeinen 
wie aus jpeciellen Rüdfichten für überaus nachtheilig halte. 

Der Minifter des Innern: „Ich muß mir zur Auf- 
flärung diejes ©egenftandes ein paar Worte erlauben. Es 
handelt fi) um die 4 Präturen und die 4 Kreisämter in 
—— welche der Herr Graf Borelli zur Sprache ge- 
racht hat. 

„NRüdfichtlich der 4 Präturen habe ih nur zu bemerken, 
diefelben find bereits aufgehoben, wenigftens ift ihre Auflöfung 
ansgefprochen und wird am i. October wirklich ftattfinden. 
Ih muß zur Berichtigung der Anſicht des Herrn Grafen nod) 
anführen, daß es eigentlich nicht abjolut vier Inftanzen gibt, 
jondern daß die Eintheilung wohl nicht die allerzmedmäßigfte 
it, aber fo befteht, daß in einigen Fällen die Bezirksämter 
erfte Inſtanz und die Kreisämter in anderen Angelegenheiten 
gleichfalls erfte Inſtanz waren. Die zweite Inftanz war dann 
die Landesſtelle und die dritte das Meinifterium. 

„Daß durch eine ſolche Mafregel, indem ſich die Gewalten 
zwiſchen der erften Inftanz, dem Bezirksamte oder der Prätur, 
und zwifchen dem Kreisamte theilen, größere Schreibereien 
entftanden find, ift eine natürliche Folge, weil an die Statt- 
halterei nichts hat gelangen können, bevor es nicht das Kreis⸗ 
amt paffirt hatte, und daß dadurch Competenz>Conflicte ent- 
fanden find, war ebenfo die Folge davon, weil ſich die Geſchäfte 
eben nicht mathematifch ſcheiden laſſen. Allein bei der In— 
fituirung der Inftanzen, als: Kreisamt, Landesregierung und 
Minifterium, ift man von der Idee andgegangen, daß das 
Kreisamt und die Prätur theilweife erfte Inftanz ſei. In den 
meiften ee bat, wie mid) die Erfahrung lehrt, es fich ge- 
zeigt, daß dieſe Inftitution eine. unzwedmäßige war. Es ift 
daber bei Uebernahme des Minifteriums meine Abficht geweſen, 
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die Kreisämter aufzuheben und es bei den Präturen bewenden 
zu laffen, e8 mögen gemifchte oder politifche fein, ſowie ich 
den Gang diefer Angelegenheit rüchichtlich Niederöſterreichs, 
Stetermarfs und der übrigen Kronländer bereits eingehalten 
habe. Der Herr Gouverneur von Dalmatien hat jedoch da= 
egen Einjpradye erhoben und bemerkt, daß die Aufhebung der 

reisämter in Dalmatien nicht zuläffig fer, weil das Land jehr 
lang und dabei ſchmal ift, weil die Berührungen der Kreis- 
ämter mit den angränzenden Pegierungs-Organen der Türkei 
fehr häufig find und die türfifhen Autoritäten mit weniger 
net Organen nicht verkehren wollen. Er jprad) —* 
demzufolge für die Belaſſung der Kreisämter aus, ſtellte aber 
dagegen eine andere Alternative, indem er ſagte: die Präturen 
ſeien überflüſſig, dieſe ſeien aufzulöſen und eine fernere Ver— 
einfachung in der Adminiſtration dadurch herbeizuführen, daß 
die Kreisämter mit den Finanz-Bezirks-Directionen oder In- 
tendanzen vereinigt werden. 

‚ „Auf Grundlage diefer Vorſchläge fah id) mid) veranlaßt, 
mit dem Finanzminifter mic in's Einvernehmen zu ſetzen, und 
wir find darüber einig geworden, daß von einer Zufanımen- 
legung der Intendanzen mit den Kreisämtern wohl jegt nicht 
die Rede fein könne, weil die eine zu tief in den Organis- 
mus einjchneidende Mafßregel wäre. Nun befchränkt fi da- 
her das Ganze auf die Auflöfung der Präturen und dieſe find 
meines Erachtens vollfommen überflüjfig und vergrößern nur 
die Auslagen. 

„Die Berechnung, welche der Herr Graf Borelli ange- 
ftellt hat, ift mir, ic) muß es geftehen, ganz neu, und fie zu 
widerlegen bin ich nicht im Stande, weil in das meritum der 
Sache eingegangen werden müßte. Es fcheint, daß der Herr 
Graf Borelli von dem Grundfage ausgegangen tft, daß die 
Zahlen zu dividiren find durch die Individuen und refpective 
durch die Gehalte, welche diefe Individuen befommen ; wenn 
dieß richtig wäre, jo müßte die Auflöfung der Kreisämter in 
den deutfhen Erblanden, deren Geſchäfte den Landesftellen 
zugelegt wurden, flatt einer Eriparniß einen beträchtlichen 
Zuwachs an Koften verurſachen. Dieß iſt aber nicht der Fall. 
Schon jest habe ich die Erfahrung darüber, weil nit in 
dem gleichen Maße, wie die Behörden zufammengelegt werden, 
fih die Zahlen der Geſchäftsſtücke concentriren und die Vor— 
ausjegung eine falſche ift, daß bei der Auflöfung der Präturen 
die Zahl von 13,000 derjelben ſammt und jonders in das 
Kreisamt falle. Alſo von einer Mehrausgabe ift feine Rebe, 
um fo weniger, als in gleicher Weife die VBorausfegung bes 
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Herrn Grafen eine unrichtige ift, daß aus Anlaß der Aufhe- 
dung der Präturen eine Vermehrung des Perjonals bei den 
dalmatiniſchen Kreisämtern ftattfinde. 

„Benn man mid alfo fragt, warum ich jene Aufhebung 
verfügt habe, jo führe ich zwei Gründe an: 1. weil id) bemerte, 
dag nicht alle Geihäftsenummern von den Präturen an die 
Kreisämter gehen, und 2. weil die Dotirung der Kreisbehör- 
den eine etwas zu große if. Doch wird diefen ohne Zweifel 
ein Mehr zugewendet werden müſſen, wenn fie mit ihren 
Kräften fein Auslangen finden. 

„Die Reiſekoſten, welche Graf Borelli von dem Ge— 
rihtsaufwande ausgeſchloſſen wiffen will, bleiben, das ift 
rihtig, und werden darum nicht vermindert werden, Aber 
der Betrag des Perfonals, der Betrag der Beamten nämlich, 
fowie der Localität und der Aufwand an Kanzleifpejen, für 
Beheizung u. ſ. w., dieß Alles fommt in Erfparung.“ 

Reichsrath Conte Borelli erflärte, nicht zugeben zu 
fönnen, fi dahin geäußert zu haben, daß der Staatsfhag 
eine 55 Mal höhere Ausgabe zu tragen haben werde; er 
babe vielmehr nur behauptet, daß bei dem Beſtande von 3 
politifhen Anftanzen die nen in’s Leben tretende Inflanz dem 
Staate 55 Mal mehr koftet als die aufgelafjene, und dieß 
babe er auch nachgewiefen; e8 erhelle dieß auch aus der Ein- 
wendung, welde er fich jelbft in feiner Rede aufgeworfen, 
und welche beweiſe, daß er fi des Umftandes volllommen 
bewußt war, daß die 3 politiihen Inſtanzen nicht von allen 
Geſchäftsſtücken durchlaufen werden ; daß feine Berechnungen 
darthun, wie gründlich er im diefen Gegenfland eingegangen 
jet. Er danfe dem Herrn Minifter des Innern für die Er- 
Härung, daß die 4 dalmatinischen Kreisbehörden fortbeftehen 
ſollen; er achte die Kenntniffe des Herrn Minifters auf dem 
Felde adminiftrativer Praris, bleibe aber dem ungeadtet in 
feinen neuen, oben entwidelten Anfchauungen über die Nach— 
theile, welche dem Staatsihate aus der Aufhebung der wie 
immer gearteten 3 politifhen Landesbehörden erwachſen, jo 
feft, daß, während er am 10. Auguft auf Grund der Propin- 
zialfoftenausweife, aus Eriparungsrüdfichten dem Herrn Leiter 
des Finanzminifteriums den Antrag auf Auflaffung der dal« 
matinifhen Finanzlandes-Direction überreicht Hatte, er num 
in Folge feiner über diefen Gegenftand neu gewonnenen An- 
ihauung, eben aus Erjparungsrüdfichten diefen feinen Antrag 
ausdrücklich zurücknehme. 

Reichsrath Freiherr von Rey er: „Nachdem Graf Auers⸗ 
perg über das Gouvernement von Krain geſprochen *3 
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der allerloyalften, und fomit empfehle ih dem hohen Reichs⸗ 
rathe den Beſchluß des Eomites umd bitte, wenn and) die 
Provinzen, welche zunächſt durch die Auflöfung der Landesre- 
ierungen betroffen werden, nur als Heine lieder des Ganzen er- 
einen, fie deßwegen nicht in ihren Rechte verkürzen zu wollen.“ 

Biſchof Freiherr v. Schaguna: „Der Herr Reicherath 
v. Safabb führt in feiner Rede unter Anderm an, daf die 
fiebenbürgifde Bevölkerung bie frühere nationale Eintheilung 
des Landes zurückwünſche. Ich glaube, mit diejer Ueberzeu- 

ung dürfte nur jener Theil der fiebenbürgiichen Bevölkerung 
—* einverſtanden erklären, welcher zu den drei bis zum Jahre 
1848 berechtigt geweſenen Nationen und Nationalitäten g% rte, 
das tft die Nation der Ungarn, der Szekler und der Sachſen. 

„Sch erlaube mir nun aufklärungsweiſe der hohen Ver— 
fammlung einen einzigen Umftand anzuführen, nämlich daß in 
Siebenbürgen bis zum Jahre 1848 nur die drei Nationen der 
Ungarn, der Szekler und der Sachſen eine politifche und rechts⸗ 
giltige Eriftenz gehabt haben, 

„Dieje drei Nationen im Ganzen genommen bilden den 

dritten Theil der ganzen fiebenbürgischen Bevölkerung. Diefe 
drei Nationen, das läßt fi nicht in Abrede ftellen, haben 
immer Treue und rgebenbeit gegen ihren Landesfürften und 
gegen das Baterland bewielen. n kann ich nicht glauben, 
* Neicherath v. Jakabb feine Aeußerung: „die fieben- 
bürgifhe Bevölkerung wünfche die frühere nationale Einthei- 
fung de8 Landes“ in dem Sinne geftellt hätte, daß auch heute 
noch die vierte und zahlreichfte Nation von den gewöhnlichen 
Rechten ausgeſchloſſen werde, beren fih in Zukunft auch die 
drei Nationen zu erfreuen haben. — Denn fo wie mit Recht 
und Grund die Treue und Anhänglichkeit der bis zum Sabre 
1848 beredhtigten Nationen gegen das Herrſcherhaus und gegen 
das Baterland anerfannt werden muß, ebenfo muß man nur 
im Sinne der Billigfeit und der Gerechtigkeit jagen, daß man 
ber vierten Nation Siebenbürgens, d. 1. der romanifchen 
Nation, welche die urältefte Bewohnerin des Landes ift, nicht 
nachmweijen könne, daß fie je eine Untreue oder eine Unanhäng- 
ge gegen das Herriherhaus oder gegen da8 Vaterland ge⸗ 
zeigt hätte, 

„Daß wirklich dieſe Nation ihren Unterthans- und patrioti= 
Ihen Pflichten ftets entfprochen hat, zeigt der Umftand, daß 
eben aus jener ‘Periode, in welcher dieſe Nation aller Rechte 
einer folchen beraubt wurde, man Hunderte von Adelsdiplomen 
aufweiſen kann, wodurd die getreuen Söhne diefer Nation 
und die getreuen Bewohner Siebenbürgens aus dieſer Nation 
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fi des adeligen Standes würdig gemacht haben, welche fich 
auch noch Hentigen Tages im Beſitze ihrer adeligen Privile- 
gien befinden.“ 

Reichsrath v. Jakabb: „Ich muß eine Erflärung geben. 
Ich will durchaus nicht die Berdienfte der romanischen Nation, 
welche der Herr Reichsrath Freiherr v. Schaguna angeführt 
hat, in Abrede ftellen. Ich zmweifle weder an der Treue der 
Nation gegen das Allerhöchfte Kaiferhaus, noch an der An- 
bänglichfeit derjelben an das Baterland Siebenbürgen. Es 
freut mid), daß Se. Ercellenz auf jene Eintracht, auf jene 
Liebe und das gegenfeitige Vertrauen, welches vor dem Jahre 
1848 mit den übrigen drei Nationen Siebenbürgens als den 
damals bereihtigten Nationen beftanden hat, hingewieſen haben, 
und ich erlaube mir nur zu fagen, obwohl ich nicht der Re⸗ 
präfentant der vierten Nation, nämlid der romanifchen bin, 
daß ich überzeugt bin, diefe drei Nationen werden in ber 
vierten, in der romanifhen Nation, nur einen wahren, echten, 
eben fo treuen Anhänger und Bruder finden, oder vielmehr 
fhon tm Jahre 1848 gefunden haben, wie diefe an den übrigen 
drei Nationen. 

„Was die Eintheilung Siebenbürgens anbelangt, jo habe 
ich nicht gejagt: „ih will Siebenbürgen nad) den Nationen 
eintheilen.” Ich Jage nur, daß e8 einen fehr unangenehmen 
Eindrud in Siebenbürgen machte, daß im Sabre 1849 dieſes 
Land mit Weglafjung aller hiſtoriſchen und damals wirklich 
national-politifhen Rüdfichten eingetheilt wurde, und daß man 
zwar Kreife, aber von einer früheren hiſtoriſchen Eintheilung 
feine Spur habe, während man in Ungarn wenigftens fo viel 
erzielt und bewahrt hat, daß die Benennung „Comitate“ ge- 
blieben if. Warum diefe Benennung in Siebenbürgen ent- 
fallen ift, das weiß ich nicht; man hätte denn wirklich die 
hiſtoriſche Eintheilung ganz befeitigen wollen. 

„a8 die Gleihberedhtigung anbelangt, jo halte ich diefe 
Idee für eine viel zu wichtige, als daß ich über die praftifche 
Ausführung diefer Idee nur ein Wort fallen laſſen follte. 
Ich ehre dieſes Princip als jenes, welches der Menichheit von 
Gott bei der Wiege verſprochen wurde, und hier finde ich es 
am Orte, eine Heine Bemerlung auf jene Aeußerung des 
Seren Neichsrathes Freiherrn v. Schaguna zu erwidern, 
welche, wie mir fcheint, am 21. Juni d. I. gemacht wurde. 
Se. Ercellenz erwähnten damals, daß die romanifche Nation 
in Siebenbürgen — wenigftens hatte e8 diefen Sinn — mit 
ihrem Blute und durch die Waffen im Jahre 1848 die Gleich- 
berehtigung errungen hat. Ich muß aufrichtig geftehen und 
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Se. Excellenz wird e8 gt wiflen, daß in Siebenbürgen gleich 
Anfangs des Jahres 1848 die Gleichberechtigung aller Nationen, 
folglich) auch die der romanischen, aus fretem Willen von den 
übrigen drei Nationen ausgeſprochen wurde, und daß es folg- 
lich, um dieſe Gleichberechtigung zu erlangen, nit nothmwen- 
dig war, daß die romaniſche Nation auch nur eine Waffe 
ergriffen hätte.” 

Reichsrath Baron Herbert dankte dem Comite für den 
Antrag auf Siftirung der Aufhebung der Tleineren Landesbe— 
börden und fchloß fi) diefem Antrage fowie der Motivirung 
des Grafen Clam und der fpäteren des Dr. Hein voll» 
fommen an. 

Aus Anlaß der Aeuferung ded Reichsrathes für die Bu- 
kowina, — daß. nämlich dafelbft dieſe Aufhebung nicht bedauert 
werde — ſah fich der Redner zu der Erklärung veranlaßt, 
daß man in Kärnten, welches leider von dieſer Maßregel 
auch betroffen wurde, diefelbe unendlich bedauere, indem man 
in der furzen Zeit, ſeitdem die adminiftrative Selbfiftändig- 
feit beftehe, die Vortheile derjelben jehr wohl fennen gelernt 
habe und fehr fürchte, einen großen Theil diefer Vortheile zu 
verlieren. 

Reichsrath Graf Hartig: „Ich bin mit dem Antrage 
bes Comités einverfianden; meine Bemerkung geht nur dahin, 
daß e8 mir in jeder Beziehung einen fehr traurigen Eindrud 
madt, wenn man fi plößlich die Leichtigkeit entzogen fieht, 
feine Geſchäfte und Angelegenheiten zur Sprache zu bringen. 
Nun, der Staatszwed fordert es, es war alſo nothwendi 
und id) habe gegen das Princip nichts einzumenden ; id 
möchte mir aber nur die Bemerkung erlauben, da wegen des 
unangenehmen Eindrudes, den eine ſolche Mafregel machen 
wird, zu wünfchen wäre, daß ähnliche Principien bezüglich 
auf ein oder das andere Kronland nicht eher ausgeſprochen 
werden jollen, als bis man nicht vollfommen überzeugt ift, 
daß eine ſolche Maßregel auch ausführbar jet. Am erften bes 
Monats November des vorigen Jahres, als Vertrauensmänuer 
zur Berathung des Gemeindegejeßes zufammenberufen wurden 
(ih war nit darunter, denn ich gehöre nicht zu Niederöfter- 
reich), wurde ihnen bedeutet, daß die erſten Landesfürftfichen 
Behörden die Kreisämter fein -follen. Ic habe mich damals 
für die Sache, insbefondere in meiner damaligen Eigenichaft 
als Präfident der Immediat-Commiffion für Stenerangele- 
genheiten, intereffirt. . 

„Wenige Monate darnad) wurden jedoch die Kreisämter 
in Niederöfterreih aufgehoben. Bon einem ähnlihen Fall 
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haben wir bezüglich Dalmatiens gehört, wo beftimmt wurde, 
daß die Kreisämter aufgehoben werden follen; wir haben bie 
Gegenbemerkung des Neichsrathes für Dalmatien gehört und 
ih babe zu meiner innigften Befriedigung vernommen, daß 
dieſe Aufhebung nicht ftattfinden wird. 

„Eine ſolche Agitation in die Bevölkerung, eine folche 
Beſorgniß in die Elaffe der Beamten bineinzuwerfen, bevor 
man ber Ausführung nit volllommen gewiß ift, halte ich 
für gefährlich. Was bejonders Dalmatien anbelangt, fo kenne 
ih das Land nicht aus eigener Anſchauung, aber ich babe 
zwei Jahre bei der Hofcommiffion, 4 Jahre bei der vereinigten 
Hoflanzlei, 8 Zahre im Staatsrathe in Geſchäften mit Dal- 
matien öfter zu thun gehabt und ich kann nur beftätigen, was 
der Herr Reichsrath für Dalmatien gejagt Hat, daß die Ber- 
hältniffe in Dalmatien eigenthümlich find. 

„3b will nit über die Nothwendigkeit der Präturen 
und der Landesgubernien und über die Frage fprechen, ob fie 
entbehrlich feien; ich wünſche nur, daß ſich der Herr Reichs⸗ 
rath nicht irre, aber nad) den damaligen Berhältniffen und 
Anſchauungen hat man gerade nad) der Eigenthümlichkeit 
Dalmatiens die Nähe diefer Iandesfürftlihen Behörde für 
jehr nöthig gehalten, und wenn man auch jagt, daß ber 
Sit der Präturen am Site der Kreisämter fei, jo liegt doch 
ein ſehr wejentliher Unterjchied darin, daß die Leute, welche 
jonft die zweite Inftanz ganz in der Nähe Hatten, diejelbe nun 
erft in Zara ſuchen müfjen, und wer die großen Schwierig- 
keiten der Verbindung in Dalmatien fennt, der wird gewiß 
zugeben, daß die Mebelftände und Hemmniſſe fehr groß find.“ 

Reichsrath v. Mocjsuyi: „Ich unterflüge den Antrag 
des Comités und erlaube mir noch die unmaßgebliche Bemer- 
fung zu madjen, daß nad) den vielen und fehr eindringlichen 
Manifeftationen der öffentlichen Meinung aus der Bulowina, 
die fowohl durch die allerunterthänigften Vorſtellungen an Se, 
Majeftät und an Se. kaiſ. Hoheit unfern Herrn Reichsraths⸗ 
Präfidenten, als auch durch die Tagespreffe, ſowie durch 
mehrere mir zugefommene Privatmittheilungen ſich fund gibt, 
mir die Bereinigung der Bulowina mit Galizien fehr un⸗ 
zwedmäßig und gegen den Wunfc des größten Theile 
der Bevölferung zu fein ſcheint. Diejes Land hat nad der 
Aeußerung der Bevöllerung und ben Berichten der Landes- 
trpericaften feine vortheilhafte Erinnerung an die Zeit, 
wo die Bulowina mit Galizien vereinigt war. Dagegen 
behielt dDiefes Land das beglüdende Gefühl noch in ungeſchwäch⸗ 
ter Erinnerung, welches in ihn dur die von Sr. Majeftät 
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dem Kaifer vor eilf Jahren allergnäbigfi ausgeſprochene Tren- 
nung von Galizien hervorgerufen wurde. Es Tann auch nicht 
unbeachtet gelaffen werden, daß die Nationalität der Bevöl⸗ 
ferung ber Bukowina mit jener Galiziens beterogen if. Dieß 
dürfte die geltend gemachten finanziellen Rückſichten um fo 
mehr aufwiegen, al8 die dur) die Vereinigung der Bulowina 
mit Galizien in Ausficht geftellte Erfparung von 30. bis 40,000 
Gulden durch die bedeutenden Verluſte aufgemogen wirb, welche 
dem Lande im Handel, in der Induſtrie und in der Landes- 
cultur u. f. w. erwachſen. Es fol diefes Kronland dem Lande 
angeſchloſſen werben, welches in allen ben bezeichneten Mo⸗ 
menten mit demfelben nicht übereinftimmt. Auch bat feit der 
letzten bereits bewerfftelligten Wiedervereinigung der Buko⸗ 
wina mit Galizien die von Seite der Regierung verfolgte 
Bolitit die Gemüther in der Bukowina durdans nicht zu 
beſchwichtigen und zu beruhigen vermodt. Denn die Bevöl- 
ferung bat es mit großer Betrübnig wahrgenommen, daß 
die erfien Stellen diefes Landes ohne Rüdfiht auf die dazu 
geeigneten Landeskinder mit Männern aus der Fremde beſetzt 
wurden, die weder das Voll, noch bie Sprade, noch die 
Berhältniffe dee Landes kennen, folglih zur Förderung des 
allgemeinen Wohlfeins kaum tauglich fein dürften. Hierans 
erfehen wir, daß das Minifterium die von dem Herrn Mi«- 
nifter - Präftdenten uns in Ausſicht geftellte Bahn noch nicht 
betreten babe. Ich fühle mich daher verpflichtet, diefe fo wich⸗ 
tige Angelegenheit dem hohen Reichsrathe zur weiteren Be— 
förderung an Se. Majeftät aufs Eindringlichfte zu empfehlen.“ 

Reichsrath Baron Petrind: — muß nur auf die 
Stellung aufmerkſam machen, in welche ſich Herr v. Mo- 
eſonyi in dem Reichsrathe gebracht hat. Weiter babe ich 
feine Bemerkung zu machen.“ 

Der Minifter des Innern erflärte, zwar nicht ver- 
pflichtet zu fein, bezüglich der vom Reichsrathe v. Moctönyi 
berührten adminiftrativen Gegenftände und Berfügungen Auf- 
ſchlüſſe zu geben, fand ſich aber dem ungeachtet veranlaft, 
unter namentliher Anführung einiger in der Bukowina be⸗ 
bienfteter Beamten die Berfiherung zu ertheilen, daß auf 
Landeslinder bei Befegungen von Dienftpoften befondere Rüd- 
fiht genommen werde. 

Der Minifter fügte hinzu, mit Beftimmtheit erflären zu 
können, daß die in diefer Richtung erfloffenen Weiſungen 
auch wirklich befolgt werben. 

Der mafgebende Grundſatz hierbei fei, daß bei Bejet- 
zungen gerade auf Landesfinder und auf Leute Rüdficht ge- 


2.9 41 


ee Er a a er Bi SL. 


Rede des Grafen Clam⸗Martinitz. 333 


nommen werde, weldje im Staatsdienfte ergraut und bie mit 
den Berbältniffen des Landes, mit den Sitten und Gefühlen 
der Bevölkerung und deren Epradhe volllonımen vertraut feien. 

Freiherr vd. Betrind: „Diefer Umftand war es, weß⸗ 
wegen ich nicht für die Landesregierung geiprodhen Habe. 
Gerade der übertriebene Lurus mit den Beamten und das 
Hereinziehen von Deutichen bat die Mißftimmung im Lande 
erzeugt. Eben vor meiner Abreife aus der Bulowina wurde 
dafelbft in einer allgemeinen Berfammlung mit neun Zehn- 
theilen der Stimmen beichloffen, feine Eingabe wegen Erhal- 
tung der Landesregierung zu machen, und nur eine geringe 
Partei von fünf Mitgliedern, foldde wie der Herr v. Mo- 
eſönyi — — —“ 

Se. kaiſ. Hoheit der Herr Reichsraths⸗Präſident: 
Ich erfuche, ſich jeder Perfönlichkeit zu enthalten.“ 

Reichsrath v. Mocfonyi: „Indem ich das Wort ge- 
führt Habe, habe ich mid) nur eines Auftrages entledigt, der 
mir von mehreren Körperſchaften der Bukowina zugelom- 
men iſt.“ 

Graf Elam: „Ih muß nur bemerken, daß die Debatte, 
die fich bei diefem Anlaffe entiponnen, fid) zum Theil auf 
andere Gebiete ausgedehnt hat, als fie zunächſt bei dieſem 
Paragraphe Ausdrud zu finden hat. Das Comite ift von 
der Anficht ausgegangen, daß es kaum in ber Kompetenz und 
im Wirkungsfreife diefes hohen Reichsrathes liege, über der⸗ 
artige Gegenftände und fpeciell -abminiftrative Fragen ein 
Berdict abzugeben nnd auszufpredhen: bie eine Stelle fei 
jwedmäßig und mit befferen Leuten, jene unzwedmäßiger und 
mit minder befähigten Perjönlichfeiten bejegt. 

„In diefen Motiven liegt nicht das Gewicht und die Be- 
gründung des Antrages, fondern das weſentliche Gewicht liegt 
darin, daß allgemeine Aenderungen im Organismus der 
Monarchie als eine Nothwendigfeit betrachtet werden, daß 
diefe Meberzeugung in uns Allen gelebt hat, daß wir diefer 
uw den Schlußanträgen ihren Ausdrud gegeben haben, und 
daß das Comité der Anfiht war, es ſei nothmwendig, den 
jeßigen Zuftand in Bezug auf Veränderungen als einen Waffen- 
filftend zu betrachten, infofern nicht Drganifations- und 
Reorganifations-Berfuche eintreten follten, welche durch ihren 
tajhen Wechſel die Bevölkerung zu beunruhigen und über 
dasjenige, was entfiehen fol, zu verwirren geeignet und neben- 
bei auch zahlreiche Exiſtenzen zu bedrohen im Stanbe find, 
Diefelben Gründe gelten bei den Präturen und bei ben fan- 
des- und Kreisbehörden. Es wäre alſo angemeflen, ohne in 
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die weitere Bezeichnung der einzelnen Behörden einzugeben, 
dem Komite-Gutahten binzuzufegen: „„mit der factiſchen 
Auflöfung der Landesbehörden und überhaupt mit 
Aenderungenim Berwaltungs-Organismusu.f. w.““ 

„Ich kann nur den Wunſch ausfpredien, daß diefer An- 
trag von Seite des hohen Minifteriums eine größere Berüd- 
fihtigung finde, ale e8 den Andeutungen des Comités wider- 
fuhr; denn zwiſchen der Abgabe der Erklärung des Comités 
und der heutigen Sigung find dennoch weitere Verfügungen 
rüdfihtlid, der Auflöfung von Kreisbehörden durch die „Wiener 
Zeitung“ befannt gegeben worden.“ | 

Der Minifter des Innern: „Ich bitte mir zu be= 
zeichnen, in welhem concreten Fall eine ſolche Bekanntmachung 
erfloſſen iſt. Vielleicht betrifft diefelbe eine frühere Anordnung.“ 

Graf Clam: „Am vierten Tage nad der Comité⸗Sitzung 
ift die Bereinigung der Bulowina — ich glaube am 1. Septem- 
ber — ausgefprohen worden.” 

Der Miniſter des Innern: „Ich fühle mich verpflichtet, 
darüber Aufihluß zu geben, weil e8 jo ausfieht, ale ob id) 
rüdfihtslos vorgegangen wäre. Das ift mir nie in den Sinn 
geflommen. Ich wei wohl, welche Hochachtung ich der hohen 
Berfammlung fhuldig bin. Ich mußte aber Verfügungen, die 
von Sr. Majeftät dem Kaifer ausgeiprodhen und gutgeheißen 
worden waren, ausführen und vollgiehen. Es iſt von Sr. 
Majeftät die Sulammenlegung der Bulowinaer und der Kra- 
Tauer Landesregierungen im Allgemeinen ausgefprochen worden, 
und das wurde publicirt. In fernerer Verfügung haben Se. 
Majeflät als meiteften Termin für diefe Bereinigung den 
1. September d. 3. zu beflimmen geruht. Diefen Allerhöchften 
Befehl Habe ich vollzogen und die Zuſammenlegung ift daher 
eingetreten.“ 

Sraf Elam: „Ich habe mir nicht erlaubt, von einer 
Allerhöchſten Verfügung Sr. Majeftät zu ſprechen, ſondern 
bon einer Minifterial-Berordnung, melde wenige Tage nad 
ber Comite-Berathung erfchtenen ift, und ich glaube, über die Prä- 
turen in Dalmatien ift die Bekanntmachung nod) fpäter erfolgt.“ 

Der Minifter des Innern: „Ia, weil Se. Majeftät 
als den weiteften Termin hHinfichtli der Landesregierung den 
1. September, hinfichtlich der beiden Präturen den 1. October 
d. J. zu beſtimmen gerubten.“ | 

Ueber Aufforderung Sr. kaiſ. Hoheit las der Bice- Präftdent 
v. Szögyöny den lestgeftellten Antrag vor, wie folgt: 
„Mebrigens Tann das Comite nit umhin, den Antrag zu 
ſtellen, der Hohe Reichsrath möge den Wunfch ausfpredhen, 
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dag mit der factifchen Auflöfung ber Landesbehörben, welche 
mit den auf den definitiven Verwaltungs - Organismus ber 
Monarchie Bezug habenden Fragen in innigſtem Zufammen- 
hange fteht, und Überhaupt mit Veränderungen des 
betreffenden Drganismus bis zur Einberufung der Lan- 
besvertretungen inne gehalten werde.“ 

Se. Laif. Hoheit der Herr Reihsraths-Präfident 
forderte diejenigen Herren, welche für diefen Antrag flimmen, 
auf, fih von ihren Siten zu erheben. 

Der Antrag ward beinahe einhellig angenommen. 

Ueber Aufforderung Sr. Tail. Hoheit brachte hierauf der 
Berichterflatter Graf Elam das Comité⸗Gutachten über den 
Voranſchlag des Juſtizminiſteriums zur Ablefung, wie folgt: 

„In dem Voranſchlage des Yuflizminifteriums wurden 
gleichfalls alle Pofitionen einer jorgfältigen Prüfung unter- 
jogen. Es wurde jedod) von dem Herrn Minifter auf das Be- 
fimmtefte erflärt, daß bei der dermaligen Geichäftseintheilung 
und bei der dermal beftehenden Procedur eine Verringerung 
der Berfonalftände eben fo wenig, als eine Reducirung der 
übrigen Erfordernißanfäge fi) als möglich darftelle, daß viel- 
mehr in allen Beziehungen die Anjäte bis auf das Maß des 
äußerſten Bedarfes bereits herabgedrüdt feien. 

„Bei diefer Erflärung und bei dem Umftande, als e8 dem 
Comite nicht vergönnt fein kann, jelbft einen Mafftab an den 
wirffichen Bedarf anzulegen, die Thatlache übrigens, daß mehr 
oder weniger aller Orten die Gerichtsbehörden den Anfor- 
derungen raſcher Fuflizpflege nachzukommen nicht in der Lage 
find, allerdings für eine Ueberbürdung derfelben zu fprechen 
‘heint, Tonnte in diefem Boranfchlage ein weiterer Erfolg 
nicht erzielt werden.“ 

Reichsrath Freiherr v. Salvotti bat feine Bemerkungen 
über die Möglichkeit weiterer Erfparungen bei Gortbeflant des 
jegigen Syftems der Juſtizverwaltung im beiliegenden Gut- 
achten ausgeſprochen.“ 

Se. kaiſ. Hoheit ſtellten hierauf die Anfrage, ob einer der 
Herren Die Vorleſung ber Beilage 2de8 Comitoͤ⸗Berichtes wünſche? 

NReichsratd Baron Salvotti glaubte, daß von der Ab- 
Ifung feines Separatvotums Umgang zu nehmen wäre, weil 
dasfelbe dem Komite-Berichte beiliege. 

Herr ee Straf Nadasdy: „Ich fühle mid 
verpflichtet, in Betreff jener Aenderungen und Vereinfachungen, 
welche ſowohl in der Civil- als der Strafjuftiz bereits ange- 
bahnt worden find und, wie ich hoffe, bald in's Leben zu 
treten haben, einige Aufflärungen zu geben. 
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„i. Haben Se. Majeftät mich ermächtigt, in Deu auf 
die Einführung der Deffentlichleit und Mündlichkeit bei den 
Handels- und Seegerichten einen Vortrag unter Anfchluß eines 
Geſetzentwurfes zu unterbreiten. Die Ausarbeitungen in diefem 
Sinne find bereits im Zuge und ich hoffe demnächſt im Stande 
zu fein, diefelben zur Allerhöchſten Schlußfafiung vorzulegen. 
Zugleich hoffe ich, daß, wenn diefer Entwurf bei den Handels- 
und Seegerichten einen günftigen Erfolg haben wird, ich den- 
felben mit der Zeit für alle Civilgerichte der öfterreichiichen 
Monardie St. Majeftät werde in Antrag bringen können, 

„In Bezug auf die Bagatellftreitigfeiten, um fo viel als 
möglich die Juſtiz zu befchleunigen, hat Se. Majeftät mid) 
allergnädigft ermächtigt, jene Ortsgerichte, welche ſchon früher 
in Siebenbürgen beftanden haben, aud in Ungarn, Kroatien, 
Slavonien, der ſerbiſchen Woiwodſchaft und dent Temefer Banate 
einzuführen, und zugleich auch den Befehl gegeben, in Bezug 
auf die Ausdehnung diefer Maßregel auf die übrigen Kron- 
länder, nad) Anhörung der betreffenden Behörden weitere Vor⸗ 
träge zu erftatten. Bereits find die nöthigen Verfügungen er- 
lafjien worden, um die Ortsgeridhte in Ungarn, Kroatien, 
Slavonien, der ferbiiden Woiwodſchaft und dem Temeſer 
Banate einzuführen, und auch die fandesbehörben find vernommen 
worden. Wenn die Berichte aus den übrigen Kronländern ein- 
langen, wird Sr. Majeftät der Vortrag erftattet werben. 

„a8 den dritten Punkt betrifft, jo hat Se. Majeftät in 
Bezug auf die Berlaffenichafts- und Euratel-Angelegenheiten, 
welche bejonders viele Anftände und Verzögerungen erlitten 
haben, mid) ermächtigt, im Einvernehmen mit den betheiligten 
Miniftern die geeigneten Anträge unter Anſchluß eines Gejeh- 
entwurfes zu ftellen, auf melde zwedmäßige, mit Koftener- 
leichterung für die Parteien verbundene Weile ohne Beein- 
trächtigung des Staatsſchatzes die Bejorgung der bisher den 
Gerichten übertragenen Berlaffenichafts- und Euratels-Ange- 
fegenheiten, infoweit es fi nicht um Rechtsentſcheidungen 
handelt, mit Aufrechthaltung der Rechtsgrundfäge des allg. 
bürger!. Gefegbudhes anderen Organen zugewiejen werden fann, 
wobei in feiner Weiſe das Wohl der Pflegebefohlenen ge- 
ſchmälert werden fol. In diefer Beziehung habe ich bereits 
mit den betreffenden Miniftern die Verhandlungen angebahnt 
und hoffe demnädft in die Lage zu kommen, bießfalls den 
Antrag zu ftellen. 

„Der vierte Punkt ift der fchwierigfte, er betrifft die Straf- 
juftiz, und ich bedauere, daß ich in diefer Beziehung dem hoben 
Reichsrathe feine beftimmte Aufflärung geben kann. Aber leider 
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bin ich jerbft noch nicht in der Lage, darüber eine beſtimmte 
Meinung abzugeben, viel weniger Sr. Majeftät einen Vortrag 
darüber zu erftatten. So viel aber ift gewiß, daß in der Straf- 
jufliz eine Aenderung eintreten muß; denn in der gegenwärtigen 
Strafproceß-Ordnung, nach welcher in erfter Anftanz der Richter 
nad eigener Anſchauung und Meberzeugung bei der Schluß- 
verhandlung das Urtbeil fällt, in der zweiten und dritten In⸗ 
ftanz aber dieſes Urtheil nur auf Grund der Acten zu fällen 
ift, herrſcht ein Dualismus, welcher nicht bleiben kann, um 
fo weniger als befonders bei dem Strafausmaße der Richter 
in erfter Inftanz auf die mündliche Schlußverhandlung das 
ganze Gewicht Iegt, bei der zweiten und dritten Inſtanz aber 
der Richter das Urtheil mehr auf den fehriftlichen Proceß und 
das Inquiſitions⸗Protokoll bafiren muß, was insbefondere das 
Ausmaß der Strafe äußerft erfchwert, wobei dem Richter nad) 
dem Strafgefetbucdhe ein ſehr weiter Spielraum gegönnt ift, 
3. DB. zwiihen 5 und 10 Jahren ſchwerem Kerker. In diejer 
Beziehung wird im Yuftizminifterium ein Vortrag und Ge- 
jegesentwurf ausgearbeitet, über deſſen Erfolg ich zwar noch 
nicht berichten kann; ich hoffe aber einen Ausweg zu finden‘, 
um diefen Dualismus zu befeitigen. Was das Separatvotum 
des Herrn Reichsraths Baron Salvotti betrifft, fo weiß 
ih nicht, ob dasjelbe gedrudt wird und auf diefem Wege in 
die Deffentlichleit gelangt.“ 

Se. taif. Hoheit eröffneten, daß diefes Separatvotum 
durch die „Wiener Zeitung” werde veröffentlicht werden. 

Dasjelbe lautet wie Polgt: | 

„Reichsrath Freiherr v. Salvotti hat bemerkt, daß, wenn 
der Herr Yuftizminifter felbft eine Reform der Juflizpflege nicht 
in Ausficht geftellt hätte, die ebenfo fehr im Sntereffe der 
Juſtiz als der Finanzen des Staates erftrebt werden muß, er 
eine nicht ganz unbedeutende Erfparung im vorgelegten Jufliz- 
Budget mittelft der Auflaffung des Yuftizminifteriums bean- 
tragen müßte, Mit dem jegigen Gerichts⸗Organismus erſcheint 
ihm die Beibehaltung des Juftizminifteriums eine Anomalie 
umd nur eine Quelle von unnüßer Weife vermehrten Gefchäften 


; and Schreibereien. 


„Die Schöpfung des Juſtizminiſteriums ift eine Folge der 


im Sabre 1848 erfolgten Umwälzungen. 


„Daß an die Stelle der aufgehobenen Eentralftellen die 
PRinifterien treten follten, war augenjheinlich, allein bie Juſtiz⸗ 
Centrafftelle — ber oberfte Gerichtshof nämlid — blieb. Ein 
Iufgminifter ift da nöthig, wo die Rechtspflege von der Ver⸗ 
woltung getrennt if. Botant ift vollfommen überzeugt, baß 
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eine der Haupturfachen unferes bedeutenden Juſtiz⸗Budgets in 
der noch nicht erzielten Trennung des flreitigen vom nidt- 
ftreitigen Richteramte Liegt. Bon bdiefer Trennung muß man 
bei Berbefferung in der Organifation des Juſtizweſens ans⸗ 
gehen. Das vorgelegte Juſtiz ⸗Budget im Vergleiche mit ben 
Auftiz-Budgets 3. B. Frankreichs, wo bekanntlich die Gerichte 
mit allen amtlihen, in die Sphäre des micht-flreitigen Ber- 
fahrens gehörenden Geſchäften verfchont find, bemeift, wie 
drüdend auf den Staatsfinanzen unſer Inftizwefen und unjer 
Gerichts - Organismus Iaftet. Der Herr Iuftizminifter hofft 
alferdings, daß miteiner Erfparung von 1,042,300 fl. im Vergleiche 
mit dem vorjährigen Budget zu den Erforderniifen des Juſtiz⸗ 
dienftes für das Berwaltungsjahr 1861 die Summe von 
14 Mill. 465,700 fl. genüge. Die Auslagen für den Juſtizdienſt 
find aber thatſächlich bedeutend höher. Obige Ziffer von 
14,465,700 fl. nämlich bezieht fih auf die Juſtizbehörden, welche 
als folche ver ausſchließlichen Oberaufficht des Juſtizminiſteriums 
unterworfen find; die Auslagen der gemifchten Bezirksämter, 
Stuhlriterämter und Präturen find jedoch im Budget bes 
Zuftizminifteriums nicht, fondern in jenem des Minifteriums 
des Innern enthalten, obgleich der Juſtizdienſt bie größten 
Auslagen veranlaßt. 

„Es gibt beiläufig 1300 berlei gemiſchte Aemter, welde 
dem Staate über 10 Millionen Loften. Berechnet man, baf 
für den Juſtizdienſt, wie er der beftehenden Gefeßgebung gemäß 
geführt werben joll, 6 Millionen unter diefer Gejammtziffer 
in Anſpruch genommen werden, fo ergibt ſich ein Juſtiz-⸗Budget 
bon über 20 Millionen Gulden, während das gefammte franzö- 
fiihe Budget für das Jahr 1861, wie man aus dem „Journal 
des Debats“ entnimmt, nicht volle 29 Millionen Fr. beträgt. 

„Solten fih aud in unjerem Zuftiz-Bubdget einige Boften 
vorfinden, welche dem franzöftihen fremd find, fo iſt immer 
eo größere Koftipieligkeit unfered Juſtizweſens 
unbeftreitbar. 

„Die freiwillige Gerichtsbarkeit nimmt bie Hälfte ber 
Arbeitsfräfte im Gefammt-Gerihts-Organismus in Anfprud, 
wie der Herr Yuftizminifter felbft bei anderen Gelegenheiten 
nachwies. Die Herfiellung eines auf feine natürliche Aufgabe 
beſchränkten Gerichts - Organismus ift daher die Bedingung 
einer großen Erfparung des Juſtiz⸗Budgets. 

„Dieſen Zwed und zugleich die Erzielung einer fchuelleren 
Yuftizpflege dur die Einführung des öffentlichen, wahrhaft 
mündlihen Berfahrend auch in Civilangelegenheiten fcheint 
auch der Herr Juſtizminiſter im Auge behalten zu haben. Um 
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diefen heilſamen Einrichtungen, nad) welchen man allgemein 
fi jehnt, und bei denen ſich die Juftizpflege, vom öffentlichen 
Bertranen umgeben, immer mehr heben wird, ben Weg zu 
bahnen und fie in's Leben zu rufen, ift der Kortbefland bes 
Iufizminifteriums nothwendig; denn im entgegengefetsten alle, 
wenn nämlich die Verwaltung mit der Juſtizpflege noch ferner 
vereint bleiben follte, fieht Votant Teinen Grund ein, in dem 
oberften Gerichtshofe die juftizminifteriellen Functionen nicht 
vereinigen zu wollen, wie dieß vor den Ummälzungen des Jahres 
1848 flatthatte. 

„Wenn gegenwärtig die Gerichtsbehörden erfter Inftanz 
der Anfficht der Obergerichte und insbefonbere den Präfidien 
derſelben umterfiehen, wenn daher gegenwärtig ber Juſtiz⸗ 
mmfter mer durch bie Obergerichte feine oberfte Aufficht aus⸗ 
it, fo dürfte das vor dem Jahre 1848 befiandene Syſtem 
N das zmectmäßtgfte und wohlfeilfte erfcheinen. Nachdem aber, 
wie bemerkt, ein befieres Syſtem in Ausficht geftellt wurde, 
w erflärt fi) auch Votant mit dem Berichte einverftanden.“ 

Suftizminifter Graf Nadasd y: „Ach Halte es für 
wtäwendig, über dieſes Separatvotum eine Anfllärung zu 
‚she. Freiherr dv. Salvotti hat bierin die verhältnigmäßi 
zößere Koſtſpieligkeit der öfterreihifchen Juſtiz im Berbättuig 
ad im Gegenjat zur franzöftichen beiprocdhen und feine Meinung 
krüber darauf bafirt, daß das franzöftiche Budget nicht volle 
9 Mifftonen France, das öfterreichiiche hingegen 20 Millionen 
dalden beträgt. In vgichone auf dieſe Summen will ich 
mehmen, dab die 20 Millionen Gulden richtig find, obſchon 
Millionen aus dem Buget des Minifteriums des Innern 
afdas Minifterium der Juſtiz für die gemifchten Bezirks⸗ 
3 Stuhlrichterämter übertragen wurden. Aber ich will an⸗ 
zimen, daß biefe 6 Millionen auch wirklich die Juſtiz be 
m, und daß ferner die Ziffer von 29 Millionen France in 
“anfreich eine richtige fei; wobei ich jedoch bemerken muß, 
5 auch ich diefes zweite Budget einer Vergleichnug unter- 
eu habe und zum einer andern Schlußfolgerung gekommen 
kn, als ger v. Salvotti. Ich Habe nämlich gefunden, 
ich im dget ber Juftiz für Defterreich fehr viele Pofitionen 
“halten find, welche in dem Budget von Frankreich nicht 
dem Juſtiz⸗Budget, fondern theils auf dem Budget des 

ifterissms des Innern, theile in anderen Budgets ſtehen. 

Zuerſt muß ich bie Auslagen für die Gefangenen und 

ie erichtlihen Unterfuchungen mit Inbegriff der Wach⸗ 

musihafts- Auslagen erwähnen. In dieſer Beziehung find bei 

a iſterre ichiſchen Iuftizminifterium 2,080,000 fl. Im Mini« 
„3 * 
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fterium bes Innern kommen für Arreftanten-Berpflegung und 
Ingnifitions » Auslagen bei dem gemifchten und Stuhlrichter- 
ämtern, nicht bei den Strafhäujern 1,080,000 fl. vor, wie 
natürlich, find dieſe 1,080,000 in den 6 Millionen für diegemijchten 
Bezirksämter begriffen, welche mir zugelaflet worden find. 

„Im Budget für das Jahr 1860 in Frankreich find nun 
aber bei dem Minifterium bes Innern unter position 19: 
„Depenses ordinaires et frais de transport des detenus“ 
mit 16,600,000 $r., und bie ganze Gefängnißvermaltung ift 
auf dem Budget des Minifteriums des Innern; ja nad) dem 
Art. 10 des „Code d’instruction criminelle“ ernennt der Prä- 
fect die „gardiens des maisons d’arr&t et de justice*. Folglich 
ift es Har, daß dort bei dem Minifterium des Innern ber ganze 
Aufwand für den Unterhalt und die Inquifition der Gefan- 
genen beftritten wird. 

„3. Sind die Penfionen, Provifionen, Gnabengaben, 
Sterbguartale, Abfertigungen, Ouiescenten- und Disponibi- 
litätS- Gehalte, welde in runder Summe 1,399,000 fl. im. 
öfterreichiichen Minifterium ber Juſtiz betragen, dem Juſtiz⸗ 
Budget Frankreichs ganz unbelannt und fremd. Denn nad 
bem Gejege vom 9. Juni 1853 werden alle Benfionen ber 
Beamten, ihrer Witwen und Kinder auf das grobe Bud der 
Staatsfhuld übertragen, und kommen im Miniſterium ber 
Zuftiz gar nicht vor, wie man ſich aus dem Bude des Ritters 
von Hod über die Finanzverwaltung Frankreichs Seite 45 
bis 50 überzeugen Tann. 

„4 Sind Neubauten und Reparaturen mit 325,000 fl. 
und 
„5. Zinſen für Amtslocalitäten mit 281,000 fl. angeſetzt. 
„6. In Frankreich iſt nur das Erforderniß für Gebäude und 
Bauauslagen für das Yuftizminifterium felbft an das Bndget 
des letzteren gewieſen, während das materielle Erforderniß, 
namentlih die Baulichleiten für die Gerichtshöfe und Tribu— 
sale, nicht durch das Juſtiz⸗Budget gebedt werden, fondern 
im Budget für 1860 sub Nr. 22: »Depenses du materiel de 
la cour imperiale; frais d’occupation du palais de justice 
de Paris pour la cour de cassation« mit 550,000 $r. und 
sub 23: »Acquisitions et travaux pour le palais de justice 
de Bourges“ mit 250,000 Fr., ulammen mit 800,000 Fr. 
auf das Budget des Minifteriums des Innern verwielen find. 
Dann kommen Auslagen für die Anlegung der Grundbücher, 
deren im franzöftichen Bndget gar feine Erwähnung geſchieht, 
weil man fie dort nicht kennt, während biefelben in Defter- 
reich 738,000 fl, betragen. 
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„T. Kanzlei » Erforberniffe mit 687,000 fl., während in 
Franfrei nad Art. 16 des Gefeßes vom 21. Ventöse bes 
Jahres VII, welches bei den Eivil- und Handelsgerichten die 
‚Gerichtsjäreiberei-Gebühren zum Vortheile des Staates ein- 
geführt bat, der Greffier nebft der Beſoldung gewiſſe Per- 
cente (Tantièmen) von den droits de greffe bezieht und davon 
den ganzen Bedarf feines Bureau, Papier, Holz, Tinte, 
Licht und überhaupt alle Koften der Gerichtsfchreiberei zu bes 
reiten hat. Endlich die Löhnungen ber Gerichtsdiener mit 
Einfluß der Livree-Auslagen per 738,000 fl., während die 
Huifftere bei den kaiſ. Gerihtshöfen und den Tribunalen erfter 
Snftanz Feine Befoldung vom Staate haben, fonbern bie 
Gebühren von ben Parteien beziehen, nad) dem Decrete 
vom 16. Februar 1807. Alle diefe Summen zufammen be— 
tragen 7,328,000 fl.; wenn man felbe von den 20 Millionen 
obzieht, fo bleibt für das öfterreichifche Juſtize Budget, wenn 
es auf gleiche Weife wie das franzöfiihe behandelt wilde, 
12,672,000 fl. 

„Nun habe ich bei alledem noch nicht in Berechnung 
gebracht die Grundbuchs⸗, Depofiten- und Hypothekenämter; 
die Hypotheken-Bewahrer in Frankreich werden durch das 
Finanzminiſterium ernannt und dem Budget des Minifteriums 
der Finanzen aufgetragen. 

„Es erübrigen noch die Dienerlöhnungen bei den politi- 
ı iden Bezirksämtern, endlich die eigentlichen Richter bei den 
Handelsgerihten, denn letztere Stellen werben in Frankreich 
als Ehrenämter angefehen und find mit gar einem Gehalte 
vom Minifterium dotirt. Wenn ich aber die 12,700,000 fi. 
entgegenhalte den 29,000,000 fl., jo glaube ih, daß dem hohen 
Reihsrathe Mar fein wird, daß der Unterfchied nicht zur Laſt 
des öfterreichiichen Zuftiz » Budgets ausfällt. Webrigens Tann 
ih die Verſicherung geben, daß das franzöfifhe Budget mit 
tem öfterreichifchen nur äußerſt ſchwer zu combiniren fei, 

„Es find nicht analoge, nicht diefelben Berhältniffe. Aber 
wenn man überhaupt eine Kombination anftellen will, fo 
wird es am leichteften fein, auf das preußifche Budget zu 
greifen. Ich glaube, daß dem preußiſchen Budget Niemand 
ven Borwurf madhen fann, daß es unnüge Ausgaben ent- 
halte, daß man dort Geld vergeude. Das preußifche Budget 
ir das Miniſterium der Juſtiz wies vom Jahre 1857—1860 
‚ über 11 Millionen jährlich und im Jahre 1859 12 Millionen 
Thaler aus. 

„Wenn nun der hohe Reichsrath berüdfichtigt, daß Preußen 
—18 Millionen, Oefterreich aber 38 Millionen Menſchen 
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zählt, daß Prenßen 5100 Onadratmeilen, Oeſterreich 11,000 
Duadratmeilen und darüber bat, wenn ber Reicherath berid- 
fihtigt, daß die 11 Milfionen Thaler mit den 20 Millionen 
Gulden fo ziemlich ägquipariren dürften, fo glaube ich, daß 
man dem öfterreichiihen Budget nicht den Vorwurf ber 
Koftfpieligkeit der Juſtiz machen Tann. 

„Ih glanbe dieß defihalb erwähnen zu müffen, weil es 
in die Oeffentlichkeit kommt und mir daran gelegen tft, daß 
der öfterreichifche Steuerpflichtige nicht glaube, er müſſe 
Mn die Juſtiz mehr leiſten, als dieß in anderen Staaten der 

Q 1 “4 

Reichsrath Baron Salvotti: „Nachdem der Herr In⸗ 
ſtizminiſter die Behauptung, die ich aufgeftellt habe, daß bie 
Suftizpflege in Defterreich bedeutend theurer fer (verhältziß- 
mäßig, habe ich Hinzugefügt), als biejenige Yuftizpflege, welche 
auf dem Grundfage der Mündlichleit und Deffentlichkeit be- 
ruht, fo babe ich nicht eine Meinung in den Wind, fondern 
eine auf der praktiſchen Erfahrung und auf flatiftifden Daten 
bafirte Anfiht ausgefprochen, welche bei weiten nicht zu 
jener Schlußfolgerung führt, bie, wie es fheint, vom Ju⸗ 
fligminifter gezogen wird. 

„Es iſt nämlich, eine ganz irrige Berechnung, wenn man 
3. B. unfere Amtsdiener, unfere Schreibmaterialten in Ab⸗ 
ſchlag bringen will, indem man uns vorhält, baß die Huiſ⸗ 
fiers in Frantreih dem Staate nichts koſten und die Schreib- 
gehühr der Ganceliers der Gerichtähöfe alle dieſe inneren 

tforderniffe bededten, barin befteht ja eben bie Kolge der 
verfchtedenen Einrichtung. 

„Weberhaupt, fobald man weiter in dag Weſen unjeres 
Erecutionsverfahrene eingeht, fo tritt uns bie tieffle Wunde 
unferer Juſtizpflege fogleich entgegen. 

„Eben unfere Amtsdiener gewähren den Parteien, welche, 
um am’s Ende ihrer Streitigleiten zu kommen, doch eine 
fchnelle Erecution bedürfen, gar feine Beruhigung; daß dieſes 
der Fall jet, beweift ganz Deutſchland: denn eben alle Reue- 
rungen, welche dort eingeführt worden find, beziehen fid 
auf eine Regelung jener unteren Beamten, denen das Erecn- 
tionsverfahren übertragen wurde. 

„Wenn man genau in das Innere der preußifchen Ge⸗ 
jeßgebung, ber hannover'ſchen — ich ſpreche nit bon ber 
rheinifhen — und in den Entwurf einer neuen Strafproceß - 
Ordnung, die eben für Preußen im Jahre 1848 gebrudt 
wurde, eingeht, tritt uns diefe Erfcheinung entgegen. Man 
bat merkwürdig genug diejenigen Poften aufgezählt, welche 
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m unferem Budget ericheinen und nicht im franzöftfchen. Ich 
habe ſchon felbft angedeutet, daß in unferem Budget mehrere 
Poſten erfcheinen, melde aus dem franzöftichen verjchwin- 
den, bejonders Penſionen, die interimiftiichen Auslagen der 
Srundbuchs - Einführung; aber auch in Beziehung auf unfer 
Gefangenwefen ift e8 ganz richtig, daß diefe Auslagen, rt 
für die Erhaltung der Gefangenen nothwendig find, nicht 
zum Borfchein kommen. 

„Allein wenn man alle diefe Poflen, welde in unferem 
Budget aufgenommen worden — die aber nicht die Folgen 
des Syſtems find — (denn die Gefangenen mögen in den 
Gerichtsferlern oder in anderen fein, fo müflen fie nothwen- 
dig aus der Staatscafje des Minifleriums des Innern oder 
der Sufliz erhalten werden) in’s Auge faßt, To ift es immer 
dieſelbe Auslage. Da möchte ih nur fragen, wenn man 
ime wahren Fofen, die aus unjerem Budget ausgefchiteden 
werden müffen, indem diefe einen andern Pla& in den frem- 
den haben, betrachtet, fo würde zulest immer das Refultat 
krausfommen, daß unfer wahres Juſtiz⸗Budget wenigſtens 
16 Millionen Gulden beträgt. Webrigens ift dieß eine Frage, 
die man unmöglich ziffermäßig behandeln kann, denn wir 
haben nicht die ſtatiſtiſchen Daten, worauf wir uns beziehen 
Ünnten. — Allein, wenn man mir das Beifptel von Preußen 
vorhält — eben Preußen gibt mir den Beweis, wie ganz 
urihieden in ihren Folgen, in Beziehung auf die Auslagen 
des Staates die Formen der mündlichen und öffentliden 
Jufizverwaltung find, welde in Aheinpreußen befleht, umd 
jme der Yuftizverwaltung, welde wir haben und die nod) 
Kgenwärtig im übrigen Preußen eriflirt. Das Suftig-Bnbget 
Preußens, welches nad) einer mündlichen Mitthetlung, die 
ih im Sahre 1657 in Berlin von dem damaligen Herrn Ju- 
füminifter erhalten habe, nicht 8 Millionen Thaler betrug, 
ſehe ich jetzt im Fortichritte der Zeit nad, der neuen Einrid- 
tung in Preußen auf 11 oder 12 Millionen geſtiegen; . fragt 
man aber, welche Ziffer die Iuftizpflege in Rheinpreußen be- 
tägt, und weldhe Summe in Preußen diefe Juſtizpflege auf 
den Staatsſchatz gelaftet habe, obgleich in Rheinpreußen eine 
Beöllerung von etwa 2,500,000 Menſchen ift, für welde 
un ein einziges Appellationsgericht befteht, jo würde eben 
dieſes Mißverhältnig volllommen in die Augen fpringen, 
Bibrend dort die Bevölferung mit einem einzigen Appella- 
tonsgerichte ausreicht, während bort 8 bis 10, wenn ic 
ut irre, Tribunalgerihte, welche Eollegialgerichte find, 
gdahwie unjere Landesgerichte, volllommen genügen und nur 
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noch Friedensgerichte exiſtiren, die eine äußerft geringe Summe 
benöthigen, ſehen wir auf der andern Seite bes Nheins, 
wo eine andere Zuftizpflege eriftirt, diefe ungeheure Auslage 
beftehen. Ich habe nicht nur aus Büchern, nit nur aus 
Mittheilungen, fondern aus gigener praftiiher Erfahrung 
diefe Ueberzeugung gewonnen. Ich habe im meiner Jugend 
in Mailand die Praris geübt umd die dortige Organifation 
genau gefannt. Ich habe das damalige Jufitz-Budget unter 
meinen Augen gehabt, und das ganze Juftiz-Budget im König- 
reihe Italien at nit 6 Millionen France betragen. Wenn 
wir nah jenen Daten auf die Auslagen für umfere Yuftiz- 
pflege nur im lombardifch-venetianifhen Königreiche Rüdficht 
uehmen, fo treten ung Beträge bei 10,000,000 Zmwanzigern 
entgegen, während die Bevölkerung fi nur auf 5 Millionen 
belief und die anderen bei 8 Millionen umfaflen. 

„Das Bedürfniß einer Aenderung in unferer Yuftigpflege 
ift Übrigens unmöglich zu läugnen und zu verbergen. Jeder 
Hat fih beichwert und befchwert fi noch immer über den 
ſchleppenden Gang der Juſtizverwaltung. Wir haben gehört, 
wie überall das jogenannte AbhandIungswefen und das adelige 
Richteramt darniederliegt ; das Comitd hat e8 anerkannt und 
in feinem Berichte bejonders hervorgehoben, und wenn alfo 
troß diefer Mängel, trogdem, daß alle diefe beſonders widh- 
tigen Gegenftände nicht zur Entidheidung und zur jchnellen 
Erledigung fommen, der Staat eine ſolche Auslage jährlich 
hat und dennod nit im Stande ifl, den billigen, gerechten 
Bedürfniffen der Bevölkerung zu entiprechen, fo ift e8 gewiß 
eine vaterländiihe Stimme, die fi erhebt und fagt: „Wir 
müffen einen andern Gang gehen;“ ich habe alfo in diefer 
Erwägung mid) in meinem Separatvotum völlig von der Idee 

etrenunt, daß wir jene augenfällige Erjparung, die wohl eine 
ehr geringe fein würde nämlich daß man das Juftizmini- 
fterium auflaffe, machen follen. Bliebe aber der jetige Orga- 
nismus beftehen, fo fehe ich wirklich feinen Grund, warum 
wir eine Inftitution noch weiter beibehalten follen, die mit 
diefem Organismus in geradem Widerfpruche ſteht. Was ift 
das Iuftizminifterium ? Es foll die oberfte Berwaltungsbehörde 
fein; nachdem aber diefes Juftizminifterium die Ueberwachung 
nur durch die Appellationsgerichte ausübt, jo fehe ich gar fein 
Hinderniß der von mir beantragten Aenderung. 

„Appellationsgerichte Lönnen ebenfalls die Anträge zu 
Beſetzungen an den oberften Gerichtshof, wie es früher der 
m war, ftellen, wie jetzt an das Suftizminifterium ; nur 

ätten wir einen größeren Schuß im der oberften Ueberwa- 
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Hung, wenn fie von Seite des oberften Berichtehofes geübt 
würde. Allein dem Yufttzminifterium find auch andere Geſchäfte, 
bejonders was das Unterſuchungsefach betrifft, zugewiefen; je- 
doch auch für dieſes war vor dem Jahre 1848 geforgt. Diefe 
Mmftitution, die wir vor 1848 gehabt haben, war gewiß wohl» 
feiler ale die jeßige. Wenn man auch die Zahl der Räthe am 
oberftert Gerichtshofe vermehren müßte, fo würde gewiß keine 
ſolche Vermehrung nöthig fein, welche uns in Beziehung au 
die Auslagen die heutige Laft aufbürden würde. doc, a 
wiederhole es, nicht vom Standpunkte der Erfparung, fondern 
von demjenigen ber uns bevorftehenden Reformen ift es, war- 
um ich für die Beibehaltung des Beftehenden mich ansjpreche 
und dem Comitö-Berichte in dieſer Beziehung beipflichte.“ 

Reichsrath Manager: „Ic nehme dankbar Alt von den 
Aufiherungen, die der Herr Minifter der Juftiz uns gegeben hat. 

„Bor allem Andern fühle ich mich in einer Beziehun 
verpflichtet, im Namen Siebenbürgens zu danfen. E8& betrifft 
dieß bie Berfligung daß die BVerlaflenichaftsabhandlungen 
gieichfalls anderen Behörden zugemwiejen werden follen, denn 
ich kann die Bemerkung nicht unterdrüden, daß in einzelnen 
Kreifen Siebenbürgens Berlaffenfchaftsabhandlungen feit Jahren 
— und id) weiß davon unzählige Fälle — * immer nicht 
erledigt find und dadurch das Wohlſein von zahlreichen Fa⸗ 
milien beeinträchtigt iſt. 

„Ich hatte früher um das Wort gebeten, um zu dem 
vorigen Gegenſtande etwas zu ſprechen. Bevor ich jedoch zu 
dem gegenwärtigen Gegenſtande übergehe, erlaube ich mir, 
wenn es vielleicht gegen die Geſchäftsordnung zu handeln ge— 
Rattet wäre, auf jenen früheren zurüdzulommen.“ 

Se. taif. Hoheit der Herr Erzherzog Reichsraths⸗Prä— 
ſident erklärte hierauf, daß die Berfammlung fiber ben frühe- 
ren Gegenftand bereits einen Beſchluß gefaßt habe, daher Hödjft- 
verfelbe die Wiederaufnahme der Debatte nicht zulafjen könne. 

Reichsrath Mac ger: „Ih hätte mir nur eine ganz 
bırge Aeußerung erlaubt, aber ich verzichte darauf. Im dem 
Berichte über das Yuftizminifterium ift der Paſſus enthalten, 
daß bei der gegenwärtig beftehenden Procedur eine VBerrin- 
erung des Perjonalftandes nicht möglich wäre. Nun, man 
hi vor Siebenbürgen aus das Erfuchen an mich geftellt, im 
ohen Reichsrathe darauf anzutragen, daß bie Urbarialgerichte 
aufgehoben und die Agenten derfeiben anderen Organen zu⸗ 
gewiefen werben mögen. 

„Die Motivirung diefes Antrages ift folgende : Die Ur⸗ 
barinlgerichte haben den Zwed: 1. die Austragung aller aus 


346 Zehnte Sisung vom 14. September 1860. 


dem beflandenen Unterthänigleits- (Urbarial-) Berhältniffe ent- 
ſtehenden Streitigfeiten —2* den Grundherren und ihren 
ehemaligen Unterthanen zu regeln; ferner 2. die Sicherſtellung 
und Regelung der Holzungs- und Weiderechte der Unterthanen, 
und 3, die Durdführung der Commaffation. Der Hauptgrund 
für die Errichtung der Urbarialgerichte fell gewejen fein, 
durch befondere felbftfländige Organe diejen wichtigen Gegen- 
ftand ſchnell zum Abſchluß zu bringen und einen Richterfiand 
zu fchaffen, der nebft einer allgemeinen richterlihen und po⸗ 
litiſchen Vorbildung fi) beſonders auch von den Urbarial⸗ 
und Landesverhältniſſen genaue Kenntniß erworben hat. Die 
Thätigkeit der Urbarialgerichte nun iſt eine zweifache: eine 
erichtliche und eine politiſche. Zu der erſten gehören die 

ntiheidungen aller Streitigkeiten, die aus dem Urbarialver- 
hältniſſe entftanden find. Ich Babe zu erwähnen und bin eigens 
erfucht worden zu erflären, daß die Urbarialgerichte in Sie- 
benbürgen ſich durchaus keiues Vertrauens erfreuen und zu⸗ 
dem eine Toftipielige Laft find. Zur politifchen Thätigkeit des 
Urbarialgerihts gehört die Regelung des unterthänigen Hol- 
zungs- und Weiderechtes, fowie die Durchführung der Com⸗ 
maſſation. Diefer Wirkungskreis der Gerichte könnte den po- 
litiſchen Behörden der erften Inftanz überlaffen werden, wäh- 
rend der andere judizielle dem in Siebenbürgen beflehenden 
10 Bezirfsgerichten überwiefen werden follte, 

„Die Koften der Urbarialgerichte belaufen ſich auf 120,000 fl., 
zu beren Bededung ein Zuſchlag von 3 Kreuzern auf den 
Steuergulden erforderlich if. Diefe Summe könnte, wenn 
die Auflöfung der Urbarialgerichte und die Zumeijung ihrer 
bisherigen a an bie ordentlichen Gerichte und politifhen 
Behörden gejchähe, ganz in Erſparung fommen. 

„Ohne jelbit Fachmann zu fein und einen flichhaltigen 
Ausſpruch meinerfeits machen zu können, halte ich es dennoch 
für meine Pflicht, dem an mid gelangten Erſuchen nachzu⸗ 
tommen und den obigen Antrag zu fielen.“ 

Der Juſtizminiſter: „Darauf muß ich nur eine Heine 
Aufklärung zu geben mir erlauben. Ich glaube, die gene: 
ob Urbarialgerichte fortbeftehen follen und wie, ift eine Frage, 
welche wir den Landesvertretungen vorbehalten dürften. Wir 
werben fehen, ob die fiebenbürgifche Landesvertretung die 
Urbarialgerihte aufheben und die Gerichtsbarkeit anderen Or- 
ganen zuweiſen will; jet aber Tann von den Miniflern un- 
möglid Sr. Majeftät dem Kaiſer ein Boriätng darüber zu 
erſtätten fein, und wenn er erftattet würde, jo bin ich über- 
| ß ſich ſehr viele Stimmen im Reichsrathe jelbit dahin 
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erheben würden, man bätte biefen Gegenſtand auf die Lan⸗ 
despertretungen veriparen follen.” 

Reichsrath Dr. Bolansty: „Ich habe mit Vergnügen 
bernonmen, baf das bisherige fchriftlihe Verfahren in Pro- 
ceßfachen theilweife verlaflen werben fol. 

Ich Tage nur: theilweife, weil hierauf nur bezüglich der 
Handels» und Wechjelgerichte Hoffunng gegeben wird. Bei 
gewöhnlichen Gerichten foll dagegen das fchriftliche Verfahren 
weiter beibehalten werden, worüber ich nicht umhin kann 
mein lebhaftes Bedanern hiemit auszuſprechen. 

„Welchen Einfluß die jetige Suftigpflege auf das öffent- 
lihe Leben übt, wird Jedem befannt fein. Der Gewerbsmann 
braucht Credit, um das zu verarbeitende Material zu erhal- 
ten ; der Kanfmann braucht Eredit, um Waaren anzufchaffen 
der Landmann, um feine Producte zu erzeugen. 

„Diefer Credit ift aber unmöglich ohne eine fchnellere 
Juſtizpflege zu erlangen, denn Niemand wird Credit gewähren, 
wenn er weiß, daß er jahrelang proceffiren und warten muß, 
um fein Geld zu erhalten. Alto, ohne fchnellere Yuftizpflege 
gibt e8 feinen Credit und ohne Credit gibt es feinen Handel, 
daher auch keinen Wohlftand. Es ift jomit das höchſte Be- 
dürfniß vorhanden, die Auftizpflege zu beichleunigen. Die 
einzelnen Verordnungen, welche bis jett erlaffen worden find, 
wie da8 Mandatsverfahren bei Intabularforderungen und no- 
toriell beglanbigten Urkunden, über das Verfahren bei Zah- 
lungseinſtellungen protofollirter Hanbels- und Gewerbsleute, 
das Verfahren bei Beftandverträgen, fowie aud) das jeßt an⸗ 
gehoffte und verheißene Verfahren bei Handelsgerichten, das 
würden alles nur Bruchſtücke fein, welche bloß für einzelne 
Fälle anwendbar find. a 

„Im Allgemeinen aber bleibt doch das bisherige fchriftliche 
protofoflarifche Verfahren, folglich der bisherige langwierige 
und fchleppende Gang der Procefie. 

„Soll die Juftiz beihlemigt werben, fo muß fie nicht 
modifteirt, fondern das bisherige fchriftlihe und protofolla- 
tiihe Verfahren ganz befeitigt und an die Stelle die volle 
Mündlichkeit und Deffentlichkeit im Verfahren eingejeht wer- 
den. Die Vortheile und Borzüge des mündlichen und öffent 
lichen Berfahrens find allgemein anerfannt. Die meiften ci 
vififirten Staaten Europa’s haben das öffentliche und münd⸗ 
fide Verfahren adoptirt; neueſtens ift e8 in Serbien einge- 

worden. 

„Dagegen gibt e8 einen einzigen Staat, der von bem 
mündlichen Berfahren zum fchriftlichen zurldigelehrt wäre. Die 
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Hauptaufgabe der Zuftizpflege ift der Schuß des materiellen 
Rechtes ; diefer Schu wird um jo ausgiebiger, je weniger er 
von der äußeren Form abhängig if. Nun ift aber unfer bis- 
heriges fchriftliches BVerfahren mit den äußeren Formen fo 
verwebt und unzertrennlich davon, daß das materielle Recht 
nur infoweit gefhüßt wird, inwieweit die äußeren Formen 
beobachtet werden. Wenn allo die äußeren Formen aufer 
Acht gelaffen werben, jo unterliegt aud) das materielle Recht. 
Die weitere Folge davon ift, daß die GStreitparteien im 
Procegführen ſich jehr oft nur Hinter die äußere Form ber- 
gen, und wenn es gelingt, ein äußeres Formgebrechen 
aufzufinden, jo fliegt und triumphirt das formelle Recht und 
das materielle unterliegt. Daß bei dem jetzigen fchriftlichen 
Berfahren jehr viel Zeit und Kraftaufwand unnüß verloren 
wird, ift befannt, Bis ein Proceß beendet wird, müſſen gewiß 
10, auch 20 bis 30 Eingaben der Reihenfolge nad geiehen 
und jede Eingabe muß präfentirt, protofollirt, regiftrirt, referirt, 
revidirt, mumdirt, erpedirt und den Parteien zugeftellt werden. 

„Diele Menge von Eingaben und diefer Kraftaufwand 
muß bei dem Umftande, als verjchiedene Beamte an einer und 
derjelben Eingabe arbeiten, nur eine Verzögerung in den Pro— 
ceffen herbeiführen. Es ift daher fein Wunder, daß bis jet 
bie Proceſſe Jahre lang gedauert haben und felbft auf die 
Erben übergegangen find. Bon dem Material, welches in 
einem einzigen Proceffe niedergefchrieben wird, kann man mit 
Sicherheit behaupten, daß nur ein geringer Theil auf das 
Weſen des Rechtes und die Sache jelbft entfällt; der bei weitem 
größere Theil des Gefchriebenen ift nur da, um den äußeren 
Formen zu genügen, al8 ob das Recht des Procefjes wegen, 
und nicht der Proceß des Rechtes wegen da wäre. Jedoch nebft 
diefem bedeutenden Gewinne an Zeit und Kraftaufwand befitt 
das mündlihe und öffentliche Verfahren auch noch andere 
Bortheile. Der Herr Suftizminifter bat fi) nicht darüber aus- 
geiprocen, ob wir ein mündliches öffentliches Verfahren ha— 

en werden oder ein nicht öffentliches ?“ 

Der Herr Juſtizminiſter: „Mit angemefiener 
Deffentlichkeit.“ 

Dr. Bolansfı: „Nun, was den Grad der en - 
feit betrifft, fo müßte man darauf gerade den größten Na 
drud legen, denn die Deffentlichleit hat äußerſt bedeutende 
Borzüge und Bortheile. Durch die Deffentlichkeit des Ver— 
fahren® wird erft der höhere Rechtsfinn beim Publikum gewedt. 
Dancer wird bei dem öffentlichen Verfahren über Rechte und 
Pflichten belehrt, die er bisher nicht gefannt hat. Ber dem 


= 








Rede des Herrn Dr, Polausty. 349 


öffentlichen Verfahren lernt man erft den Werth der Juſtiz 
tennen, folglich wird Die Juftiz liebgewonnen werden und man 
fih ihr mit Vorliebe zumenden, Bis jetzt war die Jurispru⸗ 
denz nur in die engen Räume ber Schule und Gerichte ge- 
bannt. Wird aber das Verfahren öffentlich, dann wird die 
Yurisprübenz Jedermann zugänglich und Gemeingut Aller. 
„Es wird aber aud die Wichtigkeit und Nützlichkeit des 
öffentlichen Verfahrens in anderen Beziehungen hervortreten, 
denn Mancher wird fich hüten, eine ungerechte Handlung oder 
einen ungerechten Act zu begehen, wenn er weiß, daß er in 
die Lage kommen kann, als Kläger oder Geflagter, als Zeuge 
oder Sacdhjverftändiger vor dem Gerichte zu ftehen und öffentlich 
über feine Handlungen Rede und Antwort zu geben. Auch 
die Zahl und Art der Procefie wird bei dem öffentlichen 
Berfahren eine geringere werden, denn bei dem bisherigen 
ſchriftlichen Verfahren ift da8 Papier geduldig genug umd mau 
fonnte Bieles jchreiben, weil es eben nicht vor die Deffent- 
lichkeit kam. Wird aber ein öffentliches Verfahren eingeführt, 
jo wird Mander Anftand nehmen, mit ungerechten Procefien, 
mit bloßen Chicanen und mit verdrehten VBertheidigungsbe- 
helfen vor die Deffentlichkeit zu treten. 

„Auch mander Anwalt wird Anftand nehmen, einen un» 
gerechten Proceß zu vertreten ; ja jelbft der Richter wird an- 

efpornt, ftets mit Würde, fern von Leidenſchaft und Per- 
Fönfichkeiten, das Amt zu handeln, weil er in die Controle 
der Deffentlichfeit gelommen ift. Ferner wird aber auch noch 
jeder Partei die Möglichkeit geboten, fich zu überzeugen, wie 
ihre Sache vertreten wird und warum jo und nicht anders 
entfchieden worden ift, weil die Sache öffentlich verhandelt 
wird. Aus dieſen hier dargelegten Motiven würde ich daher 
bitten, daß nicht bloß Hinfichtlich des Verfahrens bei Handels- 
und Wechjelgerichten, jondern überhaupt die Einführung der 
Mündlichfeit und Oeffentlichkeit in Proceßfachen bei Sr. Ma⸗ 
jeftät befiirwortet werde.” 

Der Herr Juftizminifter: „Ich muß hierüber eine 
Aufllärung geben. Ich habe mich vielleicht nicht genau aus⸗ 
gedrückt oder bin nicht gehörig verflanden worden. Seine 
Majeftät der Kaiſer haben mich ermächtigt, vorerft für die 
Handels- und Seegerichte das mündliche und öffentliche Ber- 
fahren einzuführen, und wenn es gefehehen und einen günftigen 
Erfolg haben wird, nach Verlauf eines Jahres den Vorſchlag 
in Bezug auf dasjelbe für alle Civilgerichte zu machen.“ 

Dr. Bolansti: „Noh muß ich mir erlauben, eines 
Umftandes zu erwähnen, welder die Gerichtsſprache in Ga- 
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lizien betrifft. Dort werden die Referate und Beichläffe nicht 
in derjenigen Sprache ausgearbeitet, in welcher bie Zuftellun- 
gen an die Parteien zu gelangen haben. Daher kommt es, 
daß die gerichtlichen Erläffe überfegt werben müſſen und die⸗ 
felben den Parteien nicht im der Urfchrift, fondern im der 
Ueberfegung gegeben werben. Daher ift zu befürchten, daß 
dieje® Verfahren in der Länge der Zeit die Juſtiz paralyfiren 
— mei man für die Richtigkeit der Veberfetung nit 
utftehen Tann. 

9 „Ich knüpfe daran noch die Bemerkung : es Tann bod) 
nur — littera docet — Ein Text bindend fein. Soll nun 
ber Tert in der Überjegten Zuſtellung, oder jener der Urfchrift 
ber bindende fein? Dann kommt auch noch dabei der Umftand 
zu bedenken, daß die Koften durch die Dolmetjcher bedeutend 
vermehrt und die Erpeditionen, die ohnedieß langſam gen 
geichehen, noch verzögert werden, weil jeder gerichtliche Erfod 
vorläufig überjegt werden muß.” 

Reichsrath Freiherr v. Lichtenfels: „Es war meine 
Abſicht, Über die einzelnen Fragen, die das Budget berühren, 
wo möglih nichts zu fagen, da in dem Kalle, wo erft der 
ganze Stantsorganismus berathen werden foll, die Berathung 
einzelner Fragen von wenig Nuten if. Es find aber hier 
mehrere Behauptungen aufgeftellt worden, welche ich zu wi⸗ 
derlegen für meine Pflicht haften muß. 

„Die erfte Behauptung ift dahin gegangen, daß das 
Juſtizminiſterium überflüffig jet. Ih muß nun geſtehen, ich 
hätte nicht vernehmen zu müſſen geglaubt, daß ın dem Mi- 
nifterrathe für einen Staat, wie der öfterreidhifche if, der 
Sufizminifter eine überflüffige Perſon fein fol. Wenn es 
wahr if, daß die Rechtsordnung und die Sicherheit der Rechte 
ber erſte Zwed des Staates ift und den Hauptgrund bildet, 
aus weldem die Menſchen fi in den Staat begeben, fo 
kann and) kein Zweifel darüber fein, daß eine Traftvolle Ver⸗ 
tretung der Juſtiz im Minifterrathe eines der erſten und 
wefentlichften Erforberniffe und daher das Juſtizminiſterium 
eines der wichtigften und vorzüglichſten Minifterien ig 

„Die Vertretung der Juſtiz im Miniſterrathe hat nach 
meiner Anficht eine zweifache Richtung. 

„Die erfte befteht darin, dafür zu forgen, daß die Maß⸗ 
regeln der Regierung felbft nie der Gerechtigkeit ermangeln; 
denn wenn die Maßregeln der Regierung jelbft ungeredjt ober 
willkürlich wärben, fo hätte diefes einen doppelten Rachtheil, 
nicht nur denjenigen des Unrechts ober der Willlür, bie da⸗ 
dur) verübt werden, an fi, fondern auch ben, baf bie 
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Stand der Rechtspflege im ganzen Staate, ihre Borzüge und 
Mängel und Bedürfniffe und die mögliche Art, ihnen abzu- 
helfen, auf das Genaueſte kennen, er muß aud) die Perfonen 
möglihft genau Tennen, welden die Ausübung der Rechts⸗ 
pflege anvertraut ift, und über vielfältige andere der Juſtiz⸗ 
verwaltung eigenthümliche Verhältniffe genau unterrichtet fein; 
er muß endlich feine Thätigkeit dahin richten, in Beziehung 
auf Geſetzgebung und Verwaltung alle VBorjchläge zu machen, 
welche die Ausbildung und der Fortſchritt der Nechtspflege 
nothwendig macht. Dieß alles find Gejchäfte, die nicht neben- 
bei von einem andern Minifterium verwaltet werden können. 

„Ich habe Gelegenheit gehabt, den Umfang der Gefchäfte 
eines Juſtizminiſters in der nächſten Nähe kennen zu lernen, 
und habe mid) dabei überzeugt, daß diefe Stelle feine Sine⸗ 
cure ift, fondern eine Stelle, welde fortwährend raftlofe 
Thätigkeit, und in Zeiten, wo e8 & um Durdführung neuer 
Drganifationen oder größerer Geſetzgebungswerke handelt, 
eine beinahe unerihwingliche Anſtrengung erfordert. 

„Weun Freiherr von Salvottti in feinem Botum ar- 
führt, in früheren Zeiten feien die Gefchäfte des Juſtizmini⸗ 
fteriums vom oberſten Gerichtshofe bejorgt worden, fo tft 
diefes theilweiſe unrichtig. 

„Die Gefchäfte der Verwaltung ber Juſtiz waren aller- 
dings dem oberften Gerichtshofe übertragen, Aber die Ber- 
tretung der ˖ Juſtiz im Rathe der Krone war nit mit dem 
oberften Gerichtshofe vereinigt, denn im Rathe der Krone 

atte der Präfident des oberften Gerichtshofes Leine Stimme. 
ür diefe Vertretung war damals auf andere Weije gejorgt. 

„Bekanntlich war damals der Staatsrath in eigene Sec- 
tionen getheilt; jede davon hatte ihren bejondern Chef, und 
fo wer auch für die Juftizfecttion im Stantsrathe ein befonde- 
rer Chef beftimmt. 

„Das Geſchäft diefes Chefs war es, die Juſtiz gegenüber 
den anderen Berwaltungszweigen im Staatsrathe zu ver⸗ 
treten. Und diefe Stelle war eine fo wichtige und von ſolchem 
Einfluffe, daß in früheren Zeiten manchmal felbft Präfiden- 
ten des oberſten Gerichtshofes erft zu Chefs der Yuftizfection 
im Stantsrathe erhoben wurden. Nur in den letteren Jah⸗ 
ren blieb die Stelle des Chefs der Juſtizſection unbefeßt, 
und daß fie unbefett blieb, war vielleiht der Fortbildung 
ber Juſtizpflege minder günftig. 

„Aus dem Gefagten ergibt fich zugleih, daß der Bor- 
theil aus der Abjchaffung bes Yuftizminifteriums in finan- 
zieller Beziehung kein bejonderer fein würde, denn um bie 
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Berwaltungsgefchäfte, die gegenwärtig vom Juſtizminiſterium 
beforgt werden, durch den oberften Gerichtshof beforgen zu 
fönnen, würden die Minifterialräthe, welche damit beichäftigt 
find, fowohl als das übrige Perfonale zu dem oberften Ge- 
rihtshofe gezogen werden müfjen und daher die Auslagen bie 
gleichen fein. Abgefehen davon, daß dadurch der Körper des 
oberften Gerichtshofes, der jet ſchon 48 Käthe zählt, eine 
fo große Ausdehnung erhielte, daß feinem Präſidenten eine 
entſprechende Ueberficht über denfelben unmöglich würde. 

„Was aber die Auslagen für die. Berfon des Juſtizmi⸗ 
nifter8 felbft betrifft, jo habe ich bereits gezeigt, daß auch bei 
einer andern Art der Organifirung immer ein Bertreter der 
Zuftiz vorhanden fein müßte, daher and diefe Auslagen nicht 
erfpart werden könnten. 

„Ich habe nun noch über das Juſtiz-Budget und über bie 
vorgelommenen Klagen, daß in der Juſtiz gegenwärtig Sto- 
dungen herrſchen, fowie über die ausgeiprodhenen Hoffmungen, 
daß durd eine Veränderung des Syftems die Verwaltung 
eine wohlfeilere werden jollte, einige Worte zu fpreden. 

„Die erfie Frage wäre die: Sind die öflerreichifchen 
Geſetze, wie fie gegenwärtig beftehen, fo beſchaffen, daß da- 
mit eine befriedigende ZYuftizpflege ohne übermäßige Koften 
hergeftellt werden kann? 

„Diefe Frage war, wie ich glaube, praftiih vor dem 
Sahre 1848 beantwortet. Denn damals waren die Yuftizge- 
fege im Wefentlichen die nämlichen, wie fie gegenwärtig find, 
und Jedermann wird zugeben müfſen, daß die Yuftizpflege ſich 
damals im Allgemeinen wirklich in einem befriebigenden Zu- 
ftand befunden hat. 

„Ih will damit nicht behaupten, daß diefer Zuftand gerade 
ein glänzender gewejen oder daß daran gar feine Berbefferungen 
zu wünjchen gewejen wären. Dan hat allerdings Verbeflerungen 
gewünscht, fowie in Allem Fortichritt wünſchenswerth ift. Id) 
ſelbſt Habe in mehrerer Hinfidht Umftaltungen gewünjcht, aber im 
Allgemeinen hatte man zu Hagen feine Urſache, insbefondere haben 
Stodungen, wie fiejeßt vorfommen, damals in feiner Beziehung 
ftattgefunden. Im lombardifch-venetianischen Königreiche, wo die 
Juſtiz von der Adminiftration getrennt und alle Gerichte landes⸗ 
fürftlich waren, war die Rechtspflege eine vollkommen tadellofe ; 
die Hochachtung der Bevölferung für diefelbe war eine fo große, 
daß jelbft zur Nevolutionszeit in Italien diefer Zweig der 
öffentlichen Der waltung der einzige war, gegen welden 
feine Bejchwerde erhoben wurde, und es verdient bemerft 
zu werden, daß ſelbſt jett, als im der Kombardie Wir - 
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nifchen Geſetze eingeführt worden find, fih Stimmen für die 
Beibehaltung der öfterreichiichen Gefegebung erhoben Haben. 

„Auch Klagen über eine zu theure Yuftizpflege kamen da- 
mals im öfterreihifchen Staate nicht vor. Niemanden iſt es 
zu behaupten eingefallen, daß die Koften der öfterreichiichen 
Rechtspflege außer Verhältnig mit der Macht bes Staates 
ober mit den Auslagen für die übrigen Verwaltungszweige 
ftänden. Woher, muß man aljo fragen, rühren die gegenwärtig 
in der Rechtspflege unläugbar herrſchenden Stodungen, un- 
geachtet die Gejee im Welentlihen diefelben geblieben find ? 
Die Beautwortung ift wohl feine fchwierige. Wenn man das 
ehemalige Juſtiz-Budget in dem Maße erhöht Hätte, als es 
durch den Hinzugelommenen größeren Umfang der Gefchäfte 
nöthig war, wenn man nämlich darauf genügende Rüdficht 
genommen hätte, daß alle Communal- und Patrimonialge- 
richte aufgehoben und deren Geſchäfte an den Staat übertra- 
gen worden find, wenn genügend in Rechnung gebracht worden 
wäre, daß Ungarn, Kroatien, Slavonien und Siebenbürgen 
dazugelommen find, wo die Juftizpflege gleichfalls übernom- 
men werben mußte, und wenn man in eben diefem Maße das 
Zuftiz- Budget vermehrt hätte, jo würde die Rechtspflege ohne 
Zweifel wie vor dem Jahre 1848 auf zweckmäßige Weife ine 
Leben getreten fein ; diefes ift aber nicht gejchehen. 

„In der definitiven Organifation der Gerichte walten, wie 
id) glaube, zwei Mängel ob: 

„1. Daß die Adminiftration mit der Juſtiz wieder ver- 
einigt wurde, während ſie bei der Aufſtellung der proviſoriſchen 
Gerichte ſelbſt in Ungarn, Kroatien, Slavonien und Sieben— 
bürgen bereits davon getrennt worden war. Durch dieſe 
Vereinigung iſt, abgeſehen davon, daß nur ſelten Beamte für 
beide Fächer gleichmäßig taugen, die nachtheilige Folge ent— 
ftanden, daß, weil die politiichen Gejchäfte immer mehr drängen, 
diefe voraus beſorgt wurden und die eigentlichen Juſtizge- 
ſchäfte im Rüdftand blieben, wodurd) die ganze Wucht der 
Rüdftände auf die Yuftiz fallen mußte. 

„Der 2. Mangel ift der, daß die Einzelngerichte (die 
Bezirks- und Stuhlgerichte) viel zu gering und nicht in dem 
Berhältniffe, wie diefes nach dem Budget vor dem 3. 1848 
hätte gefchehen jollen, mit Berfonale verjehen wurden und daß 
fie daher nicht im Stande waren ihren Geſchäften nadhyulomnten. 

„Das frühere Juſtizminiſterium hatte jchon, als es dieſe 
Stodungen wahrnahm, nicht unterlaffen, wiederholt und drin- 
gend darauf aufmerkffam zu machen, welche nadtheiligen Fol⸗ 
gen daraus zu befürchten feien. 
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„Diefe Borftellungen haben aber bei den übrigen Mini- 
ferien teine andere Folge gehabt, als daf erft einige Com- 
miffionen abgeorbnet wurben, um bon Gericht zu Gericht zu 
untefuchen, ob und wie die Mage über Unzulänglichfeit des 
Perfonales gegründet und welche Abhilfe überall erforderlich fei. 

„Die abgeordneten Commilfionen Haben dieſe Unterju- 

en allenthalben vorgenommen, über ihre Operate ift aber 
eine ſolche Zeit verftrihen und dieſe Operate haben felbft wie- 
der eine folche Vermehrung der Geſchäfte bei den Gerichten 
hervorgerufen, daß die Stodungen dadurch nur noch immer 
jmmehmen mußten. 

„Mus bem Gefagten ergibt fih, daß das jetzige Juftiz- 
Budget für das Syſtem der Rechtspflege, welches dem Yuftiz- 
minifterium durch das Allerhöchfte Handſchreiben von 31. De- 
eember 1851 vorgeichrieben wurde, und welches im Wefentli- 
hen mit dem vor dem Jahre 1848 beftandenen übereinftimmte, 
nicht zu hoch, ſondern im Gegentheile vielzu gering fei. Weit 
aufernt daher auch, daß id mit dem reicheräthfichen Comite 
einderftanden fein könnte, wenn es in feinem Berichte beflagt, 
daß diefe Erfparungen, die man jegt vor hat, nicht ſchon im 
Saufe der vorhergehenden fieben Jahre geichehen feien, muß 
ig diefe beabfichtigten Erfparungen vielmehr offen mißbilligen. 
Selbft wenn ich annehmen könnte, daß jene Poften, wo fie 
vorgenommen terden follen, dieſe Erfparungen zulafien, fo 
befiehen doch fo viele andere Lüden, in welden fir die Be- 
türfniffe der Zuftizpflege unzulänglich geforgt ift, daß die 
Bewerbung Il weit zwedmäßiger geichähe. Ich glaube 
ad nicht, daß ſolche Erfparungen im Sinne des Allerhöcjften 
Auftrages waren. Se. Mojeftät Haben nur möglichſte Spar- 
funteit, aber nicht folde Criparungen anzuorbnen gerußt, 
welche mit fo empfindlichen Nachtheilen für die Beitepfiege 
verbunden find, wie fie die gegenwärtige unzulänglihe Doti- 
rung der Gerichte mit ſich bringt. 

„I glaube ferner, daß durch dieſe Erfparungen und 
farge vemefſung des Juſtiz · Budgeis geradezu die inanzen 
hödich Teiben, wie aus Soigendem erhellt. Als die Gerichis · 
farteit der Tommunal. und Patrimonialgerichte aufgehoben 
wurde und badurd) aud) alle die Beztige erlofchen, weldhe bie 
dominien und Communen für die Bejorgung der Juftiz ge» 
fen hatten, trat der Staatsſchatz aud) in den Bezug der 

ud die erlaffenen Gebührengejete fefigeiehten Gebühren. 
dierhurch wurden daher mit ber Quftizübernahme nicht nur 
iugleich die Quellen gelseffen, aus welchen der Aufwaud fir 
die Juſtizverwaltung beftritten werden fonnte, fonderi bie mtik 
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der Auftizpflege verbundenen Gebühren gewähren nunmehr 
dem Stoatsfente auch ein höchft beträchtliches Einfommen, 
welches das Zuftiz- Budget weit überfchreitet. An dem Maße 
aber, al8 die Berlaflenihaftsabhandlungen nit vorwärts 
fohreiten und das Grundbuchsweſen ftodt, und in Folge deffen 
viele Nechtsgefchäfte nicht vorgenommen werden fünnen, neh- 
men auch die Einnahmen des Staatsichages an Gebühren 
für diefe Geſchäfte ab. Es Hat fomit die unzulänglihe Be— 
mefjung des Juſtiz-Budgets die empfindlichiten Nachtheile 
jelbft für die Finanzen zur Folge. 

„Ich erlaube mir, mid) Hierin aud) auf die Anficht eines 
hohen Staatsmannes zu fügen, der felbft Finanzminifter 
war, id) meine den abgetretenen Reichsrath Freiherrn v. 
Kraus, der zu wiederholten Malen im fländigen Reichsrathe 
fih erflärt bat, daß er eine Erhöhung des Yuftiz-Budgets 
wünſchen müfje, weil die Beförderung der Rechtspflege, ms⸗ 
bejondere des Grundbuches und Abhandlungswefens, für die 
Finanzen felbft in hohem Grade wünjchenswerth fei. 

„Ich erlaube mir überzugehen auf die Erfparungen, 
welche dur ein geändertes Syſtem der Rechtspflege zu er- 
warten fein follen. 

„Hier ift das Berfahren in und außer Streitfahen zu 
unterfcheiden. 

„Was das Streitverfahren betrifft, jo hat Se. Ercellenz 
der Herr Miniſter der Juſtiz es ausgefprochen, daß Münd- 
lichkeit umd Deffentlichleit dabei einzuführen feien. Ich bin 
einerfeits durchaus fein Feind der Münblichleit und Deffent- 
lichkeit. Im Gegentheile, ich habe ſeibſt im ftändigen Reichs⸗ 
rathe den Antrag geftellt, zu diefem Verfahren allmälich über- 
zugehen und bei den Handels- und Seegerichten damit den 
Anfang zu machen. Ich bin nur der Anficht, dag ein augen- 
blicklicher Uebergang in dieſes neue Verfahren bei allen Ge- 
richten zugleich nicht wohl thunlich fei, weil ein jo plößlicher 
Uebergang bei unjeren gegenwärtigen Umftänden neue Ber: 
wirrungen hervorbringen würde, weil fomohl Nichter als 
Advocaten fi erft allmälich in die neue Form finden müffen, 
und weil endlid das mündliche und öffentliche Verfahren 
jelbft auf fehr verfchiedene Art ausgeführt werden fann, da⸗ 
ber es wünfchenswerth erfcheint, mit der allgemeinen Ein- 
führung nicht ganz ohne eigene Erfahrung vorzugehen, ‚ſon⸗ 
dern zuerft durd die Einführung in einem Heinern Mafftabe 


Berhältniffe unferes Staates einzurichten fei, wozu der Erfolg 
bei ben Handelögerichten die erforderliche Gelegenheit geben wird. 
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„In Beziehung auf des Budget aber glaube id) behanp- 
ten zu können, nn: die Bortheile des öffentlichen und münd⸗ 
Iihen Verfahrens nur in der damit verbundenen Verbefferung 
der Rechtspflege, nicht aber darin zu fuchen fein dürften, daß 
eine wohlfeilere Yuftizpflege für die Bevölkerung davon zu 
erwarten wäre. Wenn ic) auch zugebe, daß die Auslage des 
Staates felbft für die Juftizuerwaltung, alfo das eigentliche 
Suftiz-Budget, dadurch vermindert werden wird, fo werben 
doch diefe Erjparungen durch die größeren Auslagen, welde 
die Parteien in anderer Richtung, namentli durch die hö- 
heren Auslagen für Anwälte und andere Functionäre treffen, 
bedeutend überwogen werden, und es muß Hinfichtlich diefer 
Auslagen, welde in jedem Falle ber Bevölkerung zur Laſt 
fallen, nicht blos das Juſtiz-Budget allein in Betrachtung ge= 
zogen werden, wenn man von wohlfeiler oder theuerer Juftiz- 
pflege ſprechen will. 

„Anı auffallendften zeigt fi) diefes bei der Landbevölfe- 
rung durch ein praftifches Beifpiel. Wenn jetst zwei Parteien 
auf dem flachen Lande einen Proceß, jei es auch über einen 
Gegenftand von was immer für einer Bedeutung zu führen 
haben, fo fteht es ihnen frei, die Verhandlung darüber vor 
dem Bezirksgerichte ohne Advofaten aufnehmen zu laffen. 

„hun fie diefes, fo befteht die ganze Auslage für diefes 
gerichtliche Verfahren in der kärglichen Bejoldung des Ad— 
juncten oder Actuars, welcher das Verfahren leitet, da das 
von diefem aufgenommene Protocol al8 Grundlage der Ent- 
iheidung für alle drei Inſtanzen dient. 

„Nimmt man aber aud) an, daß die Parteien fi) eines 
Advolaten bedienen, welches ihnen allerdings frei fteht und in 
vielen Fällen nur zu billigen ift, fo haben fie doch gegenwärtig 
nur einmalige Advofatengebühren zu entrichten, weil die von 
ihren Vertretern vor der erften Inftanz gepflogenen fehrift- 
ihen Berhandlungen auch zur Grundlage der Entſcheidung 
in zweiter und dritter Inftanz dienen und zu diefem Ende 
dahin abgefendet werden. . 

„Anders verhält es fich bei dem öffentlihen und münd- 
lihen Berfahren, denn fo wie hier die Sade in erfler In- 
ftanz mündlich verhandelt wird, muß e8 auch in der zweiten 
geicheben, fo wie in erfter Inftanz Advolaten plaidirt haben, 
jo plaidiren fie auch in der zweiten, und müſſen es ebenfo in 
der dritten, wenn der Proceß dahin gelangt. 

„Es müflen daher von den Parteien an dem Orte, wo 
fh das Dberlandesgericht befindet, entweder neue Advolaten 
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enfgenommen werden, ober die früheren müflen an den Ort 
des Oberlandesgerichtes hinreifen, um dort die Verhandlung 
vorzunehmen. 

„Ebenfo verhält es fi mit der dritten Inftanz oder dem 
Kaffationshof, wenn die Berhanblung dahin gelangt, und die 
Barteien find daher genöthigt in diefem Falle felbft in der 
Hauptftadt des Reiches Vertreter zu beftellen. Es fallen daher 
bei diefem Verfahren, verglichen mit dem gegenwärtigen, zwei— 
und dreifache Advolatengebühren zur Laſt. 

„In Bezug auf das Verfahren außer Streitfachen erlaube 
ih mir Folgendes zu bemerken: 

„Als die Art, wie man hier die Koften vermindern will, 
ift die Trennung diefer Gejchäfte von jenen in Streitſachen 
und Mebergabe berjelben an andere Organe angegeben. 

„Dies find in anderen Staaten, namentlich in Frankreich, 
die Friedensrichter, Notare, Anwälte, Hypothekenbewahrer und 
andere Yunctionäre. In wiefern dieje Uebertragung für die 
Reatöpfiege jelbft wünfchenswerth fei, gehört hier nicht zur 

Sade. In Beziehung auf die Koften aber erhellt es von jelbft, 
daß, wenn die Abhandlungsgefchäfte und übrigen Gejchäfte 
von jolden Organen verrichtet werden follen, auch diefe Or— 
gane bezahlt werden müſſen. Es frägt ſich alfo, welche Aus- 
lagen geringer fein werden, jene der —* beſoldeten Beamten, 
ober die Koſten, welche Advokaten, Notare und andere Func— 
tionäre in Anſpruch nehmen? 

„Am ein Beifpiel des Berhältniffes diefer Koften zu geben, 
kann erwähnt werden, daß man in Frankreich ſchon in den 
Zahren 1820—1830 die Koften, welche ber Stadt Paris die 
Juftizpflege verurſachte, auf nicht weniger als 27,000.000 
France und die hierunter begriffenen Koften für das Berfahren 
außer Streitſachen auf 18,''01.000 Francs angefchlagen Hat. 

„Wenn man nun diefe Auslagen der Stadt von 18 Mil- 
lionen für das Berfahren außer Streitfadhen, welche in dem 
Juſtiz⸗Budget nicht begriffen find, weil die Gerichte mit ſolchen 
Geſchäften in der Regel nichts zu thun haben, auf das ganze 
Reich a und dem franzöſiſchen Staats⸗Budget zu—⸗ 
ſchlagen will, jo ergibt ſich daraus ein Schluß anf Die unge- 
beuere Summe, welche in Frankreich der Bevöllerung die Ju⸗ 
Rigpfiege koſtet. 

Endlich iſt früher auch noch von dem preußiſchen Staate 
geiprochen mworben, und wie der Herr Juftizminifter richtig 
emerlte, würde nad dem Maßftabe des dortigen Budgets 
das öfterreichifche nicht 20, fondern 30—32 Millionen Gulden 


Rede des Freiherrn von Lichtenfels, 866 


betragen müflen. Es ift aber auch noch zu bemerken, daß in 
dem preußifchen Budget, da in den Rheinländern das fran- 
zöſiſche Verfahren eingeführt ift, genau angeführt erfcheint, wie 
fi die beiden Theilglieder, das Budget des einen und andern 
Thejles, verhalten. Hieraus ift zwar allerdings erfichtlich, daß 
das Juftiz- Budget in Rheinpreußen bedeutend geringer ale 
in den anderen Provinzen ift. Allein in dem Yufttzminifterial- 
vortrage Über dieſes Budget, welchen ich zu leſen Gelegenheit 
hatte, ift zugleich ausdrüdlid) bemerkt, daß man daraus den 
Schluß nicht ziehen dürfe, als ob der Bevölkerung die Zuftiz- 
pflege in Rheinpreußen im Ganzen wohlfeiler komme, ale in 
den übrigen Theilen des Neiches, weil die Koften, welche an 
den Gerichten felbft erſpart werden, durch die Koften durch 
Advokaten, Notare, Huiffiers und andere Yunctionäre aufge- 
wogen werden. 

„Aus dem Ganzen dürfte der Schluß zu ziehen fein, daß 
ein. verändertes Syftem feine wohlfeilere AYuftizpflege für Die 
Bevölkerung im Ganzen, und hierauf, nit auf das Staats- 
Budget allein fommt es bier an, zur Folge haben werde. 


„Sch glaube ſchließlich, um nicht mißverftanden zu werden, 
nur noch die Bemerkung beifügen zu müffen, daß ich meiner- 
feits weit entfernt bin, einem veränderten Syftene, wenn es 
auf zmedmäßige Weife in Vorſchlag gebradht wird, entgegen- 
zutreten, und daß die Andeutungen, welche ich mir zu machen 
erlaubt habe, blos die Budget-Frage betreffen und nur zum 
Zwede haben, darzuthun, daß in feiner Beziehung Grund 
vorhanden fei, über die Höhe des gegenwärtigen Budgets zu 
Hagen.” 


Reichsrath Dr. Hein ftellte den Antrag auf den Schluß _ 
ber Debatte mit dem Bemerfen, daß er als Fachmann auf 
dem gegenwärtigen Felde der Controverfe feine Meinung 
äufern lönnte; allein das Yuftizminifterium habe keine Ge- 
fetesvorlage gemacht, und es fcheine daher überflüffig zu fein, 
in alle diefe Fragen einzugehen. 

Seine kaiſ. Hoheit der Herr Erzherzog Reihsrathe- 
Bräfident forderte diejenigen der Herren Reichsräthe, welche 
den Antrag des Dr. Heim unterftüßen, auf, ſich zu erheben. 
Es ergab ſich über diefen Antrag die abjolute Majorität. 

Conte Borelli: „Se k. k. Apoftoliihe Majeſtät ge- 
ruhten mich zu ermächtigen, in italienifher Sprache zu reben. 
Ich bitte ehrfurchtsvoll Ew. kaiſ. Hoheit, daß mir ein ita- 
Genifcher Stenograph zugeftanden werbe. Ich übernehme bie 
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Berantwortung für das, was ich italienifch vorbringe, nicht 
für das, was ich nicht gefprodhen habe.“ 

Se. kaiſ. Hoheit: „ES ftehen bier feine italienifchen 
Stenographen zur Verfügung; ich habe Sie übrigens fon 
ermächtigt, Ihre Reden fchriftlich abzugeben.” 

Eonte Borelli: „Ih nehme diefe Geftattung mit 
Dank an.“ 

Graf Apponyi: „Ih bin nicht ganz im Klaren über 
den Gegenftand, ber vorliegt, weil eigentlich fein fpezieller 
Antrag geftellt worden ifl. Es find von den verichiedenen 
geehrten Herren verfchiedene Anſichten und theoretiiche Ab- 
bandlungen vorgebracht worden, und wir haben eigentlich 
nur einen einzigen Gegenftand, der die Aufmerfjamleit bes 
hohen NReichsrathes bei der Schlußberathung in hohem Grade 
auf fich ziehen jollte, und das ift die Auskunft, die der Herr 
Zuftizminifter über feine Pläne und über feine bereits be- 
gonnenen Einrihtungen gegeben hat. Es ift dies eine Mit- 
theilung, über welche der hohe Reichsrath ſich gewiß nicht in 
eine Diskuffion einlaffen wird, und ich fühle mid nur zu 
der Bemerfung veranlaßt, daß eben dieſe Auskunft in mir 
im höchſten Grade die Beforgnif erwedt, daß das Vorgehen 
des Yuftizminifteriums ganz ohne alle Rüdficht auf die mög- 
liche Löfung ber politifchen Fragen und auf den zukünftigen 
Stant8-Organisımus gefchieht. Ich glaube aber, daß die Be— 
hauptung, daß die Juftiz völlig independent und jelbftftändig 
ohne Rüdfiht auf die künftige Verwaltung des Landes ge— 
ändert werden könnte, eine fehr kühne ift. Ich glaube wohl, 
dag Niemand in dem verfammelten Reichsrathe ſich finden 
bürfte, welder die Anficht hegt, daß die Bemerkungen über 
die bevorftehenden faktiſchen Aenderungen in der Juſtizpflege 
auf das dermalen vorliegende Juftiz-Budget Anwendung fin- 
den können. 

„Ih hätte nur bie einzige Bemerkung zu maden, daß 
nämlich der Iuftizminifter entweder in ein Syſtem eingemweiht 
fein müfje, welches bereits die Allerhöchfte Genehmigung er- 
halten hat, und auf welchem die vorgebraditen Entwürfe be- 
ruhen, oder wenn bies nicht der Fall ift, daß das Yuftizmi- 
nifterium durch die heute im verftärften Reicherathe gefallenen 
Aeußerungen aufmerffam gemacht werben follte, daß bie Iu- 
fig-Organifation von ber gefammten Organifation der Mo- 
nardie nicht zu trennen ift. 

„Wenn es Urfachen und Gründe gibt, in ber Verwaltung 
ber ganzen Monarchie Veränderungen vorzunehmen, und wir 
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1848 befannt geben zu wollen, worauf id) die ſchriftliche Ant- 
wort erhielt, daß das die Gleichberechtigung betreffende Geſetz 
in das Herz eines jeden Siebenbürgers gejchrieben wäre. 

„Aus diefer Aeußerung beliebe ber hohe Neichsrath ge- 
fälligft zu erfehen, wer fi der Wahrheit und der Wirklichkeit 
der beftehenden Thatſachen entiprehend geäußert hat.“ 

Reichsrath v. Jakabb: „Ih Tann nicht ergründen, 
woher diefe Beforgniffe des Herrn Biſchofs Schaguna 
bezüglich der rumänifchen Nation Siebenbürgens ftanmen. 

„Se. Excellenz ift beforgt für die Gleichberedhtigung der 
rumänifchen Nation Siebenbürgens. Ich ſetze meine Perſon 
zurüd; aber das ganze Land Siebenbürgen, alle Nationen 
erflären bei jeder Gelegenheit, daß fie die Gleichberehtigung 
der rumänischen Nation anerkennen. Se. Ercellenz befürchtet, 
Per man dies nicht wirklich und in der That zu thun beab- 

tige. . 

„Alein Alle erkennen fie an, und man wäre faft verfudht, 
aus den Worten des Herrn Bifhofs zu fchließen, daß Se. 
Ercellenz diefe Anerkennung nit wünjchen, fonft würden fie 
fih in diefe Erflärung der Nation fügen. 

„Bon der Theilung Siebenbürgens war geftern die Rede ; 
ich aber will Siebenbürgen nicht nad) Nationalitäten eintheilen. 

„Eine folde Eintheilung des Landes nad) Nationalitäten 
ift Schon früher, vor 1000 Sahren unternommen und durdj- 
geführt worden; ich fühle mid) nicht: berechtigt den Antrag 
zu ftellen, daß man ein Gleiches aud) jet wiederholen folle. 

„Sc berührte blos die politifche Eintheilung des Landes 
im Gegenfage zu derjenigen, wie fie von den Behörden vor⸗ 
genommen wurde, welch letere fo weit gingen, daß ich mich 
berufen fühlte, meine Beforgniffe auszudrüden und daranf 
anzutragen, daß man mit einer. weiteren Eintheilung . der 
Aemter bis zur definitiven Regelung der Adminiftration und 
bis zur definitiven Organifirung einhalten folle. 

„Ich glaube nicht weiter eingehen zu follen in die Erör- 
terungen jener Conſequenzen, weldje der Herr NReichsrath.». 
Schaguna aus der Anführung der Kopfzahl der in Sieben- 
bürgen beftehenden Nationalitäten, welche Folgerungen Se. 
Ercellenz wohl gedacht, aber nicht Far und offen auseinan- 
dergeſetzt hat, abzuleiten verjucht. u 

„Ich glaube — wenigſtens muß ich es vermuthen und 
nad) den Beforgniffen des Herrn Biſchofs urtheilen, — daß 
derjelbe in Siebenbürgen eine neue Eintheilung nah, NRokausli- 
täten wünjde. | B 
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„Ich aber muß hierauf nur bemerlen, daß die Zeiten der 
Lündertheilungen vorüber find. Der Geift der Jetztzeit ift 
jener der „Bereinigung“. 

„Diefen Grundfat hat Se. Majeftät unfer alfergnädigfter 
Kaifer und Herr auf feine Fahne gefchrieben mit dem Wahl- 
fprudde „Viribus unitis“. 

„Und da wir diefer Fahne folgen, erkläre ich meinerjeits 
und fann es auch im Namen Siebenbürgens erflären, daß 
diefes Land die Theilung nicht nochmals vornehmen will. 

„Se. Ercellenz follen für die rumänische Nation und ihre 
Zukunft keine Bejorgniffe hegen, jondern, wie ich e8 lebhaft 
wünfche, die jugendlich fräftige — und wenn fie nicht etwa, 
durch allzu viele Hofmeifterei verleitet und verführt wird — 
auch häusliche und fittlide rumänifche Nation als eine mit 
dem fchönften Schmude des jetigen Zeitalters, mit der Gleich- 
berehtigung ausgeftattete Braut den übrigen Nationen Sieben- 
bürgens entgegenführen umd fie mit ihnen vermählen, dann 
wird man fie mit allen Rechten umd Pflichten, welche die 
übrigen Nationen dafelbft für fi haben und nod ferner 
anftreben, gern betheilen und mit ihr, ohne je an Trennung 
zu denken, für Gott, Kaifer und Vaterland leben und fterben.“ 

Reichsrath Bifhof v. Shaguna: „Ich erfläre mid 
ganz einverftanden mit der patriotifchen Aeußerung des Herrn 
NReicherathes v. Jalabb, nur muß ich bedauern, daß nicht 
der angeregte Gegenftand im Auge behalten wurde.“ 

Reicherath v. Jakabb: „Zu dem fon Gefagten muß 
ih uur noch hinzufügen, daß auch das Gejet in Siebenbür- 
gen, welches die Gleichberechtigung ausſpricht, unerzwungen 
war; dieß if eine Thatſache, von der ich volllommen in 
Kenntnig bin, und die ſich nicht leugnen läßt. Wenn dieſes 
Geſetz nicht Schriftlich eriftirt, Tann hiefür weder ich noch 
fonft Iemand in Siebenbürgen. 

„Das Geſetz ift übrigens — ich wiederhofe nur das 
geftern fchon in meinem Privatfchreiben Bemerfte — fo in 
das Herz jedes Siebenbürgers eingegraben, daß Niemand 
das Recht hat, es zu widerrufen oder Anlaß zu nehmen zu 
erffären, daß das Geje nicht gegeben worden ſei.“ 

Se. kaiſerl. Hoheit der durdlaudtigfte Herr Erzherzog 
Reichsraths-Präſident forderte hierauf den Herrn 
han erRatter auf, mit der Borlefung des Berichtes fortzu- 
ahren. 

Der Herr Reichrath Graf Szé eſen lieſt die-folgenbe 
Stelle des Berichtes : 
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„Das Comits hat im weiteren Verlaufe feiner Arbeiten 
ſowohl aus dem den Boranjhlag des Minifteriums 
der Finanzen pro 1861 einleitenden Summarium, als 
auch aus dem diefen Voranſchlag an Se. k. k. Majeftät ge- 
leitenden allerunterthänigften Vortrage des k. k. Finanzmi- 
nifteriums vom 24. Juni 1860, 3. 2816, fi) zu überzeugen 
vermodt, daß and) in diefem Zweige, der öffentlichen Ver— 
waltung eine Beſchränkung des früher beanfpruchten Aufwan- 
des angefirebt wurde, welche im Vergleiche mit dem Vorjahre 
1860 eine Erfparung von 802.300 fi. erzielen foll. 

„Weitere Erfparungen, welche bei den dem Finanzminifte- 
rinm unterftehenden Verwaltungszweigen noch eintreten dürf- 
ten, werden in dem obgedachten Vortrage des k. k. Finanz- 
minifteriums in Ausficht geftellt und eventuell mit der Ge— 
fammtfumme von 400.00N fl. beziffert. Aber ſelbſt die that- 
ſächliche Verwirklichung diefer theils fchon eigeleiteten, theils 
erft anzuhoffenden Eriparniffe, nach welcher der für die 
Finanzverwaltung erforderliche Aufwand noch immerhin die 
Gefammtfumme von 23.72°.800 fl., eventuell 23.328.700 fl. 
in Anfprud nehmen würde — eine Zifferhöhe, welche bei der 
gegenwärtigen Finanzlage der Monardie immer nod) als 
eine bedenkliche erfcheinen muß, — konnte dem Komite kaum 
ale ein die Zukunft ficherftellendes Ergebnif im Reichsrathe 
gelten, 

„Schon aus diefem Grunde mußte das Comits fi) drin- 
gend veranlaßt fühlen, im Sinne eines verftändigen, den 
ordentlichen Gefchäftsgang nicht beeinträchtigenden Erjparungs- 
Syſtems auf die Detailprüfung der ihm angemiejenen Ab- 
theilungen des Staatsvoranfchlages mit thunlichfter Aufmerk⸗ 
ſamkeit und Gründlichkeit einzugehen. 

„Indem das Comiis zudörberft die Erforderniffe der 
Centralleitung in's Auge faßte, mußte fich ihm im Allgemeinen 
die Frage aufdrängen, ob die auffallende Höhe des Perjonal- 
ſtandes und des hieraus refultirenden Aufwandes pr. 613.377 fl. 
oder mit Bezug auf Begünftigungsjahre und Penfionen pr. 
704.307 fl., welche zu dem der anderen Minifterien, zum 
Beifpiele dem des Innern, kaum in ebenmäßigem Berhältniffe 
ftehen dürfte, hauptfädhlich durch den Umfang der ihm oblie- 
genden Gefchäftsbereiche gerechtfertigt ſei? — ob durch er- 
ſprießliche Veränderungen im Berwaltungs -» Organismus, 
durch Bereinigung in der Gefchäftsbehandlung , insbejondere 
durch Beichränfung des ftatiftiichen und fonftigen Tabellen- 
weſens, der periodiihen Eingaben auf das unumgänglich 
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nothwendige Maß u. ſ. w. nicht auch eine Bermindernng 
bes Aufwandes an Arbeit und fomit an Arbeitern, * 
zweckmäßige Verringerung der Geſchäftslaſt and eine Berrin- 
gerung der Zahl des Perfonalftandes und ſomit eine Er- 
ſparung für die Staatsfinanzen zu gewärtigen oder anzu⸗ 
bahnen jei ? 

‚Der Herr Leiter des Finanzminifteriums erklärte ſich 
auf obige Anfragen dahin, daß, da alle bei der gegenwärtigen 
Sadjlage irgend zuläfjigen Bejchränfungen des Perfonalftan- 
des bereit8 durchgeführt und im Voranſchlage pro 1861 be- 
rüdfichtigt jeien, eine weitere Reduktion desjelben zwar wün- 
ſchenswerth, aber in der nächften Zeit nicht ausführbar fei, 
ohne das Intereſſe des Dienftes zu gefährden. Ein Bergleid 
mit dem Status anderer Minifterien, namentlich dem des 
Innern, fei unftatthaft, weil die maßgebenden Grundlagen 
bei den verjehiedenen Minifterien auch ganz verichieden feien. 
Die Eentralleitung jedes Minifteriums fei der Spiegel und 
die Zufammenfafjung der von den unteren Organen besfelben 
ausgefüllten Gejchäftsperipherie. Die Bafis, auf der bie 
unteren Finanzbehörden zu wirken haben, jet eine viel breitere 
und in zahlreichere Bereiche abgezweigte, als beifpielmweife 
jene des Miniiteriums des Innern. Allerdings bege das 
Miniſterium der Finanzen für eine entferntere Zufunft bie 
Abficht, durch Regelung der Wirkungsfreife der Dependenzen 
feines Reſſorts, buch Bereinfadhung der Geſchäftsbehandlung. 
durch Vereinigung einiger Unterbehörden u. ſ. w. jene Ein- 
feitungen zu treffen, von welchen eine mwohlthätige, die An- 
forderungen der Sparfamfeit verwirklichende Rückwirkung 
auch auf die Gentralleituug zu gemwärtigen fei. In dem ge- 
genwärtigen Augenblide jedoch jei das bei faft unnerminberter 
Seſchaftslaft irgend Erreichbare bereits geſchehen. Die Anzahl 
der Sectionen dieſes Miniſteriums ſei von 6 auf 5, die der 
Departements von 4 auf 38, zuletzt auf 34 herabgeminbert 
worden, und dies Angefichts einer Gejchäfts-Agende, die fich 
jährlich auf 2.000 Nummern belaufe und nebft dem eigenen 
viel verzweigten Geſchäfts-Reſſort noch die wichtigften Ange- 
legenheiten des vorbeftandenen Landescultur » Miniftertums 
(darunter die verwidelten Sorftangelegenheiten) und des jüngit 
aufgelöften Handelsminifteriums in ſich begreife. 

„Der Serr Leiter des Finanzminifteriume ſprach bie 
weitere Hoffnung aus, daß es ihm gelingen werbe, im Falle 
Se. Majeftät die mehrfah und aud von. diefem Comits 
angeregte Wiederherftellung des Handelsminifteriums verfügen 
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„Das Comité hat im weiteren Verlaufe feiner Arbeiten 
fowoh! aus dem den Voranſchlag des Minifteriums 
der Finanzen pro 1861 einleitenden Summarium, als 
auch aus dem diefen Voranſchlag an Se. k. k. Majeftät ge- 
leitenden allerunterthänigften Vortrage des k. f. Finanzmi— 
nifteriums vom 2%. Juni 1860, 3. 2816, fich zu überzeugen 
vermocht, daß auch in diefem Zweige, ber öffentlichen Ber- 
waltung eine Befchränfung des früher beanfpruchten Aufiwan- 
des angeftrebt wurde, welche im Vergleiche mit dem Vorjahre 
1860 eine Erfparung von 802.300 fl. erzielen fol. 

„Weitere Erjparungen, welche bei den dem Finanzminifte- 
rium unterfiehenden Verwaltungszweigen noch eintreten dürf- 
ten, werben in dem obgedachten Vortrage des k. k. Finanz- 
minifteriums im Ausficht geftellt und eventuell mit der Ge- 
fammtfumme von 400.0 fl. beziffert. Aber felbft die that- 
ſächliche Verwirklichung diefer theils fchon eigeleiteten, theils 
erſt anzuhoffenden Erjparniffe, nad) welcher der für bie 
Finanzverwaltung erforderliche Aufwand noch immerhin die 
Gefammtjumme von 23.727.800 fl., eventuell 23.328.700 fl. 
in Anfprud nehmen würde — eine Zifferhöhe, welche bei der 
gegenwärtigen Finanzlage der Monarchie immer nod) als 
eine bedenkliche erfcheinen muß, — konnte dem Komite faum 
ui ein die Zukunft ficherftellendes Ergebnif im Reichsrathe 
gelten. 

„Schon aus diefem Grunde mußte das Comits ſich drin- 
gend veranlaßt fühlen, im Sinne eines verftändigen, den 
ordentlichen Geſchäftsgang nicht beeinträchtigenden Eriparungs- 
Syſtems auf die Detailprüfung der ihm angemwiejenen Ab- 
theilungen des Staatsvoranjchlages mit thunlichſter Aufmerf- 
ſamkeit und Gründlichfeit einzugehen. 

„Indem das Comité zuvörderft die Erfordernifie der 
Gentralleitung in's Auge faßte, mußte fi ihm im Allgemeinen 
die Frage aufdrängen, ob die auffallende Höhe des Berfonal- 
ftandes und des hieraus refultirenden Aufwandes pr. 613.377 fl. 
oder mit Bezug auf Begünftigungsjahre und Penfionen pr. 
704.307 fl., welche zu dem der anderen Minifterien, zum 
Beiipiele dem des Innern, faum in ebenmäßigem Berhältniffe 
fiehen dürfte, hauptſächlich durch den Umfang der ihm oblie- 
genden Gefchäftsbereiche gerechtfertigt ſei? — ob durch er- 
ſprießliche Beränderungen im Bermaltungs - Organismus, 
durch Bereinigung in der Geichäftsbehandlung , insbejondere 
durch Beſchränkung des ftatiftiichen und fonftigen Zabellen- 
weſens, der periodiichen Eingaben auf das unumgänglich 
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Reichsrath Graf Szecien: „Der Bericht des Eomited’s 
und die Aufflärung Seitens feiner Ercellenz des Herrn Leiters 
des Finanzminifteriums enihalten den Wunſch des Herrn 
Reichsrathes Manager ohnedies. Mit dem Antrage des Ko- 
mite-Berichtes wäre aljo die Erfüllung des Wunfches des 
Herrn Reichsrathes Maager ohnehin ausgeſprochen und in 
Ausficht geftellt.“ 

Reichsrath Trentler äußerte: „Ich will mir nur er- 
fauben in diefer Hinfiht meinen Dank dem Comite auszu- 
ſprechen.“ 

Reichsrath Graf Barköcyy: „Ich Habe hier nur einige 
wenige Worte zu fagen. Ich bin mit dem Comitd-Beridht 
ganz einverftanden, was die Errichtung eines eigenen Han- 
delsminifteriums betrifft, und glaube nur, daß es nicht über- 
flüffig fei, bier zu bemerken, daß, wenn ſchon eine ſolche Er- 
richtung vorgenommen werden folle, was allerdings ſowohl 
im Intereffe des Handels und der Gewerbe, als auch ber 
ſämmtlichen Bevölferung der Monarchie gelegen ift, es höchſt 
wünfchenswerth wäre, daß man bei Organifirung dieſes Mi- 
aifteriums nicht wie bisher die in Defterreich üblihen For- 
men der Bureaufratie feithält, fondern auf die praktifchen 
Exempel und praftifhen Grundſätze, die man im Weiten 
oder bei anderen Bölfern und Staaten wahrgenommen bat, 
Rückſicht nehmen möge. 

„Es gibt ſehr zwedmäßig eingerichtete Sandelsminifterien 
und zwar nit nur in dem großen England (von dem hier 
keine Rede fein fan), fondern auch in dem Fleineren Belgien 
und in Holland. 

„Ich glaube alfo (wiewohl es hier nicht paſſend und noth- 
wendig ift, diefes zu erörtern) — mir die Bemerkung erlan- 
ben zu müfjen, daß es ſehr wünſchenswerth wäre, wenn ſchon 
die Errichtung eines Handelsminifteriums in Angriff genom- 
men werden fol, daß man nicht die bisher befolgten burean- 
fratifchen Formen, die immer nur mit Schwierigkeiten und 
großen Koften und wenig praftifchem Erfolg verbunden find, 
einführe, fondern daß man daranf fehe, das Handelsmini- 
fterium vor Allem in dem Geifte und Wefen, wie fie bei den 
Bölkern im Weften Europa’s gelten und dort feit Jahren ihre 
Wirkung äußern, zu errichten.“ 

Hierauf ſtellte Seine kaiſ. Hoheit der durchlauchtigſte 
Hear Reichsraths-Präſident an die Berfammlung 
die Anfrage, ob noch Jemand das Wort wünfche, worauf fi 
Niemand erhob. 
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Graf Szecfen lieſt die folgende Stelle des Berich⸗ 
te8 vor: 

„Zu den „Allgemeinen Bermwaltungsauslagen“ der Cen- 
tralleitung übergehend, fand das Comite ben Aufwand für 
Gebände-Erhaltung und Haus-Erforderniffe im Ganzen mit. 
23.843 fl. wie im Einzelnen: % B.: 


für Hausbeleudtung. . . .... 8,768 fl. 
für Hausreinigung . . 8.605 „} 
dann für Amts- u. Kanzl, -Sefordermife mit . ‚124.631 „ 

(darunter Papierfoften mit. . . . 15.000 „ 

Drud- und Fithographiefoften Mt. 38.00 „ 

Beheizungs-Auslagen mit. . 20. 35431 „ 

jonftige Amtserforderniffe und Sineicptungsfiide 

mit . 7.800 „y} 


von fo überrafchender Höhe, daß es nicht umhin * ſich 
eine in's Detail eingehendere Aufklärung zu erbitten. 


„Die vom FL. k. Finanzminiſterium dießfalls gegebenen 
Nahmeifungen legen wohl dar, in welchen Ziffern fid) das 
Erforderniß an Hausbeleuhtung, Reinigung und Beheizung 
auf die einzelnen von der Sentralleitung benütten Dilafte- 
rialgebäude vertheilt und welche Erforderniffe unter der Be- 
zeichnung von „Sonftigen” begriffen find, da aber das De- 
tail der erftgenannten Nachweiſungen auch in den Special— 
anſätzen Ziffern bringt, in welchen die erreichbaren Erſpar⸗ 
niſſe kaum verkörpert ſein dürften, — beiſpielsweiſe für die 
beiden Miniſterialgebäude in der Himmelpfortgaſſe 


zuſammen für Beleuchtung een. 83860 fl. 
„ Renigung « » 0.20. 0..1675 „ 
» Beheizung - - : 2 22.110, 
Totale nur für diefe drei Aubrifen . . . 16.635 „ 
jo findet das Comité, ohne im zu weit führende Detail-Er- 
örterungen einzugehen, ſchon darin genügende Anhaltspunkte 
zu der Weberzeugung, daß aud in diejen untergeordneten 
Berwaltungszweigen durch eine weiſe Oekonomie nod) nam⸗ 
hafte Erſparungen anzuſtreben und zu erreichen wären.“ 


Reichsrath Graf Auersperg: „ALS Berichterſtatter des 
Subcomites erlaube ich mir zu bemerken, daß bei dieſem 
Punkte von dem Herrn Leiter des Finanzminifteriums dem 
Subcomite die Mittheilung gemacht wurde, daß au im 
diefer Hinficht eingehende und Erfolg verfprechende Erhebun⸗ 
gen angeorbnet und eingeleitet worden jeien. Da biefe Mit- 
teilung dem Comits von Sr. Excellenz erfi zur Kenutniß 
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Reichsrath Graf Szäcjen: „Der Bericht des Eomitd’s 
und die Aufflärung Seitens feiner Ercellenz des Herrn Leiters 
des Finanzminifteriums enihalten den Wunfd) des Herrn 
Reichsrathes Maager ohnedies. Mit dem Antrage des Ko- 
mite=Berichtes wäre alſo die Erfüllung des Wunfches des 
Herrn Reichsrathes Maager ohnehin ausgefprodyen und in 
Ausſicht geſtellt.“ 

Reichsrath Trenkler äußerte: „Ich will mir nur er- 
fanden in diefer Hinficht ‚meinen Dank dem Comite auszu- 
ſprechen.“ 

Reichsrath Graf Barköczy: „Ich habe hier nur einige 
wenige Worte zu jagen. Ich bin mit dem Comits-Bericht 
ganz einverftanden, was bie Errichtung eines eigenen Han 
delsminifteriums betrifft, und glaube nur, daß es nicht über- 
flüffig fei, hier zu bemerken, daß, wenn fchon eine joldye Er- 
richtung vorgenommen werden folle, was allerdings ſowohl 
im SIntereffe des Handels und der Gewerbe, als auch der 
Tämmtlihen Bevölferung der Monarchie gelegen tft, es höchft 
wünſchenswerth wäre, daß man bei DOrganifirung dieſes Mi- 
niſteriums nicht wie bisher die in Defterreich üblichen For- 
men der Bureaufratie fefthält, fondern auf die praftifchen 
Exempel und praftifchen Grundfäße, die man im Weſten 
oder bei anderen Bölfern und Staaten wahrgenommen hat, 
Aüdfiht nehmen möge. 

„Es gibt fehr zweckmäßig eingerichtete Handelsminifterien 
und zwar nicht nur in dem großen England (von dem hier 
feine Rede fein kann), jondern auch in dem Eleineren Belgien 
und in Holland. 

„Ich glaube alſo (wiewohl es hier nicht paſſend und noth- 
wendig ift, diefes zu erörtern) — mir die Bemerkung erlau- 
ben zu müffen, daß es jehr wünjchenswerth wäre, wenn fchon 
die Errihtung eines Handelsminifteriums in Angriff genom- 
men werden joll, daß man nicht die bisher befolgten bureau- 
fratifchen Formen, die immer nur mit Schwierigfeiten und 
großen Koften und wenig praftifchdem Erfolg verbunden find, 
einführe, fondern daß man darauf fehe, das Handelsmini- 
fterium vor Allem in dem Geifte und Weſen, wie fte bei ben 
Böltern im Weften Europa’s gelten und dort feit Fahren ihre 
Wirkung äußern, zu errichten.“ 

Hierauf ftellte Seine kaiſ. Hoheit der durchlauchtigſte 
Herr Reihsraths-Präfident an die Berfammlung 
die Anfrage, ob noch Jemand das Wort wünfche, worauf fid) 
Niemand erhob. 
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betragen müfjen. Es ift aber auch noch zu bemerken, daß in 
dem preußiichen Budget, da in den Rheinländern das fran- 
zöftfche Verfahren eingeführt ift, genau angeführt erfcheint, wie 
fi die beiden Theilglieder, das Budget des einen und andern 
Thejles, verhalten. Hieraus ift zwar allerdings erfichtlich, daß 
das Yuftiz-Budget in Rheinpreußen bedeutend geringer als 
in den anderen Provinzen ift. Allein in dem Suftizminifterial- 
vortrage über diefes Budget, welchen ich zu lefen Gelegenheit 
hatte, ift zugleich ausdrüdlich bemerkt, daß man daraus ben 
Schluß nicht ziehen dürfe, al8 ob der Bevölferung die Juſtiz— 
pflege in Rheinpreußen im Ganzen mwohlfeiler komme, ale in 
den übrigen Theilen des Reiches, weil die Koften, welche an 
den Gerichten felbft erfpart werden, durch die Koften durch 
Advokaten, Notare, Huiffiers und andere Functionäre aufge- 
wogen werden. 

„Aus dem Ganzen dürfte ver Schluß zu ziehen fein, daß 
ein: verändertes Syitem feine mwohlfeilere Juſtizpflege für bie 
Bevölkerung im Ganzen, und hierauf, nicht auf das Staats- 
Budget allein fommt es hier an, zur Folge haben werde. 


„Sch glaube ſchließlich, um nicht mißverftanden zu werden, 
nur noch die Bemerkung beifügen zu müflen, daß ich meiner- 
feit8 weit entfernt bin, einem veränderten Syſteme, wenn es 
auf zmedmäßige Weife in Borfchlag gebradjt wird, entgegen- 
zutreten, und daß die Andeutungen, welche ich mir zu machen 
erlaubt habe, blos die Budget-Frage betreffen und nur zum 
Zwede haben, darzuthun, daß in feiner Beziehung Grund 
vorhanden fei, über die Höhe des gegenwärtigen Budgets zu 
Hagen.” 


Reichsrath Dr. Hein ftellte den Antrag auf den Schluß _ 
der Debatte mit dem Bemerken, daß er als Fachmann auf 
bem gegenwärtigen Felde der Controverje feine Meinung 
äußern lünnte; allein das Juftizminifterium habe feine Ge- 
feßesvorlage gemacht, und es feheine daher überflüfftg zu fein, 
in alle diefe Fragen einzugeben. 

Seine kaiſ. Hoheit der Herr Erzherzog Reichsrath s— 
Bräfident forderte diejenigen der Herren Reichsräthe, welche 
den Antrag des Dr. Hein unterftüßen, auf, fi zu erheben. 
Es ergab fich über diefen Antrag die abjolute Majorität. 

Eonte Borelli: „Se. k. k. Apoftoliihe Majeſtät ge- 
ruhten mich zu ermächtigen, in itafienifcher Sprade zu reden. 
Ich Bitte ehrfurchtsvoll Em. kaiſ. Hoheit, daß mir ein ita- 
Genifcher Stenogroph zugeftanden werde. Ich übernehme die 
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„Der Herr Leiter des Finanzminifteriume, dem Wunfche 
nad einer vereinfacdhteren und dadurch minder Foftipieligen 
Finanz-Adminiftration int Allgemeinen beiftimmend, hofft 
feinerfeits diejes Ziel in nächſter Zukunft dadurch zu erreichen, 
daß der kurrente Dienft der Finanzverwaltung möglichft in 
die einzelnen Länder gelegt, die Finanz-Landes- und Bezirfs- 
Directionen in ihrem Wirkungskreiſe felbftftändiger geftellt 
und dadurd) befähigter zur Gejchäftserledigung an Ort und 
Stelle würden, und daß eventuell ein Theil der Finanz- 
Geſchäftsſphäre an autonome Randesorgane übertragen und 
in anderen, 3. B. der Steuereinhebung, die Mithilfe der 
leßteren eintreten werde. 

„Zu Einzelnem übergehend, findet das Comité den für 
Neife- und MUeberfiedlungsfoften bei den Finanz »Tandee>, 
Steuer: und Bezirks-Directionen mit 222.370 fl. angelegten 
Aufwand etwas hoch gegriffen, wogegen das k. k. Finanz- 
minifterium zu deſſen Rechtfertigung andeutet, daß gerade im 
diefen Amtsfreifen häufigere Reifen theils im Interefje des 
Dienftes geboten, theils dur die in meuefter Zeit aus 
organifatorifchen Rüdfichten vorfommenden zahlreichen Weber- 
fiedlungen veranlaßt worden feien. 

„Die obige Bemerkung mußte das Comite auch rüdfidt- 
fih der bei den genannten Dienftbranden für Amte- und 
Kanzlei-Erfordernifje aufgewendeten Koften von 808.184 fl. 
erneuern, indem e8 bezüglich der in diefen Berwaltungsans- 
gaben erreichbaren Erſparniſſe feine aus ähnlichen, bei der 
Centralleitung vorgefommenen Anläffen ausgeiprochene Ueber- 
zeugung auch hier wiederholt, eine Ueberzeugung, welche auch 
bon dem gegenwärtigen Herrn Leiter des Finanzminifteriums 
getheilt und inſoferne fchon bethätigt werden zu wollen ſcheint, 
als er eine öconomifchere Behandlung des Drudjorteumefens 
insbefondere, jowie eine eingehendere Unterfuchung der bier 
in Rede ftehenden Verwaltungsausgaben im Allgemeinen be— 
reit8 gegenwärtig zufichern zu dürfen glaubte, 

„Der bedeutende Aufwand, welcher innerhalb des Etats 
dieſes Minifteriums blos durch die Finanzwache in Anfpruch 
genommen wird, und welder ſich nach Abjchlag der aus dem 
eigenen Refjort hervorgehenden Theilbededung von 73.150 fl. 
noch immer auf der Höhe von 7,893.600 fl. erhält, legte dem 
Comite die dringende Pflicht auf, fi mit einer Prüfung der 
dienſtlichen Nothwendigkeit des Fortbeftandes der Finanzwache 
in ihrem gegenwärtigen hohen Perfonalftande und folgerichtig 
in dem jeßigen hohen Koftenaufwande eingehend zu befaflen. 
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„Das Komite läßt e8 dahin geftellt, ob die für den äußeren 
Dienft — die Grenzbewachung — verwendete Mannſchaft bei 
der gegenwärtigen Zollgefeßgebung eine Herabminderung der 
Zahl ertragen könne oder nicht. 

‚Das Comits ift jedoch der gegründeten Anſicht, daß be= 
züglidh der in dem inneren Dienfte verwendeten Mannſchaft 
ohne Nachtheil für den Staatsfchat durch Bereinfahungen 
und Aenderungen in dem Befteuerungs- und Perceptions- 
ſyſteme der indirecten Steuern und fonftigen Gefälle eine nicht 
unerheblidhe Verminderung der Zahl und fomit des entipre- 
chenden Koſtenaufwandes gar wohl zu verwirklichen wäre. 

„Das Comite hält dafür, daß in diefer Richtung namhafte 
Erfolge zu erzielen wären, wenn ftatt des gegenwärtigen, nad) 
allen Seiten ſchwerfälligen und läftigen Tarifirungs> und Con 
trolſyſtemes ein practifc) zwedmäßiges Syftem von Verpach— 
tungen und Abfindungen im Großen, allenfalls nad Zweigen 
und Rayons und auf beftimmte Steuerperioden, und nicht 
wie bisher al8 Ausnahme, deren Bereitelung den unteren Auf= 
fiht8-Organen aus erflärbaren Motiven der Selbfterhaltung 
nahe gelegt bleibt, blos verjuchsweife angeftrebt würde. 

„Durch die bewirkte Verpachtung der Verzehrungsfteuer in 
den gejchloffenen Städten, der Getränkefteuer in Bezirken und 
Gemeinden des flachen Landes, durch Paufchalabfindungen mit 
den Steuerpflichtigen für größere mit dem Landwirthsichafts- 
betriebe zufammenhängende Fabrifationszmweige (Bier, Brannt- 
wein, Rübenzuder) u. ſ. w. würde fi) im Gebiete ber indi- 
recten Steuern eine nicht unerhebliche Reduction der Finanz- 
Aufſichtsmannſchaft erzielen Tafien. 

„Der Herr Leiter des Finanzminifteriums erklärte, mit dem 
vorgefchlagenen Syfteme der Verpachtunng in den Städten 
weſentlich einverftanden zu fein und deſſen Verwirklichung be- 
reits mehrfach angeftrebt zu haben, und dort, wo die Ver— 
pachtungsverſuche nicht gelangen, mehr aus adminiftrativen ala 
aus finanziellen Gründen — mitunter allerdings nur temporärer 
Natur — auf Hinderniffe geftoffen zu fein, wobei er die Ein- 
wendungen der politiichen Behörden nicht unberüdfichtigt laſſen 
durfte. Er hoffe jedoch auf die allmälige Beilegung der augen— 
bricklich entgegenftehenden Hinderniffe und werde die Verpad)- 
tung al8 Regel, deren Siftirung bei überwiegenden Beweg— 

ünden aber nur als Ausnahme fefthalten. Minder einver- 

"Kanden miüffe er ſich mit den vorgefchlagenen Steuer⸗Pau⸗ 

ſchalirungen bei den großen hieher gehörigen Induftrie-Un- 

ternehmungen erflären. Der Staat könne das Syftem der Ta- 
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riſtrung und Ueberwadung nicht auflaffen. Diejes ſei ſogar 
im SIntereffe des Steuerpflichtigen geboten, dem man ein ge 
rechtes Steuerausmaß gewähren müffe, welches fich den Fluc- 
tuationen, denen fein Unternehmen unterworfen ift, thunlichft 
anpaffe und ihn nicht in vorhinein auf eine längere Steuer- 
periode an eine in einzelnen Jahren derfelben vielleicht un— 
erreichbare hohe Steuerziffer fehle. Es fei wohl zu berüdfidh- 
tigen, daß große Summen und Verpflichtungen in den großen 
Induftrien inbegriffen und durch einen Fehlgriff im Steuer- 
Modus allgefammt bedroht find. Zudem feien die Abfindungen 
fhwierig, da die Erzeugung und Confumtion nicht im vgraus 
berechenbar und zeitweiligem Wechfel unterworfen, durch Ab- 
findungen aber, welche dem Umfange der Production nicht 
entſprechen, der Staatsſchatz in feinen gerechten Anjprüchen 
verfürzt werde. 

„Das Komite kann fi) durch diefe Beleuchtung der Frage 
von einem anderen Standpunkte aus in feiner früher auöge- 
ſprochenen Weberzeugung um jo weniger erjhüttern lafjen, als 
die von Seite dest. E. Finanzminifteriums vorzugsweife betonte 
Siderftellung des Steuerpflichtigen einer- und bes Staats⸗ 
Aerars anderjeits mit dem von dem Comité angedeuteten Ver⸗ 
fahren fi gar wohl vereinigen läßt. Der fteuerpflichtige Unter- 
nehmer eines der hier erörterten größeren Fabrikationszweige 
wird in der ungehemmten freien und durch Eleinliche Beläftigun- 
gen nicht mehr geftörten Gebarung in feinem Unternehmen, in 
dem ſachkundigen Ueberblide über das Ganze feines Betriebes 
und die für diefen maßgebenden Bedingungen für fi und 
alle Mitbetheiligten jene Sicherheit finden müffen, welche er 
ohne diefe Stellung und Befähigung auch von fisfalifchen 
Schutmitteln vergeblich erwarten würde, Gegen eine erheb- 
liche Berfürzung des Steuer-Aerars aber ift durch die einfluß- 
berechtigte Mitſtimme der anderen Eoncurrenten aus demjelben 
Induftriezweige das befte Eorrectiv geboten. — Unerhebliche 
Schmälerungen des Staatsſchatzes aber fänden in den auf 
dem angedeuteten Wege verwirklichten Erſparungen, fowie in 
den daraus bervorgehenden Bortheilen rechtlicher und mora- 
liſcher Natur ihre überwiegend reiche Compenſation. 

„Das Comitsé Tann nicht umhin, jene Aenderungen im 
bisherigen Beftenerungs- und Einhebungs-Modus dringend 
anzuempfehlen, welche den für beide Theile peinfichen beftän- 
digen Contract der fleuerpflichtigen Producenten mit den Auf- 
fiht8-Drganen die mit diefer Ueberwachung verbundene täg- 
liche und Heinliche Controle über Rohmateriale, Raumber⸗ 


Mede ded Fürften Salm. 871 


wendung u. ſ. w. und die aus dem ganzen Verhältniſſe her⸗ 
vorgehenden Anläffe zur Eorruption und gegenfeitiger Erbit- 
terung gründlich zu befeitigen und ſonach die befürmorteten 
Pauſchal⸗Abfindungen thunlihft anzubahnen vermöchten. 

„Das Comité mußte fich begnügen, nur die Umriffe eines 
jo wünfchenswerthe Ergebniffe erzielenden Vorgehens ange- 
deutel zu haben, ohne der eingehenderen Aufgabe berufener 
Fahmänner, das entfprehende Steuerfgften in allen Details 
durchzuarbeiten, die entgegenftehenden Schwierigkeiten zu be- 
fiegen und deſſen praftifche Ausführung vorzubereiten, jeiner- 
jeit8 vorgreifen zu wollen.” 

Reichsrath Fürft Salm: „Mit den Anfichten des Komitees 
muß ich mich, was die Paufchalabfindungen betrifft, volllom- 
men einverflandenn erfären. 

„Weniger Tann ih mich mit dem früheren Paflus, wo 
von der Verpachtung gewifler Steuerobjecte gefprochen wird, 
befreunden. 

„Es müßte hier doch ein Unterfchied gemacht werden hin⸗ 
fhtlih des Umftandes, an wen verpadhtet wird, weil fonft 
aus den Berpadhtungen, wie man dies früher in Frankreich 
erlebt hat, zum Beiſpiele bei der Verpachtung bes Salzge⸗ 
fülles und anderer Gefälle, weit mehr Unficherheiten und Pla- 
dereien für die Steuerpflichtigen entftehen würden, als nad 
dem gegenwärtigen Steueriyftem. 

„Es ift ein großer Unterfchied, ob 3. B. die Verzehrungs- 
teuer (fei fie nun eine Verzehrungsftener in abgejchloffenen 
Orten oder auf dem Flachlande), ob fie alfo an Private ver- 
pachtet wäre oder an Gemeinden, fei es nun in größerem 
oder in kleinerem limfange. 

„Es dürfte fich eine folhe Verpachtung an Gemeinden in 
manchem Falle jehr empfehlen. 

„Eine Verpachtung an einzelne Private aber dürfte meiner 
Anfiht nach in gar feinem einzigen Falle vorgenommen wer- 
den, denn dies führt nur zu einer größeren Bebrüdung der 
einzelnen Steuerpflichtigen, indem ber Pächter das Geſchäft 
abſchließt, um einen Gewinn und zwar einen namhaften Ge: 
winn zu realifiren. Unter die Koften rechnet er auch die Schwie⸗ 
rigfeiten einer folcden Unternehmung, die Berlufte, die er 
möglicherweije haben kann, jowie die Conflicte, die er voraus- 
ſichtlich haben wird. 

„Dieſe Conflicte aber wiederholen ſich bei den Privat- 
pädtern weit öfter als dem Aerar ober einer Korporation 
gegenüber, falle nämlich eine Gemeinde oder eine andere mo- 
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ralifche Berjon die Pächterin ift, weil der Pächter ſich für alle 
möglichen Verluſte umd Bemühungen von vornherein ent- 
ſchädigen will und weil er in dtefer Hinſicht abgefunden 
werden joll. 

„Anders ift es mit der PBaufchal-Abfindung bei den grö- 
Beren Induſtrie⸗-Zweigen und Unternehmungen. 

„Diejen faun nur das Wort geredet werden, aber auch 
nur unter der Bedingung, daß dabei gewifle Borausfeßungen 
nit außer Augen gelafien werben. 

„Man muß nämlich nicht glauben, durch die Abfindungen 
einen höchſt möglichen fisfalifchen Gewinn erzielen zu wollen, 
welches in vielen Fällen eine ungerechte Behandlung, ja Mih- 
handlung des betreffenden Induftriezmeiges mit fi bringen 
fann, Dan müßte genau berechnen, was durch eine folche 
Abfindung eripart würde, und fi) mit einem mäßigen Er— 
trage begnügen. ' 

„Unter mäßigem Ertrage verftehe ich aber denjenigen, der 
nit unter der Form von Abfindungen, denen durchichnittlich 
mehrere Jahres-Erträge zu Grunde liegen, genau berechnet 
und wobei ermittelt wurde, mas jeder Induftrielle entbehren 
kann, um diefes Erſparniß bis auf den leßten Kreuzer aus- 
zubeuten, 

„Hier muß man, wenn man das Syftem der Abfindungen 
und Verpachtungen ſowohl für das Aerar als für die Steuer- 
pflichtigen einträglich und vortheilhaft fein ſoll, mit einer ge- 
wiſſen Loyalität vorgehen und ein liberal aufgefaßter Durdh- 
Ihnitt muß aufgefunden werden. Daß ein Vortheil für die 
Steuerpflichtigen darin liegt, dürfte faum nöthig fein, zu er- 
örtern. 

„Er iſt bei der ganzen Manipulation weit ungehemmter 
und kann dieſelbe mit Beruhigung weit einträglicher geſtalten, 
ohne der Beſorgniß Raum geben zu müſſen, daß er für den 
möglicherweiſe höher erzielten Ertrag nachträglich in Mitlei— 
denſchaft gezogen werden könnte. 

„Sur das Steuer-Aerar liegt der Vortheil nicht fo un— 
mittelbar vor, er iſt aber mittelbar ſehr groß. 

‚ „Erftlih kann das Aerar durch die Abfindung ſicher auf 
ein beftimmtes Erträgniß rechnen, was der Fall nicht ift bei 
anderen Manipulationen, wenn die Steuer unmittelbar ein- 
gehoben wird, wo möglicherweife Wechfelfälle auftauchen, in 
beren Folge aus Billigkeitsrüdfichten Steuerabjchreibungen 
eintreten. Ein mittelbarer Bortheil für das Aerar aber liegt 
nod darin, daß durch die Abfindung, wenn man einen bil- 
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ligen Mafftab angenommen bat, fi die Luft zur Betreibung 
der Induſtrie bedeutend erhöht und ſowohl Lebensfähigkeit 
als größere Ertragsfähigkeit in diejelbe fommt, wodurd fie 
auch in den Stand gefett wird, für andere Zwede mehr 
leiſten zu können, für welche fie vieleicht in Anfprud genom- 
men werden Fönnte. 

„Es ift nicht zu leugnen, daß man bieje Leiftungsfähigkeit 
bisher nicht kannte und unfere Induftrie unter dem gegen- 
wärtigen Steuerjyftem verfümmerte. 

„Sch darf nur auf eine Induftrie hindeuten, und das ift 
die Rübenzuder-Induftrie. 

„Es ift nody gar nicht fo lange ber, daß man biefen 
Zweig der Induſtrie in Defterreich einführte, aber man kann 
mit Wahrheit jagen, es ift dies der am meiften mißhanbelte 
Zweig der öfterreihifchen Induftrie. — Trotzdem die Erzeu- 
gung vorzugsweife eine inländijche ift, hat mau aus lauter 
Beſorgniß, daß durd) die Rübenzuder-Induftrie möglidher- 
weije der Ertrag des ausländiſchen Zolles vermindert werden 
tönnte, das Princip aufgeftellt, daß die inländifche Rüben⸗ 
zuder Erzeugung den ganzen ausländifhen Zollabgang zu 
erjeben und allein zu tragen habe. — Ya fie muß eigentlich 
noch viel mehr tragen, Man bat aber ganz vergeflen, daß, 
wenn in gewiffen Perioden, 3. B. im Jahre 1848, kein in- 
Tändifcher AZuder vorhanden gewejen wäre, man aud feinen 
ausländischen Zuder eingeführt hätte, es wäre überhaupt 
viel weniger Zuder verzehrt worden und die Bevölkerung 
hätte fi nach und nad angewöhnt, weniger Zuder zu Ton- 
jumiren. — Diefes Berhältniß fteht uns noch bevor. 

„Ich will nicht gegen die Einfuhr des ausländifchen 
Zuders, nämlich des Rohrzuders fprechen, denn es find auch 
dafür viele Induftrie-Etabliffentents gegründet und fie ge- 
währen dem Staate einen ſchönen Ertrag. Aber es ift kein 
Grund, die inländifche Zuder-Induftrie fo zu überbürden, 
wie es der Fall ift, damit möglicherweife in der Zollrubrif 
auf dem Papiere kein Ausfall erfcheine, wofür aber in mo- 
ralifher und materieller Hinficht viel größere Ausfälle in 
andere Rubriken fommen, die nicht zu berechnen find. 

„Denn, wenn man die Rübenzuder-Induftrie betrachtet, 
und annimmt, welch wohlthätige Folgen fie für den Aderban 
dat, ſowohl durch befiere Bebauung und Bearbeitung der 
Felder, als auch durch größere Erzeugung von Dünger, durch 
befiere und dauerndere Befchäftigung unzähliger unverwendeter 
Arbeitskräfte in unproductiven Jahreszeiten, und wie fte durch 
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den Ankauf von fremden Rüben die Steuerfähigfeit der Heinen 
Grundbeſitzer erhöht und erhält, fo hätte fie vielleicht wohl 
mehr Schuß verdient. 

„Ich bin weit entfernt, für diefen Zweig der Induſtrie 
noch einen fpecielen Schuß und eine fpecielle Verhätſchelung 
zu verlangen, aber bie gleiche Billigfeit für alle Induſtrie— 
zweige fordert es, daß ihr Erleichterungen zugeführt werden. 
— Es ift zu wundern, daß bei uns dieſer Induſtriezweig fich 
noch fo entwidelt hat und fo viel Zuder erzeugt wird, trotz⸗ 
dem daß die Erzengung fo mühſam ift. 

„Namentlich follten Rübenzuder-Brennereien, dann Brannt- 
weinbrennereien, Bierbrauereien und mit einem Worte alle 
iene Induſtriezweige, welche weſentlich eine weitere Entwid- 
Iung der Agrikultur-PBroduction find und fich meiftens in den 
Händen der größeren Agrilulturbefiger befinden, welche ferner 
beitragen, daß theils. die Producte beſſer verwertet, theilg 
Futter und Dünger berbeigefchafft werden, gerade biefe In- 
duftriezweige follten in einem ganz anderen Lichte betrachtet 
werben, als die anderen vollkommen jelbftftändigen Induftrie- 
unternehmungen. ' 

„Gerade für diefe Unternehmungen wirb fid) die Baufcha- 
lirung vorzüglich empfehlen, natürli immer unter der Bor- 
ausfegung, daß fie nicht für alle Zufunft den legten Pfennig 
herausprefien will, fondern daß fie nach den Grundſätzen der 
Liberalität eingerichtet wird, nämlich nad) dem Grundfage: 
Leben und leben laffen!“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums v. Plener: „Ich will 
mir nur die Bemerkung erlauben, daß die Finanzverwaltung 
von ber Abſicht ausging und fortan ausgehen wird, wo es 
möglich iſt, die Abfindungen eintreten zu laſſen und ihnen 
die größte Ausdehnung zu geben; davon iſt die Maiſch- und 
Weinverzehrungsfteuer ein Beweis. In diejer Steuergattung 
ift die Abfindung die durchaus große Regel und nur in ganz 
wenigen Fällen gefchieht die Einhebung nad) dem Tarif oder 
wie Ft zufolge neuerer Einrichtungen nad der amtlichen 
Zumeifung. i 

„Die Beforgnifle, daß die Finanzbehörden fich dabei durch 
die Umtriebe der unteren Organe, welche begreiflicherweife 
aus Motiven der Selbfterhaltung für die tarifinäßige Beftene- 
rung fein follen, abhalten laſſen, dürfte nicht begründet fein, 
denn die Finanzbehörden haben doch den Scharfblid, daß fe 
die Verhältniffe zu würdigen wiffen und fi) nicht durch ein- 
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zeine Anfichten und Einwendungen abwendig machen laflen 
werden, ein viel zwedmäßigeres Steuerſyſtem durchzuführen. 

„Was insbejondere die Branntweinftener betrifft, fo gibt 
es wirflih in Ungarn und Galizien eine große Menge folcher 
Steuerabfindungen, alfo wieder ein Beweis, daß man biefes 
Syſtem in immer größere Ausdehnung treten läßt. 

„Es find Klagen vorgefommen, bejonders bei der Rüben⸗ 
zuder-Stener, daß dort, wo die Befteuerung nad) der fei- 
ftungsfähigfeit eintritt, von den Finanzbehörden eine fo hohe 
Leiftungsfähigkeit angefeßt wurde, daß ſie den thatfächlichen 
Berhältniffen nicht entfpricht. Um dem abzuhelfen, habe ich in 
neuefter Zeit eine Verordnung hinausgegeben, worin den Fi- 
nanzbebörden aufgetragen wnrde, bet der diesjährigen Cam- 
pagne nicht allein das Intereffe des Aerars zu wahren, fon- 
dern auch jede entfernte Weberfpannung in der Berechnung 
der Leiftungsfähigkeit hintanzuhalten, und es wurde ihnen 
ausdrücklich zur Pflicht gemacht, mit voller Loyalität, Gewif- 
fenhaftigfeit und Rüdficht vorzugehen, wobei es ihnen fogar 
als Berdienft angerechnet wird, wenn die Abfindungen in 
billiger, allfeitig befriedigender Weife zu Stande famen. Daß 
der Einfluß, den die bisherigen Steuereinhehbungen auf bie 
einzelnen Induftriezweige genommen haben follen, wie der 
Herr Vorredner bemerkt bat, ſich als ein gar jo nachtheiliger 
herausgeftellt habe, dürfte doch etwas zu viel gejagt fein. 

„Ich verkenne allerdings nicht, daß die Steuer fehr hoch, 
ja zu hoch gegriffen fei, und es wäre fehr wünſchenswerth, 
daß insbejondere bei der Rübenzuder- Steuer eine Berminde- 
rung eintrete, daß namentlich der. Kriegszufchlag aufhöre. 
Aber nicht die Erfolge der Production felbft, nicht die Höhe 
der Beträge, die eben im Wege der bisherigen Befteuerung 
eingefloffen find, fondern vielmehr die Menge der Production, 
die Fabrikation ift es, welche wirklich bedeutend zugenommen 
bat, und ich Habe felbft Stimmen mehrerer rationeller Brannt- 
weinhrenner gehört, daß die Beftenerung auch in gewiſſer Be- 
ziehung Urſache war, der Technik dieſes Induftriezweiges 
einen Sporn zu geben, und daß ſie dadurch gezwungen war, 
ſo raſche Fortſchritte in der Erzeugung zu machen. Es iſt 
wohl richtig, daß die Branntweinerzeugung auf einer ſolchen 
Höhe der Technik angelangt iſt, wo ein weiterer Fortſchritt 
nicht in Ausſicht ſteht. Nun iſt es aber die Abſicht der Staats⸗ 
verwaltung, von dem Syfteme der Maifchraum-Befteuerüng 
anf die Beſteuerung der Production überzugehen. Do Ktrt 
ohnedies eine gerechte Befteuerung ftatt, weil wiettih wur 
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das Object, welches erzeugt wurde, der Steuer unterzogen 
wird.“ 

Bice-PBräfident Graf Noftig: „Die eben von ung ge 
hörten Aeußerungen Sr. Ercellenz des Herrn Leiters des Fi- 
nanzminifteriums geben uns mwenigftens die beruhigende Aus- 
kunft, ebenjo wie auch die in letterer Zeit veröffentlichten 
Erläffe, daß fo viel als möglich dafür gejorgt werde, bie in- 
directe Beitenerung vorzüglich für jene mit der Landwirth- 
Ihaft fo eng verbundenen Nebeninduftriezweige jo erträglich 
als möglid zu machen und fo fehr als möglich zu erleichtern. 

„Was nun den Einfluß diefer Beftenerung vorzüglich) mit 
Rüdfiht auf die Rübenzuder-Induftrie, auf ihre Hebung, 
Vermehrung oder Verminderung, was die Höhe der ‚Steuer, 
ob fie wirklich eine zu Hohe ift, betrifft, fo glaube ich auf 
alle diefe Punkte, obwohl darüber jehr viel gejagt werben 
fönnte, mich nicht einlaffen zu follen, weil wir fonft hier 
förmlid) in eine Enquöte über die Zuftände der Rübenzuder- 
und Branntwein-Induftrie, in eine Enquöte, wie fie vor 
einigen Monaten rüdfichtlich eines oder des anderen Zweiges 
der Inbuftrie bei dem Minifterium abgehalten worden ift 
und Tage und Wochen in Anſpruch genommen Hat, und ein- 
laſſen müßten. Ich bejcheide mich daher im folder Richtung 
auf diefes Gebiet gar nicht einzugehen und ih muß mich in 
diefer Beziehung dem Schlußantrage des Comites anjchließen 
und bemerken, daß wir uns Hier im Reichsrathe unbedingt 
darauf beſchränken können, dasjenige, was uns als nothwenbig 
und zwedmäßig erjcheint, in weiteren Umriffen zu bezeichnen, 
daß wir aber die entfprechenden Verbefferungen der fpeciellen 
Mängel bes gegenwärtigen Steuerfyftemes und die Berathung 
über die fpeciellen Mittel, um dieſen Uebelftänden abzubelfen, 
den hiezu berufenen Fachmännern überlaffen müflen. 

„Im Wefen bin ich unbedingt mit dem ganzen Abfake, 
wie er bier im Comiteberichte formulirt ift, einverftanden. 
Nur glaube ich bei einem Punkte einen Antrag maden zu 
müſſen, der mir nothwendig erjcheint, um bdiefen Punkt 
wenigftens dem Publifum gegenüber jo vollftändig wie mög- 
lich zu erörtern. 

„Es wird bingewiefen auf die Mittel, durch welche die 
läftige Eontrofe bei der Einhebung der Steuer erfpart wer- 
den könne, nämlich durch bewirkte Verpachtung der Ber- 
zehrungsfteuer in gefchloffenen Städten, der Getränfefteuer 
in Bezirken und Gemeinden des flachen Landes durch Pau- 
ſchal-Abfindungen mit den Steuerpflichtigen u. f. w. 
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„Ich glaube, um hier volfftändig zu fein, müffen wir nod 
einen Befteuerungsmodus anführen, vorzüglich mit Rüdficht 
auf die mit dem Landwirthichaftsbetriebe zufammenhängenden 
Fabrikationszweige, der bei den beiden Enquöte-Commifjionen 
bier ſchon vielfach zur Sprache gefommen ift und bejonders 
in Betreff der Branntweinbrennerei und ihrer Erzeugung 
fogar, wie Nachrichten, die ich in den Zeitungen darüber 
gelefen, beftätigen, in näherer Ausführung fteht, nämlich der 
Modus der Befteuerung derlei FYabrifationszweige durch An— 
wendung geeigneter Kontrol-Apparate. Ich würde alfo glauben, 
daß wir diefen Befteuerungsmodus, der von mehreren Seiten, 
vorzüglid von Seite mehrerer Zweige der Branntwein- 
induftrie, fogar den Paufchal-Abfindungen vorgezogen wird, 
für den Fall als eine foldhe zweckmäßige Kontrole, eine folche 
Geiftesuhr erfunden und zwedmäßig befunden wird, aud) 
anführen jollen, und ich beantrage, daß nad) den Worten: 
„mit den Steuerpflichtigen” — noch Hinzuzufügen wäre: 
„vorzugsweife auch durch Anwendung geeigneter Control- 
Apparate für größere. mit dem Landwirthichaftsbetriebe zu- 
jammenhängende Fabrikationszweige.“ 

„Weiter möchte ich noch den ferneren Antrag ftellen, daß, 
obwohl es fchon in der Stylifirung des Comitberichtes ge- 
ichehen ift, nur mit nod größerem Gewichte vorzüglich die 
moraliihe Seite hervorgehoben werde, die den Neichsrath 
und Jeden von uns insbejondere dazu bewegt, ſich jo viel 
als möglich gegen das Syftem ber Tarifirung, Ueberwachung 
und Kontrolirung und für das Syftem der Pauſchalirung 
(jei e8 duch Abfindung oder durch Anwendung folder 
Controls-Apparate) zu verwenden. Ich glaube, dab auf die 
moralifhe Seite nit genug Gewicht gelegt werden fann, 
wenn man bedenkt, daß jeder Fabrifant, jeder Steuerpflichtige 
die Beamten bes Finanzminifteriums oder die Finanzwache 
und alle diefe Kontrolmaßregeln nur als einen Ausfluß des 
Verdachtes, eines Berdachtes gegen fich, daß er ein Defraudant 
fei, betrachtet; wenn man bedenkt, daß er gleichfam in einem 
Zuftande fei, in welchem in ihm mehr oder weniger der 
Begriff entfteht, daß er fich in einer Lage, der Nothwehr gegen- 
über der Staatsverwaltung befindet, einer Lage, ber man fi 
fo viel als thunlich und durd alle möglichen Wendungen zu 
entziehen fucht: fo glaube ich dadurch vollftändig erwieſen 
zu haben, daß eine ſolche Eontrole einen großen Nachteil 
und fhädlichen Einfluß auf das allgemeine Rechtsgefühl, auf 
das Bewußtfein defien, was Recht und Unredt iſt, nad und 
nah ausüben müffe. 
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„IH wäre daher ber Meinung, dort, mo von dieſen 
moralifden Gründen bie Rede ift, nämlic am Schluffe, 
Seite 24, bei dem Baflus „unerheblihe Shmälerungen“ 
bis „moralif Her Natur“ ungefähr folgenden Zuſatz auf- 
zunehmen : 

„„auf welche letztere der verftärkte Neichsrath mit befon- 
derem Gewichte Hinzumweifen fi) veranlaßt fühle”“, worauf 
dann folgt: „„ihre überwiegend reiche Compenfation““, 

Neihsrath Graf Andrafiy: „Ich kann nur vollftändig 
der Meinung und den Anfichten des Fürften Salm und bes 
Grafen Noſtitz beiſtimmen, und bin durchaus nicht gewillt, 
in's Detail dieſer Sache einzugehen, ſondern erlaube mir 
an im Allgemeinen einige Bemerkungen zu machen. Was 
nämlich die Controls-Apparate betrifft, jo glaube ich, daß es 
smednäßig fein dürfte, auch diefe nod) zu erwähnen. 

„Denn id muß wirklich ſagen, was die Branntweinbrenne⸗ 
reien angeht, jo iſt wenigſtens in Dber-Ungarn der Glaube 
allgemein geworden, daß nicht der Ehrliche, ſondern nur der 
Unehrliche beſtehen könne. Ferner iſt ein Moment für die 
Rübenzucker-Fabrikation, welches wenigſtens nad meiner 
Meinung einige Rückſicht verdient, nämlich die Kartoffelfänule. 

„Diefes Unglüd ſcheint Rationär zu fein. 

„Wir können es nicht los werben. Die Branntwein- 
brennerei bürfte, wenn diefe Kartoffelfäule fortdanert, eine 
viel foftfpieligere und weniger einträgliche werden. 

„Dieſes landwirthſchaftliche Gewerbe kann nur durch eine 
ausgedehntere Rübenzuder-Fabrilation erſetzt werden. Meiner 
Anficht nach ift dies alſo für die Staatsregierung ein großes 
Motiv, jo viel als möglich die Rübenzuder-Fabrikation zu 
heben und zu begünftigen. Ich befiße zmar feine Rübenzuder- 
Fabrik, aber nach dem, was man hört und ſieht und erfährt, 
iſt überall die Klage eine allgemeine über die ungeheuer hohen 
Steuern der Nübenzuder-Fabrilen. Es ift allerdings wahr, 
wie der Herr Leiter bes Finanzminifteriums gejagt bat, daß 
bie Production im Zunehmen begriffen ift, allein das ſcheint 
mir noch fein Kriterium zu fein gegen die Ueberbürdung bei 
der Befteuerung, weil die Erhöhungen der Steuerjäge fo 
ſchnell nacheinander gefolgt find, daß es mehreren Leuten, 
die den Wunſch hatten, dieſes Gewerbe bei fi zu etabliren, 
alle Vorkehrungen getroffen, Capitalien aufgenommen, ®e- 
bäude aufgeführt und fi in Gefchäfte eingelaffen hatten, 
dann rein unmöglich war, die Fabrikation aufzugeben, nach 
dem fie fich einmal darauf eingelaſſen hatten. 
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„Was endlich die Pachtungen und das Pachtſyſtem anbe- 
langt, fo ift dies fo wie Fürft Salm gefagt hat, und ich 
wage es nur die Bemerkung hinzuzufügen, es fei im ber 
öſterreichiſchen Monarchie ein großer Theil der Bevölkerung 
jo wenig widerftandefähig und im Beſitze von fo wenig 
Elaftizität, daß es ſehr zu beforgen ift und ich überzengt 
bin, e8 werde, wenn man einzelnen Pächtern die Befteuerung 
überläßt, die Bevölkerung gewiß den Mißbräuchen und Ueber- 
griffen diefer Pächter anheimgegeben fein. 

„Der Leiter des Finanzminifteriums bemerkte in Betreff 
der letzteren Beforgniffe, daß die Abficht der Regierung 
feineswegs dahin gerichtet fei, die VBerzehrungsfteuer auf dem 
flachen Lande in Pacht zu geben. Er habe ausdrücklich erklärt, 
daß dort das Abfindungsfyften befteht; es habe fi) auch im 
Comitöberichte nur um die Verpachtung der Verzehrungsfteuer 
in gefchloffenen Städten gehandelt, aber von der Verpachtung 
der Berzehrungsftener auf dem flachen Lande, wobei die nicht 
widerftandsfähtge Bevölkerung durch die Habgier der Pächter 
zu Schaden kommen könnte, fei nicht die Rede.“ 

Graf Elam: „Ih muß mir erlauben, als Berichterftatter 
Einiges beizufügen. So fehr ich alle diefe eingehenden Be— 
merfungen vollfommen würdige und jenen beipflichte, welde 
über das Verhältniß und bie Einwirfung der Steuer auf 
landwirthichaftliche Nebengeichäfte und über bie Höhe und 
den Modus der Steuer von competenter Seite gemacht wurben, 
fo möchte ich nur-rüdfichtlich der Bemerkung des Herrn Grafen 
v. Noſtitz anführen, daß dies nicht die eigentliche Seite 
der Frage ift, um welche es fich in diefem Momente handelt. 

„Die Frage der indirecten Befteuerung in ihrer Wejen- 
beit fommt bei den Voranfchlägen über die Bededung vor. 
Hier handelt es fich zunächſt um die Pofttion für die Finanz- 
wache, und an diefe anknüpfend, hat auch bier das Comite 
bemerkt, durch welche Mittel der große Aufwand für bie 
Finanzwache an und für fi herabgemindert und dann 
andererfeitg das Verhältniß der Finanzverwaltung zum 
Steuerzahlenden beffer geregelt, weniger drüdend, weniger 
foftfpielig gemacht werden fünnte, dann welche Mittel größere 
moralifche und rechtliche Vortheile bieten würden. Bon diefem 
Standpunkte aus glaube ih, daß die Bemerkungen, melde 
Graf Noſtitz dem Berichte beizufügen wünſcht, vollfommen 
im Geifte des Antrages find, und ich würde daher dem 
legteren auch meinerfeits mich anfchließen. In einen weiteren 
Punkt einzugehen, ‚halte ich mid, aber in diefem Augenblide 
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nicht für berufen. Ich glaube, die Stellung ber Tandwirth- 
fchaftlicden Nebengewerbe, die Beftenerung der Branntwein- 
hrennereien und der Rübenzuder-Fabrilation würde an einem 
weiteren Orte des Berichtes eine Erörterung und Erledigung 
finden. Ih made nur noch auf einen Punkt aufmerkfam, 
der fpeziell den Bericht betrifft, nämlich anf die Bemerkungen, 
welche hinfichtlich der Verpachtung gemacht worden find. Ich 
glaube erwähnen zu müffen, daß dem Eomite im Wefentlichen 
nur die Berpadhtung in gefchloffenen Städten vorgefchwebt 
habe. Hier kann id) mich aber nur aus Erfahrung auf ein 
spezielles Beifpiel, nämlich auf die Stadt Krakau berufen. 

„In der Stadt Krakau ifi die Berzehrungsfteuer feit langer 
‚Zeit verpadjtet u. 3. mit ganz günftigem Erfolge für die 
beiderfeitigen Intereſſen, ſowohl für dasjenige des Aerars, 
als für jenes der Steuerzahlenden. Es find mir eine oder 
aur jehr wenige Städte befannt, wo die Einhebung der 
Berzehrungsfteuer für das Publikum mit jo wenigen Bladereien 
verbunden war als in Krakau. Ob man die Berpadhtung in 
Der Regel an einzelne Perfonen oder an Corporationen über: 
trägt, dürfte am Ende auf dasjelbe hinauslaufen, fo lange 
nicht durdhgreifendere Organe und Corporationen eintreten, 
als wir fie bisher haben; denn würde die Steuer an Ge- 
meinden verpachtet, fo find diefe wieder genöthigt, biejen 
Erwerbszweig weiter zu verpadhten, und e8 wäre dann blos 
ein Wechſel des Individuums, eine nur mittelbare Ber- 
pachtung. Bei der Berpadhtung der Berzehrungsfteuer in 
geigloffenen Städten aber glaube ih, daß die Bebrüdung 
und der gefürcdhtele Einfluß, den einige Individuen auf die 
Steuerzahlenden ausüben könnten, nicht eintreten ‚dürften. 
Auf dem flachen Lande hat aud das Comité im Wefentlichen 
nur das Syſtem der Abfindung bei der Getränfefteuer und 
Der Verpachtung nad) Bezirken vorgefchlagen, indem ihm vor⸗ 
ſchwebte, daß eben ein Organismus eintreten follte, der 
mehrere Gemeinden zu einem Körper vereinigt, an welchen 
wielleicht unter feiner Garantie der Pacht diefer Getränte- 
ſteuer im Bezirke überlaffen werden könnte. 

„Das ift übrigens nur als eine vorübergehend bemerkte 
Modalität zu betrachten. Das wefentliche Gewicht hat das 
Comité auf die Verpachtungen in gefchloffenen Städten und 
auf die Abfindung bei den einzelnen Unternehmungen gelegt, 
wozu nad) dem Antrage des Grafen v. Noftit noch die An⸗ 
wendung von Control-Apparaten beizufügen wäre.“ 
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Reichsrath Graf Barköczy: „Ich bin im Ganzen voll- 
fommen einverftanden ſowohl mit dem Gange der dee al& 
mit dem Ausdrude der Meinungen des Komite-Berichtes. 

„Es ift diefer Abfchnitt, über den jeßt verhandelt wird, 
nach meiner Weberzeugung außerordentlih gründlich, ſehr 
zwedmäßig und fehr eingehend behandelt worden; ich ſchließe 
mid daher ganz dem Antrage des Herrn Grafen v. Noftig 
an und glaube, daß man nit nur den Standpunkt ber 
Moral, fondern aud) jenen der Politit nicht genug hervor— 
beben kann. 

„Es ift mir in meinem praftifchen Leben faum eine Sache 
befannt geworden, welche der Regierung mehr erbitterte Feinde: 
erzengt bat, als diefe unglückſelige Control-Chikane, welder 
ale Induftriezweige und befonders die Branntiweinbrenneret. 
in Ungarn ausgefeßt waren und noch find. Ich hege 
übrigens die Hoffnung, daß Herr Neichsrath v. Plener, 
der jetige Leiter des Finanzminifteriums, der feit furzer Zeit 
im Laufe der letten Wochen fo zwedmäßige Abänderungen 
nicht nur verfprohen und in Ausficht geftellt hat, ſondern 
auch, wie ich feft überzeugt bin, in’s Leben treten laffen wird, 
in diefer Beziehung nicht nur die Moral, fondern auch die 
Politit in's Auge faffen wird, indem nicht ſchnell und mohl- 
thätig genug eingegriffen werden fann zur Entfernung ähn= 
licher immerwährender Reibungen, deren intenfive Kraft von. 
hier aus gar nicht jo beurtheilt werden kann, als man diefes 
auf dem Lande wahrnimmt. 

„Unbeſchreiblich ift die Feindfchaft und der Haß, melde 
nur durch die Laft der Steuercontrole und die Art, wie 
diefe ausgeübt wird, nicht aber durch die hohe Ziffer der 
Steuer auf die NRegierungsorgane gewälzt werden. In dieſer 
Beziehung find die unglüdjeligen Maßnahmen und Ver— 
fhärfungen in den Testen Jahren mit Händen zu greifen. In 
den Jahren 1854 und 1855 war nicht der zehnte Theil dieſer 
landwirthichaftlihen Bevormundung und Weberwahung be= 
merfbar wie jebt. Bejonders feit den zwei letten Jahren hat, 
wenn ich fo jagen fol, die unglüdjelige Energie der unteren 
Finanzorgane auferordentlid” zugenommen, und ih muß 
wirflich mit großer und dankbarer Anerkennung erwähnen, 
daß ich diefer Tage in den Zeitungen gelefen habe, daß am 
7. und 11. Auguft von dem Herrn Leiter des Finanzmini— 
fteriums dießfalls äußerſt zwedmäßige und alle Hoffnungen 
erfüllende Erläſſe hinausgegeben wurden. 
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„Die Ziffer der Auslagen ift, wie Graf Elam bemerkte, 
bei Beiprechung ber Finanzwache zur, Sprache gelommen. 

„Bon der Branntweinbrennerei und der Zuderfabrilation 
ift fpäter bei den indirecten Steuern die Rede. Ich erlaube 
mir aber hier bezüglich der Ziffer für die Finanzwache eine 
Bemerkung. Diefe ift mit 7.376.500 Gulden angefegt, aber 
es wäre bier auch fehr gut die Ziffer der Mannſchaft zu er- 
wähnen, die jest beiläufig. über 21.000 Dann beträgt. Diefe 
Zahl ift im Verhältniß zu den übrigen Staaten Europa’s 
faft beifpiellos, 

„Daß die Finanzwache aus vielen bejonderen Urſachen in 
Defterreich weit zahlreicher ift, ale anderswo, ift einleuchtend, 
indem in Oefterreich verichiedene Zweige, wie Tabak, Bier, 
DBrauntwein, Zuder, vereinigt find, was in anderen Ländern 
weniger vorfommt, weil anderswo nicht alle diefe Beftene- 
rungsgegenftände fo zufammengedrängt und in diefer Maſſe 
vorhanden find. Alfo will ich nur binweifen auf die außer- 
ordentlich große Anzahl der Finanzwache, von 20.- bis 21.000 
Köpfen, welche nicht genug Beihäftigung finden, weil man 
in vielen Gegenden Finanzwadabtheilungen fieht, mo fein 
Tabakbau eriftirt,” und Feine Brennereien im Großen im 
Gange find. Man fieht fie ohne alle Beihäftigung, fo daß 
fie, man kann fagen, vollfommen dem Staate zur Laft fallen. 

„Es muß aljo ein fehr tief gehender Fehler in der ganzen 
Methode der Steuereinhebung fein, daß man bier fich genö- 
thigt fieht, eine unverhältnigmäßig viel größere Anzahl von 
Finanzwachmannſchaft zu erhalten, als in irgend einem an- 
deren Staate Europa’s. 

„In Betreff der Branntweinbrennerei hat der Herr Leiter 
des Finanzminifteriums einige Bemerkungen gemacht, die ich 
mid unterfange zu beleuchten. 

„Seine Ercellenz haben darauf bingemwiejen, daß ſowohl 
bei der Zuderinduftrie, die ich übrigens weniger fenne, ale 
aud bei. der Induftrie der Branntweinbrennerei, ber bort be: 
ftehenden hohen Beſteuerung ungeachtet, die Production des 
an, Spiritus ꝛc. ze. im Ganzen jehr zugenom- 
men bat. 

„Allerdings, denn wie dies auch der Herr Graf Anbräffy 
bemerkte, Tonnte fie deshalb nicht ftationär bleiben, weil die 
Eapitalsanlagen in ber Fabrikation engagirt find, unb troß 
der Erhöhung der Steuern nicht plötlich herausgezogen wur- 
den, aud von Jahr zu Jahr nicht zurückgezogen werden fonnten, 
weil der Betheiligte genöthigt war, vorwärts getrieben auf 
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diefer Bahn weiter zu gehen, alfo die Production trog der 
Erhöhung der Steuern fogar zu vermehren, weil fonft bie 
ganzen angelegten Capitalien verloren gegangen wären, 

„Aber noch ein anderer Umftand ift zu erwähnen, befon« 
ders bei der Branntmweinbrennerei; indem ich glaube, es fei 
dos Hauptrefultat diefer höheren Befteuerung in einer Rid- 
tung erfolgt, die nicht genug hervorgehoben werden kann. Durd) 
die plögliche und immerwährende Erhöhung der Branntwein- 
feuer trat nämlich dieſer Zweig der Landwirthſchaft vollkom⸗ 
men aus feinem Geleiſe heraus. 

„Wir haben feit Decennien gejehen, baß bie Branntwein- 
brennerei ganz bejonders in Ungarn und Galizien ein fehr 
großes außerordentliches Vehikel zur Verbeſſerung des Bodens 
war, 

„Dadurch ift e8 möglich geweſen, jehr viel Vieh zu halten, 
wodurch viel Dünger gewonnen wurde, was zur Verbeſſerung 
des Bodens beitrug. Durch die plögliche Erhöhung der Steuer 
wurde dies fehr verringert. Diefe Erzeugung, diejer Indu- 
firiezweig, der unumgänglich nothwendig ift, um die Land⸗ 
wirthichaft zn erhalten, diefe Production ift, wie gejagt, in 
ein anderes Geleife gerathen, in andere Bahnen getreten und 
bat aufgehört ein Zweig der Landwirthſchaft zu fein Sie 
wurde ein Zweig der Speculation, two das Moment ber Bo— 
denverbefferung mwegfällt. Für die Finanzverwaltung, für den 
Staat kann es gleichgiltig fein, woher diefe Summen ein- 
kommen (fo 3. 8. bei ber Branntweinbrennerei); für die Be— 
völferung und die Steuerfähigleit der Bevölkerung aber ift 
es nicht gleichgiltig, wer ben Branntwein brennt, ob ber De= 
fonom, der Landwirth oder die Städte, wo eben der Haupt⸗ 
zweck, der gerade national-öfonomijch wichtig ift, wegfällt. Im 
diefer Rüdficht muß ich nun im Allgemeinen bemerken, daß 
es nicht im Intereſſe des Stantes oder der Finanzen fein 
fann, immer wieder eine Erhöhung diefer Steuer fortzufeten, 
was fo ziemlich ein letztes Mittel genannt werden könnte, 

Ich entnehme bier aus ben Beilagen, welche für die Zuder- 
Induftrie beigebracht worden find, daß von dem Comits bie 
Aufhebung des Kriegszufhlages für die Rübenzuder-Induftrie 
beantragt worben iſt. Ich glaube, daß in diefer Beziehung 
wohl den Delonomen keine größere Wohlthat erwiefen werben 
tönnte, al8 wenn dies aud für die Branntweinſteuer gefchähe, 
und ich kann nicht glauben, daß die Aufhebung bes Kriege- 
zufchlages von 35%/, für biefe Rübenzuder-Erzeugung ben * 
nanzen ſchädlich ſein ſollte, ſondern bin im Gegentheile über⸗ 
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zeugt davon, es werde in wenigen Monaten das Finanzmi= 
nifterium einfehen, daß gerade die außerordentlide und nidjt 
der Billigfeit gemäße Erhöhung von 25%, in Betreff der 
Branntweinbrennereien gleichfalls den Staatsfinanzen nicht 
nur feinen Nuten, fondern im Gegentheile Schaden bringen 
wird, weil nämlich durch diefe höhere Befteuerung die Pro- 
duction verhältnigmäßig abnimmt, nicht der Ziffer nad, ſon— 
dern bei der Delonomie und Landwirthichaft, während doch 
gerade in Oeſterreich auf die endliche Kräftigung der Land— 
wirthfchaft Hingewirft werden muß, um durch dieje Kräftigung 
im Stande zu fein, die Steuern zu erfchiwingen. 

„Es Tiegt daher nicht nur im Intereffe der Bevölkerung 
und des landwirthichaftlihen Betriebes, fondern auch im 
Sntereffe der Staatsfinanzen felbit, daß die bier geftellte 
Bitte in Bezug auf die Rübenzuder-Induftrie auc auf die 
Branntweinbrennerei ausgedehnt werde. Das Rejultat würde 
nicht lange auf fich warten laſſen, und man bald fehen, daß, 
wenn man die 25%, Zuſchlag aufhebt, Hundert Brennereien, 
die jetzt gefperrt und verfiegelt find (denn das ift der ge— 
wöhnliche Zuftand der Brennereien, ich jelbft befite acht, umd 
fünf find mir verfiegelt), wieder zu brennen beginnen wer- 
den. Jeder wird nad Maß feiner Induftrie diefelbe Erfahrung 
maden, daß, wie die Steuer mwegfällt, der Landwirthſchafts- 
betrieb zunehmen und in Folge deffen auch eine Mehrein- 
nahme für die Finanzen fich ergeben wird. 

„Ih muß darum hinweiſen auf den Umftand, daß diefe 
ewige Erhöhung an Steuern in Oeſterreich nur deßhalb ge— 
fchehen konnte, weil eine Intereffenvertretung nicht da war; 
es konnten fi) eben die betheiligten Antereffen nicht geltend 
machen. 

„Auf die Enguöten, welche in neuerer Zeit angeſtellt 
wurden, lege ich, ich muß es offen geftehen, feinen Werth. 
Sie haben feit drei bis vier Jahren begonnen und deßhalb 
feinen Werth, weil die Leute zwar auch gehört, werden, aber 
am Ende doch nur immer gefchieht, was der Herr Referent 
will, Ih bin volllommen überzeugt, daß die Erfindung, 
welche in's Leben treten foll, was gewiß mit ber beiten Ab» 
ft gefchieht, daß diefe jogenannte Geiftesuhr, die wir über- 
baupt bei uns in Oeſterreich in jo hohem Grade nad allen 
Richtungen nöthig Haben, auch in diefem Zweige der Land- 
wirthichaft ein günftiges Refultat Tiefen werde, 

So viel ich aber höre, wird noch eine lange Reihe von 
Bervolllommnungen nöthig fein, um diefen Apparat, die 
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Geiftesuhr genannt, vollfommen praktiſch anwendbar und 
zwedmäßig für die Intereffen der Betheiligten ſowohl alg 
für die Finanz-Verwaltung einzurichten. 

„Ich ſchließe mich gar feinem Antrage an, fondern meife 
nur darauf Hin, daß ich bei dem Paragraphen von ben 
indirecten Steuern fo frei fein werde, in diefe 25 pCt. der 
Kriegsfteuer näher einzugehen.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums ermähnte in 
Betreff der Stärke der Finanzwache, daß dabei die langaus— 
gedehnte Grenze der Monardie zu berüdfichtigen, und daß 
die Finanzwache nicht bloß für den inneren Dienft, fondern 
aud zum Schuße der Grenze da fei. Daß übrigens in den 
Sommermonaten, wo die Rübenzuder- und die Branntwein- 
Campagne nicht ftattfindet, die Finanzwache nicht zureihend 
befhäftigt erjcheine, fei ihm nicht entgangen. Er habe def- 
halb eine eigene Commiſſion aus mehreren Finanz-Landes- 
Directoren zufammengejett, die unter feinem Vorfitz zu- 
fammentreten und die Frage erörtern werde, wie der Dienft 
der Finanzwache insbejondere in Beziehung auf die inneren 
Gefälle vereinfaht und auf ein geringeres Maß reducirt 
werden könnte. Es wird demnach auch der Stand derfelben 
eine Verringerung erfahren und diefer hohe Ausgabspoften 
auf einen geringeren Betrag herabgeſetzt werden können. 

Reichsrath Graf Barköczy: „Sch Habe noch zwei Dinge 
bier zu berühren: die Abfindung bei der BVerzehrungsfteuer 
und die Baufchalien, und ic) muß fagen, daß es auferor- 
dentlih zweckmäßig und gut wäre, wenn je eher je beiler 
eine Abfindung in Betreff der Berzehrungsfteuer ftattfinden 
würde. 

„Was die Abfindung für das flache Land betrifft, ſo 
glaube ich, daß es für die Zukunft ſehr wünſchenswerth 
wäre, darauf zu reflectiren, daß, nachdem in fo vielen Län— 
bern Europa’s die Verzcehrungsfteuer vermindert wird, be— 
fonders die Einführung der Berzchrungsfteuer auf dem flachen 
Lande die Bevölferung noch mehr drüden würde und die 
Conſumtion in Folge deſſen bedeutend abnehmen müßte Mir 
fcheint e8 nicht ala ob in Defterreid) darauf hinzuwirken und 
wirflih zu erwarten fei, daß die Verzehrungsſteuer, felbft 
mit Abfindung, eine größere Zufunft habe. Ich glaube viel- 
mehr, daß, jobald die Autonomie der Länder vom Papier 
in's Leben treten wird, keine Steuer fo fehr befämpft wer— 
den dürfte, als eben diefe, weil fie namig eine außerordent= 
ich drüdende und die Confumtion der Gegenftände insbe- 

. ' 25 


386 Eilfte Situng vom 15. Schtember 1860. 


ſondere auf dem flachen Lande und in den öftlidhen Theilen 
der Monarchie ohmedies eine fehr geringe ift und fi) denn 
in allen Richtungen noch mehr vermindern müßte Das ift 
eben jene große Krankheit in Defterreih, daß bei feinen 
reihen landwirthſchaftlichen Berhältniffen die Conſumtion 
nicht in dem Maße fich ftkigert, wie fie joll, weil unjere 
Finanzpolitif immer den unglüdlichen Grundfaß verfolgt Hat, 
in allen möglichen Dingen, welche für Millionen der Bevöl- 
ferung von dem erften und nothmendigften Bedürfniffe find, 
ftets die höchſten Steuern zu erheben. 

„Darin liegt eben die Haupturfadhe, daß unjere national- 
öfonomifchen Berhältniffe fo mißlich find, meil ftets die Be— 
dürfniffe der erften Nothwendigkeit von Seite des Staates 
im Preife gehoben werden, wodurd man gerrade ben Zweck, 
den man anftrebte, nämlid) die Staatseinuahmen zu ver= 
mehren, nicht erreichen konnte, 

„So war es der Fall beim Salze, beim Tabak, bei der 
Branntweinbrennerei und in allen Punkten, wo die Finanz 
politif in Zukunft eine andere gefunde Richtung nehmen muß. 

„Die richtige Finanzpolitif fol vor allem die Intereffen 
der großen Bevölkerung im Auge haben und nicht zunädft 
jene der Finanzverwaltung. 

„In Folge deffen wird nicht immer eine Steigerung ber 
Preife, jondern vielmehr eine verhältnigmäßige Verringerung 
ftattfinden und bierdurh eine viel rveichlichere Conſumtion 
der Artikel fi ergeben ; ein Umftand, welcher dieſe Politik 
reichlich bezahlen wird.“ 

Freiherr v. Reyer: „Ich verfenne keineswegs die Wich— 
tigkeit der Rübenzuder-Induftrie, 

„Diefer Branche ift Defterreichs Zuderhandel, das Interefle 
feiner Seehäfen und das feiner Marine geopfert worden. 
Bereits alle Zuderraffinerien, melde auf Kolonial-Zuderer- 
zeugung arbeiten, find, und zwar mehr oder Weniger mit 
großem Berlufte, gefperrt. 

„Ich nehme daraus Veranlaffung, zu jagen, daß, wenn 
eine Rübenzuder-Fabrif ſchlecht angelegt ift, fie nicht auf dem 
Schuß des Staates Anſpruch machen kann, denn jede Fabrik 
bewegt fi nad) den Geſetzen der Fabrikation, des Handels, 
des Verkehrs. 

„Ich bin auch ganz dafür, daß man diefer Fabrılation 
den möglichften Schuß gewähre. Andererfeits aber muß ich 
fagen, der Zuder ift in allen Ländern, namentlich auch im 
Srankreih und England einer jener Artikel, die befteuert 
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werden, und die aus dem Grunde beſtenert werben, weil der 
Zuder eben ein Artikel ift, ber eine ſolche Befteuerung ver- 
tragen Tann. ' 

„Nun ift die Rübenzuder-Induftrie burd) die Bemühungen 
derjenigen, die fie jüngft jo glorreich vertreten haben, in 
Defterreich auf dem Standpunkte, daß fie den ganzen inlän- 
difchen Markt für fich gefichert bat. Ja noch mehr, fie fühlt, 
daß .fie bereit8 mehr leiften Tann und eine Erportprämie 
wünſcht. 

„Ich wünſche dieſe Exportprämie im ausgedehnteſten Maße, 
kann aber nicht umhin, zu bemerken, und zwar nicht in 
meinem Privat-Intereſſe (denn mein Privat-Intereſſe will, 
daß ih mit den Rübenzuder-Fabrifen gehe), aber im allge- 
meinen Intereffe der Steuerpflichtigen, daß man auch auf fie 
Bedacht nehme, wenn man die Rübenzuder-Induftrie fo jehr 
begünftigt.“ 

Reichsrath Fürft Colloredo: „Inden ich mich in8be- 
fondere mit den Aeußerungen des Fürften Salm volllommen 
einverftanden erkläre, erlaube ich mir nur noch ganz furz 
einige Heine Daten zu Gunften der Rübenzuder-Fabrilation 
vorzubringen. 

„Ich glaube nicht, daß viele andere Induftrien, ja viel- 
leicht, daß feine Induftrie derart günftig auf die ganze Um- 
gegend zurüdwirft, wie gerade die Rübenzuder-Fabrilation. 

„Es wäre leicht, die Details dafür aufzuzählen; ich glanbe 
aber, daß e8 dem größten Theile der hohen Berfammlung 
hinlänglich befannt fein dürfte, wie günftig eine Rübenzuder- 
Fabrif auf die ganze Umgegend dnrch Taglohn, Pächtereien 
u. f. w. zurückwirkt, denn bei jedem Gulden, melden ber 
Unternehmer gewinnt, kommen der Umgegend wenigflens 2: 
und mehr Gulden zu Gute, fo daß aljo ein großer Theil der 
ärmeren Bevölferung dadurch bedeutend an Wohlftand zu- 
nimmt. 

„Ich glaube in diefer Beziehung bier nur darauf auf- 
merkſam maden zu müffen, daß es wünſchenswerth nnd jogar 
im Intereffe des Aerars wäre, bei der Abfindung der Pau⸗ 
ſchalirung der Rüben der Zuckerfabriken nicht gar zu ängftlich 
zu: Werke zu gehen, indem der Heine Ausfall, den das Aerar 
bei der Panſchalirung erleiden dürfte, ficher reichlich einge- 
‚bracht wird durch die erhöhte Eonfumtion von Bier, Brannt- 
wein und Tabak der ganzen Umgebung. 

„Ein zweiter Punkt, auf den ich mir erlaube aufmerkſam 
zu machen, ift folgender : 
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„Es wirkt die Zuderfabrifation vorzüglich dadurd auf 
die Landwirthſchaft, daß fie mehr Futter erzeugt, alfo zu 
allernächſt auf den Biehftand und die Viehzucht. 

„Wie wichtig aber diefer Zweig der Landwirthſchaft für 
das Allgemeine ift, dafür will ich nur eine Thatſache an- 
führen. | 

wi ift diefen Winter meines Wiffens bei der öfterreichi- 
Then Lanbwirthichafts-Gefellfehaft genau erhoben worden, daß 
die Rinderpeft, welde fo große Verheerungen und Berlufte, 
insbejondere in den nördlichen Provinzen der Monardie her- 
dorgerufen bat, einzig und allein durch den Eintritt des 
ruſſiſchen Pußtenviehes verbreitet wurde und fi nie im 
Snlande ſelbſt erzeugt Hat. 

„Der Eintritt dieſes Viehes ift aber deßhalb nothwendig, 
uam die Hauptftadt mit dem erforderlichen Fleifchbedarf zu 
verjehen. 

„Wenn es nun mit Hilfe der Zuder- und Branntwein- 
Induftrie, welche befanntlih die Futterquantitäten bedeutend 
vermehren, dahin gebracht werden fünnte, daß der Eintritt 
des rufjiichen Pußtenviches aufhört oder auf ein Minimum 
rebuecirt wird, jo wäre damit der großen Kalamität der Rin— 
derpeft abgeholfen.“ | 

Reichsrath Toperczer; „Ich erlaube mir, meine Bemer: 
Tungen nur auf die Verpadhtung und Abfindung der Be— 
fteuerungen zu bejchränfen, obwohl ich aus principielem und 
theoretiihem Standpunkte weder der Abfindung nod) der 
Paujhal- Berpadtung das Wort reden möchte, weil nad) 
meiner Meinung hier das ftaatsrechtliche Verhältniß verrüdt 
und im ein privatrechtliches verwandelt wird, was bei einem 
geordneten Staate eigentlich nicht ftattfinden follte, denn es 
kommt immer darauf an, daß der Eine oder der Andere. bei 
diefer Berpadjtung oder Abfindung gewinnen muß. 

„Nachdem aber die Staatsauslagen fich fo vermehrt haben, 
daß man nicht übergll folgerichtig zu Werke gehen fann, und 
auch in dem logisch Begründeten ſchon wirklich eine bedenklich 
große Verwirrung zu herrſchen beginnt, fo muß. man gegen- 
wärtig, wie in der Politif der Logik der Thatfachen, fo auch 
in Finanzſachen der Logik der Nothwendigkeit huldigen. — 
Und aus diefer Logik find die indirecten Steuern entitanden. 
„Bei diefen indirecten Steuern und befonders bei der 
Berzehrungsfteuer kann ich wirklich fein anderes Mittel fin- 
den und auc Fein zwedmäßigeres , oAs die Abfindung und 
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„Nur muß ich bemerken, daß diefe Abfindungen, wie dies 
Fürft Salm erwähnt bat, gar feine Wohlthat, weder für 
den Staat, noch den Staatsbürger find, wenn fie in die 
Hände der Privatperfonen gelangen, denn bdiefe richten ihr 
Augenmerk nur auf ihren eigenen Nuten und bejonders auf 
die vielen Strafen, mit denen die Steuergefeße ausgeftattet find. 

„Faſt jeder Paragraph enthält eine Beftimmung, nad 
welcher für die eine oder die andere Mebertretung eine oder 
die andere Strafe verhängt wird. 

„Auf diefe Strafbeftimmungen nun ift die Speculation 
der Pächter gerichtet und fie glauben vielleicht den nämlichen 
Bortbeil aus diefen Strafen zu ziehen, den fie etwa auf 
andere Art aus der Pachtung gewinnen könnten. 

„Es wäre daher nur zweckmäßig, bejonders bei der Ab- 
findung die Gemeinden zu betheiligen,, ‚aber an dieje Abfin- 
dungen wieder feine folche Bedingniffe zu knüpfen, durd) 
welche die ganze Wohlthat der Abfindung bei den Gemeinden 
wegfiele. 

„Es ift nämlich, wie Graf Clam aud darauf aufmerf- 
fam gemadt hat, der Umftand in Betracht zu ziehen, daß 
diefe Gemeinden genöthigt find, die gepadjteten Steuern wie- 
der an einen Andern gu verpachten; denn in eigener Regie 
fann eine Gemeinde mit Vortheil diefe Steuer nie handhaben. 
Wenn daher den Gemeinden die Wiederverpadhtung nicht ge= 
ftattet wird, fo find fie fchledhter daran, als wenn fie fi) gar 
nicht mit dem Aerar abfinden. 

„Ich wollte diefes nicht als einen Antrag, fonbern blos 
als eine Bitte an das hohe Finanzminifterrium vorbringen, 
daß, wenn eine Gemeinde ihren Steuerverpflichtungen im 
Pauſchal-Contracte nahlommt und gar feine Beſchwerden in 
der Gemeinde über die Einhebung diefer Steuern geführt 
werden, dann ber Gemeinde ihre Autonomie in der Berthei- 
fung der Steuern gelaffen werden foll, 

„Mebrigens glaube ich, daß die Pauſchalirung auch bei 
den Gewerben ftattfinden und dort gleichfalls die Steuern in 
dieſer Richtung eingehoben werden könnten, und daß dadurch 
die befchwerliche Art und Weife der Controle hinwegftele.“ 

Der Herr Leiter des Finanzmintfteriums bemerkte hierauf, 
daß ja den abgefundenen Gemeinden die Wahl frei ftehe, in 
welcher Weife fie die Steuern von den Steuerpflichtigen 
hereinbrächten; entweder im Wege der Abfindung oder durch 
eigene beftellte Organe, oder durch Verpachtung an AUntert, 
von denen fie die Stenerfumme in Empfang neuen. 
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Eine Behinderung der Gemeinden in der Art und Weiſe, 
wie fie ihre Steuern umzulegen und bereinzubringen haben, 
finde durchaus nicht ftatt. 

Reichsrath Fürft Schwarzenberg: „Mehrere der Herren 
Borredner haben bereits defjen erwähnt, was auch ich Bier 
in Anregung bringen wollte. 

„Im Wefentlihen beabfichtigte ih nur die landwirth- 
&haftlichen Gewerbe der hohen Staatsverwaltung zur geneigten 
Berüdfihtigung auf's wärmfte zu empfehlen. 

„Denn nach meiner Auffaflung, und ich Tann jagen nad 
meiner eigenen Erfahrung, ift Grund und Boden gegenwärtig 
ungemein hoch belaftet. 

„Der Landwirth, der Kleine wie der große, arbeitet theuer. 
Iſt er auf den Cerealienbau allein bejchräntt, fo bemüht er 
fi mit großen Opfern und Koften ein nur zu gedrüdten 
Preiſen zu verwerthendes Product auf den Markt zu bringen. 

„Ih glaube, dafs bei diefen niederen Preifen der Cerealien 
der Landwirth, wenn er auf die leßteren beſchränkt ift, gar 
nicht beftehen kann. Er ift daher genöthigt und es ıft ihm 
eine Wohlthat, Produete zn erzielen die er auch zu höheren 
Preifen zu verwerthen vermag. Ich erlaube mir daher im 
Namen der Landwirthe, welche wohl die größte und gewich- 
tigfte Zahl der Kontribuenten in Oeſterreich ausmaden, es 
auf'8 wärmfte zu bevorworten, daß fi) die landwirthichaft- 
lichen Gewerbe einiger Beachtung zu erfreuen haben mögen.“ 

Reicherath Ritter v. Starowiejsfi-Biberftein: „Zu 
dem, was Herr Graf Barké czy früher bemerkt bat, daß 
durch die Erhöhung der Befteuerung die Branntweinbrennerei 
zurüdgegangen ift, kann ich nur hinzufügen und meinerjeite 
beftätigen, daß die Branntweinbrennereien auch bei uns zu- 
rüdgegangen find. Bei uns, wo wir früher faft auf allen 
Herrihaften Branntweinbrennereien befaßen, find diefelben 
jeßt auf einige wenige in den weftlichen Kreijen reduzirt. Ich 
führe namentlih in diefer Beziehung den Jaroslaer Kreis 
als Beifpiel an, wo nur 4—5 Branntweinbrennereien gegen- 
wärtig beftehen. Es hatte diefe hohe Beftenerung daher auf 
den landwirthichaftlichen Betrieb einen fehr ſchlechten Erfolg, 
und e8 wäre fehr zu wünfchen, daß in diefer Beziehung ab- 
geholfen werde.“ 

Bice-Präfident Graf Noftik: „Ich habe im Ganzen nur 
uod) einige kurze Worte hinzuzufügen: 

„Ich bin bei diefer Debatte in einer eigenthümlichen Lage, 
weil ih Präftdent des öſterreichiſchen Rübenzuder-Bereins 
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bin. Auf einer Seite wird die Debatte immerwährend in 
Details geleitet, wodurch ich eigentlich als Präſident dieſes 
öſterreichiſchen Rübenzucker-Vereines berechtigt, ja ſogar ver- 
pflichtet wäre, dieſen Details zu folgen und hiernach eine 
Menge der hier vorgekommenen Anſichten zu unterſtützen, 
andere hingegen zu widerlegen. Auf der anderen Seite ſagt 
mir jedoch mein Gewiſſen, daß eine ſolche Detailsberathung 
nicht zur Tagesordnung, die uns hier vorliegt, gehöre, indem 
es ſich nicht um die indirecten Steuern, ſondern nur um 
den Modus ihrer Erhebung und den Ausgabspoſten für die 
Finanzwache handelt. 

„Ein ſolches Eingehen in dieſen Induſtriezweig, ſeinen 
Zuſtand und ſeine Bedürfniſſe wäre, wenn es auch hinſichtlich 
der noch zur Discuſſion kommenden Punkte befolgt würde, 
eine förmliche Enquöte in Bezug auf die verſchiedenen indi— 
tecten Steuern. 

„Aus diefem Conflikte kann ich mir nur dadurch heranıs- 
helfen, daß ich vorzugsmeife und um den Gang ber Debatte 
nicht aufzuhalten, fowie um den hohen Reichsrath in die 
Lage zu ſetzen, den wichtigen Zielpunkten, denen wir entge- 
gengehen, fich rafcher zu nähern, auf ein Eingehen in die 
Details verzichte. Diefe Erklärung babe ich jedoch für nöthig 
gehalten, um mic als Präfident des öfterreichiihen Rüben- 
zuder-Bereines dahin zu verwahren, daß mein Berzicht nicht 
geichehe, weil ich die Intereffen des Vereines vernadhläfligen 
wollte, fondern nur aus dem Grunde, weil ich glaubte, daß 
wir einfach bei der Tagesordnung zu bleiben hätten und bie 
Debatte nicht übermäßig auszudehnen fei.“ 


Reichsrath Graf Clam fiimmte diefer Erklärung aus 
ähnlichen Rückſichten volllommen bei. 


BVicepräfident von Szögyény bemerkte, daß ſich der Zu- 
faantrag des Grafen Noſtitz auf die Seite 23, Abſatz 2, 
vorfommenden Worte des Komite-Berichtes beziehe: „durch 
bewirkte Verpachtung der Verzehrungsfteuer in den geſchloſ— 
jenen Städten, der Getränkefteuer in Bezirken und Gemein- 
den des flachen Landes, durch Paufchalabfindungen mit den 
Steuerpflichtigen.” — Nach Antrag des Grafen Noftit ſolle 
bier beigefügt werden: „vorzugsweife aber dur) Anwendung 
geeigneter Controlg-Apparate für die größeren mit dem land- 
wirtäfchaftlichen Betriebe zufammenhängenden Fabrikations— 
zweige u. f. m.“ 

Graf Slam beantragt, zu fagen: 
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„Dur die bewirkte nu. f. w. durch Paufchaladfindungen 
mit den Steuerpflichtigen, vorzugsweife aber au ⁊c.“ 

Reichsraih v. Szögyeny erkannte diefe Bemerkung als 
ganz ridhlig an. 

Der zweite Zufat wäre zu Seite 24 am Schluſſe des 
Abſatzes „das Comits kann fi u. f. w.“ bis: „ihre über- 
wiegend reiche Compenſation,“ worauf folgen würde: „auf 
welche letztere der verftärkte Reichsrath bei diefem Anlaſſe ein 
befonderes Gewicht Iegen zu follen erachtet.“ 

Graf Hartig ftimmte ganz dem Grafen Noftit bei, 
laubte aber blos den allgemeinen Grundſatz ausſprechen zu 
—* daß man nur anf ſolche Apparate Rückſicht nehmen 
möge, welche nicht wie bisher die zu verarbeitende Maſſe, 
jondern das fchon verarbeitete Probuft bemeffen und deffen 
Befteuerung betreffen. 

Für diefe Zuſatzanträge erflärte fi die überwiegende 
Majorität der Verfammilung. 

Reicharath Graf Szecjen las hierauf die folgende Stelle 
bes Berichtes vor: 

„Im weiteren Berfolge des Finanz-Verwaltungs⸗Budgets 
zu den Organen für die Einhebung der directen Steuern 
übergebend, findet das Komitd den Aufwand der GStener- 
ämter für die Gefammt-Monarchie mit Ausnahme Lombarbo- 
Benetiens mit 3.855.536 fl. veranfchlagt. Es ift naheliegend, 
biefem Aufwande das entiprechende Object, nämlicd) die durch 
jene Organe einzubringende Gefammtjumme der directen 
Stemern, welche ſich — wieder mit Weglaffung Lombarbo- 
Benetiens — auf 93.944.766 fl. beziffert, entgegenzuhalten. 
Die Einbringungstoften betragen fonah im Durchſchnitte 
mehr als 40/, der betreffenden Steuerfumme. 

„In Lombardo-Benetien ift zur Einbringung ber Ge— 
ſammtvorſchreibung pr. 9.495.000 fl. direkter Steuern nur 
ein, durch das dortige Steuer⸗Verpachtungsſyſtem ermöglichter, 
mäßiger Aufwand an Einhebungspercenten mit 175.688 fl. 
erforderlich, wonad) die Einbringung dort nur beiläufig 1%, 
aljo nicht ganz 2%), der Steuerfumme abjorbirt, mithin fi 
um mebr als die Hälfte günftiger ftellt, als in allen anderen 
Provinzen. Wenn nun gleich das in Rombardo-Benetien üb- 
liche Steuer⸗Pachtſyſtem fo ganz in den dortigen eigenthüm⸗ 
lichen Berhältniffen wurzelt, denen feine ähnliche in den 
übrigen Theilen der Monarchie zur Seite ftehen, und es da- 
ber nicht ganz, feinesfalls aber unverändert und unbebingt 
auch auf lektere Anwendung finden ann, fo gibt es doch 
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einen nicht zu überfehenden Fingerzeig, wie in analog annä= 
bernder, den Berhältniffen der anderen Provinzen angepaßter 
und zufagender Weiſe eine mohlfeilere Steuereinbringung, 
auch hier zu erreichen wäre. 

„Das Comits findet den Weg hiezu in ber Ueberweifung 
der Steuereinhebung an bie, auch in diefer Sphäre zu einer 
wohlthätigen Wirkſamkeit beruferren autonomen Landesorgane 
gegen Weberlafjung eines verhältnigmäßigen Percentualan= 
theiles an diejelben. Das auf diefem Wege erzielbare Er- 
ſparniß würde ſich — den für Lombardo-Benetien fi) erge— 
benden ziffermäßigen Erfolg als beiläufigen Mafftab ange 


nommen — in runder Summe auf ungefähr 2 Millionen. 
veranſchlagen Taffen. 
„Das Finanzminiftertum fiimmt — das eventuelle In8- 


febentreten der Selbftverwaltung und ihrer Organe voraus- 
jegend — der fo eben erörterten Anficht bei.” 

Hierüber ergab ſich feine Bemerkung. 

Graf Szeöcien fette die Lefung des Berichtes fort: 

„Aus Anlaß des für die Finanzprocuratoren beanſpruchten 
Aufwandes von 624.591 fl., welden das Finanzminifterimm 
nit nur durch den Gefchäftsfreis diefer Behörden, ſondern 
aud durch die große Nebenaufgabe der Finanzprocuraturen, 
eine tüchtige Vorfchule für künftige Juſtizbeamte zu bilden, 
gereditfertigt glaubt, fieht das Comite vielmehr in der Ueber- 
weifung des Gefchäftskreifes derfelben an tüchtige Civilad— 
vofaten unter der Oberleitung eines Kronanwaltes mit ber 
Erreihung jenes Nebenzwedes zugleich durch die Anfpornung 
eines gefunden Eifers und Ehrgeizes auch die energiſche und 
he Vertretung des Staates in civilrechtlichen Fragen 
geſichert. ” 

„Der amtlichen Unentſchiedenheit und Vertagungsſucht 
aber, welche jede unbequeme oder fchwierigere Angelegenheit 
von fi ab und an fremde Begutachtungen zu weiſen nur zu 
leicht veranlaßt wird, wäre damit die gefuchte Zufluchtsftätte 
abgefchnitten.“ 

Der Feiter des Finanzminifteriums: „In Ber 
treff des Antrages, flatt den Finanzprofuraturen ihre Ge— 
ſchäfte zu helaffen, ihre Agenden an Privatadvofaten zu über- 
tragen, erlaube ich mir nur aufmerkfam zu machen auf die 
dohe Wichtigkeit des Inftitutes der bisherigen Finanzprocu⸗ 
aturen. | 

„Diefelben haben nämlich in einer zweifachen Richtung 
zu wirken gehabt: 
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„1. als Kronanwälte und als gerichtliche Vertreter des 
Militär: und Eivil-Aerars, ſowie der öffentlichen Sonde, und 
„2. al8 Rechtsbeiräthe für die Verwaltungsbehörden. 

„Um als Kronanmwälte ihrem wichtigen Berufe zu ent- 
äprechen, ift die allgemeine rechtsgelehrte Bildung bei weiten 
nicht hinreichend, fondern die Finanzprocuratur als Vertreter des 
Aerars muß mit den adminiftrativen Theilen der Verwaltung, 
wit den adminiftrativen Vorjchriften auf das genauefte ver- 
traut und in der Lage fein, fi) die Kenntniffe zu verfchaffen, 
die fonft gejchidten und nod) fo gewandten Privatadvofaten 
nicht zugänglich find. In diefer Beziehung ift die fpecielle 
Ausbildung, die der Finanzprocuraturs-Beamte fi) eigen ge- 
macht, von jo hohem Belange, daß fie nicht erfett werben 
Lönnte, wenn diefe Gefchäfte einem Privatadvokaten übertragen 
würden. Der Finanzprocuraturs-Beamte ift mit dem Archive 
feiner Behörde auf das innigfte befannt und in der Lage, ſich 
die Behelfe für die Inftruirung der Procefje auf eine fchnel- 
lere, weit ficherere und leichtere Art zu verichaffen, als e8 den 
Brivatadvofaten möglich wäre. 

Ich verkenne nicht, daß es in großen Städten, allenfalls 
in der Hauptftadt, allerdings thunlich wäre, Privatadvolaten 
aufzunehmen, ihnen die Führung folder Rechtsftreite zu über- 
tragen und fie zur Vertretung des Aerars zu beftimmen. Da 
aber dieſes feinen privilegirten Gerichtsftand hat und der 
Staat an den verjchiedenften Orten außer der Hauptftadt auf 
dem flachen Lande active und pajjive Proceſſe zu führen haben 
kann, fo dürfte es ſchwer fallen, ſich überall eine vollkommen 
tüchtige und unbefangene Rechtshilfe zu fihern und zu ver- 
ſchaffen, weil e8 leicht möglich wäre, auf einen oder zwei Ad- 
vofaten in folcden Orten beſchränkt zu fein, die ſchon eine 
Gegenpartei vertreten, oder man wäre auf foftfpielige Ent- 
jendung von Advolaten aus der Hauptftadt angewiefen, was 
einen großen Koftenaufwand mit ſich bringen würde. 

„Endli, wenn man bios beim Aufmwande und blos bei 
der finanziellen Seite ftehen bleibt, fo zweifle ich fehr, ob nicht 
die Aufnahme von Privatadvolaten nod weit koftjpieliger wäre 
als die Fanzprocuraturen. 

„Was aber den Rechtsbeirath betrifft, jo tft diefer von 
größter Wichtigkeit, und es bildet diefer Zweig ungefähr zwei 
Drittheile des ganzen Dienftes der Finanzprocuraturen. 

„Es ift hiebei auch die Rautelar-Iurisprudenz, dann bie 
Beurtheilung von Rechtsgeſchäften und die Prüfung von Ur- 
funden ihre Aufgabe. 
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„Die Finanzprocuratur hat ferner die Pflicht, vorzubeugen, 
daß die Behörden nicht Uebergriffe machen gegen Rechte von 
Privatperſonen, wodurch leicht das Anſehen derſelben com— 
promittirt wird. 

„Dan könnte zwar entgegnen, daß die Adminiſtrativbehör— 
den felbft zum großen Theile aus geprüften Juriften beftehen. 

„Um ein vollkommen tüchtiger Jurift zu fein, genügt es 
nit, die allgemeine jnridiſche Bildung zu befiten und die 
Staatsprüfungen abgelegt zu haben, fondern e8 gehört eine 
andauernde Gerichtspraris dazu und ein gründliches fortge- 
Teßtes Studium und Arbeiten in der Rechtsſphäre. 

„Ich glaube aljo, daß e8 ein ftarfer Stoß für die Admi— 
niftrativbehörden fein würde, wenn fie diefe Hilfe und diejen 
Schuß der Finanzprocuratur entbehren follten. 

„Was weiter in dem Somileberichte bemerkt wurde, über 
die amtliche Unentichiedenheit und Vertagungsfucht, fowie über 
die häufigen Begutachtungen, welche von Seite der Behörden 
den Finanzprocuraturen abgefordert werden, fo glaube ich, daß 
dies nicht fo arg fei. 

„Jeder Borftiand der Behörde, welcher die Geſchäfte in 
jeiner Hand concentrirt, kann ja Einfluß nehmen, daß die 
Abverlangung von Aeußerungen nicht in Fällen geſchähe, in 
welchen fie nicht gerechtfertigt wäre, und daß die Einhebung 
zu häufiger und unnöthiger Gutachten unterbleibe, ſowie daß 
die Segenftände ftetS meritorifch behandelt und nur in foweit 
Outachten von Seite der Finanzprocuratur eingeholt werden, 
als deren Nützlichkeit und Nothwendigkeit vorliegt. 

„Auch ich habe in diefer Beziehung Erfahrungen gemacht, 
aber ih muß beftätigen, daß der in der Vorlage angedeutete 
Hal, daß Gefhäftsitüde aus Bequemlichkeitsrückſichten der 
Finanzprocuratur zugefchoben, und daß aus dem gleichen Be- 
weggrunde übermäßig viele Begutachtungen eingeholt werden, 
nit leicht vortomme. 

„Ich erlaube mir daher, den hohen Reichsrath darauf auf- 
merfjom zu machen, daß e8 gewagt und wirklich bedenklich 
wäre, dem Borfchlage beizuftimmen, daß ftatt der Finanzpro- 
ratur Privatadvolaten in die Dienftleiftungen eingeführt 
werden follten. | 

„Ich glaube, dies würde einen Rückſchlag auf den cur- 
tenten Dienft und die fichere Führung der Gefchäfte bei den 
Aminiftrativbehörden zur Folge haben, und zwar in Ange- 
legenheiten des Milttär- und Civil-Werars und der öffentlichen 
Fonde höchſt nachtheilig fein.“ 
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Reihsrath Graf Hartig erinnerte, daß das Ganze nur 
eine Andeutung, und daß der Reichsrath nicht in der Lage 
fei, in diefer Sache irgend etwas in merito zu entfcheiden. 
Der Begriff des Kronanwaltes müßte erft beftimmt und be- 
zeichnet werden, was aber nicht Gegenftand ber reicheräth- 
fihen Debatte jei. Alle diefe Erörterungen könnten nur dazu 
dienen, die Aufmerkjamfeit Sr. Majeftät des Kaifers anf die 
betreffenden Punkte zu leiten, den Allerhöchften Befehl einer 
näheren Prüfung berjelben zu veranlaffen, und wenn biefe 
ftattgefunden haben würde, eine Allerhöchſte Schlußfaffung 
herbeizuführen. 

Der Keichsrath Freiherr von Haimberger äußerte, daß, 
fo viel er fich erinnere, fchon in den Jahren 1816 und 12230 
der Verſuch gemacht worben jet, die Brocefje des Aerars durch 
Advolaten ausarbeiten zu laſſen. Diefe Maßregel habe fidh 
jedoch viel Toftfpieliger gezeigt, als bie Finanzprocuraturen. 
Mebrigens ſei das Procekführen allein wohl nicht Zwed der 
Finanzprocuratur und er müffe in diefer Beziehung ganz dem 
Herrn Leiter des Finanzminifteriums beitreten, daß eine jo 
definitive Bitte, wie fie vom Comitsé geftellt wurbe, nicht zu= 
läſſig wäre. 

Herr Graf Clam gab bie Aufflärung, es fei eine difinitive 
Bitte im Comiteberichte nicht geftellt, fondern er müſſe im 
Sinne des Herrn Reichsrathes Grafen Hartig darauf hin- 
weijen, daß darin nur eine Anbeutung fet, durch die das Co— 
mite die Aufmerkſamkeit der hohen Regierung auf diefe De 
lenkt, ob nicht auf ſolche Weife eine viel zweckmäßigere 
und wohlfeilere Beforgung der Geſchäfte zu erreichen jein 

unte. 

Zu einem definitiven Antrage wäre der Reichsrath eben 
jo wenig competent, als hinreichend über dieſen Punkt aufs 
geflärt. Nur eine Anregung jet beabfichtigt, und nachdem fi} 
jo wichtige Gründe für und wider anführen laffen, fo ſei es 
jedenfalls nothwendig und gerechtfertigt, diefe Frage der wei- 
teren Berüdfichtigung der hohen Regierung anzuempfehlen. 

Der Herr Minifter des Innern erwähnte, daß er, went 
die Sache fo aufgefaßt wird, wie die Herren Grafen Hartig 
und Elam fich über diefe Angelegenheit ausgefprochen haben, 
vollfommen damit einverftanden fei und nichts mehr darüber 
zu bemerfen habe. 

. Bon feinem Standpunkte aus könne er nur die Erfahrung 
beftätigen, daß der Beftand der Yinanzprocuraturen für bie 
abminiftrativen Behörden von fehr großer Wichtigkeit fe, 
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Um nit diejenigen Worte zu wiederholen, welche der 
Leiter des Finanzminifteriums gebraucht habe, glaube er nur 
die Sache noch von einem anderen Standpunkte beleuchten zu 
müſſen, von demjenigen nämlich, daß jenes Inftitut als eine 
Art Bildungsanftalt tüchtiger Beamten zu betrachten fei. 

Abgefehen davon, daß die gedachten Proceſſe zum Vortheile 
und im Üntereffe des Staates geführt würden, feten die 
Beamten, welche fich bei den Finanzprocuraturen ausgebildet 
haben, immer diejenigen, welche bei den adminiftrativen Be— 
börden, wenn fie zu denjelben übergehen, durch ihre befondere 
Thätigfeit ſich hervorthun. 

Er habe dieſe Erfahrung ſowohl in Galizien als auch hier 
in Wien bei der Centralſtelle gemacht. 

Es wäre ein wahrer Verluſt für die adminiſtrativen Be— 
hörden, wenn ein ſolches Inftitut nicht vorhanden wäre. 

Wenn aber nur ım Nügemeinen eine bloße Andeutung 
gemeint ſei und der Begriff: „Kronanwalt” einem jpäteren 
Beihluffe und einer fpäteren detaillirten Begrenzung über- 
lofien werden folle, fo Hätte er nichts einzuwenden und ſei 
volllommen damit einverftanden. 

Graf Apponyi erflärte, daß, nachdem er die Anfichten 
über den Zmed, welcher das Comité bei ber Berührung dieſes 
Gegenſtandes geleitet hat, vollkommen theile, ihm jede fernere 
Erörterung, Tobald diefer Gegenftand auch in der Verſamm⸗ 
lung fo aufgefaßt wird, überflüffig erfcheine und er fich daher 
auch derfelben enthalten zu müſſen glaube. 

Reichsrath Dr. Straffer ſchloß fih den Bemerkungen 
des Grafen Apponyi an und hielt eine fernere Erörterung 
gleichfalls für überflüffig; nur müſſe er beifügen, daß die ge- 
genwärtige Stellung der Finanzprocuraturen nad) feinen Da⸗ 
fürhalten abnorm fei. 

Die Finanzprocuraturen feien nicht mehr unabhängige Bei— 
täthe der Krone und des Staatsfchages, feitdem fie den Fi— 
nanz-Randesdirectionen untergeordnet worden find, und es ſei 
‚in dieſer Beziehung die frühere Stellung, in welcher die Kam- 
merprocuraturen als unabhängige Räthe und Conjulenten der 
Krone daftanden, viel zweckmäßiger gemefen. 

Nachdem nichts weiter bemerkt wurde, fuhr Graf Sz6- 
chen mit dem Vortrage des Berichtes fort: 

‚ Angefihts der Thatjache, daß das ganze Syſtem des fta- 
bilen Katafters felbft nenerlichft von manchen Seiten in. Frage 
geitellt worden ift, Angefichts der Wahrnehmung, daß die fort« 
ſchreitenden Operate nicht mit der Reihe von Jahren, welde 
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das Kataftrirnngsgefchäft bereits zurücdgelegt bat, verhältniß- 
mäßig an Bolllommenheit und Berläßlichleit gewinnen, ſon— 
dern mitunter am Grade der Brauchbarkeit verlieren (wie zum 
Beifpiele in einzelnen Theilen Weftgaliziens, wo gegen die aus 
der allzuhohen Schäßung refultirende Steuerumlage nad dem 
Rataftraloperate ſowohl von politiihen als Finanzbehörden 
proteftirt wurde), Angeſichts der Erfahrung, daß die allfälligen 
Mängel des Syftemes noch im Wege der Inftruction unb der 
practiihen Handhabung desjelben gefteigert werden, indem das 
in dem Reclamationsbefugniß liegende Correctiv gegen verfehlte 
Schäbtungsrefultate durch die Geheimhaltung des Kalculdetails 
in feinen Grundfäßen (Bruttoertrag, Culturskoſten, Rormal- 
preife u. |. w.), aus denen die Neinertragsziffer ſich ergab, 
fühlbar beeinträchtigt wird u. f. w. Die Dotation des Katafters 
mit 1,666.000 fl., und darunter insbejondere die zur Durch— 
führung des ftabilen Katafters beanfprudte Summe von 
1,280.000 fl. gab dem Comité vollen Grund zu der Frage, ob 
die fo koſtſpielige umd vielleicht fo wenig Erfolg verſprechende 
Fortführung der Vorarbeiten für ein, in feinem gegenwärtigen 
Stadium doch mit manden Mängeln behaftetes Syftem im 
jegigen Momente noch rathjam, mit der Finanzlage des Reiches 
gut vereinbar fei, und ob nicht darauf anzutragen wäre, daß 
nur in der auch für ein anderes Steuerumlagsiyftem braud)- 
baren Bermeflung fortgefahren, die Kataftralfhäßung jedoch, 
von der fich nicht das Gleiche behaupten laſſe, vorläufig ganz 
fiftirt werde? 

„Das Komite ift jedocd), indem e8 auf Mängel bes Katafters 
binweijet, durchaus nicht gewillt, damit dem neueftens vielbe- 
ſprochenen Werthlatafter das Wort zu reden.“ 

Der Herr Leiter des Finanzminifteriums erflärte, dem 
zulegt ausgefprochenem Wunſche in dem Budget pro 1861 be= 
reits foweit thunlih Rechnung getragen zu haben, indem für 
die Berwaltungsgebiete Ungarns, für Croatien und Slavonien 
nur die Bermeflung veranichlagt ſei; wo die Kataftralfhägung 
im Voranſchlage ericheine, wie für Theile Böhmens und Gali- 
ziens, gefchehe dies im Berfolge des bereits im Zuge begriffenen 
Werkes, das man nicht aufhalten dürfe, und das immerhin eine 
brauchbare Steuergrundlage erwarten lafle. Dort, wo der ſta⸗ 
bile Katafter fortgejchritten und dem Abichluffe genähert fei, 
ſolle nad} den VBerbefferungsanträgen der für das direfte Steuer- 
weſen jüngft aufgeftellt gerwefenen Immebdiat-Commiffion vor⸗ 
gegangen, das bisherige Syftem ber Geheimhaltung aufgegeben 
und dadurch den gerügten Uebelſtänden thunlichſt abgeholfen 
machen, 


. 
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Graf Hartig erwähnte, er fei mit diefem Gegenftande im. 
der Immediat-Commiffion durch vier Monate fpeciel beichäf- 
tigt gewefen, und könne fagen, daß die directe Beftenerung jehr 
gründlich erörtert wurde; allein man fet auf den Punkt geloms- 
men, auf welchem jede weitere Erörterung überflüffig wird, fo 
lange die Elemente nicht vorhanden find und es unbelannt ift, 
ob und in wieferne die Einfhäsung und Einhebung anderer 
Organen anvertraut werde. So lange dies nicht der Fall ſei, 
wäre e8 ganz ohne Nuten, wenn weiter darüber geſprochen 
würde. 

Es gehe dies Hand in Hand mit den Anträgen ber 
Commifjion , welche gleihjam nur Andeutungen über die 
Eventualitäten waren, weil, fo lange jene Bafis nicht vor- 
handen ſei, fich nichts thun laſſe. 

Die Ermittlung des Ertrages nad) dem Katafter fei jehr 
verſchieden; e8 gebe verjchiedene Katafter: Werth - Katafter 
u. f. w. Die Behandlung des Katafters ſei eine fchwierige 
technifche Frage, welde der Immediat - Commiffion ſchon 
ungemein viele Zeit geraubt habe, ohne daß fie auf eine 
günftige Weife gelöft worden wäre, 

Das zwedmäßigfte würde fein, vorerft die Entſcheidung 
Sr. Majeftät abzuwarten, welche binnen Kurzem dahin er- 
gehen dürfte, daß dort, wo die Abſchätzung im Zuge ift, fie 
nach dem gegenwärtigen Kataftraliyftem in Vollzug gebradjt: 
werde; dort aber, wo die Abſchätzung noch nicht eingeleitet 
ift, wie z. B. in Tirol, wo mit dem Werth-Katafter der 
Berfuh gemacht wird, mit jener Modification des Vor⸗ 
ſchlages, nach deſſen Grundſätzen vorzugehen fei, welche eins 
fach find und die Willkür fo viel als möglich ausjchließen. 
Er Habe fih nur erlaubt, den Standpunkt zu bezeichnen,. 
auf welchem die Sache fich befinde, weil dadurd die Debatte 
abgeichnitten wird. 

Graf Szecfen führte an, es fei aud) das Comité vor. 
der Anficht ausgegangen, daß der Reichsrath fi) unmöglich, 
berufen fühlen könne, eine fo wichtige Frage, eine Frage 
fo jchwieriger Natur, welde die eingejegte Commiſſion 
während Monaten beichäftigt habe, in irgend einem Sinne 
zu entfcheiden. Es habe fih das Comité beichränft, darauf 
hinzudeuten, daß die weiteren Auslagen für die Kataftral- 
vermefjung infomweit juspendirt werden follten, als fie durch 
die Natur des Operates nicht nothwendig geworden ſeien. 
Seine Ercellenz der Herr Leiter des Finanzminifteriums habe 
ſich diefem Vorſchlage angefchlofien. 
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Ein Antrag des Comité's Tiege jedoch nicht vor. 

Graf Andräffy bemerkte, er habe nicht gewußt, daß aus 
den Aeußerungen, die hier gefallen find, irgend ein Heines 
pofitives Gewicht zu Gunften des Werth-Kataftere entnommen 
werden Fönnte. 

Antnüpfend an bas, was Graf Hartig gejagt habe, müſſe 
er nur noch angeben, daß in Tirol feit vielen Jahren das 
Brinzip des Werth-Katafters beftanden und dies ‚der Grund 
gewefen fei, warum man dort den Verſuch mit dem Werth-Ka- 
tafter fortzufetgen fich entjchloffen habe. 

Graf Szecjen las nunmehr die folgende Stelle des Be- 
richtes vor: 

„Die in Erörterung genommene, für die Nationalbanf aus 
Reichsmitteln verwendete Dotation per 43,000 fl. (darunter 
15.025 fl. auf Activgehalte, Tpeziell des Banfgouverneurs mit 
12.400 fi. und 27.125 fl. auf Penfionen) wird von dem LH, 
Finanzminifterium als auf dem beftehenden Bankftatute und auf 
dem bei der Banf früher beitandenen Wiener-Währungs-Ein- 
löſungsgeſchäfte begründet erklärt. 

„Das Comits kann nicht umhin eventuell bei der Erneuerung 
des in nicht ferner Zeit ablaufenden Bankprivilegiums die An- 
bahnung der gänzlichen Emancipirung des Bank-Inftitutes aus 
der unmittelbaren Leitung durch Staatsbeamte aus höheren 
ſtaatswirthſchaftlichen Gründen zu befürworten und bie 
Sntereffen der Regierung einer freieren Stellung der Bank 
gegenüber durch die Aufftelung eines Negierungscommiffärs 
genügend gewahrt zu glauben.“ 

Graf Barklöczy: „Es wolle mir geftattet fein, Hier in 
Betreff diefes Abfatzes des Comite-Berichtes meine Bemerkun⸗ 
gen zu machen. Ich bin nicht Willens, einen Antrag zu ftellen; 
ch habe keine Freude an Anträgen und liebe die Antragftellerei 
nicht; aber in Bezug der Sache war es mir unmöglich, diefelbe 
To Hingeftellt zu laſſen, wie fte hier im Comité-Berichte fteht. — 
Im zweiten Abſatze wird gejagt: „Das Comite kann nicht um- 
Hin, eventuell bei der Erneuerung des in nicht ferner Zeit ab- 
laufenden Bank-Privilegiums die Anbahnung der gänzlichen 
Cmancipirung des Bankf-Inftitutes aus der unmittelbaren Lei— 
tung durch Staatsbeamte u. |. w.” „Eventuell!“ „en cas que!” 
„Denn die Erneuerung geſchieht!“ Aber diefe Erneuerung be- 
trachte ich ala ein Borgreifen des Borganges, der jedenfalls 
ſpäter wird eingehalten werden. Was nämlich den zweiten Paſſus 
betrifft, wo es heißt: „und die Intereflen der Regierung einer 

freieren Stellung der Bant gegenüber vurd, Te Yulllung, 
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eines Regierungs-Commifjärs genitgend gemahrt zu glauben“, 
jo muß ich bemerken: Die Aufftelung eines Regierungs⸗Com⸗ 
miffärs, wie man dies im Auge hat, wird vielleicht früher oder 
jpäter nicht mehr Plat greifen. 

„Ich erlaube mir daher, hier in Betreff der ganzen Sache 
einige Ideen vorzufcehlagen. Ich glaube, daß die Fünftige 
Regelung der Seldverhältnifie in Defterreich, abgejehen von den 
übrigen politifchen und fo vielen Faktoren, die hier früher oder 
Ipäter entichetdend eingreifen werden — ih glaube alfo, daß 
eben diefe Configuration eines Bank-Inſtitutes in Defterreich 
für die noch übrigen Decennien diejes Jahrhunderts von ent- 
iheidendem Einfluffe und Gewichte auf den ganzen Gang ber 
gejellihaftlichen Zuſtände Oeſterreichs fein wird. Bekanntlich ift 
da8 Privilegium der Nationalbanf im Jahre 1816 gegeben. 
worden, und wird fomit im Jahre 1866 abgelaufen und beendet 
jein. Folglich wird die Haltung der Nationalbank während eines 
vollen halben Sahrhunderts der Beurtheilung des großen 
europäifchen Publikums fich nicht entziehen können. 

„Wenn man die große Epoche vom 93. 1816 bis zum 
Sahre 1860 durchgeht, fo ift nicht zu läugnen, daß alle 
Banken in Europa eine bedeutende Beränderung, Verbeſſe— 
rung und mitunter ganz andere Bafen erhalten haben. In 
neuefter Zeit, feit ben legten 25 Jahren vielleicht, gibt es 
feine Borlommenheit, die ein fo großes Intereſſe und einen 
ſolchen Einfluß ausgeübt hätte auf alle Geldverhältniffe Eu- 
ropa's, als die Eifenbahnunternehmungen. 


„Sch weife mit furzen Worten darauf hin, daß die großen 
Summen , die feit einer Reihe von Jahren in Europa für 
diefen Zwed ausgegeben worden find, fi auf 4 Milliarden 
Thaler, oder 6 Milliarden öfterreihifher Gulden, oder 
'6 Milliarden Franken belaufen, womit beiläufig eine Zahl 
von 5000 deutichen Meilen an Eifenbahnen in Europa ge- 
baut wurde. 

„Und was noch wichtiger if, Hand in Hand mit diefer 
außerorbentlichen Anlage geht der Telegraph, welcher, bei 
einer Verbindung von nahezu 20.100 deutſchen Meilen,- einen 
wejentlichen Einfluß auf die Bentverhältniffe in Europa aus— 
geübt hat. Der Einfluß diefer fo ungeheuer gefteigerten Ber- 
kehrsverhältniſſe ift nach meiner Weberzeugung weder wifler- 
ſchaftlich, noch polttiich, noch finanziell in dem Maße ge- 
würdigt worden, wie er in ſämmtliche Kragen der europät- 
ſchen fociafen Verhältnifſe eingreifen wird und muß. 

—2 
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„Defterreih hat fi) dem Gange der Entwidlung diefer 
Verkehrsverhältniſſe durchaus nicht entzogen, wir fehen durd) 
Bergleihung der Ziffern, daß Oeſterreich gar nicht zurüdge- 
blieben ift, fondern ein bedeutendes Net von Eifenbahnen auf- 
zuweiſen bat, welche befonders in den legten Jahren zu Stande 
gekommen find. 

Ich wollte alles diefes nur erwähnen, um zu zeigen, wie 

die öſterreichiſchen Bankverhältniffe ſchon bezüglich dieſer fo 
außerordentlich wichtigen Faktoren in der nädften Zukunft in 
weit größerem Maße und iu meit höherer Weiſe aufzufaflen 
find, als im Jahre 1816. 

„Ich glaube, daß die Regelung einer Bank in Oefterreich 
von ganz eutfcheidendem Einfluffe fein wird für die künftigen 
finanziellen Zuftände der Mouardjie. 

„Ich glaube, daß man diefer Geftaltung nicht genug Werth 
und Wichtigkeit beilegen kann, und daß man alles Mögliche 
anwenden muß, eine geraume Zeit vor Ablauf des Bant- 
Privilegiums das Princip, die Idee, die Richtung und die 
Grundſätze zu bezeichnen, nad denen man vorgehen will. 

„In diejer Beziehung bin ich durdaus nicht mit dem Ab- 
Tage des Berichtes, den ich hier erwähnt habe, einverftanden. 

„Mir ift nur Eines Har: daß die Zwitter-Natur ber 
Bank gewiß werbe aufhören müffen, bie Ziwitter-Natur, welche 
darin liegt: daß einerfeits die Bank ein Verein, eine Altien- 
unternehmung ift, die den Zwed hat, Gewinn zu erzielen, 
Geſchäfte zu machen und Dividenden zu vertheilen; anderer- 
jeit8 aber auch eine Anftalt des Staates bildet, in welder 
Beziehung faft alle in diefer Linie gelegenen Wünfche zum 
Bortheile des Publikums kaum erreicht werden. u 

„Ich will mich daher hier durchaus nicht einlaffen in die 
Erörterung des Grundſatzes, der für die Zukunft maßgebend 
fein könnte. — Es wäre voreilig und unpaffend, diefe Frage 
ſchon jet discutiren zu wollen. 

„Eben aber, weil ich die Ueberzeugung hege, daß jede 
principielle Feftftellung im Borhinein vermieden werben fol, 
gende ih, daß der ganze Abſatz hier am beften auszulaf- 
en jet. 

„Der hohe Reichsrath würde feiner Aufgabe und feiner 
Wirkſamkeit vielmehr nachkommen, wenn er die hohe Staats- 
verwaltung darauf hinweiſe, daß fle in Betreff desjenigen, 
was Hinfichtlich einer Bank überhaupt und im Allgemeinen 
— ich ſpreche bier nicht blos von der Nationalbant im Be- 
fondern, .fondern von einer Bank überhaupt, ohne welche 


„An. 
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fein größerer Staat gedacht werden kaun — zu gefchehen 
babe, principiel und grundjäglich die Baſis erörtete, tiefer 
in den Gegenftand eingehe und in der Zukunft eine Com⸗ 
miſfion niederfege, und zwar eine Commiſſion, fo wie wir 
jeßt im neuefter Zeit 3. B. eine Staatsfhulden-Commiffton 
haben, die dem Staate keine Unkoſten verurjadht und doch, 
wie ich glaube, in diefer Beziehung dem allgemeineu Ber- 
trauen des großen Publitums entſpricht und ihm die Ga— 
rantie gibt, daß das gefchieht, was im Intereffe des großen 
Publikums nothwendiger Weife gefchehen fol. 

„Es wäre dies auch im Intereſſe der Banf, um aller 
möglichen Kritik auszumeichen, nicht allein im Intereſſe der 
Aktionäre. Es follte eine Commiſſion für die Bank aufge- 
ftellt werden, jedoch nicht in einem Organe ber bereits be- 
ftehenden Berwaltungsform, fondern eine Auswahl von un— 
abhängigen und unbefangenen Individuen, die die Sache vom 
rein allgemeinen Interefje auffaffen und der Staatsverwal- 
tung diejenigen Grundlagen vorgejchlagen würden, die im diefer 
Beziehung für die Zukunft nützlich und wünjchenswerth wären. 

„Ich glaube, daß durd) das Empfehlen einer jolden Com: 
miffion der verehrte Heichsrath durchaus nicht zu weit ginge. 
— Im Gegentheile erſcheint es entfprechend, wenn biefer 
Sat: „Das Comitsé kann nidht umhin, eventuell bei der Er- 
neuerung u. ſ. w.“ (was viel zu viel gejagt if) mit dem 
Abfage: 

„„ Um die Intereffen der Regierung einer freieren Stel- 
lung der Bank gegenüber durch die Aufftellung eines Regie— 
rungs-Commifjärs genügend gewahrt zu glauben““ (wo man 
überhaupt nicht wifjen kann, ob eine ſolche Ernennung eines 
Regierungs-Commifjärs je nothwendig fein wird; das wäre 
viel zu früh und vag und andererjeits zu präjudicirend) — 
— weggelafien würde. - 

„Ich würde alfo den Antrag ftellen, den Paſſus mwegzu- 
laffen, und mit ganz einfachen Worten zu jagen: „das Ro 
mitd glaubt in diefer Beziehung im Allgemeinen hinmeifen 
zu müffen auf die Nothwendigkeit einer Commiſſion, welche” 
u. f. w. 

„Die Commiffion braucht nicht allfogleih in's Leben ge- 

rufen zu werden; fie fann in einigen Monaten zu Stande 

tommen, jedenfalls wird aber die Commijfton früher als mit 

Ablauf des Privilegiums ernannt werden müflen, indem fie 

eindringlidde Studien und die genügende Erwägung ſämmt⸗ 

licher Zwede und Interefjen, die für die Zukunft nothiwendig 
“ 
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find, ins Auge faflen und Arbeiten von jehr großer Trag- 
weite vorzunehmen bat. 

„Ich glaube fomit den Wunſch ausſprechen zu follen, dab 
eine Kommiffion zu ernennen wäre, welche in einem halben 
oder in einem ganzen Jahre ihre Aufgabe zu löfen hätte. — 
Die Zufammenberufung einer folden Commiffion würbe 
durchaus nicht die Berminderung bes Vertrauens in bie Bank 
herbeiführen, fondern vielmehr dazu beitragen, der National- 
bank in Europa ein größeres Vertrauen zu verſchaffen, in- 
dem gefagt wird, daß die Bankverhältniffe für die Zukunft 
entf&hieden werden, und daß die Staatsverwaltung mit allem 
Ernfte daran geht, die Bafis zu finden, die für die Zukunft 
der öfterreihifchen Nationalbank die wünſchenswerthe if. 

Graf Szecfen fpradh, obwohl ein Mitglied des Co 
mite’s, die Meberzeugung aus, daß der durch die Bemerkungen 
des Herrn Grafen Barköczy angedeutete Weg ihm jeden- 
falls angezeigter und der Wichtigkeit der Frage entſprechen⸗ 
der erfcheint, als derjenige, welcher im Komiteberichte vorge: 
ſchlagen ift. 

Die Majorität des Comité's habe einestheils die Wi: 
tigfeit der Frage geprüft, und habe die Aufmerffamkeit nicht 
ignoriren fünnen, mit welder die öffentlihde Meinung der 
felben zugewenbet ift; — und doch habe das Comité es um- 
möglich) gefunden, irgend etwas Beftimmtes zu beantragen, 
nachdem einerſeits da8 beftehende Bankprivilegium, anbderfeits 
die Schwierigkeit, gerade in dem jetigen Momente barauf 
einzugehen, e8 nöthig machten, auf ein rein negatives Feld 
fih zu beſchränken. 

Diefes negative Feld fcheine aber durch die Andeutungen, 
welche im Somiteberichte gemacht find, und welche auch der 
Herr Graf Barké cz y berührt, einigermaßen überfchritten, 
weil in dem Borfchlage eines eventuell bei der Erneuerung 
des Bankprivilegiums anzuftellenden Regierungscommiflärs 
doc) ein beſtimmter Antrag liege. 

Er könne daher nicht umhin, fi dem Antrage des Herm 
Grafen Barké cz y anzufhließen, und es dürfte nicht ſchwer 
jein, eine entjprechende Formulirung zu finden, welche unge- 
fähr dahin lauten würde, daß die Erörterung der für die Ra- 
tionalbant verwendeten Dotation dem hohen Reichsrathe ®e- 
legenheit gegeben hat, auszufptehen, daß eine den Bedürf- 
niffen der —— — Monarchie und dem gegenwärtigen 
Standpunfte der Wiſſenſchaft entſprechende Löfung der Bank⸗ 
frage bei den großen Schwierigkeiten, die fi) daran knüpfen, 
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auch Thon längere Zeit vor Erlöfhung des Bankprivilegiums 
eine eingehende und allfeitige Prüfung erforbere, der Reichs- 
rath erlaubt fich daher die Auͤfmerkſamkeit ber hohen Regie- 
rung darauf zu lenken, daß es wünſchenswerth wäre, jchon 
vor Erlöjchen diefes Bankprivilegiums zum Studium biefer 
Frage eine Commijfion zu ernennen, welche die Bankfrage 
einer eingehenden Prüfung zu unterziehen hätte. 


Reicherath Edler v. Mayer fhloß fi) dem Antrage des 
Strafen Szöcjen an, welder ganz mit feinen Anfichten 
übereinftimme. Im Comite habe er ein Separatvotum über 
diefen Sa abgegeben. Er finde es aber aud) paffend, wenn 
er ganz weggelaffen und durch den Antrag bes Grafen Scöcfen 
erfegt würde, Er hätte feine Meinung näher entwickelt, finde 
es aber num überflüjfig und zweckmäßiger, fich lediglich auf 
die Andeutungen des Grafen Barké cezy zu Beziehen. 

Freiherr v. Erggelet fügt Hinzu, auch er ſchließe fich 
gänzlich dem Vorſchlage des Herrn Vorredners Reichsrathes 
v. Mayer m, und wäre auch für die Ernennung einer 
Commiſfion vor Ablauf des Bankprivilegiums; boch möchte 
er auf die Nothwendigkeit aufmerkſam machen, jedenfalls im 
Principe feftzuftellen, baß die Nationalbank in der Zulunft 
einzig und allein ein Privatinftiint — und durchaus fein 
Staatsinftitut fei, oder mit dem Staate in Verbindung fte- 
ben folle. Es müſſe eine vollkommene Trennung beftehen. Ob 
num eine Privatgefelihaft daraus Nuken ziehe oder nicht, 
das fei für das allgemeine Intereffe ganz gleichgiltig; denn 
das Urprincip der Nationalbank ſei doch beiläufig fo geftellt 
geweſen, wie jenes der franzöfifchen und englifhen Bank, bie 
doch auch Dividenden vertheilen und von großem Nutzen für 
das Allgemeine feien. Eines aber müßte bei der neuen Bank 
Binwegfallen, und darin beftünde die Hauptſache, daß nämlich 
der Schuldner, welcher infolvent ift, dem Gläubiger, welder 
ſolvent it, Geſetze vorſchreibt. Das fei nach feinem Dafür- 
Balten eine Anomalie, die nicht fortbeftehen dürfe, Er glaube 
alſo vorfchlagen zu müffen, daß die Bank ganz unabhängig 
geftellt, und daß zur Wahrung des Staatsintereſſes ein Re- 
gierungscommillär beigezogen werde. Ob das Pripilegium 
erneuert werde ober nicht, darüber Beſchluß zu fallen habe 
man noch Zeit, indem dasfelbe erft in 5 bis 6 Jahren erlifcht. 

Reihsrathd Dr. Hein ftellt die Frage, ob in dem jeßt 
vorgeſchlagenen Amendement der Ausdrud der Erneuerung 
des Bankprivilegiums vorkommt ? 
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Graf. Szécſen ermwiederte hierauf: „Nein, fondern der 
Antrag würde ungefähr fo lauten: 

„Die Erörterung der für die Nationalbank im Sinne des 
Bankftatuts verwendeten Dotation aus Staatsmitteln gibt 
dem Reichsrath Gelegenheit, auszufprechen, daß bei den gro- 
fen Schwierigkeiten, mit denen eine den Bedürfnifien der 
Monardjie und dem gegenwärtigen Stande der Bankwiſſen— 
ſchaften entſprechende Löjung der Bankfrage verknüpft ift, es 
zwedmäßig erfcheinen dürfte, noch vor Ablauf des gegenmwär- 
tigen Bankprivilegiums diefe Frage einer eingehenden allfei- 
tigen Prüfung zu unterziehen, und der Reichsrath fieht ſich 
veranlaft, in diefer Beziehung die Aufmerkfamteit der hoben 
Regierung auf Zufammenberufung einer Berathungscom- 
miffton Hinzulenfen, die mit Zuziehung von Männern zu bil- 
den wäre, welche außer den auf diefe Angelegenheiten Ein- 
fluß übenden Regierungskreiſen ftehen, und deren Berathung 
und Anträge feiner Zeit al8 eine Grundlage der Löſung zu 
dienen hätten.” 

Graf Barköczy wünſcht den Zufag: „Geraume Zeit 
vor Ablauf des Bankprivilegiums“; denn es fer ja jehr wahr- 
ſcheinlich, daß, wenn in 1 oder 2 Jahren mit Gutheißung 
der Staatsverwaltung Principien fich feftftellen werden, diefe 
‚Seftftellung ſchon an und für fi erfordere, einen gewiflen 
Gang in Betreff der currenten Abwidlung der Dinge ein- 
zubalten, 

Das feien Berbältniffe, welche Zeit brauchten, in 3 bis 4 
Sahren wäre e8 zu fpät, um Reformen zu beantragen; ge- 
fhieht e8 aber 4 bis 5 Jahre früher, fo habe man Zeit 
genug, um die nöthigen Maßnahmen zu ergreifen, die zur 
Klärung diefes BVerhältniffes beitragen können. 

Bei der Abftimmung über den vom Grafen Syäcien 
formulirten Antrag erklärt fi die große Mehrheit der Reichs⸗ 
räthe für deffen Annahme. 

Hierauf fegte Graf Szecjen die Borlefung des Be— 
richtes fort, wie folgt: 

„Das Comité konnte es endlich nicht unterlaffen, Ange- 
fihts der unter der Rubrik Hafen- oder See-Sanitätsdienft 
für das ordentliche und außerordentliche Erforderniß der Ha— 
fen- und Hochbauten veranſchlagten namhaften Summen die 
Erwägung anzuregen, ob alle darunter begriffenen Bauten 
dringend nothwendig, ob bereits in Angriff genommen, und 
wenn nicht, ob deren Ausführung in Rüdfiht auf die Fi- 
nanzlage nicht vorläufig fiftirt werden könnte? 
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„Das Kinanzminifterium erflärte in Beziehung auf das 
ordentliche, auf 241.700 fl. bezifferte Erforderniß für Ha- 
fenbauten, daß darin das ganze Baggerweſen einſchließlich 
eines neuen Dampfbaggers und der Adaptirung einer Ma- 
ſchine & 45.000 fl.), die Erhaltung und Erneuerung der Sig- 
naliftrungspfähle und Bojen, endlich) die Konfervirung ber 
Ufermauern längs der ganzen öſterreichiſchen Küfte inbegriffen 
jei, Arbeiten, welche nad) den Boranfchlägen der ſachkundigen 
Sentral-Seebehörde auf das Mäßigfte ermittelt worden und 
zur Offenerhaltung unferer Häfen nothmwendig feien, auch ohne 
arbung des Schiffahrtsverkehrs nicht unterlaffen werden 
ürfen. 

„Die für die oxdentlihen Hochbauten, nämlich für die 
Erhaltung und NReconftruction ſämmtlicher Hafen und See⸗ 
Sanitätsgebäude veranfchlagte Summe von 18.500 fl. fei fo 
mäßig, daß fie einer detaillirten Rechtfertigung wohl kaum 
edürfe. 

„Was die außerordentlichen und neuen Hafen- und Hoch⸗ 
bauten betrifft, jo nehmen die bereits in der Ausführung be- 
griffenen und unmöglid zu ſiſirenden, als: 


Molo St. Carlo in Trieſt . 20.000 fl. 
Ufermauer zwiſchen Molo St. Carlo und M. 
Porporella.. ... 45. 000, 
Diga Malamocco . oo 2 2 0020. 266.000 „ 
Fiumara⸗Canal in Fiume .. 50.000, 


Safenbauten in Zengg und St. ‚Georgen 25.000 „ 
Sanitäts-Cafino in Trieſt . . . 20.000 „ 


| zuſammen 2. 426.000 fl. 
m Anſpruch, und es fonnte der Betrag von . 389.000 „ 


(daher um . . . . 87.000 fl. 
weniger) nur deshalb angenommen "werden, weil von dem 
für die Diga di Malamocco coniractmäßigen Iahresbetrage 
von 266.000 fl. in der Regel nur ein bedeutend geringerer 
Theil factifch confumirt wird.” 


Sonte Borelli bemerkte, daß im Comité die Frage 
nicht erörtert wurde, ob die Ausgabe für das Central-See- 
gubernium in Trieft nothmendig ſei, und daß er deren leber- 
füffigfeit beweifen molle. 


Er begann mit der Erwähnung, daß diefe Behörde erft 
Kürzlich eingefet wurde; daß früher die Gubernien von Be- 
nedig, Illyrien, roatien und Dalmatien beren Geſchafte 
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beforgt umd bei wiederholten Gelegenheiten bewiejen hatten, 
daß fie dieſer Aufgabe genügten. 

Er erzählte, wie in Dalmatien im Jahre 1816 die Pe 
ausgebrodyen jei, und wie jelbe vom Gubernium localifirt 
und unterdrüdt wurde. 

Er bemerkte ferner, daß diefe Ausgabe blos bei normalen 
Geſundheitszuſtänden zuläffig ericheint, daß aber zu Zeiten, 
in welden Epidemien berrigen, nur die refpectiven Guber— 
nien im Stande find, die in diefen Fällen nöthigen energifchen 
und umfaflenden Borfehrungen zu treffen, und daß eben im 
Sinblide auf die Raſchheit und das Ungewöhnliche der Mittel, 
welche in folhen Fällen erforderlih find, ein entferntes 
Gentralorgan viel weniger geeignet erjcheint, als nahe Xocal- 
behörden. 

Er fügte bei, daß es ihm als eine ohne hinreichenden 
Grund verdoppelte Auslage erſcheine, wenn das amtliche 
Land⸗Sanitätsperſonale von dem See-Sanitätsperſonale 

etrennt ſei, da insbeſondere in den Kreiſen Raguſa und 

attaro die Landgrenze an mehren Stellen kaum eine Stunde 
vom Meere entfernt ſei, daher dieſelben Sanitätsbehörden, 
wie dies auch früher der Fall war, ſowohl an der Land- wie 
an der Seegrenze ihr Amt handeln könnten. 

Er bemerkte ferner, es ergebe fi aus der Natur der 
Sache, daß der größere Betrag der für Seearbeiten ausge- 
worfenen Summen an jenen Orten verwendet werde, wo die 
Nothwendigkeit der Central-Seebehörde unmittelbar in bie 
Augen fällt, eine Trennung jener Beträge würde den vier 
Provinzen beffer die Wohlthat der betreffenden Anweiſung 

ern, 


Er erflärte ferner, daß die Abhängigkeit der erwähnten 
vier Provinzen von einer außerhalb derſelben gelegenen Be- 
börde der Autonomie dieſer Provinzen, in welchen die mari- 
—* Serhätinife von vorzäglichfter Bedeutung find, nach— 
tbeilig fe 

Er fügte die Bemerkung bei, daß das Land vor Epidemien 
zu bewahren fei und die Localbehörden zur Erfüllung diejer 
Aufgabe am geeignetftien feien, daß heutzutage ſowohl das 
Meer wie das Land plöklich fanitätspolizeiliche Borkehrungen 
bedürfen könnten, indem die Gifenbahnen, deren große fpecielle 
Nüglichleit er volllommen würdige, in Betreff der Gejund- 
Kuteradhäten doch eine große Drohung für ganz Europa 

en. 

Er bege mitbin die Meinung, daR ai deu Gricubahn- 
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ftationen die Einfegung von gemifchten honorären Sanitäts- 
commifjionen nützlich wäre, welche fi) blos bei fi) dar- 
ftellender Nothwendigkeit vereinigen würden, gerade jo, wie 
man in Friedenszeiten -fchlagfertige Armeen erhält, und daß 
ebenfo eine jpecielle Sanitätsordnung erforderlich fei, tote 
ein Kriegsreglement eriftirt, welches nur im Kriege ange- 
wendet wird. 

Er ſchloß feine Hede mit dem Bemerken, daß, wenn die 
tefpectiven Gubernien des öfterreihifchen Küftenlandes, wie 
fie es bewieſen hätten, der wichtigſten Aufgabe bes Central⸗ 
Seeguberniums in Trieft genügten, er fich verpflichtet glaube, 
bei der hohen Berfammlung den Antrag zu ftellen, daß em 
Comité eingefett werde, welches die Nothwendigkeit diefer 
Ausgabe prüfen folle. 

Freiherr v. Reyer entgegnete, daß er der Widerlegung 
diefer Borlagen des Herrn Conte Borelli im Einzelnen 
fih enthalte, weil er glaube, daß bie Provinzialdetails gänzlich 
übergangen werden jollten, indem ber hohe Reicherath eine 
wichtigere Aufgabe zu Löjen habe. Er bemerfe nur, daß er bie 
Central-Seebehörde für eine der alfernüglicäften Stellen in 
der öſterreichiſchen Monardjie halte und zwar aus dem Grunde, 
weil fie nicht nur die allgemeine Sanität, alfo die Sanität 
an allen Küften des Neiches fichert, fondern namentlich, weil 
unter ihr alle Handelsintereffen und Conſulate ftehen. Er 
fönne daher nur aus befter Ueberzeugung dafür ftimmmen, daß 
diefe Behörde erhalten werben möge. 

Graf Hartig betrachtet dies ale einen Gegenftand, ber 
zur Zeit nicht für die Debatte geeignet fei, und zwar weil 

1. die Verſammlung fi) darüber nicht ausſprechen könne, 
weil fle über den Wirkungsfreis und die Inftituttonen der 
Tentral-Seebehörde nicht unterrichtet fei, und 

2. weil er unmöglich glauben könne, daß durch die Ein- 
feßung biefer Central-Seebehörde die Sanitäteévorſchriften, 
welche feit jeher für alle Landesgrenzen beftanden hätten, und 
die Wirffamleit der Localbehörden in ihrer Handhabung im 
Mindeften beirrt worden fein. Es wäre dies jedenfalls ein 
Gegenftand einer genauen Erörterung. Vielleicht könnte ber 
Herr Minifter des Innern Auskunft ertheilen, ob durch bie 
Aufftelung der Central-Seebehörde irgend etwas an bem 
Tanbes-Eontumazanftalten geändert wurde, und wenn das 
auch der Fall wäre, fo würde ihre Wirkſamkeit gewiß nicht 
an eine Inftimmung der entfernten Central⸗Seebebbede R 
bunden werben, ſondern ihnen trotz ihres beihycäntten . 
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beforgt und bei wiederholten Gelegenheiten bewiejen hatten, 
daß fie diefer Aufgabe genügten, 

Er erzählte, wie in Dalmatien im Jahre 1816 die Peſt 
ausgebrochen ſei, und wie felbe vom Gubernium localifirt 
und unterdrüdt wurde. 

Er bemerkte ferner, daß diefe Ausgabe blos bei normalen 
Sefundheitszuftänden zuläffig erfcheint, daß aber zu Zeiten, 
in welden Epidemien herrſchen, nur die refpectiven Guber- 
nien im Stande find, die in diejen Fällen nöthigen energifchen 
und umfaffenden Borlehrungen zu treffen, und daß eben im 
Hinblide auf die Rafchheit und das Ungemöhnliche der Mittel, 
melde in ſolchen Fällen erforderlih find, ein entferntes 
Centralorgan viel weniger geeiguet erjcheint, als nahe Local- 
bebörden. 

Er fügte bei, daß es ihm als eine ohne Hinreichenden 
Grund verdoppelte Auslage erjcheine, wenn das amtliche 
Land » Sanitätsperfonale von dem See - Sanitätsperjonale 
getrennt fei, da insbejondere in den Kreifen Raguſa und 
Cattaro die Landgrenze an mehren Stellen faum eine Stunde 
vom Meere entfernt Sei, daher diefelben Sanitätsbehörden, 
wie dies auch früher der Fall war, ſowohl an der Land- wie 
an der Seegrenze ihr Amt handeln könnten. 

Er bemerkte ferner, es ergebe ſich aus ber Natur der 
Sache, daß der größere Betrag der für Seearbeiten ausge- 
morfenen Summen an jenen Orten verwendet werde, wo Die 
Nothwendigfeit der Central-Seebehörde unmittelbar in die 
Augen’ fällt, eine Trennung jener Beträge würde ben vier 
en beffer die Wohlthat der betreffenden Anweifung 
tchern. 

Er erklärte ferner, daß die Abhängigkeit der erwähnten 
vier Provinzen von einer. außerhalb derjelben gelegenen Be- 
hörde der Autonomie diefer Provinzen, in welchen die mari- 
timen Berhältniffe von vorzäglichfter Bedeutung find, nad 
tbeilig jei. Ä 

Er fügte die Bemerkung bei, daß das Land vor Epidemien 
zu bewahren fei und die Localbehörden zur Erfüllung diefer 
Aufgabe am geeignetften feien, daß heutzutage fomohl das 
Meer wie das Land plötzlich fanitätspoltzeiliche Vorkehrungen 
bedürfen könnten, indem die Eiſenbahnen, deren große fpecielle 
Nüglichkeit er volllommen würdige, in Betreff der Gefund- 
an adfüöhten doc eine große Drohung für ganz Europa 
eien. 

Er hege mithin die Meinung, daß auf den Eifenbahn- 
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ſtationen die Einſetzung von gemiſchten bonorären Sanitäte- 
commiflionen nützlich wäre, welche ſich blos bei fich dar— 
ftellender Nothwendigkeit vereinigen würden, gerade fo, wie 
man in Friedenszeiten -fchlagfertige Armeen erhält, und daß 
ebenjo eine jpecielle Sanitätsordnung erforderlich ſei, wie 
ein Kriegsreglement eriftirt, welches nur im Kriege ange- 
wendet wirb. 

Er ſchloß feine Rede mit dem Bemerken, daß, wenn die 
rejpectiven Gubernien des öfterreichifchen Küftenlandes, wie 
fie e8 bewiefen hätten, der wichtigſten Aufgabe des Central— 
Seeguberniums in Trieft genügten, er fich verpflichtet glaube, 
bei der hohen Verſammlung den Antrag zu ftellen, daß ein 
Comité eingefeßt werde, welches die Nothwendigkeit dieſer 
Ausgabe prüfen folle. 

Freiherr v. Rey er eutgegnete, daß er der Widerlegung 
diefer Vorlagen des Herrn Conte Borelli im Einzelnen 
ſich enthalte, weil er glaube, daß die Provinzialdetails gänzlich 
übergangen werden jollten, indem der hohe Neichsrath eine 
wichtigere Aufgabe zu löſen habe. Er bemerfe nur, daß er die 
Gentral-Seebehörde für eine der allernüßlicäften Stellen in 
der öſterreichiſchen Monarchie halte und zwar aus dem Grunde, 
weil fie nicht nur die allgemeine Sanität, aljo die Sanität 
an allen Küften des Reiches fichert, jondern namentlich, wel 
unter ihr alle Handelsinterefien und Conſulate ftehen. Er 
fönne daher nur aus befter Heberzeugung dafür ftimmen, daß 
diefe Behörde erhalten werben möge. 

Straf Hartig betraditet dies als einen Gegenftand, ber 
zur Zeit nicht für die Debatte geeignet fei, und zwar weil 

1. die Serfammlung fi) darüber nicht ausſprechen könne, 
weil fte über den Wirkungskreis und die Imftituttonen ber 
Central-Seebehörde nicht unterrichtet fei, und 

2. weil er unmöglich glauben künne, daß durch die Ein- 
ſetzung dieſer Central-Seebehörde die Sanitätsvorſchriften, 
welche ſeit jeher für alle Landesgrenzen beſtanden hätten, und 
die Wirkſamkeit der Localbehörden in ihrer Handhabung im 
Mindeſten beirrt worden ſeien. Es wäre dies jedenfalls ein 
Gegenſtand einer genauen Erörterung. Vielleicht könnte der 
Herr Miniſter des Innern Auskunft ertheilen, ob durch die 
Aufſtellung der Central⸗Seebehörde irgend etwas an den 
Tandes-Contumazanftalten geändert wurde, und wenn das 
auch der Fall wäre, fo würbe ihre Wirkſamkeit gewiß nicht 
an eine Zuſtimmung der entfernten Central-Seebehörbe ge- 
bunden werben, fondern ihnen troß ihres beſchränkten Wir- 
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Gulden, aus welchen eben jener Fond beftand, zu beziehen. 
Er ftellt daher die Bitte, der Herr Leiter des Finanzminifte- 
riums möge Anftalten treffen, daß diefem Uebelftande abge- 
Holfen werden möge. 

Freiherr v. Erggelet erklärte diefen Berluft für jehr 
unbedeutend, denn nad feiner Meinung fei der polnifche einem 
oͤſterreichiſchen Gulden mit Rückſicht auf die in Defterreich 
und Rußland beftehenden Balıttaverhältniffe ziemlich gleich. 

Reichsrath v. Staromwiejsfi entgegnete, daß der 
polnifhe Gulden zwar gleich dem gegenwärtigen öfterreichi- 
ſchen Gulden, aber in Eonventiong-Müngze fei, erklärte jedoch, 
daß er keinen Antrag ftellen, fondern nur den Leiter dee 
Finanzminifteriums darauf habe aufmerffam machen wollen. 

Reichsrath v. Blener konnte über diefen Gegenftand 
für den Augenblick feine nähere Auskunft ertheilen, ver- 
ſprach aber, die Sache unterſuchen zu wollen. 

Reichsrath Graf Clam fügte die Bemerkung Hinzu, daß 
durch die allerhöhfte Gnade Sr. Majeftät die Beamten 
Krakau's befondere Bezüge aus dem Fonde erhielten, daß für 
fie nad) dem fogenannten Emeritalftatus immer die günftigeren 
Normen angewendet würden, daß alfo die VBeftimmungen für 
diefelben viel günftiger feien, als die im öfterreichiichen Ben- 
fionsnormale enthaltenen, jo wie aud im Ganzen bie Be- 
handlung der Krakauer Beamten günftiger ſei, ale uriprimg- 
lich feftgefeßt worden. 

Reichsrath v. Starowiejski bemerkte noch, daß bie 
fraglichen Beamten bezüglich des Unterſchiedes, der durch das 
Agio hervorgerufen würde, Beſchwerde geführt haben. Sie 
glaubten nämlich, nachdem ſie ihre Ruhegenüſſe in polniſchen 
Gulden bezogen haben, daß fie, weil dies ein Privatfond war, 
auch das Recht hätten, jett noch in dieſer Münzgattung be- 
zahlt zu werben, oder, wenn in Banknoten, mit Berückſichti⸗ 
gung des Agio. 

Graf Szecfen fuhr hierauf in der Berlefung bes Be- 
richtes folgendermaßen fort: 

„Die in der Abtheilung XV (Subventionen und 
Zinfen-Garantien) veranfchlagte Hauptfunme von 
3,000. 0 fl. theilt fi) in die Subvention an den öftergi- 
chiſchen Lloyd mit 1.500.000 fl., in die Zinfengarantie 
die Donan-Dampffhiffehrtsgefellihaft mit 1.000.000 fl. unb 
jene für die ſüdnorddeutſche Verbindungsbahn mit 500.000 fl. 

„Die dem öfterreichifegen Lloyd zugeftandene Subvention 
entipringt ſowohl aus dem mit diefem Juſtitute behufs ber 
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Beforgung des Poftdienftes im Jahre 1858 auf 5 Jahre 
abgefchloffenen Vertrage, als aud) aus der Aufgabe des 
Staates, dieſes Unternehmen, das feiner Beftimmung und 
Bedeutung wegen ald Staatsanftalt, ja als ein europätjches- 
Inftitut anzufehen ift, zu erhalten und gegen die gefahrdro- 
bende Koncurrenz ähnlicher von anderen Mächten jubventio- 
nirter Unternehmungen zu fichern. 


„Die dafür im Boranichlage mit 1.500.000 fl. bezifferte 
Summe theilt fih wieder in die laut Poftvertrag an dem 
Floyd zu zahlenden Vorſchüſſe umd in die der Ereditanftalt 
gebührende Annuität pr. 475.000 fl. Beide, urjprünglich auf 
die Sefammtjumme von 1.975.480 fl. fi) beziffernden Zah⸗ 
lungen konnten im Budget zufammen auf die runde Summe 
von 1 Million 500.000 fl. deshalb herabgemindert werden, 
weil durch die projectirte Auflaffung pafjiver Schiffahrtsli— 
nien die Verminderung der dem Lloyd gebührenden Aerarial- 
vergütung auf obige approrimative Ziffer ermöglicht ift. 


„Als Garant und Gläubiger des Lloyd übt nah Andeu- 
tung des k. I. Finanzminiftertums die Staatsverwaltung bag 
Recht und die Pflicht, auf die innere Adminiftration der An- 
ftalt wejentlihen Einfluß zu nehmen, und den Staat nicht 
nur vor weiteren Zufhüffen und aus der übernommenen 
Garantie enifpringenden eventuellen Berluften zu wahren, 
fondern aud) die Herabminderung der dem Lloyd aus Reichs- 
mittelm zugeftandenen Zuflüffe thunlichſt anzuftreben. Da die 
leßtjährigen factifchen Betriebsergebniffe den Ruin des In— 
ſtituts beforgen ließen, ift nach detaillirter Prüfung derfelben 
im verfloffenen Jahre und nad darauf bafirter Bilanz die 
radicale Reform des Inftituts befchloffen und zu biefem Be- 
bufe bereits eine fahmännifche Enquöte eingeleitet worden, 
deren Ergebniß das Finanzminifterium erſt in die Lage ver- 
jeßen werbe, die weiteren geeigneten Neformanträge zu for- 
muliren und mit dem Lloyd zu vereinbaren. 


„Das Comitd kann in voller Würdigung der politifch- 
fommerziellen Bedeutung des Lloydinftituts der Anſicht nur 
beipflichten, daß deſſen Erhaltung aus höherem ſtaatlichen In=- 
terefie geboten jet; glaubt aber den thunlichſten Nachdruck 
darauf legen zu follen, daß die beabfichtigten abminiftrativeır. 
Reformen mit jener praftiihen Grünblichleit and Sachkenut⸗ 
niß, mit jener Umfiht und Unabhängigfeit durchgeführt wer⸗ 
den mögen, deren nachhaltige und tiefgreifende Wirkungen 
allein eimerjeits der Anftalt die Lebeusfähigleit für die Dauer, 


414 Eilfte Sttzung vom 15. September 1860. 


anderjeits dem Staate die Sicherung gegen perennirende 
übermäßige Opfer zu gewährleiften vermöchten.“ 

Freiherr v. Rey er glaubte bei diefer Stelle wiederholen 
und den Reichsrath angelegentlich darauf aufmerffam machen 
zu follen, daß der Lloyd von größter Wichtigleit für Defter- 
reichs politifche Stellung im Oriente, fowie nad) den neue- 
ftien Vorgängen auch im adriatifhen Meere jei, und e8 daher 
nicht bezweifelt werden dürfe, die dem Lloyd vom Auslande 
ber bereitete Concurrenz werde fich fortwährend fteigern und 
insbefondere Italien beftrebt fein, den Lloyd zu verbrängen. 
Er erlaube fi) aljo die Empfehlung, die ſchon das Comité 
eben fo gütig als einſichtsvoll vorgetragen habe, auch nach⸗ 
drücklichſt zu unterftügen. 

Graf Szäcjen fette die Borlefung des‘ Berichts fort, 
wie folgt: 

„Die Beeinträchtigung, welche dem Privilegium der Do- 
nan-Dampffchiffahrtsgejellihaft aus der Verwirklichung der 
freien Schiffahrt auf der Donau zu erwachſen drohte, wurde 
der näcfte Beweggrund zu dem von der Staatsvermaltung 
mit diefer Gefellfehaft im Jahre 1857 abgefchloffenen Zinfen- 
garantie-Bertrage. 
| „Um jedoch die für die Staatsfinanzen aus biefem Ber» 

trage hervorgehenden Laften zu erleichtern, ift nach den Mit⸗ 
theilungen des k. k. Finanzminifteriums auf Grundlage ber 
amfaffenden Erhebungen eines vom Finanzminifterium eigens 
ausgelandten Bertrauensntannes die Berathung einer Weihe 
von Berbefferungsvorichlägen im Betriebe des Unternehmens 
durch eine aus Abgeordneten des Minifteriums und der Ge- 
ſellſchaft zuſammengeſetzte Commilfiou bereits eröffnet wor- 
den, als deren Ergebniß die Wiederherftellung der Rentabili- 
tät des Unternehmens und hiemit eine Erleichterung der Ga- 
rantie anzuhoffen ftehe. " 

„Auf Orundlage berjelben Erhebungen ſei vom Finanz- 
minifterium im beiderfeitigen Intereffe der Vorſchlag zu einem 
Arrangement über die Modalitäten der fucceffiven Ergänzung 
und Amortifirung des Betriebsmtaterial® gemacht worden, 
worüber die Berhandlungen fo eben im Zuge find. 

„Einftweilen habe das Finanzminifterium den Garantie- 
betrag auf das Striktefte interpretirt. Das erſte Garantiejahr 
1858 ſei in feinen Ergebniffen feit lange das allerungün- 
ſtigſte Betriebsjahr gewefen und ſchon das Jahr 1859 habe 
bedeutende Beflerung gebracht, in welcher auch das Taufende 
Jahr 1860 nicht nachzufichen verfpreche ; woraus ſchon an 
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und für fich eine geringere Garantieforderung ſich herausfiel- 
len werde. 


„Das Comité darf es hiebei nicht unausgefprochen laſſen, 
daß die der Donau⸗-Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft zugeſtandenen 
Garantiebedingungen ihm als zu weit gehende, die Staats- 
finanzen unverhältnißmäßig bedrüdende und das allgemeine 
Rechtsgefühl verlegende Zugeftändnifle ſchon deshalb erfchei- 
nen müffen, weil bie Urſache der Garantie keineswegs zur 
Thatſache geworden ‚ die bedrohliche Concurrenz bei weiten 
nicht in dem befürdteten Umfange eingetreten und enblich 
durch das bisherige allzu Tiberale Vorgehen bei Berechnung 
des Reinertrags den Staatsinterefien mannigfacher Abtrag 
geichehen ift.“ 


Graf Barktöczy: „Ich finde das Vorgehen des Co— 
mit’8 in diefer Beziehung fehr lobenswerth, und alle Be- 
mertungen und Borfchläge, welche im Berichte enthalten find 
und fich auf diefe zwei Webelftände beziehen, find ſehr fleißig 
durchdacht. Nur eine Bemerkung wollte ih mir erlauben, 
nämlich: daß in den jeßigen Berhältniffen der Donau-Dampf- 
ichiffahrtsgefellichaft und der Lloyd⸗Schiffahrtsgeſellſchaft aber- 
mals ein neuer Beweis zu finden fei, was bisher gejchehen 
fein mußte, um zwei fo außerordentlich Incrative —8 
ten, die erſt ſeit 10, 15, 20 Jahren beftehen, in eine miß- 
liche Lage zu verfeßen , daß die eine dem Staate faſt zwei 
Millionen, jetzt eigentlich anderthalb Millionen und die an- 
dere, nämlic die Donau =» = Dampfihiffahrtsgefellichaft , die fo 
blühend und. fräftig wie kaum eine andere im Europa war, 
auch jett eine Subvention von einer Million Gulden er- 
heifcht. Ich glaube, in diefer Beziehung ift die Sadjlage bie: 
die Donau - Dampfidiffahrtsgejellichaft ift gegründet vor 80 
bis 35 Jahren; der Lloyd ift auch beiläufig jo alt. Es findet 
fih aber in gar feinem Staate, daß zwei fo große Gefell- 
Ihaften , die unter ben günftigften Berhältniffen gegründet, 
die in ben erſten 15 bie 20 Jahren ihres Beftandes die aller- 
Ineratioften und blühendften Unternehmungen waren, in eine 
folche traurige Lage gebracht wurden, daß beide Anftalten 
dem Staate zur Laft find und ihm jo große Untoften verur- 
jachen. Weshalb ? Weil bei beiden dasjelbe unglüdjelige bu⸗ 
reaukratiſche Syftem verfolgt wurde, wie e8 im Großen bei 
der Staatsverwaltung der Fall ift. 


nDie — ber Donau - a eiahrtege feiert 
iR im Meinen volllommen das Bild der Bermaltung d 
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ößerreichifchen Staatsgeichäfte im Großen. Dasjelbe iſt beim 
Lloyd der Fall. 

„Ic anertenne ganz volllommen alles dae, mas vom 
Komite darüber gejagt wurde, und bin überzeugt, daß ber 
Herr Reiter des Finanzminifteriums gewiß einverfianden war 
mit allen den Bemerkungen, Angaben und Auseinanderjegun- 
gen, jowie daß bereits die nöthigen Erhebungen und Schritte - 
eingeleitet wonrden, um, wenn möglich, eine Herabminderung 
der nöthigen Subfidien zu erlangen, ohne den Hauptzwed der 
Geſellſchaft zu gefährden. 

„Ich erlaube mir nur eine Heine Bitte und bemerfe, daß 
e8 jehr wünſchenswerth wäre, wenn in Betreff der Regelung 
diefer zwei höchſt wichtigen Sachen derjenige Factor nicht 
außer Acht gelaffen würde, durch weldhen man im Großen 
md Kleinen nur allein im Stande ift, Mängel aufzudeden 
md tiefgehende Berbefferungen herbeizuführen, nämlich: die 
Oeffentlichkeit. Mm welcher Form bie Deffentlichleit 
nun zu wirfen babe, weiß ih nicht; ob in Generalverfamm- 
(ungen, oder in Mittheilung von Daten, kann ih im Augen- 
bfide nicht fagen. Aber ich glaube, daß, wenn der Herr Lei— 
ter des Finanzminiſteriums bezüglich der Lloyd- und Donau- 
Dampfichiffahrtsgefellichaft eine Regelung bewirken, eine bef- 
jere Berwaltung einführen und die Herabminderung ber 
Subfidien von Seite des Staates erzielen will, daß dies ge- 
wiß nur auf dem Wege der Deffentlichleit geichehen kann. 
Ich empfehle alfo dies nochmals feiner Aufmerkſamkeit. 

„Ich bin volllommen überzeugt, daß bei der Donau— 
Dampfichiffahrtsgejellichaft durch Generalverfanmlungen, Bro- 
tokolle oder Rechnungsabſchlüſſe, oder ich weiß nicht durd 
was für andere Mittel in kurzer Zeit eine wefentfiche- Ber- 
befierung herbeigeführt fein werde. ' 

„Eben dasjelbe gilt vom Lloyd.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Ich möchte nur 
dem Herrn Vorredner die Bemerkung machen, daß ich. glaube, 
{don in der bisherigen kurzen Zeit, feit ich die Leitung bes 
Mnanzminifteriums übernahm, gezeigt zu haben, daß ich ein 
Freund der Deffentlichleit bin und der Meinung beipflichte, 
daß die Deffentlichkeit ſehr nützlich iſt, und ich werde gewiß 
auch in der vorliegenden Angelegenheit das Licht der Def- 
fentligleit nicht fcheuen, am in der gefunden Luft berfelben 
twieder heilfame Zuftände herbeizuführen.“ - 

Reichsrath Graf Audräffy bemerkte, daß er aus de 
llärungen bes Hexen Leiters des Finanzmin iſteriums wirt 
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lich bie beten Hoffnungen ſchöpfe und überzeugt Tel, daß, 
wie berjelbe bemerkt babe, die Deffentlichleit das befte Mittel 
jei, um die Adminiftration zu verbeffern und jede Fäulnif 
darans zu entfernen. Se. Excellenz werde zu dieſem Ende 
gewiß das Nöthige veranlaflen. 

Er wage nur noch eine Peine Bemerkung zu dem, was 
Graf Bartösczy gelagt babe, Hinzufügen: Es en 
nämlich, wenn er recht unterrichtet fei, nebſtdem, baf der 
Zerif der Donau-Dampffciffahrtegefellichaft ſehr gering fein 
joe, auch die Kapitäne noch die Vollmacht, nah Ermeſſen 
von dem Preistarife berabzugehen. Nun concurrire die Theif- 
Eifenbabngejelichaft mit der Douan - Dampfihiffahrtsgefell- 
ihaft, und wenn alſo die Staatsverwaltung nicht anf den 
Tarifpunkt ihre befondere Aufmerkfamfeit richten wollte, fo 
könnte fie in die fatale Lage kommen, mit Einem Schlage an 
zwei Sejellichaften mehr Garantie zahlen zu müſſen, denn 
au ber Theiß⸗Eiſenbahn fei von Seite des Staates eine 
Garantie geleiftet worden, und in ben Mafie, als eine Ge- 
jellichaft concurriren fann, müßte der Staat ber einen oder 
der: anderen Subfidien zahlen. 

Fürft Salm findet noch zu erinmern, daß ber Fehler 
an der Befolgung eines irtigen Principes Tiege. Er Terme 
wohl die Gründe, welche die Staatsverwaltung veranlaft 
hätten, den Eiſenbahnen und andern Unternehmungen mit 
Zinfengarantien unter die Arme zu greifen und fie im dieſer 
Weile zu unterftüben. - 

Aber es helfen noch weitere Punkte mit, welche eben auf 
einem verfehlten Principe beruhten. 

‚Wer zahle nämlich die Zinfengarantie, als zuletzt doch 
der allgemeine Stenerjädel ? 

Denn aber im Folge der Garantie die Zinfen bezahlt 
werben müflen, fo fei dies nur ein Zeichen, daß das Unter- 
nehmen fid) entweder für ben Moment oder für bie ‘Dauer 
nicht reutire. Der Grund hievon könne wohl in den Ber- 
hältniffen Liegen; es feien aber auch viele Andeutungen ge= 
fallen, welche vermutheu laſſen, daß die Adminiftration felbft 
fehr oft Schuld fei, daß die Unternehmung fich nicht rentire. 
Bei der Dampfiiffahrtsgefellichaft 3. B. hätte die Zinſen⸗ 
garantie ganz vermieden werden können, wenn rechtzeitig in 
dem DVertrage über die Freiheit der Donau - Dampfichiffahrt 
überhaupt auch darauf Bedacht genommen worden wäre, daß 
diejenigen, die den Bortheil davon haben, auch etwas zu 
einegt ‚billigen Erſatze dieſer Vortheile beizutragen verpflichtet 
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worden wären, welder Erſatz der Donau - Dampfidhiffehrts- 
gefellichaft deshalb gebührt, weil fie früher ein Privilegium 
befaß und dies durch die Freigebung der Donau aufgehoben. 
wurde. 

Alle die dabei betheiligten Intereſſenten waren zum Er- 
ſatze verpflichtet und es wurde eben dadurch ein großer Feh—⸗ 
ler begangen, daß ein folder Erjag allein der öfterreichiichen 
Regierung auferlegt wurbe. 

Für alle übrigen Fälle ſpricht fih Fürft Salm gegen 
das Princip der Subvention von Privatunternehmungen aus, 
wenn fie auch anjcheinend dem öffentlichen Verkehr noch jo 
vortheildaft wären. Wären fie nämli gut, fo müßten fie 
fih jelbR rentiren. Er wolle nicht eiuen fpeciellen Antrag 
ſtelleu, fondern zu den Bemerkungen des Comité's dies nur 
noch als einen Zufat beifügen, denn es ſei Har, daß es viel- 
leicht überhaupt, keinesfalls aber in dem jeßigen Augenblide, 
ohne ein tieferes eingehendes Studium möglih wäre, im 
Allgemeinen das Princip auszufprechen, daß eine Staatöga- 
tantie, in welcher Art immer, wicht mehr geleiftet werde, 

Graf Cham erwähnte über den leßten Punkt no, daß 
am Schluffe des Abfages XV eine allgemeine Bemerkung 
darüber vorfomme, worin das wictigfte Bedenken berührt 
fei, ohne daß man jet noch das Princip, daß umter feiner 
Bedingung eine Staatsſubvention ftattfinde, aufnehmen dürfte. 

Fürft S alm war volllommen einverftanden bamit, glaubte 
aber doch, daß von dem Standpunkte des einzelnen Redners 
eine nähere Beleuchtung nicht überflüffig wäre. 

Graf Elam liest im Berichte fort wie folgt: 

„Rüdfichtlich der vom Staate zu Gunften der füb-nord- 
deutſchen Berbindungsbahn zugeftandenen Zinfengarantie wurde 
die Wichtigfeit diefer Linie vom k. k. Finanzminifterinm ale 
veranlaffender Beweggrund erklärt. 

„Da fi) die Reineinkünfte, deren Ergänzung dem Staate 
obliege, nicht genau berechnen laffen, fei das Erforderniß im 
Boranjhlage nur annäherungsweiſe beziffert worden. 

„Die ſchweren Opfer, welche den Staatsfinanzen durch 
die bezüglich des Lloyd, dann der Donau-Dampficiffahrtsge- 
ſellſchaft und endlich der ſüd-norddeutſchen Berbindungsbahr 
abgejchlofjenen Verträge auferlegt wurden, Iaffen, eben weil 
fie auf Verträgen beruhen, keine gänzliche Befeitigung und 
nur in den Grenzen ber leßteren eine zeitliche Herabminde- 
rung zu, 


„Das Comité glaubt jedoch, daß es zur mehrfeitigen Be- 
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radfihtigung und Wahrung der finanziellen Intereffen des 
Heiches, zur Klärung der öffentlichen Meinung und zur Be— 
rubigung der mitfteuernden Bevölkerung wefentlich beitragen 
müßte, wenn fünftighin ähnliche, den Staat mit nenen Ber- 
pflichtungen belaftende Berträge nicht ausfchließlich im Ver⸗ 
ordnungswege zum definitiven Abjchluffe gebracht würden.“ 

Graf Szecfen liest weiter: 

„Bei der Abtheilung XVI „Erfordernig der Staats- 
ſchuld“ beſchränkt fih, vom Standpunkte der Prüfung bes 
Staats = Boranfchlages, die Aufgabe auf die Ermittlung und 
Richtigftelung des Zinfenerforderniffes. 

„Sn diefer Richtung mußte die namhafte Differenz in 
den Bordergrund treten, welche fich zwifchen den Zifferanga- 
ben der Staatsjhulden- Sommifftion in ihrem an Se. Maje- 
ftät erflatteten allerunterthänigften Portrage vom 4. Juni 
1860, Zahl 75, und jenen bes k. k. Finanzminifteriums in 
dem allerunterthänigften Bortrage vom 6. Juli 1860, Zahl 
2933, endlich zwifchen diefen beiden Vorträgen unb den An 
fügen des Staats » Boranfchlages ergeben, — Differenzen, 
welche in der Capitalsſumme der Staatsſchuld die Ziffer von 
63 Millionen überfteigen. 

„Aus den zur Aufffärung der obwaltenden Differenzen 
bon bem T. k. Finanzminifterium mitgetheilten Nachweiſen er- 
gibt fich, daß diefe Differenzen theils in den verjchiedenen Ab- 
ſchlußterminen der Operate, theil® in abweichend angemwende- 
tem Kalkül bei der Berechnung verlosbarer Obligationen oder 
jener mit geringerem Ziusfuß oder von anderer Währung als 
dperc. Capital in öfterr. Währung, theils endlih in nicht 
übereinftimmender Behandlung noch nicht emittirter Beträge 
Bi den im Jahre 1859 und 1860 gefchloffenen Anlehen be- 
ruhen. 

„Nachdem durch diefe Nachweifungen die an und für ſich 
allerdings auffällige Nichtübereinftimmung zwifchen den Zu- 
fammenftellungen zweier in erfter Linie zur Beurteilung des 
Staatsfchuldenftandes berufener Autoritäten aufgehellt er- 
ſcheint, jo glaubt das Comité fi) darauf befchränfen zu jol- 
len, die erwähnten Schriftftüde hiemit dem hohen k. k. Reichs⸗ 
rathe zn überreichen, da die betaillirte Richtigftellung eine 
eingehende commiffionelle Prüfung erheifchen würde *). Diefe 
hätte alle übrigen Ergebniffe der Prüfung des Staatsvoran- 
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ſchlages auf eine längere Beit hinausgeſchoben, weshalb das 
Comtte binfichtlich dieſes fpeciellen Gegenſtandes die weitere 
Beſchlußfaſſung dem hohen k. k. Reichsrathe anheimftellt.“ 

raf Széeſen äußerte, der Antrag des Comité's gehe, 
wenn er ihn richtig aufgefaßt babe, babin, daß, wenn der 
Reichsrath nicht in dieſer Beziehung einen abweichenden Be⸗ 
ſchluß gefaßt, diejer Bericht des Comite’s von dem Kinanz- 
minifterium zur Kenntniß genommen werde, ohne daß eine 
weitere Beichlußfafiung dadurch begründet würde, 

Es wurde hierüber nichts erinnert. 

Graf Szaécſen liest: 

„In Betreff ber von ber Staatsſchulden⸗Commiſſion be- 
antragten Convertirung ber verſchiedenartigen Obligations- 
Kategorien in fünfpercentige Schuldverfchreibungen Öfterrei- 
Hifcher Währung kann fi das Comitd vorläufig und im 
Allgemeinen aus ben vom k. k. Fiuanzminiſterium entwidel- 
ten Gründen nur auf deſſen Standpunkt ftellen und die gleich- 
mäßige Eonvertirung aller dazu geeigneten Obligationen um 
fo mehr als eine Frage der Zukunft anjehen, ala über bie 
practifhe Durchfuhrung bdiefer Maßregel, wie der Miniſte⸗ 
rialvortrag ganz richtig hervorhebt, feinerlei Andeutungen 
vorliegen. Doc bleibt zu hoffen, daß die Herftellung des 
Gleichgewichtes im Staatshaushalte e8 ermöglichen werde, 
unter Beobachtung aller gegen die Staatsgläubiger eingegan- 
genen Rechtsverbindlichkeiten und nad dem Principe ber Frei⸗ 
willigleit die allmälige Convertirung ber Staatsfchulden auf 
einen niedrigeren, weniger drückenden Zinsfuß durchzuführen.“ 

Freiherr dv. Erggelet: „Ach habe ſowohl ben Bericht der 
Statsſchulden⸗Commiſſion als bie Erwiederung des Herrn 
Leiter des Finanzminifteriums mit Aufmerkſamkeit gelefen 
und muß ſowohl dem Beichluffe Sr. Ercellenz entſchieden bei- 
ftimmen, fo wie aud die Auffaffung des Komitd’s freudig 
begrüßen. 

„Ich glaube, einem Staate wie Oeſterreich, der eine fo 

roße Shuldenlaft aufzumweifen bat, wovon mehr al® die 
Säfte im Auslande circulirt, müſſe es von Wichtigkeit fein, 
wie feine Obligationen beichaffen find. 

„Man muß baber dem Auslande jene Papiere fichern, 
welche dort beliebt find, und abgejehen von dem Nechtsprin- 
cipe kann es dem Staate nicht gleichgiltig fein, ob bie Pa— 
piere rubig im Auslande liegen oder nicht, ob fie beliebt oder 
nicht beliebt im und in letterem Falle wieder zurüdftrömen 
und unfern Geldmarkt überfluten. 
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„Die Verwirklichung des Borfchlages der Staatsfchulden- 
Commiffion, die ganze öſterreichiſche Staatsſchuld fucceffive 
auf Obligationen in öfterreichifcher Währung zurüczuführen, 
wäre allerdings fehr wünfchenswerth, weil dies die Sache 
ungemein vereinfachen würde, doch glanbe ich, daß die Aus⸗ 
führung eine äußerft fchmwierige fein dürfte und vor der Sand 
nur bon einer freiwilligen und nicht forcirten Convertirung 
die Rede fein kann, welches letztere Experiment ich für höchſt 
gefährlih halten würde.” 

Graf Barköczy: „Ich muß gleichfalls mit ganz kurzen 
Worten berühren, daß ich ebenſo beide Berichte, jenen der 
Staatsfhulden-Commiffion ſowohl als den des Herrn Leiters 
des Finanzminifteriums gelefen. uud gefunden habe, daß beide 
Standpunkte vollkommen richtig find. Sie find nur ſcheinbar 
in Widerſpruch und beide fehr berechtigt wie begründet. 

„Ebenfo ift e8 ganz richtig, daß die Staatsihulden-Tom- 
miffion fein anderes Brincip aufftellen fonnte, als eine Ber» 
einfahung des Obligatiouswefens im Allgemeinen, nachdem 
viele Millionen Stüde vorhanden find und die einzelnen 
Sorten und Quittungen mehrere Hunderte, ja 400 bis 500 

etragen. 

„Das ift ohne Beifpiel in der Welt! 

„Es ift alfo ein vollkommen richtiges Princip, wenn die 
Commiffion es als Grundſatz aufftellt, theils durch Berein- 
fahung, theils durch Zurüdziehen diejer Sorten die Sade 
zu regeln. Ich muß dies für durchaus gut halten, aber id 
frage nur, wann und wie foll dies gefchehen ? Der Herr Lei— 
ter des Finanzminifteriums hat Recht, daß dies nur in dem 
Zeitraume langer Sahre möglich wäre. Die Ausführung if 
natürlich durch die gegenwärtigen Verhältniffe bedingt, welche 
es kaum geftatten würden, mit größerer Energie vorzugehen. 
Vebrigens ift der Weg, den die Staatsfchulden - Commiffion 
beantragt, ganz der richtige und wie gefagt nur aus Rück— 
fit der Opportunität nicht leicht zu betreten. Die Sache 
fann nichts anderes fein, als eine Simplififation der Sorten 
und eine Reducirung anf öfterreichifche Währung mit vollfter 
Würdigung aller gerechten Anſprüche; aber früher oder fpä= 
ter kann e8 nur die Aufgabe fein, diefe Richtung endlich ein- 
zufchlagen und einzuhalten“ - 

Fürſt Eolloredo fügte als Präfes der Staatsfchulden- 
Kommiffton bei, daß die Commiſſion von dem Grundſatze, 
den der Herr Graf Barköczy aufgeftellt habe, ausgegangen 
fei und fih durchaus nicht in die Zeitbeftimmung, wann ihr 
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Borfchlag auszuführen wäre, eingelaffen Habe; fie habe ee 
bollfommen eingefehen, daß jeßt nicht ber Moment dazu 
da fei. 

Graf Szecfen Tief: „Wenn aud die einzelnen Poſten, 
aus welchen fi} die Gefammtheit der Staatsjchuld aufbaut, 
eben zu feinen fpeciellen Bemerkungen Anlaß geben, die nicht 
durh die Anſchauung per allgemeinen Finanzlage bedingt 
wären, fo fann das Comité doch nicht umhin, auf den Um- 
ſtand Hinzumweijen, daß gerichtliche Depofiten im Betrage von 
nahezu 4 Millionen, und Grundentlaftungscapitalien im Be— 
trage von 2 2 ee ee een 33. 806,000 
ober nach Abfchlag der Gegenforderung von . 19.103,000 
im Betrage von . 2 2 2 ee een.  833.703,000 
einen Theil der ſchwebenden Schuld ausmachen. 

„Es bedarf wohl Feines Beweifes, daß es ein zu man- 
nigfachen Webelftänden Anlaß gebender Borgang ifl, die ge- 
richtlihen Depofiten, die Pfänder öffentlichen Vertrauens, in 
den Bereich der Staatsfchuld zu ziehen und ſomit den Fluc⸗ 
tuationen des Credits zu unterwerfen. 

„Nicht minder aber Tiegt e8 am Tage, daß die Einzie- 
hung der Ueberſchüſſe der Grundentlaftungsfonde einzelner 
Länder zu Gunften der Staatscaffe und deren Behandlung 
als fchwebende Schuld des Staates ein fehr fühlbar und 
ſchwer zu rechtfertigender Eingriff in das Landesvermögen 
einzelner Länder ift, welcher einerfeits in diefen Ländern bie 
Dperation der Tilgung des Capitals, zum Nachtheile des 
Courfes der Papiere und zum Nachtheile der Rentenbeſitzer, 
auf eine längere Periode hinauszieht, andererjeits dem Lande, 
beziehungsmeife den Steuerpflichtigen, eine größere Beitrags- 
laſt auferlegt. | 

„Daß dagegen bei einigen Ländern eine Subvention von 
Seite des Aerars eintritt, Tann die Mebrbelaftung der an- 
deren um fo weniger rechtfertigen, als diefe Subvention ive- 
ſentlich dort ftattfindet, wo die Staatsgewalt ausnahmsweiſe 
die Berpflichteten von der Tragung eines bejonderen An= 
theiles an der Entihädigung enthoben hat. 


„Es kann fomit nur der Wunſch ausgeiprochen werden, 
daß durch die Uebermeifung der Grundentlaftungsfonde in die 
Wirkungsiphäre der Landesorgane die Benükung der Ueber- 
ſchüſſe durch die Staatsfinanzen und überhaupt die Abhän- 
gigleit jener Sonde von der Staatsfinanzverwaltung in er- 
fprießlicher Weiſe befeitigt werde.” 
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Graf Barké ezy: „Hr Betreff der Grumdentlaftungs- 
papiere würde ich mir erlauben, eine Bitte an ben Herrn 
‚Leiter des Finanzminiſteriums zu ftellen. Es ift befannt, daß 
in Ungarn von den Zufchlägen für die Grundentlaftungs- 
Auslagen die Urbarialgerichte bezahlt worden find. Nachdem 
num in Ungarn die Aufhebung der Urbarialgerichte ein Be- 
ſchluß und Factum ift, fo wäre eine bedeutende Erfparung 
zu erzielen in dem, was diefe Sonde betrifft. 


„Ich fehe im Ausweife 4 Poften, wo die Urbarialgerichte 
mit Ziffern angegeben find, nämlich: 
für Ungarn . 2 2 2 2 een nenn. 481.567 fi. 
für Sroatien und Siavonin . . 2 2. . 57224 „ 
für die fogenannte Woimodina und das Teme- 

fer Bandt . » 2 2 2 2 2 2 2 200... ATT36 „ 
für Siebenbürgen . . 2: 2 2.0. .. 87.482, 
das iſt in Summa . . . 674.009 fl. 

„Dtefes Erfparniß wird einerfeits eine bedeutende Ziffer 
ausmachen und andererjeits kommen die Unkoſten des oberften 
Urbarialgerichtes im Yuftizminifterium vor. 

„Es wäre fehr wünſchenswerth, wenn man vielleicht über- 
haupt, nachdem diefe Beränderung in Betreff des Grundent- 
laſtungsfondes eingetreten ift, auch die früheren Verhältniſſe 
in's Auge faffen würde, Bis zu ben Jahren 1856, 1857 und 
1858 war bie Befteuerung in Ungarn für die Grundentla- 
flungsfonde mit 40 fr. für den Gulden directer Steuer, d. h. 
wenn 100 fl. gezahlt wurden, fo find für jeden Gulden 40 kr. 
für den Grundentlaftungsfond aufgefchlagen worden. 


„Das wurde vor zwei Sahren bei der Anwejenheit Sr. 
Mojeftät des Kaifers um 10 Percent, alfo 4 fr. reducirt, und 
der Zufchlag beträgt daher gegenwärtig 86 Tr. ober 60 Tr. 
öfterr. Währ. Es bat ſich darauf ergeben, und id) weiß wirf- 
lich nicht, wie das ruchbar geworden tft, daß mehrere Mil- 
lionen Gulden in der Grundentlaftungscafje in Ofen vor- 
Banden gewefen find. 


„Natürlich glaubte man, daß durch die Benütung diefer 
Summe und durch Anlauf von Obligationen 2c. and) der 
Eredit im Allgemeinen gehoben werden würde. Es ift diefes 
aber nicht der Fall geweſen, und ich weiß nicht, ob mit Recht 
-oder Unrecht; aber dieſes Superplus des Einkommens ift für 
andere Stantszwede verwendet worden, und der heutige fo 
traurige Stand des Eourjes diefer Papiere zeigt, daß fie eben 
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nicht Gegenfand einer beſonderen Aufmerkſamkeit der Staats- 


verwaltung waren. 

„Ich erlaube mir dager nur die Bitte und nicht den Au⸗ 
trag, in Erwägung zu ziehen, ob, wenn erfiens dieſe Verän⸗ 
derung in den Gerichten eintritt, und zweitens, wenn ſich 
abermals in ben nächſten Jahren ein Ueberſchuß zeigen wultzde 
— nit in diefer Beziehung vielleicht eine Erleichterung an- 
zuboffen fei. 

„Ih. bin überzeugt, daß eine ſolche Erleichterung ohne 
Dpfer von Seite des Staates eintreten könnte, nachdem bie 
Grumdentlaftung fi immer höher bezifferte. So würde ber 
Zweck wenigftens in einem Punkte erreicht, und um fo mehr 
ein guter Eindrud dadurch hervorgerufen werden, weil im 
vorigen Jahre der Kriegszuſchlag fogar auch hierauf gefchla- 
gen wurde, wobei e8 wirklich unbegreiflich ift, daß diefer 
Betrag, den das Land fich felbft bezahlt, als Titel bes Kriegs- 
gufchlages angefehen wurde. Ich geftatte mir jomit nur bie 
Anfrage wegen Aufbebung der Gerichte, welche 674.009 fi. 
erfordern, und auferden wegen der gemachten Erfahrung, 
daß die Grundentlaftungsfondszuflüffe in Ungarn mehr be- 
tragen, als die jährlichen Verloſungen erfordern, ob es denn 
nit möglich wäre zu hoffen, daß der Herr Leiter des Fi- 
nanzminiftertums fi Vorlagen machen und vielleiht in eint- 
gen Monaten eine Srleihterung für Ungarn eintreten ließe.“ 

Der Herr Minifter des Iunern: „Ich erlaube mir 
darauf zu antworten, weil die Verwaltung: diefer Fonde mid) 
angeht. Ich weiß über dieſes Superplus der Beträge in den 
Caſſen keine Auskunft zu geben, weil diefes in eine Periode 
zurüdgreift, in welcher ih noch nicht das Minifterium des 
Innern leitete. In Beziehung auf die Urbariafgerichte wird 
allerdings eine Verminderung der Auslagen einireten, für dem 
Augenblick kann ich dieſe ziffermäßig nicht bezeichnen, weil 
die Anflöfung der ‚Urbarialgerichte erft in allerjüngfter Zeit 
erfolgte. Es wird aber infofern und in dem Maße, als die 
Ausgaben für die Erhaltung der Obergerichte fich vermindern 
werden, der Zufchlag zur Steuer ſich gleichfalls vermindern. 
Inwieweit diejes moͤglich fein wird, darüber kann id) eine 
Auskunft geben, id) werde aber darnach fireben, fo viel wie 
thunlich aus anderen Titeln Erfparungen zu erzielen. 

„Es ift mir auch gelungen, in ben deutfchen Kronländern 
einige Erjparniffe im Budget des nächſten Jahres in Antrag 
zu bringen; nur in ber Bulomwina und in Kärnten war es 
nit ausführbar. In Siebenbürgen hat ein Zufchlag von 
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mehreren Sreugern ftattfinben nrüflen, weil dort erfi hie Ge⸗ 
Ihäfte der Grundentlaſtungsentſchädigung in der Abwicktung 
begriffen find. In Ungarn find diefe Entfchädigungen bereite 
abgewidelt, und ich bin gerade beichäftigt, mo möglich eine Ger- 
abminderung her im Berhältniffe zu anderen Ländern daſelbſt 
beftebenben wirtfich großen Auflagen zu erzielen. Wenn ber 
Umftand hervorgehoben worden tft, daß die Örnudentlaftunge- 
gelber, welche eingegangen find, in früherer Zeit zu anderen 
Biyeden verwendet worden feien. jo kann ich hiefür nichte 
verantworten, kann aber zugleich wicht leugnen, daß es höchſt 
leihtfertig war, einen Fond, welcher für bie Grundentlaftung 
beſtimmt worden ..ift, zu auderen Zwecken zu verwenden, Ic 
werde aber bemüht fein, in die Sache einzitgehen, und be» 
halte mir eine darauf bezügliche Aufllärung vor.“ 

Der Herr Leiter des Finanzminiſteriume be 
merkt noch von feinem Standpunkte aus, daß die Verwen⸗ 
dung der Ueberſchüſſe ein Gebot. der finanziellen Nothiwen- 
digfeit war. , 

Die Abfiht der Finanzverwaltung war leineswegs, in 
Zukunft, wenn foldge lieberfchüfie ſich ergeben follten, fie wie- 
der an den Tilgungsfond zu leiten und zu ben Sthatsbe- 
därfniffen zu verwenden. Sie werben vielmehr im Lande ver- 
bleiben, und je größer ihre Höhe, deſto geringer merben ſelbſt⸗ 
verſtändlich die Percente des Aufchlages entfallen. 

Dr. Straffer verzichtet bei den Bemerkungen bes Herrn 
Yeiters bes Kinanzminifteriums, die er dankbar anerkennt, auf 
jede weitere Erörterung; indem das, was für Ungarn gejche 
hen iſt, auch für Tirol gefchehen werbe. 

Der ftändige Reichsrath Graf Wolkenſtein änferte, 
daß es fich Hier nicht blos um die Zukunft handle, in wie⸗ 
ferne in ber Art nicht weiter vorgegangen werden foll, jon- 
dern daß auch das, was geicgehen ift,. nad, Möglichkeit wie» 
der gut gemacht werbe Es fei dies namentlid, für Böh⸗ 
nen wicht gleichgiltig, wo 15 Millionen durch die Nothwen⸗ 
digleit verfehlungen mworben find, unb es emtftehe die Frage, 
oh es nicht beffer wäre, dieſe früher ober fpäter zurückzuzah⸗ 
len. &s hätte dies den Cours diefer Papiere gehoben, wenn 
man zugleich die Berlofungen darnach eingerichtet hätte, und 
viele wären dadurch vor Verluſten gewahrt worden, darunter 
gerade jene, Die in bebrängten Berbältniffen ſich befanden, 
und welche ihre Papiere um viel geringere Breife, als fie 
ihnen angerechnet worben find, veräußern mußten. Er denke 
nun, daB man auf eine Refundirung diefer Gelder, welche 
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„I. Insbeſondere hat dies, wie gejagt, feine Geltung in 
Bezug auf die Grundfteuer. Bergleiht man die gegenwärtige 
Belaftung mit der im Jahre 1847 beftandenen, 5 zeigt e6 
fih nach den amtlichen Tafeln zur Statiftil des Stenerweſens, 
herausgegeben vom !. k. Kinanzminifterium im Jahre 1858, 
dag in dem beutfch-flavifchen Provinzen die Grundſteuer tm 
Jahre 1847 19.8358,660 fl. betragen bat, gegenwärtig aber 
nad) dem Voranſchlage pro 1861 fih mit 33.915,147 fl, 
fomit um 70*%/, Bercent höher herausftellt, ohne daß in dieſer 
Summe die Landes» und Grundentlaftungszufchläge enthalten 
wären. In einzelnen Ländern beträgt diefe Steigerung ſelbſt 
mehr al8 140 Bercent. Die Steigerung hingegen der indi- 
recten Stenern überfteigt nicht 120 Percent. Da nun zu 
legterem NRefultate die Erhöhung der Verzehrungsfteuerfäge 
wefentlich beiträgt, fo ergibt fih von felbft, daß die Eonfum- 
tion, die doch einen verläßlichen Mafftab des Wohlftandes 
und fomit der Stenerfähigfeit bietet, weitaus nicht in dem- 
jelben Maße geftiegen ift, wie bie -birecte Beſteuerung der 
Bodenproduction. 

„Es darf ferner nicht überſehen werden, daß dieje an und 
für fi Höchft bedeutende Steigerung ber Grumdftener in einen 
Zeitraum fällt, in welchen die Landwirthſchaft einen tief ein- 
greifenden Entwicklungsproceß durchzumachen hatte, der dem 
Grundbefiger um fo größere Opfer auferlegte, ie mehr ber 
Zuſtand des Nealcredits erfchüttert war und ifl. Die Be 
nüßung des Credits für den Grundbefiter zu erſchweren, 
dazu hat nicht nur die allgemeine Richtung des Speculations- 
geiftes, ſondern insbefondere die wiederholte Inanſpruchnahme 
des Geldmarktes durch Anlehensoperationen des Staates und 
der directe oder inbirecte Einfinß der Regierung anf die 
Placirung von Fondscapitalien und Waifen- und Pupillen- 
geldern in Staat#papieren anftatt im Realeredite weſentlich 
beigetragen, ohne daß durch die Veförberung der Gründung 
von Hppothelar-Inftituten ein Gegenwicht geboten worben 
mwäre. 

„Wenn nım biefen für den Grundbefit fo ungünſtigen 
Conjuncturen eine directe Beftenerung entgegengehalten wird, 
welche jene der Nachbarſtaaten namhaft überfteigt, und wenn 
überdies in Erwägung gezogen wird, daß auch von den in- 
directen Steuern, an welchen, fo weit fie wirffiche Sonfum- 
tionsfteuern find, der Grunbbefiger in gleichen Mafe tie 
jeder andere Staatsbürger Antheil nimmt, auch noch eim 
großer Theil mit dem vorzüiglichften Gewichte auf dem 
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Grundbeſitze und fpeciell auf ben nothwendigſten landwirth⸗ 
ſchaftlichen Nebengewerken ruht, jo muß fich wohl die Ueber⸗ 
zeugung feftftellen, daß ber Grundbeſitz ſowohl an und für 
fih, al8 aud im Berhältniffe zu den übrigen Vefteuerungs- 
objecten aufs Höchſte belajtet ift; und es darf unter bieten 
Berhältniffen auch nicht befremden, daß die Grundfteuerriid- 
Hände, welche einjdließig des Jahres 1858 im Ganzen jedes 
Jahr bei der eifrigen amtlichen Sorgfalt in der Einbringung 
um 1 Percent fid) vermindert haben, feither, trot der mit 
gleihem Eifer fortgejeten Cintreibung, im Jahre 1859 um 
2 Bercent geftiegen find. 

„Nachdem der Grundbefig jedenfalls eines der wichtigfien 
vollswirthichaftliden Elemente ift und wohl der Grundftod 
des Nationalvermögend genannt werden kann, glaubt das 
Comité den Beiteuerungsverhältnifien desjelben eine befondere 
Aufmerkſamkeit zuwenden zu jollen, und es findet nad) reif- 
Üihfter Erörterung es als einen tief einjchneidenden Uebelſtand 
zu bezeichnen, dat der Grundbefitz mit einer doppelten Steuer, 
nämli der eigentlichen Grundfteuer pr. 16 Percent und einer 
Einlommenfteuer pr. 5'/, Bercent belegt if. Bei den Gewerben 
wird die Erwerbfteuer in die Einkommenſteuer eingerechnet; 
bei dem Srundbefige findet ein gleicher Vorgang nicht ftatt. 
Wenn man nun auch das Princip annehmen wollte, daß bie 
eigentliche Grundſteuer mehr eine Grundlaft als eine Stefler 
iß, fo könnte dies doc nur unter der Borausjeßung gefchehen, 
daß diefelbe ein für allemal als eine unmandelbare Laft feft- - 
gehalten werde. Dem entgegen wurbe die Grundfteuer nach 
Mafigabe der Vollendung des neuen Katafters namhaften, in 
manden Fällen 50 und mehr Percent betragenden Erhöhun- 
gen unterworfen. E8 wurde ferner zum Syften erhoben, alle 
Steuerzufchläge, welche in neuerer Zeit eine jo bedeutende, 
früher nicht gefaunte Höhe erreicht haben, nicht ausſchließlich 
auf die Sinfommenfteuer vom Grundertrage, fondern außer⸗ 
dem auch auf die urfprüngliche Grundfteuer felbft umzulegen, 
jo daß das Steuerzufchlags-Percent dem Grunbbefiger von 
21'/, Bercent feines Reinertrages, dem Nentenbefiter aber 
nur von 5 Percent desfelben angerechnet wird. Weiter wurde 
der Kriegszufchlag auf den Grundbeſitz mit 2%, Percent auf« 
gelegt, während er das bewegliche Capital nur mit 1 Percent 
trifft. Diefe Ungleichheit in der Befteuerung wird dadurch 
noch greller, daß in neuefter Zeit die Laudes- und Grund- 
entloftungszufchläge nicht blos auf die Steuern felbft, ſondern 
au auf den Kriegszufchlag umgelegt wurden, 
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„Zu. Jahre. 1849 ift auch eine ähnliche Verordnung er- 
gangen, aber wieder behoben worden, aber jeither ift finan- 
ziellerfeit fein Einfluß auf die Waifen- und andere Gelder 
genommen, fondern deren Elocirung ausſchließlich ben Ge⸗ 
richten als der vormundſchaftlichen Behörde überlaflen worden. 

„Im der Zwifchenzeit, während ber eine fruchtbringende 
anderweitige Anlegung ſolcher Gelder nicht geichehen Tann, 
if e8 bach beffer, wenn das Sapital bei dem Tilgungsfonde 
angelegt, dem Befitger Zinien trägt, ale wenn es ganz tobt 
liegen bliebe. Aber reine. Placirung ſolcher Gelder in Staats⸗ 
papieren iſt vom finanziellen Standpunkte niemals ausge⸗ 
ſprochen, ſondern lediglich ben Gerichtsbehörden überlaffen 
worden. Ze 

„Endlich ift auch in .dem Comitäberichte. zum Beweife ber 
hohen Belaftung der. Befteuerungsobjecte von der außeror- 
dDentlihen Zunahme der : Grundfteuer-Rüdftände geſprochen 
worden, welche im Jahre 1859 trog der mit gleichem Eifer 
fortgejeten Cintreibung um 2 Percent geftiegen feien. Es 
läßt ſich nicht Teugnen, daß die Grundftener-Rüdftände in 
dieſem Jahre geftiegen find. Wenn man aber die Scala dee 
legten Decenniums betrachtet, fo haben fi) die Steuerrüd- 
ftände bedeutend. vermindert. — Im Jahre 1851 betrugen fie 
im Bereiche ber Monarchie an der Grundfteuer 21.8, im 
Jahre 1858 bios 10 und im Jahre 1859 11 BPercent. 

„Bom Jahre 1851 bis 1858 ſank bei der Gebändeſtener 
das Percent von 17.5 auf &.b, bei der Erwerbfieuer-von 50.8 
auf 13.2, bei ber Einlommenftener von 40 anf 13 und bei 
allen directen Steuern zufammen von 25,8. anf 10.8. 

Das Jahr 1859 war, wie befamt, ein unglüdliches 
Kriegsjahr; es waren die Wunden dev ſchwer überfiandenen 
Handeistrife, der außerordentlich gejunfenen Preiſe, weldye 
abnorme Berhältniffe brachten. Es ift demnach biefes Jahr 
fein geeignetes Beobachtungsjahr in Bezug auf die Ergebniſſe 
und Wirkungen der Steuermaßregeln. 

„Es wird ferner die Bemerkung gemacht, daß in neuefter 
Zeit die Landes und Grundentlaftungszufchläge ganz unge- 
teshtfertigter Weife auch auf den Kriegszuſchlag umgelegt 
wurden. Ih muß bier nur tie Bemerkung wieberholen, die 
ie. bereits im Comité vorgebracht habe. Es iſt richtig, daR 
die Landes- und Grundentlaftungserforberniffe auch auf die 
Kriegsftenerzufihläge und auf. die durch die Kriegszuſchläge 
erhöhten Steuern umgelegt worden. Diefe Umlegung bat 
jedoch Teineswegs die Wirkung geübt, daß ein höherer Betrag 
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an dieſen Landeszuſchlägen eingehoben wurde, ſondern es 
fand nur die Anwendung eines andern Schlüffels ſtatt. Es 
ift nämlich ein geringeres Percent berechnet worden, wäh— 
rend, wenn diefe Zufchläge nicht auf die durch den Kriegs- 
ujhlag erhöhte Steuer umgelegt worden wären, ein höheres 
Gerzent entfallen wäre. So 3. 3. ift in Niederöfterreidh das 
Grundentlaftungs- und Landeserforderniß zu ber durch den 
Kriegszufchlag erhöhten Steuer mit 15 BPercent entfallen. 
Bären Landeszujhläge von der ordentlichen Steuer ohne 
Einbeziehung des Kriegszufchlages berechnet worden, fo wä⸗ 
ren 17 Percent entfallen. Das Product ift immer dasfelbe, 
denn das Landes- und Grumndentlaftungs - Erforderniß regelt 
ſich nach den erhobenen wirklichen Bedürfniffen diefer Zeige, 
nämlich nad) den Erforderniffen des Landes und der Grund- 
entlaftung. 

„Die hiebei feftgeftellte fire Größe bildet fofort allein den 
Gegenftand der Umlage und wird nicht alterirt durch das 
Umlagspercent und bleibt immer die gleiche, fie mag auf bie 
Steuer ohne ober mit Kriegszujfchlag umgelegt werden. 

„Im erften Kalle ift das Percent größer, im zweiten Hei- 
ner, in beiden aber das Product dasjelbe, 

„Allerdings obwaltet hiebei eine Ungleichmäßigfeit des⸗ 
halb, weil das Percent des Kriegszufchlages bei den einzel- 
nen Steuergattungen nicht gleich ift und diefe vom Kriegs- 
zufchlage nich in gleihem Maße betroffen werden. Es ftellt 
fih aber nit das im Comiteberiht angebeutete Facit her- 
aus, daß die Grundftenerpflichtigen diesfals mehr als andere 
Steuerpflichtige ins Mitleid gezogen werden. Vielmehr ergibt 
fih da8 Gegentheil und es ftellt ſich z. B. nad einer für 
Böhmen angeftellten genauen Berechnung heraus, daß bie 
Grundfteuerpflichtigen, al8 mit dem geringeren Kriegszujchlage 
belegt, gegenwärtig an Landeszufchlägen 239,959 fl. weniger 
zahlen, al8 fie dann zahlen würden, wenn nad) dem Antrage 
des Comiteberichts die Landeszuſchläge auf die ordentliche 
Steuer, ohne Einbeziehung des Kriegszufchlages umgelegt 
worden wären. 

„Nur in denjenigen Ländern, wo die Perfonal - Erwerb- 
fteuer befteht, zu welcher fein Kriegszufchlag eingehoben wird, 
tritt die gegentheilige Wirkung ein, wie fi) aus einer mir 
sorliegenben Berehnung für das Kaſchauer Berwaltungsge- 
tet zeigt. 

„Ich erkenne e8 übrigens als richtiger und geredhter an, 
nit in Paufh und Bogen die Höhe der ganzen Steuer- 
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„Wenn nun auch mit Rüdficht auf die Finanzlage Defter- 
reichs vor der Hand nichts Anderes übrig bleibt, als die 
birecten Steuern und fomit auch bie Grundfteuer in ihrer 
gegenwärtigen Höhe mit Einfluß des aufßerorbentlichen 
Kriegszufchlages zu erhalten, fo fieht ſich das Comitsé doch 
in Berüdfihtigung der eben gefchilderten fchreienden Webel- 
fände veranlaßt, den Antrag zu ftellen, der hohe k. k. Reichs⸗ 
rath möge bei der hohen Regierung nachdrücklichſt befür- 
worten, daß 

„ı. bei der bevorftehenden Reform der directen Befteue- 
rung die Unmandelbarfeit der auf ficheren Grundlagen zu 
ermittelnden eigentlichen Grundfteuer als Regel feftgehalten 
werbe, wornach Steuererhöhungen immer nur die nach dem 
Reinertrage fih richtende Einkommenſteuer von der Grund- 
rente treffen können; daß 

„2. Steuerzufchläge iu Zufunft nicht nach der Gefammt- 
befteuerung (231'/, Percent) des Grundbefißes, fondern nad 
. der denfelben treffenden Einkommenſteuer (5’/, Percent) um 
gelegt, und daß 

„3. vom künftigen Berwaltungsjahre an die Zuſchläge 
feinesfallis auf den Kriegszufchlag aufgetheilt werden mögen. 

„Aud dürfte der hohe Reichsrath fich beftimmt finden, ber 
hoben Regierung zu empfehlen, dem Grunbbefige jene Für- 
forge, deren derfelbe mit Rüdficht auf feine unverhältniß- 
mäßige Belaftung in erhöhtem Maße bedarf, mittelbar dadurch 
zuzumenden, daß die landwirthſchaftlichen Nebengewerbe thun- 
lichſt berüdfichtigt, die Errichtung von landwirthſchaftlichen 
und populären Schulen befördert, die Begründung von Real- 
erebditinftituten begünftigt, endlich die Hinderniffe bes Auf- 
blühens der Landescultur im Wege der Geſetzgebung, bei= 
fpielsweife durch Regelung des Wallerrechtes, der Feldpolizei, 
der Commaffation u. dgl. befeitigt werben. Insbeſondere 
dürften der eindringlichen Fürſorge der hohen Regierung bei 
Ermittlung der Steuergrundlagen und bei Feftftellung des 
Steuerausmaßes diejenigen öftlihen Kronländer zu empfehlen 
fein, in welchen die Bodenproduction mit mannigfadhen un⸗ 
günftigen Umftänden und Einwirkungen zu kämpfen bat und 
eben darum in der Entwidiung theilweife zurüdgeblieben iſt.“ 

Der Herr Leiter des Finanzminifteriume: „Die 
Steigerung der Grundfteuer, wie fie in dem Berichte bes 
Komite’s nachgemwiefen tft, beruht mwejentlich auf dem Ergeb⸗ 
niffe der fortgefchrittenen Kataftraloperation, weil dadurch 
auch eine höhere Ziffer des Srunderträgniffes fi) beraus- 
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ſtellt und wie natürlich auch die Steuer um ſo viel höher 
wurde. 

„Am meiften ift dieſes wohl in Böhmen hervorgetreten, 
wo in Folge der Bollendung der Kataftralausmeflung eine 
bidentende Erhöhung in der Steuerleiftung ftattgefunden hat... 
Diefes Kronland dürfte auch dem Comitd vorgefchwebt haben: 
bei der Stelle, an welcher von ber befonders hohen und name: 
haften Steigerung der Grundftener im Bergleiche mit dem. 
indirecten Steuern die Rede tft. Nach den ftatiftifchen Daten 
und Nachweifungen, die mir zu Gebote fiehen, war bie 
Grundſteuer namentlih in Böhmen im Jahre 1847 an ber 
gefammten Summe aller directen und indirecten Abgaben 
mit 26 Percent betheiligt und diefes Percentenverhältniß der 
Örundfteuer zu den gefammten Iahresabgaben hat ſich jeither 
auf 25, ja ſogar bis auf 24 Percent herabgemindert. Aus 
diefem gebt hervor, daß eine fortfchreitende, allzuhohe Au⸗ 
Ipannung der Grunbfteuer im Vergleich mit den. übrigen: 
Abgaben nicht eingetreten ift; was insbejondere das Percent 
bei dem Anſatze des Boranjchlages für 1861 betrifft, fo ent⸗ 
fällt dasjelbe mit Inbegriff des „ein Drittel Zufchufles“ und- 
des Kriegszufchlages® nur mit 24.7 Percent. Das Percent, 
weldhes in der Monarchie an der Grundſteuer nebft dem. 
„Drittel-Zujchuffe” und dem außerorbentlichen Kriegszufchlage- 
auf das Joch productigen Bodens entfällt, durdläuft eine 
Scala von Länderdurchſchnitten von 1 fl., 72 bis 15 Neu- 
kreuzern, mit einem Landesmittel-Durdfchnitte von 65 Rkr., 
wobei das Landeserforderniß und die Kriegszufchläge nicht 
in Anfhlag gebracht erjheinen, indem dieſe ausſchließlich. 
auf Randeszwede verwendet werden, und es ift nur zu wün- 
hen und wohl aud) zu hoffen, daß bei ber eintretenden. 
Selbftverwaltung der Kronländer und der Gemeinden bie 
eigenen Erforderniffe wohlfeiler und befjer beftritten werden: 
möchten, Es ift ferner im Comiteberidhte bemerkt, daß eine 
directe oder indirecte Einflußnahme der Regierung auf bie 
Placirung der Fonde- und Waifen-Eapitalien in Staats- 
effecten vorhanden fei. Ich habe die Vorſchriften nachgefehen; 
eine diesfällige Weifung, ein diesfälliger Erlaf liegen nicht vor. 

‚Im Jahre 1843 wurbe wahrgenommen, daß gegen 7 
Millionen unfruchtbarer Gelder bei den Depofitenämtern und 

erihten erlegen find, und da wurbe verorbnet, daß derlet 
Gelder bis zu dem Zeitraume, als fie in Folge Elocirung 
frudtbringende Anlage finden könnten, einftweilen zinstragend 
in den Tilgungsfond hinterlegt werben jollen. 
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„Im Sabre 1849 iſt auch eine ähnliche Verordnung er- 
gangen, aber wieber behoben worden, aber jeither ift finan- 
ziellerfeit fein Einfluß anf die Waifen- und: andere Gelder 
genommen, ſondern deren Glocirung ausſchließlich ben Ge- 
richten als ber vormundfchaftlichen Behörde überlaflen worden. 

In der Zwilchenzeit, während ber eine feuchtbringende 
anderweitige Anlegung ſolcher Gelder nicht gefchehen Tann, 
if es boch beffer, wenn das Sapital bei dem Tilgungsfonde 
angelegt, dem Beſitzer Zinien ‚trägt, ale wenn es ganz tobt 
Itegen bliebe. Aber eine. Placirung jolcher Gelder in Staats: 
papieren ift vom finanziellen Standpunkte niemals ausge: 
ſprochen, fondern lediglich den Gerichtsbehörben Aberlaffen 
morden, | | 

„Endlich ift auch in dem Komitöberichte zum Beweiſe der 
hohen Belaftung der Befteuerungsobjecte bon der außeror- 
dentlihen Zunahme der Grundfieuer-Rüdftände geſprochen 
worden, welche im Jahre 1859 troß der mit gleihem Eifer 
fortgeſetzten Eimtreibung um 2 Percent geftiegen ſeien. Es 
läßt fie nicht Teugnen, daß die Grundftener-Rüdfände im 
dieſem Jahre geftiegen find. Wenn man aber die Scala des 
letzten Decenniums betrachtet, fo haben fi) die Steuerrüd- 
ftände bedeutend vermindert. — Im Jahre 1851 betrugen fie 
im Bereiche ber Monardie an der Grundſteuer 21.8, im 
Jahre 1858 blos 10 uud im Jahre .1859 13 PVercent. 

‚„Bom Sabre 1851 bis 1858 ſank bei der Gebändeftener 
das Bercent von 17.5 anf &.b, bei der Erwerbfleuer von 50.8 
auf 13.2, bei der Einlommenftener von 40 auf 13 und bei 
allen directen Steuern zufammen von 25.8 anf 10.8. 

‚Das Jahr 1859 war, wie befannt, ein unglüdliches 
Kriegsjahr; es waren die Wunden dev ſchwer überfiandenen 
Handelskriſe, der außerordentlich geſunkenen Breife, welche 
abnorme Berbältuiffe brachten. Es ift demnach dieſes Jahr 
fein geeignetes Beobachtungsjahr in Bezug auf die Ergebnilie 
und Wirfingen der Steuermaßregeln. 

„Es wird ferner die Bemerkung gemacht, daß in neuefter 
Zeit die Landes und Grundentlaftungszufchläge ganz unge- 
rerhtfertigter Weife auch auf den Kriegszufchlag umgelegt 
wurden. Ich muß bier uur tie Bemerkung wiederholen, die 
ich bereits im Comité vorgebracht habe, Es if richtig, daß 
die Landes- und Grundentlaftungserforderniffe auch auf die 
Kriegsfienerzufchläge und auf. die burc die Kriegszuſchläge 
erhöhten Steuern umgelegt worden. Diefe Umlegung Hat 
jeboch keineswegs die Wirkung ‚geübt, daß ein höherer Betrag 
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on biefen Lanbeszufchlägen eingehoben wurde, fondern es 
fand nur die Anwendung eines andern Schlüffels ftatt. Es 
ift nämlich ein geringeres Percent berechnet worden, wäh— 
rend, wenn diefe Zufchläge nicht auf die durch den Kriegs- 
zuſchlag erhöhte Steuer umgelegt worden wären, ein höheres 
Bercent entfallen wäre. So z. B. ift in Nieberöfterreich das 
Grundentlaſtungs⸗ und Landeserforderniß zu der durch den 
Kriegszufchlag erhöhten Steuer mit 15 BPercent entfallen. 
Wären Landeszufchläge von der ordentlihen Steuer obne 
Einbeziehung des Kriegszufchlages berechnet worden, fo wä⸗ 
ren 17 Percent entfallen. Das Product ift immer basfelbe, 
denn das Landes- und Grundentlaftungs - Erforderniß regelt 
ſich nach dem erhobenen wirklichen Bedürfniffen diefer Zweige, 
nämlich nach den Erforderniffen des Landes und der Grund- 
entlaftung. | 

„Die hiebei feitgeftellte fire Größe bildet fofort allein den 
Gegenftand der Umlage und wird nicht alterirt durch das 
Umlagspercent und bleibt immer die gleiche, fie mag auf bie 
Steuer ohne oder mit Kriegszufchlag umgelegt werden. 

„Im erften Kalle ift das Percent größer, im zweiten Hei- 
ner, in beiden aber das Product dasjelbe. 

„Allerdings obwaltet hiebei eine Ungleichmäßigfeit des- 
halb, weil das Percent des Kriegszufchlages bei den einzel- 
nen Steuergattungen nicht gleich ift und diefe vom Kriegs- 
zufchlage nich in gleihem Maße betroffen werden. Es ftellt 
fih aber nit das im Komitebericht angedeutete Facit her- 
ans, daß die Grunbdftenerpflichtigen diesfalls mehr als andere 
Steuerpflichtige ins Mitleid gezogen werden. Vielmehr ergibt 
fi) das Gegentheil und es ftellt fi 3. B. nad) einer für 
Böhmen angeftellten genauen Berehnung heraus, daß die 
Grundfteuerpflichtigen, als mit dem geringeren Kriegszufchlage 
belegt, gegenwärtig an Landeszufchlägen 29,959 fl. weniger 
zahlen, als fie dann zahlen würden, wenn nad) dem Antrage 
des Comiteberichts die Landeszufhläge auf bie ordentliche 
Steuer, ohne Einbeziehung des Kriegszufchlages umgelegt 
worden wären. 

„Nur in denjenigen Ländern, wo die Perjonal- Ermwerb- 
ſteuer befteht, zu welcher fein Kriegszuſchlag eingehoben wird, 
tritt die gegentheilige Wirkung ein, wie fi) aus einer mir 
gorliegenden Berechnung für das Kajchauer VBerwaltungsge- 

tet zeigt. 

‚Sch erfenne es übrigens als richtiger und gerechter an, 

nit in Paufh und Bogen die Höhe der ganzen Steuer- 
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fumme der Berechnung des Percentes für die Landeszufchläge 
zu Grunde zu legen, ſondern diefe fo eintreten zu laffen, daß 
die Landeszufhhläge nur auf die ordentliche Steuer ohne Ein- 
beziehung des Kriegszufchlages umgelegt werben. 

„Ich wollte aber nur zur Beruhigung bemerken, daß eine 
höhere Gefammtleiftung durd die Art der für das Iahr 1860 
gefhehenen Umlage nicht eingetreten iſt. 

„Ein noch wichtigerer Punkt ift jener am Schluffe des 
Comiteberichts, wo e8 heißt: 

„„Der hohe Reichsrath möge bei der hohen Regierung 
nachträglich befürworten, daß 

„1. bei der bevorftehenden Reform der directen Befteue- 
rung die Unmwandelbarfeit der auf fichern Grundlagen zu er- 
mittelnden eigentlihen Grundfteuer als Regel feftgehalten 
werde, wornach Steuererhöhungen immer nur bie nach dem 
Reinertrage fich richtende Einfommenftener von der Grund- 
tente treffen können, dann daß 

„2. Steuerzuſchläge in Zukunft nit nad) der Gejammt- 
befteuerung (211/, Percent) des Grundbefiges, fondern nad 
der denfelben treffenden Einkommenfteuer (5'/, PBercent) um⸗ 
gelegt werden mögen.“ 

„Ich erlaube mir dagegen bie Bemerkung zu machen, daß 
nad) der bisherigen Steuergefeßgebung, nämlich nad den 
Patenten von den Jahren 1817 und 1849 die Grundfteuer 
auf den Reinertrag von Grund und Boden ohne Rüdficht 
auf die Übrigen öffentlichen und auf die Privatlaften umge- 
legt wurde, und daß fie eine nah dem Staatsbedürfniffe ver- 
änderliche Steuer war, in welder fpäter in Form des !/, 
Zufchlages noch die Einfommenfteuer von dem in Grund und 
Boden angelegten Kapitale hinzugetreten ift. 

„Der Antrag des Comité's bezielt die Umwandlung der 
Grumdfteuer in eine fire Abgabe, in eine Art von Randtare, 
in eine Grundlaft, und benimmt dadurch der nad) der Höhe 
des Grumdertrages und der Staatsbedürfniffe zu bemeffenden 
Staatsfteuer ihre Beränderlichleit und will neben diefer 
Grundlaft auch noch eine Einfommenftener von ber Grund- 
tente einführen. 

„Dieſer Antrag enthält jo wefentliche und wichtige Ber- 
änderungen in ben Grundprincipien und in dem bisherigen 
Syiteme der Steuergejeßgebung und fo maßgebende Boraus- 
beftimmungen für eine künftige Steuerreform, daß ich die 
Meinung ausfpreden muß: diefe Frage dürfte hier wegen 
bes Mangels der erforderlihen Vorarbeit und Vorbereitung 
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nit am Plate fein. — Ich verfenne nicht, daß die Andeu- 
tungen des Comité's ein fehr ſchätzbares Material find, fie 
find aber nicht genug erichöpfend, um eine jo wichtige prin- 
cipielle Srage, die in der Wiffenichaft und der Praris man— 
nigfaltig erörtert wurde, endgiltig zu löfen. Ich würde mir 
aljo erlauben, ben hohen Reichsrath aufmerffam zu machen, 
daß er fi durch die Annahme diefes Antrages in einen de— 
finitiven Ausſpruch über eine noch nicht reife und ausgetra- 
gene Sache einließe, und dadurd auf das Feld der Steuer- 
reform hinaustritt, ohne daß ihm eine Regierungsporlage zu— 
gewiefen if. — Ich erachte vielmehr, daß der Antrag ent- 
ſprechender dahin zu faffen wäre: die Regierung fei auf die 
Andeutungen, die im Comitebericht enthalten find, aufmerf- 
ſam zu machen, ohne daß eine nachdrückliche Befürmortung 
einer bei der künftigen Steuerreform einzufchlagenden be= 
fimmten Richtung ausgeſprochen werde. — Die künftigen 
Reformvorſchläge des Finanzminifteriums werden motivirt an 
den hohen Keichsrath gelangen, einer genauen Prüfung in 
eigens zu diefem Zwecke niedergejeßten Specialcomite’8 um 
terzogen und erft nad) reiflicher Erörterung der Verfammlung 
zur Begutachtung übergeben werden; dann wird es an der 
Zeit fein, über die vorliegende Principienfrage abzuſprechen.“ 

Fürſt Schwarzenberg: „Es ift in dem Berichte ein 
Gegenftand ‚berührt worden, welchen ih als Anlaß nehme, 
einige Worte zu ſprechen und meine Anficht der weiſen Be— 
urtbeilung des hohen NReichsrathes zu unterziehen. 

„Es betrifft die Fructifizirung der Waiſen- und Kirdhen- 
gelder in Staatspapieren. Ich Habe eben gehört, daß die 
Summen, welche auf diefe Weife angelegt werden, nicht jo 
fehr groß feien. Jedoch ift es eine Art, diefe Barfchaften an- 
zulegen, welche den Organen der Staatsverwaltung, denen 
e8 obliegt, dieſe Eapitalien fruchtbringend zu machen, jehr 
bequem ſcheint und beinahe zum Ujus geworden ift. 

„Sch glaube, es hat wohl fein Gutes und ift fehr verlo- 
dend, denn die Betreffenden, welche die Capitale jo placiren, 
find außer aller Verantwortung, und es mögen vielleicht auch 
noch andere Rüdfichten fein, die fie dazu bewegen. 

„Ich würde glauben, daß diefe Gelder eine zweckmäßigere 
und eine ben allgemeinen Rormen entſprechendere Verwen—⸗ 
dung fänden, wenn fie dem Heinen Grundbeſitzer gegen jeine 
Hypothek gegeben würden. Der Heine Grundbefiger auf dem 
flahen Lande Hat feine Geldinftitute, bei welchen er Geld 
findet, wenn er in Berlegenheit kömmt. Er ift geneigt, fi 
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an Imdividuen zu wenden, die Übrigens (per Parenthefin fei 
es gejagt) ſehr felten find und bei denen er himmeljchreieude 
Bedingungen eingehen und enorme Percente zahlen muß, um 
nur etwas zu erhalten und fih aus momentanen Berlegen- 
beiten zu reißen. Ich fage blos: aus momentanen Berlegen- 
heiten, denn ſolche Bedingungen find oft ber erfie Schritt 
zum Ruin derer, welche denjelben zu thun genöthigt find. 
Wenn wir uns die Kontribuenten in Gruppen geordnet den- 
ten, fo wird die Gruppe der Meinen Grundbefiter wohl bie- 
jenige fein, welche der Kopfzahl nach die größte Anzahl von 
Individuen befitt. Sie bilden eine Gruppe und eine Duelle, 
aus welcher große Summen zur Bebedung der Staatsbe- 
bürfniffe in die Staatscaffe fließen. Sol diefe Quelle noch 
fürder fließen und will man aus ihr ſchöpfen, fo ift aud 
Fürforge zu treffen, daß fie nicht verfiege, Ich würde daher 
die hohe Staatsverwaltung bitten und es ihr dringendft an- 
empfehlen, eine Maßregel zu treffen, daß diefe Gelder nicht 
in Staatspapieren angelegt, fondern hauptfächlich dem kleine⸗ 
ren Grundbefiter auf feine Hypothek geliehen würden, und 
daß die Gewohnheit, derlei Gelder in Staatspapieren anzu- 
legen, weit in den Hintergrund zurüdtreten möge.“ 

Graf Barklöczy: „Im Allgemeinen muß ich erflären, 
daß ich volllommen mit dem Wortlaute und Sinne dieſes 
Berichts über die Grundfteuer einverftanden bin. Ich finde 
volltommen begründet die Daten ſowohl, als bie Anfichten 
und Marimen, die hier niedergelegt worden find, und ich 
glaube kaum, daß es möglid wäre, die Sache beifer Hinzu- 
ftellen und zu präcifiren, als es hier gejchehen iſt. 40 Per- 
cent vom Reinertrage, das ift jo das gewöhnliche Maß, wel- 
ches wir zahlen und in der Gegend, in welcher meine Lande- 
leute begütert find, im Durchfchnitt gezahlt wird. 40 Percent 
vom Neinertrage, das ift eine Steuer, bie jo hoch bemeffen 
ift, daß in ganz Europa eine ähnliche nirgends vorkommt. 

„Es ift eine fonderbare Sade, daß die Steuerberechnun- 
gen, wie fie in der „Auftria” und in einigen andern Zeitun- 
gen enthalten find, nie nach dem Neinertrage gemacht find, 
fondern immer nur nad) der Ausdehnung des Bodens, und 
jo fommt heraus, daß in Defterreich die geringfte Steuer 
eriftire; nachdem z. B. in Holland 7 Gulden per Joch ge- 
zahlt würden, jo falle bier auf das Jod nur 1 Gulden; und 
das ſei jehr wenig. Ich kann nicht jagen, wie nothwendig es 
ift, daß alle derlei künſtliche Berechnungsarten, bie blos auf 
Schein und Täuſchung abzielen, die nirgends fo fyftematifch 
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und weitwendig und nur zum Scheine von der NRegierungs- 
feite betrieben worden find als bei uns, auch nirgends fo 
ſchädlich wirken als eben beit uns, weil fie eine fyftemifirte 
and geftempelte Rüge find. 

„Was das Publitum zahlen muß, muß es beffer wiſſen; 
es ift eine Thatfache, daß das Publikum außerordentlich hoch 
befteuert ift, und daß es eine fehr große Grundſtener, eine 
ungeheuere Grundfteuer zu zahlen bat, und zwar nicht bloß 
im Berhältniffe zum Boden, fondern im Berhältniffe zum 
Bodenertrage. i 

„Ale Bergleiche mit England, Italien und allen weiler 
fortgejchrittenen Gegenden Deutſchlands find Vergleiche, die 
nicht ftihhaltig find, meil fte mit den Verhältniffen der Dinge 
bei uns im grellſten Widerfpruche ſtehen. 

„Die groß 3. B. in Ungarn die Grundſteuer ift, geht aus 
einer Ziffer hervor, die hier nicht angegeben, die aber doch 
befannt ift. 

„Die im vorigen Sabre aufgelaufenen Steuerrüdftände 
haben 8 Millionen Gulden betragen; das ift bei einer Steuer 
von 14 Millionen ein unerhörtes Verhältniß, und es ift zu 
befürchten, daß heuer diefe Rüdftände nicht Heiner, fondern 
viel größer feien. 

„Derartige Schwierigkeiten bei der intreibung von 
Steuern und berartige Rüdftände überzeugen wohl am mei- 
ften und liefern den beften Beweis, daß das Ausmaß und 
die Höhe der Grundfteuer eine ungeheuere fei. Ich laſſe mich 
nicht weiter ein; ich finde es vollkommen begründet und ganz 
richtig, wenn das Comité diefe traurige Tage als Folge des 
Grundſatzes dargeftellt hat, ber feit einer Keihe von Jahren 
immer nur neue Laften ſchafft und doch nicht im Stande 
war, das Eingehen der Steuer zu erzielen. 

„Den Einwurf Sr. Erxrcellenz gegen die bloße Belaftung 
der Eintommenfteuer, welche auf die Grundrente entfällt, finde 
id nicht gerechtfertigt. Jede Beftenerung der Grundrente mag 
allerdings ihre Schattenfeiten haben, aber ich glaube nicht, 
daß das Comité für alle Fälle und Zeitumftände den Grund» 
fat ausgejprochen hat, daß die Steuer biefelbe fein foll; ein 
folder Grundfaß eriftirt nicht. Niemand in der Welt kennt 
biefen Grundſatz. In ganz Europa gibt es keine Grundfteuer, 
welche feit 50 Jahren immer eine und diefelbe geblieben wäre, 
Einige Länder find fo glücklich, wie z. B. Würtemberg und 
Sachſen, mo fie ſehr nieder und gering ift und feine Erhö- 
hung vor ſich gegangen iftz dort fteht fie viel niederer als in 
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Defterreih. Aber die Auffaffung und Firirung der Grund—⸗ 
rente war ganz natürlich, Die Herren des Comité's find, fo 
wie alle, die Grund und Boden befiten, burch die Erfahrung 
belehrt worden, daß fo außerordentlide Erhöhungen der 
Steuern nirgends in der Welt in dem Mafe wie in Defter- 
reich eingetreten find. 

„Sch bitte zu bedenken, daß, befonders was Ungarn be- 
trifft — ich fpredde hier nicht etwa vom Jahre 1847, fomit 
nit von einer Periode vor 13 Jahren, nein, ich ſpreche vom 
Sahre 1853, alfo von einer Peride vor erft fieben Jahren — 
daß die Steuer im Allgemeinen drei» big viermal — in man- 
hen Ausnahmsfällen fogar vierzehnmal höher bemeflen ift, 
als im Jahre 1853; das ift in den Steuerverhältniffen noch 
gar nie vorgefommen. Die große Mafje des Publikums ift 
darüber höchſt unzufrieden und Tann die Steuer nit er- 
ſchwingen, weil die Steigerung zu fchnell erfolgt und die Zeit 
des Anmwachfens derjelben zu kurz if. 

„In Böhmen, Mähren, Galizien (wie groß dort and) die 
Steuer fein mag) ift wenigftens der Vortheil, daß die Steuern 
nad und nad, allenfalls fett 100 Jahren, angewadjjen find, 
und daß in dem Maße, als die Steuern zunahmen, and alle 
Berhältniffe fi diefer Zunahme der Steuer angepaßt haben. 
So ift es mit der Eontribution, fo mit den Straßen und 
nad allen Richtungen Bin. 

„Es ift eine allmälige Steigerung leichter zu ertragen, als 
eine Steigerung, die über Nacht kommt. In Betreff meines 
Baterlandes ift alfo die Beſteuerung um fo brüdender, weil 
fie fehr fchnell kam, weil man den Berhältniffen nicht Zeit 
‚Tieß, fi) denfelben anzupaffen und darnad) zu modeln, und 
weil insbefondere Landwirthfchaft und Aderbau ſich nicht jo 
ſchnell entwideln konnten. 

„Dazu kam noch die plötzliche Abſchaffung und das Weg- 
fallen der Frohnen, welche eine Vermehrung der Arbeiter 
unmöglich fo ſchnell eintreten laſſen konnte — lauter Mo— 
mente, warum man in Ungarn jetzt über die Grundſteuer ſo 
außerordentlich klagt und fie fo ſehr fühlt. Ein ſolches Wach— 
ſen der Steuern in 5, 6 und 7 Jahren iſt noch gar nicht in 
ben civilifirten Rändern vorgelommen. j 

„Das Comité weifet ferner im legten Abfage hin auf bie 
Entwidiung, welde für die Berbefierung der Landwirthichaft, 
‘4 B. Commaffation, Feldpolizei, Waſſerrechte u. |. w. noth- 
wendig wird. Das find jedoh Sachen, die ich heute nicht 
vorbringen will, 
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„Ich lebe in der füßen Hoffnung, daß diefer Gegenftand 
vielleicht einmal blos vom nationaleungarifchen Standpunfte 
wirb erörtert werden können. Aber Ein Wort kann ih in 
einer Beziehung — was nämlid den Realeredit betiifft — 
unmöglich verſchweigen. Es find im diefer Beziehung feit 
Sahren alle mögliden Schritte gefchehen, um die große öfter- 
reichiſche Monarchie mit mehr als zwei Realcredit-Inftituten 
zu verfehen. 

„Das eine ift in Wien fo unglüclich eingeleitet worben, 
daß es nicht ben Erwartungen und Bedürfniffen entſprochen 
—F Der Urſachen ſind viele, ich will ſie nicht näher be— 
euchten. 

„Das zweite derartige Inſtitut iſt in Galizien, in Lem- 
berg, und hat auch volle 24 Jahre zur Entwicklung gebraucht. 

„Es ift im Sabre 1816 angeregt worden, und im Jahre 
1840 in’8 Leben getreten. 

„Ein drittes haben wir nit. Wenn wir die Nachbar- 
länder dagegen anfehen, fo ift auch in diefer Beziehung un- 
jere ſchöne Monardie ſehr zurückgeblieben. 

„Das Meine Preußen hat 19 ſolcher Inſtitute. 

„Hier ift man ſeit etwa 4 bis 5 Jahren auf dem Wege. 
Bon Ungarn und Böhmen aus, weiß ich fo viel, daß wir 
neue Inſtitute verlangt haben, welche aber auch doch noch 
dafelbft.viel zu wünfchen übrig laffen werden. Für das un- 
geheuere Bebürfni der Monarchie find aber die beftehenden 
Inftitute noch viel zu wenig. Nicht in Betracht des Scul- 
denmachens, nein, das meine ich nicht, denn an Schulden 
baben mir ziemlich genug, fondern ich meine bezüglich des 
Nealcredits, bezüglich der Rückzahlung. 

„In diefer Beziehung kann ich nicht anderes als das gü— 
tige Entgegenfommen des Herrn Minifters des Innern und 
des Herrn Neichsrathes v. Plener anzuerkennen, ſowohl 
Ungarn gegenüber, als auch daß in Ietterer Zeit alle mög- 
lichen Erleichterungen und Verſprechungen gefhehen find. 

„Sch möchte im Berichte nur darauf hinweiſen, daß Real⸗ 
ereditinftitute in gehörigem Ausmaße und den Bedürfniſſen 
der ganzen Monarchie entfprechend in's Leben gerufen wür- 
den, denn es iſt weder eines in Ungarn, noch eines in 
Böhmen, und ich bin überzeugt, daß diefer Zweig des Ere- 
dites in der öfterreichiichen Monarchie einer außerorbentlichen 
janugrößerung, Berbefferung und nothwendigen Entwidlung 

ig iſ. 

„Es iſt im Berichte nur im Allgemeinen davon die Rede; 
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ich glaube aber, es follte darüber doch ein Bischen mehr ge— 
fagt werden, da e8 mit dem allgemeinen Wohl der Monardie 
fo enge zufammenhängt. 

„Auch glaube ih, daß die Sache nicht fehnell genug in 
Angriff genommen werden kann, und daß man für die Zu— 
funft die Staatsverwaltung auf das Ernfthaftefte bitten follte, 
die Sache nicht zu erjchweren, was leider feit fieben bis acht 
Jahren gefchehen ift. 

„Es wurde fogar gefagt, die Centralifation vertrage es 
nicht, es ſeien dies particulariftifche Beftrebungen und centri- 
frugale Kräfte äußerten fi. Ie mehr man den Banken ver- 
traue, deſto gefährlicher werde es für die Einheit der Mto- 
uardhie gehalten. 

„Das habe ich felbft aus dem Munde höherer Staats» 
männer gehört, und es hat mich immer fehr traurig gemacht, 
denn die unglüdfeligen Principien der Centralifation haben 
uns auch in dieſer Beziehung einen ungeheuren materiellen, 
moralifhen und noch mehr politifden Schaden gebracht. 

„Die hauptfächliche Wirkung davon aber ift, daß viele 
Jahre vorbei gegangen find und nichts gejchehen ift, daß Feine 
Abhilfe getroffen wurde. Länger als durd 7 bis & Jahre find 
Geſuche und Borftellungen gemacht worden, aber Alles bat 
nichts genüßt; erft feit neuerer Zeit, erſt jet haben die bei- 
den Minifter des Innern und der Finanzen zum erften Male 
nad) 7 bis 8 Sahren die begründete Hoffnung gegeben, daß 
vielleicht Feine bureaufratifhen Schwierigkeiten, feine neuen 
Unterfuhungen und Anftände gemacht werben, 

„Es ift dies der Wunſch der Bewohner in den Kronlän- 
dern, daß zur Begründung und Vermehrung des Realcredites, 
namentlich in der Zulunft, mit größerer Liberalität vorge- 
ſchritten und nit fortwährend Einſchränkungen und Erſchwe⸗ 
rungen, ſondern vielmehr Erleichterungen von Seite ber 
Staatsverwaltungen gemacht werden. Es ift nicht zu fordern 
und zu erwarten, daß die Regierung mit Capitalien vorgebe; 
dies iſt nicht möglich und nicht denkbar; aber es ift fehr zu 
wünſchen und auch ausführbar, daß die Regierung in allen 
Städten und in allen VLändern der Monarchie, in allen Or- 
ten, wo das Bedürfnif vorhanden ift, gegen Sicherftellung 
vor Unfug, Betrügereien und Mißbräuchen, jo wie in neuerer 
Zeit Sparcaffen, nun auch Ereditinftitute fchaffe. 

„Dan ſoll fagen: fie jollen machen, was fie wollen; man 
muß die Leute nad) dem Grundſatz des laisser faire walten 
lafien und nicht fürchten, daß diefe Vermehrung der Erebit- 
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inftitute einen Einfluß auf den Cours der Staatspapiere 
äußern werde. Das ift eine Anficht, die man feit 20 Jahren 
verfolgt, und ich beforge, daß gerade das Umgekehrte der Fall 
it. Ih bin ganz der Meinung: je mehr Creditinftitute im 
Lande, defto mehr wird dies dem Staate Geld zuführen, wenn 
nur fonft die Verbältniffe das Vertrauen erweden Tönnen. 
Was hat es in Galizien geſchadet, daß die dortigen ftändi- 
ſchen Creditinftitnte feit 40 Iahren beftanden? Was hat es 
dem Courſe der Staatspapiere gejchadet? Seit diefe Anftal- 
ten Pfandbriefe ausgegeben haben, Hat fein einziger Menſch 
weniger Staatspapiere, und fo ift es überall, Eben jo wenig 
bat die öfterreichifche Nationalbant mit ihren 50 Millionen 
Pfandbriefen Einfluß auf den Cours der Staatspapiere geübt. 

„Es find ganz andere Gründe, welche das Publikum, 
ganz andere Berhältniffe, welche die Capitaliften veranlafien, 
Creditpapiere zu kaufen fatt Staatspapiere. 

„Nirgends wohl in ganz Deutſchland, noch irgendwo in 
Frankreich, hat der Einkauf der Pfandbriefe den Werth der 
Staatspapiere beeinträchtigt. 

„Sch bin feft überzeugt, daß, wenn man eine gefunde 
Politif verfolgt, wenn man dieſes Princip annimmt, daß es 
nur nüßen und nicht Schaden wird in der Entwidlung, und 
ebenfo bin ich feft überzeugt, daß die Staatsverwaltung ſich 
niht nur direct, fondern auch indirect den größten Nutzen 
verichaffen wird.“ 

Der Herr Reiter des Finanzminifteriums wieder- 

holte die Bemerkung, daß feine Abficht nicht dahin gehe, fi) 
meritorifc) gegen die Idee auszufprechen, die Grumbdfteuer in 
eine ftabile und in eine wandelbare zu jcheiden. — Die Idee 
babe allerdings Einiges für fi, im gegenwärtigen Momente 
würde aber der Reichsrath durch die Annahme des Comite- 
Antrages auf das Feld der Steuerreform treten, für welde 
die vom Comité beantragten Grundſätze wirklich maßgebend 
und vorausbeftimmend wären. 
Er wiederhole e8 daher, daß er fih nur in formeller Be- 
ziehung gegen den Komitdantrag ausgefprodhen Habe, er 
glaube namlich, daß der hohe Reichsrath nicht einen Antrag 
auf eine bei der Steuerreform als Regel feftzuhaltende Rich— 
tung ftellen folle, jondern daß die betreffenden Andeutungen 
de8 Comité's der Regierung lediglich zur angemefjenen Würdi⸗ 
gung und Berüdfichtigung zu empfehlen wären. 

Der Minifter des Innern: „Ich gehöre einem Lande 
an, welches das Glüd hat, ein folches Creditinftitut zu be⸗ 


442 Eilfte Sitzung vom 15. September 1860. 


ſitzen, und ich erkenne vollkommen die Wohlthaten, die dar- 
aus für das Land entftehen. 

„Ich kann aber in Betreff diejes Inftitutes, welches ih 
enau kenne, weil ich ihm angehörte, von feiner Errichtung 
i8 zu dem Augenblide, wo id) zur Leitung des Minifte- 

riums des Innern bieher berufen worden bin, nur bedauern, 
daß urfprünglich eine zu geringe Baſis zur Verabreichung 
von Darlehen feftgefeßt wurde. Ein derartiges Imftitut fol 
nit nur feine Wirkſamkeit auf den großen Grundbeftter be- 
Schränken, ſondern auch die Heineren Beſitzer berüdfichtigen, 
und wenn biefes erreicht fein wird, dann erft werden bie 
wohlthätigen Wirkungen diefes Imftitutes in ihrem vollen 
Maße hervortreten, 

„Ich gehe von dem fo eben berührten Grundfage aus 
und will allen Ernftes dahin arbeiten, Alles aufzubieten, da⸗ 
mit in fämmtlichen übrigen Ländern ähnliche Inftitute fid) 
entwideln. Bis jetzt war mir dies nicht möglich, weil die 
Borlagen nicht vorhanden waren; nur bezüglich zweier oder 
eigentlich dreier Länder liegen fie vor. 

„In Ungarn hat fi eine Gefellichaft gebildet, welche ein 
ziemlich bedeutendes Capital garantirt hat.“ 

Graf Barks czy berichtigt, daß dort nur Gründer und 
nicht eine Geſellſchaft ſei. 

Der Herr Minifter bes Innern: „Ich bin noch nidt 
näher in die Sache eingegangen. Allein im Principe hat 
Se. Majeftät für Ungarn geftattet, daß fi mit den Grün— 
bern in eine Verhandlung eingelafjen werde; die® wird aud 
geichehen, jedoch mit Wahrung defien, daß, wenn das Land 
als ſolches die Gründung eines derartigen Inftitutes in's 
Leben rufen will, die Gründer, die fich dermalen um bie 
fragliche Conceſſion bewerben, zu jeder Zeit an das Land die 
ihnen eingeräumten Befugniffe übergeben müffen, denn das 
muß dem Lande unter allen Berhältniffen gewahrt bleiben 
und kann nicht den Gründern überlaffen werden. 

„In Croatien ift auch ein ähnliches Inſtitut, jedoch find 
diejenigen Herren, die fih für die Sade intereffirt haben, 
feit der Zeit nicht mehr bei mir erfchienen, um die in Anre- 
gung gebrachte Angelegenheit zu verfolgen. 

„In Betreff der ungarifchen Gründer glaube id im näd}- 
fien Monate in der Lage zu fein, die Sade in Angriff zu 
nehmen und ihrem Ziele zuzuführen. 

„Dann ift aus dem Königreihe Böhmen eine ähnliche 
Borlage eingelangt. Diefe ſchien mir vor der Hand nicht fo 
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geartet zu fein, um auf Grundlage berjelben das Geſchäft in 
Angriff zu nehmen, weil darin von Seite der Antragfteller 
der Grundſatz ausgeſprochen worden ift, daß die Garantie 
von dem Lande oder bezüglich dem Domefticalfonde über- 
nommen werde. In diefem Moment habe ich mich darauf 
noch nit eingelaffen und bin noh mit dem Herrn 
Statthalter in Lorrefpondenz, um die Sache fo bald als 
möglich zu fördern und auszugleichen. Weil auch noch weiter 
von einem Herrn Vorredner der Sparcaffen Erwähnung 
gemacht wurde, jo muß ich auch meinerfeits bemerfen: Wenn 
die Sparcafien fi mehr und mehr entwideln, fo wird dies 
beftimmt. nur zum Wohle der Gefammtheit gejchehen. 


„SH theile vollfommen die Anfiht und fehe, wie in 
farzer Zeit, namentlich ſeitdem Tiberale Grundjäge bei Grün- 
dung folder Anftalten angenommen wurden, bdiejelben zum 
Wohle der Länder fich wohlthätig entmwideln, und zwar ent- 
ftehen nunmehr derlei gemeinnütige Inftitutionen nicht nur 
im Centrum des Landes, fondern auch in einzelnen Kreijen 
und Bezirken, ja fogar in Städten. — In diefer Richtung 
arbeite ich fort und babe, ſeitdem ich das Minifterium des 
Innern übernommen, fehon fehr viele derlei Inftitute beftä- 
tiget und in jüngfter Zeit gefehen, daß fie fich feitdem im 
ihrer Lebenskraft immer mehr und mehr entwidelt haben.“ 


Freiherr v. Lichtenfels bemerkt in Bezug auf den An- 
trag, die Pupillarcapitalien den Hypotheken zuzumenden, und 
insbejondere den Heinen Grundbefitern, daß zu folchem Ende 
bereit8 Verfügungen getroffen worden feien. Für's Erfte 
jeien cumulative Waifencaflen eingerichtet worden; zweitens 
fei bereits durch Minifterialverorbnung vom Jahre 1858 der 
Ausdrud des allerhöchſten Willens ergangen, daß aus den 
cumulativen Waifencafien Gelder zunädft immer auf Hypo—⸗ 
theken, und nur dann, wenn fidh feine annehmbaren Hypotheken 
fünden, in Staatspapieren angelegt werden bürfen. Er glaube 
aber, daß dieje Verordnung nur dann ihre volle Wirkung 
haben werde, wenn bie weiteren Anordnungen noch in Boll- 
zug geſetzt werben, die damit in Verbindung gebracht worden 
find, und zwar, daß den Gemeinden der Einfluß auf bie 
Pupillarcapitalien und Waifencaffen eingeräumt werde. Weber 
diefen Gegenftand fei eine allerhöchjfte Verfügung bereits an 
den Minifter des Innern ergangen, und wenn die Gemeinden 
Einfiuß auf die Verwaltung der Pupillarcapitalien und Wai- 
jenlafien erhalten, dann werden fie auch in der Lage fein, 
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diefe Pupillar- und Waifencapitalten dem Grundbeſitze zuzu⸗ 
wenden. 

Graf Elam: „Die hohe Wichtigkeit des Gegenftandes, 
um ben e8 ſich bier handelt, und der Einfluß, welchen er 
ausübt, ſowie fein Zufammenhang mit dem höchſten Jutereſſe 
des überwiegenden Theiles der Monarchie läßt es mir ale 
Pflicht ericheinen, die Bitte zu ftellen, den betreffenden Punkt 
des Berichtes etwas näher zu erläutern, einige der befonderen 
Daten und Ziffern dem hohen Reichsrathe mitzutheilen, welde 
das Comité veranlaft haben, dem Berichte dieje allgemeine 
furzgedrängte Tertirung zu geben, und dabei auf einige Be 
merlungen zu erwiedern, weldhe von Seite des Herrn Leiter 
des Finanzminifteriums gemacht worden find. 

„Der Bericht geht zunächft 1. davon aus, die abfolute Hähe 
der Steuern hervorzuheben, 2. die Steigerung, ihre raſche 
Steigerung, und zwar ihre Steigerung in einer fehr ungün- 
ftigen Zeit, und 3. das Berhältnig der Beftenerung des 
rundes und Bodens zu der Befteuerung des beweglichen 
Capitals hervorzuheben; und endli 4. die Widerfprüche an- 
zudeuten, welche im eigentlichen Befteuerungsiyfteme durd 
die Anwendung von zweierlei Steuern liegen. 

„Sn erfter Beziehung, nachdem der Herr Leiter des Finanz⸗ 
minifteriums felbft darauf hingewieſen bat, muß ih aud 
meinerjeit8 die Beftenerung des Königreiches Böhmen zur 
Sprade bringen. Es ift das eines ber höchft beftenerten Län- 
ber; eben darum aber dürfle e8 aber von Interefle fein, gerade 
diefe Befteuerungsverhältniffe in’8 Auge zu fallen, nachdem 
e8 offenkundig ift, daß es gewiffermaßen als das nenefte und 
beſte Product der DBefteuerung nad dem jeßigen Syfteme 
betrachtet wird, und daß gewiflermaßen die anderen Pro- 
vinzen wetteifern follen, diefem Vorbilde der Beftenerung 
nachzukommen. Es dürfte aljo von Intereſſe fein, diefe Ziffern 
etwas näher ins Auge zu faflen. 

„Böhmen zahlt im Ganzen 17*/,, Millionen an directen 
Steuern; davon kommen 5'/, Millionen auf den Realbefit; 
Böhmen zahlt 9%, fl. auf den Kopf, ungefähr 48.000 auf die 
Duadratmeile und ungefähr 1 fl. 24 fr. auf das Jod. Das 
find Zahlen, welche fo jehr außer dem Verhältnifſe gegenüber 
der Befteuerung aller Nachbarländer ftehen, daß ſich ein Ber: 
gleich faum machen läßt. Es find z. B. während in Böhmen 
9%/, fl. auf den Kopf entfallen, in Baiern nur 4%, fl. zu 
zahlen und 15,000 fl. für eine Duadratmeile, alſo faum ber 
dritte Theil. In Preußen kommen durchſchnittlich 19 fr. anf 
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das Joch. In der Rheinprovinz, welche über Ueberbürdung 
geklagt hat, 35 kr. in der preußiſchen Provinz Sachſen 42 kr., 
in Böhmen aber 1 fl. 24 fr. Soviel von der abfoluten Höhe. 

„Die relative Steigerung, welde in dem furzen Zeit- 
raume von 12 Jahren ftattfand, beträgt beiläufig 143 Percent 
bei den bdirecten und nur 120 Percent bei den indirecten 
Steuern. Ich will diefes an einem concreten Beifpiele erficht- 
lich machen. Ein Bauernhof mit 33 Joch Gründen, welder 
alfo auf ungefähr 400 fl. Ertrag gerechnet und gejhäkt ıft, 
hat im Jahre 1847.26 fl. 37 Tr. bezahlt; außerdem an Zu⸗ 
ihlägen und Reluitionen für Robot 15 fl. 17 r., alfo im 
Ganzen 41 fl. 54 !r.; im Jahre 1860 zahlt er an Steuern 
98 fi. 1 kr. außerdem an Zufchlägen 25 fl. 9 kr. zufammen 
alfo 123 fl. 10 kr., alſo 300 Bercent von dem, was er im 
Jahre 1847 gezahlt Hat. Wenn man nun bedenkt, daß 400 fl. 
der Ertrag find, fo bleiben von demjelben 276 fl. 90 fr. 
Nehmen wir nun an, daß dieſe Hypothef um */, des Werthes 
verſchuldet iſt, — und da gilt fie no immer als Pupillar- 
Sicherheit — fo bleibt für die Wirtbfchaft ein Neinertrag 
von 10 fl. und doc foll diefe Wirthichaft, welche 10 fl. trägt, 
ihren Mann ernähren und foll noch bis zu diefen Betrage 
Bupillarfierheit gewähren. Es kommt ein Befteuerungsiyften 
das mehr als '/, des Ertrages in Anſpruch nimmt, offenbar 
in Widerjpruch mit dem Kivilgefeße, nad) welchem die Pu- 
pilfarficherheit bis zu */, des Werthes reicht. 

„Diefe Steigerung entſpricht aber durdaus nicht der 
Steigerung des Wohlſtandes in den lebten 12 Jahren. 

„Wenn auch der Wohlftand in gewiffen Claffen geftiegen 
ift, fo ift das Land doch im Allgemeinen jelbft einer Verar⸗ 
muug entgegen gegangen; ein Symptom, welches kaum zu 
verkennen ift. Aber felbft abgefehen davon, wie ſchon früher 
erwähnt, ift die geringere Steigerung der indirecten Abgaben 
ein deutlicher Beweis, daß der Wohlftand und die Steuer- 
fähigkeit nicht im felben Berhältniffe wie die Steuer felbft 
zugenommen haben, wie auch im Berichte des Comité's an- 
geführt if. In diefen 120 Percent der Steigerung find die 
Erhöhungen der Steuerſätze mit enthalten; es ift alfo die 
Steigerung der Conjumtion bier viel geringer, Nur muß 
man bedenken, daß in diefer Periode die ganze Umwandlung 
des Bewirthichaftungsfyftens für Groß und Klein eingetreten 
ift; der Uebergang von der Naturalwirthichaft zur Geldwirth- 
ſchaft bewirkt, daß viele erhöhte Anforberungen jeder Art an die 
Grundbefiger geftellt und deren Leiftungen dadurch größer wurden. 
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„Das Abfatverhältnig hat fi nicht gebeflert, ſondern 
eher verſchlechtert; der Preis ift in keinem Verhältniſſe zur 
Progrefiion der Steuern geftiegen, und endlich auch, wie hier 
betont und in diefer Debatte angeregt wurde, haben fich die 
Greditverhältniffe weſentlich verfchlimmert. 

„Der Herr Leiter des Finanzminifteriums bat gegenüber 
allen diefen Bemerkungen über bie relative Steigerung der 
directen Steuern berporgehoben, daß im Jahre 1847 das 
Berhältniß der Grundfteuer zur gefammten Befteuerung, wenn 
ich e8 richtig aufgefaßt habe, ein noch ungünftigeres für die 
Grundftener war, als in den Jahren 1859 und 1860. 

„Allein eine relative Verminderung um 2 Percent reprä- 
fentiren bei einer jo großen Steigerung der Gejammtbeträge 
eine ſehr bedeutende abjolute Erhöhung. 

„Seit dem Jahre 1847 find aber neue Steuern binznge- 
treten und wenn troßdem das Berhältniß der Grunbfteuer 
zu der Gejammitbeftenerung nur um zwei Percent fidh ver- 
ringert hat, fo liegt hierin fogar eine relative Steigerung. 

„Sn diefer Periode der Steigerung der Steuer tft aber 
auch eine wefentliche Erſchwerung des Credits und eine Ber- 
fiegung der Geldquellen für den Grundbefiß eingetreten. 

„Es ift hier in dem Berichte des Comité's dieſer Punkt 
erörtert, aber auch Hingewiefen worden auf die Placirung 
der öffentlihen Fonds in Staatspapieren, und dies ift von 
Str. Excellenz in Abrede geftellt worden. Ich muß mir aber 
erlauben, bier nur auf das Nationalanlehen hinzumeifen; da 
war wohl ein directer Einfluß der Regierung, und zwar in 
hohem Maße vorhanden auf die Placirung von Fonds in 
Staatsobligationen. Diefe Duantitäten Gelder, diefe großen 
Summen find größtentheils dadurd dem Realcredite entzogen 
worden. 

„Ich ſage nicht, daß es anders fein konnte; es ift eben 
gefchehen. Es find darnad) endlich Weifungen an die Unter- 
behörden ergangen, ob vom Centrum aus oder nicht, weiß 
ich nicht, aber daß Berordnungen ergangen find, kann ich 
beftätigen. In dieſem Augenblide bin ich zwar nicht im 
Stande, Beijpiele anzuführen, aber ich könnte mir leicht die 
Nachweiſe verichaffen, daß ſowohl an Bormundichaftsbehörden 
die Weifung ergangen ift, einen Theil von Vormundſchafts⸗ 
geldern in Staatspapieren zu verwenden, al® auch in Bezug 
auf die Waifengelder. 

„Dieſe Verfügungen find getroffen worden, vom Centrum 
aus oder nicht, weiß ich, wie gejagt, nicht.“ 
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Der Herr Minifter bes Innern: „Bom Centrum 
aus,” 

Der Herr Leiter des Finanzminiftleriums: „Vom 
Finanzminifterium aus erging feine ſolche Weifung.“ 

Graf Elam: „Mit Einem Worte, fie find ergangen. Ges 
genüber biefer Steigerung ift die Steigerung der Rüdftände 
feine auffallende Erfcheinung. Der Herr Leiter des Finanz- 
minifteriums glaubt diefe Steigerung der Rüdftände als fein 
jo bedeutendes Moment hervorheben zu jollen. Ich halte dies 
auch nicht für fo wichtig, für viel wichtiger jedoch, daß zu- 
gleih mit diefer fo großen Steigerung der Steuerbelaftung 
die Confumtion von Salz und Eijen abgenommen hat. Das 
ift eines der bedauerlichften Symptome, welches recht eigent- 
ih den Grundbefis und Wohlftand in feiner Wurzel anges 
griffen und gefährdet zeigt. 

„Der dritte Punkt, der im Berichte weſentlich betont ift, 
betrifft da8 Verhältniß der Beftenerung des rundes und Bo— 
dens zu dem beweglichen Capitale. Hier würden vielleicht 
einige Ziffern einen fchlagenden Beweis liefern. Das gemerb- 
lie Kapital zahlt 3.8. in Böhmen im Ganzen 1.577,000 fl., 
die dritte Klaffe der Einfommenftener beträgt 2.010,000 fl., 
zufammen alſo 3.587,000 fl., der Realbefitz aber zahlt allein 
an Kriegszufchlag 2.700,000 fl.! 

„Dies ift das Berhältnig der Befteuerung von Grund 
und Boden zu derjenigen des beweglichen Capitals, und ich 
glaube, man wird doch nicht behaupten, daß das bewegliche 
Capital in Böhmen zu dem Nealbefige im Verhältniß wie 
1 zu 50 ftehe? 

„Ich Tann dies Beiſpiel nocd) mehr ausführen in Anmwen- 
dung auf den einzelnen Fall. Nehmen wir 3. B. einen Ren- 
tenbefiter , der ein reines Einfommen von taufend Gulden 
dat, gegenüber einem Grundbefiger, der dasjelbe Einkommen 
befittt. Der Grundbefter mit feiner Einnahme von 1000 fl. 
zahlt: 213%/, fl. an directen Steuern, 26%, fl. an Kriegszu- 
Ihlag, dann 42%), fl. ale Landeszuſchlag, aljo in Summe: 
282°/, fl. — Der Eapitalift von 1000 fl. hingegen zahlt an 
Einfommenftener 50 fl., an Kriegszuſchlag 10 fl., Landeszu⸗ 
ſchlag 10 fl., Summe 70 fl., alſo gerade den vierten Theil 
don dem, was der Grundbeſitzer zu Teiften hat. Diefer zahlt 
daher 400 Bercent von dem, was ber Kapitalbefiter zahlt. 

„Ih fage dies nicht, um dem beweglichen Capital gleich- 
als die Segnungen zuzumwenden, die dem Grundbefitze er- 
wieſen worden find, aber ich. glaube, auf dieſe Unbilligfeit 
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hinweifen zu follen. Dieſe Unbilligleit wurzelt wejentlich im 
Befteuerungsigfteme, und zwar in dem Punkte, welcher eben 
in der Schlußformulirung hervorgehoben morben iſt. Die 
Grundfteuer ift in dem kaiſerlichen Patente vom October 
1849 mit einer Einfonmmenfteuer in Verbindung gebradt 
worden. Es ift dort in dem Terte des Paragraphs und aud 
in den Motiven diefes Patentes ausdrücklich anerkannt, daß 
alle verfchiedenen Duellen des Einkommens nad gleichem 
Maße beitragen follten. Das Reſultat davon aber war, daß 
der Grundbefig mit 21%, Percent und das Einlommen mit 
5 Bercent befteuert if. Wenn dies alfo nicht ein fchreiender 
Widerſpruch zwiſchen dem Grundfage und feiner Anwendung 
fein fol, jo kann der Grund jchlieflih nur darin Tiegen 
(was auch in den Motiven ausgeſprochen ift), daß die Grund- 
fteuer eigentlich mit 16 Percent des Neinertrags als Grund⸗ 
laft betradgtet wird. Wäre das nicht der Fall, würde dies 
von Seite des Finanzminifteriums beftritten, fo ift es eine 
ſchreiende Ungerechtigkeit, indem es in dem Grundſatze des 
Geſetzes Heißt, daß alles Einfommen nad gleichem Maßftabe 
beitragen ſoll und es doc nicht gejchieht. 

„Aber eben, um nicht zu diefer Ungerechtigkeit zu gelan- 
gen, muß jener Grundfat auch anerkannt werden. Webrigens 
ift er ein folcher, der über alle Zweifel erhaben ift, und nidt 
blos eine theoretiſche Auffaffung, welcher eine andere gegen- 
über gehalten werden kann. 

„Man kann fagen, es möge von diefem Grundfage in 
einem oder dem anderen Lande abgejehen werden; aber jo- 
bald man außer der Grundfteuer eine wanbelbare Einkom— 
menſteuer erhebt, muß man fih aud zu dem Grunbjaße 
befennen, daß die Grundfteuer unmwanbelbar fei. Autoritäten 
in diefem Fade, namentlich in England, haben e8 ausge 
fprochen, daß der Grundbeſitz nie anders befteuert werden 
fol, als wie die anderen Einfommenzweige, und daß jeder 
Verſuch, befondere Laften darauf zu häufen, in letterer Ana- 
Infe auf die Eonfiscation von Grund und Boden Hinaus- 
läuft. Das ift ein Grundfaß, deſſen Mißachtung in weiterer 
Entwidelung eben fo gut zur Kaffirung der Staatsjchuld, 
wie zum allgemeinen Umfturze führen könnte, weil es ein 
Präcedenzfall wäre für den Umfturz eines jeden Rechtes. 
Daher hat das Comité volllommen richtig diefen Grundfag 
hervorgehoben, fowie die Nothwenbdigfeit, nicht einen umd 
denfelben Gegenftand zweimal zu befteuern, und auf dieſe 
Weife jede diefer Steuern wieder arbiträr erhöhbar zu machen. 
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„Seit dem Jahre 1849 ift die Ziffer der Steuer in den 
Ländern noch weſentlich erhöht worden, in melden die Ka- 
taftralfhägungen vorgenommen worden find. Wohin ein jol- 
ches Berfahren führt, ift nicht nothwendig, erft näher zu be= 
leuchten. Ich erwähne 3. B. Böhmen (was ich vorzüglich im 
Auge habe), wo in jenem Theile, rückſichtlich defien mir bie 
Biffernachweife vorliegen, die Wieſen einen fehr geringen 
Ertrag liefern und meift nur in Folge einer künſtlichen Be— 
wäflerung oder Entwäfferung ertragfähig gemacht werden. 
Dort ift nad dem neuen Katafter die letzte Claffe der 
Biefen höher befteuert, al8 die einzige Klaffe der Wiefen 
in Oberöfterreih, dem Lande des üppigften Graswuchſes! 
Das ift ein Refultat, welches mit der Wahrheit und den na- 
türlihen Berhältniffen in directem Widerfprucdhe fteht. Diefen 
Erträgnißſchätzungen des Katafters gemäß wurden in den 
legten zehn Jahren die urjprünglichen Steuern erhöht. In 
Folge diefer Steuererhöhung find aber auch die Zufchlags- 
percente der Einfommenfteuer erhöht worden, nad) dem Grund- 
fage: „Ie mehr man fehon zahlt, deſto mehr muß man nod 
befteuert werden“, d.h.in dem Maße, ald man mehr „Grund- 
feuer” zahlt, muß man aud) noch mehr „Einfommenftener“ 
zahlen. Jedoch nicht genug, daß man mehr an Grund- und 
Einfommenfteuer zahlt, muß man aud) noch um fo viel mehr 
an den betreffenden „Steuerzufchlägen” zahlen. Jeder dieſer 
Zufchläge aber trifft den Grundbefiger nicht mit 5, fondern 
mit 21'/, Bercent. Daß diefes eine fehreiende Ungerechtigkeit 
ift, glaube ich, dürfte kaum zu leugnen fein, eine Ungered)- 
tigleit, von weldjer man fich weder in der Theorie, nod in 
der Praris leiten Yaffen darf, und deshalb glaube ich nicht, 
daß es eine Arrogirung eines Standpunktes ift, welcher dem 
hohen Reichsrathe nicht zukömmt, wenn er den Wunjch nad 
Befeitigung dieſes Uebelftandes ausjpricht, ohme fi) dabei 
auf dem Standpunkte der Steuerreform, wie dieſes zu ge— 
Ihehen habe, ob fo oder fo, zu ftellen; jondern die hohe Ber- 
fammlung möge nur als Grundſatz aufftellen: „daß dieſe 
Ungerechtigfeit bejeitigt und vermieden werden möge.“ 

„Ich muß diefer Betrachtung nur noch hinzufügen, daß 
dag, was von der Steuer und der Unbilligleit durch die 
doppelte Befteuerung gilt, auch in höherem Maße von ben 
Örundentlaftungs-, Kandes- und Kriegszufhlägen u. |. w. 
Geltung habe, welche alle in erhöhtem Maße auf die Grund⸗ 
fteuer fallen. Der Grundbefiger zahlt 2%, Percent von feinem 
Einfommen, der Capitaliſt 1 PBercent, alfo zahlt der Grund- 
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befiger um *%/, Bercent (und das für den bloßen Kriegszu- 
ſchlag) mehr, als das bewegliche Kapital. In Böhmen macht 
das 900,000 fl. aus, beinahe fo viel, als das Orbinarium 
der Erwerbfteuer. Die Landes-, Gemeinde- und andere Zu- 
ſchläge maden eine ungeheuere Summe aus; e8 wird aber 
nicht einmal ein compte rendu darüber gegeben, jondern nur 
gefagt: „jo und fo viel muß jährlih an dieſen Zufchlägen 
gezahlt werden.” 

„Der Gemeindevorfteher jagt niht, wozu und wie diele 
Gemeindezuſchläge verwendet und wie fie verwaltet werben, 
oder ob vielleicht Reſte da find für das nächſte Jahr, melde 
fruchtbringend angelegt werden können. Bon alledem erfährt 
man nichts. 

„Gegenüber einer ſolchen volllommen arbiträren Bermwen- 
dung, die Grundſteuer als eine fo elaftifche Befteuerung hin— 
zuftellen, ift aber ein höchſt gefährliches Princip, eine Schraube 
ohne Ende, welche bis zum Ruin des Grundbefites führen 
kann. Es find fo wichtige Intereſſen bier betroffen, daß fid 
der Reichsrath veranlaft finden muß, den Gegenftandb mit 
aller Wärme zu befürworten, und ic glaube, es wirb da- 
durch eine große Beruhigung für die vielen anderen Snter- 
effen, welche dabei berührt werden, gewährt, wenn fich biefes 
Gegenftandes das erfte Mal, wo er zur Sprache kommt, mit 
Wärme und Entfchiedenheit angenommen wird. 

„Ein Eingriff in eine beftimmte Steuerreform Tiegt in 
diefem Antrage ohnehin nicht; es ift blos eine Adoptirung 
des Comiteantrages , damit ber Gegenftand in diefer Weife 
der hohen Regierung empfohlen und von ihr der Berüdfid: 
tigung unterzogen werde.“ 

Der Herr Keiter des Finanzminiftertums ermwie- 
derte hierauf, daß das Finanzminifterium keineswegs für bie 
Bortrefflichleit des gegenwärtigen Steuerfyftems einftehe. Be- 
weis dafür feten die langjährigen Verhandlungen über die 
Steuerreform, deren Graf Hartig erwähnte. Er behaupte 
feineswegs, daß das gegenwärtige Syftem überall eine voll 
fommen gleihmäßige Belegung mit der Steuer erzielt babe. 
Diefe Gleichmäßigkeit herzuſtellen, ift Aufgabe der Steuer- 
reform. Das Finanzminifterium fehe übrigens felbft die Ge- 
brechen des gegenwärtigen Steuerjyfiems ein und halte eine 
Reform, welche den finanziellen Interefien und jenen der 
Steuerträger gerecht wird, jehr erwünſcht.“ 

Der Herr Minifterpräfident Graf Rechberg: „Ich er- 
laube mir bier auf zwei Punkte aufmerkſam zu machen. Es 
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ift ein Vergleich amngeftellt worden zwiſchen ben Steuern, 
welche in Defterreich gezahlt werden, und jenen in anderen 
Ländern. Mit folhen Vergleichen, glaube ih, muß man jehr 
behutſam zu Werke gehen. Es ift nämlich fehr jchwer, hiebei 
zu einem wahren und richtigen Refultate zu kommen. So ift 
3. B. Würtemberg citirt worden, wo bie directe Steuer eine 
viel geringere fei. Aber ich bemerke dazu nur, es müffen dort 
auch noch die fogenannten Amtsfchaden, Gemeinbelaften, Kreis- 
jhaden u. |. w. in Betracht gezogen werden, und wenn man 
das jummirt, jo dürfte wohl der Unterfchieb fi) viel gerin- 
ger herausftelleu, al8 man eben erwähnt. Ebenfo muß die Er- 
tragsfähigfeit der Güter mehr in Betracht gezogen werben, 
ob fie eine größere oder geringere fei, um darnach die Höhe 
der Steuer bemeffen zu Tönnen. Es Tann fein, daß ein Joch 
mit einem halben Gulden fchon zu body befteuert ift, wäh- 
rend ein anderes fehr leicht 4 und 8 Gulden zahlen kann. , 
Bei folhen Bergleihen kann man alfo fehr leicht zu falfchen 
Schlüffen gelangen. 


„Kerner glaube ih, daß Graf Elam bei dem Beifpiele, 
welches er von dem Grunde mit 33 Jod) eitirte, ſehr richtig 
bemerkte, daß von biefem Grunde jett eine weit höhere Steuer 
bezahlt wird, als es früher der Fall war. In der Berechnung 
find aber doch zwei Momente überjehen worden, das eine ift 
das, daß der Grund jetzt die Zehenten und grundherrlichen 
Laften nicht mehr zu zahlen hat, die er vor dem Jahre 1848 
zu entrichten hatte; — ferner daß die Steuerzuſchläge nicht 
zur laufenden Steuer gerechnet werden können. Die Grund- 
entlaftungszufchläge find beftimmt, um fomohl das Kapital 
zurüdzuzahlen, ale die Zinjen der Schuld zu berichtigen, 
welche zur Befreiung des Bodens contrahirt worden if. 
Diefe Keiftungen hören auf, jobald die Operation der Örund- 
entlaftung beendet ifl. Zu den laufenden Steueru Tann dieſe 
Abgabe aber nicht gerechnet werben. Die Minifter leugnen 
übrigens feineswegs, daß die Steuern eine fehr bedeutende 
Höhe erreicht haben. Sie werden fi glücklich ſchätzen, wenn 
die Finanzlage es ihnen geftatten wird, bei Sr. Majeftät eine 
Erleichterung der Steuerpflichtigen zu beantragen.” 


Graf Elam: „Ih muß mir nur zur Aufflärung zu be- 
merken erlauben, daß ich beim Jahre 1847 die Zufchläge für 
die Robotrelution in Rechnung gebracht habe. Was übrigens 
die Bergleihung gegen die Nachbarländer betrifft, jo ift im- 
mer nur Ein Joch cultivirten Bodens gerechnet worden, und 
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man muß dod wohl zugeben, daß der Vergleich zwiſchen 
Baiern nnd Böhmen nicht ganz ungeredhtfertigt ift.“ 

Der Herr Minifter-Präfident: „Ich weiß, daß in 
Baiern, d. h. in mandjen Theilen Baierns, ein Morgen oder 
Juchert, wie fie dort e8 nennen, um 500 fl. verfauft wird, 
in anderen Theilen dasjelbe Flähenmaß um 10 bis 12 fl. 
Es muß aljo doch ein großer Unterfchied in der Ertrags- 
fähigfeit beftehen. 

Graf Szecjen: „Ih will mir nicht erlauben, die Auf- 
merkſamkeit des hohen Reichsrathes längere Zeit in Anſpruch 
zu nehmen, nur in Betreff deflen, was Se, Ercellenz der Herr 
Minifter- BPräfident über die Unrichtigfeit ähnlicher ſtati⸗ 
ftifcher Vergleiche erwähnt hat, muß ich bemerken, daß Graf 
Barklöczy, der die Anfichten des Herrn Grafen Elam- 
Martinitz theilt, diejelbe Bemerkung geradezu gegenüber 
der Auffafiung Iener vorgebracht hat, die feit einer Reihe 
von Jahren durch ähnliche Vergleiche beweifen wollen, daß 
die Steuern in Oefterreich geringer feien, während doch Je— 
dermann fühlt, daß dem nicht fo ift. Hinfichtlich deflen, mas 
vom Grafen Elam in Betreff des Bauerngutes gejagt wor—⸗ 
den ift, welches bei einem Ertrage von 400 fl. eine fo be- 
deutende Steuer zu zahlen bat, Tann ich) mir die Bemerkung 
nicht verfagen, daß bei ähnlichen Fällen immer wieder auf 
die heilfamen Folgen der Grundentlaftung hingewieſen wird, 
babei dürfte aber nicht zu überfehen fein, daß das, was dem 
bäuerlichen Befißer durch die Regelung der Befitverhältnifie 
zugewachſen, doch großentheils dem früheren grundherrfichen 
Befiter entzogen worben ift, und daher, nachdem die Be- 
fteuerung jeßt billigermweife eine gleichmäßige für Alle ift, der 
frühere grundherrliche Beſitz oft im felben Berhältniffe eine 
größere Laſt zu tragen hat, in welchem der bäuerliche Grund— 
befts den Werth gewonnen hat. 


„Ich verkenne nicht, daß bei der Durchführung der Grund- 
entlaftung das Berhältniß fi) in diefer Beziehung nicht 
überall gleichftellt; ich verfenne ya nit, daß bei einer fo 
umfangreichen Operation, wie die Grundentlaftung, Irrthü— 
mer, Mißgriffe und Fehler faum zu vermeiden waren, und 
wünfche daher, mich nicht dem Vorwurfe ausgeſetzt zu jehen, 
als ob ich mic) gegen die Art der Durdführung der Grund» 
entlaftung überhaupt ausfprechen wollte, glaube aber vor- 
führen zu können, daß es jehr viele Grundbefißer gibt, denen 
die Grundentlaftungsentfhädigung nur ein Drittel ihreß Ver⸗ 
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luſtes erjeßte, und welde fomit in biefer Beziehung zwei 
Dritttheile ihres Vermögens verloren haben. 


„In Betreff der Bemerkung Sr. Excellenz des Herrn Lei 
ters des Finanzminiſteriums über den Comitdantrag glaube 
ich, daß diefelbe nicht im Widerſpruche mit dem Antrage des 
Eomite’s ftehe. 

„Denn ich die Anficht, welche hier entwidelt worden ift, 
richtig aufgefaßt Habe, ſo wurde darauf hingewieſen, daß 
ſchon im kaiſerlichen Patente, welches die Einkommenſteuer 
im Jahre 1849 geregelt hat, der Grundſatz ausgeſprochen 
war, daß die eigentliche Grundfieuer als eine ſichere und un- 
wandelbare Grundlage feftzuhalten fei, und der Einmurf, 
welcher gemadjt wurde, ſowie die darauf zielenden Wünſche 
geben daher dahin, bafı man bei der Application der Ein- 
kommenſteuer von diefem ausgejprochenen Grundfage abge- 
gangen ift. 

„Es Handelt ſich aljo nicht um die Ausführung neuer 
Grundſätze, ſondern es ſoll nur darauf hingewieſen werden, 
daß man in der Entwicklung der Steuer von ben Grund— 
jägen, welche früher aufgeftellt waren, abgekommen ift; e8 ift 
demzufolge hier nicht eine pofitive Richtung für die [pätere 
Steuerreform vorgezeichnet, ſondern e8 find nur jene Prin- 
cipien hervorgehoben, welche die Aufmerkſamkeit des Comite’s 
auf fich gezogen haben, und welche der Erwägung ber hohen 
Regierung empfohlen werden. Ich glaube felbft, daß, wenn 
pofttive Anträge vom hoben Neichsrathe vorgelegt werden 
dürften, diefe die vollfommene Freiheit der Difpofittonen der 
hohen Regierung im Falle der Reform durchaus nicht beir- 
ren würden, nicht nur wegen der Frage der Competenz oder 
AIncompetenz, fondern aud) wegen des moralifchen Gewichtes, 
welches bei der Prüfung der Frage ber entgegenftehenden 
Anficht zulommen würde, wenn fie die richtigere wäre. 


„Wenn eine folhe Prüfung eintritt und Argumente und 
Anfichten einer entgegengefegten Auffaffung fich geltend ma- 
chen, die ftärfer und wichtiger find, fo können ja Andeutun- 
gen des Neichsrathes ohnehin feine bindende Kraft haben. 


„Ich glaube daher, daß, wenn der hohe Reichsrath den 
Antrag des Comité's annimmt, er weber einer Steuerreform 
vorgreift, noch feine Competenz überjchreitet, fondern nur 
eiuen Wunſch ausdrückt und einer Auffaſſung Ausdruck ver- 
leiht deren Billigkeit und beachtenswerthe Wichtigkeit ſelbſt 
vom hohen Miniſterium Anerkennung erhalten hat.“ 
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Freiherr v. Betrind bemerkt rückfichtlich der Angabe, als 
beftehe tein Geſetz, daß Waifengelder in Staatspapieren an- 
gelegt werden follen, daß ihn die Worte des Herrn Grafen 
TClam zu der Erwähnung beredtigten, daß gerade in ber 
Bukowina Waifengelder, wo folche beftehen, in den Tilgungs- 
fond gefendet werden, ja jelbft eine Exefution fei auf einem 
Gute in Galizien vorgenommen worden, ohne daß eine Ber- 
fländigung erfolgte, während das betreffende Kapital dem 
Tilgungsfond zugewendet warb. 

„Wenn aber das Geſetz nicht eriftire und das Wohl bes 
Pupillen ganz in die Hände des Nichterftandes als der Pu- 
pillarbehörden gegeben fei, dann fei es traurig, wenn über 
das Capital feine Beftimmungen beftänden und fo das Kapi- 
tal einer Gefahr ausgejett fei. 

Fürft Salm: „Ich muß von vornberein erflären, daß id 
mit dem Antrage des Comité's vollkommen einverftanden 
bin, und zwar vorzüglich in Folge der nachträglichen Erläu> 
terung, welche die Herren Grafen Clam und Szecjen an 
die Hand gegeben haben. 

„Ich habe das Wort nur ergriffen, um einen fpeciellen 
Gegeuftand zu berühren, der am Anfange der Discuffion zur 
Sprade kam. | 

„Ich habe das Wort ergriffen, um aus tieffter Seele den 
Antrag des Fürften Schwarzenberg zu unterftügen. Das 
ift eine überaus wichtige Sache und kann der hohen Regie— 
rung nicht genug ans Herz gelegt werden, um ſowohl das 
Poſitive möglichit zu leiſten, ald auch negativ die Hinderniffe, 
die der Ausführung entgegenftehen, wegzuräumen. Es ift aud) 
dasjenige erwähnt worden, was in dieſer Beziehung bereits 
geichehen ift. Es ift allerdings etwas gefchehen, und dies muß 
mit Dank anerkannt werden. Aber das ift nicht alles, mas 
geichehen fol und was erforderlich ifl. So lange die Pupil- 
largelder, und bazu rechne ic überhaupt auch die Gelder für 
Kirchen, ſowie die Rurandengelder alſo alle Heineren öffent⸗ 
lichen Fonds, welche auf dem flachen Rande beftehen und ver- 
theilt find, fo lange es nur in der Willfür der Behörden 
Itegt, diefe Gelder entweder in den Hypotheken ober in Staats- 
papieren anzulegen, fo ift immer eine große Gefahr vorhan- 
deu. Ich will nicht berühren, daß die Staat®papiere in neite- 
fter Zeit durchaus nicht für die fiherfte Kapitalsanlage ge— 
halten werben, fondern die Gefahr befteht darin, daß die An- 
ſchaffung derfelben den Staatsbehörden keine weitere Berant- 
mortung auferlegt. Sobald fie die Staatspapiere nur curs⸗ 
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mäßig gefauft haben, jo glauben fie fich aller ferneren Sorge 
enthoben , ob das Bermögen des Pupillen auch wirklich auf 
die gejeßliche, möglichft befte Art angelegt worden fei. 

„Es ift eine allgemein verbreitete Anficht unter dem Land⸗ 
volle, und dieſe gereicht nicht zum Anfehen der Regierung 
und wahrt darin die Würde nicht am beften, daß die Pu> 
pillargelder Sr. Majeftät gezahlt werden müffen. 

„Es fehlt nit an der befchränkten Auffeffung unter ben 
Landleuten, daß, wenn der Bauer Geld herleihen foll, er dies 
dem Kaiſer leihe, und es ift häufig gefchehen, daß, anftatt 
den Bauer aufzuflären, ihm ſchlechtweg gejagt wurde: „ber 
Kaifer braucht Geld, der Kaifer hat befohlen, man ſoll ihm 
das erforderliche Geld einfchiden.” Das macht feinen guten 
Eindrud und trägt nicht zum Anfehen der Regierung bei. 

„Sp jehr ich dem Antrage des Herrn Fürften Schwar- 
zenberg beiftimme und dafür bin, daß alle Pupillargelder, 
Kirhen- und Kleinen Fonds auf dem Lande, melde zu Kir- 
chen⸗ und Schulgweden dienen follen, eine Art Ereditinftitut 
mit einer möglichft geringen Koftenverwaltung für Heine 
Grundbefiter bilden follen, fo fehr ich dies wünfche, jo kann 
ih dennoch nicht umhin, auf die Schwierigkeiten hinzumeilen, 
welche die neuen Verhältniſſe hervorgerufen haben. Es ift gut 
und leicht und einfach zu jagen, derlei Gelder follen auf Hy- 
pothefen ausgeliehen werben. Nur muß man fi) darüber 
feine Illuſionen machen. Denn eine bäuerlihe Hypothek kann 
auf dem Papier gut, in Wirklichkeit aber ſchlecht, oder auch 
umgefehrt auf dem Papier fchlecht, aber in der Natur gut 
fein, weil es bei den bäuerlichen Hypotheken nicht ſowohl auf 
den Nealbefig, als vielmehr auf den Mann ankommt, der das 
Gut verwaltet; das ift in dem Verhältniffe der frühern herr- 
ſchaftlichen Adminiftration fehr leicht befeitigt worden. Indem 
fie die Verantwortung und den Erfat vor Augen hatte, hat 
fie fich doch auf der andern Seite einen gewiffen Spielraum 
erlaubt, einen befiern Werth zu ergründen, wenn aud) bie 
Hypothek auf dem Papiere nicht fo gut ausſah. Das ift nun 
ein Verhältniß, welches auf nichts anderes hinausläuft, ale 
fh der Form nad) gegen Verantwortung zu deden. Es ift 
unglaublich, welche große Summen für Kuranden und Wai- 
jen blos an Zinfen verloren gegangen find, weil die Capita- 
lien fo fange aufbehalten wurden, ohne fruchtbringend ange- 
legt worden zu fein. Denn follen fie in Staatspapieren an- 
gelegt werden, fo muß eine gewifie Summe geſammelt wer- 
den. Dies ift jett durch die cumulative Anlegung der Wai- 
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eine Erhöhung der Steuer nothwendig findet, anzuordnen, 
Diefe Zufchläge könnten nicht nad) der Steuer, fonbern ge 
trade, was man eben vermeiden wollte, fie müßten nad) dem 
Einfommen bemeffen werden. Das hätte zur Folge, daß in 
jeder Steuerperiode das ganze Grundeinlommen wieder einer 
neuerliden Schäßung unterzogen werden müßte, um zu be 
rechnen, was für .ein Zuſchlag, der das Capital betrifft, be- 
mefjen werden fol. Ich frage, meine Herren, ob dieſes zwed- 
mäßig wäre, und ob es dem Wunſche von uns Allen ent- 
fprechen würde? 

„Wir würden nur in ber Lage fein, daß, wenn wir durch 
Ankäufe unfer Capital vermehrt hätten, wir auch diefe Ber- 
mehrung der Capitalien befteuern müßten, und zwar früher 
noch als die Vermehrung realifirt worden ift. Ich glaube 
demnach, daß der Schlußantrag wegbleiben jollte, bin aber 
weit davon entfernt, etwa nicht damit einverftanden zu fein, 
daß die Höhe der Steuer eine anferordentliche fei. Ich habe 
mid ſchon früher bei der Immediat - Commiffion in biefer 
Beziehung ausgejprocden “ 

Graf Elam: „Es fcheint hier eine Irrung obzumalten. 
— Ich muß auf das entjchiedenfte verneinen, daß mit dem 
Antrage des Comite’s dem Werthlatafter irgend das Wort 
geredet werde. Es handelt fih um die Stabilifirung und An- 
erfennung der Unwandelbarfeit der Steuer, wie fie auf Grund⸗ 
lage des jegt ermittelten Katafters fi) ergibt. Es handelt ſich 
nicht darum, daß das. bewegliche Kapital, fondern daß das 
Gefammterträgnißg durch 5'/, Percent getroffen werde. 
‚ns handelt fi darum, daß — während jegt ſowohl 
jene 16 Bercent als die weitern 5'/, Percent beliebig zu ſtei⸗ 
gernde Größen find — in Zufunft nur jener Theil der 
Steuer, welder die Einlommenfteuer repräfentirt, nad) Maf- 
gabe des nad) dem ftabilen Katafter zu ermittelnden Reiner 
trages diefen Steigerungen unterworfen, und fo jebes Ein- 
fommen — gleichviel ob von beweglichem oder unbeweglichen 
Bermögen — gleich befteuert werde. In der Steuerfin— 
dung wird durch den Comiteantrag nichts geändert, er fteht 
ſonach eben im Gegenfate zum Syſtem des Werthlatafters.” 

„as Hinfichtlid) der Verweiſung auf den Schiußantrag 
bemerkt worden ift, jo muß ich den nnendlich weiten Unter 
fchied hervorheben, welcher zwifchen ber ftaatsredhtlichen Lö— 
fung und bloßen adminiftrativen Vorſchlägen befteht. Der 
Schlußparagraph, in welchem dem Reichsrathe das Eingrei- 
3 in flaatsrechtliche Tölungen obgeratgen wirt , taun wohl 
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nicht auf die vorliegende Steuerreform angewendet und diefe 
Ausdehnung ihm nicht gegeben werden, denn fonft wäre un- 
fere eigene Thätigfeit abgejchnitten und es könnte in gar fei« 
nem fpeciellen Yalle ein Antrag geftellt werden. 

„Hinfichtlich der ftaatsrechtlichen Löfung haben wir mit 
vollem Bewußtfein diefe Anficht ausgeſprochen; jollte man fte 
aber auf jeden fpeciellen Fall anwenden, dann mwäre jebe 
Disceuffion unmöglich.“ 

Graf Hartig: „Bei mehreren Gelegenheiten ſchon habe ich 
es vermieden, dieſen Punkt zu berühren. Es ift überhaupt 
zweifelhaft, ob der Reichsrath berufen und beredtigt fei, im 
die flaatsrechtliche Frage einzugehen. 

„Ich bitte mir nur zu fagen, wenn bei einer firen und 
unmandelbaren Steuer Zufchläge erhoben werben follten, wie 
würden Sie es machen?“ | 

Graf Slam: „Dann müßte Jeder mit dem Zufchlage 
gleichmäßig belegt werden. Es würde dann der Grund und 
Boden mit einem gleichen Percentſatze wie das bewegliche 
Capital belegt werben, anftatt daß — wie dies jeßt der Fall 
ift — jener ben Zuſchlag von 21 Percent feines Ertrages, 
diefes von 5 Percent desjelben zu zahlen hat. 

„Dadurd wird das Zufchlagspercent für leßteres allerdings 
etwas höher ausfallen: das ift dann nur die Folge gleicher 
Befteuerung. In der Steuerfindung aber — ich wiederhole es 
— und in der Grundlage der Steuer wird dadurch nichts 
geändert. Bon dem eigentlichen Werthfatafter war nicht im 
Entfernteften die Rede.” 

Graf Hartig: „Aber in dem Ausſpruche einer fixen 
Grundrente liegt eben der Werthlatafter. Sie haben fi 
mit der Sadje nicht jo bejchäftigt wie ih, da muß man viel 
gelefen und berathen haben, um dieſe herauszufinden; allein 
es liegt darin, und wenn der Herr Leiter des Finanzminifte- 
riums auf diefer Grundlage eine Werthfteuer einführen mil, fo 
fünnen Sie ihm nicht entgegentreten. Nur diefen Schlußantrag 
wollte ich nicht fo firirt wiffen, nämlich bezüglich der Grundrente; 
im Mebrigen bin ih mit dem Komiteantrage einverftanden.” 

Graf Andraffy: „Dem Antrage des Herrn Fürften 
Salm wegen ber Verwendung ber Waifen-, dann der Kirchen- 
und anderer Heiner Fondsgelder will ih aus vollfter Seele 
mid anſchließen und ihn unterftüßen.“ 

„E8 wurde zwar weiter von dem Herrn Reichsrathe Baron 
Lichtenfels erwähnt, daß Erläffe in diefer VBeriehung ver 
gangen find, allein es fcheint nad) den Aeuferungen webterer 
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eine Erhöhung der Steuer nothwendig findet, anzuordnen. 
Diefe Zufchläge könnten nicht nad) der Steuer, fondern ge= 
tade, was man eben vermeiden wollte, fie müßten nad) dem 
Eintommen bemefjen werden. Das hätte zur Folge, daß in 
jeder Steuerperiode das ganze Grundeinkommen wieder einer 
neuerliden Schätung unterzogen werden müßte, um zu be= 
rechnen, was für .ein Zuſchlag, der das Capital betrifft, be- 
mefjen werden fol. Ich frage, meine Herren, ob diejes zwed- 
mäßig wäre, und ob es dem Wunfche von uns Allen ent- 
ſprechen würde? 

„Dir würden nur in der Lage fein, daß, wenn wir burd) 
Ankäufe unfer Capital vermehrt hätten, wir auch diefe Ber- 
mehrung der Kapitalien befteuern müßten, und zwar früher 
nod als die Vermehrung realifirt worden ift. Ich glaube 
demnach, daß der Schlußantrag wegbleiben jollte, bin aber 
weit davon entfernt, etwa nicht damit einverftanden zu fein, 
daß die Höhe der Steuer eine außerordentliche fei. Ich habe 
mid jchon früher bei der Immediat - Commiffion in dieſer 
Beziehung ausgefprochen “ 

Graf Elam: „Es fcheint hier eine Irrung obzumalten. 
— Ich muß auf das entichiedenfte verneinen, daß mit dem 
Antrage des Comité's dem Werthlatafter irgend das Wort 
geredet werde. E8 handelt fi um die Stabilifirung und An— 
erfennung der Unwandelbarkeit der Steuer, wie fie auf Grund- 
lage des jett ermittelten Katafters fich ergibt. Es handelt ſich 
nicht darum, daß das. bewegliche Kapital, fondern daß das 
Gejammterträgniß durd) 5'/, Percent getroffen werde. 

.„Es handelt fi darum, ‚daß — während jett ſowohl 
jene 16 Percent als die weitern 5'/, Percent beliebig zır ftei- 
gernde Größen find? — in Zukunft nur jener Theil der 
Steuer, welcher die Einfommenfteuer repräfentirt, nad) Maß- 
gabe des nad) dem ftabilen Katafter zu ermittelnden Reiner- 
trages biefen Steigerungen unterworfen, und fo jedes Ein- 
kommen — gleichviel ob von beweglichem oder unbeweglichem 
Bermögen — gleich befteuert werde. In ber Steuerfin- 
dung wird dur den Comiteantrag nichts geändert, er fteht 
ſonach eben im Gegenfage zum Syſtem des Werthlatafters.“ 

„Was hinfichtlich der Verweiſung auf den Schlußantrag 
bemerkt worden ift, jo muß ich den unendlid weiten Unter- 
ſchied hervorheben, welcher zwiſchen der ftaatsrechtlichen Lö— 
fung und bloßen adminiftrativen Vorſchlägen befteht. Der 
Schlußparagraph, in welchem dem Reichsrathe das Eingrei- 
fen in ftaatsrechtliche Löjungen abgerathen wird, kann wohl 











Rede des Grafen Harlig m. |. w. 459 


nicht auf bie vorliegende Steuerreform angewendet und diefe 
Ausdehnung ihm nicht gegeben werden, denn fonft wäre un- 
jere eigene Thätigkeit abgefchnitten und es fünnte in gar fei- 
nem fpeciellen Falle ein Antrag geftellt werben. 

„Hinſichtlich der ſtaatsrechtlichen Löfung haben wir mit 
vollem Bewußtſein diefe Anficht ausgefprocden; jollte man fie 
aber auf jeden fpeciellen Ball anmwenden, dann wäre jede 
Discuffion unmöglich.” 

Graf Hartig: „Bei mehreren Gelegenheiten ſchon babe id} 
e8 vermieden, diefen Punkt zu berühren. Es ift überhaupt 
zweifelhaft, ob der Reichsrath berufen und berechtigt jei, im 
die ftaatsrechtliche Frage einzugehen. 

„Sch bitte mir nur zu jagen, wenn bei einer firen und 
unwandelbaren Steuer Zufchläge erhoben werben follten, wie 
würden Sie es machen?“ | 

Graf Elam: „Dann müßte Ieder mit dem Zufchlage 
gleichmäßig belegt werden. Es würde dann der Grund und 
Boden mit einem gleichen Percentfage wie das bewegliche 
Kapital belegt werden, anftatt daß — wie dies jeßt der Fall 
it — jener ben Zufhlag von 21 Percent feines Crtrages, 
diefes von 5 Percent desfelben zu zahlen hat. 

„Dadurch wird das Zufchlagspercent für leßteres allerdings 
etwas höher ausfallen: das ift dann nur die Folge gleicher 
Befteuerung. In der Steuerfindung aber — ich wiederhole e8 
— und in der Grundlage der Steuer wird dadurch nichts 
geändert. Bon dem eigentlichen Werthkataſter war nicht im 
Entfernteften die Rede,” 

Graf Hartig: „Aber in dem Ausfprude einer firen 
Örundrente liegt eben der Werthlatafter. Sie haben ſich 
mit der Sache nicht fo befchäftigt wie ich, da muß man viel 
gelefen und berathen haben, um diefe herauszufinden; allein 
e8 liegt darin, und wenn ber Herr Leiter bes Finanzminifte- 
riums auf diefer Grundlage eine Werthſteuer einführen will, fo 
können Sie ihm nicht entgegentreten. Nur diefen Schlußantrag 
wollte ich nicht fo firirt wiffen, nämlich bezüglich ber Grumdrente; 
im Uebrigen bin ich mit dem Comiteantrage einverftanden.” 

Graf Andräfiy: „Dem Antrage des Herrin Fürften 
Salm wegen der Verwendung ber Waifen-, dann der Kirchen- 
und anderer Heiner Fondsgelder will ich aus vollfter Seele 
mid anfchließen und ihn unterftüßen.“ 

‚ „E8 wurde zwar weiter von dem Herrn Reichsrathe Baron 
Lichtenfels erwähnt, daß Erläffe in diefer Beziehung er- 
gangen find, allein es fcheint nach den Aeußerungen mehrerer 
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Herren Reichsräthe, daß diefe Erläffe bisher noch nicht in's 
Leben getreten ſeien.“ 

Freiherr v. Lichtenfels: „Ich erlaube mir zu bemerken, 
daß eine allerhöchfte Entſchließung eriftirt, durch welche aus— 
drücklich anerkannt ift, daß es von der früheren Anordnung, 
die Anlegung der Waifengelder im Tilgungsfonde betreffend, 
abzufommen habe, und daß künftighin ſolche Gelder den cu- 
mulativen Waifencaffen auf Hypotheken, und nur, wenn feine 
annehmbaren Hypothefen vorhanden wären, in öffentlichen 
Fonds angelegt werden follen. Es ift diefe Verordnung im 
dem Neichsgejetzblatte vom Jahre 1858 enthalten. 

„Wenn Berordnungen ergangen find, durch welche ben 
Bormundfchaftsbehörden aufgetragen wird, daß die Waifen- 
gelder in öffentlichen Papieren angelegt werden jollen, fo bin 
ich überzeugt, daß eine folche Verordnung von dem Yuftiz- 
minifterium nicht ausgegangen ift, weil folches im Wiber- 
jpruche wäre mit dem, was das Yuftizminifterium ſelbſt an- 
getragen hat.“ 

Der Herr YJuftizminifter: „Diefe Verordnungen der 
übrigen DMinifterien datiren aus dem Jahre 1854 unb der 
Zeit des Nationalanlehens. Seitdem ift in diefer Richtung 
nichts mehr ergangen. Was die Verordnung wegen der Pu— 
pillargelder betrifft, fo ift fie in dem Jahre 1858 Hinausge- 
gangen und fie wird befolgt. Die Verordnung lautet jo, daß, 
wenn man derlei Gelder auf Hypotheken ausleihen Tann, 
fo fol man fie ausleihen; wenn aber jene Hypotheken uidt 
binlängliche Sicherheit bieten, fo kann der Juſtizbeamte nicht 
angewiefen werden, auf unfichere Pofitionen Geld auszulei- 
ben. In früheren Zeiten, als noch die Grundherrichaften 
beftanden, mußten diefe den Erſatz leiften, jett müßte aber 
der Staat derlei Gelder erſetzen, und da kann die Aegierung 
dieſe Laft für den Staat nit übernehmen.“ 

Freiherr v. Lichtenfels: „In Ungarn, Croatien, Sla—⸗ 
bonien, der Wojwodina und Siebenbürgen, wo Waijencom- 
miffionen eingeführt find, wurde den Gemeinden die Gebarung 
mit den Waijengeldern eingeräumt, und ihnen überlaflen, fie 
nad) ihrem Befunde auf Realitäten anzulegen. Der Grund, 
warum man dies gethan hat, war die beim Juftizminiftertum 
und dem Reichsrathe herrfchende Ueberzeugung, daß e8 die 
größte Unbilligfeit jei, wenn man die Pupillargelder, die von 
dem Grundbefiter des flachen Landes herfommen, dem flachen 
Lande entzieht umd fie in öffentliche Fonds oder in Sparcaffen 
größerer Art legt, 
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„Demungeachtet haben Waifencommiffionen in Ungarn 
Pupillargelder aus den allgemeinen Waifencaffen ohne hin- 
länglihen Grund in Staatspapieren angelegt, und ich felbft 
babe aus diefem Anlaffe beim Juſtizminiſterium mich ver- 
anlaßt gejehen, ſolchen Watfencommifjionen Bemerkungen zu 
maden.“ 

Graf Andraffy; „Ich Habe nur im Allgemeinen den 
Sat aufgeftellt, den ich zu vertheidigen mir erlaubt habe, 
und gar nicht in Zweifel gezogen, daß derartige Erläffe er- 
gangen find. Aber ich habe nur die Ausführung in Frage 
ftellen müffen, weil von Seite mehrerer Reichsräthe bas 
Gegentheil behauptet wurde, und weil felbft Firft Schwar⸗ 
zenberg diejen Vorſchlag nicht gemacht haben würde, wenn 
niht ſolche Gelder in Staatspapieren verwendet worden 
wären.“ 

Fürſt Schwarzenberg: „Ich weiß mur, daß dies bei 
den Behörden auf dem flachen Lande ſehr populär ift.“ 

Graf Barktöczy: „Ich glaube meinen Antrag fo zu fors 
muliren: „Es follten in den Sat „die Begründung von 
Real- und Creditinftitute” eingefchaltet werden die Worte: 
„erleichtert und gefördert.“ 

Graf Clam: „Der Antrag des Fürften Schwarzenberg 
if dahin gegangen, daß gefagt wurde: der Reichsrath findet 
fi) veranlaßt, zu befürmorten, daß die Waifencapitalten und 
Gelder öffentlicher Fonds, anftatt in Staatspapieren elocirt, 
dem Hypothekarcredit der Heineren Grundbeſitzer in erfter 
Linie zugemendet werden follen.” 

Fürftt Schwarzenberg: „Ich Habe eigentlich keinen 
Antrag formulirt, fondern nur den Wunſch ausgeſprochen; 
wenn aber die Herren es wünfchen, fo werde ich den Antrag 
jo ftyfifiren.“ 

2 Graf Elam liest hierauf nochmals den foeben erwähnten 
ntrag. 

Graf Szecfen: „Um dem vollkommen thatfächlichen Zu- 
ftande beftens zn entfprechen, follte es fo heißen: „daß, wie 
dies auch ſchon durch die vorausgegangenen Anordnungen der 
uglerung verfügt wurde, forgjam dahin gearbeitet werde, 

aß u. f. m.“ 

Dr. Hein: „Nachdem Graf Hartig meiner Anfiht. rüd- 
fichtlich des 8. 1 des erften Abfates ausgeſprochen hat, habe 
ich nicht viel zu fagen.. In der Eonfequenz würde diefer An« 
trag wirklich dahin führen, wohin der frühere Finanzminifter 
geitvebt Hat, nämlich zu dem Werthlatafter. Das Comité 
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bat an einer anderen Stelle des Berichtes fi gerabe nicht 
direct gegen ben Werthlatafter ausgefprocdhen, aber dod im 
Allgemeinen gejagt, daß er dem Werthlatafter nicht das Wort 
reden wolle. 

„Es erfcheint alfo immer gefährlich, eine Thefis aufzu- 
ftellen, deren Confequenz gerade anf den Werthlatafter führen 
könnte. Ich glaube, e8 dürfte für den Zweck des Budget 
Comité's genügen, wenn wir beim zweiten Abſatze bes An- 
trages ftehen bleiben. Denn es handelt fi in letzter Linie 
doch nur darum, daß der Kriegsfteuerzufcjlag nicht vom ber 
Grundfteuer, fondern von der Einfommenfteuer, die mit der 
Grundfteuer in Verbindung geſetzt ift, erhoben werde, ohne 
damit etwas Grundfätliches auszujprechen. Das wäre mein 
Antrag.“ Ä 

Reichsrath v. Jakabb: „Damit es nicht fcheine, als ob 
ih dem Glauben Raum geben wollte, daß fih Siebenbürgen 
in einer günftigen Lage befinde bezüglich der Steuer md 
Steuerlaft, und daß es fih glücklich fühle, fo Halte ih mich 
verpflichtet, zu erklären, daß auch diefes Land die Beſteuerung 
nach dem bisherigen Syfteme, welches felbft in Ländern, die 
fih in einer viel günftigeren Lage befinden, drückend ift, un 
gemein fchwer fühle, und daß man dies von Siebenbürgen 
nm fo mehr glauben und vorausjegen müffe, als diefem armen 
Lande alle jene Momente fehlen, welche zur Belebung ber 
Smduftrie und des Handels nothwendig find. Somit ftimme 
ich für den Antrag des Comité's.“ 

Graf Elam las hierauf den modificirten Antrag de 
Comité's alfo vor: „Der hohe Reichsrath möge bei der hohen 
Regierung nachdrüdlich befürworten, daß 

„1. bei der bevorftehenden Reform der directen Beſteue⸗ 
rung die Unmandelbarfeit der auf ficheren Grundlagen zu 
ermittelnden eigentlihen Grundſteuer als Regel feftgehalten 
werde, wornach aljo eine Steuererhöhung eigentlich nur nad 
dem firen Einfommen von der Grundſteuer ftattfinden kann, 

„2. Steuerzuſchläge in Zulunft nicht nach der Geſammt⸗ 
befteuerung (21'/%/,) des Grundbefites, fonderu nach ber 
betreffenden Einfommenfteuer (2'/,%/,) umgelegt, und 

„3. daß vom Fünftigen VBerwaltungsjahre an bie Zu- 
Ichläge keinesfalls auf den Kriegszufchlag aufgetheilt werden 
mögen.“ 

„Außerdem find die weiteren Befürwortungen des Grund- 
befiges und der Vorſorge für denfelben in folgendem Paſſus 
ansgeſprochen, daß nämlich in den Sat: „die Begründung 
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von Realinftituten“ eingefchaltet werde: möglichſt erleich- 
tert und begünftigt.“ 

„Dann liegt noch ein früherer Antrag vor, welcher dahin 
lautet, beizufegen: auf daß ſich der Reichsrath veranlaßt jehe, 
dringend zu befürworten, daß im Sinne, wie es ſchon durch 
die gejeßlichen Anordnungen der Regierung? verfügt wurde, 
die Waifencapitafien und Gelder der öffentlichen Fonde auch 
thatfählich, anftatt in Staatspapieren elocirt zu werden, dem 
Hypothefarcredit der kleineren Grunbbefiger in erfter Linie 
zugewenbet werden jollen.” 

Diefer Antrag wurde durch Majorität angenommen und 
hierauf die Sitzung von Sr. kaiſ. Hoheit gejchloffen. 


3wölfte Sitzung vom 17, September 1860. 


Nachdem Se, kaif. Hoheit der durchlauchtigſte Herr Erz- 
berzog Reihsrathspräfident die Situng eröffnet hatte, 
erbat fi Se. Eminenz Cardinal-Fürfterzbifhof v. Raufcher 
das Wort zu folgender Rede: 

„KRaiferlide Hoheit! 
„Sohe Berfammlung! 

„Bor mehreren Tagen bat man im biejer hohen Ver⸗ 
jammlung auf die fatholifhe Kirche und ihre Stellung in 
Defterreich Angriffe gemacht. 

„Dabei wurde eine ganze Weihe von Fragen berührt, 
welche zu den wichtigften und zarteften gehören, und eben 
weil fie mit den größten Intereffen in Berührung ftehen, die 
die Leidenfchaften aufzuregen geeignet find. 

„Wie das Gewitter die Lüfte läutert, jo kann der Krieg 
manchmal auch nothwendig fein, um dem Frieden eine ficherere 
Grundlage zu bereiten. Diefes gilt nicht nur von dem Kampfe 
mit Feuer und Eifen, fondern aud) von dem Aufeinander- 
treffen abweichender Grundfäße und Meinungen. Allein wenn 
die Erörterung der angedeuteten Frage zu einer Berftändigug 
führen fol, fo muß fie nicht nur mit aller Ruhe, fondern aud) 
mit Gründlichleit geführt werden. Man muß damit beginnen, 
eine Menge von Auffaflungen zu berichtigen, in welche die 
Schlagwörter de8 Tages Verwirrung gebracht haben; man 
muß das pofitive Recht und die Gefhichte anrufen und kann 
theologiſche Erörterungen nicht vermeiden; man muß aljo in 
ſehr Vieles eingehen, was einer mit der Prüfung des Staats- 
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poranfchlages bejchäftigten Verfammlung durchaus fremd if. 
Einzelne Bemerfungen müffen aber ihrer Natur nad) aus dem 
Zufammenhange heraustreten, in welchem fie ihre Rechtferti- 
gung finden, und können daher, fo richtig fie an ſich fein 
mögen, zu Mißverftändniffen und Mifdeutungen Anlaß geben. 

„Deßwegen Hielt ich c& für unzweckmäßig, dadurdh, daß 
ih das Wort ergriff, diefe Discufjion zu verlängern, um jo 
mehr, da die geftellten Anträge der Tagesordnung und der 
Aufgabe des Reichsrathes fremd waren und bei der hohen 
Berfammlung feine Billigung fanden. Zugleich handelt es fi 
um Auffaffungen, welche feit beinahe zwei Jahren in gewiſſen 
Blättern ohne Unterlaß wiederholt werden, aber auch oft 
genug die nöthige Berichtigung gefunden haben. 

„Die Herren Reichsräthe bedurften aljo darüber feiner 
Aufklärung; allein jeit die „Wiener Zeitung” den Vorgang 
der Deffentlichleit übergeben hat, wird von Manchen ber 
Verſuch gemacht, denfelben in ein falfches Licht zu flellen. 
Aus diefem Grunde und wegen der peinlidhen Eindrüde, 
welche die Kundmachung in fehr weiten Kreifen hervorgerufen 
bat, jehe ich mich nun dennoch genöthigt, einige Bemer⸗ 
fungen zu machen, welche ich fo allgemein als möglich halten 
werde. 

„Sch Habe e8 nur mit der Sade und mit feiner Perſon 
zu thun. Wo dem Staate eine wirkliche Religion gegenüber 
fteht, — denn es fann auch, wie die Rongianer bemweifen, 
die Leugnung der Neligion Hinter dem Namen der Religion 
fih verbergen, — dort begegnet ihm die wenigftens fubjective 
Meberzeugung von einer Richtſchnur des Wollens und Stre- 
bens, welche dem Menſchen von feinem Gotte und Erfchaffer 
vorgezeichnet ift. 

„Die Ehriften des augsburgifchen und helvetifchen Be— 
fenntnifjes berufen fih nur deshalb auf die heilige Schrift, 
weil fie diefelbe al8 Wort Gottes anerfennen, und ihre Reli- 
gion Hat diefe Anerkennung zur unumgänglichen Vorausſe— 
-Bung. Würde eine Religionspartei Lehren verlünden, melde 
mit den Bedingungen des Rechtes und der Sittlichkeit uns 
verträglich wären, fo hätte die Staatsgewalt das Recht und 
die Pflicht, ihr die Anerkennung zu verweigern. Die Adami- 
ter und MWiedertäufer in ihrer erften friegerifchen Geftalt und 
die Rongianer können in feiner Gefelichaft, welche die Zu- 
kunft für fi haben will, auf Berechtigung Anſpruch machen. 

„Hat aber der Staat irgend eine Kirche oder Religions— 
geſellſchaft anerkannt, jo mußte er ihr auch zugeftehen, daß 
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fie ipre Religion ungehindert ausübe und ihre religiöfen An- 
gelegenheiten nad ihren eigenen Geſetzen ordne und leite. 

„Die öfterreihifche Regierung hat diefem Grundfate weit 
früher und aufrichtiger gehuldigt als die proteftantifchen Re- 
gierungen. Die Rechte der ungarifchen Proteftanten find ſchon 
jeit dem 17. Sahrhunderte durch befondere Verträge geregelt 
worden. 

„In Siebenbürgen gewährleifteten Geſetze die Rechte der 
Ehriften augsburgifchen und helvetifchen Bekenntniſſes, wie 
auch der Socinianer und Unitarier, deren Aufrechthaltung 
Leopold I. allerdings verhieß. 

„In den Rändern: des Kaifertbums , welche vormals zum 
deutihen Reiche gehörten und gegenwärtig zum deutjchen 
Bunde gehören, wurden die Ehriften des augsburgifchen und 
helvetiſchen Belenntniffes jchon vor 80 Jahren in den Ge- 
nuß aller bürgerlichen und politifchen Rechte gefeßt, aud) er- 
hielten fie die volle Freiheit, ihren Gottesdienft zu halten und 
ihre Religion nad) der Vorſchrift des Belenntniffes, in mel- 
chem fie ihren Einigungspunft finden, zu üben. Damals aber 
unterlagen die Katholiken des deutfchen Reiches in den mei- 
fen Ländern, welche unter proteftantifchen Fürſten fanden, 
noch vielfachen und harten Beſchränkungen. Damals beftand 
in England, welches man als das Mufterland der Freifin- 
nigfeit rühmt, noch jene Gefeßgebung, welche vom 16. bis 
zum 18. Jahrhunderte thätig war, um die Katholifen durch 
alle Maßregeln der Grauſamkeit und Willfür auszurotten. 
Sogar Heutigen Tages find die Katholiken Großbritanniens 
noch nicht dahin gekommen, wo die nicht katholiſchen Ehriften 
Deſterreichs ſchon vor 80 Sahren fich befunden haben. So 
iſt z. B. ein Katholif unfähig, Vicekönig des katholiſchen Ir- 
lands zu werden, und die hungernden katholiſchen Pächter 
müſſen den anglifanifchen Biſchöfen und Pfarrern Zehent ge- 
ben und zur Erhaltung ihrer Wohnhäufer und Kirchen bei- 
ſtenern. Diefe Wohnhänfer und Kirchen find aber fehr häufig 
ganz leer, denn die anglitanifchen Biſchöfe, welche in Irland 
Hirten ohne Heerden find, verzehren ihre reichen Pfründen 
nt in Dublin oder in London, und die anglilanifche Pfarr- 
gemeinde befteht meift nur aus den Dienftleuten des Bfar- 
ters und einem halben Dutend Anderer. So fteht es mit 
den Tatholifchen Irland im Jahre des Heils 1860, ungeadh- 
tet aller Schwärmerei für Freiheit und Menſchenglück und 
die Revolution, in Folge deren man eine große Wohlfeilheit 
des ſieilianiſchen Schwefels hofft. 

EN 
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feugelder wohl behoben, aber das Uebel, daß berfet Gelber 
durch die landesfürftlichen Behörden verantwortet werden, tft 
nicht behoben. 

„Wir fommen nun auf das Allgemeine, und es tft das 
ein Gegenftand, der zunächſt der Autonomie der Gemeinden 
und der Länder überlaffen werben fol. Die frühern Organe 
beftehen nicht mehr und follen auch nicht zurüdberufen wer- 
den. Es läßt fich hier aber fehr gut denfen, daß die Ber- 
waltung jolcher Fleineren Fonde den Gemeinden übergeben 
werben könne, weil diefe ein Herz für den Bupillen haben, 
mit ihm in unmittelbarem nachbarlicdhen und perjünlichen Zu- 
fammenhange ftehen und eben fo gut auch die perjönlichen 
Berhältniffe der Einzelnen zu beurtheilen wiflen, bei denen 
Gelder angelegt werden fünnen und follen. Und wenn eine 
gewiffe Verantmwortlichkeit befteht, jo werben fich diefe ®e- 
meinden wohl hüten; ja ich glaube es ausfprechen zu dürfen, 
e8 werden die Gelder befjer, fruchtbringender und ficherer als 
durch die Behörden fructificirt und angelegt werden. 

„Wir fommen aljo immer wieder darauf zurüd, daß, fo 
wie einzelne Gemeinden, jo auch größere Anftalten und In- 
fitute ihr Vermögen bei dem Grundfate der Autonomie beffer 
verwalten. Hier muß ich aber an dem Grundſatze des Grafen 
Barlöczy etwas ausftellen. Ich glaube nicht, daß eine Bermeh- 
rung der großen geldreihen Centralinftitute nothiwendig wäre. 

„Ic jehe dies als ein Uebel für die Belebung des Cre— 
dits an. Sole große Eentralinftitute werden immer auf den 
Ruin der Heinern Inftitute Hinarbeiten, indem fie rein auf 
Gewinnft bafirt und kaufmännische Unternehmungen find. Ich 
glaube, jehr erfprieflich wären hier nur die Landesanftalten, 
und ich erfenne in diejer Beziehung die Bemühungen ver- 
fhiedener Herren mit Danf an, melde in verfchiedenen 
Provinzen ſolche Inftitute zu creiren verfudhen. Ich glaube, 
daß durch Provinz-Anftalten diefer Art dem Bedürfniffe 
weſentlich abgeholfen würde. Dies ift meine jpecielle Mei- 
nung. Ih will jedoch nicht darüber ftreiten, ob allgemeine 
oder fpecielle Inftitute beffer feien. Meine Meinung wäre die, 
daß fpecielle Inftitute entftehen follten. Entftehen bdiefelben, 
fo werden fie zugleich eine folche locale Nachfrage hervorru— 
fen, daß auch für die Anlegung der kleinern öffentlichen Ca— 
pitale Fürforge getroffen werden kann, wenn foldde nicht un- 
mittelbar angelegt werden fünnen. Es ift in neuerer Zeit viel 
der Sparcaffen erwähnt und beliebt worden fie zu vermeh- 
ren. Ich kann mir nur denfen, wenn eine Sparcaffe nicht 
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gewiffe Beträge elociren kann, fo wird eine folche Anftalt 
nicht viel Erfolg haben. Dazu muß ein gewiffer Verkehr vor- 
handen fein. Ich wünſche fie den Gemeinden, und wenn fie 
überzeugt find, daß fie durch den Verkehr dem entfprechen 
fönnen, was fie anftreben, fo mag e8 fein, im Principe kann 
ich aber nicht dafür fein, daß ſolche Inftitute außerordentlich 
vermehrt werden. Ich kann jchließlich nur noch betonen, daß 
ih mich dem Antrage des Comite’8 anfchließe, namentlich in 
demjenigen, was die Steuerreform betrifft. Ich glaube nicht, 
daß darin etwas gefagt ift, was eine künftige Action der Re— 
gierung hemmen könnte. Würde aber weniger gejagt, als im 
Comiteberichte enthalten ift, jo würde gar nichts gejagt fein.“ 

Graf Hartig: „Ich werde nicht lange die Aufmerkfamteit 
der hohen Berfammlung in Anſpruch nehmen; ich ftimme 
vollfommen demjenigen bei, was ich hier über die große Be— 
laftung des rundes und Bodens gehört habe. Ich wünfche, 
daß das fiete Steigen diefer Belaftung des rundes umd 
Bodens aufhöre, und ftiimme aud aus vollem Grunde dem- 
jenigen bei, was Fürft Schwarzenberg gejagt hat, daß ee 
eine wefentliche Wohlthat fer, die erwähnten Gelder wieder 
bei Grund und Boden verwendet zu fehen. Ueber das „Wie“ 
der Ausführung, über die Modalitäten derſelben läßt ſich 
nit reden, und es muß früher die Gemeinde ihre Organi— 
fation erhalten. Ih kann mich aber damit nicht einverftanden 
erflären, daß der Schlußantrag des Comité's, jo wie er hier 
if, Sr. Majeftät vorgelegt werde, und zwar aus dem Grunde 
nit, weil offenbar diefer Sat mit dem Schlußſatze des Fi- 
nalantrages, wo gefagt wird: „der Verſuch, die Art der PVer- 
wirflihung diefer angedenteten Richtung“ ... bis ... „Reg⸗ 
lung erjcheint”, im Widerfpruche fteht; und diefes findet auch 
feine volle Anmendung auf die Punkte, die rüdfichtlich der 
fünftigen Steuer vorgefchlagen find. Ich Habe mich menig- 
ftiens durch 5 Monate mit diefem Gegenftande bejchäftigt, und 
je mehr man ſich damit beſchäftigt, meine Herren! defto mehr 
erfennt man die Schwierigkeiten, welche fich ergeben. Wenn 
diefer Antrag ohne Aenderung durdhginge, fo wie er bier 
ftebt, fo haben wir den Werthlatafter ſchon im voraus prin- 
cipiell ausgefprodyen. Denn fobald gejagt wird, es fol die 
Grundrente berüdfichtigt werden, jo deuten wir fchon auf 
das Steuercapital hin, welches eigentlich beftenert wird. Ich 
made Sie noch darauf aufmerkfam, meine Herren, daß dies 
auch ſehr gefährlich wäre. Sie werden doch nie der Staats- 
verwaltung das Recht abſprechen, Steuerzufchläge, wenn fie 
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Sr. Majeſtät und dem apoftolifgen Stuhle vorbehalten 
worden, welchem wir bis jeßt noch entgegenjehen. 

„Um die Zeit der hohen Berjammlung nicht über die 
Gebühr in Anfprud zu nehmen, übergehe ich vieles An- 
dere; allein jeder ruhig Denkende, welchem Belenntniffe er 
auch angehöre, möge urtheilen, ob Se. Majeftät nicht kraft 
des Soncordates auf die Angelegenheiten der Tatholifchen 
Kirde einen Einfluß übt, welcher die wahren Sntereffen 
und Rechte des Staates vollflommen ficherftellt und weit 
größer ift al8 jener, welchen der Landesfürit fraft des Pa- 
tentes vom 1. September v. I. auf die Angelenheiten der 
Chriften des Augsburgifchen und Helvetiichen Belenntniffes 
nehmen wird. Die Freiheit in Berwaltung der Tirdhlichen 
Angelegenheiten ift aljo meines Wiſſens den nicht -Tatholi- 
ſchen Chriften in Oeſterreich überall gefichert; ja der Staat 
übt auf diefe Berwaltung bei ihnen einen weit geringeren 
Einfluß als bei der Tatholifchen Kirche. Die Beſchwerden, 
welche man vorbringt, betreffen jedoch größtentheils Fälle, 
für welche durch die gewährte Selbitftändigfeit der Ver— 
waltung noch keineswegs eine Richtſchnur gegeben ift. 


„Wenn bei einer die Religion betreffenden Angelegen- 
heit zwei Bekenner verfchiedener Religionen betheiligt find, 
jo fteht, vorausgejeßt daß beide ihrer Religion vom Her— 
zen zugethan find, Weberzeugung der Weberzeugung gegen- 
über, möge aud die eine nur ſubjectiv begründet jein. 
Für den Fal, daß diefe Angelegenheiten ins äußere Le— 
ben hinüber greifen, ift dies für die Gefeßgebung aller- 
dings eine Schwierigkeit, welche durch eine allgemeine For—⸗ 
mel nicht befeitigt werden Tann. Es wird fi bier darum 
handeln, ob die beiden Religionen zu den Angelegenheiten, 
in melden ihre Forderungen fi gegenüber treten, die 
gleiche Beziehung haben. Man wird fi ferner hüten müf- 
jen, in den ununterbrochenen Befit uralter Rechte ftörend 
einzugreifen, und endlich ift e8 ganz natürlich, daß, went 
e8 fchlechthin unmöglich ift, allen Theilen zu genügen, man 
die religiöjen Interefjen einer fehr großen Mehrzahl jenen 
der Minderzahl vorjett. 

„Meberdies beruht die Gleichheit der Behandlung nicht 
darauf, daß man in Gegenftänden, welche die Religion 
berühren, für alle Staatsbürger diefelbe Richtſchnur auf- 
ftellt, fondern darauf, daß man Jedermann nad den Grund- 
lägen feiner eigenen Religion behandelt. 
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„Auf diefen Rüdfichten beruht die öſterreichiſche Gefet- 
gebung über die gemifchten Ehen, und wenn .die nicht-fatho- 
liſchen Chriſten ſich durch diefelbe beirrt fühlen, jo mögen fie 
mit der katholiſchen Kirche zuſammenwirken, die gemifchten 
Ehen zu verhindern. Wenn die nichtsfatholifchen Ehriften ſich 
auf ihre Rechte berufen, wenn fie vou Feiner Anwendung 
eines ihnen günftigen Gejeßes etwas hören, wenn fte jebe 
dahin zielende Mafregel ale Willfür und Ungerechtigkeit be- 
zeichnen wollen, jo können fie billigerweife auch nichts dage- 
gegen haben, wenn die katholiſchen Defterreicher ihrerjeits an 
ihren eigenen Rechten fefthalten. Oder find die Katholiken in 
Defterreich, wo diefelben in einer Anzahl von mehr als 27 
Millionen neben 7 Millionen nicdht-fatholifchen Ehriften und 
1 Million Sfraeliten leben, vielleicht rechtlos geworden? Daß 
die gemifchten Ehen vom Standpunkte einer religiöfen Ueber- 
zeugung ihre mißliche Seite haben, wird Niemand leugnen, 
und daß die katholiſche Kirche diefen Standpunft aufgebe, 
wird, wie ich glaube, ihr gleichfalls Niemand zumuthen. So 
verhält fich die Sadhe, wenn man fie mit Würdigung der 
wirklichen, das Herz bewegenden religiöjen Interefjen und der 
zu Recht beftehenden Gefete in Erwägung zieht. Allein der 
Ruf nach Gleichberechtigung, welcher im Namen des Yort- 
fchrittes erhoben wird, hat einen ganz andern Standpunft 
zur Vorausſetzung; er richtet an den Staat die Forderung, 
die Gleichgiltigfeit gegen die Religion als leitenden 
Grundjak anzunehmen. Dabei verliert im Großen und Gan- 
zen Jeder, wer noch immer eine religiöfe Weberzeugung ernit- 
Ich im fi trägt, wenn er auch im Einzelnen vielleicht hie 
und da gewinnt. Uebrigens ift man dadurch, daß die Gleidh- 
beredhtigung im Geſetze ausgefprochen wird, noch feineswegs 
gegen Drud, und zwar fehr harten Drud, gefichert. Hiefür 
gibt die Geſchichte Siebenbürgens ein redendes Beifpiel. 
Ohne Zweifel ift in den fiebenbürgifchen Geſetzen den vier 
anerfannten Religionen die Gleichberechtigung zugeftanden, 
und die Fatholifche Kirche fteht fogar obenan. 

„Allein das katholiſche Kirhengut wurde mit Ausnahme 
bon zwei Klöftern, welche man zu Gymnaſien der Augsbur- 
giſchen Eonfeffion beftimmte, zum Staatsvermögen gefchlagen. 
Der Tatholifche Biſchof wurde vertrieben und ihm durch ein 
fürmliches Geſetz unterfagt, fid) im Lande aufzuhalten. 

‚„&8 war ihm nicht einmal vergönnt, ©eneralvicare oder 
Bifitatoren abzufenden, ja man behauptete fogar, die Tatho- 
liſche Geiftlichfeit habe in Siebenbürgen das Privilegium in 
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Disciplinarfaden unter dem Landesfürften, ber befanntlich 
Proteftant war, zu ftehen. Es wurde ungeachtet des Wortes 
Gleichberechtigung der katholiſchen Kirche jedes Mittel zur 
Aufrechthaltung des Glaubens und der Kirchenordnung völlig 
abgefchnitten, und fie ſchwand dahin wie ein Baum, welchem 
man die Bewäflerung entzieht. Die Aufhebung der Geſetze, 
welche den katholiſchen Bifchof ausſchloſſen, die Gejellfchaft 
Jeſu ächteten und alle Gönner derjelben für Landesverräther 
notae infidelitatis subjecti erflärten, erfolgte erft im Mai 1744. 

„Die Erinnerung an foldhe Zuftände ift wahrlich nid 
geeignet, den Katholiken die Gleichberechtigung des fiebenbür- 
gifchen Gefeßes anzuempfehlen. Doch ich bin weit entfernt 
zu wünfchen, daß gerade der Fatholifche Kaifer die Gleichbe— 
rechtigung den Proteftanten gegenüber in demfelben Sinne 
verftehe und übe, wie ber Fürft Siebenbürgens den Katho- 
liken gegenüber fie verftanden und geübt hat. Ich lege nur 
im Namen der höchften Intereffen des Baterlandes und der 
Menfchheit Verwahrung ein gegen jeden Verſuch, die öfter: 
reichifche Geſetzgebung auf den Standpunkt der Gleichgiltig- 
feit gegen die Religion hinüberzumenben. 

„Klagen, Wünfche und Befchwerden Taffen fi) durch gar 
feinen allgemeinen Grundfa und unter gar feiner Verwal⸗ 
tung ausschließen. 

„Das franzöftiche Recht beruht im Einklange mit feinem 
Urfprung auf dem Loi athee. Kein Geſetz ohne Gott. Den- 
noch beflagen ſich franzöſiſche Proteftanten über Unbilligfeit, 
Zurückſetzung und Bedrängniffe, — und vor nicht langer Zeit 
bat die „Allgemeine Zeitung“ fich wieder zum Organe ihrer 
Beichwerden bergegeben. 

„Was num vollends die Begräbnißfrage betrifft, welche 
Ihon feit geraumer Zeit zum Hebel der Agitation benützt 
wird, fo bedarf e8 nur geringer Rechtskunde, um dieſelbe 
richtig zu beurtheilen. 

„Die Proteftanten haben das Recht, ihre religiüfen An- 
gelegenheiten felbftftändig zu ordnen und zu leiten. Allein 
die Katholiken Defterreichs haben dasjelbe Recht. Deswegen 
ſteht es den Proteftanten vollfommen frei, die Begräbnifie 
auf dem proteftantifchen Friedhofe nach ihren religiöjen Bor- 
ſchriften zu regeln. 

„Die katholiſchen Bifchöfe machen nicht den geringften 
Anſpruch, fi dabei einzumiichen. Sie müffen aber aud) dar- 
auf beftehen, daß bie katholiſche Kirche gleichfalls das Recht 
babe, die Begräbniffe auf dem Tatholifchen Gottesader nad 








Rede des Herrn Magger. 478 


ihren eigenen Geſetzen zu ordnen. Niemand denft daran, die 
irdiſche Hülle eines nicht-fatholifchen Chriften auf freiem Felde 
einzugraben. Wo die Proteftanten feine eigenen Friedhöfe 
baben, finden fie inner der Mauer des Tatholifchen Gottes- 
aders ein anftändiges Begräbnif. Mehr aber kann man mit 
Billigkeit nicht verlangen, Ja es ift hier gar nicht vorauszu- 
jeßen, daß Iemand, der als Proteftant lebte und ftarb, es 
gewünſcht Haben follte, daß er nach feinem Tode fo behandelt 
werde, als ob er Katholif gemejen wäre. 

„In meiner Diöcefe wird allen Gefühlen fo viel möglid) 
Rechnung getragen. Man geht, um jede Verletzung eines 
menſchlichen Gefühles zu vermeiden, jo weit, als diefes über- 
banpt thunlich ift, ohne das katholiſche Geſetz vollfommen 
aufzuheben. Uebrigens haben auch in London die Friedhöfe 
innerhalb der gemeinjamen Umfangsmauer eigene Abtheilun- 
gen. Bor wenigen Jahren war nod in allen Zeitungen zu 
lejen — denn was in London gefchieht, liest man ja in allen 
Zeitungen — wie der Kardinal Wiſeman die für die Ka- 
tholifen beftimmte Abtheilung eines neuen Friedhofes ein- 
jegnete. Das Concordat hat in dieſer Frage gar nichts 
Neues feftgefet; denn durch die gewährte Selbftftändigfeit 
in Leitung und Ordnung der religiöfen Angelegenheiten war 
diejelbe bereits für Katholifen und für Proteftanten vollfom- 
men gelöst. Uebrigens ift das Koncordat ein Staatsvertrag 
und ein NReichsgejet, und jedes Wort, welches man in biejer 
hohen Verſammlung für die Geltung desfelben ſpräche, wäre 
ein überflüffiges.“ 

‚. Nachdem Neichsraih Manager um das Wort bat, machte 
ihn Se. £. Hoheit darauf aufmerkſam, daß die Discuffion 
über die Gegenftände des Cultus- und Unterrichtsminifte- 
riums bereits in der Sigung vom 10. gejchloffen wurde und 
die Sache auch heute nicht auf der Tagesordnung ftehe, wes- 
halb es fich für jett nur um Berichtigungen handeln könne. 

Reichsrath Maager: „Ich fühle mich geehrt, daß Seine 
Eminenz mich gewürdigt haben, auf meine beiden Anträge 
zu erwiedern. Ich ſtimme Sr. Eminenz dem hochverehrten 
Herrn Vorredner vollkommen bei in dem erſten Theile deſſen, 
was er gejagt hat, daß ſelbſt bei der Erörterung des Bud⸗ 
gets des Kultusminifters eigentlich nicht die Zeit und der 
Ort war, die Gegenftände in Discuffion zu bringen, welche 
ih angeführt Habe. Ich bin aber Proteftant und babe e8 mei- 
nen Glaubensgenoffen gegenüber für eine heilige Pflicht ge- 
halten, die Rechte derfelben zu vertreten, und ich habe daher 
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dort angelnüpft, wo mir ber geeignete Punkt dazu fchien, 
biefe Fragen zu erwähnen. Ich habe mich dahin geänßert, 
daß ich auf das dogmatiiche Feld in einem Falle eingehe. 
Se. Eminenz haben das dogmatifche Feld berührt, ich Hin- 
gegen enthalte mich, darüber weiter zu fprechen. Ih Habe 
blos davon geredet, daß in Siebenbürgen die Proteftanten 
eine geſetzliche Bafis und gejetliche Gleichberechtigung haben; 
daß diefe gefeßliche Gleichberehtigung Eingriffe erleidet, ohne 
von der Staatsverwaltung gehörig gejchüßt zu werden. Ich 
habe mich verpflichtet gefühlt, auch den Dualismus hervor- 
zubeben, welchen die Regierung feit dem Jahre 1848 zwar 
in politifchen Angelegenheiten zu befeitigen ftrebte, der jedoch 
in firdlichen Angelegenheiten noch immer befteht. Um diejem 
Dualismus zu begegnen, ſchien e8 mir Pflicht, auch die Be- 
ſchwerden der Proteftanten in den deutſch-ſlaviſchen Ländern 
hier zur Sprache zu bringen. Ih bin nicht jo glüdlich ge= 
weſen, mit meinem Borjchlage die Anerkennung zu finden, 
daß er discutirt und vielleicht fogar mit einer Majorität der 
Stimmen zum reichsräthlichen Antrage erhoben worden wäre. 
Ich habe aber auch bei der Erörterung darüber mit feinem 
einzigen Worte gehört, daß einer der verehrten Herren Red- 
ner mir Unrecht gegeben hätte. Ich Habe auf Deutichland 
und die öffentliche Meinung daſelbſt mit der Bemerkung hin⸗ 
gedeutet, daß, wenn Defterreich heute oder morgen auf deutjche 
Hilfe angemwiefen wäre, es eben die öffentlihe Meinung in 
Deutfchland bejänftigen müffe, und daß es Fein beſſeres Mit- 
tel hiefür gebe, als die Herftellung der Gleichberedhtigung 
zwifchen Tatholifhen und nicht-katholiſchen Chriften. 


„Se. Eminenz haben in ihrer Erwiederung auf Beifpiele 
in proteftantifchen Ländern bingewiefen, fo auf England und 
auf einige Staaten Deutſchlands, auf Holftein, dann auf 
Dänemark, Schweden und Norwegen. Ich bedauere, daß 
Se. Eminenz nur foldde Beispiele und nicht auch das Beifpiel 
derjenigen conftitutionellen Staaten Deutſchlands angeführt 
bat, in denen die Gleichberechtigung zur Thatfache geworden 
ift. Ich habe das Eoncordat als eine Quelle von fehr bitteren 
Klagen in Siebenbürgen fowohl, als auch — id) kann das 
offen ausiprehen — in Defterreich überall, wo ich hinge- 
fommen bin, unter den Proteftanten und Katholiken bezeich- 
nen gehört. 


„Mein Antrag ift nicht angenommen worden und ich will 
nun über alle die weiteren Erörterungen Sr. Eminenz eben 
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aus der Urſache, weil der Gegenſtand nicht auf der Tages- 
ordnung fteht und nicht zur Beurtheilung erliegt, hinausgehen. 

„Dagegen kann ich es mir nicht verfagen, es hier auszu- 
Ipreden: über meine Anträge ſowohl als über die Erwiede- 
rung Sr. Eminenz des Herrn Fürfterzbifchofes wird bie 
öffentliche Meinung zu Gericht figen — ich unterwerfe mid 
getroft dem Urtheilsfpruche derſelben.“ 

AR Neichsrath Freiherr v. Petrins: „Ich verzichte auf das 
ort.“ j 

Reichsrath Graf Apponyi: „Es würde als eine Anma- 
Bung zu betrachten fein, wenn ich nad den gemwichtigen 
Worten Sr. Eminenz des Herrn Eardinal-Erzbifchofs in einer fo 
außerordentlich ernften Sache mir ein Urtheil erlauben möchte. 
Ih bin auch weit entfernt davon, der hohen Weifung Sr. 
faif. Hoheit entgegen diefe Frage einer neuen Discuffion 
unterziehen zu wollen. 

„Sch bin volllommen einverftanden mit der Andeutung 
Sr. Eminenz, daß der verftärfte Reichsrath durchaus nicht 
competent fei, über diefe Frage ein Urtheil zu fällen, muß 
jedoch aus denjelben Motiven, welche Se. Eminenz veranlaßt 
haben, über den Gegenftand ſich auszubreiten, hier ebenfalls 
eine Bemerkung beifügen. 

„Ich gehöre auch zu Ienen, welche die ernfte Frage bes 
Concordates nur immer mit Ehrfurdt und nicht ohne Be- 
forgnifje berühren hören, und die es nie anders als verdam— 
men können, wenn über dieſe Frage von einer Seite abge- 
urtheilt wird, welche nicht dazu bevechtiget ift, oder wenn oft 
oberflächliche Urtheile ausgefprochen werden von folchen, welche 
den Inhalt des Koncordates gar nicht kennen und ihn nit 
zu würdigen wiſſen. Ich kann mir aber nicht verhehlen, daß 
wenigftens was Ungarn betrifft, wie alles Erhabene und Edle 
doch feine Schattenfeiten haben kann, auch das Concordat 
nit ohne Scattenfeiten ift, infoferne nämlich al8 der unga- 
riſche Clerus durch das Concordat in manchen jener Rechte, 
welche er von den Königen Ungarns und von der römifchen 
Curie erhalten hat, beeinträchtigt wird. Die öffentliche Mei— 
nung konnte nicht anders als einen Vergleich anftellen zwilchen 
der Gegenwart und jener Zeit, wo König Ferdinand IL. in 
einem gleichen Falle fi) an die höchfte kirchliche Autorität, 
an den Kardinal Pazmän gewendet, und diefe Autorität dem 
Könige Ferdinand II. die Gründe auseinandergejeßt Bat, 
warum gegenüber den Anftänden, bie von Seite ber Eurie 
erhoben mworben waren, das Recht des Königs in Betreff 
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„In England aber find die Biſchöfe, melde 2 Millionen 
katholiſcher Engländer geiftlich Leiten, nit einmal vom Staate 
anerfannt; die Duldung, welche man ihnen gewährt, befteht 
nur darin, daß man von ihrem Borhandenjein feine Kunde 
nimmt, und deßwegen die Gejege aus den Zeiten der Köni- 
gin Elifabeth und des Titus Dates nicht auf fie anwendet. 
In Schweden, Norwegen und Dänemark find die Katholiken 
noch ſchlimmer behandelt. 

„Man weist auf Deutſchland Hin, allein heutigen Tages 
noch gibt es Länder des deutfchen Bundes, wo die Katholiken 
ſich ſehr glüdlich ſchätzen würden, wenn fie diejenigen Rechte 
genößen, deren ſich die nichtfatholifchen Chriſten in Defter- 
reich ſchon vor 1848 erfreuten. Ich erlaube mir nur auf 
Holftein und Medlenburg, ſowie auf die Verhandlungen des 
Bundestages in der Sade ded Herrn von Kettenburg 
hinzudenten. 

„Die nichtlatholifchen Chriften haben daher gewiß alle 
Urſache, der öfterreichifchen Regierung aud) nur für diejeni- 
gen Grundſätze, nach denen fie vor dem Jahre 1848 behan- 
delt wurden, dankbar zu fein. Wollen fte nicht vor offentun- 
digen Thatfachen Aug und Ohr verſchließen, jo müſſen fie 
eingeftehen,, daß Defterreich den proteftantifchen Fürften ein 
Beifpiel gab, welches diefe nicht einmal gegenwärtig noch 
fämmtlich nachgeahmt haben. 

„Im Jahre 1844 wurde feſtgeſetzt, daß jede geſetzlich an— 
erfannte Kirche und Religionsgeſellſchaft das Recht der ge— 
meinſamen öffentlichen Religionsübung habe und ihre Ange- 
legenheiten felbftftändig ordnen und leiten könne. Das kaiſer— 
liche Cabinetsfchreiben vom 31. December 1851 hat diefe Be- 
ftimmungen volllommen aufrecht erhalten, und das allerhöchfte 
Patent vom 1. September 1859 ftellt fich zur Aufgabe, jene 
Grundjäge auf die Proteftanten in Ungarn, Croatien, Sla— 
vonien, der ſerbiſchen Wojwodſchaft und dem Temejer Ba- 
nate in wmeitefter Geltung anzumenden. Das proteftantifche 
Deutſchland felbft zollte diefer Maßregel feinen vollen und 
ungetheilten Beifall, nicht einmal der Guftav - Adolf = Berein 
machte eine Ausnahme. Selbft Männer, deren PBarteirihtung 
es mit ſich bringt, Alles zu verurtheilen, was in Oeſterreich 
gejchieht, geftanden diesmal ein, daß die Faiferfiche Regierung 
den Proteftanten Alles gewährt habe, was man verlangen 
fonnte, und fogar mehr, als man erwartet hatte. Diejenigen, 
welche fich den Proteftanten Ungarns als Wortführer aufzu- 
dringen wußten, waren anderer Meinung, doch ſchwerlich aus 
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Gründen des Glaubens und des Gewiſſens. Es wäre weder 
recht noch möglich geweſen, die Kirche, in deren Schooß alle 
Länder Oeſterreichs ihre Entwicklung erhalten, und welcher 
die ſehr große Mehrzahl der Bewohner Oeſterreichs angehört, 
von der ſelbſtſtändigen Leitung ihrer eigenen Angelegenheiten 
auszuſchließen. Se. Majeſtät der Kaiſer glaubte daher mit 
vollem Rechte, daß er nicht nur als Katholif, fondern auch 
als Regent dazu verpflichtet fei, jenen Theil der Gefeßgebuug 
und der Berwaltungsvorjchriften, welche die Angelegenheiten 
der katholiſchen Kirche berührten, einer genauen Durchficht zu 
unterziehen. 

„Man muß fich erinnern, wie die Gejegebung einer Zeit, 
welche noch immer manchen Leuten als das goldene Zeitalter 
der Aufklärung erjcheint, beichaffen if. Sogar die Zahl der 
Kerzen, welche in der fatholifchen Kirche brennen durften, war 
befimmt, und es war nicht erlaubt ohne Bewilligung der 
hohen Staatsregierung an Wocdentagen ein Hochami zu hal- 
ten, das heißt, die heilige Mefje mit größerer Feierlichkeit zu 
begehen. Freilich wurden die unzähligen Vorſchriften, welche 
alle Verhältniſſe des kirchlichen Lebens regelten,, nicht immer 
und überall mit Strenge durchgeführt, nicht einmal im Mit- 
telpunfte des Reichs unter den Augen der höchften Behörden; 
denn die öfterreihifchen Verordnungen ältern Style glichen 
nicht felten Bomben, welche über die Nächften hinmwegflogen 
und die Entfernten in Furt und Zittern jeßten. Allein der 
Orundfat, daß der Staat über alle folche Dinge zu befehlen 
das Recht habe, wurde ſtets aufrecht erhalten. Das Geſche— 
benlaffen wurde als eine ungeheuere Begünftigung in An- 
rechnung gebracht und je nach der Strömung des Augen- 
blickks und den Anſichten einzelner Landesporfteher wurden 
längft vergefiene Geſetze gleich einem verrofteten Schwerte 
- aus der Scheide wieder hervorgezogen. 

„Diefe Zuftände entfprachen weder der Würde der Gefek- 
gebung noch den Rechten der Fatholiichen Kirche und den Be- 
dingungen des fittlichen Lebens, und eine gründliche Umge- 
ſtaltung lag im Intereffe aller Theile. 

„Die katholifche Kirche hat eine Verfaſſung, welde fo alt 
iſt als fie felbft. Sie erfennt den Nachfolger des heiligen Pe- 
trus, den römifchen Papft, als ihr gemeinfames Oberhaupt 
an, und die Nachfolger der Apoftel, die Bilchöfe, regieren die 
einzelnen Theile der Fatholifchen Welt unter jenen Bejchrän- 
tungen, weiche durch die Nothwendigfeit der katholiſchen Ein- 
heit geboten find. Die nähere Ausprägung dieſer Verhältniffe 
30 * 
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des Hochverrathes und der Untreue gegen den König, von 
Mord, Brandlegung, Fälle, welche man nur ungern berührt, 
unterftand die ungarifche Geiftlichleit auch früher den welt- 
lichen Richtern. 

„Dann bitte ih auch der Lage von ganz Europa Rech— 
nung zu tragen. Wir Alle verlangen ja die Selbftftändigkeit 
in Ordnung der Fatholifchen Angelegenheiten nad) den katho— 
liſchen Kirchengefegen und gewähren dieſelbe den nichtfatho- 
liſchen Chriften mit Bereitwilligfeit, allein wie könnte man 
denn gegenwärtig noch — der Lage von Europa gegenüber 
— beanſpruchen, daß die Geiſtlichen in Strafſachen, melde 
fih auf die bürgerlichen Verhältniſſe beziehen, unter anderen 
als Staatsbehörden ftehen? Webrigens ift in diefer Hinficht 
Alles verfügt worden, was der Anftand und die Billigkeit 
erheifchen, aber der heilige Stuhl felbft erkannte, daß jener 
Wunſch, wenn er überhaupt jemals ausgedrüdt würde, nicht 
zu erfüllen wäre. 

„Es war ein anderer Stand der Dinge im Mittelalter 
und e8 war damals aud) eine andere Gejellihaft. Das Mit: 
telalter hatte feine eigenen Ordnungen und eigenen Bebürf- 
niffe; viele Geſetze, die jetzt nicht mehr am Plabe wären, 
find volllommen richtig und geeignet in einer Zeit geweſen, 
als die Staatsgewalt in den Händen der Herzoge, Markgrafen 
und Gaugrafen war und jeder einzelne Ritter that, was ihm 
beliebte, bis von oben herab einmal ein Schlag geführt 
wurde; als das weltliche Gericht durch den Zweikampf und 
andere Formen des Gottesgerichtes entjchied. 

„Was die Rechte betrifft, welche dem Erzbifchofe von 
Gran ale Primas von Ungarn zuftehen, fo hat das Koncor- 
dat durchaus nichts über diefelben ausgefprocdhen und diefelben 
nit mit einem einzigen Worte berührt. 

„Sn Defterreih führen mehrere Erzbifhöfe den Titel 
Primas; der Erzbilhof von Prag ift „Brimas von Böhmen,“ 
der Erzbifhof von Lemberg „Primas von Galizien und Lo— 
bomerien“, der Erzbiihof von Gran endlich „Primas des 
Königreiches Ungarn“. Es kann aud) feinem Zweifel unter: 
Tiegen, daß der Erzbiihof von Gran immer der erfte unge: 
rifhe Landftand war. Welche weiteren Rechte fi} baran 
Inüpfen, ift für das Concordat gleichgiltig, es hat darauf gar 
feinen Einfluß genommen; deshalb kann es in Bezug auf 
biefe Frage weder angeführt werden, noch einen Angriff 
erleiden. Was die Ernennung der ungariihen Aebte anbe 
langt, fo find darüber im Concordate feine bejonderen Ber: 
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fügungen getroffen worden, und es fällt diefer Punft nur 
unter die allgemeine Beſtimmung, daß die kirchlichen Angele- 
genheiten nad, firchlichen Geſetzen gehandhabt werden follen. 
Ich glaube, daß Se. Majeftät der Kaifer auch jebt noch bei 
der Wahl der ungarifchen Aebte jenen Einfluß übt, der für 
den katholiſchen Landesfürften wünfchenswerth ift. Anderfeits 
könnte Niemand wünſchen, daß man bei Ernennung der 
Aebte auf den Standpunkt der Zeit Ludwig XIV. zurückkehre. 
Es iſt unnöthig, davon zu ſprechen. Die Sache wurde genug 
ausgebentet und in ein falſches Licht geftellt, wie es überhaupt 
bei allen kirchlichen Fragen gefchieht. Das Eoncordat hat die 
ungarifhe Kirche gar nicht berührt, es fpricht von der ge- 
ſammten Kirche des Kaifertbums, und mir ift durchaus fein 
Recht der ungarischen Kirche bekannt, welches dadurch berührt 
worden wäre, mit einziger Ausnahme des früheren Berhält- 
niffes der Perjonal-Immunität. 

„Allein, ich wiederhole, wir ftehen gegenüber den Ver—⸗ 
bältniffen einer Zeit, welcher billige Rückſichten zu zollen find. 
Die Kirche waltet auf ihrem Felde, der Staat auf dem fei- 
nigen; diejenigen Beziehungen, wo man fi} nothwendig 
begegnet, müſſen nothiwendig geregelt werden. Man Tann den 
Menichen, welcher Staatsbürger und Katholif if, nicht in 
zwei Theile trennen; dort aber, wo ſich dieſe zwei Seiten 
nothwendig berühren, muß man fid) auf eine friedliche Weife 
verfländigen, um was es fich eigentlich handelt,” 

Vicepräfident v. Szögyeny: „Ih muß mid) den Be- 
merfungen des Herrn Grafen Apponyi überhaupt und 
namentlich) in Bezug auf die Stellung der Proteftanten in 
Ungarn vollfommen anjchließen. 

„Die Stellung der Proteftanten in Ungarn in Abfiht auf 
Schule und Kirche war durch Verträge und pofitive Landes— 
gefeße, namentlich durch den Artikel XXVI des Jahres 1790 
und Artifel II des Jahres 1844 erjchöpfend geregelt. Die 
im Artilel XXVI de8 Jahres 1790 im Fundamentalgefeße 
über die Stellung der Proteftanten in Ungarn enthaltenen 
grundfäßlichen Organifationen ihres Kirchenregimentes haben 
Ah im Verlaufe eines halben Jahrhunderts in einer Weife 
ausgebildet, welche die proteftantifhen Intereſſen volllommen 
befriedigt. Ein Bedürfniß der weiteren Regelung diefer Ver— 
bältniffe hat ſchlechterdings nicht beftanden und eine einfeitige 
Regelung auf Grundlage veralteter Vorfchläge war mindeſtens 
von jehr zweifelhaften Erfolge, Ih will nur mit einigen 
Worten bemerken, daß meiner Anftcht nad) der Standpunkt 
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der Regierung gegenüber den BProteftanten in Ungarn in 
Bezug auf ihre Rechte, hauptſächlich aber ihre Kirchen und 
Unterrichtsanftalten fein anderer fein kann und foll, als der: 
die höheren geſetzlichen Interefien zu wahren und dafür zu 
forgen, daß das Seiner Majeftät dem Kaiſer dem Geſetze 
nah gebührende Recht der Dberauffiht wirkfam ausgeübt 
werden könne. 

„Im Uebrigen aber tft die Beforgung, Erledigung, Re- 
gelung, Bervolllommnung und Fortbildung ihrer Einrichtun- 
gen, insbefondere ihrer Schulen und Kirden, ihnen, ihrer 
gejeglichen Autonomie gemäß, ſelbſt zu überlaflen oder höch— 
ftens mit den im Gefeße gegründeten Organen, nämli den 
Synoden, zu vereinbaren.“ 

Auf die von Sr. faif. Hoheit dem durchlauchtigſten Herrn 
Erzherzog Reihsraths-Präfidtnten an die Berfamm- 
lung geftellte Anfrage, ob fie nicht von einer längern Dis— 
cuffion diefes Gegenftandes, welcher fich nicht auf der Tages- 
ordnung befindet, Umgang nehmen und zur Tagesordnung 
übergehen wolle , - erflärte fih die Berfammlung hiefür, wo— 
nad die Herren Reihsräthe Bilhof Stroßmayer und Bi- 
[hof Koriczmits, die Grafen Andrafiy, Barlöczy, 
Szseſen und Almafy, die Herren v. Majlath und v. 
Jakabb an Se. kaiſ. Hoheit die Bitte ftellten, den Umftand 
in dem Protocolle verzeichnen laſſen zu wollen, daß fie, wenn 
nicht der Mebergang zur Tagesordnung befchloffen worden 
wäre, hinfichtlich des von St. Eminenz dem Cardinal-Fürft- 
erzbifchofe v. Rauſcher angeregten Gegenftandes fih zum 
Worte gemeldet Hätten. 

Graf Hartig madte im Sinne des Ausſpruches Sr. kaiſ. 
Hoheit die Bemerkung, daß dieje Debatte eigentlich gar nicht 
hieher gehört. 

„Der Grundſatz ftehe feft und ſei fchon von Sr. Maje- 
ftät in dem Patente vom Sabre 1851 ausgefprocdhen worden. 
Alles, was früher darüber gejagt wurde, habe fi) nur auf 
die Nichtanwendung des Grundjates bezogen; es hätte alfo 
hingereicht, diefen Gegenftand dem Minifter des Eultus zu- 
zumweijen, um die Sache zu unterfuchen. Er wolle fi) nur 
den allgemeinen Antrag erlauben, e8 möge fünftighin zur 
Marime erhoben werden und als folche gelten, daß, wenn 
einzelne Beſchwerden über die Nichtbefolgung von allgemei- 
nen Grundſätzen vorgebracht werden, man fie allerdings an- 
hören müſſe, aber daß fie dorthin gewiejen werden follen, 
wohin fie gehören und wo ihr eigentliches Feld ift, nämlich 
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vor die Staatsverwaltung, die zu unterſuchen hat, inwieweit 
dieſe Beſchwerden gegründet ſeien oder nicht. 

Denn, wenn ſich der Reichsrath bei einer jeden ſolchen 
Frage über die Nichtbefolgung des Geſetzes und über die 
Nichtbeachtung des Grundſatzes in weitläufige Discuſſtonen 
einlaſſen würde, ſo ginge viel Zeit fruchtlos verloren. Der 
Reichsrath könne in merito über alle dieſe Fragen und Be— 
ſchwerden nicht gründlich entſcheiden. 

Solche Fragen müſſen eindringlich unterſucht werden und 
in ber Folge, wenn die Unterſuchung nicht befriedigend aus« 
fällt, könne man wieder nad) der Hand gravamina geltend 
machen, die aber nit im Schooße bes Reichsraths biscutirt 
werden follen. 

Graf Széeſen ſprach fi) in Betreff diefer Bemerkungen 
dahin aus, daß, wenn einzelne Gegenftände und Beichwerden 
hier erhoben werden‘, bdiejelben allerdings biscutirt werden 
jollen, fie feien wohl Gegenftände der Discuffton, aber nie= 
mal® der Beichlußfaffung. 

Er gehe weiter, als ber Herr Reichsrath Graf Hartig, 
und glaube, daß felbft, wenn der Reichsrath ähnliche Gegen- 
ftände an die Entfcheidung der Minifter weiſen follte, er auch 
dadurch über die Schranken feiner Aufgabe und Wirkfamfeit 
hinausgehen witrde. E8 können hiernad) im Reichsrathe ähn- 
liche Beſchwerden und Fehler blos zur Grundlage und als 
Material der Discuffion dienen, jedoch, wie gejagt, feines- 
wege als Gegenftände directer Beſchlußfafſung. 

Der Leiter bes Finanzminifteriums: „Ueber den 
von dem Herrn Reichsrathe v. Staromiejsti in der leßten 
Sitzung ausgefprocdhenen Wunſch Hinfichtlich der Penfionen 
aus dem Kralauer Emeritalfonde habe ich zu bemerfen, daß 
jeit der Inkamerirung diefes Fondes die betreffenden Penfto- 
näre öfterreihifche Penfionäre geworben find und die Penfio- 
nen in öfterreichtfcher Landeswährung ausgemittelt und aus- 
- begahlt werben mußten. | 

„Es find mehrere Fälle vorgefommen, in welchen bie 
Betheiligten nad dem öſterreichiſchen Penſionsſyſteme weit 
günftiger behandelt wurden, als es nad) dem Krafauer Pen- 
fionsſyſteme der Fall gewefen wäre. Die vom hohen Reichs— 
rathe gewünfchte Aufbefferung der gegenwärtigen firen Bezüge 
in öfterreichifcher Währung mit Rückficht auf die jeweiligen 
Coursverhältniffe zwiſchen den öfterreichifhen Banknoten zu 
dem polnischen Gulden würde zu bedeutenden Schwankungen 
und anch zu Beifpielsfolgerungen führen; ih muß mid 
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daher erflären, daß das Minifterium ſich nicht in der Lage 
befindet, dem geäußerten Wunfche des Herrn Reihsrathes zu 
entſprechen.“ 

Der Juſtizminiſter Graf Nabasdy: „Auch ich muß das 
Wort ergreifen, um eine Aufklärung zu geben. Es iſt nämlich 
vorgeftern in Anregung gebracht worden, daß die Juſtizbe— 
börden die Kapitalien der Pupillen dem Tilgungsfonde zu: 
weifen, ftatt fie auf Hypotheken zu legen. Es ift ſchon vor- 
geftern erwähnt worden, daß darüber beftimmte Befehle St. 
Majeftät ergangen find, welche auch publicirt wurden. Id 
bin aber in der angenehmen Lage, dem hohen Reichsrathe 
Beweiſe zu liefern, daß diefe ergangenen hohen Verordnun— 
gen aud) befolgt wurden. 

„Sch babe im Jahre 1857, alſo ſchon bevor das Gefek 
vom Sahre 1858 erfloffen war, eine Zujammenftellung aller 
Pupillarcapitalien und der Art und Weiſe anfertigen laſſen, 
wie und mo diejelben angelegt find. 

„Diefe Zufammenftellung zeigt, daß von 410 Millionen 
Pupillarcapitalien bei dem Tilgungsfonde nur 11/, Million 
angelegt war. Seitdem aber find feine neuen Capitalien dem 
Tilgungsfonde zugewachfen, weil dies nach der Borfchrift 
des Geſetzes vom Jahre 1858 nicht mehr gejchehen darf.“ 

Graf Elam: „Bevor ich zur weiteren Verichterftattung 
f&hreite, erlaube ich mir die Aufmerffamfeit des hohen Reichs— 
rathes auf den Umftand zu lenken, daß, wie id) feither ver- 
nahm, bei der leßthin vorgenommenen Abftimmung über den 
legten Abjat des Antrages bezüglich der Grundfteuer mande 
Herren NReichsräthe von verfchiedenen Auffaffungen ausgingen 
and der Anficht waren, e8 fet über den ganzen Pafjus abge: 
ftimmt worden, während Andere glauben, daß nur über den 
Nachſatz und den Zufakantrag des Grafen Barlöczy fowie 
über ben eingefchalteten Zufag am Schluffe des Abſatzes abge- 
ftimmt wurde, und zwar namentlich aus dem Grunde, weil 
von dem Reichsrathe Dr. Hein ein Antrag über den Punkt1 
und über das Weglaſſen desfelben geftellt, jedoch nicht weiter 
in der Debatte berührt wurde, da er erft gegen das Ende ber 
Debatte vorfam und darüber nicht abgeftimmt wurde. 

„Obwohl nun bereits die Abftimmung gefchloffen ift, fo 
halte ich dennoch die Frage für nothiwendig, ob die ganze 
Berfammlung in der Iesthin erfolgten Abftimmung den 
Punkt 1 als mitinbegriffen erachte oder nicht?“ 

Dr. Hein: „Als ich meinen Antrag ftellte, Habe ich ihn 
tamit motivirt, daß durch die Annahme des erſten Abjates 
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hinter den Worten „der hohe Reichsrath möge bei der hohen 
Regierung nachdrücklichſt befürworten u. ſ. w.“ der Reichs— 
rath, wenn nicht eine Beſchränkung hinzugefügt wird, auf das 
Feld gerathen würde, den Werthlatafter in ſeinen Conſe— 
quenzen anzunehmen und zu befürworten, während der Reichs— 
rath an einer anderen Stelle des Budgetberichtes ausdrüdli 
fagt, daß er diefen Wertbfatafter nicht befürworten wolle. 3 
erlaube mir daher, noch einmal darauf zurüdzulommen und 
zur Vermittlung der verjchiedenen Anfichten vorzufchlagen, 
daß allenfalls Hinter den Worten: „der hohe Reichsrath möge 
bei der hohen Regierung befürworten“ — folgender Sat ein- 
geichaltet werde: 

„„ohne durch diefe Befürwortung die Grundſätze zu 
billigen oder empfehlen zu wollen, welche jenem Antrage auf 
Einführung eines Werthkataſters zu Grunde. lagen, über 
welchen vor Kurzem eine von Sr. Majeftät berufene Imme—⸗ 
diatcommiffion bereitS berathen und an Se. Majeftät ben 
Bericht erftattet hat.““ 

„Bielleicht würden ſich durch diefen Beifag alle Meinun- 
gen vereinigen laflen.“ 

Graf Hartig: „ES ift ganz richtig und es hat einen 
günftigen Eindrud bervorgebradt, was Herr Dr. Hein 
erinnerte. Inzwiſchen muß ich fagen, daß in diefer Bemer- 
tung bezüglich des Katafters noch mehrere Punkte find, worauf 
ih die Aufmerkſamkeit des hohen Reichsrathes lenken zu 
müffen glaube, wobei ich die Sache nur oberflächlich berühren 
will, um nicht die koſtbare Zeit zu fehr in Anſpruch zu 
nehmen. Aus diefen Bemerkungen und Anträgen fcheint her- 
vorzugehen, es fei die Anficht der Antragfteller, .dvaß neben 
der Grundfteuer noch eine Einfommenfteuer fortbeftehe. Dar- 
über erinnere ih, daß nad) den Anträgen und BProjecten, 
welche diefem Vorſchlage von dem Finanzminifterium und 
der Immediatcommiflion gewidmet wurden, die Einlommen- 
fteuer ganz verſchwinden und gar feine Einfommenfteuer mehr 
beftehen fol. Es fol fünftighin nur die Realſteuer beftehen, 
dann die Erwerbfteuer in zwei Claſſen und eine Rentenfteuer. 
Wenn alfo bier von der Einfommenfteuer geſprochen wird, 
jo fheint derjenigen Entſcheidung präjudicirt zu fein, welche 
von Sr. Majeftät erft gewärtigt werden foll und welde von 
der Immediatcommiffion ausgegangen ift, die im ihrer 
Sphäre denfelben Wirkungstreis hatte, wie der verftärkte 
Reichsrath. Auch die Immediatcommiffion bat unmittelbar 
au Se, Majeftät Vortrag erftattet, und dieſe gleiche Stellung 
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war einer der Gründe meines Antrages für die Auflöfung 
der Immebiatcommiflion, weil fie neben dem Reichsrathe 
nicht beftehen könnte und mit bemfelben nicht vereinbar wäre. 

„Ich erlaube mir darauf hinzumeijen, daß der angeregte 
Standpuntt fehr bedenklich wäre. 

„Mit dem Zufatantrage des Herrn Dr. Hein bin id 
ganz einverftanden,, allein meine Anfiht ginge doch dahin, 
daß lieber das Ganze megzulafjen wäre, was ich ſchon letzt⸗ 
hin vorſchlug, weil jenes den Anträgen vorgriffe, welche in 
den Händen Sr. Majeftät find und von einer eben jo com⸗ 
petenten Behörde wie ber Reichsrath ſelbſt ausgingen, wor⸗ 
über aber Se. Majeſtät meines Wiſſens noch nichts entſchie— 
den haben.“ . 

Der Leiter des Finanzminiſteriums erklärte, daß 
diesfalls eine Allerhöchſte Entſcheidung noch nicht herabge⸗ 

t ſei. 
lane Clam bemerkte, er wolle die eigentliche Debatte 
nicht neuerdings hervorrufen, ſondern ſein Antrag beſchränke 
ſich nur darauf, den Vorgang bei der Abſtimmung aufzuflä- 
ven und mit Rüdficht auf den nadträglihen Antrag des 
Herrn Dr. Hein, melden er ſelbſt vollfommen beipflichte, 
eine etwaige Wiederholung der Abſtimmung und dadurch die 
Erledigung diefes Gegenftandes in Vorſchlag zu bringen. 

Se. kaiſ. Hoheit erfuchte diejenigen Herren, welde mit 
dem Herrn Grafen Hartig für die Weglaffung des bezeidh- 
neten Punktes I ftimmen, diefes durch Aufftehen zu erfennen 
zu geben. Nur die Minorität flimmte für die Weglaffung, 
worauf der Bicepräfident v. Szögyény bemerkte, es Tiege 
der Antrag des Herrn Dr. Hein dor, welcher den Zujag 
aufgenommen wiſſen will: „ohne durch diefe Befürwortung 
die Grundfäße billigen oder empfehlen zu wollen, melde je- 
nem Antrage für Einführung eines Werthlatafters zu Grunde 
lagen, über weldhe vor Kurzem eine eigene von Sr. Majeftät 
berufene Immediat-Commiffion bereits berathen und an Se. 
Majeſtät den Bericht erftattet hat.“ 

Nachdem die Majorität der Berfammlung fih für die 
Aufnahme diefes Zuſatzes zu dem betreffenden Comiteberichte 
weiter ansgefprochen hatte, fuhr Graf Clam in dem Vor- 
trage desfelben fort, wie folgt: 

„I. Neben der jchon oben gemachten Bemerkung, daß die 
Hauszinsfteuer an fid) zu Hoch geſpannt fei, muß die Auf- 
merkſamkeit noch darauf gelenkt werden, daß feit einigen Jah⸗ 
ren bie Bauluft in den der Hanszinsfteuer unterzogenen 
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Orten auffallend abgenommen hat. Mögen immerhin auch an⸗ 
dere Berhältniffe darauf von Einfluß fein, fo läßt fi) doch 
nit verfennen, daß bei diefer foliden Eapitalsanlage die 
Höhe der beftehenden Steuer hemmend einwirkt. Auch ift es 
bei der Hauszinsftener ein großer Uebelftand, daß bei dem 
Abzugspercente pro sartis tectis auf die Berjchiedenheit der 
climatifhen Berhältniffe, welche einen größeren ober gerin- 
geren Aufwand bedingen, Teine entfprechende Rüdficht genom- 
men wird.” 

Graf Elam: „Ich erlaube mir zur Aufffärung nur hin- 
zuzufügen, daß diefer Paffus kürzer als die vorhergehenden 
behandeli wurde, da man von der Meinung ausging, daß 
alles dasjenige, was in dem vorigen Abfate über bie directen 
Steuern im Allgemeinen gefagt wurde, auch bier im zweiten 
Abſatze feine volle Anwendung finde.“ 

Der Leiter des Finanzminiftleriums: „Ich ver- 
kenne weder bei der Hanszinsfteuer, noch bei den übrigen 
Steuern, daß fie hoch find und daß, wenn es der finanzielle 
Zuftand des Staates geflatten würde, e8 allerdings fehr 
erwünfcht wäre, fie herabzufegen. Aber ih muß der allge- 
meinen Bemerkung, die bier vorgelommen ift, daß die Bqu⸗ 
luft abgenommen habe, die ftatiftifchen Daten entgegenfeßen 
und mich auf die Rejultate berufen, welche auf fiheren Er- 
bebungen beruhen. Die Zahl der Wohngebäude, welche der 
Steuer unterliegen, iſt in der Periode von 1853 bis 1859 
geftiegen. 

Dieſe Zahl betrug nämlich: 


Nieder-Deflert ie - - 22000. 
Ober-Defterreich, Salzburg, Krain, Steier- 
mark und Küfenlad . . . . . 


von 1853 bis 1859 
160,535 164,782 


425,036 432,032 


Böhmen . . 2 202020202. 601,169 624,573 
Dalmatien. - > 2202020 663666 69,264 

von 1854 his 1859 
Galizien, Kralau, Bulowina . . . 722,894 794,786 
Sroatien und Sliavonien. -. . . . 13945235 147,212 
Woiwodina ... 237,880 255,673 
Siebenbürgen. - > > 404,740 428,222 

von 1853 bis 1859 
Möhren und Schlefien . . . .  . 856,339 360,040 


von 1857 bis 1859 
. 113,832 116,774 


Körnthen und rain. . 
rn . 1,270,429 1,305,633 


ngarn 
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„Es ift nicht zu verfennen, daß, wenn bie Steuer eine 
geringere wäre, die Bauluft eine nod größere gewejen 
fein würde. Eine fo bedeutende Abnahme, wie folcde im 
Comitéberichte enthalten if, fan jedoh nicht mit Grund 
behauptet werden, weil die vorliegenden ftatiftifchen Daten 
nachweifen, daß eine nicht unerhebliche Zunahme der Wohn- 
gebäude ftattgefunden habe.“ 

Reichsrath Toperczer: „Ich Tann nicht umhin, in 
dieſem Paragraphe und bei dieſer Debatte von der Haus— 
zinsſterer den gewichtigen Bemerkungen, welche vom Co— 
mité gemacht worden find, auch für meinen Theil beizu— 
treten. Doch ich halte es für meine Pflicht, außerdem die 
Aufmerkſamkeit des hohen Reichsrathes auf einen Uebel— 
ſtand hinzulenken, dem nach meiner Ueberzeugung ohne Ber: 
zug abgeholfen werden kann, und wo die Abhilfe drin— 
gend nothwendig iſt. Ich will bie Höhe der Hauszins- 

euer nicht angreifen, denn ich bin überzeugt, daß bei den 

jegigen Finanzverhältniffen jeder Kampf dagegen unnüg 
wäre. — Das Uebel bei der Hauszinsfteuer befteht in der 
Anwendung derfelben, oder vielleicht beffer gejagt in der 
Berbängung der Hauszinsfteuer. 

„Die Hauszinsftener wird nämlich jo wie die Gebäude— 
ſtener nad) dem Zinfe und der Claſſe der Häufer bemef- 
jen. Der Unterſchied zwiſchen beiden ift fehr groß und ent: 
fpringt aus der Natur der Sache; nur darf man nidt 
glauben, daß alle Häufer, welche einen Zins abmwerfen, 
auch der Hauszinsfteuer unterworfen werden, und daß alle die- 
jentgen, die feinen Zins tragen, in die Hausfteuerclaffe 
fallen. Dem ift aber nicht fo, weil die Hauszinsſieuer nicht 
nad) der individuellen Beichaffenheit des Hauſes — ob 
nämlih da8 Haus Zins tragend ift oder nicht — fondern 
nad) der Beſchaffenheit mehrerer Häufer in einer Gemeinde 
bemefjen wird, woraus folgt, daß in einer Gemeinde das 
Einkommen, und in der andern das Nichteinfommen be- 
fteuert wird. 

„Ein Beifpiel wird dies Mar machen. Nachdem die Be- 
börden in den Ländern vermehrt und auch vertheilt mwor- 
den find, fo iſt dadurd in manchen Gegenden, wo es frü- 
ber feine Zinshänfer gab, eine Nachfrage nad) ſolchen Hän- 
jern entftanden, und ber Zins bdiefer Häufer ift fehr hoch 
geftiegen. Es tft aljo gerecht, das ein Capital, welches aus 
dem todten Zuſtande in einen fruchtbringenden überging, 
fir die Zwecke des Staates befteuert werde. Es wurde je- 
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doch nicht nur das fruchtbringende Kapital, fondern and das 
todt gebliebene Kapital einer fehr harten Steuer unterwor=- 
fen. In einer foldden Gemeinde befitt z.B. ein armer Hanb- 
werfer ein Haus, aus drei Zimmern beftehend. Erhat ein Geichäft, 
hinfichtlich defien er abgefondert beftenert wird. Er hat feine 
Familie im Haufe und Tann von demſelben nichts vermiethen. 
Nun würde er nad) der Hausclaffenfteuer von einem ſolchen 
Haufe mit Einfluß aller Zufchläge 4 oder höchftens 5 fl. 
zahlen. Sn feiner Nachbarfchaft ift jedoch ein Grundbefiter, 
welcher ein Haus, vielleicht noch ein zweites in der Stadt 
oder auf dem Lande hat, und der dann natürlich fein Haus 
vermiethen wird. Nun beträgt der Zins für ſolche Häuſer 
350 fl. Nad) dem Zinserträgniffe von 300 fl. würde der Zins 
mit 16 Percent befteuert. Das wäre ungefähr 40 fl.; 15 Per- 
cent werden auf Unkoften und Reparaturen abgefchlagen. Der 
Landeszufchlag und die Communalzufchläge werden aud) circa 
40 fl. betragen, zufammen alfo 80 fl. Es muß alfo der Hand» 
werfer, welcher in der Nachbarſchaft fein Quartier befommt, 
für ein ſolches Haus wenigftens 80 fl. zahlen, während er 
nad) der Klaffenfteuer 4 bis 5 fl. bezahlt hätte. Augenfchein- 
lid) muß dies zur Verarmung führen, indem der Handwerfer 
fein Einfommen befitt, aus weldhem die Steuer beftritten 
werden fönnte, und er daher genöthigt ift, das Kapital jelbft 
anzugreifen. Diejer Handwerker wird in 15 bis 20 Jahren 
den Capitalswerth des Haufes durch die Steuern an den 
Staat zahlen. Es folgt aus dem, was auch ſchon vorgeftern 
richtig geltend gemacht worden ift, daß wirklich an manden 
Drten die Duelle der Steuern, welche früher reichlich ftrömte, 
leicht ganz verfiegen könnte. Es find viele zwei Stod hohe 
Säufer gebaut worden, die auch jett unbewohnt find, und 
e8 ift das Capital nicht nur für den Staat, fondern aud) für 
den Eigenthümer verloren. 

„Ich glaube demnad die Bitte ftellen zu dürfen, der hohe 
Reichsrath möge diefen Gegenftand der Abhilfe des hohen 
Tinanzminifteriums empfehlen.“ 

„Reichsrath Dr. Hein: „Ich will eigentli nur ein Be- 
dürfniß, welches fich in der Bevölkerung im Allgemeinen zeigt, 
sur Sprade bringen. Der Herr Leiter des Finanzmi.ifte- 
rıums bat uns ftatiftifche Ausweiſe Fundgegeben über die Ber- 
mebrung der Bauten im ganzen Kaiferftaate. 

.„Ich erlaube mir vor Allem die Frage, ob auch die Qua⸗ 
lität der Bauten — nämlich ob e8 Bauten von eigentlichen 
Zinshänfern, oder ob e8 nur Bauten feien, die burd) das 
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unvermeibliche Bebürfniß der Landbevölkerung hervorgerufen 
wurden — und in bdiefem ftatiftifchen Ausweiſe angeführt ift? 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Wirthichafts- 
gebäude find daran nicht berüdfihtigt, fondern blos Wohn- 
gebäude, die natürlid an einigen Orten von den Eigenthü- 
mern theils felbft, theils durch Vermiethung benütt werben.“ 

Dr. Hein: „Hierauf war meine Frage. eigentlich nicht 
gerichtet, fondern nur, ob e8 Wohngebäude feien, die durch 
das dringende, unabweisliche Bedürfniß der Landbevöfferung 

eboten find, oder ob e8 fi) um eigentliche Zinslocalitäten 
in Städten handelt. Indeß bleibt fi) dies jo ziemlich gleid). 
Seder, ber ein neues Gebäude, eine neue Realität im der 
Stadt errichtet, welches Gebäude ber Hauszinsfteuer umter- 
worfen ift, baut gewöhnlich länger als Ein Jahr. Er baut 
vielleicht zwei oder drei Jahre, während welcher Zeit das 
Capital für ihn fo zu fagen todt Tiegt. 

„Es ift alfo ein Bedürfniß, daß ihm wenigftens in ber 
Steuerfreiheit der erften Jahre gleichſam ein Erjaß gegeben 
werde. Es ift dies zugleich eine Prämie, welche die Bauluft 
anregt. Sch würde diefen Gegenftand nicht beſprechen, wenn 
er mir nicht als ein dringender Wunſch und als ein bringendes 
Bebürfniß der Bevölkerung befannt wäre; und wenn nidt 
die Berüdfihtigung diefes Wunfches felbft im Intereffe des 
Steneretats, jowie des Staates läge. Werden die Berhält- 
niffe der fleuerfreien Jahre nicht auf eine entiprechende Weiſe 
geregelt, — namentlih in den Provinzen ift es unverkenn⸗ 
bar, daß die Gefeßgebung dort die Bedürfniſſe der Bevölke—⸗ 
rung weniger berüdfihtigt, — fo ift bie Folge davon, daß 
die Bauluft bedeutend abgefchredt wird, während im entge- 
gengejeßten Falle die Bauluft angeregt wurde. Man wird mir 
freili die Einwendung maden, e8 nüße nichts, wenn man 
bie Bauunternehmer durch mehrere fteuerfreie Jahre begün- 
flige, weil der Staat auf jo lange Jahre hinaus dod am 
Ende die Steuer entbehren, auch ſich das Bedürfniß immer- 
bin während diefer Jahre geltend macden würbe, und ber 
Staat endlih zur Perception. der Steuern fommen muß. 
Darauf erwiedere ih, daß, wenn der Speculationsgeift auf 
den Bau gerichtet werden würde, da8 Steuerärar viel beffer 
daran fein und viel mehr Steuerobjecte befommen werde, 
falls eine hinreichende Steuerfreiheit, um: die Bauluft zu be- 
fördern, gewährt, als wenn bie Steuerfreiheit wie jegt nur 
auf wenige Jahre und oft nur mit Beſchränkungen bewilligt 
wird. In den Provinzen befteht meines Wiſſens nur eine 
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Steuerfreibeit auf acht Jahre; es ift doch beffer, wenn ber 
Staat nad 10, 15 oder 20 Jahren ein Steuerobject befonmt, 
als gar nicht. 

„Ich wollte übrigens diefen Gegenftand nur anregen und 
in Mebereinftimmung mit dem Herrn Grafen Hartig aud) 
diefes Material der Erwägung der hohen Regierung empfehlen.” 

Der Leiter des Finanzminifteriume fand auf die 
Aeußerung des Herrn Reichsrathed Toperczer zu bemerken, 
es jei die Finanzverwaltung in der Rage gemwejen, ein feftes 
Kriterium aufftellen zu müſſen; diefes wurde in ber über- 
wiegenden Benübtungsart ber Häufer gefunden, und dort, mo 
die Vermietung überwog, die Hauszinsfteuer eingeführt. 

Nach diefem Maßſtabe fei für ſämmtliche Häufer in den 
verfchiedenen Orten vorgegangen worden. 

Der Begriff, welcher der Finanzverwaltung hiebei vorge- 
ſchwebt habe, fei eigentlich der des Wohnungswerthes geme- 
fen, und diefer finde feinen Ausdrud ſowohl bei der Selbft- 
bemohnung, al8 auch bei der VBermiethung an Andere. Es fei 
wohl richtig, daß in jehr vielen einzelnen Fällen bei Anwen- 
dung obigen Grundfages auf fpecielle Häufer derjenige übler 
daran fei, welcher fein Haus felbft bemohnt, als derjenige, 
der es nubbringend an Andere vermiethen kann; aber es 
müßte ein Durchſchnitt gefchaffen werden, weil Erhebungen 
der zu Heinen Details, die überdies nie ftetig bleiben, mit 
zu viel Schwierigkeiten verbunden wären. Dasjelbe trete 
auch bei dem Hauseigenthümer ein, welcher im eigenen Haufe 
wohnt, wovon ein Theil an Andere vermiethet ift; auch da 
wird der verglichene Wohnungswerth zum Objecte der Be- 
feuerung angenommen. 

Was die Bemerkung das Herrn Dr. Heim betrifft, fo laſſe 
fich nicht verfennen, daß die Ausdehnung der fteuerfreien 
Jahre zweckmäßig und wünjchenswerth wäre. Aber alle dieje 
Fragen gehören auf das Feld der Steuerreform, und es fei, 
wie dies ſchon in der vorigen Sitzung bemerkt wurde, gegen» 
wärtig nicht der Anlaß vorhanden, im diefer Beziehung eine 
maßgebende Richtung zu geben. Die Fragen der Hauszins- 
feuern und der Steuerfreiheit bildeten einen Gegenftand ein- 
gehender Betrachtungen und Erwägungen bei der GSteuer- 
Immediatcommiffion. Wie überhaupt die Steuern fünftig zu 
regeln ſeien, darüber fei hier weder die gehörige Vorberei— 
tung vorhanden, noch der gehörige Anlaß geboten. Er könne 
eher nur erinnern, daß jede Vorzeichnung irgend einer be— 
Kimmten Richtung , die gegeben werden wollte, den Regie— 
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rungsanträgen vorgreifen würde. Käme fpäterhin ber Ge— 
genftand volllommen vorbereitet vor eine nächſte Seffton des 
Neichsrathes, fo würde es an der Zeit fein, vorerft in dem 
fpeciellen Comitd das Princip und alle einſchlägigen Yragen 
zu prüfen und zu erörtern, dann würde man mit Beruhi— 
gung über die Regelung biefes fo wichtigen Zweiges der Ge⸗ 
ſetzgebung ſich ausſprechen können,“ 

Vicepräſident Graf Noſtitz; „Ich kann mich nur der An- 
fiht des Herrn Dr. Hein vollftändig anfchließen, und zwar 
nach der Ueberzeugung, bie ich in der Hauptftadt Böhmens 
eit einer Reihe von Jahren gemacht habe. Wenn auch der 
Herr Leiter des Kinanzminifteriums auf Arbeiten und Ta—⸗ 
bellen hingewieſen hat, wornach fid) die Bauluſt in den letz⸗ 
ten Jahren im Allgemeinen vermehrt haben fol, To läßt es 
fid) dennoch nicht beftreiten, und es ift dargethan, daß im ein- 
zelnen Ländern, befonders in großen Städten, die Bauluft 
fich fehr verminderte. VBetradhtet man die Maffe der Bauten 
in den Iahren 1845, 1846, 1847, ja bie 184R, und ver- 
gleicht man fie mit der gegenwärtigen Zeit, fo tft der Un: 
terfchied fo auffallend, daß fich der Gedanke aufbrängen muß, 
e8 fei bier dringend nothiwendig, eine Mafregel zu ergreifen, 
wenn nicht durch die immerwährend zunehmende Vertheue— 
rung der Wohnungen endlich ein großes Unheil in den ver- 
fchiedenen Claffen der Bevölkerung hervorgerufen, und bie 
Baugewerbe nicht vollftändig zu Grunde gerichtet werben 
folen. In Prag liegen die beftgelegenen Baupläge am Mol- 
dau⸗Quai feit Jahren brad). 

„Es ift nicht möglich, Jemand zu finden, der e8 unter- 
nimmt, dort ein Haus zu bauen, und dennoch, find die Pläte 
mitten in der Stadt und in der fchönften Lage. — Ich glaube, 
daß in diefer Richtung ſchon von vielen Seiten, befonders in 
Böhmen, 3. B. von Seite des Stadtrathes und ber Han 
deisfammern, wiederholt auf eine Verlängerung der fteuer- 
freien Iahre Anträge geftellt worden find. So viel ih mid 
erinnere, ift für Wien auch fchon eine Verlängerung der 
Steuerfreiheit ausgefprochen worden, und diejelben Gründe 
und Nüdfichten wie für Wien, dürften auch für die übrigen 
Städte Defterreihs in die Wagfchale fallen, wenn aud in 
den letzteren bie Verhältniffe im Ganzen nicht fo großartig 
find, als in Wien, Uebrigens wünſche ich aus diefem Anlafie 
bon der Hauszinstteuer nur mit furgen Bemerkungen auf bie 
Frage übergehen zu dürfen, die fchon geftern erwähnt mor- 
ben ift, und welche, da fie den Realbeſitz im Allgemeinen: 
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betrifft, auch bei der Hauszinsſteuer noch einmal zu erwähnen 
wäre, nämlich) die Frage des Realcredits. 

„Diefe Frage berührt die Hausbefiter, vorzüglich in großen 
Städten, eben fo nahe wie den Grundbefißer, weil fie eine 
Stage des Nealbefiges überhaupt ifl. Se weniger bei ber 
gegenwärtigen Lage der Finanzen die Regierung im Stande 
ift, irgend eine unmittelbare Erleichterung der Steuer zu 
gewähren, defto mehr dürfte fich diefelbe zu jeder indirec- 
ten Erleichterung und Unterftüßung derjenigen, welde die 
Steuer zu zahlen haben, berufen fühlen. 

„In diefer Beziehung "erlaube ich mir noch einmal auf 
da8 geftern angeregte Thema der großen Creditinftitute zu— 
rückzukommen. 

„Der Herr Miniſter des Innern hat mit Beziehung auf 
die gegenwärtig im Zuge befindlichen Verhandlungen über 
die Errichtung von Nealcredit-Inftituten bemerkt, daß von 
Seite Böhmens ein ſolches Project vorgelegt worden fei, ir 
welches einzugehen er jedoch vorläufig nicht beabfichtige, weil 
in diefem Projecte die Garantie der Errihtung dem Donte- 
fticalfonde auferlegt wird. Diefe Aeußerung Sr. Excellenz 
bat mich jehr betrübt und wurde im Lande mit großem Be- 
dauern aufgenommen, infofern darin ausgebrüdt ift, daß 
vieher höchft dringende Gegenftand eine weitere Verzögerung, 
erleidet. 

„Ih bin überzeugt, der Hauptgrund, welcher Sr. Ercel- 
lenz zu diefer Aeußerung bewogen hat, Tiegt in der Anficht, 
daß, infoferne die Verwaltung des Domeftilalfondes, welcher 
auf jeden Fall fpäter einen realen Beftandtheil des Landes— 
fondes zu bilden Hat, auf eine fünftige Landesvertretung 
übergehen wird, e8 angezeigt und zweckdienlich fei, vielleicht 
diefes Project bis zu jenem Zeitpunfte vorher der Berathung . 
zu unterziehen und die Durchführung bis auf den Zeitpunkt 
zu derfchieben, wenn die Landesvertretungen ins Leben getre= 
ten fein werden. 

„Sch glaube aber wirflih Hier dem Herrn Minifter die 
Berficherung ausfprechen zu dürfen, daß, wenn auch in dieſer 
Angelegenheit der Form nach noch im der bisher gewohnten 
Weiſe vorgegangen, jedoch deren bejchleunigtefte Erledigung 
erzielt würde, gewiß nicht eine einzige Stimme in Böhner 
fh dagegen erhoben, fondern daß eine ſolche beſchleunigteſte 
Erledigung von dem ganzen Lande, welches von dem drin— 
genden Bedürfniffe jener Anftalt durchdrungen ift, bei der 
Lage des Nealcredits, in welcher die Verzögerung von einem 
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Monat zum andern immerwährend neue Berlegenheiten und 
neue Berlufte bereitet — mit großem Danke entgegen genom- 
men werden miürde.“ 

Der Herr Minifter des Innern: „Ich würde mid 
fehr glücklich fchäten, wenn ich eine andere Aeußerung abzu— 
geben vermoͤchte, als ich jet mich verpflichtet fühle. Ich 
glaube jedoch, daß, wenn in dem aufgeftellten Projecte wegen 
der Hebernahme der Garantie der Zahlungen auf das Land 
beigeftimmt hätte und eine foldhe von dem Minifterium be- 
ichloffen und dem Lande auferlegt worden wäre, ih in bie 
Autonomie der fünftigen Repräfentanz des Landes einen Ein- 
griff gemacht haben würde. 

„Deßwegen habe ich abfihtlich die zwei Borfchläge, welche 
von Böhmen und Ungarn aus gejchehen find, bezeichnet und 
diesfalls die Gründe näher angegeben. 

„In Ungarn find viele angejehene Grundbefiger als Grün- 
der aufgetreten und haben gewünſcht, ein ſolches Realcrebit- 
Inftitut ins Leben zu rufen. Da habe ich gerade jenen Her- 
ren Gründern, welche mir die Ehre erwiefen, ſich bei mir 
einzufinden und über den Gegenftand fi) umftändlich zu 
äußern, den Einwurf gemadt, daß es mir ſchwer fallen 
würde, jetzt, wo fie die Hoffnung haben, daß die Autonomie 
der Landesgemeinden bald ins Leben treten werde, ein folches 
Snftitut bei St. Majeftät zu befürworten. Die Herren Grün- 
der aber haben erwiedert, das könne der künftigen Landes— 
autonomie nicht vorgreifen und ihr auf feinen Fall abträglid 
fein, weil e8 ein Privatinftitut fer, welches fi) auf die Ber- 
fonen der Gründer befhränfe. Da aber ein folches Inftitut 
aud jedenfalls für die Zukunft, wenn Realcredit - Inftitute 
für das ganze Land eventuell durch die Garantie des ge— 
fammten Landes gegründet werden follen, Eintrag machen 
Tönnte, haben mir die Herren Gründer über meine Bemer- 
tungen die Zufiherung gegeben, daß fie jedenfalls feiner Zeit, 
wenn das Land folche Realcredit-Inftitute für das ganze Land 
in Anſpruch nehmen follte, bereit feien, von der Gründung 
obzugehen und durd) eine einfache Abrechnung die Sache dem 
Lande jelbit zu übergeben. Denn e8 wäre hart für das Iek- 
tere, wenn e8 Inſtitute mit einem NRealcredite ing Leben ru- 
fen follte und nebenbei Genofjenfchaften oder Gründer von 
privativer Eigenfchaft mit ihnen concurriren würden. 

„Ich glaube daher, mit Rüdficht auf diefe erfle Bemer- 
tung, die bereits Graf Noftig angedeutet hat, erklären zu 
müſſen, daß es mir nicht möglid) war, meine Aeußerung an- 
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ders abzugeben, und jett bereits im vorhinein zu beftimmen, 
daß das Minifterium geneigt fein könnte, eine Garantie dem 
Lande aufzubürden. 

„Eine künftige Landesvertretung wird vielleicht fehr gern 
dem Anſuchen willfahren; allein von dem Minifterium aus, 
welches doch die oberfte abminiftrative Behörbe im Reiche ift, 
erfcheint e8 rein unmöglich, der Autonomie des Landes fo 
borzugreifen nnd die Garantie des ganzen Landes zu über- 
nehmen. | 

„In diefer Beziehung war es mir peinlich, diefe Aeufße- 
rung zu machen; weil aber die Sache zur Spracde gekom— 
men und hierin auf einen Gegenjag hingewieſen worden ift, 
jo muß ich bemerfen,, daß gerade da8 Project, welches vor 
den Gründern in Ungarn vorgebradjt wurde, im Gegenfate 
zu jenem von Seite Böhmens fteht, daß die Verhältniffe ver- 
ſchieden waren und ich hier in die Lage gekommen bin, mit 
den Herren Gründern zu verkehren, was mir bei der andern 
Geſellſchaft unmöglich war. 

„Eine Eingabe, welde von Sr. Majeftät fignirt war, 
konnte vom Minifterium begutachtet werben; was jedoch Se. 
Majeftät darüber zu verfügen geruhen, darüber bin ih nit 
in der Lage mid) auszufpredhen. 

„Ich muß mich übrigens wiederholt offen und dem hohen 
verftärkten Neichsrathe gegenüber dahin erklären, daß vor 
meinem Standpunkte als Chef der oberften adminiftrativen 
Behörde es mir unmöglich ift, meine Garantie dem Lande 
aufzubürden.“ | 

Graf Elam: „Nachdem diefe Frage mit dem Gegenftande 
der heutigen Tagesordnung in Zuſammenhang gebradht wor⸗ 
den tft, jo ftimme ich volllommen der von bem Herrn Gra- 
fen v. Noſtitz entmwidelten Anficht bei, indem ich Iebhaft be= 
dauere, daß diefes für das Land fo mohlthätige, fo fehnjüd)- 
tig erwartete Inftitut noch nicht demnächſt und nicht jo bald 
ins Leben treten wird. Ich kann allerdings nur meine Freude 
über den Grundjat der befondern Achtung vor der Autono- 
mie des Landes Fundgeben, welchen ic fo eben von dem 
Herrn Minifter des Innern vernommen habe; Autonomie der 
Landesgemeinde ift übrigens ein nicht gebräudlicher Ausdrud 
und ein nicht vollkommen bezeichnender Begriff; aber bie Lan⸗ 
desautonomie zu wahren, ift ein Grundjag, dem ich vollkom⸗ 
men beiftimmen muß. 

„Ich glaube aber, daß die von Sr. Ercellenz geäußerten 
Beforgniffe vielleicht in fo weit nicht ganz am Plage find, 
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nahdem das Organ ber Verwaltung diejes Fondes, um den 
«8 fich handelt, der Landesausihuß Böhmens, der Ausfluß 
einer ehemaligen autonomen Körperfchaft ift und ſich, fo viel 
ich weiß, begutachtend für ein ſolches Nealcredit-Inftitut aus- 
geiprochen hat. 

„Es beträfe alfo hier nicht blos eine rein abminiftrative 
Berfügung, fondern man würde fih unmittelbar auf die 
<ompetente Aeußerung de8 Organs der PVerwaltung ber 
Landesfonde ftüßen. Uebrigens glaube ich, daß der Reichsrath 
nit das Organ ift, welches über diefen Gegenftand ein 
Berdict abzugeben berufen fein dürfte. 

„Es wurde aud) über jene Angelegenheit an Se. Majeftät 
nur eine befondere Bitte gerichtet, und es muß von der aller- 
höchſten Gnade aud die Entſcheidung abgewartet werden. 
Meinerfeits hielt ich mid) für verpflichtet, Hinfichtlih Böhmen 
zu erllären, daß ich zu den Aeußerungen des Grafen No fti 
meine volle Zuftimmung geben müſſe. 

„Was die Bemerkungen des Herrn Leiters des Finanz 
minifteriums betrifft, fo bin ich mit denfelben inſoweit ganz 
einverftanden, daß wir feinen formulirten Antrag über irgend 
ein Geſetz in Steuerangelegenheiten jet zu berathen und 
darüber zu befchließen in der Lage find, ſchon aus dem ein- 
fachen Grunde, weil wir keine Vorlagen befigen. 

„Die andern Rüdfichten will ich einftweilen unerörtert 
offen, glaube jedoch durchaus nicht, man dürfe diefe Grund- 
fäte fo weit ausdehnen und die Kompetenz des Neichsrathes 
mit Rüdfiht auf die früher beftandene Immediatcommifftoen 
und mit Rüdficht auf die Tünftige Gefetgebung in Steuer: 
angelegenheiten ſoweit einfchränten, daß wir nicht einmal 
unfere Anfichten über Beſchwerden und allgemein gefühlte 
Bedürfniffe in Steuerſachen ausſprechen könnten. 

„Gegen eine ſolche Meinung müßte ich mich ausdrücklich 
erklären, und auch der Reichsrath hat ſeine Nichtzuſtimmung 
zu einer derartigen Auffaſſung bereits früher durch ſeinen 
Beſchluß in einer der vorigen Sitzungen dargethan. 

„Meines Erachtens hatten in dem angeregten Punkte die 
beiden Herren Reichsräthe Toperczer und Dr. Hein auch 
feinen formulirten Antrag im Sinne, aber eine Hinlenfung 
der Aufmerkſamkeit der Regierung auf jenes Bedürfniß fcheint 
mir jedenfalls in der Kompetenz, ja in dem fpeciellen Berufe 
Des Neichsrathes zu liegen. 

„Zur vollftändigen Begründung der Anſicht des Reiche: 
zathes Dr. Hein dürfte e8 angemeffen fein, eine Bemerkung 
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in einer Richtung, welche feinen Antrag, feinen fpeciellen 
Beichluß, fondern nur eine Hinweifung auf obigen Punkt 
enthält, im Berichte beizufügen, z. B. in folgender Weiſe: 

„Nah dem Sate: „Mögen immerhin auch“ bis: 
„hemmend einwirkt“ einzufchalten: 

„„Es dürfte eine reiflihe Erwägung von Geite der Re— 
gierung verdienen, ob nicht in einer liberaleren Bemeffung 
der baufreien Jahre ein Mittel Tiege, die Rüdfiht auf Wie- 
derbelebung ber Bauluft und die wohlverftandenen Intereſſen 
des Steuergefälles und der Steuerpflichtigen in Einflang zu 
bringen.““ 

„Deine Ueberzeugung ift, daß die Wedung der Bauluft 
unmittelbar durch das Intereffe der Steuerpflichtigen gefordert 
wird und in diefem Zweige des Steuerweſens gerade eine 
Belebung und Unterftüßung Hinfichtlic) des zu befteuernden 
Gegenftandes, fo wie eine liberale Behandlung für das 
Steuergefäll jelbft von größtem Nuten wäre. 

„Ih würde alfo, wenn der Antragfteller, Herr Reichsrath 
Dr. Hein, mit diefer Formulirung einverftanden ift, mich 
feinem Antrage vollflommen anfchließen.“ 

Dr. Hein bemerkte, daß ihn die Worte des Herrn 
Grafen Elam der Pflicht entheben, welche er fonft gehabt 
hätte, dem Herrn Leiter des Finanzminifteriums zu entgegnen. 
— Er jchließe fi dem Antrage des Herrn Grafen Clam 
vollftändig an und mache zur weitern Motivirung nur nod 
darauf aufmerffam, daß, wenn das Finanzminifterium auf 
diefen Antrag Rüdfiht nimmt, wenigftens die Bauluft in der 
Zwifchenzeit gewedt werden fünnte, die von heute an bis zu 
dem Augenblide, in welhem die Steuerreform in Oeſterreich 
durchgeführt fein wird, wahrfcheinfich verfließen dürfte. 

Der Herr Minifter des Innern erklärte ſich mit dem 
Grafen Elam allerdings in der Concluſion einverftanden, 
daß die Gewährung jenes Gefuches, ob dem Wunfche der 
Grundbeſitzer, die um SInftituirung einer Realcreditanftat ge= 
beten haben, willfahrt werben könne, lediglich von der Gnade 
Str. Majeftät abhänge. Dagegen ſchien ihm bie fernere Kon- 
clufion nicht ftihhaltig, daß der betreffende Wunſch dadurd) 
einen feftern und ſichern Ausdrud gefunden bat, weil ihn der 
ſtändiſche Ausihuß, da er ein Ausfchuß des Landtags ift, 
bevormwortet hat. So viel ihm von der Kompetenz bes ftän- 
difhen Ausſchuſſes bekannt, fei derjelbe weder berufen, nod) 
berechtigt, einen jolden Antrag im Namen des Landes zu 
ftellen. 
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Sraf Andraͤfſy flimmte dem Antrage des Grafen Clam 
volftändig bei und glaubte, e8 Tiege unzweifelhaft in der 
Competenz bes Reichsrathes, daß über alle ſolche Punkte je- 
des Mitglied feine mwohlbegründete Ueberzeugung ausfpreche, 
und daß das, worüber fid) die Mehrheit der Ueberzeugungen 
vereinigt hat, als Wunſch des Reichsrathes zu gelten Habe. 
Es dürfte ferner ſowohl die Etablirung von NReal-Ereditinfti- 
tuten, al8 die Gewährung von mehreren Freijahren zur Be— 
förderung der Bauluft von weſentlichem Nuten fein. Eben 
das Bedürfniß einer folhen fünftlichen Förderung ſei jedod 
ein Symptom einer fehr complicirten Krankheit, und in die— 
fen Falle hängt jedes einzelne Symptom mit unendlichen 
Fäden an der ganzen Complication, fo daß, fo lange die 
allgemeinen Zuftände nicht geregelt feien, und zwar im der 
Art, wie der Reichsrath es bevormortet, auch feinem der ein- 
zelnen Mebelftände nahdrüdlich abgeholfen werden könnte. 

Biſchof Koriczmits: „Ih will durchaus nicht dem in 
Ausficht geftellten Steuerreformen irgendwie vorgreifen. Meine 
jegigen Bemerkungen, wenn fie al8 richtig anerfannt werben, 
follen nur ein Materiale zur Steuerreform an einem compe- 
tenten Plate abgeben. ' 

„Ich ſpreche von der Hauszinsfteuer. Daß der Staat vom 
Zinfe, vom wirfliden Zinfe feine Quote alljährlich in der 
Form der Steuer bezieht, ift ganz gerecht. Ich gebe weiter 
und fage, daß dort, wo die Möglichleit vorhanden ift, das 
Haus in Zins zu geben, der Staat e8 aud) als ein Steuer- 
object anfehen Tann, obwohl Hier nur die Möglichkeit zur 
Steuerbafi8 angenommen ift, und wo die Möglichkeit die 
Baſis bietet, der Willfür immerhin ein fehr freier Spielraum 
gelaffen wird. Allein dort, wo nicht einmal die Möglichkeit 
eines Zinsbezuges gedacht werden Tann, — dort eine Steuer- 
bafis finden zu wollen, erfheint mir nicht nur fehr unbillig, 
fondern auch ſehr ungeredt. 

„Ich wende diefe Anfhauung auf Ungarn an. Wenn id 
mich recht erinnere, fo find Verfügungen erfloffen, daß die 
Hanszinsftener im Allgemeinen in allen Städten über 2000 
Einwohner ftattzufinden hat. In Ungarn gibt e8 nur Heinere 
Tandftädte, welche wohl über 2000 Einwohner zählen, aber 
in ihren Berhältniffen fo ziemlich den Dorfgemeinden ähnlich 
find. Dort find eine Menge Heiner Häufer, Häuschen Tann 
man fagen. 

„Der Bewohner, der Beſitzer derfelben Bat kaum felbft 
Play in feinem eigenen Haufe, um es zu bewohnen — fo 
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beſchränkt ift dasjelbe; viel weniger Tann er e8 an Andere 
vermiethen. Bon einem Zins oder davon, es in Miethe zu 
geben, ift da nicht möglich zu reden, und es ift rein unthun- 
ih, einen Pacht zu beziehen, wenn der Eigenthümer fi 
nicht entfchließen will, felbft auf die Gaſſe zu ziehen. 

„Wie man bei ſolchen Häuſern die Hanszinsfteuer gerecht 
finden fönne, fehe ich nicht ein. 

„Ich bitte demnach bei der endlichen Steuerreform dar- 
auf Rüdficht nehmen zu wollen, daß ſolche Hänfer, bei wel- 
hen von einer Vermiethung oder Verpachtung nicht die Rede 
fein kann, in diefe Steuer nicht einbezogen werden. 


„Wie drüdend diefe Laft für die ärmere Bevölkerung, 
insbefondere für die armen Bewohner der Ortfchaften in 
meiner Gegend ift, will ich nicht weiter befchreiben; der Pau⸗ 
perismus dehnt fi in ſchrecklichem Maße aus. Ich glanbe, 
diefer Zuſtand dürfte die höchfte Aufmerkſamkeit aller Staats- 
männer auf fi Ienfen und eine volle Berüdfichtigung ver- 
dienen.“ 

Der Leiter des Finanzminiſteriums bemerkt, 
daß die Anzahl der Ortsbewohner durchaus nicht entfchei- 
dend dafür jet, ob die Finanzverwaltung die Hauszinsftener 
oder die Hausclaflenftener einführt. Maßgebend fei dafür das 
Verhältniß, ob die Mehrzahl der Hänfer vermiethet werde 
oder nidjt. Eine Verordnung, daß die Anzahl der Bewohner 
den Mafftab für die Anwendung der emen oder andern 
Stenermobalität abzugeben habe, beftehe nicht. Es dürfte hier 
vielleicht eine Vermechstung obwalten mit der Berzehrungs- 
fiener auf Fleifch und Wein, bei welcher allerdings die See— 
lenzahl in Ungarn früher maßgebend war; bei der Hausſteuer 
jei aber dies Regulativ gar nicht vorhanden. 

Bicepräfident Graf Noſtitz: „Ich erlaube mir einige 
orte auf die Erörterungen des Herrn Minifter des Innern 
sn ermwiedern. 


„Se. Excellenz haben gejagt, daß der böhmiſche Landes- 
ausſchuß gleichſam den Kreis feiner Wirkſamkeit überfchritt, 
indem er ſich in einem Gutachten für die Webernahme der 
Garantie zu Gunſten des Nealcredit-Inftitutes auf den Do- 
meftifaffond erflärte. In foferne natürlich Alles, was hier 
gefprochen wird, in die Deffentlichfeit gelangt, würde es einen 
ſehr unangenehmen Eindrud in Böhmen hervorbringen, wenn 
der, Präfident des dortigen Landesausſchuſſes und jämmtliche 
Deitglieder desfelben aus jener Anseinanderjegung gleichiam 
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entnejmen würden, fe hätten ihre Kompetenz wirklich über- 
Schritten. 

' ’ „Ich weiß im Allgemeinen, baß im Jahre 18523 bei dem 
landſtändiſchen Ausſchuſſe viele Gegenftäude vorgekommen 
find, zu deren Entſcheidung er ſich nicht für berechtigt an- 
ſah, und welche er immer früher der Landesvertretung bor- 
legte. 

’ „Es ift wiederholt die Anfrage geichehen, was endlich mit 
ſolchen Gegenftänden zu geſchehen babe, falls der Landes— 
ausſchuß jelbft nicht darüber eutjcheiden könne, und nur be 
rufen fei, Anträge zu fiellen, während das entjcheidende Dr: 
gan die Landesvertretung fei. 

„Es ift eine allerhöchfte Entfchliegung erfloffen, worin im 
Allgemeinen ausgejprodden wurde, daß fünftighin derlei Ge— 
genftände,, die fonft an die ftändifche Verſammlung gerichter 
wurden, unmittelbar an Se. Majeftät zu richten feien, melde 
fih definitiv den Ausſpruch in derlei Angelegenheiten vorbe: 
hielten. Ganz diefer Anordnung gemäß ift der landſtändiſche 
Ausſchuß auch in der bier in Rede ftehenden Angelegenbeit 
vorgegangen. Er hat fein Gutachten im Wege bes Miniſte— 
riums, natürlich unter der VBorausfegung, daß diejes das: 
felbe Sr. Majeftät vorlegen werbe, dahin erftattet, er glaube 
als BVerwaltungsbehörde, daß durch Uebernahme der Garantie 
dem Domeftifalfonde durdaus feine Gefahr erwachſe, und da} 
gewichtige Gründe vorhanden feien, welde für die Weber: 
nahme der Garantie das Wort führten. 

„Der Ausichuß hat gewärtigt und gewärtigt noch, daß 
Se. Majeftät darüber einen Ausiprud fällen werben, ob nad 
dem Antrage des Landesausfchuffes der Gegenftand in diefer 
Richtung erledigt werden könne oder nicht. 


„SH habe mir diefe wenigen Worte nur deswegen zu 


fagen erlaubt, um jedes Mißverftändniß zu befeitigen, damit | 


nicht aus jener Aeußerung gefolgert werden möge, als ob ber 
böhmifche Landesausfhuß irgendwie in feiner Kompetenz zu 
weit gegangen wäre.” 


Der Minifter des Innern: „IH muß darauf erwie . 


dern, daß allerdings in dieſer Beziehung eine allerhöchfte 
Entfchließung erfloffen it, welche jedoch nur für die laufen- 
den Geſchäfte Anwendung zu finden hat. 
„Nehmen wir aber an, e8 würde ber Präfident oder bie 
Ränbilen Abgeordneten ausfterben oder austreten, fo Tönnen 
ieſe Geſchäfte nicht in ihrer bisherigen Weiſe bleiben. 





Comitébericht des Grafen Clam⸗Nartinitz. 499 


„Fur derlei Fälle wäre die Sade an den Landtag zu 
Bringen gewejen; weil aber der Landtag durch eine Reihe von 
Sahren nicht zufammengetreten ift, fo ift für derlei Taufende 
Geſchäfte, die in der Entſcheidung bes Ausjchuffes gelegen 
find, ein Korrectiv darin gefunden worden, daß fie, wo ein 
höheres Einſchreiten erforderlih ift, im Wege des Minifte- 
riums an Se. Majeftät gelangen. 

„3 glaube die Aufflärung darüber geben zu müſſen, 
was biesfalls die Borfchrift fei, da man fonft gemeint haben 
würde, das durch jene Berordnung jede Altion des Land⸗ 
tages aufgehört habe und einftweilen in die Hände des Aus- 
ſchuſſes gelegt worden ſei.“ 

Reichsrath Graf Clam machte darauf aufmerffam, es fei 
vom Herrn Grafen Noftik nicht gelagt worden, daf der 
Sandesausihuß in die Wirkfamleit ber Landesvertretung ein- 
getreten jet, wohl aber, daß Se. Majeftät fih die Entſchei⸗ 
bung vorbehalten, und daß im folchen Fällen, wo früher der 
Landtag entfchied, bis fich diefer wieder verfammelt, der Lan⸗ 
desausſchuß die begutachteude Behörde fei. 

Dies fei der Wortlaut deffen, was Graf Noſtitz er- 
wähnte, und was in der That dem genauen Sachverhalte 
gemäß fei. 

Ueber Aufforderung Sr. kaiſ. Hoheit verlas nunmehr 
Graf Elam zum Behufe der Abftimmung feinen oben er- 
wähnten Antrag, wie folgt: 

„Es dürfte wohl eine reiflihe Erwägung von Seite der 
hohen Regierung verdienen, ob nicht in einer liberalen Be- 
mefjung der baufreien Jahre ein Mittel Liege, die Rüdficht 
auf die Wiederbelebung der Bauluft mit dem mohlverftan- 
denen Intereſſe des Steuergefälles in Einklang zu bringen.“ 

Nachdem diefem Antrage von der Verſammlung zuge- 
ſtimmt worden war, las Graf Elam folgende Stelle des 
Berichtes: 

„III. Ob bei den ſchwankenden Balutaverhältniffen, welche 
auf Induftrie und Handel befonders ſchädlich einwirken, bie 
präliminirten Summen an Ermwerb- und Einfommenfteuer 
wirklich einfließen werden, muß bahingeftellt bleiben. 

„Es mußte jedoch die Aufmerkſamkeit des Comité's auf 
fich ziehen, daß die bei der Einkommenſteuer notoriſch obwal⸗ 
tende Ungleichheit in der Vertheilung, ſowie die unverfenn- 
baren bemoralifirenden Wirkungen der dermaligen Handha- 
bung des Syftiems der Faffionen und ihrer willfürlichen Feft- 
ftellung durch die Finanzorgane diefe im Princip und in der 
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Theorie rihtige Steuer in der unläugbar ſchwierigen An⸗ 
wendung um fo mehr zu einer mangelhaften geftalten, als 
auch der Gefammtertrag diefer Steuer durdhaus in feinem 
Berhältniß fteht zu dem Objecte derfelben. 

„Das Comite erlaubt ſich daher zu beantragen: der hohe 
Reichsrath möge bei der hohen Regierung befürworten, daß 
diefer Zweig bei der directen Beſteuerung in Abftcht auf die 
gründliche Behebung diefer Uebeljtände einer reiflichen Erör- 
terung unterzogen werde.“ 

Reichsrath v. Majläth: „Sch Habe an der Berathung 
der Detailfragen mich feither nicht betheifigt, weil ih als 
Mitglied des Comité's e8 für ein Gebot ber Discretion an- 
ſah, da8 Terrain jenen Herren zu überlaffen, die an der Be- 
rathung im Comitsé feinen Antheil genommen haben. 

„Wenn ich bei diefer Gelegenheit von diefem Grundfage 
abgehe, fo gefchieht es, um einerfeits dem hohen Reichsrathe 
den Beleg zu liefern für die Nichtigkeit des im Berichte ent— 
haltenen Sates, daß bie bei der Bemeflung der Einfommen- 
fleuer obmwaltende Ungleichheit und willfürlihe Feitftellung 
durch die Finanzorgane diefe im Principe und in der Theorie 
richtige Steuer in ihrer unleugbar fehr fchrwierigen Anwen: 
dung zu einer mangelhaften geftalten, andererjeits, nm noch 
auf einen Mebelftaud Hinzumerfen, der mit die Urſache einer 
nicht unberedhtigten und in weiteren Kreifen herrichenden 
Mißſtimmung ift. Ich meine die Art und Weife, wie die Ein- 
fommenfteuer in ber jüngft vergangenen Zeit auf die Spar- 
caffen in Ungarn umgelegt werden follte, 

„In Ungarn haben fih unter dem Namen „Sparcafien“ 
vor 20 Jahren Aftiengefelfchaften gebildet, welche einerfeits 
dem humanitären Principe diefer Wohlthätigkeitsanftalten fol: 
gend, den Unbemittelten die Möglichkeit, ihre Erfparniffe 
fruchtbringend anzulegen, bieten, andererfeit? aber dem ticf- 
gefühlten Bedürfniffe einer Erleichterung des Geldverkehrs 
entiprechen follten. 

„Die erfte Anlage diefer Inftitute verfprad) allerdings 
feine glänzenden Erfolge; dem bejcheidenen Anfange folgte 
aber durch den Drang der Umftände und die Macht der Ker- 
hältniffe ein ungeahnter und nie geglaubter Aufſchwung. 

„Sie find in diefem Nugenblide die einzigen Ereditintit- 
tute, die wir überhaupt Haben, fie find Ereditanftalten in 
Miniatur, Hypothefenbanfen für den Heinen Grundbefiß, Ge: 


compte⸗ und Feihanftalten für das Meinere Gewerbe und ten 
Handel. 
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„Der Umftand, daß einerfeits die Gebarung fo einfad 
als möglih war, und daß andererfeits ein tiefgefühltes wirl- 
liches Intereſſe befriedigt wurde, trug wejentli dazu bei, 
daß das allgemeine Vertrauen biefe Anftalten trug und fie, 
wie gejagt, einen rapiden Auffhwung nahmen 

„Da die Gebarung dabei immer in urfprünglicder Ein- 
fachheit verblieb, jo war es begreiflih, daß ber Reinertrag 
auch zunehmen mußte. 

„Dies entging nun dem Falkenblicke irgend eines Steuer⸗ 
beamten nicht. Gleichwie die Brauntweinbrennereien und Run- 
felrübenzuderfabrifen, mußten auch jene Unternehmungen das 
Schickſal der Henne in der Fabel gewärtigen, welche die gol- 
denen Eier legen wollte. 

„Es erging nämlich ein Erlaß, dag die Einfonmenfteuer 
nicht wie bisher vom ermittelten Reinertrage, ſondern von 
den Einlagen der Intereffenten erhoben werden follte. 

„Es ift fehr begreifiih, daß auf diefe Art die Steuer 
fi) in manden Anftalten auf das Sechsfache, in manchen 
auf das Achtfache, und in vielen auf das Zehnfache erhöhte. 

„Es ift begreiflih, daß die Inftitnte Biegegen energiſch 
cellamirten und für diefen Fall ihre Liguibirung in Ausficht 
ftellten, um jo mehr, al8 gegenüber einigen das Anfinnen ge- 
ftellt wurde, dieſe Verordnung Habe eine rüdwirkende Kraft 
und müfle die jo bemeſſene Einkommenſteuer für die ganze 
Zeit von 3 Jahren zu berichtigen fein, was bei vielen In- 
en jogar ein Angreifen des Rejervefondes berbeigeführt 

ätte. 

„Diefe NReclamationen — ift muß e8 zur Steuer ber 
Wahrheit befennen — Hatten einen günftigeren Erfolg ale 
diejenigen bei den KSataftralbemefjungen. 

„Sie fanden eine jchleunige Erledigung; e& wurde von 
der Rüdwirkung Umgang genommen und diefelbe entjchieden 
in Abrede geftellt. 

„Dagegen wurbe die Verordnung zwar nicht ausgeführt, 
aber fuspendirt; und deshalb nahm ich mir die Freiheit, das 
Wort zu ergreifen und die Aufmerkſamkeit ber hohen Negie- 
rung anf diefen Umftand zn lenken, weil das Schwert des 
Damofles nocd immer über diefen Inftituten fchwebt. Eben 
weil dieſe Inftitute wirklich die einzigen Erebitanftalten fiud, 
die wir haben, weil fie dem fleißigen Bienenfchwarme des 
Heinen Gewerbes und Kleinen Handels die nöthigen Capitalien 
zuführen, fcheint es im Intereſſe des Staates gelegen, daß 
da8 Bertrauen zu dem Beſtehen derſelben erhalten und biefer 
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Angelegenheit eine fchleunige, dem Sinne ber Billigleit und 
des Rechtes entiprechende Loͤſung gegeben werbe.” 

Der Herr Reiter des Finanzminifterinms: „Ueber 
diefen Gegenftand find mir fchon von einigen Seiten Be— 
ſchwerden zugelommen, namentlich bezüglich der Sparcafien 
in Ungarn. Es find mir Vorgänge von großer Bedrüdung 
bei der Steuerbemeſſung geichildert worden. Ic babe die 
Borlagen darüber, wie der Vorgang überhaupt bei ber Be- 
ftenerung der Sparcaffen befteht, abverlangt, und die Fi- 
nanzorgane aufgefordert, denfelben zu rechtfertigen. 

„Suipendirt ift jene Verordnung wohl in der Art, daß 
fie nicht vollzogen wurde, aber nicht in der Art, daß fie 
ſpäter in jedem Falle wieder ins Leben treten follte. 

„Wenn bie abverlangten Berichte ſämmtlich eingelaufen 
fein werben, fo werde ich die Art und Weife, wie die Organe 
vorgegangen find, einer genauen Prüfung unterziehen, Tann 
jedoch derzeit darüber nicht abiprechen, ob da8 Benehmen der 
Behörden richtig war oder nidt. 

„Nach der vorläufigen Kenntnif, die ich genommen, fcheint 
die Bemeffung der Steuer nicht eine ganz gerechtfertigte ge- 
weſen zu fein. Deshalb habe ich die Verfügung getroffen, daß 
die fernere Eintreibung an Orten, wo die Steuer nad) der 
firengen Weiſe vorgefchrieben wurde, fiftirt werbe, daß baher 
die betreffenden Sparcafjen diesfalls vor weitern Unannehm- 
Yichleiten und vor den Erecutionen bewahrt werben. 

„Insbeſondere war es der Herr Graf Barkoͤczy, welder 
auf die Sparcafjen Kaſchau's aufmerffam gemacht hat, und 
ich habe fogleich die Verfügung getroffen und auch ben Herrn 
Grafen davon verftändigt, daß Erecutionen in diefer Angele 
genheit bis zu ihrer entipredhenden Löfung und definitiven 
Regelung, die in billigem Sinne ftattfinden wird, nicht wei- 
ter gejchehen, jondern ſie damit verfchont bleiben. 

„In diefem Sinne ift demnad die Sache aufzufaffen, nicht 
aber dahin, als ob eine Rüdwirkung für frühere Fälle Plat 
zu greifen hätte.“ 

Reichsrath Graf Barköczy: „Nach den fehr richtigen 
und erfhöpfenden Worten des Herrn v. Majläth bfeibt über 
den Gegenftand nichts mehr zu erinnern übrig. Ich erlaube 
mir nur im Allgemeinen auf den Umftand hinzuweiſen, der 
auch wohl bem Herrn Leiter des Kinanzminifteriums fehr gut 
bekannt ift, daß in Ungarn gar feine andern Creditinftitute 
eriftiren, als die Sparcaffen, biefe aber in ihrer @rünbung 
weſentlich verfhieden find von ber Ratur umd Einrichtung 
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ber biefigen, weil alte andern, wie 3.8. die in Wien, welde 
fhon feit 50 bis 70 Jahren befteht, auf einer ganz andern 
Grunblage beruhen , in Folge deſſen auch die Berwaltung 
Aue Einfluß der Staatsaufficht eine andere fein könnte und 
müpte. | 

„Es find in Defterreihh im Ganzen 110 bis 115 Spar- 
caffen und ein Dritthetl davon, 33 bis 34 in Ungarn, Bei 
jenen bat die Gründung nirgends mittelft eines Actiencapi- 
tals ftattgefunden, während fie hingegen in Ungarn alle mit 
Actiencapitalien gegründet wurden und feit 25 Jahren einen 
ungeheuern Auffhwung genommen haben. 

„Meines Wiffens beftehen nur 2 Sparcafien in Ungarn, 
die feit 25 Jahren Anlaß zu gerechten Befchwerden umd be⸗ 
hördlichem Einfchreiten gegeben haben. Im Allgemeinen ift 
man bort mit der Gebarung und Geſchäftsführung derfelben 
im böchften Grade zufrieden. Es wurde gar fein Einfluß von 
dent Behörden darauf genommen, denn e8 war nicht nöthig, 
fondern e8 wurde dies den Localelementen überlafien, und es 
hat fi} ein eigenes Publikum berangebildet, welches fich der 
Sache mit fehr viel Thätigleit und Eifer angenommen bat. 
Ich kann nicht umhin, es auszuſprechen, daß diefe Inflitute, 
je weniger von Seite der Finanzverwaltung für ſie geſchehen 
wird, deſto beſſer ſich entwickeln und eine um ſo ſegensrei⸗ 
chere Wirkung hervorbringen werden. 

„Das, was der Herr Leiter des Finanzminiſteriums in 
Betreff der Kaſchauer Sparcafie geſagt hat, iſt richtig. Aber 
ich muß bemerken, das Schwert des Damocles ſchwebe ſchon 
feit langer Zeit über allen Sparcaffen in Ungarn und jeit 
anderthalb Jahren waren fie faft ale und auch die zu Ka— 
ſchau in der Lage, zu fagen, daß, wenn die burch die dortige 
FinanzsLandesdirection angeordneten Erecutionen ftattfinden, 
diefe Inftitute gefperrt werden müflen, weil diefes einer Li- 
quidation gleihlommen würde, 

„Ih war fo glüdlich, in Bezug auf die Kafchauer Spar- 
caffe eine Siftirung zu erlangen. Es ift jedoch überhaupt im 
Allgemeinen höchſt wichtig, daß dies aufhöre und in nädjfter 
Zeit Abhilfe geſchehe. Es war eine ganz bejondere Sache, 
daß man den Bruttoertrag zur Bemeflung der Einkommen⸗ 
ſteuer genommen Hatte. Diefes gibt in der Anwendung einen 
ungeheuren Unterſchied. Die Intereffen, die gezahlt werben, 
find nad) den Einlagen verfchieden. 

„Mehr als fünf Percente werben nirgends’ gezahlt, ge= 
wöhnlich vier, aud) unter vier. 
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„Was bleibt dann der Sparcafle als Nutzen von biefem 
Einen Zweige ber Beichäftsgebarung? 

„Bon den Einlagen haben fie den geringfien Nutzen, den 
geößern bei Pfändern und andern Zweigen, und gerade bei den 

einern Sparcaffebüchern wären fie am meiften beiroffen worden. 

„Hat eine Sparcafie 3. B. zwei Millionen Einlagen, To 
iR dae nur eine Bruttoeinnahme, denn ber Unterſchied tm 
Binsfuße, welcher von ihr gegeben und ihr geleiftet wird, if 
ein ganz ıumbedeutender; der Gewinn von diefem Superplus 
ift ein ungemein geringer. Ber der Bemeflung ber Einkom⸗ 
menfteuer find die Eapitalien in unverhältuigmäßigem Grade 
beftenert mworben, die Sparcafien aber noch mehr. 

„Es wäre ein ungehenrer Schlag fir die Sparcaffen 
ſelbſt und ihren Einlegern gegenüber, welche ihnen das Ber- 
trauen ſchenkten, wenn fie diefelben hätten drücken müſſen. 

„Es ift eine ganz irrige Auffaffung von Seite ber Fi- 
nanz-Landesdirection geweſen, wenn man glaubte, mit dieſer 
Stener die Sparcafien zu firafen. Nein, man hätte nicht die 
Sparcafien als Anflalten, fondern das große Publikum ge- 
troffen; abermals ein Beweis, wie unglüdlih die Auffaffung 
if, wenn man ein gemeinnüßiges Inftitut, welches das Ber- 
trauen des Publikums befitt, firaft, wodurd eben das Ber- 
trauen und die Theilnahme des Publikums erfchüttert werben. 

„Ich ftelle keinen Antrag, fondern nehme mir nur die 
Freiheit, die Bitte an den Herrn Leiter des Yinanzminifte- 
riums zu richten, e8 möge jene mildere Anwendung ber Ein- 
fommenftener auf bie Sparcaflen in Ungarn möglichſt be- 
fhleunigt und auf den Urfprung diejer Inftitute Rückficht 
genommen werden, welcher ein durchans verfchiebener von 
dem der biefigen Sparcaffen ift. Ueberhaupt möge das ins 
Auge gefaßt werden, daß das Bedürfnif und der Werth je 
ner Anftalten in Ungarn ein außerorbentlicher fei, ſowie daf 
man bei ſolchen Inftituten feinen andern Einfluß übe, und 
wo möglid in gutem und löblichem Sinne die Steuerbemei- 
fnng zur großen Zufriedenheit der Intereffenten feftfete.“ 

Reichsrath Trentler: „Ich erlaube mir in Betreff der 
Einlommenftener einige Worte zu fprechen. 

„Es tft feine Steuer fo gebäffig und namentlid in un- 
feren Gegenden mit fo viel Widerwillen aufgenommen mor- 
den als gerade diefe, und nicht nur die Steuer allein, fon- 
dern aud die Art und Weife, wie fie eingehoben wird. Ce 
wird dabei von den Beamten fo willfürlich zu Werke gegan- 
gen, daß fie denjenigen, welder die Steuer gern bezahlt, 
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überbürben, weshalb ſich Jeder derſelben zu eutzieheu fucht 
wie er e8 eben kann. 

„Die Eigenmädhtigfeit der Beantten ift hiebei fo weit qe- 
sangen, daß fie ihre fonft gefährdete Eriftenz nur im einer 
Erhöhung der Steuer finden, weil fie eben durch eine höhere 
Steigerung des Erträgniffes ihr weiteres Fortlommen zu 
finden Hoffen. 

„Ich erlaube mir das hohe Minifterium darauf aufmerk⸗ 
fam zu machen und zu erfuchen, zur Zeit der Regelung die- 
ſes Gegenftandes benjelben in Erwägung und Berüdfihtigung 
zu ziehen.“ 

Der Herr Leiter des Finanzminifteriums bemerkte, 
daß, wenn foldhe Uebelftände, wie er nach dem eben Gehör- 
ten nicht zweifle, vorgelommen feien, e8 ſehr wünſchenswerth 
gewefen wäre, wenn man fie von Fall zu Fall zur Kenntnif 
des Minifteriume gebracht hätte; dasfelbe würde fehr danl- 
bar dafür gemefen fein, wenn e8 unter genauer Namhaftma— 
hung der Perfon des betreffenden Beamten und der näheren 
einzelnen Umftände von ähnlichen Borfällen in Kenntniß ge- 
fest worden wäre. Er zweifle nicht, daß auf diefem Wege, 
wenn auch jet feine derartige Anzeige erfolgt ift, eine ſolche, 
falls fte fpäter vorkommen follte, eine viel leichtere und fchnel- 
lere Abhilfe finden wird. 

Uebrigens werde er fein befonderes Angenmerk auf bie- 
fen Gegenftand und namentlich auf die Vorgänge der untern 
Organe in der Gegend, im welcher Herr Reichsrath Trent- 
ler wohne, richten; glaube aber jetzt nur wiederholen zu fol- 
Ien, daß, wo folche Uebelftände ſich ergeben, eine jchonungs- 
Iofe Namhaftmachung der fehuldigen Berfon viel wünſchens— 
werther wäre und viel fchneller zum Ziele führen würde, ale 
allgemeine Angabe. 

Reichsrath Trenkler: „Es wurben in frühern Jahren 
dem hohen Minifterium Borftellungen überreicht, in beren 
Folge ein Stenerbeamter aus unferer Gegend an einen an- 
dern Ort transferirt ward, wo er fi} aber in feinem neuen 
Wirkungskreiſe eben folche Willkürlichkeiten zu Schulden fom- 
men ließ wie früher, indem die Gemeinde nicht die Macht 
hatte, dies zu verhindern.“ 

Biſchof Korizmits: „Ih fühle mich gedrungen, bie 
Wahrheit der Behauptungen und die Nothwendigleit des An- 
trages des Herrn Neichsrathes von Majläth, fo mie des 
Herrn Grafen Barköczy and meinerjeits vollfomnen zu 
beftätigen. 
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„In meiner nädften Nähe war oder if die Sparcaffe 
zur Liquidirung gezwungen, weil die Eintommenftener nicht 
vom Neinertrage der Sparcaffe, fondern vom Capitale felbft 
nachträglich für viele Jahre in einer Höhe von beiläufig 30- 
bis 30,000 fl. eingefordert wurde. 

„Die Sparcaffen verdienen die höchſte Beachtung ber Re— 
gierung, ja fie find heute das einzige Hypothef-Inftitut. Yrü- 
ber waren die frommen Stiftungen, die kirchlichen Stiftun- 
gen da, weil aber jetzt diefe mit Grundentlaftungspapieren 
überladen und dadurd nicht in der Lage find, ben Grunb- 
befig mit barem Gelde zu unterftügen, fo ift derfelbe darauf 
angewiefen, bei den Sparcafien Anleihen zu maden. Die 
Waiſencaſſen leihen gleichfalls dar, und fo behelfen wir uns 
in Ungarn fo viel es uns möglid) ift. Es tft eine alte Wahr- 
beit, Ungarn war immer landreich und ſtets geldarm. 

„Ich bin überzeugt, die Hohe Regierung werde dem 
Grundbeſitze nicht durch unbillige Auflage diefer Stener noch 
die einzige Hilfsquelle verfchließen ober wenigftens ihre Be— 
nützung erjchweren, und ich ftimme daher aus voller Seele 
für den Antrag des Herrn v. Majläth.” 

Der Herr Leiter des Finanzminifteriums äußerte, 
es wäre ihm ſehr erwünjcht geweſen, wenn ihn ber Herr 
Borredner bei Gelegenheit früherer Rückſprachen in Kenntniß 
gefegt hätte, daß in der Nähe feines Wohnfites eine Spar- 
caffe in die Lage gebracht wurde, zu liquidiren. Er würde 
für diefelbe alfogleih Abhilfe getroffen haben, wie es der 
Sal bei dem Herrn Grafen Barköczy hinſichtlich Ka- 
ſchau's war. 

Was die Angelegenheit jelbft betrifft, für deren Beſchleu⸗ 
nigung man ſich ausgeſprochen, fo fei diefelbe ja bereits im 
Angriff genommen, und es werde in den nächften Tagen den 
diesfälligen Vorlagen entgegengefehen. Dies gelte ſchon für 
die nächſte Steuerperiode. Er glaube and) nicht, daß die hö- 
heren Steuern von früheren Perioden nachträglich gefordert 
worden jeien. 

Graf Barlöczy: „Sie find gefordert worden, aber no 
nicht liquidirt.“ 

Der Leiter des FKinanzminifleriums: „Es war 
aber die Rede davon, daß eine Sparcaffe der Fiquibirung 
entgegen geht. 

„SG muß mir daher erlauben, zu fragen, ob die Zahlung 
von ihr wirklich eingefordert worden ift.“ 
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Biſchof Korizmits: „Kür ben Augenblid fühle ich mich 
außer Stande, darüber Auskunft zu geben.“ 

Der Leiter des Finanzminiftertums: „Das find 
eben Berwaltungsgegenftände, hinſichtlich deren ich ſonſt, wenn 
fie mir befannt gegeben worden wären, im Wege der Admi— 
niftration Abbilfe getroffen hätte.“ 

Bifchof Korizmits: „Ich werde mich bemühen, die nõo— 
thigen Behelfe zu verfchaffen. 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Und ich werde 
dann meinerjeits Abhilfe veranlafien.“ 

Der vom Comits geftellte Antrag wurde einhellig ange 
nommen. | ' ' 

Graf Clam las hierauf den Punkt IV des Berichts, wel- 
35 lautet: „Die Grundſätze, nad) welchen die Perjonal- 

erbfteuer in Ungarn und Siebenbürgen umgelegt wird, 
laſſen fi nur dur die beftehende Finanzlage entſchuldi⸗ 
gen, und auch in biefer Hinfiht läßt fi erwarten, daß 
nad Thunlichkeit dafür gejorgt werden wird, bie Mißftände 
diefe® ohnehin als Proviſorium erklärten Steuerjyftens zu 
befeitigen.” 

Reichsratö dv. Jakabb: „Ih erlande mir die Aufe 
merkſamkeit des hohen Reichsrathes auf die Perjonal- Er- 
werbfteuer, welche in Siebenbürgen Kopffteuer genannt wird, 
zu lenken. 

„Diefe Steuer ift an und für fi ſchon in Siebenbürgen 
jehr groß und Taftet ſehr ſchwer auf der Bevölkerung. Wenn 
man das Quantum diefer Steuer in Ungarn und Steben- 
bürgen vergleicht, fo fommt man zu folgender Betrachtung: 
Ungarn mit einer Bevöllerung von 8 Millionen zahlt an 
Perfonal-Ermerbfteuer 3,981,000 fl. 

„Siebenbürgen Hingegen mit einer Bevölkerung von 
2,172,000 Seelen, folglih nur dem vierten Theile der Be- 
böfferung von Ungarn, 1,680,000 fl., alfo beinahe die Hälfte 
defien, was in Ungarn gezahlt wird. Abgefehen von dieſem 
Umftande, ift die Perfonal-Erwerbfteuer weder auf einen 
wirflich zu rechtfertigenden Grundfat überhaupt baftrt, noch 
bat fie die Billigkfeit für fih. Man zahlt die BPerfonal-Er- 
werbfteuer nur für ben Kopf, das heißt eigentlich für das, 
dag man lebt, und wie man in Siebenbürgen jagt, die Luft 
einathmet, während man um zu leben noch etwas mehr ale 
Luft braucht. 

„Man braucht auch mehr als das bloße Leben und hat 
auch noch zu arbeiten und zu verdienen, bamit man eben bie 
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Steuern zahlen Tann. Auf dem flachen Lande, eigeutlich im 
den Landgemeinden, beträgt dieſe Steuer in Siebenbürgen 
für jeden Familienvater 4 fl, für die Unverbeiratheten 2 fi. 
Sie wird gezahlt, nachdem der Lanbwirth ſchon feine Grund: 
Reuer und Hausfteuer und alles Andere, mas er an Steuern 
zu leiften ſchuldig ift, entrichtet Hat. In deu Städten ift das 
Berhältnik noch viel ärger. 

„Es ift die Bevölkerung dort in 3 Klaffen getheilt. Zu 
der 1. Claſſe beträgt die Kopffteuer 10 fl., in ber 2. 8 fl. 
in ber 3. 6 ober 7 fl. 

„Alfo jeder Bürger, der fonft nichts befitzt als das Leben, 
wenn er nur nicht genöthigt ift zu betteln, Hat diefe Steuer 
zu zahlen. Es ift zwar bie Glaffification eingeführt, nämlich 
am den Aermeren die Steuer zu erleichtern, werden bie 
Wohlhabenderen höher beftenert, folglih muß der Aermſte 
6 fl. zahlen und von da fteigt die Klaffificirung auf 27 N. 
{immer in einer Steigerung von 3 zu 3 fl.). 

„Bas die Wohlhabenden aubelaugt, die auch Kinlom- 
wmenfteuer zahlen, fo wird die Berfonal-Erwerbftener mit 
in biefe Einlommenfteuer eingerechnet. Bon diefen kann man 
jagen, daß fie nichts leiden, deſto mehr aber bie Aermeren, 
welche, nachdem fie feine Einkommenſteuer entrichten, über⸗ 
Haupt 6 fl. an Berfonal-Erwerbiteuer zahlen müflen (wenn 
fie, wie gefagt, nur nicht eben zu betteln geuöthigt find): 
welde 6 fl. aber mit den Zufchlägen mehr als 10 fl. aus- 
machen, alfo mehr als die urjprüngliche Kopffleuer für die 
Reichen beträgt. Ferner wäre es doc hinlänglicdh, wenn man 
Diefe Steuer nur einmal leiften müßte; allein derjenige, der 
in verjchiedenen Orten auch blos ein Meines Haus oder 
Grundftüd befitt, muß fie überall zahlen, ala ob er mehr 
als einen Kopf hätte, jo daß, wenn ein ftäbtifher Bürger 
3.8. in 3,4 bis 5 Ortfchaften nur einen ganz kleinen Beſitz 
bat, er 3, 4 und 5 Mal die Kopffteuer entrichten muß, was 
doch nicht zu entfchuldigen if. Bei dieſen Rüdfichten und 
Berhältniifen bitte ich nun den hohen NReichsrath, dahin wirken 
zu wollen, daß dieſe wirklich auf keinem zu vechtfertigenden 
GBrundjage bafirte Steuer, welche auch gegen alle Billigleit 
if, in Siebenbürgen abgejchafft werde.“ 

Der Leiter des Kinanzminifteriums: „Ich habe nur 
zn erwähnen, daß dieſe Gebrechen, welche vom geehrten Herrn 
Borredner in Betreff der in Siebenbürgen beftehenden Ber: 
tonal-Erwerbfteuer angeführt wurden, dem Finanzminiſterium 
nicht entgangen find und befouders ein Gegenftaub waren, 
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der bei der Immediatcommiffion eindringlich berathen und 
erörtert worden ift. Ich könnte Einiges anführen, was den 
gegenwärtigen Zuftand der dortigen Steuergefeßgebung noch 
richtiger zur Anſchauuug bringen würde. Ich will aber die 
hohe Verſammlung nicht ermüden und nur daranf aufmerk⸗ 
ſam maden, daß die ftarfe Belaftung der Erwerbfteuer in 
Siebenbürgen durch das geringere Percent bei der &rund- 
ftener ausgeglichen wird. ' 

„Siebenbürgen zahlt uur 10 Percent an der Örundfteuer, 
während Ungarn 16 Percent zahlt. Die berührten Bedenken 
und Wünſche, daß Abhilfe verjchafft werden möge, find übri- 
gens nicht unbegründet, und ich babe auch bereits bei der 
Somiteberathung meine Erflärung dahin abgegeben, daß id} 
Abhilfe zu Leiften trachten werde.“ 

Reichsrath Manager: „Siebenbürgen ift ein geldarmes 
Land und die Höhe der Steuern führt unmittelbar zur Ver⸗ 
armung. Ih enthalte mid) Specialitäten anzufüären und 
nehme mit Dank Act davon, daß das Comits ſelbſt Sieben⸗ 
bürgen ebenfalls im Auge gehabt und die dortigen Zuflände 
als Mißſtände bezeichnet bat, fowie, daß die Hoffnung aus⸗ 
getprochen worden ift, e8 werde nach Thunlichkeit dafür gejorgt 
werden, jene Mifftände, die ohnehin nur proviforifche find, 
möglihft bald zu befeitigen. 

„Sch danke dem Herrn Leiter des Finanzminifteriums für 
die Aufklärung, die er eben gegeben, daß der hohen NRegie- 
rung diefe Miß- und Uebelftände fchon eingeleuchtet haben, 
füge aber troßdem die Bitte Hinzu und trete in diefer Be⸗ 
ziehung dem Wunſche meines verehrten Herrn Collegen, 
Reihsrathes v. Jakabb bei, es möchte die Ordnung diejer 
Angelegenheiten nicht lange auf fi) warten lafien. 

„Bir haben leider die Erfahrung gemadit, daß Proviſo⸗ 
vien durch Decennien dauern. Damit nun ein ſolches Provi— 
forium, wie es jett befteht und wodurch die Bevölkerung fi) 
ſehr gedrüct fühlt, nicht auch Decennien dauere, fo bitte ich, 
e8 möge nach dem Grundfaße: „Bis dat, qui cito dat“ die 
Regelung bald unternommen und beendet werben.” 

‚ Der Reiter des Finanzminifteriums mies darauf 
hin, daß die befonderen Uebelftände in Siebenbürgen das Fi⸗ 
nanzminifterium beftimmt haben, die Regelung biefer Steuer- 
verhäftniffe dafelbft nicht aufzufchieben, bis die allgemeine 
Steuerreform eintritt, jondern fchon früher die Perfonal- 
Erwerbfiener in Berhandlung zu nehmen. 
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Steuern zahlen kann. Auf dem flachen Lande, eigentlich in 
den Landgemeinden, beträgt biefe Steuer in Siebenbürgen 
für jeden Familienvater 4 fl., für die Unverheiratheten 2 fL 
Sie wird gezahlt, nachdem der Landwirth ſchon feine Grund 
feuer und Hausfteuer und alles Andere, was er an Steuern 
zu leiften ſchuldig ift, entrichtet hat. In deu Städten ift dae 
Berhältniß noch viel ärger. 

„Es ift die Bevölkerung dort in 3 Claſſen getheilt. In 
der 1. Claſſe beträgt die Kopffteuer 10 fl., in ber 2. 8 fl. 
in der 3. 6 oder 7 fl. 

„Alſo jeder Bürger, der fonft nichts befitt als das Leben, 
wenn er nur nicht genöthigt ift zu betteln, hat diefe Steuer 
zu zahlen. Es ift zwar bie Elaflification eingeführt, nämlich 
am den Aermeren die Steuer zu erleichtern, werben bie 
Wohlhabenderen höher beftenert, folglih muß ber Aermfle 
6 fl. zahlen und von da fteigt die Claflificirung auf 27 ſi. 
immer in einer Steigerung von 3 zu 3 fl.). 

„Was die Mohlhabenden ambelaugt, die au Einkom—⸗ 
menftener zahlen, fo wird die Perfonal-Erwerbfteuer mit 
in diefe Eintommenfteuer eingerechnet. Bon biefen kann man 
jagen, daß fie nichts leiden, defto mehr aber die Aermeren, 
welche, nachdem fie feine Einkommenſteuer entrichten, über- 
Haupt 6 fl. an Perlonal-Erwerbfteuer zahlen müflen (wenn 
fie, wie gefagt, nur nicht eben zu betteln geuöthigt find): 
welche 6 fl. aber mit den Zufchlägen mehr als 10 fl. aus: 
machen, alfo mehr als die urſprüngliche Kopffteuer für dic 
Reichen beträgt. Ferner wäre es doc hinlänglid, wenn man 
Diefe Steuer nur einmal leiften müßte, allein derjenige, der 
in verichiedenen Orten aud blos ein Tleines Haus oder 
Grundſtück befitt, muß fie überall zahlen, als ob er mehr 
als einen Kopf hätte, jo daß, wenn ein ftäbtifher Bürger 
3.8. in 3,4 bis 5 Ortfchaften nur einen ganz Kleinen Beſitz 
bat, er 3, 4 und 5 Mal die Kopfiteuer entrichten muß, was 
doch nicht zu entfchuldigen if. Bei dieſen Rückſichten umd 
Verhältniſſen bitte ich nun den hohen Reichsrath, dahın wirken 
zu wollen, daß biefe wirklich auf feinem zu vechtfertigenden 
GBrundjage bafirte Steuer, welche auch gegen alle Billigkeit 
it, in Siebenbürgen abgefchafft werde.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Ad habe nur 
zu erwähnen, daß diefe Gebrechen, welche vom geehrten Herrn 
Borredner in Betreff der in Siebenbürgen beftehenden Ber- 
fonal-Ermwerbfteuer angeführt wurden, dem Kinanzminifterium 
nit entgangen find und befouders ein Gegenfland waren, 
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der bei der Immediatcommiffion eindringlich berathen und 
erörtert worden ift. Ich könnte Einiges anführen, was den 
gegenwärtigen Zuftand der dortigen Steuergejeßgebung noch 
richtiger zur Anſchauung bringen würde. Ich will aber die 
hohe Berfammlung nicht ermüden und nur darauf aufmerf- 
fam maden, daß die ftarfe Belaftung der Ermwerbfteuer in 
Siebenbürgen dur da8 geringere Percent bei der Grund» 
fteuer ausgeglichen wird. ' 
„Siebenbürgen zahlt nur 10 Percent an der Grundfteuer, 
während Ungarı 16 Bercent zahlt. Die berührten Bedenken 
und Wünjche, daß Abhilfe verjchafft werden möge, find übri- 
gens nicht unbegründet, und id babe auch bereits bei der 
Comiteberathung meine Erklärung dahin abgegeben, daß ich 
Abhilfe zu leiften trachten werde.“ 


Reichsrath Manager: „Siebenbürgen ift ein geldarmes 
Land und die Höhe der Steuern führt unmittelbar zur Ber» 
armung. Ih enthalte mid) Specialitäten anzuführen und 
nehme mit Danf Act davon, daß das Komite ſelbſt Steben- 
bürgen ebenfalls im Auge gehabt und die dortigen Zuflände 
als Mißſtände bezeichuet hat, fjowie, daß die Hoffnung and 
geiprochen worden ift, e8 werde nad) Thunlichkeit dafür gejorgt 
werden, jene Mißftände, die ohnehin nur proviſoriſche find, 
möglichft bald zu bejeitigen. 

„Sch danke dem Herrn Leiter des Finanzminifteriums für 
die Aufflärung, die er eben gegeben, daß der hohen Regie— 
rung diefe Miß- und Uebelſtände fchon eingeleuchtet haben, 
füge aber trogdem die Bitte Hinzu und trete in diefer Be- 
ziehung dem Wunſche meines verehrten Herrn Kollegen, 
Reichsrathes v. Jakabb bei, es möchte die Ordnung diefer 
Angelegenheiten nicht lange auf fi) warten laffen. 

„Wir haben leider die Erfahrung gemadit, daß Proviſo⸗ 
rien durch Decennien dauern. Damit nun ein folches Provi- 
forium, wie e8 jet befteht und wodurch die Bevölkerung fid) 
fehr gedrückt fühlt, nicht auch Decennien dauere, fo bitte ich, 
es möge nad) dent Grundfaße: „Bis dat, qui cito dat“ die 
Regelung bald unternommen und beendet werden.” 

Der Keiter des FKinanzminifteriums wies daranf 
hin, daß die befonderen Webelftände in Siebenbürgen das Fi⸗ 
nanzminifterium beftimmt haben, die Regelung diejer Steuer- 
verhältniffe daſelbſt nicht aufzufchieben, bis die allgemeine 
Steuerreform eintritt, fondern fchon früher die Berionst- 
Ermwerbftener in Verhandlung zu nehmen, 


| 
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Graf Bartöczy: „Ih will nur ganz kurz erwähnen. 
daß auch in Ungarn bedeutende Uebelftände vorhanden fin. 
obwohl bort die Ziffer verhältnigmäßig nicht jo groß iR, wu 
in Siebenbürgen. 

„Im Ungarn, d. h. in Ungarn mit allen den Länden 
welche dazu gehören (Siebenbürgen, Eroatien, Slavenin 
u. f. w.), werden 5,400,000 fl. Berfonal-Erwerbftener gezahr 
wovon nur circa 8 Millionen auf das eigentlide Königreid 
Ungarn fommen. Es find mir and jehr viele Fälle bekanr 
Daß einzelne Individuen die Perjonalfteuer achtmal zahle 
und fehr viele, wo fie diefelbe ſechsmal entrichten. In jede 
Comitate, in jeder Stabt, wo man ein Haus bat, muß mc 
jene Steuer zahlen. &s ift dies der Fall, welcher nicht einme 
in ber Türke vorfommt, daß man die Leute perfönlid i: 
oftmal befteuert, als fie Befitungen haben. Jeder bat nur ein 
Perſon und, ih muß jagen leider, nicht acht. Die Steuer ü 
eine fo ungeheuer drückende und das. Princip ein fo ung 
rechtes, daß in ber Welt nichts Ungerecdhteres mehr fein lanz 

Graf Clam: „Ich erlaube mir zu bemerken, dag ma 
diefe Umftände ſchon bei der Stylifirung des Antrages = 
&omiteberichte in's Auge gefaßt hat, und daß fie alle bar: 
mit enthalten find, 3. B. daß die Grundfäge, nach welde 
die Perfonal-Ermerbfteuer in Ungarn und Siebenbürgen w 
gelegt wird, fih nur durch die beftehende Finanzlage entics: 
digen laſſe u. f. w. ' 

„Damit war ein entſprechendes Urtheil darüber gegebe 
An dem weiteren Abfate des Berichtes: ‚daß nad Thu 
lichkeit dafür gejorgt werden wird, die Mißſtände dirk 
ohnehin als Proviforium erflärten Steuerfyftens zu befer: 

en,“ ift ebenfo das Ausmaß mie die Zeitbeftimmung mr 
egriffen, dann die Nothmwendigkeit der Befeitigung da 
Syftems als eines bejonderen Mißftandes hervorgehobt 
Demnach erſcheint Alles dort enthalten, was bier geia: 
werden will, um fo mehr, als auch durch die Hinweifung ie 
nächſten Abjate das Wejentliche der vorgebradgten Wünſt 
und Bedürfniffe Berüdfihtigung findet.“ 


Reichsrath v. Majläth: „Ich hätte noch zu bemerla 
daß für den Fall, als mit der beabfichtigten Steuerrejorr 
die Berfonal-Ermerbfteuer einer Aufmerkſamkeit der hohs 
Regierung unterzogen würde, barauf Rüdfiht genomma 
werden könnte, daß der Minimalfag der jetigeu Perſoneb 
Erwerbfteuer noch immer zu hoch erjcheint. 
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= Nach meiner Erfahrung habe ich gefunden, daß befonders 
hei den Yamilienvätern diefer Minimalfag viel zu hoch ift 
"amd zu manden Klagen Beranlaffung gibt.“ 

Bezüglich des obigen Abſatzes ergab fich Feine weitere 
x Bemerkung. 
re: Graf Elam trug die folgenden 2 Abſätze des Punftes 
„= IV vor: 
“ „Das Comite glaubt übrigens im Allgemeinen der Ueber⸗ 
x jengung Ausdrnd geben zu jollen, daß das Vertrauen ber 
‚„- Steuerträger in eine gleichmäßige und gerechte Umlage ber 
Steuern wejentlidh nur dadurd) gewedt und gelräftigt werden 
.. Tann, wenn auf bie Ermittlung der Steuergrundlagen, dann 
„- auf die Umlage und Einhebung der Steuern ein maßgebender 
„„ Einfluß Faktoren gewährt wird, welche außerhalb der eigent- 
v: lichen Regierungstreije ftehen. 
PER „Das k. k. Minifterium hat in diefer leßteren Beziehung 
zr feine volle Uebereinftimmung mit der Anſicht des Comité's 
u. ausgeſprochen.“ 
, Es wurde hierüber nichts bemerkt. 
es Graf Elam las weiter den Comiteberidht vor: 


J Indirecte Abgaben. 
— „Bei der Verzehrungsſteuer ſteht in erſter Reihe der 
Branntwein mit 14 Millionen, Dieſe Summe entſpricht wohl 
NE einer Erzeugung von beiläufig 4 Millionen Eimer, doch könnte 
diefe Erzeugung zum Nuten der Landwirthichaft bedeutend 
m vermehrt werden, wenn vorerft in der Beſteuerung ein anderer 
i2 Modus als jener nach dem Maifchraume angewendet, nämlich 
= das fertige Product befteuert werden mollte, 
er „Hterdurd würde nicht nur dem Erzeuger in Verarbei⸗ 
7 tung des Urftoffes ein größerer Spielraum geboten, fondern 
‘= auch eine gleichförmigere, mit weniger Einhebungskoſten ver- 
w bundene Beftenerung erreicht und felbft der Finanzverwaltung 
s: eine größere Einnahme in Ausficht geftellt.“ 
ir Der Leiter des Finanzminifteriums: „Ich muß mir 
x erlauben, auf das zurüdzulommen, was ich bei ähnlichen 
Anläffen ſchon erinnert habe. Es wird nicht verfannt, daß 
‚: die Branntweinftener eine beträchtliche Höhe hat; aber daß 
‚x Re gerade einen fo verderblichen Einfluß auf die Brannt- 
„.  Weinbrennerei ausgeübt habe, wie behauptet wird, dürfte doch 
„; wicht ftichhaltig fein. Wenn man die ftatiftifchen Nachweifun« 
. gem einer näheren Aufmerkſamkeit würdigt, jo fteht man, daß 
feit dem Jahre 1847 bis 1859 ſich die Einnahme aus ber 
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Maifchraum-Berftenerung von 13 auf 18 Millionen gehoben 
hat. Ich glaube, der Nachtheil, oder vielmehr die gebrüd:r 
Lage, iu welder fi) die Branuntweinbrennereieu zum Theile 
befinden, erftredt fi mehr auf die kleineren Bremmereien. 
Daran ift jedoch nicht die Berzehrungsfteuer, ſondern über- 
haupt der Fortſchritt Schuld, welcher e8 ermöglidte, Die gri- 
Beren Bremnereien auf eine viel gewinnbringendere Weiſe zu 
betreiben , und die Concurrenz bat e8 veranlaßt, daß tie 
Heineren Brennereien, die ſchlechte Apparate beſitzen und and 


nicht fo viel Eapitalfraft und Intelligenz in fid) vereimigen, 


zurüdbleiben müflen. Diefe Erfcheinung ſiellt fi and pi 
anderen Gebieten dar. Mit der Erfindung der Maſchinen 
mmfßte mancher Handwerker aufhören zu arbeiten, wie durd 
bie Eifenbahuen mander Kärrner nnd Yuhrmann zu Grunde 
ging. Nicht blos die Steuern alfo, fondern der mächtige 
Foriſchritt in der Techmit und Imbufrie find es, welche bie 
größeren Fabriken in die Lage gebradht Haben, ihr Geſchãft 


viel vortheilhafter zu betreiben. Darin liegt die weſentliche 


Urſache, warum der kleinere Betrieb beeinträchtigt wurde. 


„Es iſt der hohen Berſammlung bekannt, daß hinſichtlich 


der Branntweinbrennereien Enquẽten abgehalten worden find. 
Das Endergebniß derſelben lautet nun dahin, daß, wie von 


den meiften Seiten ausgefprochen wurde, nicht die Höhe der 


Stener, jondern andere Faktoren die eigentlichen Urſachen des 
herabgelommenen Zuftandes der Brauntweindbrennereien feien, 
namentlich die Weberproduction in früheren Jahren und dat 
Sinten der Spirituspreife feit 1858; ferner wurde ein ambderer 
Modus der VBefleuerung, vom Erzeugniffe und nicht vom 
Robproducte, nämlich nicht mehr vom Maifchraume, wie fie 
Diebe: RKattgefunden hat, beantragt. 

Ich Babe nur noch anf einen Borwurf, welcher den 
Enquete-Eommiffionen gemacht wurbe, als ob uur dasjenige 
Refultat zum Borjchein käme, was gerade dem Referenten 
beliebt, Einiges zu erwiedern. Bei den Euguete-Commiffionen 
waren Individuen anmwejend, die außer den Regierungskreiſen 
fanden, umbefangene Männer find berufen worden, um mit 
Freiheit und Anfrichtigkeit fih über die Sache zu äußern umd 
über die Lage der Induftrie, der landwirihſchaftlichen Zweige 
und alles darauf Vezüglichen der Regierung Rathſchläge an 
die Hand zu geben. 

„Wenn fie dieſes nicht gethan haben, dann find fie ihrer 
Bricht nicht nachgekommen, aber ich glaube nicht, daß dieſes 
der Fall war. 
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„Sie haben aber ihrer Pflicht entiprochen, und fo viel 
mir befannt ift, find diefe Herren von den Beamten und 
Referenten in feiner Weife terrorifirt worden; würde aud 
der Referent dies gewollt haben, jo hätten fie es fich nicht 
gefallen Yaffen follen. Ich muß mid) daher gegen jenen Bor- 
wurf ſowohl im eigenen Namen als aud im Namen der 
erwähnten Commifjionen verwahren. 

„Auch ich habe die Ehre gehabt, Chef einiger Enquäte- 
Commifjionen zu fein, und mit voller Beruhigung, aber aud) 
allen Ernftes. kann id) an jedes Mitglied die Aufforderung 
erlaffen, fich zu erflären, ob eines oder das andere die Be— 
hauptung wagen könne, daß nicht mit voller Wahrheit und 
Unbefangenbheit vorgegangen wurde. 

„Dasjelbe muß ich auch von den übrigen Enguöte-Com- 
miflionen annehmen, wenigftens ift nichts vorgelommen, was 
einen baltbaren Grund zu einer entgegengefetten Annahme 
geben möchte, und fo wie bei allen übrigen war dies aud 
bier bei der Central-Enquôte-Eommiſſion im Miniſterium 
der Fall. 

„Sch muß bei diefer Gelegenheit betonen, daß es leicht 
fei, eine Beſchuldigung auszuſprechen, aber ſchwer, fie ftich- 
haltig zu erproben.“ 

Reichsrath Fürft Salm: „Es ift zufällig diefer Gegen- 
fand ſchon vor einigen Tagen aus einem anderen Anlaffe 
erwähnt worden. 

„Ich werde mich daher nur fehr kurz faflen. 

„Ich glaube mid) im Wefentlihen auf jene Argumente 
und Neußerungen, welche ich in dem Protocolle der früheren 
Sigungen aus einem anderen Anlafje vorgebradht habe, be= 
rufen zu follen, 

„Auch lege ic das größte Gewicht auf die Argumente 
und Neußerungen des Herrn Grafen Barkoöͤczy. 

„Nach der Natur der Rübenzuder-Induftrie, als eines 
landwirthichaftlichen Zmeiges, wird aud noch eine weitere 
Entwidlung der landwirthſchaftlichen Production hervorge- 
gebracht und fo wieder zum Bortheile anderer landwirth- 
\haftliher Zweige durch die Gewinnung von Futter und 
Dünger zc. eine Kräftigung verfchafft. Dies ift, wie gejagt, 
dadurch weſentlich alterirt worden, daß diefer Zweig ein 
Speculationsgegenftand wurde. 

„Es ift eine ziemlich befannte Thatfache, und ich glaube, 
88 ift ein nicht widerfprochener Sag, daß diejer Beſteuerungs⸗ 
modus und die Höhe der Steuer — denn bier geht Eines 

88 
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mit dem Andern Hand in Hand — hauptfählih die großen 
Brennereien, welche einen vorzüglichen Beftandtheil der land— 
wirthfchaftlichen Unternehmungen ausmachen, zunähft veranlaßt 
haben, einen namhaften Theil ihrer Thätigkeit bedeutend ein- 
zuſchränken. 

„Die kleineren Brennereien, ich will fie nicht Winkel— 
brennereien nennen, ſind es, zu deren Vortheil die größeren 
Opfer bringen mußten. 

„Es hat dies noch einen anderen wichtigen moraliſchen 
Nachtheil. Die größeren Brennereien ſind nämlich in der 
Regel angewieſen, ihre Producte im Großen abzuſetzen. Es 
wird nur ein verhältnißmäßig geringer Theil zu eigentlichen 
Brauntweingetränfen verwendet, ein anderer Theil wird zu 
anderen Arten von Getränten, welche bejonders in neuerer 
Zeit ſehr überhand genommen haben, nämlich zu Rofoglio, 
dann zu verjchiedenen häuslihen Zweden, um Geräthe mit 
MWeingeift zu verjorgen, verbraudt. So befteht jett feine 
Kaffee» und Theemafchine mehr, die nicht mit Weingeift be- 
handelt würde, weil dies ein reinlihes und zweckmäßiges 
Berfahren ift. 

„Dan kann aljo den größeren Branntweinbrennereien 
nit den Vorwurf maden, daß durch dieſe der Branntwein- 
genuß vermehrt werde, fondern diefer Vorwurf bezieht fid 
mehr auf die Heineren Unternehmungen, die eigentlich) nid 
landwirthichaftlicde Unternehmungen, fondern fpecielle Indu: 
ftriegewerbe find. 

„Es ift weiter noch befonders der Vorwurf erhoben 
worden, daß der Modus der Befteuerung nad) dem Maiſch— 
raume und nit nad) dem Principe der Befteuerung des 
fertigen Productes eingerichtet fei. 

„Es ift diefes, glaube ich, nur im Principe vollkommen 
gutgeheißen, denn die Befteuerung eines Rohproductes oder 
irgend eine Zwijchenbefteuerung desjelben führt zu Mißftänden 
und naturgemäß zur Bertheuerung des Rohproductes, 


„IH will annehmen und wünſchen, daß die neue Erfin- 
dung der Geiftuhr dem Zwecke, welchen man davon erwartet, 
entſpreche. 

„Ich habe dieſen Apparat geſehen und muß geſtehen, daß 
er äußerſt finnreich, aber auch ein complicirtes Inſtrument 
iſt, weshalb ich glaube, daß dasfelbe kaum bilfig herzuftellen 


jein wird, 
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„Das iſt übrigens eine Sache, in der man erſt Verſuche 
und Erfahrungen machen muß, die dann ihren nützlichen und 
ihren practiſchen Erfolg ausweiſen ſollen. 

„Jedenfalls wird der Zweck, wenn auch nicht ſchon auf 
dem einfachſten Wege, erreicht werden, um die produeirte 
Quantität genau zu beftimmen. 

„Eine andere Frage ift es aber mit der Qualität, da 
man in biejer Beziehung noch feine Mittel gefunden hat 
und auch jet noch nicht im Stande ift, fie zu prüfen. 

„E83 wird mithin nichts als die Abfindung übrig bleiben. 

„Die wichtigfte Frage ift die, wie hoch fi) die Steuer- 
Einheit mit Rüdficht auf den Eimer ftellt. 

„Da fih bei den Brennereien die Verzehrungsftener bei 
einer Erzeugung von beiläufig vier Millionen Eimer zu vier- 
zehn Deillionen Gulden Steuer verhält, fo ftellt ſich beim 
Spiritus der Eimer auf ungefähr 3 fl. Steuer. 

„Es kommt aljo nicht allein darauf an, daß jeder Tropfen 
der erzeugten Waare befteuert wird, fondern wefentlich darauf, 
wie hoch die Steuereinheit feftgeftellt wird, und bies ift ein 
Feld, moranf jelbft billigen Wünſchen noch entfprecdhende 
Rechnung getragen werden fol. 

„Die Steuereinheit ift nach meiner Anficht zu groß. 

„Mebrigens berufe id) mi auf die Argumente, welde 
vor einigen Tagen über diefen Gegenftand geltend gemacht 
worden find. 

„Ich will fie heute bier nicht wiederholen und nur her— 
vorheben, daß man das Princip der Befteuerung des fertigen 
Productes vorziehe, weil dadurch jeder Berbefferung und 
jedem rationellen Berfahren freier Spielraum gelaffen wird, 
während jett nad) dem bisherigen Vorgange die Verbeſſe— 
tung im Laufe der Campagne nicht angewendet werden 
fönnte und dürfte, weil es möglichermweife den Controlvor- 
Ihriften miderftreitet und der Unternehmer, wenn er eine 
wide Berbefferung dennoch verfudt, in Strafe verfallen 

Önnte, 

„Ih will die Berfammlung nicht mit Beifpielen behelli- 
gen, aber eines wünſche ich zu erwähnen. Es ift befannt, daß 
man, fo lange die Maiſchräume befteuert werden, fuchen wird, 
den Maiſchraum beftens auszunügen, folglich das Weberfteigen 
su verbüten. Die Vorrichtungen dafür waren unterfagt, nicht 
einmal die Maiſchbottiche durften oben eine Klinge haben, 
um das Ueberfchäumen zu verhüten, und jede Borrichtung 
gegen da8 Weberlaufen der monffirenden Maifche wurde als 

38 * 
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„In meiner nädjften Nähe war oder iſt die Sparcaffe 
zur Liquidirung gezwungen, weil die Einfommenftener nicht 
vom Reinertrage der Sparcafie, fondern von Kapitale jelbft 
nachträglich für viele Jahre in einer Höhe von beiläufig 20- 
bis 30,000 fl. eingeforbert wurbe. 

„Die Sparcaffen verdienen die höchſte Beachtung der Re- 
gierung, ja fie find heute das einzige Hypothel-Inftitut. Yrü- 
ber waren die frommen Stiftungen, die kirchlichen Stiftun- 
gen da, weil aber jet diefe mit Grundentlaflungspapieren 
überladen und dadurd nicht in der Lage find, den Grund- 
befig mit barem Gelde zu unterftüßen, jo ift derfelbe darauf 
angewiefen, bei den Sparcaffen Anleihen zu maden. Die 
Waifencaffen leihen gleichfalls dar, und fo behelfen wir une 
in Ungarn fo viel es uns möglich if. Es ift eine alte Wahr⸗ 
beit, Ungarn war immer landreid und ſtets geldarm. 

„Ich bin überzeugt, die hohe Regierung werbe dem 
Grundbefitze nicht durch unbillige Auflage diefer Steuer noch 
die einzige Hilfsquelle verſchließen oder menigftens ihre Be— 
nüßung erfchweren, und ich ftimme daher aus voller Seele 
für den Antrag des Herrn dv. Majläth.” 

Der Herr Leiter bes Finanzminiſteriums äußerte, 
es wäre ihm fehr erwünſcht gemwejen, wenn ihn der Herr 
Borredner bei Gelegenheit früherer Rückſprachen in Kenntniß 
gefeßt hätte, daß in der Nähe feines Wohnfites eine Spar- 
caffe in die Lage gebradt wurde, zu liquidiren. Er würde 
für dieſelbe aljogleih Abhilfe getroffen haben, wie es der 
Sal bei dem Herrn Grafen Barklöczy Hinfihtlihd Ka⸗ 
ſchau's war. 

Was die Angelegenheit felbft betrifft, für deren Befchleu- 
nigung man fi) ausgefprocdhen, fo fei biefelbe ja bereits ım 
Angriff genommen, und es werde in ben nächſten Tagen den 
diesfälligen Vorlagen entgegengefehen. Dies gelte ſchon für 
die nächfte Steuerperiode. Er glaube auch nicht, daß die hö- 
beren Steuern von früheren Perioden nadträglich gefordert 
worden jeien. 

Graf Barkoͤczy: „Sie find gefordert worden, aber no 
nicht Tiquidirt.“ 

Der Leiter des Kinanzminifteriums: „Es mar 
aber die Rede davon, daß eine Sparcafje der Liquibirung 
entgegen geht. 

„Ich muß mir daher erlauben, zu fragen, ob die Zahlung 
von ihr wirklich eingefordert worden ift.“ 





— — Tea .. Tu 
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Biſchof Korizmits: „Kür den Augenblid fühle id mid 
anfer Stande, darüber Auskunft zu geben.” 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Das finb 
eben Bermwaltungsgegenftände, hinſichtlich deren ich fonft, wenz 
fie mir befannt gegeben worden wären, im Wege der Abdıni- 
niftration Abhilfe getroffen hätte.“ ' 

Bifhof Korizmits: „Ich werde mid bemühen, die .nö- 
tbigen Behelfe zu verſchaffen.“ 

Der Leiter des Finanzminifierinms: „Und id; werde 
dann meinerfeits Abhilfe veranlaflen.“ 

Der vom Comits geftellte Antrag wurde einhellig ange» 
nommen. j " 

Graf Elam las hierauf den Punkt IV des Berichts, wel⸗ 
Her Yantet: „Die Grundfäte, nad) welchen die Berjonal- 
Erwerbfteuer in Ungarn und Siebenbürgen umgelegt wirb, 
laffen fich nur durch die beftehende Finanzlage entjchuldi- 
gen, und aud in diefer Hinficht läßt fi erwarten, daß 
nah Thunlichleit dafür geforgt werden wird, die Mißftände 
diefes ohnehin als Proviforium erflärten Steuerſyſtems zu 
befeitigen.“ 

Reichsrath v. Jakabb: „Ich erlaube mir die Auf 
merkſamkeit des hoben Neichsrathes auf die Perfonal- Er- 
werbfteuer, welche in Siebenbürgen Kopffteuer genannt wirb, 
zu lenken. 

„Diefe Steuer ift an und für fi ſchon in Siebenbürgen 
fehr groß und laftet fehr ſchwer auf der Bevölkerung. Wenn 
man das Duantum diefer Steuer in Ungarn und Gieben- 
bürgen vergleicht, fo fommt man zu folgender Betradhtung : 
Ungarn mit einer Bevölferung von 8 Millionen zahlt am 
Perfonal-Ermerbfteuer 3,981,000 fl. 

„Siebenbürgen Hingegen mit einer Bevöllerung von 
2,172,000 Seelen, folglih nur dem vierten Theile der Be- 
vöfferung von Ungarn, 1,680,000 fl., aljo beinahe die Hälfte 
defien, was in Ungarn gezahlt wird. Abgefehen von dieſem 
Umftande, ift die Perfonal-Ermerbfteuer weder auf einen 
wirklich zu rechtfertigenden Grundſatz überhaupt bafirt, nod 
bat fie die Billigkeit für fi. Man zahlt die Perfonal-Er- 
werbfteuer nur für den Kopf, das heißt eigentlih für das, 
daß man lebt, und wie man in Siebenbürgen fagt, die Luft 
einathmet, während man um zu leben nod) etwas mehr ale 

Luft braucht. | 

„Man braudt and mehr als das bloße Leben und hat 
auch noch zur arbeiten und zu verdienen, bamit man eben die 


508 Zwölfte Sitzung vom 17. September 1860. 


Steuern zahlen kann. Auf dem flahen Lande, eigentlich in 
den Landgemeinden, beträgt diefe Steuer in Siebenbürgen 
für jeden Familienvater 4 fl., für bie Unverheiratheten 2 fi. 
Sie wird gezahlt, nachdem der Landwirth jchon feine Grund- 
Peer und Hansfteuer und alles Andere, was er an Steuern 
zu leiften ſchuldig ift, entrichtet hat. In den Städten iſt das | 
Berhältniß noch viel ärger. 

„Es ift die Bevölkerung dort in 3 Claſſen getheilt. In 
Ser 1. Claſſe beträgt die Kopffteuer 10 fi., in der 2. 8 fl. 
in der 3. 6 oder 7 fl. 

„Alſo jeder Bürger, der fonft nichts befikt ale das Leben, 
wenn er nur nicht genöthigt ift zu betteln, hat diefe Steuer 
zu zablen. Es ift zwar vie Claſſification eingeführt, nämlich 
am den Aermeren die Steuer zu erleichtern, werben die 
Wohlbabenderen böber befteuert, folglih muß der Aermſte 
& fl. zahlen und von ba fleigt die Clafjificiruug auf 27 fi. 
(immer in einer Steigerung von 3 zu 3 fl). 

„Was die Mohlkabenden anbelangt, die au Einkom⸗ 
wmenfteuer zahlen, jo wird bie Perfonal-Erwerbfiener mit 
in diefe Einfommenfteuer eingerechnet. Bon diejen faun man 
fagen, daß fie nichts leiden, befto mehr aber die Aermeren. 
welde, nachdem fie feine Einfommenfteuer entrichten, über- 
Haupt 6 fl. an Perjonal-Erwerbfteuer zahlen müflen (wenn 
fie, wie gejagt, nur nicht eben zu betteln geuöthigt find): 
welde 6 fl. aber wit den Zufchlägen mehr als 10 fl. aus: 
maden, aljo mehr als die urjprüngliche Kopfſteuer für dic 
Reichen betxägt. Ferner wäre e8 doch hinlänglich, wenn man 
diefe Steuer nur einmal leiften müßte; allein derjenige, der 
in verichiedenen Orten aud blos ein kleines Baus oder 
Grundſtück befitt, muß fie überall zahlen, als ob er mehr 
als einen Kopf hätte, jo daß, wenn ein ftädtifcher Bürger 
3.2. in 3,4 bis 5 Ortfchaften nur einen ganz Meinen Beftt 
bat, er 3, 4 und 5 Mal die Kopffteuer entrichten muß, ware 
doch nicht zu entichuldigen if. Bei diefen Rückſichten und 
Berhältnijfen bitte ich nun den hohen Reichsrath, dahin wirken 
zu wollen, daß dieje wirklich auf feinem zu vechtfertigenden 
Grundſatze bafirte Steuer, welche auch gegen alle Billigleit 
it, in Siebenbürgen abgefchafft werde.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Ich babe nur 
zu erwähnen, daß dieſe Gebrechen, welche vom geehrten Herrn 
Borredner in Betreff der in Siebenbürgen beftehenden Ber: 
fonal-Erwerbfteuer angeführt wurden, dem Finanzminifterium 
nicht entgangen find und befouders ein Gegenftand waren, 
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der bei der Immediateommiffion eindringlich berathen und 
erörtert worden ift. Ich könnte Einiges anführen, was ber 
gegenwärtigen Buftand der dortigen Steuergejeßgebung nody 


richtiger zur Anjchauung bringen würde. ch will aber die 
hohe VBerfammlung nicht ermüden und nur darauf aufmerl- 


jam maden, baf die flarfe Belaftung der Erwerbſteuer in 
Siebenbürgen durch das geringere Percent bei der Grund⸗ 
fteuer ausgeglichen wirb, | 

„Siebenbürgen zahlt nur 10 Percent an der Grundfeuer, 
während Ungarn 16 Percent zahlt. Die berührten Bedenken 
and Wünfche, daß Abhilfe verichafft werden möge, find übri⸗ 
gens nicht unbegründet, und ich habe auch bereits bei der 
Comitoͤberathung meine Erklärung dahin abgegeben, daß ich 
Abhilfe zu leiften trachten werde.“ 


Neichsratd Manager: „Siebenbürgen ift ein geldarme® 


| Land und die Höhe der Steuern führt unmittelbar zur Ver⸗ 


armung. Ich enthalte mich Specialitäten anzuführen und 


: nehme mit Dank Act davon, daß das Comits ſelbſt Sieben 


bürgen ebenfalls im Auge gehabt und die dortigen Zufände 
als Mißſtände bezeichnet hat, ſowie, daß bie Hoffnung aus⸗ 
geſprochen worden ift, es werde nach Thunlichkeit dafür gelorgt 
merdeu, jene Mißſtände, die ohnehin nur proviſoriſche find, 
möglichft bald zu bejettigen. 

„Ih danke dem Herrn Leiter des Sinanzminifterinms für 
die Aufflärung, die er eben gegeben, daß der hohen Regie— 
rung diefe Miß- und Vebelftände ſchon eingeleuchtet haben, 
füge aber trogdem die Bitte hinzu und trete in diefer Be- 
ziehung dem Wunſche meines verehrten Herren Kollegen, 
Neihsrathes v. Jakabb bei, es möchte die Ordnung dieſer 
Angelegenheiten nicht lange auf ſich warten laffen. 

„Wir haben leider die Erfahrung gemadit, daß Provijo- 
rien durch Decennien dauern. Damit nun ein folches Provi- 
jorimm, wie e8 jet befteht und wodurch die Bevölkerung fi 
ſehr gedrückt fühlt, nicht and; Decennien dauere, fo bitte ich, 
e8 möge nad) dem Grundſatze: „Bis dat, qui cito dat“ bie 
Regelung bald unternommen und beendet werden.” 


Der Leiter des Finanzminifteriums mies darauf 
hin, daß die befonderen UWebelftände in Siebenbürgen das Fi- 
nanzminifterium beſtimmt haben, die Regelung diejer Stener- 
verhäftniffe daſelbſt nicht aufzuſchieben, big die allgemeine 
Steuerreform eintritt, fondern fchon früher die Perfonal- 
Erwerbftener in Verhandlung zu nehmen. 
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Graf Barköczy: „IH will uur ganz kurz erwähnen, 
daß auch iu Ungarn bedeutende Webelftände vorhanden find, 
obwohl dort die Ziffer verhältuigmäßig nicht jo groß if, wie 
in Siebenbürgen. 

„In Uugarn, d. 5. in Ungarn mit allen den Ländern, 
weile dazu gehören (Siebenbürgen, Eroatien, Slavonien 
u. f. w.), werden 5,400,000 fl. Berfonal-Erwerbftener gezahlt, 
wovon nur circa 8 Millionen auf das eigentlidhe Königreich 
Ungarn kommen. Es find mir auch fehr viele Fälle befannt, 
daß einzelne Individuen die Perfonalfteuer achtmal zahlen, 
und fehr viele, wo fie diejelbe jechemal entrichten. In jedem 
Comitate, in jeder Stadt, wo man ein Haus bat, muß man 
jene Steuer zahlen. Es ift dies der Fall, weldher nicht einmal 
in der Türkei vorlommt, daß man die Leute perfönlich fo 
oftmal beftenert, als fie Befigungen haben. Jeder bat nur eine 
Berfon und, ich muß fagen leider, nicht acht. Die Steuer if 
eine fo ungeheuer drüdende und das. Princip ein fo unge- 
vechtes, daß in der Welt nichts Ungerechteres mehr fein fann.“ 


Graf Slam: „Ich erlaube mir zu bemerfen, daß mau 
diefe Umftände fchon bei der Stylifirung des Antrages im 
Comiteberichte in's Auge gefaßt Hat, und daß fie alle darin 
mit enthalten find, 3. B. daf die Grumdfäge, nad welchen 
die Perfonal-Erwerbfteuer in Ungarn und Siebenbürgen um- 
gelegt wird, ſich nur durch die beftehenbe Finanzlage entichul- 
digen laſſe u. ſ. w. 

„Damit war ein entjprechendes Urtheil darüber gegeben. 
In dem weiteren Abjate des Berichtes: ‚daß nah Thun 
lichkeit dafür gejorgt werden wird, die Mißftände dieſes 


ohnehin als Proviforium erflärten Steuerfyftems zu bejeit- 
en,“ ift ebenfo das Ausmaß wie die Zeitbefimmnng mit 


egriffen, dann die Nothmwendigkeit der Befeitigung des 
Syftems als eines bejonderen Mißftandes hervorgehoben. 
Demnach erjcheint Alles dort enthalten, was hier gejagt 
werben will, um fo mehr, als aud durch die Hinweilung im 
nächſten Abſatze das Weſentliche der vorgebradgten Wünſche 
und Bedürfniſſe Berückſichtigung findet.“ 


Reichsrath v. Majläth: „Ich hätte noch zu bemerken, 
daß für den Fall, als mit der beabſichtigten Steuerreform 
die Perſonal⸗Erwerbſtener einer Aufmerkſamkeit der hohen 
Regierung unterzogen würde, darauf Rückſicht genommen 
werden könnte, daß der Minimalſatz der jetzigen Perſonal⸗ 
Erwerbſtener noch immer zu hoch erſcheint. 
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„Rad meiner Erfahrung habe ich gefunden, daß beſonders 
bei den Kamilienvätern dieſer Minimaljag viel zu hoch ift 
und zır manchen Klagen Beranlaffung gibt.” 

Bezüglih des obigen Abjates ergab fich Feine weitere 
Bemerkung. 

Graf Elam trug die folgenden 2 Abſätze bes Puuktes 
IV vor: 

„Das Comits glaubt Übrigens im Allgemeinen der Ueber- 
zeugung Ausdrud geben zu follen, daß das Bertrauen der 
Stenerträger in eine gleihmäßige und gerechte Umlage der 
Steuern wefentlih nur dadurch gewedt und gefräftigt werben 
kann, wenn auf die Ermittlung der Steuergrundlagen, dann 
auf die Umlage und Einhebung der Steuern ein maßgebender 
Einfluß Faktoren gewährt wird, welche außerhalb der eigent- 
len Regierungskreiſe ftehen. 

„Das !. !. Minifterium bat in diefer leßteren Beziehung 
feine volle Uebereinftimmung mit der Anſicht des Comité's 
ausgeſprochen.“ 

Es wurde hierüber nichts bemerkt. 

Graf Clam las weiter den Comitébericht vor: 


Indirecte Abgaben. 


„Bei der Verzehrungsſteuer ſteht in erſter Reihe der 
Branntwein mit 14 Millionen, Diefe Summe entſpricht wohl 
einer Erzeugung von beiläufig 4 Millionen Eimer, doc) könnte 
diefe Erzeugung zum Nuten der Landwirthichaft bedeutend 
vermehrt werden, wenn vorerft in der Befteuerung ein anderer 
Modus als jener nach dem Maifchraume angewendet, nämlich 
das fertige Product befteuert werden wollte, 

„Hierdurch würde nicht nur dem Erzeuger in Verarbei- 
tung des Urftoffes ein größerer Spielraum geboten, ſondern 
aud) eine gleichförmigere, mit weniger Einhebungstoften ver- 
bundene Beſteuerung erreicht und felbft der Finanzverwaltung 
eine größere Einnahme in Ausficht geftellt.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Ich muß mir 
erlauben, auf das zurüdzulommen, was ich bei ähnlichen 
Anläffen fchon erinnert habe. Es wird nicht verkannt, daß 
die Branntweinfteuer eine beträchtliche Höhe Hat; aber daß 
fie gerade einen fo verderblichen Einfluß auf die Brannt- 
weinbrennerei ansgelibt habe, wie behauptet wird, dürfte doch 
nit ftichhalttg fein. Wenn man die ftatiftifchen Nachweiſun- 
gen einer näheren Aufmerffamfeit würdigt, fo fieht man, daß 
feit dem Jahre 1847 bis 1859 fi die Einnahme aus der 
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Maiſchraum⸗Verſteuerung von 13 auf 18 Millionen gehoben 
bat. Sc glaube, der Nachtheil, oder vielmehr die gedrückte 
Lage, tin welcher fih die Branntweinbrennereien zum Theile 
befinden, erftredt fi mehr auf die Heineren Brennereien. 
Daran ift jedoh nicht die Berzehrungsfteuer, fondern über- 
haupt ber Fortſchritt Schuld, welcher es ermöglichte, die grö- 
heren Brennereien auf eine viel gemwinnbringendere Weite zu 
betreiben , und die Coneurrenz hat es veranlaßt, daß die 
Neineren Brennereien, die fchlechte Apparate befiten und aud 
nicht fo viel Capitalkraft und Intelligenz in fich vereinigen, 
zuruckdleiben möüflen. Diefe Erſcheinung ftellt fi auch auf 
anderen Gebieten dar. Mit der Erfindung ber Mafchinen 
mußte mander Handwerker aufhören zu arbeiten, wie durd 
die Eiſenbahnen mancher Kärrner und Fuhrmann zu Grunde 
ing. Wicht blos die Steuern alfo, jondern ber mächtige 
—8X in der Technik und Induſtrie ſind es, welche die 
arðoßeren Fabriten in die Lage gebracht Haben, ihr Geſchäft 
viel vortdeilbafter zu betreiben. Darin liegt die wefentfiche 
Urſache, warum der kleinere Betrieb beeinträchtigt wurde. 

„Es tft der hoben Berfammlung befannt, daß hinſichtlich 
der Branntweinbrennereien Enquöten abgehalten worden find. 
Das Endergebniß derfelben Tautet nun dahin, daß, wie von 
den meiften Seiten ausgefprochen wurde, nicht die Höhe der 
Steuer, fondern andere Faktoren die eigentlichen Urſachen des 
herabgelommenen Zuftandes der Branntweinbrennereien feien, 
namentlich die Meberproduction in früheren SIahren und das 
Sinken der Spirituspreife feit 1858; ferner wurde ein anderer 
Modns der Befteuerung, vom Erzeugniffe und nidt vom 
Robproducte, nämlich nicht mehr vom Maifchraume, wie fie 
bisher ftattgefunden Hat, beantragt. 

„Ih babe nur noch auf einen Borwurf, welder den 
Snguete-Commiffionen gemacht wurde, als ob nur dasjenige 
Refultat zum Vorſchein käme, was gerade dem Referenten 
beliebt, Einiges zu erwiedern. Bei den Enquéête-Commiſſionen 
waren Individuen anmwejend, die außer den Regierungsfreifen 
fanden, unbefangene Männer find berufen worden, um mit 
Freiheit und Anfrichtigkeit fi über die Sache zu äußern und 
über die Lage der Induftrie, der Iandwirthfchaftlichen Zweige 
und alles darauf Bezüglichen der Regierung Rathſchläge an 
die Hand zu geben. 

„Benn fie diefes nicht gethan haben, dann find fie ihrer 
Pflicht nicht nachgekommen, aber id; glaube nicht, daß diefes 
der Fall war. 
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„Sie haben aber ihrer Pflicht entſprochen, und fo viel 
mir befannt ift, find diefe Herren von den DBeamien und 
Referenten in feiner Weife terrorifitt worden, würde aud) 
der Referent dies gewollt haben, jo hätten fie es fich nicht 
gefallen Iaffen follen. Ich muß mid) daher gegen jenen Vor⸗ 
wurf fomohl im eigenen Namen alg aud) im Namen der 
erwähnten Commiffionen verwahren. 

„Auch ich habe die Ehre gehabt, Chef einiger Engquöte- 
Commiffionen zu fein, und mit voller Beruhigung, aber aud) 
allen Ernftes. kann ich an jedes Mitglied die Aufforderung 
erlaffen, fich zu erflären, ob eines oder das andere die Be— 
hauptung wagen könne, daß nicht mit voller Wahrheit und 
Unbefangenheit vorgegangen wurde. 

„Dasfelbe muß ic) auch von den übrigen Enquäte-&om- 
miffionen annehmen, wenigftens ift nichts vorgelommen, mas 
einen Haltbaren Grund zu einer entgegengefebten Annahme 
geben möchte, und fo wie bei allen übrigen war dies auch 
bier bei der Central-Enquöte-Commiflion im Minifterium 
der Fall. 

„Ich muß bei diefer Gelegenheit betonen, daß es Teicht 
fei, eine Beſchuldigung auszufprechen, aber ſchwer, ſie ſtich— 
haltig zu erproben.“ 

Reichsrath Fürft Salm: „Es ift zufällig dieſer Gegen- 
ftond ſchon vor einigen Tagen aus einem anderen Anlaffe 
erwähnt worden. 

„Ic werde mich daher nur fehr furz fallen. 

„Ich glaube mid im Wefentlihen auf jene Argumente 
und Aeuferungen, welche ich in dem Protocolle der früheren 
Sigungen aus einem anderen Anlafje vorgebracht habe, be- 
rufen zu follen. 

„Auch lege id) das größte Gewicht auf die Argumente 
und Aeußerungen des Herrn Grafen Barkloczy. 

„Nach der Natur der Rübenzuder-Induftrie, als eines 
landwirtbfchaftlichen Zweiges, wird auch noch eine weitere 
Entwidlung der landwirthſchaftlichen Production hervorge— 
gebracht und fo wieder zum Bortheile anderer landwirth- 
Ihaftlicher Zweige durch die Gewinnung von Futter und 
Dünger 2c. eine Kräftigung verfchafft. Dies tft, mie gejagt, 
dadurch wefentlich alterirt worden, daß diefer Zweig ein 
Speculationsgegenftand wurde. 

„Es ift eine ziemlich befannte Thatſache, und ich glaube, 
es ift ein nicht widerſprochener Sat, daß diejer Befteuerungs- 
modus und die Höhe der Steuer — benn bier geht Eines 

33 





514 Zuwölfte Sitzung vom 17. September 1860. 


mit dem Andern Hand in Hand — hauptfächlich die großen 
Brennereien, weldje einen vorzüglichen Beftandtheil der Ianb- 
wirthfchaftlichen Unternehmungen ausmachen, zunächſt veranlaßt 
haben, einen namhaften Theil ihrer Thätigleit bedeutend ein- 
zufchränten. 

„Die MHeineren Brennereien, ich will fie nit Wintel- 
brennereien nennen, find e8, zu deren Bortheil die größeren 
Opfer bringen mußten. 

„Es hat dies noch einen anderen wichtigen moralifchen 
Nachtheil. Die größeren Brennereien find nämlich im der 
Regel angewiefen, ihre Producte im Großen abzufeßen. Es 
wird nur ein verhältnißmäßig geringer Theil zu eigentlichen 
Brauntweingetränten verwendet, ein anderer Theil wird zu 
anderen Arten von Getränten, welche befonders in neuerer 
Zeit fehr überhand genommen Haben, nämlich zu Rofoglio, 
dann zu verfchiedenen häuslichen Sweden, um Geräthe mit 
Weingeift zu verforgen, verbraudt. So befteht jett feine 
Kaffee» und Theemajchine mehr, die nicht mit Weingeift be 
handelt würde, weil Dies ein reinliches und zweckmäßigeé 
Berfahren ift. 

„Dan kann alfo den größeren Branntweinbrennereien 
nicht den Vorwurf machen, daß durch diefe der Branntwein: 
genuß vermehrt werde, fondern diefer Vorwurf bezieht fi 
mehr auf die Heineren lnternehmungen, die eigentlich nicht 
landwirthichaftliche Unternehmungen, fondern fpecielle Indu— 
ftriegewerbe find. 

„Es ift meiter noch befondere der Vorwurf erhoben 
worden, daf der Modus der Veftenerung nad dem Maifd: 
raume und nicht nad) dem Principe der Befteuerung det 
fertigen Probuctes eingerichtet fei. 

„Es ift diefes, glaube ich, nur im Principe volllommen 
gutgeheißen, denn die Befteuerung eines Nohproductes oder 
irgend eine Zmwifchenbefteuerung desjelben führt zu Mißſtänden 
und naturgemäß zur Vertheuerung des Rohproductes. 


„Ich will annehmen und wünfden, daß die neue Erfin- 
dung der Geiftuhr dem Zwecke, welchen man davon erwartet, 
entſpreche. 

„Ich habe dieſen Apparat geſehen und muß seehen, daß 
er äußerſt ſinnreich, aber auch ein complicirtes Inſtrument 
woſhatb ich glaube, daß dasſelbe kaum billig herzuſtellen 
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„Das iſt übrigens eine Sache, in der man erſt Verſuche 
und Erfahrungen machen muß, die dann ihren nützlichen und 
ihren practifchen Erfolg ausweiſen ſollen. 

„Jedenfalls wird der Zweck, wenn aud) nicht ſchon auf 
dem einfachften Wege, erreicht werden, um die producirte 
Quantität genau zu beftimmen. 

„Eine andere Frage ift e8 aber mit der Qualität, da 
man in dieſer Beziehung noch Feine Mittel gefunden hat 
und auch jett noch nicht im Stande ift, fie zu prüfen. 

„Es wird mithin nichts als die Abfindung übrig bleiben. 

„Die wichtigſte Frage ift die, wie hoch fid) die Steuer- 
Einheit mit Rüdfiht auf den Eimer ftellt. 

„Da fi bei den Brennereien die Verzehrungsfteuer bei 
einer Erzeugung von beiläufig vier Millionen Eimer zu vier- 
zehn Millionen Gulden Steuer verhält, jo ftellt fi beim 
Spiritus der Eimer auf ungefähr 3 fl. Steuer. 

„Es kommt alſo nicht allein darauf an, daß jeder Tropfen 
der erzeugten Waare befteuert wird, fondern weſentlich darauf, 
wie hoch die Steuereinheit feftgeftellt wird, und dies ift ein 
Feld, worauf felbft billigen Wünfchen noch entiprechende 
Rechnung getragen werden fol, 

„Die Steuereinheit ift nach meiner Anſicht zu groß. 

„Mebrigens berufe ih mich auf die Argumente, welde 
vor einigen Tagen über diefen Gegenftand geltend gemacht 
worden find. 

„Ic will fie heute hier nicht wiederholen und nur her— 
borheben, daß man das Princip der Befteuerung des fertigen 
Productes vorziehe, weil dadurch jeder Berbefferung und 
jedem rationellen Berfahren freier Spielraum gelaffen wird, 
während jett nad) dem bisherigen Borgange die Berbefle- 
tung im Laufe der Campagne nicht angewendei werben 
fönnte und dürfte, weil es möglicherweife den Controlvor- 
ſchriften widerftreitet und der Unternehmer, wenn er eine 
de Berbefferung dennoch verfuht, in Strafe verfallen 
önnte, 

„Ih will die Berfammlung nicht mit Beifpielen behelli- 
gen, aber eines wünfche ic) zu erwähnen. Es ift befannt, daß 
man, fo fange die Maifchräume befteuert werben, fuchen wird, 
den Maiſchraum beftens auszunügen, folglich das Ueberfteigen 
gu verhüten. Die Vorrichtungen dafür waren unterfagt, nicht 
einmal die Maifchbottiche durften oben eine Klinge haben, 
um das Ueberſchäumen zu verhüten, und jede Vorrichtung 
gegen da8 Meberlaufen der monffirenden Maifche wurde als 
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ein Weberfchreiten der beftehenden Borfhriften betrachtet und 
fiftirt. 


und ein Theil des Productes verloren ging. 
„Alles das entfällt, wenn das fertige Product befteuert 


wird. Dies allein ift es, was jeder Vermehrung und Ber: | 


befferung Eingang verſchafft; wenn die Geiftuhr richtig con- 
trolirt wird, jo wird befteuert was erzeugt wird. 

„Nur die Quantität des Crzeugten zu befteuern, ift auf 
diefe Meife möglich, die Qualität zu befteuern, gehört nur 
unter die pia desideria. 

„Es ift zu diefem Ende noch fein Ausweg getroffen, nod 
eine Srfindung gemacht worden, 

„Ach erlaube mir Übrigens anzudeuten, daß das Spftem 
der Abfindungen nur bei den größeren Etabliffements möglich 
(cin wird, denn es ift eine befannte Thatſache, daß Heine 

tabtiffements und Unternehmungen weſentlich nur dadurch 
auflommen, daß fie überbräuen und überbrennen. Sie kom— 
men nur dann auf, wenn fie auf irgend eine Art das Aerar 
übervortbeilen.”“ 

Der Leiter des Finanzminiftertiums gab die Auf- 
Märung, daß das Auffangen der überfteigenden Maiſche unter: 
fagt werden mußte, weil diefes zum anderen Ertreme geführt 
hätte, wornad der Maifchraum zu ſolcher Weite übergriffen 
haben würde, daß der Rauminhalt, nämlid) das Steuerobject, 
ein größeres hätte werden fünnen, daher mußte fich principiell 
gegen das Auffangen der Maifche al® gegen eine Steuerver- 
fürzung ausgeſprochen werden. 

Uebrigens fei der Steuerfa bei der urſprünglichen 2e- 
meffung ſchon mit Bezug auf den Steigraum ausgemittelt 
worden; man habe ſchon im Boraus gewußt, daß nicht 
der ganze Maifchraum angefüllt werden könne, fondern ein 
gewiſſer Theil leer zu bleiben habe, um bei der Gährung voll 
zu werden. 

Bon diefem jedenfalls fachrichtigen Gefichtspuntte fei die 
Gejeßgebung ausgegangen. 

Graf Barklöczy: „ES möge mir erlaubt fein, auf eine 
Bemerkung Sr. Ercellenz zurüdzulommen. 

„Ich bin Tetthin mißverftanden worden. IH habe nicht 
behauptet und vie Regierung nicht beſchuldigt, daß fie bei 
der Enquöte-Sommiffion tyrannifh zu Werke gegangen fei 
und die Mitglieder nicht habe ausreden laſſen. Ich habe nur 
gejagt, daß die Engquöte-Commiffionen einberufen und bie 
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Herren angehört wurden, daß eine Menge gefprochen und 
zuleßt doch nur dasjenige ausgeführt wird, was der Referent 
will. So ift es bisher immer gefchehen. 

„Seit zwei Jahren find Enquete-Commifjionen über En- 
qu&te-Commifjionen beftellt worden, und es ift nichts erfolgt. 
Erft dem gegenwärtigen Leiter des Finanzminifteriums ift es 
zu verdanfen und durd denjelben dem großen Publifum 
befannt gegeben worden, daß feit 7. Auguft der Mafregel 
der Abfindung und Paufchalirung ftattgegeben werde. Es ift 
dies mit vieler Anerfennung und großem Dante gerade nur 
dem perfönliden guten Willen und Sr. Ercellenz vortreff- 
chem Wohlwollen zugefchrieben worden, aber darum haben 
doch ſonſt Enquete-Sommiffionen in Defterreih wenig Nuben 
und geringen praftifhen Erfolg. Eben dasfelbe ift auch bei 
der Kartoffel-Enquöte der Fall, welche ſchon feit 7. September 
befteht. Ich zweifle, daß ihre Wirkung groß fein wird, indem 
es wahrſcheinlich ift, daß fie bei der Anwendung auf fehr 
viele Schwierigkeiten und Hinderniſſe ftojfen wird, da die 
franfen Kartoffeln von einer Woche auf die andere, reipective 
das Faulen und der Zuftand des Faulens, fih von Tag zu 
Tag fehr verändern. Sch erwarte mir daher, wie gejagt, jehr 
wenig von ſolchen Enquéêten, obwohl im Allgemeinen die Ab- 
fiht die befte ift und man fie dankbar anerkennen muß. 

„Ich habe noch zu bemerken, daß man in England, aljo 
in dem Mutterlande des Inftitutes der Enquete-Commijjionen, 
die Enquéêten anders aufgefaßt hat. Dort find fie im Großen 
eingerichtet. 

„Es befteht dort die Einrichtung, daß fih Jedermann zu 
dem Comite des Parlamentes begeben und über gewille An— 
gelegenheiten das, was er zu erklären findet, jagen Tann; 
diefe Enquéête-Commiſſionen find in England von außeror- 
dentlihen Nuten in Finanzangelegenheiten geweſen. Hier in 
Defterreich ift diefes leider ganz anders. Hier find diefe Com- 
miffionen viel beengter; hier findet eine Auswahl von Per- 
jonen von Seite des Chefs der betreffenden Behörde ftatt, 
und es ftehen daher die Enquäte-Kommiffionen jedenfalls, 
was ihren Werth betrifft, auf der unterften Stufe. Somie 
die Enquéêten hier geübt werden, find fie wohl befjer als 
nichts; fie find eine Art Inftruction für die Behörden, aber 
einen großen Werth Tann ich nicht darauf legen; dieſes ift 
nur in England der Fall, wo, wie ic) bereits bemerkte, Ieder- 
mann zum Comite des Parlamentes hingehen Tann und die 
Meinungen frei und offen ausgefprochen werden. In England 
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ift die Intelligenz der Maſſe und der practifche Geift derfel- 
ben zum Nuten des Ganzen entwidelt; in Oefterreih find 
Heinere Berhältniffe; bier find 7 bis 10 Leute verfammelt, 
von Einem oder Zweien wird etwas geſprochen und der Ej- 
fect ift ein fehr geringer. 

„Was die Beftenerungsbemefjung betrifft, jo bin ich mit 
dem Fürften Salm ganz einverftanden,, daß fie zu groß ift. 
Man braucht blos die Zahlen und Ziffern zu betradjten: 
14 Millionen Berzehrungsfteuer bei einer Summe von vier 
Millionen Eimer Broduct, melde in Defterreicdh gewonnen 
werden! Dies ift bezeichnend genug für die enorme Höhe ber 
Steuer, ohne daß man in's Detail einzugehen braucht. 

„Sch behaupte, daß beionders die Kartoffeln in einem 
unverhältnigmäßigen Maße befteuert find, weil fie mit 18 Ir. 
Conventionsmünze befteuert werden. Nachdem bie Steuer bei 
den Kartoffeln nad) 3 Eimern & 18 —54 fr. EM. beträgt, 
jo ift dies meift höher als der Werth des Productes. Es ift 
beiläufig jo viel, als man für den Kübel Kartoffeln zu zah— 
Ien hat; man muß alfo vom Kübel Kartoffeln mehr Steuer 
zahlen, die die Regierung abverlangt, als das Product wert) 
ift. Wenn man diejes fo auffaßt, fo fann man den Schluß 
aus diefer ganzen Befteuerung ziehen, daß fie abnorm ift und 
in feinem vichtigen VBerhältniffe mit den Bedürfniffen und 
mit den Erzeugniffen der Landwirthſchaft fteht. 

„Ich glaube, es jollte von einer den Werth des Productes 
überfteigenden Höhe der Steuer abgegangen werden. Ich will 
feinen Antrag ftellen, fondern nur eine Bitte, und meine 
Meinung dahin ausfprehen, daß im Einflange mit dem 
allgemeinen Wunfhe der Enquôte-Commiſſion nicht der 
Maiſchraum, fondern das Product, das Quantum, bie In- 
tenfität und der Inhalt, ſowie die Stärke des Productes be 
fteuert werben mögen. Diefen Wunſch zu erfüllen, ift aller: 
dings jehr nothwendig; jedoch fcheint Teider wenig Ausfidt 
dazu vorhanden. Die Geiftuhr — fürdte ih — wird fid 
nicht bewähren, und es dürfte noch lange Zeit dauern, bie 
fie zu dem angeftrebten Nefultate führt, bis fie verftanden 
wird und practiih Anwendung findet. 

„Da die Heinen Unternehmungen ohnehin ſchon meiſtens 
aufgehört haben, die Steuer aber auch auf die großen Un- 
ternehmungen drüdend einwirkt, fo glaube ich, wäre es wohl 
der befte practifche Beweis, daß die Regierung diefen wid 
tigen Zweig ber Landwirthichaft fördern und nicht — wit 
nad dem bis jett befolgten Syfteme — unterdrüden wil, 
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wenn man in den Bericht den Paſſus aufnehmen und in der 
Art, in welcher der Sag in der Enquöte-Commifftion aufge 
ſtellt, im Comiteberichte aber nicht ausgedrüdt ift, erflären 
würde, daß der Kriegszufchlag befeitigt werden möge. 3 

ftelle fein Petitum, und mein Wunſch brüdt nur aus, da 

— wenn die Regierung etwas für die nächte Campagne 
thun wollte — die Zweifel des großen Publikums aufhören 
würden, und der thatjächliche Beweis geliefert wäre, daß die 
Regierung in diefer Beziehung alle möglichen Rüdfichten ein- 
treten lafje. 

„Was etwaige Verlufte und ein Deftcit der Staatscaffe 
betrifft, jo müßte ich ſolche vollkommen negiren. 

„Der gegenwärtige Herr Leiter des Finanzminifteriums 
war im vorigen Jahre noch nicht an der Spitze der Gefchäfte 
der Finanzverwaltung. Würde man den Berfuch machen, für 
diefe Wintercampagne den Zuſchlag von 25 Bercent aufzu- 
beben, jo würbe fich ein reichlicher Erfat ergeben. Es würbe 
nicht ein Minus, fondern ftatt 4 Millionen um 1 Million 
mehr Eimer erzeugt werben, und ein ſolches Mehrerzeugen 
von Spiritus und Branntwein jene 25 Percent reichlid) ver- 
güten. 

„Eine derartige Maßregel würde zugleich als ein neuer 
Beweis dienen, daß die öfterreichiiche Finanzpolitik eine an- 
dere Richtung nehme. 

„Man muß bei diefem und bei jebem anderen Gegen- 
ftande wiederholen, und e8 wird fi) andh hier auf das Be- 
ftimmtefte bewähren, daß der Hauptnutzen nicht erreicht werde 
mit der Erhöhung der Steuer, fondern mit der Productions- 
vermehrung.“ 


„Graf Hartig: „Ich ftimme allem demjenigen bei, was 
tch hier gehört habe, erinnere aber auch, daß von Seite der 
Gefällsbehörde willfürliche Abänderungen des Syſtemes ein- 
treten, blos um Unterfchleife zu vermeiden. So tft 3. B. vor 
zwei Jahren durch die böhmifche Gefällenverwaltung die 
Dauer der Gährungszeit beinahe auf die Hälfte herabgeſetzt 
worden. 

„Der Grund davon war der, weil einige unredlicdhe Bren- 
ner bie länger bemefjene Zeit zum zweimaligen Brennen be- 
nüßten, was wohl zu bewerfftelligen ift. Derjenige, der Unter- 
ſchleife machen will, kann es thun, es fommt immer Alkohol, 
aber durch die kurze Zeit vermindert fi das Maß bes Spi- 
ritus. Wer das Aerar übervortheilen will, verliert vielleicht 
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2) bis 30 Percent am Product, dagegen zahlt er keine jo 
hohe Steuer für die Vrennoperation. 

„Ich war felbft in der Lage, daß man in meiner Bren- 
nerei die Zeit herabſetzen wollte. Inzwiſchen war jedoch der 
betreffende Beamte ſehr dagegen und Hat energifch proteftirt, 
und darauf beftanden, daß man die Verordnung der Kinan;- 
verwaltung cirire, auf welcher diefe Verfügung beruhe. Es 
war jedoch dieſes auf keine Verordnung der Finanzperwal- 
tung bafirt, und es iſt daher fo geblieben wie früher. 

„Ich erlaube mir, die hohe Verfammlung auf einen an- 
deren Umftand aufmerkſam zu maden. Der Erport von 
Branntwein war, jo lange die Lombardie noch zu Defterreidh 
gehörte, ungemein ſtark. Diejer Erport hat fih nun in Folge 
der Berhältnifie bedeutend vermindert. Auch der See-Erport 
von Zrieft würde fehr ftarf fein, wenn man viel hinbringen 
fönnte, allein nachdem das, was erportirt wird und nicht im 
Lande prodbucirt wurde, keiner Berzehrungsfteuer untermorfen 
fein ſoll, fo follte in diefem Kalle eine Vergütung ftattfinden; 
aber nicht der volle Steuerbetrag wird vergütet und eine 
Abhilfe wäre daher bier um jo mehr nothiwendig, da man den 
Erport nah dem Auslande begünftigen muß.“ 

„Sraf Clam: „Als Berichterftatter muß ic) mir die Be— 
merlung erlauben, daß die Zweifel, welde vom Herrn Gra— 
fen Hartig vorgebracht worden find, erft im nädjftfolgenden 
Abſatze des Berichtes ihren Plat finden würden. Was die 
Bemerfung des Herrn Grafen Barköczy betrifft, jo find 
auch in dem Berichte Hinfichtlih der Nübenzuderfteuer feine 
Anträge geftellt, jondern es liegt nur ein Antrag des Sub- 
Comité's vor. Im Uebrigen haben wir als Grundfag ange— 
nommen, eine Verminderung der Steuer nidjt in dem Be— 
richte zu beantragen, und ich glaube, daß diejes auch nicht 
die Abfiht des Herrn Grafen Barktöczy fei.“ 

Graf Barföczy: „Nein.“ 

Dr. Straffer: „Das Branntweingefäll in Tirol und 
Borarlberg ift von feiner großen Bedeutung; allein ih muß 
mir doc bei diefem Anlaffe erlauben, einige Worte vorzubrin- 
gen, weil gerade, ungeachtet gegen die Abgaben jelbft und bie 
Höhe derfelben, in früherer Zett feine befonderen Reclamationen 
gemacht worden find, dennoch die Unzufriedenheit des Land⸗ 
volfes feit der Aufhebung der fteuerfreien Behandlung, wie 
fie unter dem 14. Juli 1856 bezüglich der bäuerlichen Be- 
figungen und der Branntweinerzeugung erfloß, recht allge» 
mein geworden ift. Nach dem früheren Syfteme konnte jeder 
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bäuerliche Befiter bis zu dem Ouantum von zwei Eimer 
Branntwein erzeugen, ohne dafür etwas an der Steuer zah— 
len zu müffen. Das haben ſich die Leute je nad) ihren ver- 
fhiedenen Berhältniffen zu Nuten gemadt, und haben ent» 
weder aus Abfällen ſchlechten Getreides, — denn Tirol hat 
überhaupt mit Ausnahme von Mais oder türfifhen Weizen 
fein Getreide zur Branntiweinbrennerei zu verwenden — oder 
aus beftimmten Obftgattungen und gefammelten Waldbeeren 
Branntwein erzeugt. 

„Ich glaube, daß von allen bäuerlichen, nicht gewerbs- 
mäßigen Brennern, — wie ich die Verhältniſſe kenne, — aus 
Dbft und Waldbeeren in ganz Tirol nicht 400 Eimer erzeugt 
werden, und das ift eine fo geringe Quantität, daß die Er- 
zeugung bei vielen Bauern nur 3 bis 4, oder vielleicht als 
Marimum 10 Maß erreidt,. Man braucht nämlich nad den 
Erfahrungen, wie ich fie felbft gemadt und von den Leuten 
gehört habe, einen vollen Wiener Meten von ſolchen Beeren- 
früchten, um eine Maß Branntwein zu erzeugen, fo gering- 
haltig ift diefe Frucht. i 

„Als nun die Anordnung gelommen war, daß ſich auch 
jolhe Brenner fatiren und abfinden mußten, fo haben die 
Leute dur das Hin- und Herlaufen, durch das Anmelden, 
durch das Keffelverfiegeln und Entfiegeln eine folhe Menge 
von Placdereien ausgeftanden, daß ſich eine allgemeine Unzu- 
jriedenheit fundgab. Mit Dank muß ich) übrigens anerkennen, 
daß der Herr Leiter des Finanzminifteriums in jüngfter Zeit 
durch eine Verordnung Abhilfe zu verjchaffen bemüht ge— 
weſen ift. Ich kann nicht mit Beftimmtheit fagen, wie dieſe 
Anordnung aufgenommen worden ift, ich glaube aber jeden- 
falls mit vielem Dante. 

„Ic kann num nicht umhin, bei der Geringfügigfeit des 
Erzeugniffes felbft, indem vielleicht nur 300 bis 400 Eimer 
aus derlei Stoffen erzeugt werden, darauf hinzudeuten, daß, 
abgefehen von den unvermeidlichen Pladereien und ben zeit» 
raubenden Gängen der Parteien, die dem Aerar ſchon allein 
von Seite der Finanzwache erwachjenden Koften für Contro- 
len und Revifionen den Ertrag aufzehren werden. Es follte 
daher wenigſtens bis zum Quantum von einem Eimer — 
wenn man nicht ſchon zwei Eimer annehmen will, jene Be⸗ 
günftigung und Erleichterung geftattet werden, worauf ich die 
Aufmerkfamteit des hohen Reichsrathes lenken wollte. Es liegt 
ud fehr daran, daß man die Leute zufriedenftelle und bie 
Mißſtimmung befeitige, zumal man nicht wiffen kann, ob nicht 
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in nädjfter Zeit vorzüglich die bäuerlidhe Bevöllerung in Ti— 
rol wieder an ihrem Plate ftehen muß.“ 

Bon Seite der übrigen Herren Reichsräthe wurde bezüg- 
Sich der beiden gedachten Abjäte nichts erinnert. 

Graf Clam liest die folgende Stelle des Berichtes: 

„Eine weitere Vorbedingung zu erhöhterem Auffchwunge 
der Branntweinerzeugung wäre aber eine Begünftigung der 
Ausfuhr, namentlich durd weniger frupulöfe Bemeflung der 
NRüdftelung der betreffenden Gefällsgebühren. Das biedurd 
etwa dem Staatsihate in einer Richtung auferlegie Heine 
Opfer würde unzweifelhaft mittelbar in volkswirtbichaftliche, 
und unmittelbar in fisfaliicher Beziehung reichlich aufgewo— 
gen werden. Sollte übrigens die Berzehrungsfteuer in ber 
nächſten Campagne nicht nach der Erzeugung des Productes 
eingeführt werden, fo fchiene e8 ganz angemefjen, daß die 
volle Rüdvergütung der Steuer bei der Ausfuhr ſogleich 
ftattfinde, und zwar nad) dem Berhältniffe des jet entfallen: 
den Steuerjates.” 

Gegen dieſen Abſatz ergibt fid) feine Erinnerung. 

Graf Hartig äußerte nachträglich, es jei gewiß, daß 
preußifcher Branntwein durch Defterreih geführt und bis 
nad Trieft erportirt werde, was Graf Barklöczy mit dem 
Beifügen beftätigt, daß das preußifche Erzeugniß fogar nad) 
Beft geführt werde. 

Graf Clam ſetzte die Borlefung des Berichtes fort, wie 
folgt: 

„Diejer Rubrik folgt die Wein- und Moftfteuer mit 7'/. 
Millionen, bei welcher Abtheilung fi) der Wunfch geltend 
machen muß, daß auf den Erport der Weine bingewirlt, be- 
ziehungsmweife Zollbegünftigungen bei den deutſchen Zollver— 
einsftaaten angebahnt werden mögen, welche namentlich für 
Ungarn, defjen Herrliche Weine für den Export fehr geeignet 
erſcheinen, von größter Wichtigkeit fein dürften. Was nun 
Tpeciell die auf dem Lande theilmeife bereits eingeführte Wein- 
und Moftfteuer anbelangt, jo läßt es fid) nicht leugnen, daß 
diefe Belteuerung, indem fie die an den Haustrunf gemöhnte 
arbeitende Claſſe am härteften trifft und zu der Idee einer 
doppelten Befteuerung eines und desfelben Objectes, einmal 
mit der Grund-, und dann mit der Berzehrungsftener, be 
regtigt, einen hohen Grad von Mikftimmung und Unzufrie- 
denheit bei den Landbewohnern hervorruft. Das Comite er- 
fennt das Beftreben des hohen Finanzminifteriums an, dieſe 
Steuerſätze in der practifchen Handhabung dur Abfindungen 
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und Erleichterungen mander Art ꝛc. möglihft zu mildern; 
doch kanun e8 nicht umhin, den Wunſch ausznfpreden, daß 
im Halle einer günftigeren Geftaltung des Staatshaushaltes 
die Befeitigung diefer Steuer, welche in brüdender Weije 
auf die Lebensgewohnheiten der ländlichen und Heinen Städte- 
bevölferung zurüdwirkt, baldmöglichſt und in erfter Linie an- 
geftrebt werde.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums bemerkte, daß 
die fienerfreie Erzeugung von Branntwein in Tirol und Vor—⸗ 
arlberg bis zur Menge von 2 Eimern zum häuslichen Ge 
brauche im Lanfe eines Jahres nicht aufgehoben ſei; bios 
derjenige, welcher mehr ale 2 Eimer erzeugt, werbe in bie 
Abfindung oder tarifmäßige Veftenerung eingezogen, während 
der häusliche Bedarf von 2 Eimern fteuerfrei bleibt. Wahr- 
iheinlich dürfte bei den Heinen Ländlichen Brennern Tirols 
die Erzeugung das Minimum der Steuerfreiheit nicht viel 
überfteigen. Dieje Steuerbegünftigung befteht aud) im lom= 
bardifch=venetianifchen Königreiche,, und in der Militärgrenze 
ift der häusliche Bedarf an Branntwein, der bei den Kleinen 
ländlichen Brennern erzeugt wird, ganz ſteuerfrei. 

Reichsrath Dr. Straffer dankte dem Leiter des Finanz- 
minifteriums für diefe Aeußerung und Aufflärung. Diefelbe 
werde gewiß freudig aufgenommen werden, denn er fünne 
verfichern, daß in Tirol Leute in Abfindung gezogen und zu 
berfelben verhalten worden feien, welche nur 4—5 Maß er- 
zeugt haben, ein Vorgang, welcher aufhören wird, jobald ſich 
die Finanz-Landesbehörden überzengen, daß derjelbe nicht in 
der Abfiht St. Ercellenz liege. 

Der Leiter des Finanzminifteriums wiederholte, 
daß es fehr erwünfcht gewefen wäre, wenn ſolche Mißftände 
rechtzeitig und unter Angabe der concreten Fälle zur Kennt- 
niß des Finanzminifteriums gefommen wären, welches dann 
die Abhilfe fchon viel früher veranlaßt haben würde. 

Dr. Straffer bemerkte no, mit Hinweifung auf die 
wirffich vorgelommenen Beftenerungsfälle, er habe eben aus 
den vom Finanzminifterium herausgegebenen Ausweijen ent- 
nehmen zu follen geglaubt, daß diefe Verordnung der fteuer- 
freien Behandlung von 2 Eimern im Jahre 1856 aufgeho- 
ben worden fei, und fei volllommen beruhigt, welche fi nun 
nad der Erflärung des Herrn Leiter8 des Finanzminifteriums 
diefe Beſteuerung als eine irrige herausftelle. 

Reichsrath Toperczer: „Ausgehend von der Ueberzeu- 
gung, daß befonders bei Steuerangelegenbeiten und Repartis 
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rungen fein Theil der Monarchie vor dem andern bevorzugt, 
fondern daß die Faften möglichft gleichmäßig vertheilt werden 
ſollen, fühle ich mic) veranlagt zu erklären, daß ich dieſes im 
Beziehung auf die Verzehrungsfteuer von Wein nit finden 
fann. Denn in Ungarn werden von den Weinproducenten Die 
Steuern eben fo eingehoben wie von den Conjumenten, wäb- 
rend doch im Gegentheile, wie ich höre, in manchen Ländern 
unter dem Titel des Haustrunfes den Weinproducenten eine 
Erleichterung zugewendet wird. Die Urfache diefes Unterfchte- 
des ift mir nicht befannt, ich will auch darauf nicht einge- 
ben, was für ein Anlaß in andern Ländern zu dieſer ver- 
ſchiedenartigen Behandlung vorliegt. Wird der Weinprodu- 
cent zugleich als Conſument betradhtet, jo jollte das doch im 
jedem Lande gleich fein. Was Einem gerecht ift, ift dem An- 
dern billig. Meines Erachtens verdient der Weinproducent in 
Ungarn doch eben fo viel Berüdfihtigung, als in andern 
Ländern, und es liegt die Paffivität unferer Handelsbilanz 
vielleicht hauptfädjlich in einer zu großen Steuerbelajtung des 
ungarijchen Weinbaues, bei welcher der Producent mit dem 
Auslande in der Erzeugung der Producte nicht concurriren 
fann. Die Conjumtion kann bei den Producenten im voraus 
nicht jo beftimmt werden, wie dies bei den andern Produc— 
tionszweigen der Fall ift. Um fie aber beftimmen zu fünnen, 
find ſehr drüdende Vorfchriften ausgedacht worden, und die— 
jelben find um fo drüdender,, weil das hohe Aerar die Ver— 
zehrungsfteuer nirgends in eigener Regie handhabt, fondern 
meift Privatpächter gehalten werden, welche, wie ſchon gejagt 
worden ift, auf die Schonung der Steuerträger nicht bedacht 
find. Nun iſt der Conjument, um zu vermeiden, daß fein 
Keller durchſucht wird, und allen damit verbundenen Plade- 
reien zu entgehen, um befjer feine Wirthichaft führen zu kön— 
nen und fein Haus nicht neugierigen Bliden fremder Men- 
ihen ausfegen zu müſſen, benöthigt, daß er das, was vom 
Pächter verlangt wird, im Wege der Abfindung zahle Es 
ift alfo dies eine Art von Zmangsfteuer, die ſehr drüdt und 
zu vielen Mißftimmungen im Lande Beranlaffung gegeben 
bat. Ich bitte daher fowohl vermöge des Princips der Gleich» 
ftelung aller Länder, al8 auch weil diefe Steuer von den 
Producenten nicht beftimmbar ift, das hohe Minifterium und 
den hohen Reichsrath, daß, wenn nicht von jener Steuer ab- 
gegangen werden Tann, fie doch auf alle Länder gleichmäßiger 
umgelegt werde, oder daß in diefer Hinficht die nothwen- 
dige Erleichterung gegenüber den Producenten eintreten möge.“ 
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Der Leiter des Finanzminiſteriums: „Die Bemer— 
kung, daß in einzelnen Kronländern Erleichterungen bewilligt 
wurden iſt vollkommen wahr, die Urſache des Unterſchiedes 
liegt darin, daß der Steuerſatz hinſichtlich des Weines in 
Ungarn an ſich ſchon geringer iſt, als in den übrigen Kron— 
ländern; deshalb hat man erleichternde Beſtimmungen, ins— 
befondere in Betreff des Haustrunfes, in Ungarn nicht wie 
in jenen Ländern, wo ein höherer Satz befteht, eintreten Taf- 
fen. Die Nichtbewilligung der gleichen Begünftigung in Un- 
garn wäre nur dann ungerechtfertigt, wenn überall gleiche 
Steuerfäße beftänden; nachdem dies jedoch nicht der Fall ift, 
fo wäre die Berfchiedenheit in Betreff der fraglichen Erleich- 
terung feine Inconſequenz. Was die Steuer felbft betrifft, fe 
—* dieſelbe in der Regel im Wege der Abfindung einge— 

oben. 

„Die Verpachtung dürfte felten vorkommen. Die Finanz- 
organe haben die jchärfften Befehle erhalten, möglihft auf 
Abfindungen zu wirken, und nach den Berichten, wie fie mir 
vorliegen, werden auch thatjächlich meiftens Abfindungen vor- 
genommen, während Verpadhtungen äußerft felten find. Uebri- 
gens find Berhandlungen wegen erleichternder Beftimmungen 
im Zuge und zwar auf Grund einer im Jänner d. 9. er- 
gangenen Allerhöchſten Entfcheidung, welche dahin lautet, daß 
in Betreff des Haustrunfes noch weitere Erleichterungen zu 
gewärtigen find. Hiernach gefhieht von Seite der Finanzver- 
waltung alles mögliche, um diefe unangenehme und, ich fann 
es nicht verfennen, empfindliche Steuer, deren Eindrud ein 
fo ungünftiger ift, in der Anmwenduug zu mildern. Eine Zu- 
rüdziehung derfelben ift gegenwärtig nicht ausführbar, da die 
Finanzlage des Reichs dies nicht geftattet, jedoch wird man 
bemüht fein, einen Modus zu finden, damit die Steuer den 
Steuerpflichtigen minder läftig werde.” 

Reichsrath Toperczer bemerkt überdies, daß fih bie 
Producenten weit eher einen höhern Steuerfaß gefallen laj- 
fen würden, als die drüdenden Pladereien, melde mit der 
Einhebung der Confumtionsftener verbunden find. 

Reichsrath Fürft Schwarzenberg: „Ich will blos dar- 
auf hindeuten, daß bei manchen landwirthſchaftlichen Gewer— 
ben die indirecten Steuern eine Gattung von Grundftener 
werden, nur in einem andern Maße. 

„Betrachten wir z. B. Rübenzuder-Fabrifate. Der Grund 
und Boden hat ſchon feine Grundftener; der Grumdbeftter 
muß aud) etwas produciren, weil der brach Tiegende Boden 
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ihm nichts trägt Er producirt nun Rüben, welde er ver- 
fteuern muß. Aus dem Rohprobucte wird noch nicht der Zu— 
der; die Fabrikation, die Fabrik unterliegt aud) der Steuer. 
Aus der Melaffe wird Branntwein, auch diefer Brauntwein 
wird verfteuert. Welche Belaftung fällt aljo da auf Grund 
und Boden! Allerdings in verfhiedener Form und Seftalt, allein 
wie kann der Befiter von Grund und Boden den Boden anders 
benüßen, al8 daß er Producte darauf baut? Es ericheinen hier- 
nad) allerdings mande von dieſen indirecten Steuern doch 
gewiflermaßen nur als Belaftung von Grund und Boden.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums entgegnete, daß 
dieje indirecte VBefteuerung nad Zweck und Anlage nicht vom 
Producenten, fondern von Conſumenten getragen würde. 

Der Producent fei nur in der Lage, die Steuer vorzu- 
fireden, bis er das Product an Mann bringt und bis es in 
den Genuß übergeht. Es feien dies aljo nicht directe Steuern, 
die auf den Rüben und auf Branntwein oder auf dem Grund- 
befige haften, jondern der Grundbeſitzer, der Producent ſchieße 
die Stener vor, die eigentliche Belaftung treffe aber den Eon: 
fumenten,, weil die Rüdvergütung in dem für das Product 
eingehenden Preife enthalten jei. 

Fürft Schwarzenberg: „Allerdings Tann dies fein, aber 
ich weiß nur, daß wir Zuderproducirende den Confumenten 
gegenüber auf die Waare nicht mehr Aufichlag geben konnten, 
welder von den Conſumenten vielleicht im nädjften Jahre 
vergütet worden wäre; befonders im vorigen Jahre hat fid; 
der Rübenzuder einmal eines Aufihwunges im Preiſe er: 
freut, allein diefen fchreibe ich wenigftens mehr den ungün- 
ftigen Eursverhältniffen, dem Agio zu, weil mweniger vom 
Auslande ber bezogen und daher im Inlande mehr producirt 
wurde, da man für den ansländiihen Zuder ein theueres 
Agio hätte zahlen müflen.“ 

Graf Szecjen: „Ich erkenne mir eine fehr geringe Com- 
petenz in der Beurtheilung von Steuerangelegenheiten zu, 
aber eine Bemerkung kann id nicht unterdrüden. Wenn aud) 
das Princip, was der Herr Leiter des Finanzminifteriums in 
Betreff der indirecten Steuern und deren Natur erwähnt bat, 
wiſſenſchaftlich vollkommen richtig ift und auch in der Praris 
in den meiften Fällen zur Geltung kommt, fo haben dennoch 
die Bemerkungen, welche gegen manche Gattung der indirec- 
ten Befteuerung, namentlid in Betreff der Iandwirtbfchaftli- 
hen Gewerbe, vorgebradht worden find, gerade darauf Be- 
ug, daB der Character diefer indirecten Steuer im Allgemei- 
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nen nicht ganz richtig aufgefaßt worden ift, indem man bei 
Teftftellung derjelben vergaß, daß diefe Production nicht eine 
einfache Imöuftrialproduction,, fondern eine zur Erzielung 
einer befriedigenden landwirthichaftlihden Production noth— 
wendige und für das Gedeihen von Grund und Boden um 
erläßlidhe Vorbedingung fei. 

„Wenn man 3. B. die Branntweinerzeugung betrachtet, 
wenn man die Rübenzuder-Fabrifation und deren Wichtigkeit 
für das Gedeihen der landwirthſchaftlichen Verhältniffe ins 
Auge faßt, fo wird man in diefen Productionszweigen zwei 
getrennte Elemente erfennen, nämlid ein rein induftrielles 
Element und ein anderes, durch welches fie als ein Hebungs- 
und Förderungsmittel anderer Zweige der landwirthichaftli- 
Ken Production erfcheint. 

„Diefer Standpunft muß bei der Beurtheilung dieſer 
Frage feitgehalten und hervorgehoben werden. Das Comite 
hat nun geglaubt, dieſe Seite des Gegenftandes, im Einflange 
mit dem, was Se. Durchlaucht der Herr Fürft Salm be- 
merft hat, der Aufmerffamfeit der hohen Finanzverwaltung. 
empfehlen zu follen, da die Sache bei ihrer hohen Wichtigkeit 
und bei der großen Bedeutung landwirthſchaftlicher Cultur 
und Berhältnifje in Defterreih die Aufmerkſamkeit der Fi— 
nanzverwaltung wohl verdienen dürfte.“ 

Reichsrath Dr. Straffer: „Daß das Geſetz vom 12. 
Mai 1858 ein jehr drüdendes fer, tft meines Erachtens im. 
allen Ländern, die Wein produciren, anerkannt, vorzüglid; 
hinfichtlich der Befteuerung des eigenen Erzeugniffes, welches 
der Producent für fi) und als feinen Haustrunt braudt. 

„Wir haben glüdlicherweife und Danf fei e8 der Für— 
forge Sr. kaiſ. Hoheit des Herrn Erzherzog-Statthalters,, in 
Nordtirol von foldhen Klagen nichts gehört. Man hat zu dem 
Auskunftsmittel Zuflucht genommen, Nordtirol wie früher 
als einen ganzen Einhebungsbezirf zu betrachten, fo daß die 
Lage der Dinge, troß jenes Geſetzes oder ungeachtet desjel- 
ben, durch die nachträgliche Erläuterungs -» Verordnung vom 
17. April 1. 3. die gleiche blieb wie zuvor. Eine deſto un— 
günftigere und allgemein hervortretende, wirklich manchmal 
den Ausdrud der bitterften Unzufriedenheit an fich tragende 
Aufnahme hat dasfelbe in Südtirol gefunden, Die Leute find 
nicht fo fehr wegen der Höhe des Sages, der zwar auch hö— 
ber geftellt ift als früher, als vielmehr wegen der damit ver- 
bundenen Eontrolmaßregeln äußerſt gegen diefe Borfchrift ein⸗ 
genommen, " 
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„Ich begreife jedoch, daß fich bei der gegenwärtigen Lage 
der Dinge augenblidlich nichts thun läßt, daß der Staats: 
ſchatz dieſe Einnahme braudt, und es ift auch hier nicht der 
Ort, um ein anderes Project vorzufchlagen. Ich glaube auch, 
daß die Zufiherung, wornad Se. Majeftät die allfällig noth- 
wendigen und zuläffigen Erleichterungen geftattet werden, mie 
es in der Schlußbeftimmung heißt, die Leute einftweilen trö- 
ften wird. Allein demungeachtet muß ich) auf den dem Gefete 
Sen Character einer bejondern Härte aufdrüdenden Para— 
graph über die Zudecretirung eines Stenuerbetrages einer Ge— 
meinde, wenn fie fi) nicht abfindet, hinweifen. Diefe Verfü- 
‚gung enthält offenbar einen Zwang. 

„Die Finanzbehörde fagt: ich will fo und fo viel Steuer, 
auf Grund vielleicht oberflächlicher, nit einmal nachweis- 
barer, lediglich vom fiscalifchen Interefle eingegebener Erhe— 
Hungen und Tendenzen. Erflärt nun die Gemeinde, fie könne 
fi) nicht abfinden, jo wird ihr der Steuerbetrag zudecretirt, 
eine gewiß harte Beftimmung , die möglichft befeitiget wer- 
Den follte. 

„Ich beziehe mich hier auf eine Bemerkung des Grafen 
Szeöcjen, welder ebenfalls ermähnte, daß ein gemwiffer 
Zwang angewendet wird, in Folge deſſen fi} die Leute zur 
Bezahlung diefer Steuer herbeilaffen mußten. 

„Weiteres habe ich nichts zu erinnern, aber ich glaube 
und hoffe, daß die fernere Regelung diejer Angelegenheit 
gewiß am ficherften von jener Seite, welche fi das Wohl 
Des Landes in jeder Beziehung fo angelegen fein Täßt, mit 
möglichfter Befchleunigung erfolgen wird.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums äußerte, daß 
die fogenannte amtliche Zuweiſung nicht blos einfeitig von 
Seite der Finanzbehörde, jondern im Einvernehmen mit den 
politiſchen Behörden ftattfinde. 


Das Bezirfsamt erlaffe die Zuweifung, und das Vorgehen 
der Finanzbehörde in diefer Beziehung fei fein ansjchließliches, 
indem es ftets im Einvernehmen mit der politifhen Bezirke- 
behörde ftattfinde. 

Es könne daher von einer überwiegend fiscalifchen und 
einfeitigen Anſchauung der Finanzbehörden nicht die Rede 
fein. Uebrigens wieberhole er, es fei angeordnet, daß die Zu- 
weifungen jo felten al8 möglich geſchehen follen; auch werde 
28 den Finanzbehörden zum Verdienſt angerechnet, freiwillige 
Abfindungen zu Stande zu bringen, uud nur dort, wo dies 
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durchaus nicht möglich fei, greife man zum Wege der amtli- 
chen Zuweiſung, aber auch da mit gehöriger Beachtung, daf 
Leineswegs blos das fiscalifche Intereffe, fondern aud bie 
Rüdfiht auf die Steuerpflichtigen gebührend im Auge behal- 
ten werde. 

Graf Barköczy: „Wenn ich auch zugebe, daß die neue 
Weinſteuer in andern Provinzen weniger Täftig ift, jo ift doch 
für Ungarn und die dazu gehörigen Kronländer aus der Zif- 
fer zu entnehmen, daß die indirecten Steuern in diejen letz— 
tern Provinzen vor Einführung der Weinfteuer 51 Millionen 
und die directen 33 Millionen, alfo zuſammen 84 Millionen 
Gulden betragen haben. Die Weinfteuer in Ungarn beträgt 
beiläuftg die Hälfte der ganzen Steuer, die auf die Wein- 
production der öfterreihifchen Monarchie entfällt. Sie ift aljo 
eine außerordentliche Laft und ich will fein Prophet fein, aber 
ich glaube, daß wenige Steuern — und wir haben deren 
gottlob genug — ber Regierung mehr Unannehmlichkeiten 
bereiten, befonder8 was bie relative Summe, die durch die— 
felbe einkommen wird, betrifft. Die Folge wird gewiß eine 
fehr ungünftige jein, wenn man die Steuer nicht mit vieler 
Borfiht und nur mit der allergrößten Nachſicht in Anfprud 
nimmt und die Leute nicht drüdt. Denn fonft wird durch die 
Weinſteuer, weil fie mit den verjchiedenften Chifanen, mit 
Hausdurchſuchungen, mit Abforderung der Schlüffel zu allen 
Kellern u. ſ. w. verbunden ift, eine Aufregung entftehen, die 
weit ärger ift als Alles, was man fich denfen und erwarten 
kann. 


„Ic ſtelle übrigens an den Herrn Grafen Clam, als Be— 
richterftatter, und an die geehrte VBerfammlung die Frage und 
Bitte, ob nicht bei dem Pafjus (1. Abjak, „Erport der Weine 
betreffend“ [er liest die betreffende Stelle aus dem Berichte 
vor] bis Zollvereinsftaaten) für Ungarn ein Heiner Zuſatz 
gemacht werden jolle. 


„Es ift ſchon aus diefem Satze zu erjehen, daß es die 
Hauptaufgabe de8 neuen Handelsminifteriums und vorzüglich 
eine Aufgabe diplomatifcher Natur fein wird, den Erport des 
Weines und hierauf abzielende Veränderungen in den ver- 
ſchiedönen Handelsverträgen anzubahnen. 

„Ich hätte num fehr gewünſcht, daß betreffs ber ungari⸗ 
ſchen Weine nicht blos die deutſchen Zollvereinsſtaaten, jon= 
dern auch Rußland genannt, alſo etwa beigefügt werde: „und 
auch mit Rußland.“ 
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;Denn der ungarifche Wein hat eigentlich feine Beſtim⸗ 
mung für den Norden. 


„Deutſchland macht ihm hier feine große Concurrenz, ob⸗ 
wohl es jelbft viel Wein erzeugt. Mit Rußland würde ber 
Berfehr um fo mehr fteigen, als es durch die Eifenbahnen, 
die fi dort ſtets mehr entwideln, uns immer näher rüdt 
und blos Wein von Frankreich bezieht. In ältern Zeiten wa— 
ren die Berhältniffe der Ausfuhr ungarifchen Weines günfti- 
ger. In den achtziger und neunziger Jahren war der betref- 
fende Zoll außerordentlich gering; allein im Berlaufe der 
neueften Zeit, in dem gegenwärtigen Decenniun namentlid), 
ward der Erport der ungariſchen Weine nah Rußland fehr 
erſchwert, weil der Zoll bedeutend erhöht wurde. Jede Be— 
günftigung des Erportes ungarischer Weine wäre demnach 
eine der größten Wohlthaten und ein Gegenftand, welcher bie 
Aufmerkſamkeit der hohen Regierung verdient.“ 


Der Minifterpräfident Graf Rechberg: „Die Regierung 
wird es fi zur Pflicht machen, bei Modificationen der 
beftehenden Tractate oder bei Abjchliefung neuer Handels- 
berträge fo viel als möglich den Weinerport zu begünftigen. 
Es ftehen aber’ ehr große Schwierigleiten im Wege, nament- 
fi weil die franzöfifhen Weine an den meiften Pläten, 
insbejondere an den Handelspläten, viel wohlfeiler erportirt 
werden können, als die ungariiden. So 3.8. fommt an den 
ſüdamerikaniſchen Küften ein franzöfiiher Baril jehr guten 
Tiichweines , fogenannten Adameweines, beiläufig auf 60 
Milreis zu ftehen, aljo ungefähr 60 Gulden, Der Baril bat 
300 Flafchen. Es ift niht möglich, einen Wein mittelmäßiger 
oder befjerer Qualität von Ungarn um einen foldhen Preis 
an diefe Küften Hinzubringen; es ift die Binnenlage Ungarns, 
welche den Export ſehr erjchwert. Was jedoch die Regierung 
thun fann, um den Export zu befördern, wird gejchehen.“ 


Graf Barköczy: „Defterreich hat bis jegt 3 Millionen 
Gulden Erport, und eine Haupturſache der Wohlfeilheit der 
franzöfifhen Weine war, daß ihr Export zu Waffer über 
Bordeaur gefchieht, welches jehr nahe am Meere liegt, wäh- 
rend jener der ungarifhen Weine, da Ungarn ein Binnenland 
ift, auf der Achſe durch viele Hundert Meilen geichehen muß. 
Diejes hat die Weine ungeheuer vertheuert; allein jegt, wo 
die Transportmittel verbefjert und überall Eijenbahnen, ins- 
bejondere auch in Rußland, angelegt werden, dürfte fih in 
2—3 Jahren der Export jenes Artikels, namentlich der un— 
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garifcdhe Weinerport, außerordentlich heben und die bisherigen 
Verhältniſſe fid in jehr günftiger Weife ändern.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums erſuchte um 
das Wort hinfichtlich der Behauptung, daß die Beitragslei- 
ftung von Seite der ungarijchen Länder größer jei, als von 
derjenigen der deutjch-öfterreichifchen. 

Graf Barköczy: „Das habe ich nicht behauptet; ich 
babe nur gejagt, daß die Weinfteuer deshalb um jo drüdender 
erjcheint, weil in Ungarn und den dazu gehörigen Kronlän- 
dern die indirecte Steuer im Allgemeinen 51 Millionen, und 
darunter die Verzehrungsfteuer, wohin die Weinftener gehört, 
13—14 Millionen beträgt.“ 

Der Reiter des Finanzminifteriums: „Diefer Betrag 
ift jener der fänmtlidhen indirecten Abgaben, um melde es 
ſich bier nicht handelt; die BVerzehrungsfteuer für Wein und 
Meoft aber beträgt für Ungarn nur 2,600,000 fl., in der ganzen 
Monarchie aber 7,500,000 fl., und zwar gilt die Ziffer von 
2,600,000 fl. für die Weinfteuer nicht blos in Ungarn, jondern 
auch in den Nebenländern Ungarns, welches Berhältniß für 
die ungarischen Länder fein drückendes genannt werden fann. 

„a8 den weiteren Gegenftand ber Frage, nämlich den 
Erport betrifft, jo Tiegt e8 in dem wohlverftandenen Intereffe 
der Regierung, in jeder Beziehung alle Mittel und Wege zu 
ergreifen, um eine Ausfuhr für diefen Artikel zu gewinnen. 
Es befteht jchon deshalb großes Interefie, um aus dem Paſſiv— 
in den Nctivhandel zu übergehen, allein hier, wo man fremde 
Staatengebiete berührt, hängt ber Gegenftand von wedjel- 
feitigen Vebereinfommen und Zugeftändniffen ab. Wenn alfo 
auch im diplomatiſchen Wege Einleitungen getroffen werden, 
fo fann man nidt immer auf den günftigen Erfolg mit 
Sicherheit rechnen, weil e8 ſich zugleid darum handelt, ‘ob 
der andere Paciscent darauf eingeht. früher war die Rebe, 
daß bie Weinausfuhr aus Ungarn gering fei, und dies wurde 
in Verbindung mit der Berzehrungsfteuer gebracht. Ic) glaube 
auf die Ausfuhr der Weine in Ungarn hat die Verzehrungs- 
fteuer feinen Einfluß und ich würde mir die Frage erlauben, 
ob fid) Ungarn früher eines größeren Exportes erfreute als 
jegt? Seit jener Zeit und mit dem Fallen der Zwiſchenzoll⸗ 
Iinien find dieſe Verhältniffe in Ungarn doch gewiß befier 
als jchlechter geworben.“ 

Graf St. Julien: „Ich erlaube mir, den hohen Reichs— 
rath auf das Mifverhältniß der Wein- und Moftfteuer in 
Dberöfterreih aufmerkſam zu machen, Diefelbe ift, wie ich 
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fonde gehört, ift thatſächlich richtig: es ift nämlich jchon im 
Jahre 1820 die ganze Dotation diefer Anftalt auf den fatho- 
liſchen Studienfond übertragen und in Folge deffen die Anftalt 
als katholiſche erklärt worden. Was die Verhältniffe des Ge- 
bäudes zum Neligionsfonde anbelangt, jo bin ich zwar nid 
in der Lage, darüber nähere Auskunft zu ertheilen, erlaube 
mir jedoch die Bemerkung, daß, wenn dem Fonde dafür aud 
feine Entſchädigung geleiftet werden follte, diefe Mitwirkung 
desfelben injoferne wohl feine unbillige genannt werden dürfte, 
als an dem Gymnaſium eine große Zahl griechiſch nichtunirter 
Schüler, für welche aud ein eigener Katechet beftellt ift, ftudirt, 
von denen viele Armuth halber von Entrichtung jedes Schul. 
geldes befreit find. 


„In Beziehung auf das Volksſchulweſen hat Herr Reichs— 
rath Baron Petrinsé insbefondere folgende Bemerkungen 
gemacht: „ber Unterricht in der Bukowina liegt ebenfo dar⸗ 
nieder und gerade in Folge der Einwirkung des betreffenden 
Minifteriums ift dieſes der Fal; denn wir hatten in frü- 
heren Zeiten 14 Volksſchulen aus dem erwähnten griedhild 
nichtunirten Fonde errichtet, nach Abſchluß des Concordates 
wurden dieſelben plößlich für katholiſche Schulen erflärt, und 
man muß mwiffen, was das heißt, denn da darf nıir ein fa- 
tholit als Lehrer angeftellt werden. Während das ganze Land 
400,000 Belenner der griechijchorientalifchen Religion und 
faum 60,000 Katholiten zählt, werden unjere Schulen für 
fatholifche erflärt, und man bedeutet uns, wenn wir nationale 
und confefjionelle Volksſchulen haben wollten, fo mögen bie 
Gemeinden ſolche aus eigenen Mitteln gründen.“ — Ferner: 
„Das Minifterium hat fi in feinem Falle bewegen Iaffen, 
den Gemeinden biezu einen Beitrag zu leiften, was um fo 
mehr ungerecht ift, als jener Fond ja unſeren Schulen ange 
hört und für fie allein geftiftet worden tft.“ 


„Sch muß mir erlauben, aus dieſem Anlafje etwas um— 
ftändlicher in die Gefchichte des Schulweſens in der Buko— 
wina einzugehen. Als die Bulowina im Jahre 1774 an 
Oeſterreich gelangte, zu welder Zeit die Bevölferung faft 
ausſchließlich der griechifch nichtunirten Kirche angehörte, 
beftanden damals nur 4 Kloſterſchulen. Se. Majeftät mweiland 
Kaifer Iofeph IL. bildete aus Gütern aufgehobener Kföfter 
und anderen Kirchengütern den Religionsfond und überwies 
ihn der Staatsverwaltung mit der Beſtimmung, ihn zur 
Förderung der Religion und des Shulmernd Tu nerwerhen, 
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'andwirthſchaft jelbft ausgeübt hat. Diefer Punkt ift bereits 
. „ wrübergehend an einem anderen Orte erwähnt worden, und 
. oird auch noch ſpäter erwähnt werben. Nachdem nun ber 
Zinfluß, welchen dieſe Steuer auf die landwirthichaftlichen 
". dewerbe nimmt, hier nicht erörtert werden kann, aber’ be- 
. :ett8 angeregt wurde, jo erlaube ich mir doch, an dieſen 
. Bunft einige Worte zu fnüpfen. Die Bemerkung des Fürften 
.Schwarzenberg muß ich allerdings als eine volle Berüd- 
ichtigung verdienende bezeichnen und unterftüßen. 
.Es iſt doch jedenfalls nicht zu verfennen, daß von allen 
.. Kabrilationszweigen gerade diejenigen, weldje in unmittel- 
barem Zufammenhange mit der Landwirthſchaft ftehen, welche 
die unmittelbaren Rohproducte der Landwirthſchaft verarbei- 
. ‚ten, einer foldhen Steuer unterworfen find, die in gewiller 
Hinficht eine Conjumtionsfteuer ift, und als ſolche die Grund- 
”_.befiger wie jeden Anderen trifft, nämlich nad) dem Maße der 
= lumtion, während fie andererjeits auch eine Productiong- 
aſteuer ift. 
. „Im Weſen der Confumtionsfteuer Tiegt e8, daß jeder 
: Einzelne nad) dem Maße der nach eigenem Gutdünken nod) 
„.. weiter zu bejchränfenden Confumtion an biefer Steuer Theil 
 nummt. Der Grundbeſitzer aber befindet fi) beim landwirth- 
ſchaftlichen Nebengewerbe nicht in der Möglichkeit, nad) Be- 
—lieben feinen Erwerbsbetrieb einzuftellen oder zu befchränfen, 
„„le nah den Chancen, welche der Verkehr oder die Preisver- 
hältniſſe vorfchreiben. Er ift, nachdem es kein felbftftändiges, 
;.. jondern nur ein Nebengewerbe ift, an die Berhältniffe der 
5 Landwirthſchaft, an die in der Landwirthſchaft baſirten Be- 
triebsmittel gebunden. Es geht dies fo weit, daß er, wenn 
. 3. B. in gewiſſen Fabrifationszweigen, wie in der Brannt- 
. weinbrennerei, die Erzeugung jelbft nur mit Verluſt betrie- 
ben werden fann, felbft dann noch diefen Zweig der Induftrie 
— betreiben muß, weil er einmal dieje Richtung eingeſchlagen 
‚ bat. Es geftaltet fi) dann der Verluſt bei dieſem Zweige 
.. al8 eine erhöhte Betriebsauslage, welche er zur Erzeugung 
, mer größeren Quantität von Futter oder zur Erhaltung 
.„ von Vieh oder zur Gewinnung des Düngers nothmwendig 
braucht, und es ift in diefem Falle die Steuer eine der aller- 
drüdendften, weil fie den Betriebsfond trifft. 
„Es find bier mande Fabrifationszweige in gewiſſen 
„ ändern in der Nothwendigfeit, fi) der Landwirthſchaft als 
s Nebengewerbe hinzugeben. So weit mir die Verhältniffe be- 
fannt find, ift dies in ganz Galizien bezüglich der Brannt- 
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weinbrennerei der Fall. Eine große Quantität Kartoffeln 
wird in diefem Lande erzeugt und muß erzeugt werden. Man 
fann nicht blos Halmfrüchte bauen, indem hiefür nicht jeder 
Boden geeignet ift, oder weil die Production noch nicht aui 
ber entiprechenden Stufe flieht. Nun find die Kartoffeln ein 
ebenfo fchwer zu transportirendes als ſchwer aufzubewahren- 
des Object, das eben in der Branntweinbrennerei fein Weſen 
ändert. Bei der Landwirtbichaft find alfo einige Productiong- 
zweige nothwendig an Duantitäten der Erzengung gebunden, 
und müffen jo lange als möglich fortbetrieben werden, felbit 
wenn fih ein Berluft dabei ergibt. Es ift die Bemerkung, 
welche Graf Barkföczy in einer der früheren Sigungen ge- 
macht Hat, von der größten Wichtigkeit, da durch jene Stener 
gerade die Branntweinerzeugung aus ihrem ordentlichen Ge— 
leife gebradt wird, und jo ift es und wird es mit ben 
übrigen Nebenzweigen der Landwirthichaft überhaupt fein. 


„Ich habe ſchon im Anfange bemerkt, daß es feinem Fa- 
brikationszweig, der mit der Landwirthſchaft unmittelbar zu- 
fammenhängt, gibt, weldher nicht einer jolden Steuer unter- 
z0gen wird. 

„Ich babe noch weiter berührt, in wiefern dieſe Steuer 
unmittelbar auf den Betrieb der Landwirthichaft Einfluß hat. 
Hätte fie feinen, fo ift jedenfalls, wie der Herr Leiter des 
Finanzminifteriums erinnerte, die vorſchußweiſe Berichtigung 
nöthig. Aber auch diefe ift eine Laft, um fo mehr als das 
Wiederhereinbringen derfelben in vielen Fällen problematiid 
ericheint, wenn e8 dem Erzeuger nicht gegönnt ift, mit ben 
Preifen des Productes den Schwankungen der Erzeugungs- 
preife bes rohen Productes zu folgen. 


„Ich möchte nur noch betonen, daß faft fein Rohproduct 
der Landwirthſchaft befteht, welches nicht, fobald es einer 
Sabrilation unterzogen wird, aud einer Berzehrungsfteuer, 
d. h. einer indirecten Abgabe, unterworfen wird. 

„Wenn das Sprichwort: Qui bene diligit, bene castigat, 
richtig ift, jo muß man vermuthen, daß dies einer befonderen 
Aufmerkſamkeit der früheren Finanzverwaltung, ich fage der 
früheren Finanzverwaltung, für den Grunbbefit zuge 
fhrieben werden muß, nachdem ich andererjeits vollkommen 
mit Dank die Sorgfalt anerfenne, mit welcher der Herr Lei⸗ 
. ter des FKinanzminifteriums dieſem Gegenftande feine Auf: 
merkſamkeit zugewendet und e8 wiederholt ausgeiprodhen hat, 
daß Abhilfe geleiftet werden wird.“ 
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Der Reiter des Finanzminiſteriums: „Wenn 
auch die landwirthſchaftliche Brennerei feinen bejonderen 
Nuten abwirft und vielleicht als Branntweinerzeugung allein 
manchmal fogar Verluſt mit fi bringt, fo muß ich doch zu 
bedenken geben, daß bei dem Betriebe dieſes Gejchäftes als 
Nebenerwerb der Nuten aus den Abfällen und dem Dünger 
für die Maftung und den Feldbau nicht außer Anfchlag zu 
laſſen fei. Bringt alfo ein Branuntweinbrennereis-Unternehmer 
als folches auch gar feinen eigenen Nutzen, fo ift e8 doch in 
anderer Beziehung für die Kandwirthichaft felbft von großem 
Ertrage und Gewinn. Wird ferner behanptet, daß die land- 
wirthſchaftlichen Keinen Brennereien fehr gebrüdt. find, fo 
muß ich wiederholt bemerken, daß nicht die Steuer allein die 
Urfache davon ift, fondern vielmehr die Eoncurrenz hieran 
Schuld trägt. Das induftriemäßige Brennen der großen Eta- 
bliffements wirb den Keinen Brennern nachtheilig und er- 
ſchwert ihnen den Abſatz. 

„Die Heineren Brennereien können nicht fo viel erzeugen, 
als diejenigen, welche mit größerer Capitalfraft und mit neuen 
Fortſchritten der Technik arbeiten, und dadurch ſchneller, mehr 
und beffer, fowie für den Konfumenten auch mwohlfeiler pro-= 
duciren können, eben dadurch aber die Lage der Erfteren we- 
ſentlich verfchlimmern. 

„Der Steuer allein dieſe drüdende Lage zuzufchreiben, tft 
ehr gewagt. Es wird gellagt, daß Branntwein- und Rüben- 
fteuer ſämmtlich den Boden treffen, man jehe aber anf das 
Beifpiel der anderen Staaten. 

„In den meiften derfelben find diefe Stenern eingeführt, 
und es ift derzeit nicht möglih, aus befonderen Rüdfichten 
auf den Grundbefiß diefe Erwerbszweige von ber bejondereu 
Beſteuerung befreit zu Laflen. 

„Sch muß mich ſchließlich aud noch gegen die Bemer— 
tung verwahren, daß der Grundbefig unter der früheren 
Finanzverwaltung in Bezug auf die Belegung mit Steuern 
ein „zu jehr geliebtes Kind” war. 

„Die Siener ift Niemand angenehm zu zahlen, daher die 
Klagen, aber die Verhältniffe der Finanzen und insbefondere 
die Bedrängnifie der des vorigen Jahres, welche genugjam 
befannt find, forderten, um Bebürfniffe zu deden, eine Stei- 
gerung der Steuern, jomit auch jener, weldje den Grund⸗ 
befig berührten. 

„Man Tann die hier in Rede ftehenden Steuern aber aud) 
unter gar feinen Berhältniffen aufgeben; man wird fie aller- 
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dings in einem entiprechenderen Syſteme und unter amed- 
mäßigeren Modalitäten vielleicht dereinft mit billigeren Sätzen 
einheben können, wenn die finanziellen Zuftände es geftatten: 
aber fich im allgemeinen Sinne für die Freigebung der land— 
wirthfchaftlichen Nebenbefchäftigungen auszufpreden, märe 
mit den Berhältniffen und Steuerſyſtemen der Gegenwart 
geradezu unvereinbar.“ 

Reichsrath v. Majläth: „Indem ich den von dem Herrn 
Fürften Schwarzenberg angeregten und den Herrn Gras» 
fen Szecfen und Clam entwidelten Anfuchen vollkommen 
beiftimme, kann ic) nicht umhin, auf die Bemerfung Des 
Herrn Reiters des Finanzminifteriums zurüdzulommen. Ic 
glaube, der Grundbeſitz war in diefer Beziehung wirflih von 
jeher ein geliebtes Kind der Finanzverwaltung. 

„Sch erlaube mir in biefer Hinfiht die Aufmertfamfeit 
Str. Ercellenz auf jenes herrliche Reſumé Hinzulenfen, wel- 
ches Sriedrih Genz über den Stadion'ſchen Finanzplan 
veröffentlicht hat: Damals ſchon hat er den Sag aufgeftellt, 
er habe nichts auszuſetzen, als daß die Grundſteuer verhält- 
nifmäßig zu hoch gegriffen fei, und daß bei der Bequemlid)- 
feit der Kinanzverwaltung, bier immer mit Heinen Zufchlägen 
auf eine leichte Art große Nefultate zu erzielen, fehr zu be= 
fürchten wäre, daß der Grundſtock des landwirthſchaftlichen 
Lebens in Oeſterreich angegriffen werde. Ich kann nur fagen, 
daß dies wirklich der Fall ift. Diefe Richtung hat ihren Höhe 
punkt unter der früheren Yinanzverwaltung erreicht. Ich ehre 
das ritterlihe Gefühl Euer Ercellenz, welches Sie veran- 
laßte für eine Periode der Finanzverwaltung einzutreten, 
welcher Sie ferne geftanden find; aber es ift nicht zum leug- 
nen, daß befonders in biefer Richtung oft und ftarf gefün- 
digt wurde, Nur mit Rüdfiht auf die jeßige Finanzlage will 
ih dem Wunſche des Comite’s beitreten, daß im Falle einer 
günftigeren Geftaltung des Staatshaushaltes die Beſeitigung 
ber Wein- und Moftfteuer, welche in drückender Weiſe auf 
die Lebensgewohnheiten der ländlichen und der Heineren 
Städtebevölferung zurüdwirkte, baldmöglichſt und im erfter 
Linie angeftrebt werde. 

„IH fage nur: mit Hinfiht auf die jeßige Finanzlage, 
denn fonft müßte ich nothiwendig den Antrag ftellen, daß die 
jelbe jegt und für immer abgefhafft werde, weil ich feine 
Stener kenne, welche eine jo tiefe Mißftimmung und allge 
meine Abneigung gefunden hat, wie bieje. Euer Excellenz 
fagten, daß in diefer Beziehung die an und für fich unange- 
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nehme Steuer auf die möglichft glimpfücne und ſchonendſte 
Weiſe eingeführt worden fei, und ich kann darauf nur ant- 
worten , daß diejes wenigftens größtentheil® angeftrebt wor- 
den ift. Andererjeits aber kann ich nicht verhehlen, daß die 
Abfindungen, welhe nah der Meinung Euer Ercellenz die 
Regel und nit die Ausnahme bilden, den Charakter einer 
Art von Zwangsvertrag gehabt haben, nachdem diefe Steuer 
dem Landbemwohner in einem folhen Maße verhaft ift, daß: 
Sie ihm die Summe nennen können, welde Sie immer wol- 
len, und er wird fie, fo ſchwer es ihm fallen mag, bezahlen, 
nur um dieſer Pladerei los zu werden. Daher erfordert der 
Abſchluß einer ſolchen Abfindung ein fehr vorfictiges und 
gewiffenhaftes Vorgehen. 

„Was Ichlieglih den Erport der Weine betrifft, fo trete 
ih ganz dem Antrage des Herrn Grafen Barföczy bei, 
und glaube übrigens, daß hierauf allerdings die Verzehrungs— 
ftener nur jehr wenig Einfluß genommen babe und hier der 
Tehler in einer andern Richtung liege. Zu unterfuchen, wo- 
ber es kam, daß die ungarifchen Weine, die noch vor 80 bie- 
% Jahren das Lieblingsgetränt des gefammten Nordens wa— 
ren, und in Rußland, Polen, Preußen und Norddeutfchland 
mit gleiher Vorliebe getrunken wurden, durch die franzöfi- 
ſchen Weine volllommen verdrängt worden feien, wäre viel- 
leicht jett nicht an der Zeit. Ich will nur darauf hinweiſen, 
daß, nachdem für die Großmadhtftellung Oeſterreichs von ein- 
zelnen Ländern wie von den Individuen fo große moraliſche 
und finanzielle Opfer verlangt werden, der Wunſch nur bil- 
lig erjcheine, daß auch das Gewicht diefer Großmadtftellung 
in die Wagfchale gelegt werden foll, wenn es fih um die 
Bahrung fo wichtiger und in volfswirthfchaftlicher Beziehung, 
fo bedeutender Antereffen handelt.“ 

Graf Andräffg: „Ich halte es für meine Pflicht, die 
Anträge und Aenferungen des Herrn Grafen Barköczy 
und des Reichsrathes v. Majläth auf das kräftigite, ſoviel 
von mir abhängig ift, zu unterftügen. Es find dies insge— 
fammt fehr wahre Dinge, und ich Tann felbft beftätigen, daß 
die Aufregung über die Weinftener in der That eine große 
ft. Zu dem, was Fürſt Schwarzenberg von doppelten 
und dreifachen VBefteuerungen ſprach, bemerkte ich, daß dieſes 
ebenfo richtig, als aud) in der Natur des bisherigen Finanz- 
ſyſtemes begründet ift. 

„Ich bin der Meinung, daß durch die erhöhte Grund- 
feuer und die Vervielfältigung der Steuern, welche alle auf 
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Grund und Boden zurüdwirken, in der That der Grundftod 
angegriffen fei, an vielen Orten wenigftens, wo der Boden 
nicht eben ſehr reich ift. 

„Der Herr Leiter des Finanzminifteriums bat zwar als 
Testen Troft darauf hingewiejen, daß, wenn aud die Bren- 
nercien feinen directen Nuten abmwerfen, dpoh am Ende min: 
deſtens der Dünger zurüdbleibt.e Ich erlaube mir da ale 
Landwirth zu entgegnen, daß ja Alles nur einen beffimmten 
Werth hat, folglich auch der Dünger, und es faun einen 
Werth für ihn geben, um ben er viel zu theuer erfauft wird. 

„Der Hauptzwed des Landwirthes ift die Erzeugung 
wohlfeilen Düngers. Wenn eine Brennerei mit Schaden 
arbeitet, jo fällt auf den Dünger eine ungemein große Summe 
Geldes, die der Fandwirth nicht auszugeben im Stande ift.“ 

Nachdem Niemand mehr das Wort ergriff, wurde bei Der 
von Sr. kaiſ. Hoheit vorgenommenen Abftimmung der be: 
treffende Abjat des Komitsberichtes mit dem von dem Herrn 
Reichsrathe Grafen Barkczy nach den Worten „bei den 
deutfchen Zollvereinsftaaten” vorgefchlagenen Zufage „und 
aud mit Rußland“ einhellig angenommen und ſonach von dem 
durchlanchtigſten Herrn Präfidenten die Sitzung gejdhloffen. 
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Nachdem Se. kaiſ. Hoheit der durchlauchtigſte Herr Erz: 
Herzog Reichsrathspräſident die Situng eröffnet Hatte, 
erbat fi} der Herr Minifter für Eultus und Unterricht Graf 
Thun das Wort zu nadhjftehender Rebe: 

„Ich bin noch aus Anlaß mehrerer Bemerfungen und 
Aeußerungen, bie bei früheren Situngen des hohen Reiche- 
rathes gemacht wurden, einige Aufflärungen fehuldig. 

„Se. Ercellenz der Herr Biſchof v. Schaguna hat die 
Bitte geftellt, daß in dem Staatsvoranfchlage für das nächte 
Jahr die Bewilligung zur Herftelung einer Nealichule in 
Abrud-Banya mit Beziehung auf den Umftand einbezogen 
werden möge, daß bereits im Jahre 1853 eine allerhöchfte 
Entichließung wegen Errichtung einer ſolchen Schule erfloffen Sei. 

„ muß mir erlauben, hierüber zu bemerken, daß dieſe 
allerhöchfte Entfchließung in einem Zeitpunfte erfloffen ift, im 
dem nad) Befiegung des Bürgerkrieges Vorſchläge über die 
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Art und Weiſe gemacht worden waren, in weldjer die zer- 
rütteten Sculverhältniffe Siebenbürgens überhaupt wieder 
ins Geleife zu bringen wären. In diefer allerhöchſten Ent- 
ſchließung war die genannte Schule nebft anderen als eine 
ſolche bezeichnet worden, auf deren Herftellung hingewirkt werden 
ſoll, jedoch nicht in der Weife, daß die Koften ihrer Errichtung 
aus dem Staatsichate zu tragen fein werden. Es wurde viel- 
mehr als Grundſatz ausgefprochen, daß aud in Siebenbürgen 
in der Regel die Koften der Schulbauten und der Söuler- 
Haltung aus Localmitteln zu deden feien und nur in befon- 
deren Ausnahmsfällen Beiträge aus dem Staatsfchake bei 
Sr. Majeftät befürwortet werden dürfen. 

„Es find fofort über die Errichtung diefer Schule Ver— 
handlungen im Lande gepflogen worden, bei welchen, wie dem 
Herren Biſchofe v. Schaguna befannt ift, bezüglich der Her- 
ſtellungskoften und der Dotation für die fraglihe Schule auf 
den Ertrag einer Sammlung, die durch den Eifer Sr. Ercellenz 
zu Stande gebradjt wurde, und auf den Fond der Bergleute 
jener Gegend, den fogenannten Pifet-Kreuzerfond hingewieſen 
worden war. Diefer Fond unterliegt der Verwaltung der 
Bergbehörden und es hat der Antrag, denſelben zu dem in 
Nede ftehenden Zwecke in Anſpruch zu nehmen, Anlaß zu 
Berhandlungen über die Regelung dieſes bergmänniſchen 
Fondes gegeben, auf die natürlich dem Unterrichtsminiftertum 
kein unmittelbarer Einfluß zukommt. Diefe Verhandlungen 
find leider noch nicht in das Stadium getreten, daß mir das 
Ergebniß derfelben vorläge. 

„Die letzten Berichte, die von Seite der Statthalterei an 
mid) gelangt find, deuten nur darauf hin, daß ich in kurzer 
Zeit den definitiven Bericht darüber zu erwarten habe. Wie 
ich entnehme, find die Verhandlungen auch durch den Umftand 
verzögert worden, daß das Gebäude, welches zur Aufnahme 
der Schule beftimmt war, abgebrannt und die Bauverhand- 
Yung darüber im Zuge if. Es hat mir daher im einer und 
der anderen Beziehung bisher die Grundlage gefehlt, um 
diefe Angelegenheit Sr. Majeftät vorzutragen und irgend 
welche Anträge ftellen zu können, welche Beträge aus Staats- 
mitteln eben für diefe Schule in Anfprnd genommen werden 
dürften. 

„So ehr ich wünſche, daß ſchon im nächſten Jahre die 
Schule gefchaffen werde, muß ich doch bedauern, daß id) nicht 
im Stande bin, ſchon dermal einen Vortrag an Se. Majeftät 
in diefer Beziehung zu erftatten. 
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fonde gehört, ift thatſächlich richtig: es ift nämlich ſchon im 
Jahre 1820 die ganze Dotation diejer Anftalt auf den katho— 
liſchen Studienfond übertragen und in Folge defien die Anftalt 
als Tatholifche erflärt worden. Was die Verhältniffe des Ge— 
bäudes zum Neligionsfonde anbelangt, jo bin ih zwar nicht 
in der Lage, darüber nähere Auskunft zu ertheilen, erlaube 
mir jedoch die Bemerkung, daß, wenn dem Fonde dafür aud) 
feine Entihädigung geleiftet werden follte, diefe Mitwirkung 
desselben infoferne wohl feine unbillige genannt werden dürfte, 
als an dem Gymnafium eine große Zahl griechiſch nichtunirter 
Schüler, für welche auch ein eigener Katechet beftellt ift, ftudirt, 
von denen viele Armuth Halber von Entrichtung jedes Schul⸗ 
geldes befreit find. 


„In Beziehung auf das Volksſchulweſen hat Herr Reichs- 
rath Baron Petrind insbejondere folgende Bemerkungen 
gemadt: „der Unterricht in der Bukowina liegt ebenjo dar- 
nieder und gerade in Folge der Einwirkung des betreffenden 
Minifteriums ift diefes der Fall; denn wir hatten in frü- 
beren Zeiten 14 Bolfsfchulen aus dem ermähnten griechifch 
nichtunirten Sonde errichtet, nach Abfchluß des Concordates 
wurden biefelben plötlich für katholiſche Schulen erklärt, und 
man muß wiſſen, was das heißt, denn da darf mir ein Ka— 
tholik al8 Lehrer angeftellt werden. Während das ganze Land 
400,000 Belenner der griechifch-orientalifchen Religion und 
faum 60,000 Katholiken zählt, werden unjere Schulen für 
fatholifche erklärt, und man bedeutet ung, wenn wir nationale 
und confefjionele Volksſchulen Haben wollten, fo mögen die 
Gemeinden ſolche aus eigenen Mitteln gründen.” — Ferner: 
„Das Miniftertum bat fi) in feinem Falle bewegen laffen, 
den Gemeinden hiezu einen Beitrag zu leiften, was um fo 
mehr ungerecht ift, al8 jener Fond ja unferen Schulen ange- 
hört und für fie allein geftiftet worden ift.“ 


„Ih muß mir erlauben, aus dieſem Anlaffe etwas um: 
ftändlicher in die Geſchichte des Schulweſens in der Buko— 
wina einzugehen. Als die Bulowina im Jahre 1774 an 
Oeſterreich gelangte, zu welcher Zeit die Bevöllkerung faft 
ausſchließlich der griehifh nichtunirten Kirche angehörte, 
beftanden damals nur 4 Klofterjchulen. Se. Majeftät weiland 
Kaifer Joſeph II. bildete aus Gütern aufgehobener Klöfter 
und anderen Kirdengütern den Religionsfond und überwies 
ihn der Staatsverwaltung mit der Beftimmung, ihn zur 
Förderung der Religion und des Schulwejens zu verwenden. 
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„Für das Schulmwejen gefchah jedoch durch geraume Zeit 
nichts; die Bevölferung fühlte auch noch fein Bedürfniß dar-- 
nad und wurde durch den Euratclerus wenig dafür einge= 
nommen. Um dasfelbe zu fördern, wurde im Jahre 1813 ein 
weltlicher Schulaufjeher bei dem Kreisamte aufgeftellt, und 
im Sabre 1815 angeordnet, daß die Schulen in Orten, die 
nur von Griechiſch nicht-Unirten bewohnt find, den griechiſch 
nicht-unirten Confiftorien unterzuftellen ſeien. Die übrigen 
Schulen unterftanden dem lateiniſch-erzbiſchöflichen Ordina- 
riate in Lemberg. Inzwifchen- vermehrte fih durch Einwan⸗ 
derung die fatholifche Bevöllerung im Lande, und dieje hegte 
mehr Verlangen nah) Schulunterricht. Diefer Umftand und 
die eifrigen Bemühungen des Lemberger katholiſchen Conft- 
ftoriums hatten zur Folge, daß immer mehr Fatholifche Lehrer 
angeftellt wurden, welche wmeift Deutiche oder Polen waren, 
was die Abneigung der griehifch nicht-unirten, rutheniſchen 
und rumänischen Bevölferung gegen den Schulbeſuch eben 
nicht zu vermindern geeignet war. So fam e8, daß im Jahre 
1842 von den 30,000 griechiſch nicht-unirten fchulfähigen 
Kindern kaum 1000 die vorhandenen Schulen befuchten. Bis 
dahin war der griechiſch nicht-unirte Fond für Schulen nod) 
jehr wenig in Aniprud genommen. Gegen dieſen Zuftand 
wurden von den griedifch nicht-unirten Bifchöfen wiederholt 
Beihwerden geführt und eine Verhandlung veranlaft, in 
Folge welcher mit allerhöchſter Entſchließung vom 18. Mai 
1844 fefte Grundſätze aufgeftellt wurden, nämlich: 

„li. Der griechiſch nicht-unirte Religionsfond ift zum Un⸗ 
terhalte griechiſch nichteunirter Volksſchulen zu verwenden, 
aber nicht mit Ausfchluß ber übrigen in der allgemeinen Vor⸗ 
Ihrift gegründeten Concurrenz. 


„2. Die Regel, daß in jeder Pfarre eine Schule beftehen 
jolle, bat and) bei den griechiſch nicht-unirten Pfarren der 
Bukowina zu gelten. In Gemeinden, beren fehr gemifchte 
Bevölkerung in zwei Pfarreien verfchiedenen Belenntnifje- 
getheilt ift, Hat, wenn nur eine Schule errichtet werben kann, 
dieſe als katholiſche zu beftehen. 

„3. Die Aufficht und Leitung der griedhifch nicht-unirten 
Schulen hat das griechiſch nicht-unirte Eonfiftorium. 

. .„A4A. Wo und wie griedifch nicht-unirte Schulen zu er= 
richten find, fol commiffionell erhoben werden. 

„d. In Suczawa ſoll eine griehiih nicht-unirte Haupt⸗ 
ſchule mit einem Präparandencurs errichtet werben. 
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„Zur Masführung wurden drei Tatholifche geiftlihe Schui- 
ditrites Aueher ernannt und die 12 griechiſch nicht-unirten 
Erzprirfer beitimmt. Ferner wurde vom galiziiheu Guber- 
zium die Mbicdht andgeiprocdhen, 14 ber befiehenden Bolfe- 
faulen von denen Reichsratö Baron PBetrind zu fpreden 
ſcheint), Die Ach in Orten mit griechiſch nicht-unirten Bar: 
ren befanden, den griechiſch micht-unirten Confiftorien zu über- 
geben, jalls nicht in ſolchen Orten zwei Schulen zu errichten 
uud dann bie befiehenden als Fatholijchen zu belafien wären. 

„Bon der (übrigens theilmeije unrichtigen) Vorausſetzung 
ausgehend, daß dieſe Schulen alle mit Fatholifchen Lehrern 
befeßt ſeien, wurde fie aber provijorifch unter der Leitung des 
Lemberger Eonfittoriums belafien, bis eine Berfegung ftatt- 
finden würde. 

„Dieſe Weiſungen famen aber — vielleicht in Folge der 
Störungen durch die Ereigniffe der Jahre 1846 bis 1848 — 
nicht in Vollzug; die 14 Schulen blieben unter der Leitung 
des Lemberger katholiſchen Erzbifchofes , und wurden fort 
mit katholiſchen Lehrern bejett. Für dieſe Periode aljo find 
die Klagen des Reichsrathes Freiherrn v. Betrino vollfom- 
men begründet. Sch habe aber ſchon feit Jahren alles Ern— 
ſtes darauf gedrungen,, diefen Zuftänden ein Ende zu ma— 
hen. Dazu find allerdings in vielen Fällen commifjjionelle 
Erhebungen über den Urfprung und die bisherige Erhaltung 
der einzeln beftehenden Schulen und Verhandlungen mit dem 
Sonftftorium, dem fie bisher unterftanden,, nothwendig. Na- 
wientlich in den letzten Jahren, feit es gelungen ift, einen 
Schulrath in der Bukowina anzuftelen, der ein eifriger 
Schulmann und der rumäniſchen Sprache mädtig ift, find 
erfreuliche Syortfchritte in der Regelung und confelfionellen 
Geſtaltung des Schulwejens in der Bukowina gemacht worden. 

„Bon den erwähnten 14 Schulen find, wie aus den At- 
ten zu eriehen if, gegenwärtig mehrere dem griechilch nicht: 
unirten Confiftorium übergeben; in anderen Orten ift neben 
der katholiſchen eine griehifch nicht-unirte Schule entftanden, 
und mehrere andere griechiſch nichtsunirte Schulen find neu 
errichtet worden, oder die. Verhandlungen über deren Errich—⸗ 
tung dem Abfchluffe nahe. 

„Dabei ift der Herr Reichsrath Baron Petrins im 
Irrthume, wenn er behauptet, daß das Minifterium jede 
Interftüßung aus dem griechifch nicht unirten Religionsfonde 
heriage. Denn es find allein im Jahre 1859 zu 15 Schulen 
jährliche Dotationsbeiträge im Gejammttbetrage von 1096 fl. 23kr. 
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bewilligt worden, und ähnliche Berhandlungen theils im Zuge, 
theils bereits zum Abjchluffe gediehen. Außerdem wurde un 
längft die griechiſch nicht-unirte Trivialſchule in Czernowitz 
zur Mufterhauptichule erhoben und mit derjelben ein zwei— 
jähriger Präparandencurs verbunden. Die Gehalte der Lehrer 
wurden mit 3050 fl. aus dem Neligionsfonde bewilligt, ein 
rumänifcher Theologe wird mit einem Stipendium unter- 
ftütt, um fih zum Präparandenlehrer auszubilden; überdies 
find zu Stipendien für griechifch nicht-unirte Lehramtskandi— 
daten in Czernowitz bis zum Betrage von 1000 fl. jährlich 
bewilligt worden. 

„Auf diefe Aufflärungen geftügt, glaube ich demnach den 
Borwurf, daß das Minifterium jede Unterftüßung aus dem 
griechiſch nicht-unirten NReligionsfonde für das Schulmefen 
verweigere, ablehnen zu können. Nicht minder muß ich den 
Bormwurf als unbegründet bezeichnen, daß in Folge des Eon- 
cordates in confejfioneller Beziehung Unbilligfeiten geübt 
worden. Ich glaube vielmehr nachgewieſen zu haben, daß eben 
von dem Zeitpunfte an, wo die Regierung den durd das 
Concordat bezeichneten Weg betreten hat, das „suum cuique* 
mit Entjchiedenheit geübt wurde, und daß erft von jenem 
Zeitpunfte an die confeffionelle Geftaltung des Schulweſens 
auch für andere Glaubensgenoffen zur Geltung gelangt ift. 
Diejes findet auch feine natürliche Erklärung in der Stel- 
lung, welde die katholiſchen Schuloberauffidhten vor und 
nach jenem Zeitpunfte einnahmen. Früher waren diefelben 
faum mehr als bdelegirte Staatsbehörden zur Leitung des 
Schulweſens, und wurden in Folge deffen, wenn auch ohne 
ausdrüdliche Vorſchrift, nicht felten aud über die Schulan— 
gelegenheiten anderer Konfeffionen zu Rathe gezogen. Die 
Gerechtigkeit, welche durch das Concordat der kathofifchen Kirche 
gegenüber geübt worden ift, hat aber in diefer Beziehung der 
Regierung eine größere Unabhängigkeit gegeben, jo daß jett 
die Fatholifchen Geiftlihen die Schuloberaufjicht lediglich für 
das katholiſche Schulweſen beforgen und anderen‘ Eonfeffio- 
nen gegenüber gar feinen Einfluß ausüben. 

„Wenn ich noch einen Beweis der Aufrichtigfeit, mit 
welcher gegenwärtig der confeffionelle Charakter des Schul- 
weiens auch der übrigen Glaubensgenoffen gewahrt wird, 
anführen darf, fo erlaube ih mir auf die Umftände Hinzu- 
weifen, daß eben erft in neuerer Zeit aud) für eigene Schul⸗ 
bücher für fie vorgejorgt worden ift. 

„Durch diefe Darftelung genöthigt, eine Saite zu be- 

85 


546 Dreizehute Sigung vom 18. September 1860. 


rühren, die noch unter ben Cindrüden der geftrigen Debatte 
erzittert, kann ich nicht umhin, aud) meinerjeits einige DBe- 
merfungen über das Concordat hinzuzufügen. 
„Der und vorliegende Bericht des Comites dringt mit 
großer Entſchiedenheit auf eine autonome Geftaltung der Ber— 
häftniffe. Die principielle Borbedingung einer folden Ge— 
ftaltung ift die Anerfennung, daß neben dem Gebäude der 
Negierungsbehörden es noch andere jelbftberechtigte DOrganis- 
men gibt, befugt nad) ihren eigenen Geſetzen mit Selbſtthaͤ— 
tigkeit ihre Angelegenheiten zu beſorgen und ihre Intereſſen 
zu wahren. Wenn dieſer Grundſatz anerkannt wird, jo til 
doc) wohl der erſte Organismus , welcher die Beachtung In 
Anſpruch nimmt, bie tatholifche Kirche, zu der ſich Die wei 
überwiegende Mehrheit der Bevölkerung Oeſterreichs bekennt, 
— und in welcher dieſelbe die ſittlichen Grundlagen ihrer 
Lebensverhältniſſe erfennt, — die katholiſche Kirche, die mit 
der Geſchichte Oeſterreichs ſo enge verknüpft iſt. Es ii 
wahrlich wenig Scharfſinn dazu nöthig, um einzuſehen, 
daß eine öſterreichiſche Regierung, die der katholiſchen Kirche 
ihre Autonomie verſagt, dieſe Autonomie auch auf ande— 
ven Gebieten nicht anerkennen würde. Als daher Se. Ma— 
jeftät der Katjer Sich der Kirche gegenüber von dem frei- 
heitstödtenden Grundfage der ommnipotenten Staats gewalt 
losſagte, babe ich mit Zuverſicht vorhergeſehen, daß damit 
die Bahn für eine freiere Geſtaltung auch auf anderen Ge— 
bieten geebnet jei. Diefe Ueberzeugung nicht minder ale jene 
von der Gerechtigkeit, weldhe durd) das Eoncordat der katho— 
liſchen Kirche gegenüber geübt worden ift, wird e8 ftets zu 
den ftolzeften und frendigften Erinnerungen meines politifchen 
Sehens machen, zu diefer Maßregel mitgewirkt zu haben. Die 
große principiclle Bedeutung des Concordates beftand bem- 
nad darin, daß durd) dasjelbe die Geltung bes canoniſchen 
Rechtes auf dem Gebiete der Kirche in jenem Theile Defter- 
reiche wieder zur Anerfennung gelangte, in welchem ihm dieſe 
eine Zeit fang verfagt war. In Ungarn und Siebenbürgen 
hat das canonifche Recht unter der freieren Bewegung der 
öffentlichen Zuftände diefe Geltung niemals verloren, und es 
mußte wohl ein erhebendes Gefühl für die Biſchöfe und 
Staatsmänner diejer Länder fein, als die Grundfäße, die fie 
in ihren Ländern vor dem giftigen Haude falſcher Theorien 
zu bewahren gewußt hatten, in ganz Defterreid) wieder zur 
Geltung gelangten. Für diefe Länder lag die wejentliche Be— 
deutung des Concordats nur darin, daß -Grundſätze, welche 
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dafelbfit von jeher gegolten hatten, durch einen feierlichen 
Staatsvertrag neu beftätigt und gegen jebe Gefahr gefichert 
wurden. Der Werth diefer neuen Bürgſchaft konnte wohl in 
einem Zeitpunkte nicht verlannt werden, in welchem der Ber- 
juh ſchon gemadt worden war, bie entgegengejetten Theo— 
rien in Ungarn zu einem Gejetartifel zu formuliren; in 
einem Zeitpunkte, in welchem bie öffentlichen Recdhtszuftände 
in ganz Oeſterreich auf das Tieffte erfchüttert waren, wodurch 
eine zeitweilige Dictatur zur Nothwendigkeit geworden war; 
in einem Zeitpunkte, in welchem die Gefahr nahe lag, daß 
Grundjäße, die in einem Theile der Monarchie und weit 
über ihre Grenzen hinaus galten, auch die öftlichen Länder 
des Reiches überfchwenmen könnten. Solche Gedanken mod)- 
ten wohl die ungariſchen Erzbifchöfe bervogen haben, vor dem 
Abjchluffe des Eoncordates der Regierung mit ihrem Rathe 
beizuftehen, und nad deſſem Abfchluffe mit ihren ſämmtlichen 
Suffraganen an jener dentwürdigen Berfammlung Theil zu 
nehmen, in welcher im Sahre 1856 der gefammte öfterrei- 
chiſche Epifcopat die Eröffnungen und Ermahnungen des hei- 
ligen Stuhles ehrfurchtsvoll entgegennahm, mit apoftolifcher 
Würde beantwortet und einftimmig zufammenwirkte, um bie 
Artikel des Concordates allmälig in's Leben einzuführen. 
Diefe großen Alte haben, wie jede Mafregel von hoher po- 
htifcher Bedeutung, viele Feinde und Gegner hervorgerufen, 
fie find aber aud) anbererfeits von der fatholifchen Welt mit 
Jubel begrüßt worden, und Millionen Herzen, felbft weit 
außer den Grenzen des Reiches, ſenden feitdem ihre inbrün- 
ftigen Gebete zu dem Allerhöcdjften, um Heil und Segen für 
Se. Majeftät unfern allergnädigften Herrn uud Kaiſer zu erflehen. 

„In vollem Maße ift die hohe Bedeutung gewürdigt wor— 
den, welche es hatte, daß in einer Zeit materialiftiiher Be— 
ftrebungen in Oefterreich die fittlicde Idee wieder in den Bor- 
dergrund geftellt und ein feierliches Zeugniß für die ewig 
heiligen Grundſätze des Rechtes abgegeben wurbe; am Bor- 
abende einer Zeit, in ber eben dieſe Grundſätze mehr als je 
aus den öffentlichen Verhandlungen zu verjchwinden Ichienen. 
Der Borgang, welchen dieje hohe Verſammlung eingehalten hat. 
als dieſe Angelegenheit zum erften Male angeregt wurde, hat 
bewiefen, daß fie nicht gefonnen ift, dasjenige, was ein iwe- 
jentlicher Beftandtheil des öffentlichen Rechtes in Defterreich 
getvorden ift, erfchüttern zu laffen, und was aud immer für 
Worte in der geftrigen Situng des hohen Neichsrathes ge- 
fallen fein mögen, ich glaube mit Zuverficht annehmen zu 
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dürfen, daß ihnen leine Bedeutung beizumefien ifi, die von 
diefer Gefinuung abweichen würbe. 

„Zum Schluffe habe ih noch über eine andere geftern 
berührte Frage einige Bemerkungen beizufügen, nämlich über 
die Angelegenheiten der Proteflanten in Ungarn. 

„Ih bebauere in hohem Grade, daß dieje Frage ange: 
regt worden ift, und dieje Anregung Gegenänßerungen ber- 
vorgernfen bat; ich bedaure dies deshalb, weil ich nur zu gut 
weiß, wie in diefer Angelegenheit auch durch unabfichtfiche 
Worte noch biutende Wunden wieder aufgerifien werden kön⸗ 
nen, während wir doch Alle von ber Ueberzgeugnng durd- 
drungen find, daß e8 eine der hohen Aufgaben diefer WBer- 
fammlung ift, das ſchöne Wort wahr zu machen, das in einer 
der erſten Situngen geſprochen wurde, den geftörten geifti- 


gen Frieden wieder herzuftellen. Nachdem aber diefe Anre- 
gung geihchen ift, fo fann ich es mit meiner Stellung nit 


vereinbar halten, ja e8 hätte mir als Feigheit ausgelegt wer⸗ 
den müffen, wenn ich mir einfach Schweigen auferlegt bätte. 

„Se. Ercellenz der verehrte Herr Vicepräfident v. Szö- 
gyény hat erwähnt, daß in dem befannten Gefegartitel von 
1791 in großen Zügen die Grumbfäge der proteftantifchen 
Kirhenordnung niedergelegt wurden, und daß diefelben fofort 
im weiteren Zeitverlaufe in einer Weiſe entwidelt worden 
feien, die vollfommen befriedigte. Ich kann mir nicht beitom- 
men, den hochverehrten ungarifhen Staatsmann über diefe 
Angelegenheit belehren zu wollen. Nur denjenigen gegenüber, 
die feine Worte gehört haben und fie in weiten Kreifen lefen 
werden, fühle ich mich gedrungen, den Thatbeftand etwas 
näher darzulegen, wobei ich mit voller Zuverficht erwarten 
kann, mit feiner Anficht in feinen Widerſpruch zu treten. 

„Jener Gefeßartifel von 1791 hat, wie befannt, die Kir 
henordnung der Proteftanten nicht feftgeftellt, fondern viel» 
mehr ausdrüdiich deren definitive Regelung, und zwar nidt 
nur eine auf Gemwohnheitsrecht beruhende, fondern eine Hare, 
der allerhöchften Sanction Sr. Majeftät unterliegende Rege: 
lung in Ausficht geftellt. Die Tertirung jenes Artikels war 
das Ergebniß eines Meinungstampfes von Parteien, die fi 
unter den Proteftanten felbft gegenüberftanden, eines Mei- 
nungsfampfes von fo ernfter und tiefliegender Bedeutung, daf 
e8 nicht an Männern gefehlt hat, die ihrer Ueberzeugung ihre 
Eriftenz zum Opfer gebradht haben. 

„Nach dem Landtage wurden Synoden gehalten, und es 
wurden die Operate derfelben Sr. Majeftät vorgelegt. Die- 
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felben fanden feine Erledigung. Inzwiſchen glimmte das Feuer 
unter der Aſche und brad) von Zeit zu Zeit in Befchwerben 
und Petitionen durch, welche an Se. Majeftät gerichtet wur- 
den, und immer wieder die Erfüllung jener Verſprechen in 
Anfpruc nahmen, die in dem Gefeßartifel von 1791 nieder- 
gelegt waren. 

„So verſtrich die Zeit, bis die traurigen Ereigniffe des 
Jahres 1848 hereinbradden und die Rechtszuſtände im tiefften 
Grunde erjhütterten. Der ruhmreiche Feldherr, welcher mit 
großen Bollmahten ausgerüftet den Bürgerkrieg fiegreich 
beendigte, fand fih bewogen, von jenen Bollmachten einen 
ausgedehnten Gebrauch machend, in Beziehung auf die pro- 
teftantifchen Kirchenangelegenheiten einen Zuftand herzuftellen, 
der jeiner Wefenheit nach unhaltbar war. 

„Diefes waren die Verhältniffe, welche es der Regierung 
durchaus unmöglich” machten, in diefer Angelegenheit einfad 
nichts zu thun; diefelbe mußte fich vielmehr veranlaßt finden, 
gedrängt von der öffentlihen Meinung des In⸗ und Aus- 
landes, welche einer weiteren Zögerung die übelfte Deutung 
gegeben hätte, die befannten —328 zu erlaſſen. Hierbei 
ging fie von der Ueberzeugung aus, daß dadurch am jchnell- 
ſten und ficherften die Synode herbeigeführt, nnd durch deren 
Mitwirkung die definitive Regelung der Augelegenheit im 
Geifte des Geſetzartikels von 1791 bewirkt werden würde. 

„Indem die Schwierigkeiten nicht verfannt wurden, welde 
unter ben gegebenen Berhältniffen jubtile Formfragen boten, 
ging fie von der zuverfichtlichen Erwartung aus, daß das 
offenbare Wohlwollen, das in ihren Maßregeln ausgejprochen 
war, dazu führen würde, diefe Schwierigkeiten zu überwin- 
ben. Ihre Erwartungen find nicht in Erfüllung gegangen, 
ihre guten Abfichten gelangten einem großen Theile der un» 
gariihen proteftantifchen Bevölkerung kaum zu vollen Ver- 
ftändniffe. Unter dem Einfluffe aufregender Zeitverhältnifie 
wurden Verdächtigungen ausgeftreut und der Regierung Ab- 
fihten unterlegt, welche ihr völlig fremd waren. Unter der 
Führung von Männern, die in ihrem Lande großen Einfluß 
genießen, verweigerte e8 der größere Theil der Proteftanten, 
in den ihm gebotenen Weg einzugehen. 

„Die daraus entflandenen Berwidelungen bejtimmten 
Se. Majeftät, wie es allgemein befannt ift, am 15. Mai d. J. 
den Ausspruch zu machen, daß nad) feiner Seite hin eine 
Nöthigung in diefer Angelegenheit einzutreten habe und bie 
Einwirfung der Regierung darauf zu beſchränken fei, den- 
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jenigen, die nad ihrer Auffaffung der evangeliſchen Ange⸗ 
legenheiten die bisherigen Berhältniffe für unleidlich erfen- 
nen und die Erfüllung der von Sr. Majeftät gegebenen 
Beriprehungen in Anſpruch nehmen, Schuß zu gewähren. 

„Dadurch ift diefe Angelegenheit auch in ihrer äußern 
Erfheinung auf das beſchränkt, was fte ihrem innern Wejen 
nad) ift, die Fortjegung eines langjährigen Meinungsſtreites 
unter ten Proteftanten über ihre innern Angelegenheiten. Ich 
fühle mich nicht berufen — und die Art und Weife, wie die 
hohe Berfammlung geftern felbft über dieſe Angelegenheit zur 
Tagesordnung übergegangen ift, fcheint mir den Beweis zu 
enthalten, daß die hohe Verſammlung meine Anficht theilt, 
e8 ſei hier nicht der Ort, in diefe wichtige Frage einzugehen, 
um fo mehr, als in diejer Berfammlung Niemand von den 
Betheiligten ift, und ich begnüge mich, mit wenigen Worten 
die Thatſachen etwas klarer zur Anſchauung gebracht zu Haben.“ 

Biihof Freiherr v. Schaguna: „Wenn ih den Herrn 
Minifter für Cultus und Unterriht richtig verftanden habe, 
jo erflärte derjelbe, daß Se. Majeftät der Kaifer burdh die 
allerhöchfte Entichließung vom 13. Jänner 1853 die Erridh- 
tung der Trivial- und Unterrealfchule zu Abrud-Banya aus 
dem Staatsihage nicht bewilligt Haben. — Ich fehe mich 
bemüßigt, hierauf zu erwiedern, daß der betreffende Statt» 
haltereierlaß, den ich im Dienſtwege befommen habe, nachfte- 
hend fo lautet: 

„„Se. Majeſtät haben aus den, Allerhöchftdenfelben be= 
fannt gegebenen Gründen die Errichtung einer Trivial- und 
Unterrealfhule in Abrud »- Banya aus dem Staatsſchatze zu 
bemwilligen geruht.““ 

„Auf Grundlage diefes Statthalterei » Erlaffes reiste ich 
nad) Abrud-Banya und habe mein Bemühen dahin gerichtet, 
jo viel als die finanziellen Umftände ber dortigen Bevölke— 
rung e8 erlauben, zur Erleichterung der Auslagen aus dem 
Staatsihate die Gemeinden dahin zu bewegen, daß fie aud 
ihrerjeits zu dem in Rede ftehenden Zwecke Beiträge Ieiften. 
Ich war in meinem diesfälligen Beftreben glücklich, und habe 
alsbald die Heine Summe von über 400 fl. EM. gefammelt. 
Zugleich fette ih mich in dienftlichen Verkehr mit dem dor- 
tigen Localmagiftrate, um zum Zwecke diefer Allerhöchft ge- 
nehmigten Trivial- und Unterrealichule ein abgebranntes Ge- 
bäude, welches zur Zeit noch fo ziemlich gut zu verwenden 
war, auszumirken, mas mir gelang und worüber id) feiner 
Zeit berichtete, 
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„Die Bevölkerung aus dem Bezirke Abrud-Banya unter- 
fügte meine Bemühungen noch weiter dadurch, daß bie nö— 
thigen Schritte gemacht wurden, im eben auch in ber pa⸗ 
tristifchen Abficht, den Staatsſchatz möglihft zu fchonen, aus 
dem Biffetalfonde eine Summe, ich glaube bis 10,000 fi., für 
den fraglichen Schulzwed zu referviren. Auch diesfalls er— 
ftattete ich Bericht; ich erhielt aber nie und von Feiner Seite 
die Mittheilung, daß nicht die Allerhöchfte Refolution bezüg- 
ih diefer Schule in dem geftern dem hohen Haufe mitge- 
theüten Sinne erfloffen fei. Ich bin aus den dienftlichen Ver— 
Handlungen von dem Eifer Sr. Ercellenz des Herrn Eultus- 
und Unterritsminifters in Betreff der Beförderung der Eul- 
tus» und Schulfachen jelbft vollfommen überzeugt, kann aber 
das Bedauern nit unterdrüden, daß die Adminiftration auch 
in diefer Angelegenheit fic nicht als jehr glüdlich bewiefen 
habe. Deshalb muß ich fo lange bei meiner Bitte an Se. 
Majefit verbleiben, bis ich nicht eines Andern überzeugt 
werde, Daß nämlich unter dem 13. Jänner 1853 nicht eine 
Alerhöhfte Enticheidung erfloffen fei, zufolge welcher Se. 
Majeftär der Kaifer die Errichtung und Erhaltung ber Tri- 
vial- un) Unterrealfchule in Abrud-Banya aus dem Staats- 
ihate alergnädigft bewilligt haben.” 

Der Minifter für Eultus und Unterridt: „IH 
bitte den fehr verehrten Herrn Vorredner, mich nicht unrid)- 
tig zu vertehen. Weit entfernt, die Hoffnung abfchneiden zu 
wollen, daß Beiträge aus dem Staatsſchatze zur Errichtung 
diefer Bolk- und Unterrealichulen werden bewilligt werden, 
hege ich jeltft die Erwartung, daß, nachdem Se. Majeftät im 
Jahre 1853 den Allerhöchften Willen, daß diefe Schule er- 
richtet roerde, auszufprechen geruhten, auch Beiträge aus dem 
Staatsſchatze allergnädigft bewilligt werden dürften. Ich habe 
nur bisher formell feine Ermächtigung, in der Beziehung 
Auslagen zu gnehmigen, und bin daher nicht in der Xage, 
für diefes Sahr eine Poſt in das Budget aufzunehmen. 
Es bleibt mir dfo nichts übrig, als das Ergebniß der wei— 
tern Berhandlunen — namentlid) auch jener über die Frage: 
ob und welcher heil des Erforderniffes aus Localmitteln zu 
erzielen fein wird abzuwarten und Sr. Majeftät meine ehr- 
furchtsvollen Antrige zu unterbreiten. Wenn Se. Excellenz 
diefen Gegenftand ınd Wunfch neuerdings in Anregung bringt, 
jo kann mich diefee nur freuen, und id) hoffe, e8 wird dazu 
beitragen können, daß Se, Majeftät Sic; allergnädigft be= 
fimmt finden, diefen Wunfche Folge zu leiſten.“ 
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Biſchof von Schaguna erwiederte nunmehr: es fei ihm 
allerdings die Allerhöchfte Rejolution, zufolge welcher verfügt 
wird, daß die confeffionelle Schule, möge fie eine Normul., 
eine Real- oder fonft was immer für eine Schule fein, aıd 
mit confeffionellen Kräften errichtet und erhalten werden folk, 
befannt. Hier handle e8 fi) aber um einen exrceptionelen 
Fall. So viel er fi) aus den Acten erinnern könne, Haben 
Se. Majeftät der Kaiſer die Errichtung der confeffionelen 
Trivial- und Unterrealfhule zu Abrud - Banya aus tem 
Staatsſchatze allergnädigft zu bewilligen geruht. 

Reichsrath Straf Szecien: „Wenn ic) mir erlaube, an 
die Nachſicht Eurer kaiſ. Hoheit und diefer hohen Verſamm— 
Yung die Bitte zu ftellen, über einen Gegenftand, der nidt 
an der Tagesordnung ift, einige Bemerkungen vorbringar zu 


dürfen, fo gründet fi) diefe Bitte auf die Weberzeugung daB 


es mitunter fehr peinlich if, wenn durch Anregung vor Ge— 
genftänden,, welche einen großen Wiederhall in den vnſchie— 
denen Ländern finden und die allgemeine Aufmerffamkit auf 
fih ziehen, ohne daß dieſe Gegenftände auf der Tqgesord⸗ 
nung find, nur eine Seite der Anſicht Vertretung ınd Ge 
bör findet und der Gegenanficht eine Entwidlung ihrer Mei- 
nungen und ihrer Gründe nicht möglich wird. Diee Ueber 
zeugung allein kann mich beftimmen, meinerfeits ettige Be 
merkungen an die Anfichten und Aeußerungen zu Inüpfen, 
welde Se. Ercellenz der Herr Minifter für Cultus und Un 
terricht vorgebradht Hat. Diefe Aeußerungen dirften vom 
Standpunkte des Herrn Minifters aus auch aufr ber Ta 
gesordnung vollkommen gerechtfertigt erjcheinen , während es 
von unjerer Seite nicht begründet fein würde, leichfalls fo 
weit über die Grenzen ber Tagesordnung hinatszujchreiten. 
Wenn es bier nod) irgend neuer Gründe bedürte, um den 
Nugen freien Meinungsaustaufches und die Lothwendigkeit 
einer freien Discuſſion überzeugend zu beweijer, fo würden 
die beredten und entfchiedenen Worte Sr. Erellenz in bieler 
vielbefprochenen Frage einen neuen Beleg fefer heilſamen 
Einwirkung liefern, 
„Was auch immer die Anficht der Eitzelnen über die 
Folgen und Einwirkungen des Concordats ein möge, fan 
meines Erachtens nad) den hier gefallenen Vorten wohl Nie 
mand einen Zweifel über das große Gewiht der Motive er 
heben, welche in diefer hochwichtigen Augelgenheit nicht allein 
die Regierung Sr. Majeftät im Ganzen, jondern auch alle 
jene Männer leiteten, die an der Durchfürung diefes Scrit- 
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tes Theil genommen haben. Wenn daher im Berlaufe der 
geftrigen Discujfion auf den Widerfprucd des Concordats, 
oder auf den möglichen Gegenſatz einzelner Concordatsverfü— 
gungen mit den Rechtsanſchauungen einzelner Länder ber 
Monarchie hingewiefen wurde, fo war damit nur dem Wunſche 
Ausdrucd gegeben, daß diejenigen Principien, welche durch 
das Concordat verwirkliht und ins Leben gerufen wurben, 
in zmwedmäßiger äußerer Korm zur Geltung gelangen, — 
daß die abweichenden Rechtsanſchauungen einzelner Länder 
bei der Durchführung im Auge behalten und eben dadurd 
die aufgeftellten Grundſätze durch die freudige und volle Zu- 
ftimmung aller Länder eine geficherte Bafis finden mögen. 

„Der Umftand, daß diefe Erwägungen ftaatsrechtliche 
Berhältnifje jehr zarter und verwidelter Natur betreffen, 
ſcheint mir erneuert den deutlichen Beweis zu Tiefern, daß bie 
Verhandlung diefes Gegenftandes in einer weiter eingehenden 
Weiſe hier nicht am Plabe fei, und ich kann mich daher nur 
den bei ber erftien Discuffion auseinandergefebten Anfichten 
Jener anfchließen, welche die Behandlung diefes Gegenftandes 
wohl im Wege der Discuffion für zuläffig, jedoch die Be- 
ihlußnahme darüber als volllommen außer der Competenz 
des Reichsrathes liegend betrachteten. 

„Diejelbe Bemerkung balte id) mich verpflichtet auch in 
Beziehung der proteftantifchen Angelegenheit vorzubringen. 
Da die Proteftanten des Königreich Ungarn die unabhän- 
gige Regelung und Erledigung ihrer innern kirchlichen Ber- 
hältniſſe bei jeder Gelegenheit mit Sorgfalt gewahrt haben, 
fo glaube ih, daß wir weder den Intereflen, noch dem 
Wunſche der Glaubensgenofjen Augsburger und helvetifcher 
Confeſſion in Ungarn entfprehen würden, wenn wir angrei- 
fend oder vertheidigend jene Ordnung ihrer innern firchlichen 
Angelegenheiten zum Gegenſtande der Berhandlung vor einer 
Berfammlung machen wollten, in deren Aufgabe fie nicht 
liegt und deren Competenz in diefer Beziehung von den Pro— 
teftanten nicht anerfannt werben würde. 

„Doch kann ich nicht umhin hervorzuheben, daß die 
Schwierigkeiten, die fid) in der ungariſchen Proteftantenfrage 
ergeben haben, großen Theil8 auf abweichenden Rechtsan- 
ihauungen beruhen, auf Rechtsanſchauungen, über deren 
Grundlage ich mich hier nicht auszufprechen habe, welche aber 
von Anfang an die Urjache der verichiedenen Auffaflung der 
Regierung und der abweichenden Würdigung dieſer Sache 
im Lande geweien find. — Weil ich überzeugt bin, daß tief- 
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wurzelnde Hechtsanfchauungen und die Anhänglichkeit an die 
angeerbten Rechte der Proteftanten die Schritte derfefben ge: 
leitet haben, fo halte ich es fir meine Pfliht, meiner ind: 
vibuellen Weberzeugung nach mich auf die ernftefte und ent: 
fchiedenfte Weife gegen jene Motive auszuſprechen, Die den 
Stimmführern der Bewegung in Ungarn in diefer Hinficht 
im entgegengefeßten Sinne unterlegt werden wollten.” 

Reihsrath Freiherr v. Petrino: „Ih muß mir vor 

allem die Bemerkung erlauben, daß, nachdem es nur der Bu— 
reaufratie gegönnt ift, in die Acten Einfiht zu nehmen, und 
wir im Lande nicht verftändigt wurden, uns die Erledigung 
ber Verhandlung bezüglich der Abrechnung des Aerars mit 
bem Religionsfonde in der Bukowina unbefannt blieb. 
:* „Was den Umftand anbelangt, daß für die vier Sahr- 
gänge der theologijhen Studien nur zwei Hörfäle beftehen, 
und daß der Herr Eultusminifter davon feine Kenntniß ge- 
habt bat, jo kann ich diefes nur fehr bedauern, verftchere 
aber, daß e8 eine Thatfache ift. Uebrigens kann ich nicht un- 
erwähnt laffen, daß der Herr Bifhof für die Bufomwina ge- 
fegentlich feiner fürzlihen Anmwejenheit in Wien mir die Ver— 
fiherung gab, daß er den Herrn Eultusminifter auf den in 
Rede fichenden Umſtand aufmerkſam gemacht habe, und daß 
zugleich behufs eines Zubaues zu dem betreffenden Gebäude 
eine Summe aus dem Religionsfonde bewilligt worden ſei, 
um die dringend nöthigen vier Hörſäle für die theologiſchen 
Studien herzuftellen. 

„Auf die Bemerkung, daß die Intereffen der Bevölferung 
vollfommen gefichert find, wenn auch das Gymnaſium in 
Czernowitz katholiſch tft, muß ich entgegnen, es fet bei der 
legten Schulvifitation gerade daran Anftand genommen mor- 
den, daß an diefem Gymnaſium ber Religionsunterricht in 
romänifcher Sprache ertheilt werde. 

„Das Minifterium für Eultus und Unterricht bat aller 
dings hierauf den von Lande gewünjchten Einfluß genom- 
men, allein bedauerlich bleibt es immer, daß bei einer Schul— 
vifitation ein folcher Anftand erhoben, aljo gewiſſermaßen 
bie Forderung geftellt wurde, daß die Romänen jelbft ihre 
Gebete nicht in der Mutterfprache verrichten follen.“ 

Nachdem der Minifter Graf Thun die Richtigkeit ber 
legteren Bemerkung des Vorredners mit dem Beifügen be 
ftätigt hatte, daß das Unterrichtsminiſterium, bevor noch 
eine Beſchwerde erhoben wurde, die grundioſe Einſprache 
gegen die Anwendung der romänifchen Sprache fogleih zu- 
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rückgewieſen babe, fuhr Freiherr v. Petrin in feiner Rede 
fort: „Zu den ferneren Bemerkungen des Herrn Minifters 
für Eultus und Unterridt übergehend, muß ih nun aller= 
dings zugeben, daß e8 im gegenwärtigen Augenblide zwei 
Kirchen in Czernowitz gibt. 

„Bielfahe Bitten, daß eine zweite Kirche gebaut werde, 
nachdem die frühere aus Holz conftruirte eingeftürzt war, 
fanden bei der Regierung fein Gehör. 

„Unter diefen Umftänden widmete ein Pfarrer bei 4000- 
Gulden, fein ganzes Vermögen, diefem Zwede Die Kirde 
wurbe aus diejfen Mitteln bis unter das Dach gebaut und 
in diefem undvollendeten Zuftande blieb fie, nachdem der ge- 
dachte Pfarrer fein ganzes Vermögen geopfert hatte, durch 
18 Iahre, bis fih das Minifterium endlich nach vielfachen 
Berhandlungen und Schreibereien bewogen fand, den Ausbau 
der Kirche zu bewilligen. 

„Wenn die Jugend in der Bufowina die Volksſchulen 
wenig beſucht hat und befucht, fo liegt die Urfadhe davon im 
dem Umftande, daß nicht in der Nationalſprache, fondern im 
der deutſchen Sprache der Unterricht ertheilt wurde, und noch 
erteilt wird. 

„Was die Volksſchulen anbelangt, fo habe ich bemerkt, 
daß in einem Lande, in welchem zwei “Drittel des Lande& 
dem Neligionsfonde in liegenden Gütern gehören und diefer 
Fond 6 Millionen an Capitalien befitt, die frage: ob die 
Gemeinden die Bollsfchulen bauen und erhalten jollen, oder 
der Religionsfond, wohl faum zweifelhaft fein fünne. Wenn 
hervorgehoben wird, daß unter dem Einfluffe der Regierung 
alle Volsſchulen in letter Zeit entftanden find, fo muß ich 
diefem geradezu entgegentreten. Auf meiner Herrfchaft waren 
früher Volksſchulen, und weil fie für katholiſche erklärt wur⸗ 
den, fo babe ich für die katholiſche und griechifch-orientalifche 
Schule ein Gebäude hergegeben, einmal, um allen Ent- 
jweiungen vorzubeugen, dann, weil in dem Orte, wo ich lebe, 
600 Seelen fatholiichen und 3000 griechifch-orientaliichen 
Glaubens find. Webrigens verfteht es fih von felbft, daß, 
nachdem aud) aus der Beftätigung Sr. Ercellenz des Herrn 
Minifters hervorgeht, e8 feien in leßter Zeit nur 15 griechijch- 
orientafifhe Schulen errichtet worden, während 140 Reli» 
gtonsfondsgüter eriftiren, dieſes zu wenig ift, zumal id 
glaube, daß die nothiwendigen Mittel mit einem Federſtrich 
Herbeigefhafft werden könnten, wenn der Religionsfond über 
en jo namhaftes Vermögen gebietet.“ 
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Der Minifter für Cultus und Unterridt, Graf Thun, 
erwiederte hierauf, daß mit einem Federſtriche ſolche Berfü- 
gungen nicht getroffen werden können, daß doc immer Ber: 
Sandlungen gepflogen werden müßten, und daher eine gewiſſe 
Zeit nothwendig fei, daß weit mehr als 15 Volksſchulen in 
voller Wirkſamkeit feien, und daß endlih, wenn der Her 
Reichsrath Baron Petrino in Anregung bringt, im der 
Bulowina wären die Schulen ohne weitere Concurrenz lebig- 
Gh aus dem NReligionsfonde zu errichten und zu Dotiren, 
damit eine Frage der Gejehgebung berührt werde, gegen 
deren bejahende Löfung er fi bier Teineswegs ausfprechen 
wollte, die aber jedenfalls vorerft einer Löfung bedürfe. Bis 
man aber zu diefem Ergebniffe auf dem legislativen Wege 
gelangen wird, bleibt natürlich das Minifterium an diejenigen 
Borfchriften gebunden, welche jetzt die Geſetze beftimmen. 

Bicepräfident v. Szögyény: „Die Erflärung des von 
mir bochverehrten Herrn Cultusminifters, deren Mäßigung 
ich vollkommen zu würdigen weiß, legt mir die Nothmendig- 
keit anf, mic) auf meine geftrige Aeußerung zu beziehen. Sch 
bin weit entfernt davon, das Recht Sr. Majeftät des Kaifers 
auf die Regelung der proteftantiihen Angelegenheiten einen 
Einfluß zu nehmen, in Frage zu ftellen. Ich kenne die dies- 
fällige Beftimmung des Artifels vom 26. April 1790, welche 
folgendermaßen lautet: „Sua Majestas sacratissima reservat 
Sibi relate ad coordinationem praedictae Superioritatis cum 
stabilire ordinem, qui eommuni virorum ejusdem Religionis 
consensione maxime congruus reputabitur.“ Darauf fam es 
aber an, diefe consensio zu finden. 

„Daß die Vorlagen, bie in diefer Abfiht vor 70 Jahren 
gemacht worden find, eben fo wentg geeignet find, diefe con- 
sensio herbeizuführen, als die Meinungsäußerungen zufällig 
befragter Bertrauensmänner, da® dürfte leineswegs einem 
Zweifel unterliegen. Die in diefem Geſetze in Ausficht geftellte 
Regelung wurde jedoch dadurch erfeßt, daß fich im Laufe 
eines halben Jahrhunderts ein Zuftand des Kirchenregiments 
unter der Einwirkung der proteftantifchen Gemeinden in Bezug 
auf Kirhe und Schule berausgebildet hat, welcher ihre In⸗ 
tereffen befriedigt und denjelben genügt hat. 

„An diefen Auftänden des Kirchenregiments haben die 
Greignifie der Jahre 1848 und 1849 nichts geändert, und 
wenn Aenderungen eingetreten find, fo find fie, wie der Herr 
Minifter für Cultus und Unterricht es jelbft zugegeben hat, 
von oben und nicht von unten verfügt worden. Wenn alfo 
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in Folge diefer Aenderung für eine Regelung der proteftan- 
tifchen Berhältnifje nichts defto weniger die Nothwendigkett 
eingetreten ift, jo fam e8 wieder darauf an, dieſe consensio 
zu finden, nach welcher dieſe Regelung ftattzufinden habe. 
Dazu aber gibt e8 feinen anderen Weg, als den von Sr. 
Majeſtät bereits vorgezeichneten Weg der Synoden. Nachdem 
aber Se. Majeftät diefe Synoden ohnehin in Ausficht geftellt 
Hat, wird ihnen aljo in jeder Beziehung volllommen Gerech⸗ 
tigleit widerfahren, und ich kann nur den lebhaften Wunſch 
ausſprechen, daß bis dahin die Regierung den ihr nad dem 
Geſetze den proteftantifchen Synoden gegenüber zukommenden 
Standpunkt, nämlich den der Oberaufficht, fireng einhalte, 
ſich darauf befchränte und fich jedes weiteren activ regeln- 
den, normirenden umd organifirenden Einfluffes begebe und 
enthalte.“ 

Nunmehr ergriff der Herr Minifter Graf Thun das 
Wort zu der Erflärung, daß er fich bemüffigt fehe, auf die 
Bemerkung des Reichsrathes Herrn Grafen Szecjen einige 
Worte zu antworten. In dem, was er gejagt habe, habe er 
feiner Perſon einen Vorwurf gemadt, und wenn er erwähnte, 
daß Verdächtigungen der Regierung unterlaufen feien, jo jet 
dies eben nur eine befannte Thatjache und er habe ſich nicht 
darüber ausgeiprocdhen, wer daran Schuld trage. 

Reichsrath Graf Széeſen entgegnete hierauf, daß feine 
Bemerkungen ſich Teineswegs auf die Aeußerungen des Herrn 
Minifters für Cultus und Unterricht bezogen haben. 

Reihsrath Dr. Hein: „Es wurde hereitd darauf hinge- 
wiejen, wie peinlich e8 für eine ganze Verſammlung fein muß, 
wenn nach bereits gefaßten Bejchlüffen der Gegenftand wieder 
zur Erörterung gebracht wird, wobei die einzelnen Mitglieder 
der Verſammlung theild aus Achtung vor dem gefaßten Be- 
fchluffe, theil® auch, weil ausdrücklich erklärt wurde, daß eine 
weitere Discuflion nicht zur Tagesordnung gehöre, ihre Mei- 
nung und das Ausſprechen ihrer Anfichten unterbrüden 
mußten. Ein Beweis beffen ift der Vorgang, daß bei dem 
Beichluffe in der letzten Sigung, zur Tagesordnung überzu- 
gehen, viele Mitglieder des hohen Reichsrathes fich bewogen 
fanden, ihre Namen in das Protocol eintragen zu laſſen, 
weil fie fprechen wollten und nicht mehr ſprechen konnten. 
Es ift, fo viel fi) aus der bisherigen Discuflion ergibt, die 
Anfiht über das Concordat eine verichtedene, und id) erlanbe 
mir, nm Allen gerecht zu werden und um diejenigen, melde 
nicht fprechen Tonnten, davor zu bewahren, daß auf fie nicht 
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ser Srundiak angewendet werde: „qui tacet, consentire vi- 
detur*, im folgender Weiſe einen Antrag zu ftellen: „Indem 
zer Reichsrath über die mehrfach kundgegebenen Anfichten 
über das Courcordat zur Tagesordnung übergeht, ſpricht der- 
jelbe zur die Auertenunng feiner Iucompetenz aus, in ſolche 
Grörterungen einzugehen und darüber Beichlüffe zu Faffen: 

i aber eine ſtilſſchweigende Zuſtimmung zu den ver: 
ſchiedenen vorgebrachten Anfichten.“ 

Nahdem Se. kaiſ. Hoheit der durchlauchtigſte Herr Er;- 
herzog Reichtrathspräſident den Antrag des Herrn Neiche- 
rathes Dr. Hein zur Abſtimmung gebramt hatte, derfelbe 
jedoch von der WMajorität nicht augenommen worden war, 
ging die Berfammiung einfach zur Tagesordnung über, wo: 
nad Reichsrath Graf Clam zur Borlefung der folgenden 
Stelle des Comitéberichtes ſchritt: „Bet der Bierfteuer, welche 
mit 16 Millionen aufgeführt ericheint, beantragt da8 Comite 
ser Aufmerkſamkeit der hohen Regierung die Frage zu em- 
pieblen, ob nicht anfatt der jegigen Beſtenerung nach Graden 
zur Bereinfahung der Stenermanipulation, und um der In—⸗ 
telligenz der Erzeuger einen größeren Spielraum zu ver- 
Schaffen, die Malzfiener eingeführt werden wollte.” 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Ich erlaube 
mir hier zu bemerken, daß die Bierfiener, die allerdings im 
einem bedeutenden Betrage präliminirt if, auf die Erzeugung 
gar feinen wachtheiligen Einfluß genommen hat: denn bie 
Erzengung ift vom Jahre 1847 bis 1859 von 6 Millionen 
auf 11,359,000 Eimer gefiiegen. Es wird im Comiteberidte 
die Einführung der Malzſteuer in Anregung gebradt. Da- 
gegen wurde bei der Branntweinfteuer die gegenwärtige 
Steuermodalität, wo vom Maiſchraume und beziehungsmeile 
vom Stoffe die Steuer bezahlt wird, als minder zweckmäßig 
erflärt und dafür gefprodhen, das Product der Beftenerung 
zu unterziehen. Bei der Biererzeugung wird num gerade die 
entgegengejegte Steuermodalität befürwortet. Wenn bei ber 
Bierproduction die Malzbefteuerung eingeführt werden wollte, 
würde zur Stoffbefteuerung übergegangen, aljo ein anderes 
Princip aufgeftellt, als bei der VBranntweinbrennerei. 

„Sn feüheren Jahren wurden beim Yinanzminifterinm 
unter Zuziehung von Fahmännern Berhandlungen gepflogen, 
ob e8 nicht zwedmäßig märe, zu der Malzbeftenerung über- 
zugehen, da nach den im benachbarten Auslande gemachten 
Erfahrungen diejelbe mit gutem Erfolge angewendet wird. 
Das Reſultat war aber ein negatives. Man hat gefunden, 
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daß die Controle, insbejondere diejenige, welche in Betreff 
der Mühlen eingeführt werden müßte, mit vielen Berationen 
verbunden wäre, und daß aud) andere Webelftände eintraten, 
die es wünjchenswerth erjcheinen laſſen, bei der beftehenden 
Deftenerung des Bieres zu verbleiben. Dadurch will ich aber 
nit für immer abjprechen, daß man nicht die Verhandlungen 
noch einmal aufuehme und die in Rede ftehende Frage, na- 
mentlih mit Rüdfiht auf die Fortſchritte in der Technik, 
bei der Biererzeugung in umfaffende und gründlihe Erwä- 
gung ziehe. 

„Vielleicht ift e8 möglich, daß aud) bei Anwendung diejer 
Steuermodalität ein befriedigenderer Zuftand erzielt werde, 
obwohl ich befennen muß, daß der gegenwärtige Steuer- 
modus nicht als ein bedrüdender für die Production und 
das Publikum bezeichnet werden kann. Die fortwährende Zu- 
nahme der Erzeugung ift ein Beleg dafür. Auch Tann nicht 
behauptet werden, daß das Erzeugniß in der Qualität fchlechter 
geworden tft, eben fo wenig, daß die Gewerbsunternehmun- 
gen fich eingefchränft oder vermindert haben. Es ift vielmehr 
Thatfache, daß die Qualität des Bieres im Ganzen eine 
beflere geworden, jo wie, daß immer neue Bierbrauereien 
entftehen und daß dieje fehr einträglid) find, und es läßt fich 
jomit durchaus nicht behaupten, daß die gegenwärtige Steuer- 
modalität einen nadhtheiligen Einfluß auf diefen Broductions- 
zweig geübt habe. 

„Sch muß mir ferner erlauben, auf die Behauptung zu- 
rüdzufonmen, daß durd) die gegenwärtige Steuermodalität 
bei geiftigen Flüffigkeiten der Grundbefig wegen ber Aufle- 
gung der Sieuern auf die landwirthſchaftlichen Nebenbejchär- 
tigungen ſchwer getroffen werde, wenn die Steuer aud) nur 
vorſchußweiſe eingehoben und fpäter von dem Conjumenten 
dem Vorſchußleiſter im Preife des Productes zurücdgegeben 
wird. In diefer Beziehung muß ich der Steuerborgung 
erwähnen. Es ift dur die Bewilligung der Borgung die 
tie Verſteuerung fehr erleichtert; fie ift in Betreff der Rüben- 
zudererzeugung bedeutend ermeitert worden, und ich habe 
auch einigen Bierbrauern die gebetene Erftredung der Bor- 
gungsfrift bewilliget. Es Liegt darin doch gewiß ein Auskunfts- 
mittel, um das Läftige des Steuervorſchuſſes zu mildern.“ 

Reichsrath Trenkler: „Ich vermiffe zu meiner Bermun- 
derung in dem Abfchnitte über Beftenerung der Branntwein- 
Erzeugung jede Andeutung über die beftehenden Propinations- 
tete, und ich glaube mich im Intereffe diefes Induftrie- 
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zweiges berufen, einige Worte zu äußern. Niemand wird in 
Abrede ftellen, daß alle Induftriezweige Oeſterreichs auf das 
Höchſte befteuert find. Wenn, wie in der geftrigen Situng in 
beredter Weife behauptet wurde, die Branntiweinfteuer deu 
Steuerpflichtigen in doppelter Weife, nämlich als Grund- und 
Erzeugungsfteuer trifft, jo fteht jedem Induftriellen die Bered; 
tigung zu, dieſe Beſchwerde in drei» und vierfacher Weife zu 
änßern. Der Fabrifant Defterreichs zahlt außer der Grund⸗. 
Hauszins-, Gebäude», Gewerbs- und Eintommenfteuer auh 
noch den Zoll auf Rohproducte; er ift zu diefem jedoch gerne 
bereit, da ihm nod immer die Möglichkeit geboten iſt, alle dieſe 
Abgaben dem Conſumenten durch Aufſchlag feines Productes 
zuzumeijen. Wenn indeß, wie Graf Clam geftern deutlich 
bemerkte, die Branntwein-PBroducenten oft mit Berluft arbeiten, 
jo dürfte diefem Verluſte durch Auflaffung der Propinations- 
rechte begegnet werden. Die Regierung bat beim Erlaß des 
neuen Gewerbegefeßes zwar angedeutet, daß dies die Propine- 
tionsrechte nicht berühre. Es ftehen aber Erläſſe der Regierung 
in diefer Richtung und zwar um fo gewiffer in Ausficht, als 
diefelbe, dem Principe der Gewerbefreiheit huldigend, fett 
Zahren Zeichen ihres Beftrebens, die Frage des Propinations- 
rechtes endgiltig zu regeln, an den Tag gelegt hat. Unzmeifelhaft 
dürften dem Herrn Minifter des Innern zahlreiche Beſchwerden 
über die Ausübung des Propinationsrechtes vorliegen. Mein 
Antrag geht dahin: „Der hohe Reichrath befürmorte 
bei diejer Gelegenheit eine baldige geſetzliche Re 
gelung der Propinationsredte im Sinne der 
Grundfäße der neuen Gemwerbe- Ordnung.“ 

Sraf Clam-Martinig: „Nachdem von dem Herrn 
Borredner an meine Bemerkungen in der geftrigen Sigung 
angeknüpft worden ift, jo bin ich genöthigt, einerſeits hervorzu⸗ 
heben, daß ich felbft die Gründe auseinandergejeßt habe, welche 
es der Fabrikation auch im Falle eines Berluftes zur Nothwen⸗ 
digkeit machen, die mit einem folchen Berlufte betriebene Yabri- 
fation fortzufegen. Wie aber für einen folchen Berluft eine Spe- 
liation des ererbten Eigenthums, mie fie ber Herr Bor: 
redner andeutet, als ein Erjat angerechnet werden Tann, ift 
etwas, was über meine Begriffe und meine Beurtbeilung bin- 
ausgeht. Das Propinationsredht ift ein fo wohlerworbenes 
Eigenthum wie jedes andere; auf diefes als einen Erſatz hin- 
zudeuten, oder auf die Regelung desfelben, Hinter welchem 
Worte ein Eingriff ſehr deutlich durchfehimmert, ift ein Bor- 
gang, gegen den ich mich entjchieden verwahren muß. Dieſes 
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Eigentum ift nicht blos das Eigenthum einer gewiffen Elaffe, 
«3 ift das Eigenthum von Eorporationen, von Pupillen. Wenn 
man das Eigentum in einem Punkte angreift, hat man die 
ganze Grundlage angegriffen, auf welcher das ganze Gebäude 
des Rechtes und die ftaatliche Ordnung ruht. 

„Ich muß aljo entfchieden gegen den Antrag des Reichs— 
raths Trenkler auftreten und die hohe Verſammlung bitten, 
denjelben zurüdzumeifen.“ 

Nachdem zum Zeichen der Zuftimmung zu bem Vorſchlage 
des Reichsraths Grafen Clam die Mehrheit der Anmejen- 
den ſich erhoben hatte, erhielt Reichsrath Dr. Straffer das 
Wort, melder fich folgender Weife ausfprah: „Ich erlaube 
mir nur ein paar Bemerkungen in Betreff der Aeußerung 
des Herrn Leiters des Finanzminifteriums. Aus biefen habe 
ih, wenn ich nicht falfch verftanden habe, entnehmen zu müjf- 
fen geglaubt, daß gegen die dermalen beftehende Bierfteuer 
nirgends eine Reclamation oder Beſchwerde erhoben wurde, 
kurz, daß fie dem Gemwerbetreibenden wie dem Publikum voll- 
kommen entſpreche. In diefer Beziehung muß ich, was Tirol 
und Vorarlberg anbelangt, mir die Berfiherung zu geben 
erlauben, daß dem nicht fo ift, und daß im Gegentheil das 
dermalen beftehende Syftem der Beftenerung des Bieres, 
wenn es aud) von bem Grundfaße ausgeht, daß man das 
wirkliche Erzeugniß befteuert, was von Seite des Comites 
aud in Bezug auf die Branntweinfteuer anzuwenden bean 
tragt murde, zu fo vielen Beläftigungen geführt hat, und mit 
folden Störungen des ungehinderten Gewerbsbetriebes ver- 
buuden war, daß Reclamationen allgemein find. Ich habe 
auch im Nachweiſe gejehen, daß bereits früher Enquöten an- 
geftellt worden find, ob nicht die Malzſteuer eingeführt wer- 
den follte. Das Gutachten ift aber negativ ausgefallen. Ich 
weiß nun wohl nicht, wer das Gutachten abgegeben hat, al- 
lein davon bin ich überzeugt, daß, wenn die Bräuer gefragt 
worden fein würden, dieſe fih, um der Laft und den Placke⸗ 
reien derb eftehenden Controle bei der Bierergeugung, welche 
von dem Augenblide an, wo das Malz in die Pfanne kommt, 
bis zum Zeitpunkt der gänzlichen Vollendung der Erzeugung 
währt, zu entgehen, wahrſcheinlich ſämmtlich zum gleichen 
Betrage, welchen die Steuer nad) dem gegenwärtigen Sy— 
fteme abwirft, bereitwilligft herbeilaffen würden, wenn biefes 
Erträgnif auf die Befteuerung des Malzes angewendet würde. 

„In Baiern befteht feit vielen Decennien diefe Bierfteuer 
mit beftem Erfolge ſowohl für das Publitum, als für bie 
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Regierung. Bei uns aber ſchemt e8 maßgebend geworben zu 
fein, in die Ferne zu ſchweifen, und das Gute liegt doch jo nah: 

„Wenn wir die Malzfteuer, wie fie in Baiern beftebt, ein- 
führen würben , dürfte das Publikum beffer daran fein und 
der Staatsſchatz feine Rechuung finden. Ich muß erwähnen, 
daß in deu Jahren 1855 oder 1856 eine von allen norb- 
tiroliſchen Brauern unterzeichnete und umſtändlich die Berhält- 
niffe erörternde Bittfchrift in dieſer Richtung an das hohe 
Minifterium eingereicht worden ift, welcher aber feine Folge 
gegeben wurde. Der damalige Herr Minifter des Innern, 
Freiherr v.B ach, der zu jener Zeit zufälligerweife gerade in 
Zirol war, hatte die gedachten Gewerbsleute felbft zu dieſem 
Schritte mit der Zufiherung ermuntert, daß ihre Vorftellung 
einer reiflicden Erwägung werde nnterzogen werden.“ 

Reichsrath v. Starowiejski: „Was Galizien anbelangt, 
fo erlaube ih mir zu bemerken, daß die Bierfteuer mit Rüd- 
fit auf die Verhältniffe Galiziens fich fehr Hoch herausſtellt 
und diefer Induftriezweig in einem bedeutenden Rückſchritte 
ſich befindet. Bor dem Jahre 1855 Hat man die Steuer ohne 
Rückſicht auf die Sradhaltigkeit des Bieres mit 20 Tr. EM. 
pr. niederöfterreihifchen Eimer gezahlt, in dem Jahre 1855 
hat man beftimmt, daß das Minimum der Gradhaltigkeit des 
Bieres 11 Sacdjarometergrade fein müffe, und daß 2%, kr. pr. 
Grad gerechnet werden follen; hiedurch hat ſich die Steuer 
auf 30 Tr. EM. herausgeftellt. Im Jahre 1857 wurde dieſe 
Steuer faft um die Hälfte erhöht, und beftimmt, daß man 
die Steuer mit 36 fr. EM. pr. Eimer zu zahlen babe, und 
zwar ſchon bei 9 Sadharometergraden; was darüber ift, follte 
mit 4 fr. pr. Grab pr. Eimer verfteuert werben. 

„Die Erhöhung der Steuer hat die Berminderung dieſes 
Induſtriezweiges und doch Feine Ertragserhöhung nach fid 
gezogen; im Gegentheile, die Steuer ift zurüdgegangen. Die 
betreffenden Zahlen ftellen fich folgendermaßen heraus: Wäh- 
rend im Jahre 1851 in Oftgalizien 199 und in Weftgalizien 
und Kralau 150 Bräuereien waren, ftellte fi im Jahre 1356 
ihre Zahl in Oftgalizien auf 150 und in Weftgalizien auf 113. 
Während die Bierfteuer im Jahre 1851 in DOftgalizien 
226,000 fl. und in Weftgalizien mit Krafau 112,000 fl., alfo 
zufammen 338,000 fl. betragen hatte, bat ſich die Steuer im 
Jahre 18:6, wo ſchon die erhöhte Stener eingeführt worden 
ift, in Oftgalizien auf 160,000 fl. und in Weftgalizien mit 
Krakau auf 91,000 fl., daher zufammen auf 251,000 fl. her- 
ausgeftellt. 
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„Es bat ſich ſonach die Steuer ın Folge der Erhöhung 
nicht gehoben, fondern fie ift um ben fehr bedeutenden Be- 
trag von 87,000 fl., alſo um den vierten Theil zurüdgegan- 
gen. In den lekten zwei Jahren, nachdem diefer Induftrie- 
zmweig bedeutend in Verfall gerathen ift, Haben zwar mehrere 
Capitaliften größere Etabliffements zur Biererzeugung errich- 
tet, unverfennbar hat jedoch die jo enorme Steuererhöhung 
in diefem Induftriezweige im ganzen Lande dieje ölonomifche 
Folge gehabt, daß die Biererzeugung, welche früher auf das 
ganze Land ſich vertheilte und fo Bielen zum Nuten ge= 
reichte, fi) nunmehr in einzelne Hände concentrirt und zu 
einem Monopole der reichen Kapitaliften wird. Es kann nicht 
im Intereſſe der hohen Regierung fein, daß nur Einzelne 
rei) werden und das Land verarme, Dies muß jedoch ge- 
ihehen unter dem Drude fo erhöhter Steuern. 

„Balizien ift auch in den legten Jahren unter dem Drucke 
der Steuern bedeutend zurüdgegangen. Das Land ftellt ein 
Bild der Armuth und des Verfalls wie fein anderes Land 
dar. Der einzige Induftriezweig, welcher in Galizien beftand, 
die Branntweinbrennerei, ift zurückgegangen, die Bierbraue- 
reien gehen unter dem Drude ber Steuer zu Grunde. In 
Folge deflen liegt auch die Landwirthichaft, die einzige Quelle 
des Einkommens diefes agrilolen Landes, darnieder, und doch 
hat früher der Betrieb diefer Induftriezmeige auf die Land- 
wirthichaft fo bedeutend eingewirkt. Was ftellt ung auch Ga- 
lizien für ein Bild dar? Berfallene Städte, elende Dörfer, 
ruinirte Edelhöfe. 

„Salizien, welches unter fonftigen Umftänden ein blühen- 
des Fand fein könnte, wird mit der Zeit für die Regierung 
eher eine Laſt, als eine Stütze, wenn feine befondere NRüd- 
ficht den Verhältniſſen des Landes und feinem vernadjläffig- 
ten Zuftande getragen wird. Wir jehen auch gegenwärtig aus 
ber Budgetvorlage, daß Mähren, welches nur den vierten 
Theil von Galizien ausmadht, der Regierung eben fo viel 
und vielleicht noch mehr Nettoeinlommen abwirft als Gali— 
zien, ungeachtet letzteres umfangreiche Salzbergwerke und 
Salzquellen befißt; dennod, verräth der äußere Anblid Mäh- 
tens MWohlhabenheit, während der Anblid Galiziens nur das 
Gepräge des Berfalles und der Armuth zeigt. Indem ber 
allgemein fehr herabgelommene Zuftand Galiziens gewiß; eine 
befondere Berüdfihtigung der Staatsverwaltung in jeder Be- 
ziehung verdient, erlaube ich mir, auf den Gegenftand der 
Trage zurückgehend, insbeſondere die Höhe der Bierftener her- 
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vorzuheben, welche den Berhältniffen Galiziens gar nicht an- 
gemefjen ift, und die Bitte auszufpredden, das Finanzmini— 
fterium möge fowohl im Intereffe des Landes, als auch jelbt 
im Intereſſe der Finanzen diefem Gegenftande eine beſondert 
Aufmerkſamkeit jchenten und den allzu hoch fich herausſtellen 
den Steuererfag herabzufegen ſich veranlaßt finden.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums erwähnte, er 
müfle nur die Bemerkung machen, daß er bereits früher die 
Daten angeführt habe, melde für den Bereich der ganzer 
Monarchie vorliegen und nad welchen fih ein Auffchwung 
in der Biererzeugung von 6 Millionen auf 11 Millionen 
Eimern ergibt. Selbft in Galizien ftellen fid) die Daten nidt 
fo ungünftig, wie der Herr Reichsrath v. Staromiejsli 
bemerkte. In Oftgalizien nämlich ergibt fi vom Jahre 1847 
bis 1859 eine Differenz von 581,000 bis 395,000 Eimern. 
In Weftgalizien vom Jahre 1858 bis 1859 eine Steigerung 
von 169,000 Eimern auf 268,000 Eimer. Auch die Zahl der 
Brauereien ift in Oftgalizien, wovon der Herr VBorredner 
Ipridht, von 30 auf 129 geftiegen. 

Dies find glaubmwürdige Daten, die auf Behelfen beruhen, 
daß man dafür einftehen fann. 

Woher der Herr Vorredner feine entgegengefeßten amtli: 
hen Daten "gejchöpft habe, ſei ihm nicht befannt. 

Reichsrath R. v. Starowiejski erwiederte hierauf, daf 
die von ihm angeführten Daten alle aus amtlichen Quellen 
geihöpft feien, und daß die Steuer im Jahre 1856 faft um 
die Hälfte erhöht wurde. 

Der Leiter des Finanzminifteriums bemerkte nun, 
daß er die hohe Verſammlung nicht dur einen Kampf mu 
dem Herrn Borredner ermüden wolle und fi nur auf die 
mit der größten Gewiffenhaftigfeit gefammelten glaubwürdi— 
gen Daten, welche dem Finanzminifterium zu Gebote fteben, 
berufen fünne, Woher die von dem Herrn Vorredner vorge: 
en amtlichen Daten feien, könne er wie gejagt nid 
wiſſen. 

Man könne übrigens leicht ſagen, ein Land gewähre das 
Bild der Verarmung, es liege Alles darnieder, ſogar die 
Städte ſeien verfallen u. ſ. w. ja man könne das Bild noch 
düſterer ausmalen, aber an Ort und Stelle genau und ge— 
wiſſenhaft gemachte Nachforſchungen dürften zu der Ueberzeu— 
gung führen, daß dieſes Bild zwar ein recht effectvolles, aber, 
wenn man der Sache näher auf den Grund jehe, nicht ge- 
rade ein der Wahrheit gemäßes fei. 
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Reichsrath Fürft Salm: „Ih muß an die Bemerfungen 
des Herrn Dr. Straffer anknüpfen, die er über den Mo- 
dus der Bierbefteuerung gemacht hat. 

„Diefer Modus der Bierbefteuerung,, wie er gegenwärtig 
befteht, ift ein mefentlic) veratorifcher,, weil er den Hauptbe= 
trieb des Brauers vom erften Anfange bis zum Ausftoße 
verfolgt, ja weil er ſich möglicherweife noch darüber hinaus 
in die einzelnen Wirthshäufer erftredt, mo die Gradhaltigfeit 
auch noch controllirt werden fann. In diefer Hinficht alfo die 
Malzfteuer zu empfehlen, fcheint mir ganz angezeigt, und id) 
ftimme daher aud) dem Komiteantrage bei. 

„Ich Tann aud) nicht zugeben, daß, wie der Herr Leiter 
des Finanzminifteriums angedeutet, eine Aequiparirung mit 
dem Grundfaße ftattfindet, der gegen die Befteuerung der 
Maifche beim Branntwein angeführt wurde, daß man näm— 
fi) auch hier das Rohmaterial und nicht da8 fertige Product 
befteuere wie beim Branntwein. 

„Das find ganz verjchiedene Verhältniffe. 

„Der Branntwein ift ein Educt aus dem Rohproducte, 
das Bier aber ein Erzeugniß aus dem Malze, wo vorher 
noch ein anderer wefentlicher Beftandtheil hinzukommen muß, 
das Waſſer nämlich, vom Hopfen gar nicht zu reden. 

„Darin liegt ein großer Unterfchied. 

„Die Beftenerung der Gradhaltigfeit des Bieres hat aber, 
abgefehen von dem bereits Vorgebrachten, noch einen weitern 
großen Mißftand. Es gefchieht nämlich die Bemeffung durd) 
den Sadjarometer. 

„Nun ift derfelbe befannt als ein gutes Inftrument für 
Taboratorien, aber für den Grofbetrieb ergeben fich dabei 
bedeutende Bedenken. Diefe wurden bereits im ftändigen 
Reichsrathe bei der Gelegenheit angedeutet, wo dieſes In— 
ftrument zu der Bemeffung eingeführt werden follte. Es ift 
nicht möglich, für die ganze Monardjie ganz gleiche Sacha— 
rometer einzuführen, 

Bon Zeit zu Zeit müffen fie auch ausgewechſelt werden, 
fie müffen al® approbirt von der Regierung genommen wer⸗ 
den, und die Bevölkerung kann daher kein Vertrauen dazu 
haben, wenn fte hört, die Areometer feien von Zeit zu Zeit 
nicht richtig. 

‚„„Ich glaube daher auch, daß die Malzfteuer fehr viele 
Mißftände befeitigen würde. 

„In Baiern, welches doch ein fo vorzüglich Bier erzeu= 
gendes Land ift, befteht fie ſchon feit langer Zeit. 
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„Ih muß nun noch auf die geftern gemachte Bemerkung 
zurüdtommen, daß es einestheilg darauf anlomme, wa® man 
befteuert, aber auch darauf, wie man befteuert. Es wird fid 
fragen, welche Steuereinheit man für das Mal; nimmt. 

„Sreift man zu Ho, jo würde weder durd die Mal; 
fteuer, noch durch eine andere Steuerreform diefem Gewerbe 
aufgeholfen werden können. Nimmt man fie dagegen in einem 
angemefjenen Berhältniffe, jo wird diefe Steuer allerding? 
eine zweckmäßigere fein als die jegige, wobei auf den Ther— 
mometerftand und taufend andere Dinge Rüdfiht genommen 
werden muß, und wobei zuleßt die Qualität des Bieres dod 
nicht genau beftimmt werden fann; denn fjelbft ein nach dem 
Sacharometer Ein gradhaltiges Bier kann ſchlecht und jauer fein. 

„Ich Tann diesfalls die Bemerkung nicht unterdrücken, daß, 
wie ich allgemein höre (ich jelbft bin feit mehreren Fahren 
nicht in Prag gewefen), in diefer einftmal® wegen ihres Bie- 
res jo berühmten Stadt fein honettes Glas Bier mehr zn 
befommen fei. Schließlih muß ich noch auf eine Bemerkung 
des Herren Ritter dv. Starowiejsfi, in welder er Galizien 
mit Mähren äquiparirte und behauptete, Galizien verarme 
immer mehr und mehr, erinnern, daß leßteres allerdings 
wahr fein möge, daß es aber doch zu Hyperbolifch fcheine, 
Mähren als Bild des Wohlftandes aufzuftellen. 

„Ih glaube, unfere ſämmtlichen Zuſtände find der Art, 
ba man hächſtens von einem mehr oder minder Schledten 
ſprechen kann; ein Bild des Behagens und Wohlftandes wird 
man nirgends finden.” 

Reichsrath v. Staromwiejsti erwiederte hierauf, daß er 
von dem Wohlftande Mährens nur im Bergleiche zu den Ber: 
hältniffen Galiziens geſprochen habe. 

Der Herr Leiter bes Finanzminiſteriums: „Ich 
erlaube mir nur Einiges über bie Eontrole bei der gegen- 
wärtigen Bierfteuer zu bemerken. Das Bier, oder eigentlich 
die Bierwürze, . wird controlirt auf dem Kübhlftode, in ber 
Richtung, ob fie den verfteuerten Grad hat und die ber- 
fteuerte Menge nicht überfchritten if. Eine weitere Contro⸗ 
firung beim Bierſchänker, und namentlich die bei bemielben 
gar nicht mehr mögliche Erhebung des Zuckergrades ber 
Würze findet nicht ftatt. Die Reviſionen find eben mit ber 
Einführung der jekigen Steuermodalitäten bedeutend vermin- 
dert worden, weil es ſich nicht darum handelt, durch wei- 
tere Nachſehen im Kellerfiande noch eine fernere Controfe zu 
üben, fondern es genügt. nadjgumeifen, daß zu einem be» 
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ftimmten Zeitpunkte der Ouäntität‘ und der Qualität nad) 
nicht mehr erzeugt worben fei. Ob in Prag fein Glas gu- 
ten Bieres zu haben fei, weiß ich nicht, daß aber die Ber- 
zehrungsfteuer daran Schuld trägt, habe ih nicht gehört. 
Aud der Zufammenhang ift mir nicht befannt, der zwiſchen 
ber minderen Güte des Bieres und dem beftehenden Steuer- 
modus obmalten joll.“ 

Reichsrath Graf Clam: „Wenn von Seite des Herrn 
Leiters des Finanzminifteriums bei biejfen oder anderen Ge— 
werbszweigen auf Zahlen Bingewiejen wird, woraus berielbe 
deduciren und den Beweis liefern will, daß die Steigerung 
der Steuer nicht jenen Drud auf die Induftrie übe, welchen 
man bier betont hat, fo erlaube ich mir zu wiederholen, was 
Ihon ausgeſprochen wurde, daß durch diejen Beweis nod 
keineswegs bargethan ift, e8 fer auch der relative Steuerbrud 
auf die landwirthichaftlichen Nebengewerbe bejeitigt. Bei der 
Biererzeugung nämlich ift die Fabrikation und nicht das land⸗ 
wirtbichaftliche Nebengewerbe in Flor gelommen. Es können 
allerdings mehr Quantitäten Erzeugniß befteuert werden und 
doch ein Nachtheil, ein Drud für bie landwirthſchaftlichen 
Nebengewerbe eingetreten fein. 

„Wenn geftern in Betreff des Vorkommens anderer land⸗ 
wirthfchaftlicher Induftrieslinternehmungen non dem Herrn 
Leiter des Finanzminifteriums hervorgehoben wurde, daß bies 
nicht die Schuld der Steuer, fondern des Fortſchrittes im der 
Fabrikation fei, jo möchte ich darauf nur entgegnen, daß be- 
rüdfichtigt werden muß, ob es nicht im Interefle des Steuer- 
gefälles jelbft liege, eine mildernde Berüdfihtigung für das 
Heine Iandwirtbichaftliche Nebengewerbe gegenüber der großen 
Fabrikation eintreten zu laſſen. 

„Ih muß übrigens noch erinnern, daß bie Steigerung 
der Production nad den angeführten Ziffern mit einer Ver⸗ 
minderung ber Branftätten nicht im Wiederſpruche ftehen 
würde, denn Ziffern laſſen fich einmal (wir felbft haben da- 
für Beweiſe) verfchieden combiniren und gruppiren, fo daß 
die verfchiebenften Schlüffe daraus gezogen werben können. 

„Meines Erachtens bieten dieje Ziffer feinesiwegs eine fo 
fefte Grundlage, um darauf fußend Verichtigungen zu geben, 
gegen welche fich nicht wieder eben jo begründete Einwendun- 
gen erheben ließen, welche mehr die Natur einer Zurechtwei⸗ 
fung in den eben vorgelommenen Fällen angenommen haben. 
IH muß mir in diefer Beziehung die Bemerkung erlauben, 
daß wir nach unferem beften Wifjen und Gewiffen zu fpre=- 
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hen haben, und uns nicht einer folhen Zurechtweifung aus 
jeßen dürfen.“ 

Nachdem hierauf der Herr Leiter des Finanzmini— 
fleriums erwähnt Hatte, daß er ſich einer Zurechtmeifung, 
welche von ihm gegeben worden fein ſoll, nicht bewußt jei, 
und von dem KReicherathe Grafen Clam erwiedert worden 
war, daß diefes wohl nicht gegen den Inhalt des Comite 
berichtes, fondern im Laufe der Debatte gefchehen jet, nahm 
der Leiter des Finanzminifteriums Anlaß, darzuſtel⸗ 
ien, daß er fih nur auf Daten ftügen könne, welche Bier nor- 
liegen, und gegen deren Glaubwürdigkeit fein Bedenken ob- 
walten kann. 

Richt blos die Steuer und die Eimerzahl des Erzeug- 
nifjes feien geftiegen, fondern auch die Bierbrauereien hätten 
ſich bedeutend vermehrt. Die Zahl derſelben habe fich von 
3107 des Jahres 1847 bis auf 3845 im Sahre 1859 erhöht. 
Es habe fi folglich auch in diefer Partie ein Fortſchritt 
und fein Rückſchritt herausgeftellt. 

Ricepräfident Graf Noftig: „Was den Umftand betrifft, 
ob die gegenwärtige Beſteuerung drüdend ſei oder nicht, fo 
muß ich hervorheben, daß fie wenigftens in ganz Böhmen 
allerdings als eine drüdende anerkannt wird, und vorzüglich 
injoferne als eine folche fich herausftellt, weil bei dem gegen- 
wärtigen Befteuerungsmodus in jenem Kronlande beinahe 
nur derjenige Gewerbsunternehmer einen großen und bedeu- 
tenden Rentenertrag erzielen kann, der fi) darauf einläßt, 
das Aerar zu verfürzen, was troß aller angeftellten Controle 
nur viel zu häufig der Fall ift. Darin liegt auch hauptſäch⸗ 
lich die Urfache, warum in Böhmen die Qualität des Bieres 
fo bedeutend abgenommen hat. Ich will nicht fagen gerade in 
Prag, mo wenigſtens, wenn man einen höheren Betrag zahlt, 
man biefür auch ein beileres Erzeugniß erhält, wohl aber auf 
dem Lande. 

„Wer in Böhmen umher reifet, wird fi) des gerechten 
Staunens nicht erwehren fönnen, wenn er des jchlecdhten Ge- 
tränfe® anfihtig wird, welches dem Landmanne dort ale 
Bier gereicht wird. 

„Die Urfache davon ift, weil dies Getränke größtentheile 
verfäliht ift, dann weil e8 auf die elendefte Weife gebraut 
wird. Wenn der Brauer guten Hopfen und eine gehörige 
Shüttung dazu nähme, würde ihm fein Gewinn bleiben; 
beshalb bereitet er da8 Bier nur zum Theile mit Hopfen, 
und zum andern Theile mit andern Kräutern, wodurd eben 
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ein &etränf entftehbt, das kaum geniefbar ift und felbft ge- 
fundheitswidrig werden fann. 

„Daß Alle, welche mit dem Gefchäfte vertraut find, ſo— 
wohl Diejenigen, die es als Landwirthe, ala auch Solche, die 
es als Speculanten betreiben, von dem Gefühle durddruns 
gen find, der beftehbende Steuermodus fei nicht zwedmäßig, 
und die Einführung der Malzftener wäre wünſchenswerth, 
dafür Tann ich die Thatſache anführen, daß fich mir eine 
eigene Depntation von Brauern aus Prag hier in meiner 
Eigenſchaft als Reichsrath mit einem umfangreichen Geſuche, 
welches ich dem Reichsrathe hätte vorlegen ſollen, vorgeftellt 
hat. In diefem Gefuhe wird nun in einer langen Deductior 
nachgewiefen, daß es der Wunſch aller Brauer fei, und daß 
ſowohl die Land- als Stadtbrauer in Böhmen nur die Eine 
Bitte haben, einen andern Modus der Beftenerung einzufüh- 
ren, und fie von der gegenwärtigen läfttgen Controle, welche 
ihnen auf Schritt und Tritt im Laufe der Fabrikation nad- 
geht, zu befreien. Sie wären gern bereit, jelbft eine höhere 
Steuer zu zahlen, wenn ihnen die Behelligung im Betriebe, 
welche im jetigen Beftenerungsmodus liegt, eripart werden 
tönnte; den Beweis, daß bie Malzfteuer ziemlich zweckmäßig 
ift, Tiefert die Wohlfeilheit und Güte bes Bieres in Baiern, 
während bei uns fort und fort die Klagen des Publikums 
über das immermwährende Steigen der Bierpreife fich häufen, 
weshalb aud) der Bezug auf Conjum des baierifchen Bieres 
im SInfande, und namentlid in Böhmen, immer mehr über- 
band nimmt. . 

„AU diejes Bier könnte bei uns erzeugt werden, und 
manche Summe, die in das Ausland gefchicdt wird, im Lande 
bleiben, wenn wir es dahin bringen würden, daß ein Steuer- 
modus in das Leben tritt, welcher die Erzeugung eines guten 
Seträntes mit einem dem Capital, das der Erzeugung ge- 
widmet wird, doc entſprechenden Gewinne vereinigen ließe.“ 

Reichsrath Fürft Schwarzenberg: „Ich will nit nä— 
ber darauf eingehen, ob die Bierfteuer, wie fie dermalen be= 
fteht und eingehoben wird, eine drüdende fei oder nicht. Nur 
fann ich verfichern und bin in der Lage, hierüber Ausführ- 
liches mitzutheilen, daß fi) bei dem Biere für das Faß, wel- 
ches 4 Eimer enthält, über 3 fl. al8 Steuer berausftellen, 
wobei fich das Brauhaus, welches einen folhen Gewinn für 
das Faß zu erzielen vermag, jehr Glück wünſchen Tann. 

„Es ift ein fehr großer, ſchwunghafter Abjat nothwendig 
und eine fehr gute Qualität des Bieres die unerläßlide Be— 
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Dingung, damit man nad) Anfhlag aller Koften 3 fi. alt 
Gewinn erhalte Wo ein ſolches Verhältniß zwiſchen der 
Steuer und dem Nuten befteht, ift e8 leicht, fich darüber em 
Urtheil zu bilden, ob die Steuer drüdend ift oder nicht. Id 
kann übrigens verfihern, daß viele Branhänfer in Böhme 
3 fl. Steuer für das Faß Bier zahlen nnd ihnen davon uur 
einige Kreuzer al8 Gewinn bleiben.“ 

Graf Hartig: „Ich kann blos das beftätigen, was Kürk 
Schwarzenberg äußerte, unb erlaube mir nur aus meiner 
früheren Dienftleiftung zu bemerken, daß ſchon im Jahre 1845 
oder 1846 Berhandlungen wegen Einführung der Malgftener 
im Zuge waren. Es ift mir unbefannt, warum diefe Ber- 
‚ Handlungen nicht weiter geführt wurden, vielleiht Haben fie 

durch die Ereigniffe des Jahres 1348 eine Unterbrechung 
erlitten. 

„In den Acten des Finanzminifteriums werden dieſe Ber- 
Handlungen jedenfalls aufzufinden fein und ein fchäßbares 
Material liefern. Auch ich vermag mid) nur der Anſicht an- 
zuſchließen, daß die Einführung der Malzfteuer eine fehr große 
Erleichterung wäre. Gegenwärtig ift es jchon jo weit gedie- 
Hen, daß fi die Brauer nicht mehr getrauen, eine Pfanne 
auszufteden, wenn fie eine Reparatur gehabt Haben, ohne 
früher eine Anzeige an die Gefällsbehörde zu maden, weil, 
wenn man aus dem Kamine Raud anffteigen fieht, gleich der 
Verdacht einer Defraudation und Gefällsverlürzung entfteht 
und die Unterfuhung bei der Hand ift.“ 

Graf Andräffy: „Ich glaube, die Discuffion ift dahin 
gediehen, daß man getroft darüber abfiimmen könnte, zumal 
ich nit vorausjegen fann, daß der hohe Reichsrath weiter 
gehen wollte, ald der Abfchnitt des Berichtes. 

„Es handelt fi} hier eben nur um bie Beflätigung diefes 
Abjages im Komiteberichte, und mir fcheint, daß derfelbe 
einen fehr befcheiden ausgeſprochenen Wunſch enthält, der nicht 
viel Widerſpruch zuläßt.“ 

Nachdem nun Se. Tail. Hoheit zur Abftimmung über den 
betreffenden Abjat des Comiteberichtes gefchritten war, wurde 
derjelbe von der Berfammlung angenommen, wornach Reidhe- 
vatd Toperczer um die Erlaubniß bat, noch nachträglich 
eine Aufllärung einholen zu dürfen, indem ihm viel daran 
liege, bei feiner Rückkehr in die Heimath feine Landsleute 
über mannigfache Klagen und Beichwerden nicht nur aufklä⸗ 
zen, jondern auch beſchwichtigen zu können. 

In der geftrigen Sitzung babe er eine Bemerkung des 
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Herrn Leiters des Finanzminiftertums gehört, die er vielleicht 
nich gut aufgefaßt habe und um deren deutlicdere Erflärung 
er bitte. 

Reichsrath v. Plener babe nämlich hinſichtlich ber Ber- 
jchiedenheit der Weinverzehrungsfteuer in Ungarn und in den 
anderen Kronländern bemerkt, die Urſache liege darin, daß in 
manchen Kronländern ein höherer Steuerfaß beftehe, als in 
Ungarn. Er ehe fih nun zu der Anfrage veranlaßt, ob unter 
„Steuerſatz“ die Grundſteuer verftanden ſei, welche doch 
offenbar nirgends höher ſein könne, ba fie auf dem Reſultate 
der Kataſtralſchätzung beruhe. Sie könne wohl in einer Ge- 
meinde verſchieden fein, damit gefchehe jedoch feinem Anderen 
ein Nachtheil. 

Wenn mithin nicht ein anderer Grundſatz hier obmalte, 
fo vermöge er nicht einzufehen, wie die Gruudfteuer durch 
die Conſumtionsſteuer ausgeglichen würde. 

Der Herr Reiter des Finanzminifteriums ermwiederte 
hierauf, daß von der Grundſteuer eine Rede geweſen jei, 
jondern der Herr Vorredner vom Haustrunfe geiprochen und 
geäußert habe, wie er nicht einzufehen vermöge, warum nicht in 
Ungarn der Haustrunk im Steuerfage eben fo günftig behandelt 
werde, wie in anderen Ländern, worauf ihm entgegnet worden 
jet, die fragliche Begünftiguug in anderen Kronländern habe 
darin ihren Grund und ihre Berechtigung, daß in denfelben 
der Sat der Weinverzehrungsfteuer ein höherer jei. Bei den 
geringeren Anſätzen der Weinverzehrungsfteuer in Ungarn 
habe es ſich nicht als nöthig gezeigt, weitere Erleichterungen 
bezüglich des Haustrunkes eintreten zu laflen. Daß aber Un- 
terihiede im Ausmaße der Berzehrungsftener von Wein in 
Ungarn und anderen Kronländern wirklich beftehen, dafür 
geben die Tarife, die jeden Augenblid eingejehen werden 
können, den Beleg. 

Bon der Grundfleuer, von dem Katafter, fi — mie 
gejagt — gar nicht geſprochen worden. 

Graf Elam liest nun die folgende Stelle des Berichtes: 

„Was die Steuer auf Zucker aus inländiihen Stoffen 
anbelangt, fo wird gewiß Niemand die Vortheile unter- 
ſchätzen, welche die Nübenerzeugung gegen den Ausfluß bes 
Geldes für fremden Zuder bereits gewährt, ohne der außer- 
ordentlich günftigen Einwirkung zu gebenfen, welche dieſe 
Cultur auf Aderbau, Erwerb und Steuerertrag übt. Darum 


wäre der Anbau der Rübe möglichft zu begünftigen und aus« 
zudehnen. 
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„Nachdem der Zuftand des Staatshaushaltes eine burdı- 
greifendere Mafregel in diefer Beziehung für den gegenwär: 
tigen Augenblid als nicht zuläflig erjcheinen läßt, glaubt das 
Comité doc wenigftens die Erhöhung des Rückzolles für 
erportirten Zuder auf den vollen Betrag der bezahlten Steuer 
umfomehr beantragen zu folfen, als die bisherige Rücdkver- 
gütung filh als ungenügend erwielen bat, und in der weitern 
Erwägung, daß die Hübenftener, ſowie die früher erwähnte 
Branntwein-, Bier-, Moft- und Weinftener auf den mit dem 
Betriebe der Landwirthichaft verbundenen Nebengewerben ruht 
und der ohnedies jo hoch befteuerte Grundbefig dadurch mit 
vermehrten Schwierigkeiten zu kämpfen bat. Demgemäß erlaubt 
fi) das Comité den Antrag zu ftellen, der hohe Reichsrath 
möge die in der Beilage sub 4 enthaltenen Andeutungen des 
Subcomites der Erwägung und Prüfung des hohen Finan;- 
minifteriums empfehlen *).“ 

Zu biefem Theile des Comiteberichtes bemerfte Grat 
Clam, er müffe aufflärend hervorheben, daß hinfichtfich dee 
Gegenftandes, um welchen e8 fi) jet handelt, jo wie in 
einigen nachfolgenden Fällen die Beilagen des Berichtes 
weiter in das Detail gehende Anträge enthalten, über welche 
einen beftimmten Ausſpruch zu thun und auf deren nähere 
Prüfung und Würdigung einzugehen, das Comité ſich nidt 
für compeient und nicht für hinreichend unterrichtet anfah, indem 
e8 überdies auch nicht über das erforderliche Material hiezu 
in binreihendem Maße verfügte. 


*) Tas Eubcomite ſchlägt als eine alle Intereffen verföhnende Marf- 
regel zur fchleunigften Berüdfihtigung vor, dag „der Rüczoll für 
exportirten Zuder auf den vollen Betrag ber bezahlten Steuern, 
reipective von 5 fl, 80 Tr. auf 7 fl. 60 kr. erhöht und gleichzeitig 
diefe Steuer, refpective die Nübenftener, vom Sriegszufchlage befreit 
werde,“ welcher die genenwärtig hart Febrängte Rübenzuderinduftrie 
um fo empfindlicher trifft, ald man nicht in der Lage ift, ſolchen auf 
die Conſumenten des Zuders zu übertragen, der Kriegszuſchlag folglich 
als eine Perfonalfteuer betrachtet werden muß, die einzelne Yabriten 
mit 30 bis 40,000 fl. belaftet und deren Fortbeſtehen in Frage Felt. 
was um fo mehr zu bedauern wäre, als das Inland Heute wohl für 
30 Millionen Zuder erzeugt, die, vom Auslande bezogen. den Paſſiv⸗ 
ftand unferer Handelsbilanz nur noch vergrößern und unfer National⸗ 
vermögen in demjelben Maße reduciren müßten, während, wenn jener 
Betrag dem Lande erhalten bleibt, davon Hunderttaufende von Men⸗ 
fen Arbeit und Nahrung finden, die Steuerkraft im Allgemeinen 
vermehrt und es daher in nationalöfonomifcher Beziehung als ein 
Selbftmorb betrachtet werden müßte, wenn irgend welche ünterneh⸗ 
mungen, geeignet unferen Paſſivhandel zu vermindern, von der hoben 
Staatsverwaltung nit mit Freuden begrüßt und nach Möglichkeit 
gefördert werden Tontten. 


RNede des Grafen Noftik, 578 


Das Comits habe auch nicht geglaubt, daß die Erörterung 
der in diefen Beilagen aufgeftellten Fragen und Anträge von 
Seite des hohen Reichsrathes am Plage wäre. Diefe Bei- 
lagen bildeten folglih nicht einen integrirenden Theil des 
Comitd-Antrages, jondern nur ein werthvolles Material, 
weiches der Würdigung der hohen Regierung empfohlen wird. 

Graf Noſtitz: „Mit Bezug auf einige Aeußerungen, 
welche geftern über die Art und Weije, wie die Einhebung 
der verjchiedenen imdirecten Steuern auf wohlfeile Weiſe zu 
erzweden wäre, gefallen find, muß ich mir erlauben, einige 
Morte in Betreff der Zuderinduftrie vorzubringen, die ich 
nur in einem allgemeinen Umrifje halten werde, um bie hohe 
Berfammlung nit in dem Fortjchreiten ihrer Berathung zu 
hemmen. Ich bin durdaus nicht gefonnen, in diefer Richtung 
in eine eigentlihe Enquöte des Zuftandes und der Bedürf- 
niffe mich einzulafjen. Wenn ich nad) meiner Anjhauung und 
Ueberzeugung die Zuftände der Rübenzuderindufirie in Defter- 
reich mit irgend einem deutlichen und zujammenhängenden 
Worte bezeichnen wollte, jo könnte ich für diefe Zuftände feine 
beffere Bedeutung finden, als daß diefer Zuftand ein ſehr 
prefärer, ein krankhafter ift. 

„Sn Folge der beftehenden Beſteuerung dieſes Induftrie- 
zweiges und der übrigen Verhältniffe, die auf den Preis der 
Producte einen Einfluß nehmen, bat ſich diefe Induftrie in 
einer Weiſe geftaltet, daß der Ertrag, den der Fabrikant 
unter ziemlich günftigen Berhältniffen erreichen faun, durd- 
aus in feinem Verhältniſſe fteht zu der Größe des Anlage, 
jowie des Betriebscapitale, welches in der Fabrikation ftedt, 
und daß diefer Ertrag durchaus nicht ein foldher ift, welcher 
den Fabrikanten tu die Lage jeßt, ungünftige Verhältniſſe, 
wenn ſolche eintreten, ohne bedeutenden Schaden zu über- 
dauern. Wenn eine Campagne unter jo ungünftigen Verhält- 
nifien, wie e8 3.8. im Jahre 1858—1859 der Fall war, in 
welchem mit einer äußerft ſchwierigen Verarbeitung der Rüben 
ſich zugleich ihr Zudergehalt als ein jehr unbedeutender erwies 
und überdies eine außerordentliche Erniedrigung der Preiſe 
eintrat, wenn eine ſolche Kampagne fich furz darauf wieder: 
holt hätte, jo kann ich die Verficherung geben, daß mwenigftens 
zwei Dritttheile der ſämmtlichen Zuderfabrilen in Oeſterreich 

hätten gejperrt werden müffen. 

„Glücklicherweiſe ift dies nicht gefchehen. 

„Das letztverfloſſene Jahr muß man als ein ziemlich 
günftiges betrachten und bezeichnen; und hiedurch ift das 
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Damoklesſchwert von diefem Induftriezweige in Defterreid 
vorläufig abgemwenbder. | 

„Allein eine Snduftrie, welche fih nicht in der Lage 
befindet, bei günftigen Jahren die Kraft ſammeln zu können, 
das ungünftige zu überdauern, eine ſolche Induftrie kann nidt 
anders bezeichnet werden, al8 eine krankhafte, eine prefäre. 

„Es fommt dies mwejentlich davon her, daß diefer Fabri— 
fationszweig bezüglich des Rohftoffes in einer eigenthümlichen 
Stellung fi) befindet, wie das bei anderen nicht der Fall if. 
Der Zuderfabritant ift nämlich nicht in der Lage, feinen Be 
darf an Rohftoffen nach den Conjtellationen der Preife ein- 
zufaufen; er muß ſchon 10 Monate, bevor die Campagnı 
beginnt, fi) jeinen Rohſtoff fichern, entweder dadurch, daß er 
feine Oekonomie darauf einrichtet und jelbft Rüben erbaut, 
oder dadurch, daß er mit denjenigen, welche die Rüben an- 
bauen, einen feften Vertrag abſchließt. Iſt der Robftoff da, 
fo muß er ganz und gut verarbeitet werben. 

„Denn es ift dies ein Rohſtoff, der fi durchaus nicht 
aufbewahren läßt. Diejes abnorme Verhältniß muß nun bei 
der ganzen Beurtheilung diefer Induftrie ins Auge gefaft 
werden. 

„Nebftdem ift nicht zu verkennen, daß das Aufgeben einer 
Zuderraffinerie eine Sache ift, zu der ein verzweifelter Ent- 
ichluß gehört. Ich rede Hier nicht allein von dem Capitafe, 
welches in der Unternehmung ftedt, ich rede von der gänz- 
lichen Umwälzung, welche eine ſolche Sperrung einer Fabrik 
in der ganzen landſchaftlichen Fruchtfolge und Inftruirung 
nit nur auf dem Gute des Fabriksbeſitzers, jondern in der 
ganzen Umgegend, die eben wegen der Auderfabrif ſich anf 
den Rübenbau eingelaffen hat, hHerbeiführt, und ich glaube, 
daß das ein der allereifrigften Erwägung der Behörden wür- 
diger Gegenftand ift. 

„Wollte die Regierung warten, bis die ziffermäßigen Ta- 
bellen eine Abnahme dieſes Fabrikationszweiges nachweiſen, 
bis die Zuſtände ſich fo weit verfchlimmert haben, daß mehrere 
Fabriksbeſitzer den verzweifelten Entfchluß, ihre Etabliffements 
zu fperren, gefaßt und ansgeführt haben, dann kommt jede 
Hilfe zu fpät, weil die Rübenzuderfabril nicht ein Etablifie- 
ment ift, das heute gefperrt und in einem oder zwei Jahren 
wieder eröffnet werden kann. 

„Mit dem Sperren der Fabrik tritt eine fo gründliche 
Umwälzung des Defonomiebetriebeg der ganzen Üümgegend 
hervor, daß es wieder Jahre braucht, um nad) dem früheren 





Nebe des Grafen Noftis nm. ſ. w. 575 


Syiteme anzubauen und zu ansreichendem VBodenproducte zu 
gelangen. 

„Benn darauf hingewiefen wird, die Fabrifanten trügen. 
felbft die Schuld, daß die Preife fo ſchlecht find, weil fie die 
Producte verfchleudern, jo läßt ſich allerdings nicht leugnen, 
daß die Zuderfabrilanten während der letten Jahre in folder 
Weiſe vorgegangen find. 

„Hierin liegt nun aber eben ber Beweis eines Krank— 
heitszuftandes, denn eine gejunde kräftige Imduftrie wird ihre 
Producte niemals verfdhleudern. 

„Endlich erlaube ih mir, noch auf einen Punkt, das ift 
auf die Natur der Steuer, aufmerkſam zu maden. Sie wird 
bier unter der Verzehrungsiteuer aufgeführt und als ſolche 
betrachtet, aber fie tft ihrer Natur nad nicht eine ſolche; fie 
iſt e8 allerdings infofern, daß fie auf einem Artikel beruht, 
der verzehrt wird, nicht aber in der Bedeutung, daß fie vor 
den Eonfumenten gezahlt werden fol. Der Preis des Zuckers 
ift von Berhältniffen abhängig, die außer der Fabrifatior 
und außer der Macht der Fabrifanten liegen. Der befte Beweis: 
dafür ift der, daß der Preis des Zuders in den lebten 
Sahren, zufammengehalten mit dem Steigen der Steuer, zeigt, 
wie troß der fleigenden Steuer der Zuderpreis gefallen ift; 
was unmöglid) wäre, wenn der Fabritant nur halbwegs in 
der Lage fein würde, diefe Steuer auf das Product zuzu— 
Ihlagen. Da der Fabrilant dies nicht zu thun vermag, fo 
erübrigt ihm nur diefelbe auf die Regiekoſten zu rechnen, und 
aus dem Fabrifsfonde zu zahlen. 

„Sch bin nicht gefonnen, dem Orundjage des Comités, 
den ich al8 volllommen gerechtfertigt anerfenne, nämlich eine 
Ermäßigung von Steuern in feiner Richtung zu beantragen, 
entgegenzutreten. 

„a8 ich hier gejagt habe, äußerte ich eben nur in ber 
Abfiht, um auf den Ernft der Lage aufmerkſam zu maden. 
Sie ift eine ſolche, welche die gewichtigſten Bedenken über 
den Zuftand und die Zulunft diefes Induftriezweiges erregt. 

„Ich ſchließe mid übrigens dem Comiteantrage volllom- 
men an. Was die Auflaffung des Kriegszufchlages betrifft, 
jo bin ich nicht gefonnen, einen eigenen Antrag zu fielen, 
ſondern ich glaube nur, wie auch das Comite jagt, diefen 

Antrag des Subcomites der hohen Regierung zur Berid- 
fihtigung empfehlen zu follen.“ 

Der Herr Leiter des Finanzminifteriums: „I 
jehe mich zu der Bemerkung veranlaft, daß das Ergebni 
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ser Enquôête⸗Commiſſion fiber die Rübenzuderbefteuerung um 
Erzeugung dahin ausgefallen ift, daß in dem Steuerjak: 
nicht die ausſchließliche Urſache der gebrüdten und nicht 
wünſchenswerthen Lage dieſes Fabrikationszweiges liegt, for: 
‚bern daß dieſelbe zunächſt in der eingetretenen Leberpre- 
duction, im Folge welcher eine erheblide Breisherabfetung 
erfolgte und Nothverläufe ftattgefunden haben, zu fuchen if. 

„Mebrigens ift das Ergebnig der Enquete-Commiffton de 
hin erledigt worden, daß noch im Laufe diefes Jahres neuer: 
liche Zufammentretungen ftattfinden werden, bei denen jede 
Belhwerde und jedes Bedürfnif zur Sprache gebracht um 
namentlich die Frage in reifliche Erwägung gezogen werden 
wird, ob die Idee ber Saftbeiteuerung den Intereffen der 
AZuderfabrilanten mehr zufagen würde als die Beftewerung 
nad der Menge der Rüben.” 

Graf Clam: „Ich ſchöpfe aus den lebten Worten dei 
Herrn Leiters des Finanzıninifteriums die beruhigende Ueberzen⸗ 
gung, daß die Wichtigkeit dieſes Zweiges der Induftrie von der 
hohen Regierung gehörig gewürdigt wird. Ich glaube daher, daß 
8 gar nicht nothwendig fein dürfte, einen Zufag zum Co- 
mitdantrage zu machen. Nur in einer Beziehung erlaube id 
mir an die Erläuterung bes Herrn Leiters bes Finanzınini- 
ſteriums eine Bemerkung anzufnüpfen, nämlih an jene, daß 
die Enquöte das Refultat geliefert hätte, die Höhe der Steuer 
jet nicht die ausjchließliche Urfache des Herablommens und 
des Trankhaften Zuftandes biefes Induftriegweiges. Ich glaube 
nämlid), e8 folge hieraus eben noch nicht, daß das Stener- 
ausmaß nicht ein weientlicher Factor der fraglichen Erichei- 
nung gewefen fei.“ | 

‚ Nachdem der Herr Leiter des Finanzminifteriums 
hierauf bemerft hatte, er habe nur das Wort „ausfchlieh- 
Lich“ unrichtig gewählt, und es fei das Ergebniß diefer En: 
quöte-Commiffion gewefen, daß die Höhe der Steuer wohl 
anerkannt, aber nicht als Urſache des gegenwärtigen gebrüd- 
ten Zuftandes der Zuderinduftrie angegeben wurde, bob 
Reichsrath Graf Elam weiter hervor: daß, wenn man aud 
die Höhe der Steuer, wie gejagt, als einen weſentlichen Fae— 
tor des krankhaften Zuftandes der Zuderinduftrie erkannt 
babe und nicht vorauszujegen vermochte, die Enquäte-Com- 
‚miffton wäre bei ihren Berhandlungen nicht zu der gleichen 
Anfiht gelangt, fo jei das Comité doc mit Rüdficht auf die 
dringenden Bebürfniffe des Staatshaushaltes diesfalls ohne- 
Hin auf feinen Antrag eingegangen. 


Min 
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Snfofern aber von der Ueberproduction gefprocdhen worden 
und diefe als Grund des Herabgehens des Preifes betrachtet 
murde, jo lafje fi) die Bemerkung nicht unterbrüden, daß 
die Ueberproduction, wenn auch die AZuderconjumtion in 
Defterreich gegen andere Länder gering fei, doch night eine 
abjolute , fondern vielleicht höchſtens eine relative fein künne, 
und daß im diefer relativen Ueberproduction auch nur in fehr 
geringem Maße und nur theilweife die Urfache der Berfchleu- 
derung des Broductes gejucht werden könnte. 

Dieje Gründe der Berfchleuderung feien von dem Herrn 
Bicepräftdenten Grafen Roftit ganz richtig bezeichnet worben. 
Sie Liegen in ber bedrüdten und bedrohten Lage und dem 
krankhaften Zuftande der Induſtrie, melde fih an jeden 
Nothanfer Hammern muß. 

Am Mebrigen dürfte aber von den Bemerkungen, daß bie 
Finanzverwaltung der Wichtigkeit diefes Induſtriezweiges die 
gebührende Rüdficht zollen wolle und den Gegenftand feiner 
Bedeutung nad) würdige, nur dantend Act genommen werben. 

Graf Noftig erklärte, darauf hindeuten zu müffen, daß, 
wenn der Herr Leiter des Finanzminifteriums fi) auf das 
Refultat der Enguöte-Commiffion berufe, folches doch blos 
nad) der Stimmenmehrheit erzielt wurde, indem nad ber« 
ſelben bei jener Commiſſion entichieden worden fei. Nun habe 
aber bei der Enquéête-Commiſſion nit die Mehrzahl der 
Beifiter aus Zuderfabrifanten beftanden. Es wären vielmehr 
auch Abgeordnete der Raffineure, die Referenten, dann Abge- 
ordnete des Handelsminifteriums und verſchiedener anderer 
Berwaltungszweige in den Enquete-Commifjionen geweſen 
und es ſei mithin das Ergebniß derjelben nicht der alleinige 
Ausſpruch der Fabrilanten, fondern eben nur jener der En- 
quete-Commiffion, welche, wie ſchon erwähnt, ihrer Mehrheit 
nah nicht aus Fabrikauten beftand. 

Wenn er diefes zur Aufklärung bemerfe, jo gejchehe es, 
damit es nicht den Anſchein gewinne, als ob er in jener 
Commiffion , deren Mitglied er geweſen, fid) in anderer 
Weiſe geäußert hätte, als es in biejer hoben Berfammlung 
der Fall ſei. 

Hierauf entgegnete der Herr Leiter des Finanzmini— 
fteriums,, daß er blos den Inhalt des Schlußantrages der 
Commiſſion im Allgemeinen erwähnte und felbftverftändfich 
nicht auf die Aeußerung einzelner Stimmen, bie fi) etwa 
I Tai Weiſe ausgeſprochen haben, zurüdzulommen ver⸗ 
moͤchte. 
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Nachdem zu dieſem Theile des Komiteberichtes keine 
weitere Bemerkung gemacht, bderjelbe mithin von der Hohen 
Berfammlung einhellig angenommen worden war, las Grai 
Szecfen die folgende Stelle des Comitéberichtes: 

„Die Zölle betreffend, kann das Komite nicht verkennen, 
daß der unvorbereitete Wechjel in den leitenden Grundfäten 
der Zollgefeßgebung fich für viele beachtenswerthe Interefien 
der inländifchen Production um fo mehr als nachtheilig be 
währt habe, als durch die befiehenden Zolljäge das beabfid;- 
tigte Ziel nicht erreicht erjcheint. Es fühlt ſich Daher das 
Comité verpflichtet, zu beautragen, daß bei der vorausfidt: 
lichen Revifion der beftehenden Zollſätze dieſe Intereffen eben 
fowohl, wie die either entmwidelten vollswirthichaftlichen Ele 
mente in forgfame Beachtung gezogen und die Schwierigkeiten 
der Webergangsepocdhen gehörig im Auge behalten werben, 
wobei das Komitd nicht umhin kann, in der wirffamen Be 
theiligung der Länder der Monarchie und ihrer Geſammtheit 
an der Löfung diefer vollswirthichaftlichen Fragen eine um- 
verfennbare Garantie ihrer entiprechenden Entfheidung und 
das ficherfte Mittel zu finden, bamit dieſe allgemein mit 
Beruhigung bingenommen und allen Intereffen genügend 
Rechnung getragen werde.“ 

Reicherath v. Mayer: „Ich habe mir fhon im Comite, 
deffen Mitglied zu fein ich die Ehre hatte, erlaubt, darauf 
hinzuwirken, daß die Wahrung der Intereffen der Induftrie 
mit etwas mehr Entjchiebenheit verfolgt und auch mit grö- 
Berem Nachdruck ausgeiprochen werde. 

„Ich mußte mich dem Beichluffe ver Majorität unterziehen 
und darf wohl zugeben, daß im Allgemeinen in der Faſſung 
bes Comiteberichtes Teineswegs gerade eine Gefährdung dieſer 
Intereffen Liegt. Allein von meinem Standpunkte, dem eines 
Induftriellen, mag e8 verzeihlich fein, wenn ich den Wunfch 
ausſpreche, daß der fragliche Abfchnitt etwas präcifirterer und 
mehr accentuirter Weife die Wahrung der Intereffen der In⸗ 
duftrie bevorworte, und ich erlaube mir, diesfalls an die hohe 
Regierung die Bitte zu ftellen, daß den beredhtigten Intereflen 
der öfterreichifchen Induftrie unter allen Umftänden ein genü- 
gender Schub gewährt werben möge. 

„Daß bie öfterreichifche Induſtrie eines ſolchen Schuges 
bedarf, ift nicht fo ganz ihre Schuld allein. Ich glaube, daß, 
wenn man in die Bergangenheit zurüdbliidt, man leicht 
erfennen wird, daß fie durch jo manche Schwierigkeit gehemumg 
war, indem es an Commumicationgmitteln, an Induſtrieſchulen 
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zur Heranbildung der arbeitenden fowohl als der intellectwellen 
Kräfte der Imduftrie fehlte; indem in Oeſterreich das Kapital 
immer fehr theuer war und es noch ift, da ihm ausreichende 
Gelegenheit geboten ift, feine Berzinfung auf bequemerem 
Wege zu finden, als bei der forgeuvollen Aufgabe, welche der 
Snöuftrie obliegt; indem eublich die öfterreichiichen Indu⸗ 
ftrielfen noch überdies gegen einen anderen Feind anzulämpfen 
haben, den Mangel an nationalem Selbftbewußtfein, welchem 
alles Fremde für volllommener gilt als das Eiuheimifche. 

„Wenn man alle diefe Hemmungen und Hindernifle ins 
Auge faßt, fo glaube ih, daß es als verzeihlich angefehen 
werden wird, wenn ich meine obige Bitte auszuſprechen mir 
erlaube, und zwar um fo mehr, nachdem Zaufende von Ars 
beitern und ihre Familien wirflid mit ängftliher Sorge auf 
Worte des Troftes ans diefen Räumen harren. 

„Ich bin weit entfernt, wiewohl ich die Mittel an der 
Hand hätte, die Erörterung der Gründe für meine Bitte 
weiter auszufpinnen, zumal ich Gefahr und Nachtheil ehe, 
wenn diefer Gegenftand auf das Feld einer Zolldiscuflion 
hinübergeführt würde. Aus dieſem Grunde habe ich aud) ſchon 
in dem Comitsé mich jeder weiteren Erörterung enthalten. Es 
würde ein Borgehen in diefer Richtung bei der koſtbaren 
Zeit, bie den Reichsrath zur Löſung hochwichtiger Fragen 
drängt, nit am Plate fein. Ich beichränte mich daher auf 
das eben Gejagte, indem ich nur wiederhole, daß ich meiner 
obigen Bitte bier aus dem Grunde wenigftens einige Worte 
Tieh, weil bie fehr zahlreihe induftrielle Bevölkerung, eine 
wichtige Claſſe der Bewohner der öfterreihiichen Monarchie, 
ſehnſüchtig einem tröftenden Worte entgegenfieht.“ 

Reicheratd Graf Szecien: „Das Comits hat die Billig- 
keit der von dem Herrn Vorredner vorgebradhten Gründe 
keineswegs verlannt. Es ift vollfommen von ber Größe der 
Frage durchdrungen gewejen, die bei Gelegenheit der Ver⸗ 
handlung der Zollgefege vorgelegen; aber weil das Comite 
von der Wichtigkeit diefer Frage durchdrungen war, jo hat 
dasfelbe es für feine Pflicht gehalten, alles dasjenige zu 
vermeiden, was in den Ländern der öfterreichifehen Monarchie 
die Anſicht erweden könnte, ale wenn der. Reichsrath Fragen 
von folder Tragweite und Bedeutung nur mit einigen allge- 
meinen Woeten, oder ohne eingehende principielle Discuffion 
entjcheiden wollte. Alle Fragen, welche ſich auf die Zollgefeß- 
gebung beziehen, erlangen ihren praftifchen Werth erft durch 
da8 genaue Eingehen in die Beftimmungen der einzelnen 

37* 


680 Dreizehnte Sitzung vom 18, September 1860. 


Bofttionen und Zollfäge. Denn die Worte „Zoll”, „gehö- 
tige Begünftigung der inländifhen Induftrie,” 
„Freihandel“ u. ſ. w. find Worte, melde von den verjidie 
denften Richtungen und Beftrebungen gebraudt werben, um 
während einer den jest eriftirenden Zollſchutz als vollkommen 
genügend gelten läßt, wird der andere Vertreter Daraus deu 
Schluß ziehen, daß dieſer Schußzoll der Ruin der inländi- 
fhen Induftrie fei und der Aufgabe nicht entfpreche, welde 
fi) die Regierung geftellt. 

„Das Komits konnte nicht verfennen, daß die Frage 
nebenbei auch in ihrem allgemeinen Theile fo vielfach ver- 


zweigt fei, daß hiebei jo verfchiedene Nüdfichten und Auf 


faffungen in Betracht fommen, daß eine gründliche Entfdei- 
dung ber an fich ſchwierigen Sache der Gegenftand einer 
Reichsrathsſeſſion nicht fein fann, fondern monatelange und 
eingehende Beiprehungen und Betrachtungen über dieſen 
Gegenftand gepflogen werben müßten, bevor ein auf bie ge- 


börige Erwägung aller Thatſachen und auf richtige Motive 


geftüttter Beichluß zu Stande käme. Wenn aber diefe Um- 
fände das Comité beftimmen und vermögen mußten , jede 
detailfirte Kormulirung in Betreff der verfchiedenen Zollfäge 
zu befeitigen, fo glaubte fi) das Comité dennoch verpflichtet, 
bei diefer Gelegenheit ſich für diejenigen allgemeinen Säge 
auszufpredhen, deren Nichtigleit wohl feine weitere Discuffion 
erfordern würde und unabhängig vom Zolliyften allen Auj- 
Kllungen Geltung gewährt. Ein folder Sa ift es unftreitig, 
daß der raſche Uebergang von einem Zollſyſteme zu einem 
andern nothwendigerweiſe eine drüdende Folge für die Im 
duftrie Haben müffe. Deswegen hat das Comitd den Wunfd 
ausgeſprochen, daß bei einer vorausſichtlichen Reviſion der 
beftehenden Zollſätze die vielen beachtenswerthen Intereflen 
ber inländifchen Production ebenfowohl wie die feither ent- 
widelten vollswirtbichaftlihen Elemente in Betracht gezogen 
und bie Schwierigkeiten ber Uebergangsepochen gehörig berüd- 
fichtiget werben. 

„Der zweite Grundſatz ift der, daß das Comitd aufer 
allem Zweifel erachtete, es könnten ähnliche Fragen nur dann 
mit Befriedigung gelöst werden, wenn gerade den Elementen, 
bie durch die Löfung getroffen werben, eine entjcheidende und 
gründliche Mitwirkung geftattet würde. 

„Dieſe Motive haben das Comité bewogen, fi} in dieſer 
Allgemeinheit zu halten. Wenn aber der Herr Reichsrath 
v. Mayer feinen Antrag in einer Weife formulirt, wodurch 
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fein Wunſch, „es möge in dem in Rede ftehenden Abſatze 
eine entjchiedenere und kräftigere Berückſichtigung ber Inter⸗ 
eſſen der Induftrie der öfterreihifhen Monarchie ausgeipro- 
Ken werden“, verwirkliht wird, ohne in die allgemeinen 
Grundſätze und Fragen der verfchiedenen Zollſyſteme einzu- 
gehen, jo dürfte nach meiner Anficht der hohe Reichsrath ſich 
faum veranlaßt finden, dem Wunſche entgegen zu treten. Das 
Einzige, was ich im Interefje des hohen Neichsrathes und 
im Intereſſe der Sache wünjchen muß, ift: daß ein princi« 
pieller Ausſpruch für das eine oder das andere Syſtem ohne 
eindringlihe Discuflion hier nit Pla greifen möchte, weil 
eine oberflählihe Behandlung, anftatt daß die fraglichen 
Sntereffen ein ähnlicher oberflähliher Ausſpruch hüten 
würde, eher das Gewicht eines ähnlichen Ausſpruchs, jeden- 
ur aber das moralische Anfehen des Reichsrathes ſchmälern 
müßte. 

„Sn diefem Sinne war das Vorgehen des Comités, und 
ich erlaube mir daher den Antrag des Komites dem hohen 
Haufe zur Annahme zu empfehlen.” 

Reichsrath v. Mayer: „Ich erlaube mir zu bemerten, 
daß ich mich auf den erfolgten Ausdrud meines Wunfches 
beichränfe und denfelben nur als einen ſolchen mit den von 
mir ausgeiprocdhenen Worten in das Protocol aufzunehmen 
bitte, Wegen des Dranges ber Zeit bin ich felbit nicht in 
die Sache näher eingegangen und ich finde darin ein Motiv, 
jelbft den Antrag zu ftellen, daß zur Tagesordnung überge- 
gangen werde.” 

Reichsrath Dr. Polanskti: „Rüdfichtlich des Zolles erlaube 
ih mir, die Aufmerkjamleit des hohen Haufes auf einen 
Punkt bezüglich Galiziens zu lenken. Dieſer betrifft die In- 
terefien der Aderbauenden, Es ift befannt, daß die an Gali- 
zien zunächft angrenzenden Provinzen von Ruſſiſch-Polen mit 
einem überaus ergiebigen Boden gejegnet find, ebenjo daß in 
Rußland und Polen noch unentgeltliche Zwangsarbeiten oder 
Frohnen beftehen. Dieſe Thatfache, jo wie der Umftand, daß 
der Grundbefit in Rußland und in Ruſſiſch-Polen nicht fo 
hoch mit Steuern belaftet ift als in Defterreich, alles dies ift 
Urſache, daß in jenen Ländern die Erzeugungsfoften der 
Aderproducte bei weiten, ja mehr als um die Hälfte geringer 
find als in Galizien. Wird nun die Einfuhr der Aderproducte, 
namentlich des Getreides, ſei es zollfrei oder mit geringeren 
Zolle belaftet, nach Galizien geftattet, fo wird diefes Land mit 
eingeführtem Getreide fo überſchwemmt, daß das inländijche 
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Broduct entweder feinen Abjat findet, oder unter dem Er: 
zenugungspreis Hintangegeben werben muß. 

„Diefer Fall ift wirfli in den legten drei Jahren ein- 
getreten. Unter dem Gefidhtspunfte, daß da8 Getreide wirt: 
ih unter dem Erzeugungspreife hintangegeben wird, war der 
Durchſchnittspreis des Getreides der lebten drei Sahre in 
Dftgalizien auch wirklich beiläufig: bei Korn 1 fl. 50 kr. bei 
Weizen 2 fl. 50 kr., und bei Hafer 50 kr. Nun läßt fid 
arithmetifch berechnen, daß die Erzengungsfoften eines Metzen 
Korn mindeftens 1 fl. 50 fr., und mandmal und in man- 
chen Gegenden auch mehr betragen; welchen Ertrag bat alio 
der Landınann von dem Aderbaue? Höcftens das Stroß, 
aber auch das Stroß kann man nicht als Gewinn rechnen; 
denn nebfi der Dedung der Erzeugungsfoften muß er aud 
noch Steuer zahlen und andere Communallaften beftreiten. 
In manden Gegenden, könnte man mit Grund fagen, hat 
der Srundbefißer in den lebten wohlfeilen Jahren beim Ader- 
bau förmlich zufegen müſſen, und es ift eine Thatfache, daß 
fehr viele von den Grundbefigern, namentlih in Oftgafizien, 
in diefer Periode gar feinen Reinertrag von dem Aderbau 
gehabt haben. Daß diefe Steuer erſchwungen werden Tonnte, 
ift nur dem Umftande zu verdanken, weil Erfparnngen von 
früheren Sahren, und namentlich Erfparungen von Grund- 
entlaftungs-Entihädigungen vorhanden waren. Das Mißver⸗ 
bältniß zwilchen den Erzeugungstoften und dem, wirflichen 
Berlaufspreife des Getreides ift in Galizien noch um fo 
grellier, als gerade in den wohlfeilften Jahren die Erzen- 
‚gungstoften fi) höher geftellt haben, und in ben gefegneten 
Sahren ein Mangel an Geld einzutreten pflegt. Denn ber 
galiziſche Landmann bat mit der eigenen Landwirthſchaft viel 
zu fchaffen, und dann fieht fich der große Grundbeftter und 
Pächter dem Mangel an Taglöhnern ausgefegt. Um diefem 
Mangel an Arbeitsfräften vorzubeugen, ſieht man fi) ge 
nöthigt, von weit entfernten Gebirgsgegenden Arbeiter zu be 
ftellen, mit diefen zu accordiren, fie auf die ganze Periode 
der Arbeit herbeizuführen, zu beföftigen und zu befolden. 
Durch biefen Vorgang werden die Erzenugungstoften natür- 
lich erheblich vertheuert. Wenn nun von einer Seite der 
Grundbefiger mit hohen Steuern belegt wird, fo follte er 
do von der anderen Seite im Aderbaue mit allen thunli⸗ 
hen Mitteln unterftüßt, wenigftens in fo meit befchügt wer⸗ 
den, daß er die Concurrenz mit dem Auslande anshalten 
fünnte. Der unbedeutende Zoll von einigen Kreuzern beim 
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Metzen, welder für die Einfuhr des Getreibes von Rußland 
feſtgeſetzt iſt, erfcheint viel zu gering, um Schub für ben 
Aderbau in Galizien zu gewähren. Galizien ift im Stande, 
jo viel Getreide zu erzeugen, um nicht nur für dem eigenen 
Bedarf, fondern aud) für die Ausfuhr genug zu haben. Wenn 
aber ſolche Factoren für die Entwerthung der Producte ein- 
treten, fo muß auch der Aderbau zu Grunde gehen und nie- 
dergedrüdt werden. 

„Ich ſtelle aljo Leinen Antrag, was ben Zoll oder die 
Zollfäße anbelangt. 

„Sch wollte nur die Aufmerkſamkeit der hohen Regierung 
auf diefen Punkt leiten, zumal es bei einer großen Theue— 
rung und Noth der Fall fein könnte, daß man den Zoll zn 
ermäßigen die Abficht hätte. In gewöhnlichen Jahren follte 
der ZoU für die Einfuhr des Getreides fo angelegt werben, 
daß die inländifhen Producte mit dem Auslande die Con- 
eurrenz aushalten fünnen.“ 

Reichsrath Fürft Colloredo: „Es liegt durchaus nicht 
in meiner Abfiht, eine Discuffion hervorzurufen und die 
hohe Berfammlung im Gange der Debatte aufzuhalten. Ich 
fühle mich nur verpflichtet, in meiner Stellung als Präfes 
des Vereines für Eifeninduftrie zu Gunften diefer, wo nicht 
wichtigſten, fo doch gewiß einer der wichtigften Induſtrien 
der öfterreichiichen Monardjie einige Worte zu jagen. Durch 
die Zollgefeßgebung, oder befler gejagt, vielleicht durch bie 
nicht allzu ftrenge Beobachtung der Zollgefeßgebung ift diefe 
wichtige Induftrie in die Lage verjett, den letten Nothſchrei 
machen zu müffen. Die Eifeninduftrie wird factiſch jetst blos 
nur mehr durch den hohen Stand des Agios erhalten. Ic 
ſehe e8 als meine Pflicht an, diejes nur in zwei Worten an⸗ 
zudeuten. Zugleich fühle ich mich verpflichtet beizufügen, daß 
die Eifenindnftrien von der Ueberzeugung durchdrungen find, 
daß der Leiter des Finanzminifteriums die Sadlage genau 
erfannt hat, und nad allen Kräften beftrebt fein wird, aud 
bie nöthige Abhilfe zu treffen und den beftehenden Mikftän- 
den zu fleuern.“ 

Reichsrath Ritter v. Krainsti verzichtet auf das Wort. 

Reichsrath Manager: „Der Herr Borreduer, Reichsrath 
v.Mayer, bat einen Wunſch und eine Bitte dem hohen Haufe 
ans Herz gelegt, dahin gehend, den berechtigten Intereſſen 
der öfterreichifchen Inbuftrie einen Träftigeren Schub ange- 
deihen zu laffen. Bon meinem Standpunkte aus fühle id) 
mic verpflichtet, dieſen Wunſch, diefe Bitte auf das Nach⸗ 
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Wüste uns Bärmfe zu unterflüsen. Ich bin durchaus | 
nicht gemwillt, irgend einen Gegeuftand zu erwähnen und ein | 
Diecfkom darüber bervorzurufen ; ich glaube aber, es jei 
union Aufgabe als Vertreter der Interefjen der heimiſcher 
Sndutie, die Iuterefien, Mängel und Gebrechen berjelben, 
in io weit fie uns befaunt find, zur Willenichaft des Reichs⸗ 
rathes zu bringen, und der hohen Negierumg jo ein ſchätz⸗ 
DATE Material an die Haud zu geben, damit fie in die Tage 
Wer, wie fie gewiß beabfichtigt, nüßlich wirken zu können. 
N bin daher fo frei, die Aufmerkfamfeit des hohen Reichs— 
wathes auf die Zuflände der öſterreichiſchen Induſtrie außer: 
dald Defterreichs zu wenden. Ich babe hauptfächlih unfer | 
Scchältniffe in den DonaufürftenthHümern im Auge. Ich er: | 
wähne une oberflächlich, daß bei uns die öfterreiijche In— 
duſtrie fich bezüglich der Zollgejeße der Induſtrie amderen 
Staaten gegenüber im Nachtheile befindet, und daß der Schuß, 
den die öfterreichifchen Induftriellen in den Donaufürften- 
thümern genießen, noch fehr viel zu wünfchen übrig läßt. 
Ich bitte alfo, in dem allgemeinen Rahmen deſſen, was ber 
Herr Reicherath von Mayer ausgeſprochen bat: ber öfter: 
reichifchen Induftrie und den berechtigten Intereffen derjelben 
kräftigeren Schub angebeihen zu laffen, diejes auch anzumen- 
den auf einen Fräftigen Schng unferer Induſtrie in den Do- 
sanfürftenthümern.“ 

Reichsrath Graf Barklöczy: „Ich fchließe mich den 
Worten des Grafen Szöcten volllommen an. Da bei die 
fer Debatte eine Detailverhandlung auch meines Erachtens 
nicht angezeigt ift, will ich nur die Gelegenheit benüten, Hier 
einen mehrfach ausgefprochenen Wunfch zu wiederholen und 
nur zwei Ziffern hervorheben, um darzuthun, wie jehr die 
Erfüllung bes vom Herrn Reichsrath v. Mayer und meh: 
teren anderen Herren Reichsräthen ausgefprocdhenen Wunfches 
am Plate wäre. Die Handelsbilanz hat im Jahre 1858, wel⸗ 
ge doc in diefer Beziehung ein jehr günftiges Jahr war, 
einen Import von 233 Millionen und mit Einfluß der See 
von 808 Millionen, dagegen eine Ausfuhr von 275 Millio- 
nen, folglich einen Baffivftand von 33 Millionen ansgemie- 
fen. Trogdem die VBalntaverhältniffe den Import fehr er- 
[Swertem, bat fih die Sache jo ſchlecht geftellt. Ich glaube, 
n diefer Ziffer außerordentlich ftarle Argumente zu finden, 
um es abermals zu betonen, wie fehr e8 nöthig fei, zur 
Wahrung diefer großen Interefien und zu deren kräftiger 
Förderung die Erridhtung eines Handelsminifteriume der 
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hohen Staatsverwaltung ans Herz zu legen. Eben weil die 
Ziffern des Exportes und des Importes ſich ſo ſtellen, muß 
ich darauf hinweiſen, daß in einem Staate, wie in Oeſter⸗ 
reich, wo die Finanzpolitik des Finanzminiſteriums ſeit einem 
halben Jahrhundert und noch länger auf gleichem Wege wan⸗ 
delt, in Betreff des Handels kaum eine Beſſerung zu hoffen 
fet, fo lange dieſes Miniſterium die Leitung der Handelsin⸗ 
tereffen in Händen bat. Denn das gedachte Minifterium be— 
ſchäftigt fich feit einem halben Jahrhundert immer blos mit 
der Auffaffung der fisfalifchen Interefjen des Staates. 


„Was den Zollvertrag betrifft, fo betragen bie Einnah- 
men 21 Millionen für Import und 646,000 Gulden für Er- 
port. Auch die Zölle geben den Beweis, wie ſehr die Ver— 
hältnifje für den Staat ungünftig find. Ich benütze aljo, wie 
gejagt, nur dieſe Gelegenheit, darauf hinzumeijen, daß, wenn 
man die Ziffer der Zölle in Defterreih und das Berhältnif 
des Erports und des Imports betrachtet, e8 um jo deutlicher 
hervortritt, wie nothiwendig die Creirung eines ſelbſtſtändigen 

Sandelsminifteriums zumal in einem Staate fei, in welchen 
jet leider bie Intereffen des Handel® in die Hand eines 
Minifteriums gelegt find, welches feine Aufgabe ganz in 
directem Widerſpruche mit denjenigen Zwecke auffaßt, die man 
bier eigentlich verfolgen will,” 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Wenn id) 
richtig verftanden habe, fo hat der Herr Graf Barkoͤczy 
vom Sahre 1858 geſprochen, in welchem fich eine Paſſiv— 
Bilanz ergab. Im Jahre 1858 und in den früheren Jahren 
bat das Handelsminifterium noch beitanden. Es kann nun 
wohl nicht zugeftanden werden, daß das Handelsminifterium, 
in deſſen Hände das Handelsintereffe gelegt war, blog von 
fistalifchen Rücdfichten geleitet war. Dies zur Berichtigung. 
Die Daten des Jahres 1859 lieferten günftige Ergebniffe. 
Ih bin gegenwärtig nicht in der Tage, bie Ziffer genau aus— 
ſprechen zu können, aber die ftatiftifchen Nachweifungen Tie- 
fern für 1859 das Nefultat, daß in diefem Jahre der Handel 
für Defterreih activ war. 

„Was endlich die Frage des Handelsminiſteriums be» 
trifft, fo fpreche ich nicht im Namen der Regierung und des 
gefammten Minifteriums, fonders als Privatmann meine 
Anſicht dahin aus, daß ich die felbftftändige Centralleitung 
aller volkswirthſchaftlichen Interefien unabhängig von ber 
Leitung aller Finanzangelegenheiten wünjchenswerth finde und 
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für fehr zweckmäßig halte. In diefer Beziehung muß ich dem 
Herren Borredner volllommen beiftimmen.” 


Graf Barköczy: „Ich muß darauf antworten, es er 


fcheint, als ob ich nicht gewußt hätte, daß das Handelsmini- 
fterinm bis zum Iahre 1859 beftanden hat. Ih wußte das 


allerdings, allein ebenjo weiß ich, daß die Praris gelehrt 


bat, wie nad Einführung des ſehr zwedmäßig gewählten 
Schutzzollſyſtems die Art der Ausführung es war, bei wel: 
her die fisfalifchen Gründe des Finanzminifteriums überwie⸗ 
gend waren, Den Einfluß, welden das Handelsminifterium 
auf die Geftaltung biefer Dinge auszuüben im Stande war, 
die großen Berlufte, die alle Zweige der Induftrie erlitten, 
befonders diejenigen, welche das Eijen betreffen, insbeſondert 
mit den Eifenbahnen, das alles weiß die ganze Welt.“ 

Reichrath Wohlmend: „Wenn ich richtig verftanden 
habe, jo Hat der Herr Borredner aus Galizien den Wunſch 
ausgebrüct, die Zölle auf das Getreide zu erhöhen. Das mag 
vielleicht für Galizien zwedmäßig fein, dagegen aber bei Wei— 
tem nicht in jenen Ländern, welche nothmwendiger Weife ihr 
. Getreide aus fremden Ländern und auswärtigen Staaten be- 
ziehen müſſen. 

.Wenn nun in diefen Rändern, zumal bei den beftehenden 
Balutaverhältniffen ein hoher Getreidezoll eingeführt würde, 
wäre der Ankauf des Getreides wahrhaft unerfchwinglich, in- 
dem es um den doppelten Preis höher, al8 e8 gewöhnlich 
gefauft wird, zu ftehen füme Wir in Tirol und Vorarlberg 
find zu weit entfernt, um aus ben reichen Getreideländern 
Oeſterreichs das Getreide beziehen zu können, wir find ange 
wiejen auf Baiern und Würtemberg, und müffen unfer Ge 
treide ausschließlich in Silber bezahlen. Ich muß gerade den 
umgefehrten Wunſch ausfpreden, man möge den Zoll nidt 
nur nicht erhöhen, fondern ben beftehenden Zoll herabjeten, 
ja gänzlich aufheben. 

„a8 die Zollveränderungen anbelangt, welche auf die 
Induftrie Einfluß haben, fo glaube ih, wäre e8 angezeigt, 
wenn irgend eine Veränderung vor fich gehen follte, ſei es in 


was immer für einer Beziehung, und handle es fih um eine 


Erhöhung oder eine Verminderung, baß jedenfalls and die 
Handelstammern gehört werden follen.“ 

Nachdem hierauf Reichsrath Dr. Polauski entgegnet 
hatte, daß er ausdrädlih nur von Galizien unb nicht von 
anderen Kronländern geſprochen umb hervorgehoben babe, Ga⸗ 
lizien vermöge fo viel Getreide zu erzeugen, daß es nit nur 
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feinen eigenen Bedarf dede, jondern auch Getreide anszufüh- 
ren im Stande fei, und von dem NReichsratbe Wohlmwend 
bemerft worden war, daß er fi) nur gegen die Zweckmäßig— 
feit der Erhöhung der ©etreidezölle im Allgemeinen und als 
ein allgemeines Gejeß ausgeſprochen habe, ergriff Reichsrath 
Graf Andräffy das Wort zu folgender Rede: „Ich beginne 
damit, dem Grundfage, dem ber verehrte Herr Vorrebner 
Graf SzeEecten ausgefprodhen hat, beizuftimmen, und glaube 
nicht, daß ich mich im eine fuftematifche Erörterung über das 
Prohibitiv- und Freihandelsfyften einlaffen könne und folle. 
Dagegen Tann ich aber nicht umhin, den Wunſch der Herrn 
Reichsrathes von Mayer, welder dahin ging, die inlänbdi- 
he Snöduftrie zu unterftüßen und den Abſatz des Comite- 
berichtes im diefer Richtung fräftiger zu fiylifiren, meiner- 
jeits zw befürworten. Ich fühle mid) gedrängt, ein Factum, 
welches mir im Augenblide erinnerlich ift, zu erwähnen. Als 
ih im Sahre 1851 an den Zollcongreß, der damals abge- 
halten wurde, als Eifenproducent Antheil nahm, höre ich zu 
meinem Erftaunen, et vox faucibus haesit, id) fonnte da⸗ 
mals vor Erftaunen nit antworten, von einem hoddanfehn- 
lichen und damals viel Einfluß übenden Staatsmann den Sat 
aufftellen und ziffermäßig beweifen, daß die öfterreichiiche 
Eifeninduftrie eben fo mwohlfeil probuciren könne wie jene 
Englands. Ich blieb, wie gejagt, die Antwort fehuldig, weil 
ich nicht begreifen konnte und heute noch nicht begreifen kann, 
wie man eine foldhe Behauptung aufftellen kann. 

„Die Erfahrung, der Erfolg zeigt e8, das Factum ift da, 
daß die Eifeninduftrie wirklich nicht den Aufſchwung hat, in- 
dem fie nicht die Quantität Eifen, nicht fo viel wohlfeiles 
Eifen erzeugen Tann, als erforderlich if. Ich komme folglich 
darauf zurüd, daß ich nur den allgemeinen Wunſch und die 
Bitte unterftüßen kann, welche dahin geht, die Förderung der 
Induftrie in dem in Rede ftehenden Abfchnitte bes Comité⸗ 
berichts auf das Kräftigfte hervorzuheben, und allerdings er- 
warte ih, wie auch im Berichte gefagt wird, von der wirf- 
famen Betheiligung der Länder der öfterreihifhen Monarchie 
und ihrer Gefammibeit die Löfung bdiefer vollswirthichaftli- 
hen Frage, melde eine volle Garantie ihrer entfprechenden 
Entſcheidung abgibt. 

„Sch erwarte dies, aber e8 wäre wohl möglich, wenn auch 
nicht fehr wünſchenswerth, daß diefe Sache noch längere Zeit 
hinausgeſchoben würde, und darum angezeigt, daß indeß bas 
hohe Minifterium das Möglichfte für den Schutz thne. Be⸗ 
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züglih der 83 Millionen Paſſiva, melde der Herr Graf 


Barklöczy erwähnt hat, muß ich ihm volllommen beiftim- 
men; doch befürchte ich, daß wir als antiquirte Finanzmän: 
ner erjcheinen, indem wir eine Bilanz von Pofitiven und 


Negativen annehmen; aber e8 ift doch jo; beſonders ift ee 


ganz richtig für die öfterreichiiche Monarchie, daß die 33 Miül- 
lionen in Silber gezahlt werden mußten, folglih faum burd 
die Arbeit im Inlande gededt werden konnten, und daß das 
Zahr 1859 vielleicht nur eine ganz fpecielle Ausnahme bilder. 


„Sehen wir auf die Jahre 1856 und 1857 und früher 


zurüd, jo werden wir in diefen frühern Jahren wahrfchein- 
lic ein noch größeres Deficit im Erport und Import finden. 
Mit Beziehung auf die Wünfche der Herren Neichsrätbe 


Wohlwend und Dr. Polauüski erlaube ich mir auf das 


Beftehen von Differentialzöllen binzudeuten.“ 


Reichsrath Baron Reyer: „Ich bin ganz und gar dafür, 


daß man der öfterreihifchen Induftrie jeden Schuß gewähre, 
aber auf der andern Seite kann ich auch nicht verfennen, daß 
auch der Handel und die Schiffahrt fehr wichtige Factoren 
find, und daß, während das hohe Minifterium die inländifche 
Snduftrie in ihren innern Beziehungen zu heben ftrebt, es 
auch den Handel und die Schiffahrt in ihren äußern Bezie⸗ 
hungen betrachten müſſe. Ich wollte dies nur fagen, indem 
ih ganz und gar der fehr geiftreihen und trefflichen Rede 
des Herrn Grafen Szecjen mid anfchließe und fage: die 
Discuffion wird zu weitläufig und ich fchlage vor, zur Ta- 
gesordnung überzugehen.“ 

Reichsrath Graf Szécſen: „Der Gang ber Debatte 
dürfte der hohen Berfammlung den Beweis geliefert haben, 
daß die vom Comitd eingefchlagene Richtung diejenige ift, 
welche der Natur des Gegenjtandes am angemefjenften war. 
Die Anſichten, die hier angeregt worden find, liefern den ent» 
jheidenden Beweis, daß ohne eine eingehende Verhandlung 
und eine Verhandlung, welde fi) nicht nur auf allgemeine 
Principien und theoretifehe Sätze, fondern auf die concreten 
Berhältniffe der verfchiedenen Ränder der öfterreichifchen Mon- 
archie, der verichiedenen Induftrie- und Productionszweige 
und VBedürfniffe der Konfumtion ausdehnen müßte, jede wei— 
ter gehende Beichlußfaffung des Hohen Neichsrathes nicht 
jenes Gepräge der Gründlichkeit tragen würde, welches nad) 
meiner Anfiht für jede Beſchlußfaſſung bdesfelben wünfchene- 
werth wäre. 

„In Betreff der Bemerkungen des Herrn Reicherathe 
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Wohlwend erlanbe ich mir darauf hinzudeuten, daß feine 
Anficht wohl im Antrage des Comité's genügend gewürdigt 
fein dürfte, indem deutlich darauf Hingewiefen ift, daß bie 
Regelung ſich um jo mehr als befriedigend bewähren dürfte, 
wenn den durch dieſelbe berührten Intereffen eine entjchet- 
dende Mitwirkung geftattet fein wird. 

„Unterbefjen ſcheint es mir nicht unmöglich, troß der Feſt⸗ 
haltung dieſes Standpunftes, dem Wunfche des Herrn Reic)8- 
raths v. Mayer zu genügen, und ich würde mir "erlauben, 
in diefer Hinficht eine ganz Meine Modification des Comité⸗ 
antrages vorzufchlagen, wodurch aud dem Wunfche des Herrn 
Reichsraths Manager Genüge geleiftet würde. 

„Alles dasjenige, was die Frage der Beförderung ber 
Intereffen der Monarchie direct mit dem Ausdrude bes po- 
fitiven Schubes verbindet, würde nad) meiner Meinung auf 
indirectem Wege zu jener vorgreifenden Entjheidung führen, 
welche wir vermeiden wollen. 

„Ich glaube aber, daß, wenn nad) den Worten biefes 
Berichtsabjaßes: „Uebergangsepocdhen gehörig im Auge behal- 
ten“, binzugefügt werben wollte: „und berechtigten Interef 
fen der Induftrie fräftigft germahrt werden”, auf diefe Weife 
dem Wunſche volllommen genügt würde, ohne dem Principe 
des Comitéantrages entgegen zu treten.” 

Mit diefem Antrage des Vorredners erklärte fich die über- 
wiegende Stimmenmehrheit einverftanden; Reichsrath Maa— 
ger jedoch mit dem Beifügen, baß er die Einfchaltung eines 
Heinen Zufages wünfchte, derart, daß zu fagen wäre: „ber 
Induftrie im In» und Auslande.“ 

Se. kaiſ. Hoheit der Herr Erzherzog Reichsrathsprä— 
fident forderte den Grafen Szöcten auf, feinen Antrag 
mit dem Aufate des Reichsraths Maager vorzulefen, was 
von Seite des Grafen Szecien mit dem Bemerken geſchah, 
die betreffende Stelle des Comiteberichte würde mit den vor- 
geſchlagenen Zuſätzen zu lauten haben: 

„Es fühlt fi daher das Comits verpflichtet, zu beantra- 
gen, daß bei der vorausfichtlichen Reviſion der beftehenden 
Zollfäge diefe Intereſſen eben ſowohl wie die feither entwi⸗ 
delten volfswirtbichaftlichen Elemente in forgjamere Bead)- 
tung gezogen, die Schwierigfeiten der Uebergangsepoche ge- 
börig im Auge behalten und bie berechtigten Interefien der 
Induftrie im In⸗ und Auslande kräftigft gewahrt werben.“ 

‚ Graf Elam hob nunmehr hervor, feines Erachtens dürfte 
bei diefer beantragten Einſchaltung doch noch ein Zweifel ob- 
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walten, ob in dem Berichte der Wunſch des Schußes im 
Auslande irgend einen Ausdrud finden folle, abgejehen da: 
von, daß ibm dieſer Zuſatz nicht recht in deu Wortlaut de 
Berichts zu paflen fchiene, worauf Reichsrath Maager er: 
wiederte, daß er fi damit begnüge, die Sadje angeregt ;: 
haben, und daß er von ber Beantragung eines Zuſatzet 
abftebe. 
eat Szseſen liest die folgende Stelle des Berichts: 

„Unter ben Zolleinnahmen wirb als Ertrag an Contr: 
maztaren (Zollzujchlägen) ein Betrag über 20,000 fl. ausge 
wiejen, ohne daß unter den Ausgaben irgend ein Erfordermit 
auf den Unterhalt der Contumazanftalten veranjchlagt erſcheint 

„Obwohl die Sontnmazanftalten bier blos vom finanziel: 
len Standpunkte des Bezuges der Taren erwähnt find, fo 
glaubt das Comitd doch biefe Gelegenheit ergreifen zu follen, 
um bervorzubeben, daß die beftehenden Bieh-Lontumazanital: 
ten an jenen Einbrucheftationen, über welche der Eintrieb det 
ausländifchen Viehes ftattfindet, nicht in jener Art eingerid; 
tet find, weldje das Land vor Einſchleppung der Biehjeuchen 
fihern köunte, und beantragt, der hohe Reichsrath möge die 
bier angefchloffenen beachtenswerthen Bemerkungen des Sub: 
comit6’8 der Aufmerkſamkeit des hohen Minifteriums em- 
piehlen *).“ oo. 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Ich muß mir 
bier eine Heine Berichtigung erlauben. Es heißt im Comite- 





*) Belanntlih wird die Contumaz erft dann angeordnet, wenn im Un: 
lande die · Viehſeuche überhand genommen und wo nidt felten mit 
Viehſeuche bebaftetes Bieh die Grenze bereits überjchritten hat. Ta 
ber Tommt e8, daß die an Länder, wo Viehfeuchen faft ununterbrodes 
mehr oder weniger graffiren, angrenzenden Provinzen Jahr ans Jahr 
ein Biehſeuchen ausgeſetzt werden, von wo ous ſolche nur zu leich 
aud in den mehr dem Innern zu gelegenen Ländern Eingang finden. 
Bei diefem Webelftande Tann die Biehzudt in der Monarchie dem ge- 
wünſchten Aufſchwung nicht gewinnen, und in einem Agriculturftaete 
wandern jährlih nad der Fremde fehr bedeutende Summen Bargeldei 
in Hlingender Münze. 

Diefe Mibftände bewegen das Comité zu dem Antrage, damit: 
da8 aus dem Auslande eintretende Bieh 
und fireng überwadten Eontumazanftalten, insbeſondere an der öftli- 
hen und nördlichen Grenze der Monarchie, obne Ruckfcht, ob ber 


wäre in gut geordneten 


Ausbruch drr lea im Auslande zur Rotorietät gelangt oder | 


nicht, durch die erforderliche Zeit der Contumaz zu unterziehen. 
Hiebei wäre in Abfiht auf die Hebung der inländiichen Bich- 
zuct der hohen Regierung zu empfehlen, einen Antrag wegen Crrid- 
ng von wechſelſeitigen gezwungenen Werfiherungen gegen Bichfen: 
den bei ben in Außsficht geftellten Zınbeövertretungen zur Sprade zu 
ringen. 
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berit: „Unter den Zolleinnahmen wird als Ertrag an Con⸗ 
tumaztaren (Zollzufchlägen) ein Betrag über 230,000 fl. aus- 
gewieſen.“ Hier dürfte entweder ein Schreib- oder Drudfeh- 
ler„unterlaufen fein, denn nad dem Voranſchlage betragen 
die Eontumaztaren 60,600 fl., und aud) die Nachweiſung der 
einzelnen Beftandtheile zeigt, daß diefe Schlußziffer vollkom⸗ 
men richtig ift. Ich war fchon bei den Comitsberathungen in 
der Lage, darauf aufmerkſam zu machen. &8 jcheint, wie ge- 
ſagt, bier ein Berfehen unterlaufen zu fein. Mas den zwei- 
ten Abſatz des Komiteberihts anbelangt: „Daß unter den 
Ausgaben fein Erforderniß auf den Unterhalt der Contumaz⸗ 
anftalten veranfchlagt erjcheine” , fo erlaube ich mir auf den 
Voranſchlag des Minifteriums des Innern, und zwar auf die 
Abtheilung: politifhe Berwaltungsbehörden der Kronländer, 
Hinzuweifen. 

„Mater der Aubrif „äußere Sanität” werben bafelbft für 
die Bulowina 16,470 fl., für Siebenbürgen 22,000 fl. als 
Auslage — auf den Unterhalt der Eontumazanftalten ausge- 
voiefen. Es dürften jomit diefe Berichtigungen aufgenommen 
werben.“ 

Reichsrath Manager: „Ich gehöre einem Lande an und 
wohne in einem Orte, der nad dem Auslaude, nach ben 
DVonaufürftenthHümern mehrere Päſſe fowohl als Eontumaz- 
anftalten befigt. Ich habe Gelegenheit gehabt, die Berhält- 
nifle dort genau kennen zu lernen, und erlaube mir, geftüßt 
auf meine Kenntnif der dortigen Zuftände, mich gegen den 
Antrag, wie er bier vorliegt, auszufprechen. Es wäre anma⸗ 
ßend von mir, wenn id) überhaupt den Contumazanftalten 
allen Werth abjprechen würde; aber ich muß e8 offen gefte- 
ben, es ift der Werth und Nugen der Contumazanftalten je= 
denfalls ein problematifcher und relativer, fo lange biefe An- 
ftalten in ihrer jetigen Einrichtung fortbeftehen. Ihre jetige 
Einridtung ift der Art, daß fie felten in die Beranlaffung 
lommen, dem Zwecke zu genügen, um deſſen willen fie errid)- 
tet find, dagegen in anderer Art und Weife hindernd ein⸗ 
greifen. Ich erlaube mir daranf hinzumeifen, daß eine Con— 
tumezanftalt in Stebenbürgen troß aller und aller Vorſtel⸗ 
ungen, die von Seite der Handelsfammer dagegen gemacht 
worden find, dennoch bis vor ganz furzer Zeit nicht aufge- 
hört hat, alle möglichen Briefe, alle Schriften, alles was bort 
durdpaffirte, felbft in den Zeiten der größten Sicherheit, 
wenn Jahre lang feine Epidemie in den Donaufürftenthiü- 
mern beftand, dem contumazamtlihen Verfahren zu unterzie 
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ben und ohne Unterfchted Alles, was nad) demjelben zu burd;- 
ftehen war, mit breiten fchneidenden Inftrumenten zu durd- 
ftehen und fo Werthpapiere, Wechfel u. dgl. zu verberben. 
Auch bei der Leitung diefer Anftalten fehlt ein Grundſatz, 
der fonft bei der Gentralifation doch immer vorherrfcht, der 
Grundfag einer gleichen Einrichtung. Denn während 3. 8. 
bei einer Contumazanftalt alle Waaren, 3.8. Häute u. f. m. 
nicht anders einzuführen geftattet wurde, felbft wenn feine 
anftedende Krankheit in den Donaufürftenthümern herrſchte, 
alfo wenn die Häute einer jehr langwierigen, zeitraubenden, 
Toftfpieligen chemifchen Procedur unterworfen worden waren, 
durch welche ihr innerer Werth verdorben und vermindert 
wurde, fo war die Einfuhr folder Häute über andere Päfſe 
durchaus geftattet und nicht den mindeften Pladereien unter- 
worfen. Aber wenn ih aud) davon abjehe und nur auf ben 
anderweitigen Zweck diefer Anftalten hinweiſe, muß ich mich 
dahin ausſprechen, daß diefelben ein Hemmniß und zwar ein 
fehr bedeutendes Hemmniß des Verkehrs find, denn ihre Ein- 
richtungen find noch ſehr primitiver Natur. Es find diefe 
Anftalten fo voll jchwerfälliger Manipulation, man tft fo vie- 
len nutzloſen Pladereien unterworfen, daß die Regierung, 
wenn fie den Verkehr hindern wollte, hiezu faum ein befferes 
Suftitut gefunden haben fünnte, als dieſes. 

„In der Berichtsbeilage wird bezüglich der Kontumaz- 
Anftalten auf die Einbruchſtationen hingewiejen; es Tommt 
darin der Paſſus vor: „Belanntlich wird die Contumaz erft 
dann augeorbnet, wenn im Auslande die Viehſeuche überhaud 
genommen und wo nicht felten mit Biehfeuche behaftetes Vieh 
die Grenze bereits überfchritten hat.” Aus meiner Praris, 
wenn ich jo fagen darf, als Handelsfammerpräfident, muß id 
das Gegentheil behaupten. Ich kann verfichern, daß die Com 
tumazanftalten eben ſolche Anftalten find, die nur zu thun 
haben, wenn die Seuche im Auslande ifl. Ift feine Sende, 
fo haben fie wenig andere Zwecke zu erfüllen. Um nun ihre 
Brauchbarkeit, Nütlichkeit und Unentbehrlichkeit an ben Tag 
zu legen, muß doch etwas gefchehen; fie müffen fidy bemerkbar 
machen. Es iſt alfo fehr häufig der Fall, daß in Zeiten, in 
welchen in ärztlicher Beziehung ſich in den fürſtlichen Nach: 
barländern auch nicht das Geringfte ereignet bat, dennod 
der Schein vorgefhügt wurde, als ob der Sanitätszuftand 
unſicher und ein ungünftiger wäre, und man hat Contumaz- 
—* nseordnet und ſich auf dieſe Art und Weiſe wichtig 
gemacht. 
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„Alſo bei uns ift ber entgegengefeßte Fall eingetreten; es 
find nicht erft dann Eontumazen angeordnet worden, wenn 
die Seuden im Auslande überhand genommen hatten. Im 
©Segentheil wurden in fehr vielen Fällen, wenn gar feine 
Spuren von einer Seuche vorhanden waren, Contumazarı- 
ftalten angeordnet. 

„Es wird weiter in der Beilage des Komitsberichts der 
Antrag geftellt, und ich will die Motive, die diefem Antrage 
zu Grunde liegen, damit die Viehjeuche nicht eingefchleppt 
werde, auf daß ber Viehftand im Inlande ſich hebe, voll» 
fommen würdigen, — baß zur Unterbringung des Viehes 
die gehörigen Xocalitäten hergeftellt werden follen, weil dies 
unumgänglich nothwendig ſei. Ob Letteres wirklich der Fall, 
fann ich durchaus nicht beurtheilen. Ich kann nur fo viel ſa— 
gen, daß bei uns in Siebenbürgen das Vieh felbft in ſolchen 
Zeiten, wenn in den NachbarfürftentHümern eine Seudje 
herrſcht, in freien Räumen die Contumazperiode durchmacht 
und zur Ueberwachung mehrere untergeordnete Diener ver- 
wendet werden. So viel mir befannt wurde , ereignete fich 
auf dieſe Weife noch nie der Fall, daß eine Viehſeuche ein- 
geſchleppt worden ift. 

„Es genügt diefes, mie ich glaube, hinreichend; es ift 
außerdem eine billige Art und Weife, und wie fih in GSie- 
benbürgen, bisher gezeigt hat, auch eine vollkommen bewährte; 
während im entgegengejegten Falle vielleicht wieder koſtſpie⸗ 
ige luxuriöſe Bauten für die Unterbringung des Viehes an« 
geordnet und durchgeführt, den Stantsfchag aber überbürden 
würden. 

„Ich bin fo frei, noch auf den Schlußſatz diefer Berichts- 
beilage hinzuweiſen, dem ich volllommen beiftimme, daß zur 
Hebung der inländifchen Viehzucht der hohen Regierung zu 
empfehlen wäre, einen Antrag wegen Errichtung wechſelſeiti⸗ 
ger gezwungener Verfiherungen gegen Viehſeuchen bei ben 
in Ausfiht geftellten Landesvertretungen zur Sprache zu 

ringen.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Die Contu— 
mazanftalten gehören zwar nicht in mein Reſſort, und id) 
vermag fomit nicht dem Herrn Reichsrathe Maager nähere 
Aufichlüffe zu geben, ich befchränte mich blos darauf, hinficht« 
lich des Berfabteng mit den Briefen und überhaupt mit den 
Öegenftänden , die mittelft der Poſt einlangen, einige Worte 
anzuführen. In letzterer Beziehung find bereits mehrfache 
Klagen vorgelommen, namentlich in der Richtung, baß das 
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Durchſtechen der Brieffhaften mit Hinblid auf ihren nie 
felten werthvollen Einſchluß viele Unzukömmlichkeiten bere:: 
Das Finanzminifterium bat fih auch in feiner Eigenſche 
als oberfte Leitung der Handelsintereffen mit dem Minit: 
rium des Innern diesfalls zu dem Ende ins Einverneher 
gelegt, damit biefe überflüffigen Contumazmaßregeln abgeftc- 
werden.” 

Reichsrath Maager erwähnte hierauf, daß Letzteres ı 
neuefter Zeit auch wirklich der Fall gemefen jei. 

Graf Clam: „Imfoferne die Argumente des Herrn Reid: 
rathes Maager gegen die fpeciellen Anträge, welche die En!: 
Beilage 5 enthält, gerichtet find, glaube ich eigentlich nid: 
daß es nöthig jet, in eine weitere Erörterung einzugeher 
nachdem der Antrag nicht ein Antrag des Comites, fonderr. 
wie bereits wiederholt hervorgehoben wurde, nur ein folde: 
ift, welcher der Berückſichtigung des hohen Minifteriums det 
Innern empfohlen wird. 

„Inſofern fich jedoch der Herr Reichsrath Maager ar’ 
ſpeciell jchlechte Einrichtungen diefer Anftalten bezieht, ode: 

egen folche Beſchwerde führt, jo jehe ih darin feinen Grunt. 

ch gegen dieſe Anftalten im Allgemeinen auszujprechen un! 
die Zmedmäßigfeit und das Wünſchenswerthe berjelben über 
haupt in Abrede zu ftellen. Ich möchte den genannten Herrn 
Redner auf die verfchiedenen Verhälmiſſe der einzelnen Bro: 
pinzen aufmerlfam machen. Kür Galizien muß auf das Be— 
fimmtefte die Nothwendigkeit diefer Anftalten anerkannt wer: 
den, eine Nothwendigfeit, welche über allen Zweifel erhabeı 
ift. Der Herr Reichsrath Manager hat gejagt: es wären ihm 
feine Fälle der Einfchleppung der Sende belannt; in Galı- 
zien ließen fi) aber Hunderte von Fällen aufweifen, in mel 
hen dieje Seuche durch Einfchleppung und nur durch Ein 
ihleppung ſich verbreitete, und das erft in letzterer Zeit, Tie 
Angelegenheit ift von folder Wichtigkeit, daß man fie nid: 
mit allgemeinen Anfchauungen abthun Tann. 

„Ich bemerke, daß, als im vorigen Jahre oder vor zwe 
Sahren in Galizien die Seuche ausgebrochen war, die eng 
liſche Regierung und nod viele andere Regierungen eigen 
Abgefandte nad Galizien gefchidt haben, um das Wefen der 
Sende an Ort und Stelle zu ftudiren, welche Abgefandten 
fich aud) alle über die Zweckmäßigkeit der Einrichtung dieſer 
Anftalten ausſprachen. 

„Es ift von dem Herren Reichsrath Maager hervorgehe 
ben worden, daß in berlei Anftalten ein Hemmniß für die, 
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Induftrie und deren Aufſchwung liege. Es mag fein, daß die 
Contumaz in einem gegebenen Falle ein Hemmniß ift, aber 
es gibt Hemmniſſe, welche ſich oft dadurch als ſolche nützlich 
bewähren können, indem fie vor andern Uebeln und Gefahren 
bewahren. 

„Den immer wiederfehrenden Gefahren der Seuche gegen- 
über ift die Erſchwerung des Handels weit aufgewogen. 


„Die Nothwendigkeit ſolcher Anftalten wird namentlich 
aud von den dentichen Regierungen anerkannt, und eine That- 
ſache iſt es, daß die dortigen Kontumazanftalten, wenn bie 
Seude an der Grenze der deutichen Lande vorfommt, eine 
Strenge üben, welche viel weiter geht als bei une. 

„Das Bedürfniß diefer Anftalien ift alfo ein fo tief ge— 
fühltes, Daß ich nur fehr erfreut bin, in dem Comiteberichte 
diefem Bedürfniffe Ausdrud gegeben zu fehen, und ich müßte 
es jehr bedauern, wenn burd einen Antrag dieſer Paſſus 
bejeitigt würde.“ | 

Bicepräfident Graf Noftig: „Ich möchte mir nur erlau- 
ben, hier eine Heine berichtigende Bemerkung zu machen. 

„Die Discuffion über diefen Gegenftand ſcheint eine fehr 
berwirrte werden zu wollen, da man zu gleicher Zeit von 
Vieh- und andern Kontumazanftalten ſpricht. — Hier aber 
handelt e8 fich nach meiner Meinung blos um die Vieh-Con⸗ 
tumazanitalten, 


„Was aljo in diefer Beziehung von bejondern Hemmnif- 
fen, die durch ſolche Anftalten dem Handel und Verkehr, fo 
wie dem Hin- und Herreifen auferlegt werden, geiprocdhen 
worden ift, entfällt Alles, wenn man fi) auf diejen Punkt 
beſchränkt. 

„Nach meiner Anſicht handelt der fragliche Abſchnitt des 
Comitéberichts nur von den Vieh-Contumazanſtalten.“ 

Graf Elam: „Es ift allerdings aud) bei dem Viehhandel 
und bei dem Handel mit Abfällen im Falle einer Seuche der 
Verfehr felbft berührt.“ 

‚ Bicepräftdent Graf Noftig: „Ich kann nur dem Comité 
beiftimmen, da e8 das einzige Mittel, um die wirflich große 
Calamität der Rinderpeft zur verhindern, ins Auge gefaßt 
und daranf Bedacht genommen hat, daß diefe Anftalten blei- 
bend aufrecht erhalten werden und nicht erft in dem Mo- 
mente ins Leben treten, in welchem die Rinderpeft ſchon im 
Rüden der Anftalten eingefchlichen if.“ 

Reichsrath Manager: „Ich werde nur ganz kurz nicht 
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eine Berichtigung, fondern nur eine Erläuterung bier bei» 
fügen mir erlauben. 

„Es ift allerdings richtig und wahr, die Contumazanfıı 
ten betreffen Menjchen und Vieh. 

„Bas das Vieh anbelangt, jo habe ih mid, was Zr 
benbürgen angeht, gegen die Errichtung ſolcher koſtſpielice 
Anftalten in gejchloffenen Räumen ausgefproden; aber : 
babe dieje Contumazanftalten überhaupt ale Hemmniß de 
Verkehrs, nicht in Bezug auf den Viehhandel, jondern x 
den Berfehr mit Menfchen ins Auge gefaßt und in Bez 
auf die Pladereien, denen die Menſchen in diefen Anftaltc 
ausgeſetzt find.“ | 

Dr. Hein: „Nachdem der Herr Reichsrath Maagı: 
dieſe Berichtigung gegeben, verzichte ich auf das Wort.“ 

Graf Szecfen: „Ich hätte nur eine Bitte um Aufli: 
rung in Bezug deſſen, auf welchen Paffus des Antrages r: 
die Bemerkung des Neichsrathes Manager binfichtlich de 
Toftfpieligen Gebäude bezieht.“ 

Graf Elam: „Es heißt in der Beilage des Sub-Komir! 
berichts nur: 

„In gutgeorbneten und firenge überwaditen Contums 
anftalten insbejondere an den öftlichen und nördlichen Grenza 
der Monarchie.“ 

„Es ift hier nicht auf ihre Erridtung hingewieſen, Tor: 
dern nur auf den Umstand, daß fie eben bleibend beftcki 
follen; damit wird nur verhütet, daß nicht, wie in jen« 
Orten, wo die Feuerfprigen erft nad) dem Feuer in Star! 
gejett werden, diefe Contumazanftalten erft dann ins Leben 
treten, wenn die Seuche ſchon im Lande ift.“ 

Freiherr v. Petrin: „Ich bemerke, daß in Beſſarabier 
die Biehfeuche fortwährend herrſcht und nie aufhört, dabe 
die Contumaz um fo dringender nöthig tft. Der befte %: 
weis hievon tft, daß die Biehfeuche alle zwei bis dız 
Sahre in der Bulowina auftritt, fo daß die Bevölkerur 
dabei verarmt. 

Am vorigen Sabre wurde fie bis nah Mähren ı: 
- Böhmen von Rußland aus verfchleppt, wo fie, wie fh: 
bemerkt, da8 ganze Jahr hindurch herrſcht. 

„Webrigens hat fih der Herr Medicinalratb aus d 
Bulowina, welcher in St. Petersburg bei der Commill: 
war, dahin ausgefproden, daß die Seuche dort ſtets for 


ae und daher die Lontumazanftalten jehr notbwent; 
dien,“ 
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Reichsrath v. Jakabb: „Siebenbürgen bat auch fo viel 
raurige Erfahrungen in Bezug auf die Einfchleppung ber 
Biehfeuche gehabt, daß ich unbedingt den Antrag des Co— 
nites unterſtützen muß.” 

Nachdem nun Se. Faif. Hoheit den Antrag des Co- 
nites zur Abftimmung gebradt hatte und berfelbe von der 
Mehrheit der Verſammlung angenommen worden war, fuhr 
Graf SzéSeſen mit der Lefung des Comitäberichts fort wie 
folgt : 

gt Die Geſammteinnahme des Salzgefälles wird für 1861 
111 0 BE 
die Auslagen mit. . . 2 2 202. . 
aljo die Neineinnahm mitt . - . . .. 82.011,000 „ 
veranschlagt. Die Materialconfumtion im Innern ift mit 
5.468,932 Centnern beziffert. 

„Bor Allem drängte ſich dem Comité die frage auf, ob 
der allerdings hohe Monopolpreis nicht ermäßigt werden 
follte? wodurd die Conſumtion diejes unentbehrlichen Nah- 
rungserforderniffes erhöht, die landwirthichaftlihe Produc- 
tion befördert, ja vielleicht durch den größern Verbrauch aud) 
ein höheres Erträgniß erzielt würde. 

„Das Ausland verkauft troß des geringern Salzreich⸗ 
thums zu billigern Preifen, wodurch der Schmuggef jelbft mit 
inländifchem zum Export gebrachten Salze um jo mehr beför- 
dert wird, als eben wegen des großen und weit ausge— 
breiteten Salzreichthums und der fo zahlreichen Erzeugungs- 
orte in der Monarchie beit hohen Monopolspreifen die Un- 
terichleife aller Art ohnehin gar ſehr erleichtert werden. 
Auch ift e8 Thatſache, daß in den ärmern heilen der 
Monardie, wo die mit dem Salzbedarf Hand in Hand 
gehende Fleifchconfumtion eine geringere ift, weniger Salz 
abgejetst wird, und e8 jcheint endlich der Beweis des zu hohen 
Salzpreifes auch daraus hervorzugehen, daß vom Jahre 1850 
bis zum Jahre 1855 die innere und Exrportconfumtion fi) von 
6.255,000 in ftetiger Progreffion auf 7.130,000 Centner ftei- 
gerte, während feit den Preisfteigerungen der Jahre 1856 und 
1859 mit 25 fr, und der noch bedeutenderen mit 15 p@t. die 
Konfumtion mit geringen Differenzen auf jene von 1850 zu- 
rüdging — obgleich die Bevölkerung in den deutfch-flavifchen 
Erblanden in der Zunahme begriffen ift und die Landwirthſchaft 
in einem großen Theile der Monarchie feit den Ummwälzungen 
bes Jahrs 1848, wenn auch mit großen Opfern, intenfiver be- 
trieben werden mußte, Auch die neuefte Wahrnehmung, daß der 
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Verſchleiß pro 1861 fich gerade in den ärmern Theilen der Mo: 
narchie geringer herausftellt, welcher Abgang nur durd die 
Zunahme des Salzverbrauchs in dem reichern Theile der unge- 
riſchen Kronländer Dedung findet, Scheint auf zu Hohe Preife 
hinzudeuten. Die Berufung endlid; auf die Durchſchnittsreſul⸗ 
tate des Salzverbrauchs in der ganzen Monardie kann nicht 
als ficherer Mafftab der Vertheilung des reellen Verbrauchs in 
den einzelnen Ländern angenommen werden. 

„Trotz aller diefer Gründe fcheint es bei der gegenwär— 
tigen Finanzlage dennoch unthunlich, auf eine Herabſetzung 
des Salzmonopolpreifes im Allgemeinen. anzutragen, für 
deren Erfolg vorzüglich im Beginne feine Garantie über: 
nommen werden könnte.“ j 

Im Laufe dieſes Vortrages erinnerte Neichsrath Graf 
Barlöczy, daß in dem Abjake, wo von der Steigerung der 
Confumtion in den Jahren von 1850 bis 1855 die Rede if, 
wohl ein Drudfehler unterlaufen fei, wenn e8 heiße: „von 
6,255,000 Gulden auf 7,130,000 Centner“; e8 werde wohl 
6,255,000 Centner beißen jollen, was Reichsrath Graf Sze: 
cfen beftätigte. 

Reichsrath Graf Barköczy: „Ich muß mir erlauben, 
zu erwähnen, daß die Poſten bezüglicd) des Salzes für das 
Sahr 1861 fo hoch präliminirt find, wie fie die Vergangen: 
heit nicht rechtfertigt. Denn e8 find dabei zehnjährige Ueber: 
fihten vom Jahre 1847 an bis 1850 und 1859 gemadt 
worden; ih muß aber bemerken, daß, während feit dem Jahre 
1856 der frühere Preis des Salzes um 25 fr. pr. Eentner 
und fpäter im Jahre 1859 noch um 15 Percent geftiegen ik, 
ber Conſum fich nicht erhöht, fondern ftationär geblieben ik 
Es fehlen alfo die Urfachen und Motive, warum auf einmal 
für das Jahr 1861 eine Steigerung von 4 auf 6 Millionen 
angenommen wird. Der Durdhichnitt der letzten zehn Jahre 
beträgt nur 26 und nicht 33 Millionen, Es ift dies aljo nm 
eine optimiftifche Hoffnung, welche im Widerſpruch mit allen 
Erfahrungen fteht und nicht gerechtfertigt ericheint. 

„Der Comiteberiht bis zum Abſatze, ſoweit er gelejen 
wurde, ift volllommen zmwedmäßig und gut. Nur ein Sab 
besjelben fcheint mir im Widerſpruch zu fleben mit einer 
anderen Stelle, wo das Comitsés darauf hinweist, daß die 
außerorbentlide Höhe des Salzpreijes eine Herabminderung 
erheiſcht und eine ſolche nöthig wäre. 

‚ „Dieſe lettere Stelle fteht mit dem Abſatze Seite 4 unten 
im Widerſpruche, wo 88 Haktı „Krag aller hiefer Gründe 
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ſcheint e8 bei der gegenwärtigen Finanzlage dennoch unthunlid), 
ıuf eine Herabſetzung des Salzmonopolpreifes im Allgemeinen 
anzutragen, für deren Erfolg vorzüglih im Beginne feine 
Garantie übernommen werben könnte.“ 

„Sch finde biefen Sat fehr niederfchlagend, denn obgleich) 
ich ſehr gut begreife, daß das Finanzminifterium nach fo 
langen wichtigen Erfahrungen von 60 Jahren, während wmel- 
Her es fich immer herausgeftellt bat, daß die hohen “reife 
dennoch keine verhältnigmäßige Steigerung der Conſumtion 
herbeigeführt haben, davon endlich abgehen werde, fo ift das 
doch feine fo leichte Aufgabe, weil hiebei die traurigen Finanz⸗ 
verhältniffe zu berüdfichtigen fonımen. Demggmäß glaube id), 
daß diefer ganze Paſſus von Seite des Comités rein aus- 
gelaffen werden ſollte. Es wäre einfach, darauf Hinzumeifen, 
daß nach den Erfahrungen in allen Ländern Europas bie 
Erhöhung des Salzpreijes Teine Vermehrung der Staats- 
revenuen in dem Maße nad ſich gezogen hat, als erwartet 
wurde. Ä 
| „Dasſelbe Argument wiederholt fich fpäter in dem Abfate, 
welhen Graf Szöcjen gelefen hat. Es ift ein Widerfprud 
in dem, baß man feine Garantie übernehmen könne. Die 
“ Öarantie liegt eben darin, daß ſich gerade in andern Ländern 
das Entgegengejette davon herausgeftellt Hat. Ich berufe mid) 
auf das Beilpiel in den 40er Jahren. Damals waren bie 
- Salzpreife um ein Geringes ermäßigt worden, und in drei bis 
vier Monaten ſchon wurde ein bedeutend größeres Quantum 
conſumirt als früher. Das Gleiche hat fih in allen Ländern 
bewährt. Es ift hiebei ein trauriger Umftand, der nicht genug 
hervorgehoben werden fann. Es gibt in ganz Europa fein 
ſalzreicheres Land als Oeſterreich, fein Land in Europa, ja 
in der Welt, welches fo unerſchöpfliche Quellen in Salzlagern 
wie in Siebenbürgen, in der Marmaros, im Saljzlammer- 
gute, in Galizien u. |. w. aufzumeijen hat. Und gerade in 
der öfterreihifchen Monarchie wird die Landwirthſchaft immer 
und immer bejchuldigt, daß fie zurückbleibe. — Allerdings 
würde fie nicht zurücgehen; fie muß aber zurüdgehen, wenn 
man ihr alle Erforderniffe, die zu ihrer Weiterentwidlung 

nöthig find, fo fehr vertheuert, daß die Viehzucht fich nur 
in weit geringerem Maße entwideln kann, als e8 jonft der 
Fall wäre, | 

„Sehr viele der Herren Reichsräthe, welche Oekonomen 

find, werden wiflen, daß in England befanntlich jeder Vich- 
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züchter und Farmer das ſechs- und achtfache an Salz für 
fein Schaf-, Maft-, Borften- und Hornvieh braucht. 

„Barum? 

„Weil der Salzpreis in England um 60 Percent nieberer 
fteht, als hier in dem falzreichiten Lande der Welt; ein Um- 
ftand, der fich immer zum Nachtheile aller Production und 
aller Claſſen der Bevölferung gleichmäßig herausgeftellt Hat. 

„Zrogdem hat man feit 60 Jahren den bringendften Bitten 
und Beflürmungen von allen Seiten fein Gehör geſchenkt 
und nur ein= big zweimal wurde e8 im ungarifhen Landtage 
durchgeſetzt, daß der Preis des Salzes um einige Kreuzer 
berabgegangen ift; man bat das, wie gejagt, ein= oder zweimal 
gethan, dafür ift man aber ſechsmal wieder mit den Preifen 
hinaufgegangen. 

„Su manchen Theilen der Monardie, 3. B. in Slavonien, 
wird das Sa um 8 fl. 75 fr. verkauft, an einigen Orten, 
in der Marmaros, um 6 fl. 50 bis 80 fr. 

„Bor einigen Jahren war noch ein Umftand, welcher das 
Salz etwas mwohffeiler in die Hände der Conjumenten gelangen 
ließ, weil gewiſſe gezwungene Fuhren nach Ungarn beftanden. 
Diefe haben jedoch feit dem Jahre 1848 aufgehört und das 
Salz wurde dem Privattransporte übergeben; in Yolge ber 
Abjchaffung dieſer zwangsweiſen Transportmittel, welche im 
Großen angewendet wurben — es wurden 100,000 folder 
Zwangsfuhren geleiftet — erhielt der Salzpreis eine noch 
größere Vertheuerung. Und diefe Webelftände nehmen eher 
zu, als ab. 

„Betrahten wir nun bie niedere Ziffer der Confumtion 
3. B. beim Biehledfalz, fo fehen wir dieſelbe fo gering ange 
geben, daß man gar nicht glauben kann, fte fet richtig. 

„Die große öfterreihifhe Monardie mit 27 Millionen 
Schafen, 12 Millionen Hornvieh und 3'/, Millionen Pferden 
verbrauchte Viehſalz 92,000 Centner. Das ift gerade der 
hundertſte Theil deflen, was man wirklich brauchte. 

„Warum verbraudht man aber nicht mehr? Wahrfcheinfid 
auch, weil die unteren Organe des Salgverfchleißes und der 
Berwaltung nicht geneigt find, fi mit dem Verkaufe des 
Viehleckſalzes abzugeben. 

„Die Sade tft die: das Viehſalz ift wohl bedeutend billiger 
als das Sudfalz; aber man fann e8 häufig gar nicht erlangen. 
Wenn an irgend einem Orte 1000 Eentner Biehjalz lagern, 
jo muß man befondere Schritte machen, um zu einigen Cent- 
nern zu gelangen, und nur mit der größten Protection gelingt 
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es, 30 bis 30 Centner Viehleckſalz zu erobern, während das 
directe Intereffe des Staates gerade darauf hinweiſen würde, 
alle Deittel anzuwenden, um ben Bezug diejes Salzes möglich 
zu machen und dadurd) der Landwirthichaft und der Bevölferung 
eine Erleichterung zu verjchaffen. 

„Sc bitte übrigens in diefer Beziehung nicht zu glauben, 
daß ich der gegenwärtigen Rinanzvermwaltung einen Vorwurf 
machen will. Der Wirfungsfreis des gegenwärtigen Leiters 
bes Sinanzminifteriums ift ja ein fehr furzer, erft 3 bis 4 
Monate währender; die Klagen über das Salz dagegen find 
fehr alt, denn fie bauern feit 8O Jahren. . 

„Bei diejer Gelegenheit muß ich mir eine Bemerfung über 
eine ziffermäßige Nachweiſung erlauben, mit welcher man diefe 
ganz unglüdlihe Finanzpolitif in Bezug auf das Salzwejen 
entfchuldigen zu können meint, daß nämlich in der öfterrei= 
chiſchen Monarchie 15'/, Pfd. Salz pr. Kopf berechnet werden. 
Diefe Art der Berehnung ift nicht anwendbar, da fie nicht 
nur für Menſchen, fondern aud für den Biehftand gegeben 
wird. Das madt einen bedeutenden Unterjchied und ift eine 
bioße Methode des Kalküls. 

„In Wirklichkeit aber ftellt fich der Verbrauh von Salz 
nur auf 5 bis 6 Pfb. pr. Kopf heraus. 

„Dan mag aljo Alles unterfuchen, fo wird man dod zum 
Schluſſe fommen, daß das falzreichfte Land der Welt das 
allerthenerfte Salz liefert für Menfchen und Thiere. 

„Ic bin daher fo frei, die hohe Verſammlung, das Co— 
mit und den Herrn Berichterftatter zu bitten, daß der Paſſus 
„Trotz aller diefer Gründe“ bis .... „übernommen werben 
könnte“ — ausgelaffen mwerbe. 

„Wenn einmal da8 hohe Finanzminifterium fi) zu dem 
heroiſchen Entfchluffe herbeilaffen könnte, die Salzpreiſe um 15 
oder auch nur um 10 Percent Herabzufegen, fo würde man 
augenblidlih in kürzeſter, fchnelffter Zeit mehr einnehmen 
als früher. Aber e8 gibt auch noch einen anderen Umſtand 

don ungeheurer Wichtigfeit, das ift in Betreff der Chemika— 
lien, von denen gefagt wird, daß nur 76,000 Centner in⸗ 
ländiſchen Salzes dazu verwendet werben. 

„Das ift ja für eine einzige Fabrik zu wenig. | 

„Alfo aud im diefer Beziehung wäre ein großer Abſatz 
zu erzielen; es befteht ja, wie gejagt wird, eine Fabrik ın 
Böhmen, welhe das Salz ans Preußen und von Magde: 
burg, wo erft vor Kurzem Salzlager aufgefunden worden 
find, mit 44/, Grofchen einführt; da wäre in der Marmaros, 
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wo man das Salz viel wohlfeiler bekommen lönnte, der befte 
Platz für eine Chemilalienfabril. Es kann aber nicht fein, da 
die Verhandlungen darüber fo lange dauern und die ver⸗ 
alteten Anfichten und MWeberzeugungen der betreffenden Be— 
börben fo feft und umerfchütterlich find, daß gar feine Hoff- 
nung zu einer Befferung vorhanden tft. 

„Ich wiederhole alfo meine Bitte, diefen Paflus aus Dem 
Comiteberichte auszulaffen, um fo mehr, weil er, wie erwähnt, 
auch in vollem Widerfpruche fteht mit einer fpäteren Bemer⸗ 
fung in dem Berichte.“ 

Der Leiter des Finanzminifleriums: „Herr Graf 
Barlöczy Hat angedeutet, daß der Voranſchlag für das 
Sahr 1861 etwas zu optimiftifch gehalten wäre. Das Präli- 
minare für 1861 ift gegen das Jahr 1860 niedriger gehalten. 
Es betrug für das Jahr 1860 323,745,500 fl., für das Jahr 
1861 beträgt es dagegen 32,010,900 fl., mithin um 734,600 fl. 
weniger, als im vorigen Jahre. 

„Es ift richtig, daß, wenn man die letzten Jahre betrachtet, 
der Durchſchnitt niedriger als ber Präliminaranfak für 1861 
ausfällt. Wenn man aber bei der Bildung eines Boran- 
fchlages die Ziffer normirt, fo nimmt man eben auch Rüdficht 
auf die Ergebniffe des laufenden Jahres; nun haben ſich die 
Ergebniſſe des Salzgefälles im heurigen Jahre fo geftaltet, 
daß man mit Beruhigung nicht uur der Erreichung der vor: 
jährigen Einnahmen, fondern felbft einer Weberfteigung der 
für das Jahr 1861 präliminirten Quote entgegenfehen kann. 
Was ben bedenklihen Zuftand der Abnahme des Salzver- 
braudjes betrifft, jo kann ich mich nur auf die ftatiftiichen 
Rachweiſe berufen, welche zeigen, daß feit dem Jahre 1847 
bis 1858 eine Steigerung binfichtlich der vom Staate erzeugten 
Salzmenge eingetreten ift. Die Salzmenge betrug im Sabre 
1847 5,662,000 Centner und im Iahre 1858 7,354,000 Etr. 
Es überfteigt alfo die erzeugte Salzmenge des Jahres 1868 
jene vom Jahre 1847 um 1,692,000 Eentner. 

‚IH babe die verfaufte mit der erzeugten Menge in Ber- 
gleich ftellen Yaffen, bin aber nicht in der Lage, im gegen- 
wärtigen Augenblide die Ausweife darüber zu liefern. Es if 
jedoch richtig, daß der Staat nicht mehr erzeugt, als erfor- 
derlich ift, umd ich glaube im obigen Berhältnifie fo ziemlid 
bie ER um welde der Salzverbrauch fich fteigerte, bezeichnet 
zu haben. 

‚ „Im Laufe der letzten Jahre find einige Schwankungen 
eingetreten, aber im Ganzen ift bie Erzeugung eine fletig 
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fortſchreitende. Dieſelbe betrug im Jahre 1851 6.225,000, im 
Jahre 1862 6.228,000 Centner, im Jahre 1853 iſt ein Rück⸗ 
ſchritt erfolgt, Hingegen hat fie fich im Jahre 1854 wieder 
bis auf 6.720,000 Centner gehoben; im Sabre 1856 betrug 
fie bereits 6.753,000. Im Sahre 1857 trat abermals ein 
Rückſchritt ein, im Jahre 1858 betrug fie bereits wieder 
7.355,000 Eentner.“ 

Graf Barköczy: „Ich muß bemerken, daß der Erport 
von einer Million Centner auch in Betracht gezogen werben 
muß. Diefer geſchah im Jahre 1856 durch Verträge mit Ruß⸗ 
land und Serbien. Das find neue Summen, die jedod) nicht 
zum Bortheile der Conſumenten find. Ein Vertrag der Staats- 
verwaltung mit fremden Regierungen vermehrt allerdings 
den Berbrauh um eine Million Eentner, aber e8 wird nicht 
mehr conjumtrt, fondern es ift eben nur diejenige Salz— 
menge, welche nad dem Auslande ausgeführt wird.“ 

Der Herr Reiter des Finanzminifteriums: „Aus 
dem Ganzen erhellt jedenfalls ein bedeutender Zuwachs von 
5.600,000 im Sahre 1847 bis 7.354,000 Centner des Jahres 
1858; im Sabre 1859 betrug allerdings die Menge nur 
6.924,000 Eentner.” 

Straf Barköczy: „Es fommt aber auch noch zu bemer- 
fen, daß die Zunahme der Bevölkerung jährlich 170,000 
Seelen beträgt; ferner, daß aud das ficilianifhe Salz in 
Betracht zu ziehen ift, welches durch die Lombardie in bie 
Schweiz gebradjt wird. Betrachtet man nun, daß es jo Mil- 
lionen Centner find, welche ins Ausland gebracht wurden, 
jo werben wir nicht eine Zunahme, fondern eine Abnahme 
der Erzeugung für das Inland bemerken, nachdem in den 
13 Jahren die Bevölferung der Monardie um 1'/, Million 
geftiegen iſt. Ich negire ganz, daß eine Zunahme in dem 
Salzverbraude eintrat, denn die angeführte Ziffer von Cent- 
nern ift fein Beweis von Zunahme des inländifhen Salz- 
verbrauches. Wenn man die Factoren unterfudt, jo findet 
man, daß fie feine flationären find. Wir, die Defonomen, 
twiffen, daß wir nicht im Stande find, ſolches Salz zu kau⸗ 
fen, welches wir jeit 18 und 20 Jahren abnahmen. Das 
Salz ift fo vertheuert, daß e8 feit 25 Iahren um 235 Per⸗ 
cent geftiegen ift.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Um hier mit 
voller Beruhigung fprechen zu fünnen, müßte man die ein- 
zelnen Größen der Duantitäten, welche ins Ausland gegan- 
gen, und welche im Inlande geblieben find, ziffermäßig ne- 
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beneinander halten. Im Ganzen beträgt jedod die Zunahnte 
beinahe zwei Millionen. Was den Uebelftand wegen des Vieh⸗ 
ledjalzes betrifft, und zwar daß man fich dasfelbe nur fehr 
ſchwer verihaffen kann, und diesfalls Protection zu ſuchen 
genöthigt jet, jo muß ic) wiederholt auf die frühere Bemer- 
fung zurüdfommen, daß e8 wünjdhenswerth gemwejen wäre, 
wenn die Regierung bei ähnlichen Fällen von jolchen vor- 
Ihriftswidrigen Vorgängen Kenntniß erhalten hätte. Ich kann 
nicht annehmen, daß das Publikum nicht in der Lage war, 
hierüber Beſchwerde zu führen, und e8 würde, wäre diefe zur 
rechten Zeit bei dem Finanzminifterium erhoben worden, 
demfelben eine kräftige Abhilfe nicht verfagt worden fein. Sa, 
ih muß behaupten, daß jedes folhe Gefuch die genaue Wür- 
digung gefunden haben würde, und wenn man e8 nit ein- 
reichen wollte, jo ftand ja der Weg der Preffe offen, und das 
Finanzminifterium würde, wenn auf diefem Wege die Mebel- 
ftände zu feiner Kenniniß gelangt wären, gewiß feinen Ans 
ftand genommen haben, Abhilfe zu leiften. Allgemeine Be- 
Ihuldigungen aber gewähren feinen Nuten.“ 

Graf Barköczy: „Ich befehuldige Niemand, ich bringe 
eben nur die Webelftände, wie fie in Bezug auf das Vieh— 
leckſalz herrſchen, zur Kenntniß.“ 

Der Leiter des Finanzminiſteriums: „In die— 
fer Beziehung wäre es wünſchenswerth geweſen, weun die 
Regierung auf dem einen oder dem anderen Wege in die 
Kenntniß ſolcher concreter Fälle gelangt wäre; übrigens habe 
ich berdits bei der Berathung des Comités mich dahin aus— 
geſprochen, daß man im Finanzminiſterium bemüht iſt, in der 
Salzfrage für die Induſtrie und die Oekonomie etwas zu 
thun, und entweder die Preiſe für das Salz herabſetzen, oder 
eine oder die andere erleichternde Beſtimmung eintreten zu 
laſſen; es iſt hievon auch in dem Berichte des Comités Er- 
wähnung geſchehen. Daß an mandjen Orten mit dem beften 

illen den Anforderungen nicht entfproden werden Tann, 
verfteht fih von felbft, wie diefes 3. 3. rüdfichtlich jener 
Fabrik, nahe der böhmifchen Grenze, von der hier die Rede 
war, der Fall iſt. Diefe ift von allen Salinen Defterreichs 
fo weit entfernt gelegen, daß der Salztransport dahin nicht 
möglich wäre. Dort empfahl fih der Bezug des preußifchen 
Salzes wegen des billigen Transports auf der Elbe, Es war 
auch die Rede davon, daß in der Marmaros eine chemifche 
Fabrik etablirt werden follte Der Staat hat ficher nichts 
dagegen, wenn fi) Private dafür fänden, es wird dieſes viel- 
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mehr dem Staate nur ſehr willlommen fein. Der Staat aber 
kann nicht pofitiv eingreifen; daß er die Fabrik nicht felbft 
errichten kann, liegt wohl auf der Hand.” 

Graf Hartig: „Ic erlaube mir, aus meiner eigenen 
Erfahrung Einiges anzuführen. Es ift befannt, und die Her- 
ren Mitglieder diefer hohen Berfammlung aus den venetia- 
nifhen Provinzen werden mir e8 beftätigen, daß eine ber 
großen Befchwerden in Italien vor dem Jahre 1848 die 
Höhe des Salzpreifes war. Ale ich im April des Jahres 1848 
als Faiferlicher Hofeommiffär nad) Italien gefchidt murbe, 
hatte ich jehr ausgedehnte Vollmachten und den Auftrag, jo 
viel als möglich, vorzüglich der unteren Bevölferung, wo fie 
gedrückt war, Erleichterungen zu verfchaffen. 

„Sn Folge deffen war das Erfte, was ich that, die Her- 
abjegung der Salzpreife. Das Reſultat war, daß ſchon im 
nächſten Monate eine bedeutende Vermehrung des Salzab- 
fages fich herausftelltee IH Tann die Ziffer nicht angeben, 
die Acten find meinem Nachfolger übergeben worden; was 
weiter gefchehen ift, weiß ich nicht; aber das Factum tft 
pofitiv. Was das Viehſalz anbelangt, fo muß ich beftätigen, 
daß man e8 nur fehr ſchwer und in fehr ſchlechter Qualität 
befommt. Es ift fo gemiſcht, daß man Bedenken trägt, es 
dem Bieh zu geben. Es wird beinahe gar kein Viehſalz mehr 
verwendet, fondern nur die ordinäre Klaffe von Salz für 
das Vieh gefauft. Ich muß bemerken, daß in diefer Bezie- 
bung heuer eine Abhilfe befonders dringend wäre. Wir hät- 
ten im heurigen Jahre im Ganzen genommen, obwohl viele 
Trodenheit, doch auch wieder fehr viel in furzen Perioden 
. aufeinander folgenden Regen. Man weiß, wie gefährlich dies 

den Schafen ift. Es ift höchſt wahrjcheinlih, daß wir bei 
dem Schafvieh Krankheiten befommen werden. Nur Salz ift 
hier das Abhilfsmittel. Hiezu tritt aber aud) noch ein an- 
derer Umftand: die heurigen zahlreichen Ueberſchwemmungen 
haben einen großen Theil des reichlichen Futter bejchädigt, 
fo daß es nur mit großer Vorfiht verwendet werden kann. 
Um üblen Folgen vorzubeugen, ift ein reichliches Salzgeben 
notbwendig. Es find dies zwei Bemerkungen, die ich mir er» 
laube, hier vorzubringen, nicht fo fehr, um einen Antrag auf 
Herabjegung zu motiviren, welchen man eben nicht fo leicht 
fellen darf, fondern nur um dem Antrage des Grafen Bar- 
koͤczy auf die Streichung jener Stelle, durch welche man 
feine Garantie übernehmen zu können erllärt, beizuftiimmen 
und denjelben zu unterftüßen.“ 
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Hierauf hielt Conte Borelli einen Bortrag in italieni- 
ſcher Sprade, welchen Reichsrath Freiherr von Salpotti 
folgendermaßen wiedergab: Conte Borelli Hat feine Auf- 
merkſamkeit auf die Zuftände gerichtet, in welden in Dal- 
matien die Salgprobuction, natürlich die Meerfalz-Production, 
fi befindet. Er ift veranlaßt, in Anbetradht diefer Zuftände 
den Antrag zu fielen: „Der hohe Neichsrath möge bei dem 
Finanzminifterium die Bitte unterftügen, ben bortigeun Zu— 
ftand in nähere Erwägung zu ziehen und demſelben zu Hilfe 
zu fommen. Er fett voraus, daß dem dortigen Bedürfnifſe 
um fo leichter entfprochen werden könnte, weil ohnehin Daf- 
matien von der allgemeinen Geſetzgebung ansgeichloffen ifl. 
Nach feiner Darftelung ift Dalmatien wegen feiner Küften 
mit einer ungeheuren Menge von foldhen Stellen, die man 
zur Production des Salzes leicht benügen könnte, verfehen, 
e8 befitt jedoch gleihwohl nur zwei fogenannte Meerfalz- 
beden, nämlih im Pago und in Stagno. Daraus entfieht 
eben die fchädliche Folge, daß eine große Strede unfrucdhtbar 
barnieberliegt, daß die Bepölferung daher nicht jenen Gewinn 
fih aus der Salzerzeugung verfchaffen kann, den fie fi} durch 
ein anderes Syſtem verfhaffen würde. Conte Borelli 
glaubte, der hohe Reichsrath werde anerfennen, daß der dor- 
tige Salzpreis, wenn er and, herabgeſetzt würbe, immer noch 
body genug für die dortige arme Bevölferung fein würde, 
worunter die Viehzucht, die Fifcherei und andere häusliche 
Bedürfniffe leiden. Seines Dafürhaltens dürfte die Regie 
rung die Salzproduction in Dalmatien von allen diefen Fef- 
jeln leicht befreien fünnen, ohne daß ihr eigenes Intereſſe 
irgendwie bintangefeßt würde. Ueber die Durdführung bat 
fih Conte Borelli nicht näher ausgefprodhen, indem feine 
Bitte nur darauf gerichtet ift, daß das Finanzminifterium bie 
nähere Würdigung biefer Zuftände in die Hände nehmen 
wolle.” 

Reichsrath Graf Szöci en äußerte nun, das feiner An- 
fiht nad e8 nicht nöthig fei, den Comiteberiht in Beziehung 
bes Salzes weiter vorzulefen, da die verehrten Herren Bor- 
redner alle diefe Punkte, foweit fie das Viehleckſalz und das 
Induftrialfalz betreffen, eingehend und ausführlich beſprochen 
haben, fo daß e8 nur eine unnüße Zeitvergendung wäre, 
Dusch die Borlefung des Berichtes darauf zurüdzulommen. 

Diefer Theil des Comiteberichtes lautet nämlich: 

„Der Erport des Salzes wird für das Jahr 1861 mit 
917,120 Centnern und gegen 1860 mit einer Zunahme von 


Comitoebericht ded Grafen Szoͤcſen. 607 


circa 185,000 Eentnern präliminirt, und dürfte diefes Quan⸗ 
tum laut neueſten Mittheilungen über 1 Million betragen. 
Der hohe Reichsrath dürfte fich veranlaßt finden, die Aufs 
merffamleit der hohen Regierung darauf zu lenken, ob durd 
wohlfeilere Erzeugung nicht eine Preisverminderung erzielt 
und für den Erport neue Abſatzwege gewonnen, oder die vor⸗ 
bandenen erweitert werden könnten? Es ift aller Grund zu 
der Annahme, daß der überaus große SulzreichthHum der 
Monardie und der wohlfeilere Brennftoff und Taglohn in 
den Salinendiftriften eine Concurrenz mit dem Auslande, 
und die zur Gewinnung des Marktes unabweislich erforber- 
lien Opfer ohne großen Nachtheil ermögliche. Hiezu wird 
aber vorzüglich die Herabminderung der Erzeugungsfoften ſo⸗ 
wohl in abminiftrativer als technifcher Beziehung, die unter 
den obwaltenden Berhältniffen nicht gering genannt werden 
müffen, den Weg bahnen. 

„Ohne in eine nähere Erörterung der in Abficht auf die 
Erzielung einer wohlfeileren Production zu treffenden Maß- 
nahmen einzugehen, glaubt da8 Comité hier nur darauf hin- 
weifen zu folen, daß es zwedmäßig fcheine, die Forſtdirek⸗ 
tionen überall zu trennen, wohlfeilere Förderung mittelft 
Dampf und mögliche Erfparniffe an Brennftoff durch zwed- 
mäßige Einrihtung in den Subjalzwerfen einzuführen, und 
hält es für feine Pflicht, zur Kenntnig des hohen Reichs» 
rathes zu bringen, daß der Herr Leiter des Finanzminifte- 
rinms zur Erreichung wohlfeilerer Production die Firirung 
wöglichft wohlfeiler Holzpreije in Ausſicht geftellt Hat. 

„Die wohlfeile Erzengung von Soda, Chlorkalk, von 
Salz- und Schwefelfäure ift für die Induſtrie von großer 
Wichtigkeit. An dem Rohſtoffe hiezu, nämlich an wohlfeilem 
Salze, follte e8 in der öſterreichiſchen Monardie nicht fehlen, 
Und dennoch führt eine einzige chemifche Fabrik jährlich 
120,000 Eentner fremden Salzes in einem Salinenpreis von 
vier und einem halben Groſchen ein. An fertigen chemifchen 
Fabrilaten liefert das Ausland jährlih blos an Soda über 
100,000 Eentner. An inländifhen Salzen aber werden nur 
76,000 Eentner zu chemifchen Zweden verwendet. Die inlän- 
difchen chemiſchen Fabrilate deden alfo nicht einmal ben Be— 
darf der inländifhen Induftrie, während bei möglichfter 
Wohlfeilheit des Rohftoffes nicht blos die Dedung des inne- 
ren Bedarfes, fondern auch die Vergrößerung des jetzt kaum 
nennenswerthen Erportes ein leicht zu erreichendes Reſul⸗ 
tat wäre, 
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falz zu verwenden pflegen. Ich ſchließe mich alfo dem An: 
trage des Herrn Grafen Barköczy volllommen an.“ 

Bicepräfident v. Szögyény: „Der Mangel an Biehled: 
falz ift fehr bedauerlih. Ich bin weit entfernt, dem Uebel: 
wollen ber betreffenden Organe, oder deren Fahrläffigkeit 
biefes Uebel zuzufchreiben, allein es muß eine tiefer Tiegende 
Urjache fein, und darum will ich fo frei fein, die Aufmerl: 
ſamkeit des Herrn Leiters des Finanzminifteriums auf Diefen 
Gegenftand zu lenken, welcher, wenn ich mich recht erinnere, 
bei Gelegenheit wiederholter Verhandlungen im ftändigen 
Reichsrathe vorgebracht wurde. 


„Ich habe dieſen Mißſtand bereits dem ſeither verſtorbe⸗ 
nen früheren Finanzminiſter Freiherrn v. Brud vorgetragen 
Derſelbe erwähnte immer, daß meine Bemerkungen mit Dant 
angenommen wurden, und erflärte, daß er diefen Verwick 
lungen Abhilfe fchaffen werde, Nichtsdeftoweniger ift die Klage 
im Lande über den totalen Abgang diefer Materialien immer 
diefelbe, und auch die ſchlechte Dualität diefes Salzes, wie 
Graf Hartig bemerkte, ift diefelbe geblieben. 

„Der Grund mag vieleicht in der Schwierigkeit der Her- 
beifhaffung und in dem Umſtande liegen, daß die Lieferun- 
gen des Biehfalzes von den betreffenden Salzverſchleißern 
nicht gerne übernommen werden. 


„Bielleiht ift das Motiv des Webelftandes bierin zu fu 
hen, ich weiß e8 nicht, wohl aber, daß der Uebelftand wirt: 
lich ein großer ift. 

„Ich würde daher deu Herrn Leiter des Finanzminifte 
riums bitten, darauf zu fehen und dafür zu forgen, daß bie 
fem Uebelftande möglichft abgeholfen werde.” 

Der Herr Leiter des Finanzminifteriums: „Ih 
fann mich nur darauf befchränfen, wiederholt zu bemerken, 
was ih jchon früher in der Comitöſitzung erflärt habe, daß 


ich diefer wichtigen Frage alle Aufmerffamleit widmen, und 


Sorge tragen werde, daß die Klagen Abhilfe finden.” 

Reichsrath Graf Barkoczy: „Wenn e8 die hohe Ber- 
ſammlung geftattet, werde ich nur ganz kurz etwas zu er: 
wähnen mir erlauben, was ich gehört habe. 

„Man fagt, daß bei den feinen Salzgattungen feit langer 
Zeit ein gewiſſes Schwund»Percent fyftemifirt, und daß es 
hiernach im Intereſſe jedes Verkäufers gelegen fei, viel zu 
verlaufen. 

„Se mehr Salz er verfauft, deſto mehr bat er Gewinn, 
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indem ihm ein auf bem gefelichen Wege beftimmtes Quan⸗ 
tum der Schwindung zu Gute fommt. 

„Bei dem Biehfalz fällt diefes Schwund-Percent gänzlich 
hinweg. Es ift daher für den Berfchleißer fein Interefje dor- 
handen, diefes Salz zu führen. Das Intereffe desfelben und 
der dabei betheiligten Organe entfällt, zumal e8 viele Plage 
berurfacht und feinen Bortheil bringt. Nicht von Oben wird 
die Sache gehindert, fondern von Unten, das ift das Miß- 
verhältniß, welchem abgeholfen werden jollte.“ 


Reichsratd Manager: „Ich fchlieke mid, den eben aus— 
gefprochenen Anfichten und Wünſchen des Herrn Grafen Bar- 
koͤczy volllommen an. | 


„Für ein Land, das reich ift an Salz, ift e8 jedenfalls eine 
unendlich traurige Sache, wenn e8 biefes Salz nicht in dem Maße 
berügen und genießen fann, al® zur Beförderung feines Wohl⸗ 
ftandes und zur Befriedigung feiner Iandwirthichaftlichen Be- 
dürfniffe unumgänglich nothwendig ift. Sch weiß nicht, ob 
e8 gegenwärtig noch der Fall ift, aber früher war e8 aller- 
dings der Fall, und ich bringe deshalb die Sache zur Kennt- 
niß des hohen Neichsrathes, daß nämlih in Siebenbürgen 
das Minutienjalz nicht verkauft, fondern in die Maros ge- 
[hüttet wurde. Wie gefagt, ih weiß nicht, ob das noch ge= 
ſchieht, aber da ich gehört habe, daß es fo fei, jo bringe ih 
diefen Gegenftand vor. 

„Ic will aber die Aufmerffamleit des hohen Haufes noch 
auf einen anderen Gegenftand leiten. In Siebenbürgen be- 
gegnet man beinahe Schritt für Schritt irgend einer Salz- 
quelle. Die Benütung diefer Salzquellen im Intereſſe der 
Vermehrung des Biehftandes wäre dringend geboten. 


„Sch erlaube mir im Intereffe Siebenbürgens den Wunſch 
auszufprechen, daß zur Hebung der VBiehcuftur die Berügung 
der dortigen Salzquellen fortan freigegeben oder doch erleich— 
tert werden möge.” 

Hierauf bemerkte der Herr Leiter des Finanzminifte- 
riums, daß die Freigebung der Benützung der Salzquellen 
mit dem Monopole nicht vereinbarlic) fei, in welcher Rich— 
tung fi auch Reichsrath Baron Petrins mit der Anden- 
tung ausſprach, daß auch in anderen Provinzen, wie 3. B. 
in Galizien, Salzquellen beftehen und die Benützung berfelben 
bei dem Beftande des Monopol verwehrt jei. 


Nunmehr wurde der Bicepräfident v. Szögyeny von 
Er. kaiſ. Hoheit dem Herrn Erzherzog Reichs rath 8-Prü- 
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fidenten aufgefordert, die bei der Debatte über das Salz⸗ 
gefäll vorgelommenen Anträge überficätli vorzutragen. 
Demgemäß erinnerte der gedachte Herr Bicepräfident, daß, 
nachdem der ganze Inhalt des Comitöberichtes bezüglich bes 
Salzes, alfo auch jener Theil, welcher nicht vorgelefen worden 
war, nun zur Abftimmung kommt, zwei Anträge vorhanden 
feien , und zwar 1. der Antrag des Herrn Grafen Barföczn, 





betreffend die Hinmeglafjung der Stelle auf Seite 40 des Be 


richtes, wo e8 heißt: 

„Trotz al diefer Gründe fcheint e8 bei der gegenwärtigen 
Finanzlage”... bis „übernommen werden könnte.“ 

2. Der Antrag des Herrn Eonte Borelli, unterfiügt und 
formulirt vom Grafen SzéNſen — woruadh auf der Seite 42 
nach den Worten „reichlich aufgewogen erjcheint“, beizufeßen 
wäre: „Der Reichsrath fieht fich endlich veranlaßt, die Auf: 
merkſamkeit der hohen Regierung auf die Berhältniffe der Salz: 
erzeugung in Dalmatien zu lenken und den Wunſch auszufpre: 


chen, daß den Bedürfniffen der dortigen Bevöllerung in Betrefi 


einer freieren Erzeugung des Meerfalzes entgegenkommen werde, 
ohne die Intereffen des Staatsärars zu gefährden.” 

Nachdem beide Anträge von der Mehrheit der Berfammlung 
angenommen worden waren, erllärte Se. kaiſerl. Hoheit die 
Sitzung als gefchloffen. 


— — — — 


Vierzehnte Sitzung vom 19. September 1860. 


Nachdem Se. kaiſ. Hoheit der durdlaudtigfte Herr Erz: 
herzog Reichsraths-Präſident die Sikung eröffnet hatte, 
erbat fich der Herr Leiter des Finanzminifteriums , Reichsrath 
dv. Plener, das Wort zu folgender Bemerkung: 

„Er habe in Erfahrung gebracht, daß feine Aufflärung iiber 
die hochgegriffene Ziffer des Salzgefälles in den Einnahmen für 
1861 nicht richtig aufgefaßt wurde. 

„Die Urſache, warum dieſe Ziffer im Jahr 1861 fo beden- 
tend höher erfcheint, als in den früheren Jahren, liege einfach 
darin, weil in den früheren Jahren noch nicht der Kriegszufchlag 
beftanden habe. Seither fei zu den ſämmtlichen Einnahmen noch 
diefer Zufchlag hinzugelommen, aud) habe der bisherige Erfolg 
des Einkommens im Jahre 1860 die gehegten Vorausſetzungen 
vollfonmen beftätigt, indem gegenwärtig ſchon ein bebeutenderer 
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Uecherſchuß, als flir 1860 präfiminirt war, in bie Caſſen einge- 
floffen ſei. 

„Weiter müffe er noch bemerken, daß die Salzlieferung für 
Nußland nicht auf Verträgen aus der neueften Zeit, fondern 
bereits lange her auf foldhen aus frühern Jahren beruhe. Der 
diesfällige Vertrag wurde im Jahre 1851 nur erneuert und be= 
findet ſich noch jetzt in Kraft. Diefe Salzlieferungen fommen fo- 
mit in der Gejammtmenge nicht blos in der neuen Zeit, fondern 
ſchon längft früher vor.” 

NeichsratH Graf Szecjen verlas hierauf die folgende 
Stelle des Comiteberichts: 

„Mebergehend auf die Einnahmen vom Tabakmonopol, läßt 
das Comite bei der gegenwärtigen für das Budget pro 1861 
maßgebenden Finanzlage die Frage über Beibehaltung oder 
Auflafjung des Monopols für jet unerörtert. 

„Die Frage ob? und wie? das Erträgniß durch verbefferte 
Fabrikationsweiſe, durch größere Vorräthe, durch Eripamiffe 
in derfelben gefteigert werden könnte, und die weitern Fragen, 
welche fich an dieje knüpfen, erfordern eine eingehendere Erörte- 
rung und eine weiter in das Detail gehende Erwägung, als es 
der Rahmen diefes allgemeinen Berichts zuläßt. 

„Das Comits glaubt daher fi) darauf beſchränken zu fol- 
Ien, den erichöpfenden Bericht des Subcomites im Anſchluſſe 
vorzulegen und zu beantragen, ber hohe Reichsrath möge die in 
demſelben bezüglich der Beförderung der Eultur des Tabaks, der 
Erleichterung in den Beziehungen zwiſchen den Producenten 
und den Uebernahmsorganen, ber thunlichſt freien Handelsbe- 
wegung , endlich der Hebung des Erports enthaltenen Anden- 
tungen der reiflihen Prüfung und Würdigung des k. k. Finanz» 
minifteriums empfehlen, insbefondere aber darauf antragen, daß 
die in den Allerhöchften Verordnungen vom 27. März und 
19. April 1860 enthaltenen Erleichterungen auf alle Länder 
auagebehnt werben mögen, in welchen ber Tabakbau betrieben 
wird *),” 


*) Das Subcomite läßt bei der gegenwärtigen für das Budget pro 1861 
mabgebeuben Finanzlage die Frage über Beibehaltung oder Auflaffung 
bes Tabakmonopols für jetzt unerörtert. Die Frage, ob und wie das 
Erträgniß durch verbefferte Kabrifationsweife, durch größere Vorräthe, 
durch Erſparniſſe in derfeiben gefteigert werben könnte, ift eine Frage, 
in die einzugeben es für jegt unthunlich ſcheint. 

Die rifationstoften beitragen nahezu 18 Percent, bie Ber- 
ſchleißkoſten 6 Percent des reinen ebec jan es, 
agegen glaubt das GEubcomite die Frage: ob und wie eine 


616 Bierzehnte Sitzung vom 19. September 1860. 


Reichsrath Graf Barkoczy: „Das Comits bat die wid- 
tige Frage über den Tabak nad) meiner Meberzeugung volllom- 


freiere Handelsbewegung mit Zabat hervorzurufen wäre, einer mähberr 
Erörterung unterziehen zn Tönnen. 

Wenn das Monopol beibehalten werden fol, muß der Staat zu 
Berbefferung der Zabakcultur und zur Belebung des Zabal-Erport- 
bandels mäßige Opfer bringen. 

Es ift leider wahr, daß der Export des Tabaks vor 1848 als 
einjährige Marimum 159,000 Etr., jett nicht viel über 50,000 Etr., 
beträgt und daß die Pfalz und Holland, die Türkei und Amerike 
befferen Tabak und beziehungdweife wohlfeiler erzeugten, als Defter- 
rei. — Allein eben % wahr ift ed, daß man feit einer Tängeren 
Reihe von Yahren höhere nationalötonomifche Zwecke nit berüdfid: 
tigend blos das Gerällsintereffe im Auge behielt. 

Es if erflärlih, wenn ein Fabrikant flarr und ausſchließlich an 
feinem Mercantil⸗Standpunkte fefthält, da er die Concurrenz anderer 
Gewerbsgenoſſen zu beftehen hat; allein der ein Monopol ausübende 
Staat muß von einem höheren Standpunkte ſtaatswirthſchaftliche und 
andere Rüdfichten niht aus dem Ange verlieren. 

Als Unaarn no durch eine Zwiſchenzoll-Linie von den übrigen 
deutſch⸗ſlaviſchen Erblauden getrennt nnd in Ungarn das Monopol 
noch nicht eingeführt war, biidete fich bei dem daſelbſt gänzlich frei: 
gegebenen Tabakbau ein nicht unbedeutender Erporthandel heran, der 
aber bald mit einem hoben Zoll betegt gänzlich aufbörte, 

Nicht minder hart wurde die Tabakcultur durch die Zeitereignifle 
der Jahre 1848 und 1849 und durch die darauf folgende Einführung 
des Tabalmonopol® in Ungarn ge ffen. Dies hatte in jener Zeit 
gut Dedung des Materialbedarfes gro e Anläufe im Auslande und 
en Abzug ungeheurer Summen blanten Silbergelbes zur Folge 
iedur fand 16 die Tabafregie veranlagt, zur Hebung des Zabal- 
aues Geldvorſchüſſe ohne Zinſen, eine unbefchräntte Area zum Ban 
und verbältnigmä ig hohe Preiſe zu bewilligen. 

Diefe Makregeln und ein ungewöhnlich günftiger Jahrgang 
erhöhten die Production der bebauten 130,000 Joche im Jahre 18353 
auf 1,700,000 Centner. Unverzüglich glaubte die Tabakregie die Ban- 
Area auf beftimmte 80,000 Joche befchränten, die Geldvorfdüffe ent: 
ziehen, die Sinlöfungspreife nicht jo fehr dur offenes Limito, ale 
vielme r durch Elaffificationd- und andere Erfchwernifle herabbrüden 
zu müffen. 

Aud Ion früher wurden die Einlöfungspreife ausſchließlich nur 
den ehe und dem Bedarf vs aterial® angepaßt, welder 
Bedarf fid} wieder vorzügith nach den jährlich veränderlichen Fech⸗ 

fungsergebniffen richtet, woraus große Preisänderungen entfteben 
mußten; fo z. B. zahlte man in den Jahren: 
1840 —1841 . . . ” 2 fl. 3 bis 5 fl. 45 kr. 
1851—1853 . . . . 1 ” 10 " 5 " 50 " 
1856 —1858 . . . . 2 ® 30 n ed ._ 
Bei diefen mehr als ein Menfchenalter umfaffenden Schwankun⸗ 
en, bei dem, dem Tabakbaue ohnehin nicht günftigen allgemeinen 
Sufande der Landwirthichaft und ber ‚Bevölterung und bei dem im 
lachlande Ungarns theueren Zaglohne ift eine ſolide, ſtetig zuneh⸗ 
mende, auf Berbefferungen gerichtete Tabakcultur um fo weniger 
. denkbar, als die, die Hebung des Tabakerportes, alfo mittelbar die 
Hebung der ZTabakcultur in wohlwollendſter Mb beywedenben 
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znen richtig und paffend aufgefaßt. Es wird im Verichte befon- 
Ders betont, daß das Comitd es nicht zweckmäßig gefunden habe, 


68. 47, 48 und andere des Taiferlihen Patente® vom 29. November 
1850 nicht zur Ausführung gelangten. 

Daß bei folgen Maßregeln die Zabakcultur feit vieleu Jahren 
weder ertenfiv noch intenfiv zunehmen fonnte, Tiegt auf der Band, 
während id das Erträgniß —* I des Monopols als des ſtaats⸗ 
wirthſchaftlichen Haushaltes am ſicherſten durch einen blühenden Tabal- 
bau, der ohne erflediihen Exporthandel nicht recht gedacht werben 
Tann, gefördert erjcheint. 

Berjolgt die Regierung das einfeitige Ziel des Monopols und 
befteht Tein oder nur ein geringer Erport, fo werden die fo nachtheilig 
auf die Production wirlenden Sawantungen , wie fie bereit vorge⸗ 
lommen, nicht zu vermeiden fein; denn bei dem Durch das Eonfumo 
auf ein beftimmtes Materialquantum normirten Bebürfniffe des Mo⸗ 
nopol® wird man bei günftiges Ernten ftets die Production beſchrän⸗ 
ie bei fchlechten Ernten auf eine größere Production hinwirken 
müffen, 

Befteht dagegen ein angemefjener Erporthandel,, und bat man 
ortwährend ohne Rückſicht auf die nicht immer gleich bleibenden 

rgebniffe des Erports auf ertenfive und intenfive Berbefjerung ber 

Zabakcultur hHingearbeitet, fo wird die Production durch die Preije 
bes Auslandes, vereint mit einer natürlichen Speculation, und durch 
die Monopols-Eintaufspreife, alfo auf der folideften Grundlage des 
Nupens der Panzer, normirt. 

Die Folge diefer zwifchen den Tabakpflanzern des Inlandes unter 
fich eröffneten Eoncurrenz wird fein, daß die befferen oder wohlfeileren 
Tabat erzeugenden Pflanzer die weniger intelligenten und betriebfamen, 
wie billig, vom Marfte verbrängen werden, wodurch das Allgemeine 
gewinnt; in der Eoncurrenz aber des Erporthandei® mit dem Staats⸗ 
monopol hat letzteres die Erportpreife der geringen Qualität und der 
tbeuern Erzeugung des inländifhen Tabals niemals zu fürdten, weil 
es Thatfache ift, da das Ausland weit befjeren und wohlfeileren 
Zabat erzeugt. 

@etroft Tann alſo die Tabakregie ihre Breife durch die Eoncurrenz 
eines möglichit ausgebreiteten Erporthandeld reguliren laſſen, unab⸗ 

ejehen von den Monopold-Berfaufspreifen, die fie ſtets mit Berüd- 
Ahtigung dicſer Concurrenzpreiſe, alfo nad) allgemeinen Handels⸗ 
conjuncturen regeln Tann und gegen welche Regelung keine begründete 
Einwendung abfeiten der Sonfumenten erhoben werden wird. 

Die Tabakregie, welcher fo große Mittel und als einheimifchem 
Käufer au die Plakvortheile au Gebote ftehen, wird alfo bei beite- 
hendem Erporthandel als deſſen alleiniger Concurrent wohljeileren 
und befieren Tabak anlaufen können, als wenn die Regie bei act 
beftehendem Erport und Tränfelnder, fiagnirender Tabakcultur die 
Bflanzer fo zu jagen Lünftlih am Leben erhalten muß, weil fie doch 
den inländischen Tabak nicht entbehren Tann. Wollte fie aber bie 
Tabakspflanzer durch geringe Preiſe, fchiechte Elaffification und der⸗ 
gleihen Mittel drüden, fo hätte died abermals das Aufhören des 

abatbnueh im Inlande und den Anlauf ausländiichen Materiales 
zur Folge. 

Die Tabakcultur wird zum größten Bortheile bes Monopels® — 
uud obne, wie biöher, dem Monopole ſiets nur Verlegenbeiten zu 
bereiten — fi ausbreiten und vervollkommnen innen und bie — 
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bie Frage über die Beibehaltumg oder die Anflafiung bes Mo⸗ 
nopols jet zu erörtern. Allerdings ift wohl die Berathung bie 


wendige Beſchrünkung durch den ort ind Ausland finden, ohne bai 
die Tabalregie das verhaßte und ſchädliche SBefchäft der directen Be: 
Ihräntung durch herabgefegte Marktpreife zu übernehmen bemüßigt 
wäre, 
Die Tabakregie wird demnad nur im eigenen wöhlverfiandenen 
Intereffe Handeln, wenn fie zur Begründung eines möglichft ausge⸗ 
dehnten Srporthandels den Tabalhau befördert, was allerdings Dpfer 
erheifcht, weil es fi) jet darum handelt, das Berfänmte nachzuholen, 
die Richtung, in welder ein Tabathandel Iohnend befiehen ann, auf: 
zufinden, den Geſchmack der auswärtigen Confumenten wieder zu 
gewinnen, was Alles nur allmälig und, wie gefagt, nur mit Opfern 
zu erreichen ifl. 

Die Taiferlihen Berordnungen vom 37. März und 19. April 1860 
find mit tiefftem Dante anzuerlennen; fie beabfichtigen die Erleichte⸗ 
rang und Hebung des Tabakbaues und Tann man, wenn fie vollends 
ins Leben treten, viel Gutes gemwärtigen. 

Auch die Regierung hält die Berbeilerung und Hebung ber Zabats 
caltar von größter Dringlichteit (Pag. 189 der Erläuterungen über 
die indirecten Steuern); fie anerfennt bie Unerläblicdhleit, alles Mög⸗ 
liche biefür zu tbun; — mohlan denn, fie handle auch darnad mit 
voller Hingebung und Aufrichtigfeit, fie befeitige die au dem Mono- 

le nit günftigen Beſchränkungen und die durch ihre Maßregeln 
eroorgerufenen Hemmniſſe. 

Es ſei demnach geftattet, auf Modificationen in einigen Punkten 
aufmerfjam zu machen, bie gewiß nicht entgegen, fondern im Ginne 
des Taijerliden Willens beitragen werden, bdenjelben vollends zur 
Geltung zu bringen 

1. Rt. 1 der faiferlihen Verordnung vom 37. März 1860 verfügt, 
daß der Tabaldau in allen jenen Drtögemeinden,, wo wenigftens 20 
Kataftral«Ioche dem Zabalbau gewidmet werden, unter der Bedingung 

eftattet fei, daB ut sub a) diefe Gemeinden im Jahre 1858 in dem 
ogenonnten Zabafrayon bereit® Tabal gebaut haben. 

Dieſe Bedingung befchräntt die Bauluft, vernichtet großentheile 
die obige Anbaubewilligung, und ift die Anzahl der Bode, wenn 
überhaupt eine Jochzahl feitgefegt werben wollte, zu niedrig gegriffen, 
da die Ueberwachungskoſten nidht im Verhältniſſe mit der Erzeugung 
auf fold; geringen Flächen ftehen. 

Die in dem Endabſatze dieſes erftien Paragraphen enthaltene Er⸗ 
mädtigung des Finanzminiſterinms, ausgedehntere Anbausticenzen zu 
ertheileu, wird bei dem befannten ausichliehlich cameraliftifchen An- 
fihten der Tabakregie die Shädlihen Beſchränkungen dieſes Paragraphen 
nicht mindern und ganz wahricheinlich eine fruchtlofe bleiben. 

&8 wäre demnadh mit Hinweglaſſung ber Beichränlung sub a) 
Mar und deutlich auszufprechen, daß, wo immer die wirklichen Weber: 
wachungskoſten durch die im 8. & der obigen Taiferlihen Berorbaun 
normirten Beiträge der Pflanzer gededit werden, der Tabakban felb 
verjuchsweife geftattet werden müſſe 

2. 8. 2 derſelben Taiferlichen Berorduung macht die Tabaklicenz 
von dem oh? eines geeigneten Magazines oder von dem Rachweiſe 
des bereits x ebenen Berfaufes an eiuen im Beſitze eines Magazine 
befinblichen befugten Zabakhändler, ober endlich von bem Berkaufe an 
bie Tabakregie abbäugig. 
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Fer Frage dermalen nicht am Plate und es ftellen ſich die Ver⸗ 
H ältniffe fo, daß kaum Jemand ernftlich den Wunfch hegen darf, 
Das Monopol ſchon für die nächſte Zukunft aufgehoben zu fehen, 


Diefe Borbedingniffe zu einer Licenz find jedenfante ſehr erſchwe⸗ 
rend für den auf den Berkauſ zum Export ſpeculirenden Tabakpflanzer. 
Der Pllanzer wird den Befik eines Magazins nur felten nachweifen 
Zönnen, und der Magazine befigende Händler, der ihm den Tabat, 
wenn vielleiht auch nur zum Scheine, ablaufen foll, würde feine 
begunftigte Stellung zu fehr zum Nachtheile des Producenten aus⸗ 
beuten können. 

Zur Erlangung einer Licenz follte alfo die Verpflichtung bes 
Pflanzers genügen, den Tabak bei Mangel eines geeigneten Magazins 
in die ärarifchen Einldfungsftationen zu bringen und dort unter bie 
für die ärarifchen Depots ohnehin beftehende Aufficht zu ftellen. 

Die ärariihen Magazine könnten nah Zulänglidleit und gegen 
Entrichtung eines entfprechenden Lagerzinſes zur Unterbringung diefer 
freien Tabake verwendet werden. Und wollte man Seiten® der Tabak⸗ 
zegie bie etwa abgängigen Magazine nicht bauen, fo könnte der Privat⸗ 
tabat ebenfo , wie es häufig mit ben ärarifchen Borräthen gefchieht, 
in fogenannten „Zriften‘ im Freien aufbewahrt werden. 

8. 8. 5. Die Taiferlihe Berordnung beſtimmt die Yrift zur Ein- 
lagerung in die Privatmagazine in den Bezirken, wo ein Einldfungs- 
amt bejteht, mit Ende Jänner, jonft aber mit jenem Tage, an welchem 
die Uebernahme des für die Tabatregie eingelöften Tabakles beginnt. 
— Mllein diefe Zeitbeftiimmung zur Einlagerung in die Magazine 
genügt bei landesüblicher Behandlung und Büfchelung des Zabats 
nicht, weil viele Gattungen bis Ende Jänner nicht genug trodnen 
und ausgähren, und wenn in diefem Zuftande verpadt, gepreßt und 
eingelagert, verderben würden. 

Auch für Rechnung der Tabakregie war die Zeit der Uebernahme 
immer für den 24. April beftimmt — Es wäre alfo durd die Finanz⸗ 
verwaltung die Trage neuerdings in Erwägung & ziehen, ob nicht 
wenigften® für einige Gegenden und für gewiffe Sorten ein fpäterer 
Einlagerungstermin feftzuftellen wäre ? 

Der Beforgniß, das bei Yeitftelung ſpäterer Ablieferungstermine 
die bis dahin ausgegohrnen Blätter Leichter verſchleppt und unter ber 

ond veräußert werden könnten, Täßt fih duch eine angemefjene 

eberwadung der Pflanzer zureichend begegnen, übrigens Dilrfte Hier 
die Frage entfcheidend fein, ob die Nadtheile des Schmuggels die 
großen Bortheile eines zunehmenden Erportbandels jemals überwiegen 
werben. 

4. $. 6. Obige Taiferliche Verordnung beichräntt die Aufbewahrung 
des Tabakls auf die im Lande befindlichen Magazine. 

Auch diefe Beſchränkung fheint überflüfiig zu fein und von großem 
Nachtheil für den Zabakhandel. — Die Einlagerung follte wenigftens 
in den Freihäfen Trieſt, Finme, Benedig und in Kralau, fowie in 
anderen großen Stapelpläßen des Verkehres geftattet fein. . 

5. Da die den Tabakbau befördernden Beftimmungen der Taijer- 
lihen Berordnung vom 27. März und 19. April 1860 lediglich für 
Ungarn und deffen Nebenländer wirkfam fein follen, dagegen auf Ga⸗ 
lizſen, wo der Tabakbau auf erfreuliche Weiſe Anfnahme gefunden 
Fi bisher keine Anwendung haben, jo fihiene es im Intereſſe der 

nanzen und dieſes Kronlandes räthlid und wünſchenswerth, daß 
obige Taiferlicde Berorbnung auch auf Galizien ausgedehnt würden. 
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nnd zwar nicht blos wegen des hohen Ertrages diefes Mono- 
pols, welches bei den jetigen Berhältniffen einen Reinertrag 
von 31 Millionen abwirft, jondern auch befonders wegen ber 
Umwälzung, welche diefes Gefchäft in ben legten 3-10 Jahren 
durch den großen Berbraud von Eigarren erlitten hat. 

„Diefer Verbrauch betrug einige Iahre früher kaum 100 
Millionen Stüd, während er fi) gegenwärtig auf 900 Millio- 
nen, alfo nahe eine Milliarde Eigarren beläuft und bald aud 
diefe Ziffer noch überfteigen dürfte. Der Reinertrag der Cigarren 
ift weit größer, al8 derjenige anderer Tabaljorten war, die man 
früber verfaufte. 

„In diefer Beziehung war das Comite ganz recht daran, 
der Erörterung über die Aufhebung oder Beibelaffung des Mo- 
nopols auszuweichen. 

„Im dritten Abſatze des geleſenen Theils des Comitéberichts 
empfiehlt das Comité die bezüglich der thunlichſt freien Han- 
deisbemegung und der Hebung des Erports enthaltene Anden- 
tung der reiflichen Prüfung und Würdigung des Finanzmini- 
ſteriums. Ich glaube, daß dies gerade die wahre Aufgabe des 
Comites war, welche Aufgabe e8 in der angefchlofjenen Beilage 
mit ſehr ſchätzbaren Details und nad) meiner Ueberzeugung mit 
ſehr richtigen Anfichten gelöst hat. Der Erport war in den letz⸗ 
ten 8—10 Iahren ein außerordentlich geringer, und das if 
vielleicht die größte Schattenfeite des Monopols und feiner 
Handhabung. In Ungarn — welches hieran ein befonderes In- 
terefie haben muß, weil es %/,, des ärariſchen Tabaks Liefert 
und aud fonft in der präliminirten Revenue von 30 Millionen 
Gebühren auf Ungarn beiläufig '/; fommt — ift dieſe Frage 
von größter Wichtigkeit. Der Export ftellt fich nad) diefen amt- 
lichen Ausweifen und den fchätbaren Beilagen, welche das hohe 
Finanzminifterium binfichtlich der indirecten Steuern dem ho- 
hen Reichsrathe übermadt hat, in den letzten 8—10 Jahren 
durchfchnittlich auf 55,000 Centner. Diefe Ziffer ift im Ber: 
gleich mit bem, was man aus der Monarchie zum größten Nu- 
Ken einer weniger paffiven und mehr activen Handelsbilam 
ausführen könnte, äußerft gering. “ 

„Die jo geringe Ausfuhr diefer für den Handel fo wid 
tigen yſlanʒe iſt aber kein nothwendiges Corollarium des Mo- 
nopols. 

„Ich glaube, die Schuld hievon liegt in der Art, wie das 
Monopol betrieben wird, vor Allem aber in den fo fehr beeng- 
ten fisfalifchen Geſichtspunkten, welche die ärarifche Tabakregie 
in dieſer Beziehung bis jeßt beobachtet hat. 
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„Auf den Erport nehmen and) die indirecten Steuern Ein- 
fluß, welches Moment in meinen Augen das allerwicdhtigfte für 
das Finanzminifterium ift, und bezüglich deffen für die Zukunft 
eine weſentliche Veränderung eintreten follte. 

„Es ift ferner aus den Vorlagen erfihtlich, daß feit zehn 
Jahren der Import der ausländiichen Blätter im Durchſchnitt 
210— 220,000 Centner jährlich betragen hat, und daß für die- 
jen Import in neun Jahren 51 Millionen Silbergelb veraus- 
gabt worden find. Man kann hieraus entnehmen, wel unge- 
heurer Schabe dadurch bereits dem Staate zugefügt wurde, und 
man jollte daher mit allen möglichen Mitteln darauf hinwirken, 
daß die Production des Tabaks, diejer jo wichtigen Pflanze, 
nicht abnehme, fondern zunehme, 

„Dabei wird nicht blos die Regie beiler fahren und das 
Aerar gewinnen, jondern man wird auch wohlfeilere Preife er- 
möglichen. 

„Es wird aber aud) ein weit größerer Nuten ſich ergeben, 
indem dadurch der Erport wejentlich erleichtert wird. Alle Be- 
merfungen und Anfichten, die in der Beilage Nr.6 des Berichts 
enthalten find, find nach meiner Meinung als außerordentlich 
wichtig zu beherzigen. Das Verlefen diejes Actenftüdes dürfte 
bier nicht nothwendig fein; aber ich Tann mich unmöglich ent- 
halten, auf einige Stellen diefer Beilage hinzumeifen. Es ift 
bier in Anerkennung der Nützlichkeit und Dringlichkeit, den Er- 
port des Tabals in jeder Beziehung zu erleichtern, von Sr. 
Majeftät am 27. März 1860 eine Allerhöchfte Verfügung ge- 
troffen worden, deren Inhalt in der Beilage auseinandergejett 
ift. Das Comite bemerkt hierzu, daß die in dem Endabſatze des 
erften Paragraphen der obigen Allerhöchſten Entfchließung ent- 
haltene Ermächtigung des Finanzminifteriums, ausgedehntere 
Anbausficenzen zu ertheilen,, bei den befannten ausſchließlich 
fameraliftiihen Anfichten der Tabakregie die ſchädlichen Be— 
ſchränkungen diefes Paragraphen nicht mindern und ganz wahr- 
ſcheinlich eine fruchtlofe bleiben werde. 

„Dhne einen Antrag zu ftellen und volllommen einverftan- 
den mit dem ganzen Inhalte des Berichte will ich den Herrn 
Leiter des Finanzminifteriums nur auf diefen Pafjus aufmer!- 
ſam machen und den Wunſch ausdrüden, daß der Erport bes 
Tabaks im Großen gefördert und erleichtert werde. 

„Inwiefern bis jetzt faft erclufiv-cameraliftifch -fiscalifche 
Rückſichten bei der Leitung biefes wichtigen Monopol beobach⸗ 
tet wurden, follten diefelben auf eine geeignete Weife in die ge» 
bührenden Schranten zurückgewieſen und vor allem darauf hin- 
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gewirkt werden, daß, wenn ſchon das Tabakmonopol aus jehr 
vielen Rüdfichten als unumgänglich nothwendig fi) barftellt 
and noch lange Zeit beibehalten werden muß, wenigftens alle 
möglichen Erleichterungen und Förderungen nicht ſowohl der 
Production ala noch vielmehr dem Exporte gewährt werden. 
So wie bezüglich des Weines und des Spiritus, eben fo hat 
anch bezüglich des Tabaks die Staatsverwaltung einen mächti⸗ 
gen Factor in Händen, um einen wohlthätigen Einfluß zu 
üben. 

„Wir willen aus der Erfahrung, daß vor dem Jahre 1848 
der Export des Tabafs befonders nad) Italien und Franlreid 
einer der ftärffien war. 

„In den legten Jahren ift dieſes aber nicht mehr der Fall 
und diefer Export bat vollfommen aufgehört. Ich bin überzeugt, 
daß, wenn baldigft zwedmäßige Mafregeln getroffen und mit 
Beſeitigung der übermäßigen cameraliftifch-fiscalifchen Rückſich⸗ 
ten vorgegangen würde, diefer Zweig der Landwirthichaft iu 
fürzefter Zeit in Ungarn — wo die Bodenverhältniffe dazu ganz 
geeignet und Hände und Arbeiter genug vorhanden find, einer 
großen und mächtigen Entwicklung zugeführt werden könnte.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Ich erlaube 
mir zu bemerken, daß es jedenfalls im naheliegendem wohlver- 
ftandenen Intereſſe der Regie und der Finanzverwaltung gele 
gen ift, die Auslagen für die ausländischen Tabakblätter fo viel 
als möglich auf ein Minimum zurüdzuführen; daß es aber nad 
dem gegenwärtigen Stande der inländifchen Production nicht 
möglich iſt, fich gänzlich von dem Bezuge ausländifcher Blätter 
zu befreien. 

„Sch tönnte nähere Details hierüber liefern, wenn ich nicht 
beforgen müßte, dadurd) die hohe Verſammlung zu lange auf- 
zubalten — techniſche Details, welche für die Beibehaltung von 
ausländiſchen Blättern fprechen. Diefe lehteren gewähren dem 
Fabrifate den eigenthümlichen feinen Wohlgeſchmack, welcher 
nicht erfeßt erfett werden fann, wenn man inländijche Blätter, 
wie fie dermalen in Ungarn erzeugt werden, dazu verwenden 
würde. 

„Daß die Finanzverwaltung darauf bedacht und bemüht 
war, die Auslagen herabzumindern, zeigen bie ftatiftifchen 
Ausweiſe. 

„Wenn man die Nachweiſung von den Jahcen 1855, 1858 
—1859 betrachtet, jo begegnet man einem Serabgleiten ber 
Scala von 841,000 auf 310,000 und refpective 175,000 Gent- 
ner und im Sabre 1859 fogar anf 60,000 Etr., welche vom 
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Auslande bezogen worden find. Es hat fich fomit ohnehin der 
Bezug in einer fehr bedeutenden PBrogreffion verringert. 

„a8 die Ausfuhr von inländifchen Blättern betrifft, fo 
würde e8 allerdings der Regierung fehr erwünfcht fein, hierin 
einen Ausfuhrartitel für den Handel gewonnen zu fehen. Daß 
die Ausfuhr von Tabak vor Einführung des Monopols in Un« 
garn fo bedeutend geweſen fein foll, wie von einer Seite betont 
ward, ift mir nicht befaunt und es müßte dies überhaupt durch 
genaue ziffermäßige Detailnachweife dargethan werben. 

„Es ift aber zu berüdfichtigen, daß die ungarifchen Blätter 
feine folche Seinheit und edle Beichaffenheit haben, um einen 
ausgedehnten Handelsartifel für den europäifchen Markt bilden 
zu fönnen. 

„Es ift ſehr wünfchenswerth, daß die Pflege, die Eultur des 
Blattes fortichreite und daß ein Product geliefert werde, wel 
ches im weiten Kreifen Beifall findet. Aber die gegenwärtige 
Beichaffenheit des einheimischen Blattes ift nicht von der Art, 
daß die Einfuhr von Blättern aus dem Auslande entbehrt wer⸗ 
den könnte. Sch höre hier gar fo viel vom libertriebenen camera» 
(tftifch-fiscalifchen Standpunkt reden, von welchem bie Regie- 
rung ansgehe. Diefe Behauptung ift nicht begründet. 

„Der Beitand des Monopols an fi) macht wohl nothwen⸗ 
big, daß es vor Bevortheilungen und Beeinträchtigungen mög⸗ 
lichſt geihüst, und daß zu Controlmaßregeln und Beſchränkun⸗ 
gen gegriffen werde, welche vielleicht nicht angenehm berühren 
mögen, allein dies gänzlich zu vermeiden, ift nicht möglich. Ich 
glaube, daß die neuefte Verordnung vom 27. März 1860, wo 
nach ebenfomohl dem Handel mit Tabak nad) dem Auslande eine 
möglichft freie Bewegung als die Genehmigung zum Anbau von 
Blättern in bedeutender Ausdehnung ertheilt wurde, genügend 
erweifen bürfte, daß die Regierung einen Weg betritt, welcher 
auch dem volfswirthichaftlicden Intereffe Rechnung zu tragen 
geeignet ift. 

„Es find noch einzelne Beftimmungen bdiefer Verordnung 
getadelt worden, aber ich Habe ſchon bei der Comitöberathung 
erflärt, daß die Regierung bereit ſei, nach Thunlichkeit etwaige 
weitere Erleichterungen eintreten zu laffen, mas namentlich in 
Bezug auf den Termin der Ablieferung gilt, und aud) in biefer 
Beziehung wird das Mögliche mit Fefthaltung der Anforberun- 
gen des Monopols gefcheben. Daß man aber aus der Öeftaltung 
des ausländilchen Handels einen großen Erfolg für den Export 
ungarifcher Blätter erwarten dürfe, ſcheint nicht gerechtfertigt. 
Bon Seite der Regierung mußten felbft im wohlverfianbenen 
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Intereſſe ber Brobucenten gerifie Beſchränkungen fefge 
werden, damit nicht eine Ueberproduction in der Hoffnung 
bedeutenden Gewinn unb groben Abſatz zum Nachtheil 
Pflanzer eintrete. 

„Es ſteht in Frage, ob in ſo großem Maße, als durch 
Beſtimmungen der neueſten Verordnung die Ausdehnung 
Tabakbaues geftattet wird, auch der Abſatz im Auslande 
finden werde und ob die Nachfrage der bedeutenderen Prod 
tion volllommen entjprechen werde.“ 

Reichsrath Conte Borelli bemerlie, daß das Comit⸗ 
feinem höchſt löblichen Berichte den Vorſchlag gemacht habe, ? 
Tabatbau auf alle Provinzen des Reiches auszudehnen; nid 
beftoweniger halte er es für feine Pflicht, dem hohen Reichero 
einige fpecielle Daten mitzutheilen, welche hinfichtlich dieſes 
genftandes vorzüglich zu Gunſten Dalmatiens ſprechen. Er fe 
dar, daß Dalmatien dem kaiſ. Xerar für den Tabal einen Be 
trag von 443,400 fl., d. 5. einen Gulden für jeden Kopf abfütn, 
daß jeboch der Staatsfchat von biefem Betrage blos einen Bor 
tbeil von 247,200 fl. ziehe, daß mithin 196,200 fl. für Ankau 
und Bereitung des Tabals in Anipruch genommen und demned 
gänzlich außerhalb bes Landes verwendet werden. Er fügte be. 
daß Dalmatien ein Meines von vielen ungünftigen ölonomifde: 
Berhältniſſen benachtheiligtes Land ſei, Nachtheile, von welcher 
einer der wichtigften in dem Umftaude liege, daß ein Theil fe: 
nes Gebiet8 von dem andern burd) einen zur Türkei gehörige: 
Landſtrich getrennt fei. Bir ein Land aber, um deſſen öfone« 
miſche Berhältniffe e8 ohnedies ſchon mißlich ftehe, ſei es ve: 
böchftem Intereſſe, wi alljährlich 200,000 fl. zu verlieren. 
welche ein fehr großes Capital repräfentiren, welches weder fü: 
ben Staat, noch für die Provinz fruchtbar ift. 

Er erwähnte, daß, auf diefe Gründe ſich ſtützend, ſowohl bi: 
öffentliche Verwaltung, ale auch die Provinz wiederholt ange 
fucht hätten, daß ihr der Tabakbau unter denfelben Bebingun- 
gen wie in den andern Provinzen bewilligt werde, und daß dieie 
Bitte zwar niemals förmlich abgefchlagen, ihr jedoch aud nie 
mals Folge gegeben wurbe. 

Conte Borelli bemerkte ferner, daf nad) den von ber öf- 
fentlichen Verwaltung gemachten Erfahrungen über den Anbau 
des Tabaks in Dalmatien die Gewißheit erlangt wurde, bafı der 
dalmatiniſche Tabak in feiner Qualität den aller andern Bro- 
vinzen bes Meiches übertreffe. Die füdliche Lage dieſes König 
reiche, feine eigenthümliche Bodenbeſchaffenheit mögen vielleict 
bie Urſache Davon fein, es wäre mithin der Schaden ſowohl det 











os Rede des Eonte Borelli m. f. w. 625 


mzen Reiches als aud) ber Provinz, dieſen günftigen Umftand 
ht zu benüßen. 

Er fügte bei, daß diefe Vorkehrung die Provinz blos be- 
effs des Anlaufs der Waare entſchädigt haben würde, aber 
icht betreffs der Bereitungsunloften bes Tabaks; und er- 
ähnte, daß einftens Raguſa eine berühmte Tabakfabrik be- 
ißß, welche mit ihren Erzeugniffen nit nur einen ausge- 
ehnten Seehandel trieb, fondern auch die benachbarte Türkei 
erjorgte. 

Conte Borelli erwähnte ferner, wie die Stadt Raguſa, 
velche eine eigene ruhmreiche Gejchichte befitt, im ber ein- 
ens die Künfte und ſchönen Wiffenjchaften blühten, die durd) 
aritime Bedeutung und Wohlftand in Flor war, jest in 
konomiſcher Hinficht fehr herabgeſunken ift, daß es mithin 

‚ngemeffen und nüßlid wäre, in jener Stadt eine ärarifche 
Tabakfabrik zu errichten, und ſomit die Provinz aud hin» 
ichtlih der Bereitungsunkoſten zu entjchädigen, 

Er Schloß mit der Bitte, der hohe Reichsrath möge in 
Irwägung der angeführten Gründe beit Sr. Majeftät die al« 
‚ergnädigfte Gewährung des Tabakbaues für das Königreich 
Dalmatien unter benfelben Bedingungen, wie in ben andern 
Provinzen des Reiches, fowie die Errichtung einer Tabakfa⸗ 
brif in Ragufa befürmorten. 

Nachträglich fügte er noch Hinzu, daß die venetianijche 
Republif den ganzen für fie nöthigen Tabaf in Nona bei 
Zara anbauen und bereiten ließ. 

Ueber die Anfrage Sr. kaiſ. Hoheit des Herrn Erzher- 
3098 Reihsrathspräfidenten, ob der geftellte Antrag 
unterftüßt werde, erhoben fi} mehrere der Herren Reichs— 
räthe für benfelben. 

Graf Hartig bemerkte noch zur Unterftüßung des An» 
trages, daß die Berhältniffe Dalmatiens ihm zwar nit nä- 
ber bekannt feien, daß es ihm aber fehr erwünſcht fcheine, 
wenn zur Hebung des Kronlandes alles dasjenige geſchehen 
würde, was nur immerhin ausführbar eriheine, da e8 ein 
Land fei, welches eine ſehr große Zukunft haben könnte. 

Gegenwärtig feien bie Verhältniffe Raguſa's gar nicht 
ausgebeutet, obwohl dort eine große Yutelligenz und eine 
ſehr thätige Induftrie herrſche. 

Graf Clam war ber Anſicht, daß bie Einfügung des 
obigen Antrages am beften bei dem Abfate des Comitebe- 
richts gejchehen könnte, wo e8 heißt: daß die in den Allerhöch⸗ 
ften Verfügungen vom 27. März und 19. April 1860 enthalte 

a0 


626 Bierzehnte Sitzung vom 19. September 1860. 


nen Erleichterungen auf alle jene Länder ausgedehnt werben 
mögen, in welchen ber Tabakbau betrieben wird, wornach bei- 
zufügen fäme: oder welche wie Dalmatien vorzüglid 
für denfelben geeignet find.” 
Diejer Beiſatz dürfte genügen, ohne daß direct eine weitere 
Specialifirung eingejchaltet zu werden brauchte. 
Reichsrath Graf Hartig unterftühte diefen Antrag, wenn 
in dieſem Zuſatze Dalmatiens ausdrüdlich Erwähnung gefchebe. 
Biſchof Stroßmayer behielt fi) das Wort für den Fall 
vor, wenn der Antrag angenommen und die Debatte noch fort- 
gejetst werden follte, worüber Graf Elam bemerkte, nur eine 
Formulirung vorgefchlagen zu haben, damit die Debatte mit 
Rüdfiht auf den formulirten Antrag fortgefegt werden fünne. 
Reichsrath Dr. Straffer: „Das Comits hat fi dahin 
ausgeſprochen, daß in Anbetracht der gegenwärtigen, im Budget 
für 1861 berüdfichtigten Finanzverhältniffe der öfterreichijchen 
Monarchie die Frage, ob das Monopol beibehalten oder aufge- 
laffen werden fol, — außer Erörterung bleiben müffe. Ich be- 
greife ſehr wohl, daß bei der gegenwärtigen Finanzlage dem 
Staate eine fo reihhaltige Einfommensquelle, wie jene aus dem 
Zabatmonopof, nicht entzogen werden Tann. Allein nach meiner 
Anficht find alle jene Monopole, welche die Freiheit der Eultur 
und die Benübung des Grundes und Bodens befehränten, in 
nationalswirthichaftlicher Beziehung die allerfchädlichften, und 
ich glaube, daß es in der Aufgabe des hohen Reichsraths Liege, 
die Staatsregierung zu bitten, e8 möchte die Frage, ob und in- 
wieferne und in welcher Zeit auf die Auflaffung des Monopols 
. bingearbeitet werden fönnte, einer weitern Erwägung unterzo- 
gen werden. Wenn man einwendet, daß e8 nicht möglich ſei, die 
Einnahmen aus dem Tabakmonopol zu entbehren, jo fcheint 
mir, ohne mir eine befondere Einficht und Kenntniß in der Fi⸗ 
nanzwiſſenſchaft zuzumuthen, denn doch dieſe geradezu abfpre- 
chende Behauptung etwas zu gewagt zu fein. Wenn durch ein 
entſprechendes Additionale zur Grundftener in allen denjenigen 
Ländern, welche Tabak bauen, ein Theil des Erträgniffes her- 
eingebracht, wenn durch die der Brivatinduftrie überlaffene Fa- 
brifation und durch die VBeftenerung der betreffenden Fabrika- 
tion ebenfalls ein nicht unbeträchtliches Ergebniß erzielt, — 
wenn endlich der Berfchleiß des Tabaks einer befondern Licenz- 
gebühr allenfalls nad) Verhältniß der Benölferung und Aus- 
dehnung des Berfaufsgejchäfts im Berfchleißorte belegt würde, 
— jo dürfte fich hierin ein nicht ganz unverhältnigmäßiges 
ipalent finden. Zudem muß man bet ſolchen Maßregein — 
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die freilich zu den Fühnen gehören — immer in Berädfichtigung 
ziehen, welchen Aufihwung die Nationalwirthichaft überhaupt 
und vorzüglid in eben jenen Ländern nehmen würde, welche 
vermöge ihrer Bodenbeſchaffenheit und ihrer fonftigen Verhält- 
niffe geeignet find, ein gutes Product hervorzubringen. Und 
was vom Herrn Reichsrathe Grafen Barklöczy in Bezug auf 
den Erport gefprochen worden ift, das, glaube ich, würde fid) 
nur dann verwirklichen laffen, wenn das Land durch Sreigebung 
der Eultur in die Lage käme, wejentliche Verbeſſerungen in ber 
Production des Tabaks einzuführen. Die von der Regierung 
verfügte Beichränfung des Anbaues mag einige Gründe für ſich 
haben; allein mir fcheint, daß die Regierung immer zu weit 
geht, wenn man in irgend einem Lande vorfchreibt, wie viel an 
Bodenprobducten angebaut oder wie viel unterlaffen werden fol. 
Es ift zwar wahr, daß es ſich Hier um ein Monopol handelt, 
allein man erfläre lieber im Voraus nicht mehr als ein be- 
ftimmtes Quantum abnehmen zu können, dann werben fich die 
Leute jelbft beihränten. Wenn fie aber demungeadhtet größere 
QDuantitäten von Tabak aubauen, jo dürften allerdings Erleid)- 
terungen für den Export zweckmäßig fein. Ich würde mir daher 
mit Rüdfiht auf die entwidelten Öründe und im Hinblick auf 
den Umstand, daß in Südtirol ganz vorzüglicher Tabak erzeugt 
wird, und daß die Einführung bes Monopols dafelbft, ungead- 
tet die Regierung in großmüthiger Weife die Tabakpflanzer und 
Tabakfabrikanten entichädigte, dennoch eine große Unzufrieden- 
heit und Mißftimmung verurjacht hat, erlauben vorzufchlagen, 
es möge dem Abjate des Comiteberichts, wo e8 heißt: „Ueber⸗ 
gehend auf die Einnahmen vom Tabafmonopol u. ſ. mw.” bie 
Modification eingefehaltet werden: „ift der Reichsrath 
zwar überzeugt, bei der gegenwärtigen für das 
Budget 1861 maßgebenden Finanzlage die Auflaf- 
fung des Tabakmonopols nicht beantragen zu fün- 
nen. Er glaubt jedod nicht unterlaffen zu follen, 
der hohen Staatsverwaltung die Bitte zu unter- 
breiten, daß die Möglichleit wegen feiner zeitigen 
Auflaffung des Monopols umfomehr jhon jegt 
in reiflide Erwägung gezogen werden wolle, als 
e8 unbeftreitbar ift, daß Monopole, welde die 
freie Enltur und Ausbeutung des Grundes und 
Bodens befhränfen, in nationalwirthfchaftlider 
Beziehung zu den fhäbdlidhften gehören” Das tft 
unverfennbar, daß derjenige, der Steuern und Abgaben zahlt, 
40 * 
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auch iu der Ausnütung feines Grundes und Bodens feiner wei⸗ 
tern Beſchränkung unterworfen werden joll, 

„Sa Tirol iſt die Einführung des Monopols mit großer 
Strenge durdgeführt umd fogar auf das fogenannte „Lan 
frant” ansgedehnt worden, weldhes die Bauern zu Beteri- 
närzweden gepflegt haben, aber auch zum Theile wegen ihrer 
Armuth als Rauchtabak benügten. Dies bat jehr übles Blut 
gemacht. Ich kann mich erinnern, baß im Jahre 1848 Se. 
faif. Hoheit der höchftfelige Herr Erzherzog Iohaun, der als 
Alter ego im Lande war, über die gemachten Borftelungen 
und Bitten, diejes fogenannte Lauskraut banen zu Dürfen, 
die Bewilligung hiezu im Einvernehmen mit dem damaligen 
Stuanzminifterium ertheilt hat, und daß dieſe Eonceffion mit 
großem Danke aufgenommen wurde. &8 ift diejes Kraut oh⸗ 
nehin fein Handelsartilel, und der Staat daher durch dieſe 
Bewilligung wenig beeinträchtigt. Mit Bebauern babe ich 
aber erjehen, wie in der Folge diefe Conceſſion von dem Fi- 
nanzminifterium wieber aufgehoben und bie Zuſicherung eines 
Prinzen des kaiſerlichen Haufes zurüdgenommen worden ift, 
wodurd eine höchſte Perfönlichkeit compromittirt erfcheint. 

„Ich würde aljo dem hohen Reichsrathe vorſchlagen, daß, 
wenn im gegenwärtigen Augenblide von einer Freigebung 
des Monopols auch feine Rede fein kann, e8 doch wenigftens 
der reiflihften Erwägung der hohen Staatsbehörde empfoh- 
fen werden möge, diefe Frage eindringlicder Studien zu wür⸗ 
digen und barüber feiner Zeit das Weitere allenfalls durch 
eine Enquôtecommiſſion oder in welcher Art und Weife immer 
zu veranlaffen. Wenn wir überhanpt jo glüdlich find, im 
Laufe der Zeit mit unferer Finanzwirtbichaft in eine beffere 
Lage zu kommen, jo wird gewiß aucd auf eine Steuererleich- 
terung hingewirkt werben, und wenn man zu diefem Ende 
bas Monopol, welches auf Grund und Boden laftet, aufbebt, 
fo wird dieſes fiher dankbar aufgenommen werben. Das Ta- 
bakmonopol fteht übrigens mit den Grundſätzen im Wiber- 
ſpruch, welche die Negierung angenommen bat. 

„Man bat den Grund und Boden aud in Ungarn ent- 
laftet, Frohnen und Grundgiebigleiten aufgehoben ober wenig» 
fiens abgelöft und auf der anderen Seite legte man dem 
Lande neue Beſchränkungen auf. 

„Man löft die Servituten ab, ober regulirt fie wenig- 
ftens, und führt durch das Tabakmonopol eine größere Be 
ſchränkung ein, als alle anderen waren.“ 

Graf Apponyi: „Ich bin mit dem Berichte des Komi- 
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tes, auf welchen Graf Barkoͤczy fid beruft, vollfommen 
einverflanden, daß ih mid aller Details hierüber enthalten 
ann. 

„Nur eine Idee finde ih in dem Berichte bes Subco- 
mitss nicht berührt, auf welde ih aus Anlaß der Erwide— 
zung bes Herrn Leiters des Finanzminifteriums hin- 
zumeifen mir erlaube. 

„Es ift von Sr. Excellenz bemerkt worden, daß gewiſſe 
edlere Sorten des Tabals aus dem Auslande importirt wer- 
den müſſen, und daß aus diefen Grunde der Toftfpielige 
Amport nicht entbehrt werden fünne Die Sade fieht nun 
allerdings fo, aber fie könnte abgeändert werden. Wir in Un- 
garn (und ich bin aud) Tabaferzeuger) könnten biefelben Qua» 
Kitäten mie das Ausland erzeugen, was angeftellte Berfuche 
‚beftätigten, aber fie werben uns nicht bezahlt. 

„Bet der Erzeugung diefer feinen Sorte geht aufßeror- 
dentlich viel an Gewicht verloren. Nachdem aber der Tabak 
nit ın dem Maße höher bezahlt wird, als er von befferer 
Dualität ift, indem nur eine gewiffe höchfte Claſſe im Preife 
beftimmt ift, melche den Berluft an dem Gewichte nicht ver- 
gütet, fo lohnt fi) die Erzeugung befferer Sorten nidt. 

„Dan weiß in Ungarn gar gut, daß edlere Pflanzen eine 
größere Pflege verlangen, daß in ben Trodenhäufern und in 
den anderen Anftalten, die dazu nothwendig find, ein viel 
größerer Aufwand erforderlich ift, und der Tabakpflanzer 
würbe fih dazu herbeilaffen, wenn er fiher wäre, daß ihm 
Mühe und Koften erſetzt werden. 

„Würde alfo von Seite der Behörde auf diefe Berhält- 
niſſe Rüdfiht genommen und die Erzeugung eblerer Sorten 
durch in Ausficht geftellte entfprechend höhere Preiſe befördert 
werden, fo könnte allmälig ber foftjpielige Import ſich ver- 
mindern. 

„In diefem Angenblide ift es allerdings nicht möglich), 
daß der Tabakproducent überhaupt im größere Unkoſten ſich 
einlaffe, weil die Production fehr precär if. Sie ift eben 
abhängig von den Licenzen, bie endlich von Jahr zu Jahr 
ehr zweifelhaft fein können. 

„Es ift daher nothwendig, daß er auch die vollkommene 
Sicherheit habe, feine Mühe und Koften nicht vergeblich aufge- 

wendet zu haben. 

„Wenn die hohe Verfammlung meine Bemerkungen der 
Aufmerkſamkeit würdig findet, jo würde ich beantragen, daß 
nad) der Stelle des Hauptberichtes, wo es Heißt: 
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„Das Comité glaubt daher ſich darauf beſchränken zu 
follen, den erichöpfenden Bericht des Subcomites im An- 
ſchluſſe vorzulegen, und zu beantragen : 

„Der hohe Reichsrath möge die in bemjelben bezüglid 
der Beförderung der Cultur bes Tabaks, der Erleichterung 
in den Beziehungen zwijchen dem Producenten und den Ueber: 
nahmsorganen der thunlichft freien Handelsbewegung, endlich 
der Hebung bes Erports enthaltenen Andeutungen ber reifli- 
hen Prüfung und Würdigung des k. k. Finanzminifteriums 
empfehlen, insbejondere aber darauf antragen” — der Zuſatz 
eingeſchaltet werde: 

„Daß durch die entſprechende Begünſtigung der Erzeu- 
gung edlerer Tabakjorten im Inlande ber Toftjpielige Import 
ans dem Auslande allmälig vermindert werde, nnd daß fer- 
ner die in den allerhöchften Verordnungen vom 27. März’ 
u. ſ. f. wie im Berichte.“ 

Der Reiter des Finanzminifteriums bemerkte Hier- 
gegen, daß erfahrungsmäßig die Bodenbeichaffenheit und die 
klimatiſchen Verhältniffe in den überjeeifchen Ländern, nament⸗ 
ih in Amerika, die wefentlichen Bedingungen feien, durd 
welche das dortige Tabakblatt die vorzüglichere Güte, das 
Aroma und die Feiuheit erlangt, und daß die gleichen Ber- 
hältniffe diesfalls in Ungarn nicht beftehen. 

Er wolle keineswegs im Abrede fielen, daß eine fort- 
geſetzte fleißige und eifrige Behandlung auch ein befferes 
Product als bisher in Ungarn erzielen werde, aber gewiſſe 
Gattungen des Tabaks können lediglich unter befonderen Hi- 
matifchen und Bodenverhältniffen gewonnen werden, melde 
im Inlande nicht vorhanden feien. 

Sollte der eine oder der andere der Tabakpflanzer im 
Inlande den Verſuch, edlere Sorten zu erzeugen, machen, und 
diefer Verſuch mit Erfolg gekrönt werden, jo könne man fid 
verfichert halten, daß die Finanzverwaltung gewiß geneigter 
fein wird, beffere Preiſe für den inlänbifchen Tabak zn zah⸗ 
Yen, al8 die höheren Summen den ausländijchen linterneb- 
mern zulommen zu laffen. 

Der Minifter-Bräfident Graf Rechberg fügte biefen Be 
merkungen noch bei, die Regierung jet wohl jelbft von der 
Meberzengung durchdrungen, daß es in ihrem eigenen Inter 
effen liege, ebenfo den Tabakbau insbefondere wie bie För- 
derung der Bobdencultur im Allgemeinen fräftigft zu begün- 
ftigen. Sie fei daher bereit und entfchloffen, auf Erreichung 
dieſes Zieles mit Nachdruck hinzuwirken. Was aber bie geän- 
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Berten Wünſche betreffe, die Einfuhr fremden Tabaks zu ver- 
ringern und denjelben dur einheimifches Product zu er— 
Teßen, fo geht es mit dem Tabak gerade fo wie mit dem 
Hein. Es gebe verjhiedene Sorten Tabaf und verfcdhiedene 
Sorten Wein; das Publitum habe Gefhmad an der einen 
ober an der anderen Sorte, und bei dem beften Willen der 
Megierung werde e8 daher nicht möglich fein, gewiſſe aus— 
Ländijche Gattungen Tabak ganz auszuſchließen, weil fie von 
den im Inlande erzeugten Tabakſorten, namentlich feitdem 
Die Cigarren geraudht werden, zu fehr verfchieden feien. Das 
gelte beſonders von dem Havannahblatte. Die Havannah- 
Cigarren können felbft in den übrigen Theilen Ameritas nicht 
erzeugt werden. Das Klima der Havannah, der Boden und 
deſſen Berhältniffe jeten e8, die dem Blatte das ihm eigen- 
thümliche Aroma und die befondere Güte geben. Könnte man 
es in Ungarn dahin bringen, diefe Sorten zu erzeugen, fo 
würde e8 gewiß der ganzen Monarchie zum Gewinne gerei- 
chen, und es ſei ſehr anerfennenswerth, wenn darnach geftrebt 
wird. So lange diejes Ziel aber nicht erreicht wird, werde 
es immer nothwendig bleiben, dem Publikum auch diejenigen 
ausländifchen Sorten zu bieten, an denen e8 Geſchmack findet. 
Graf Apponyi ftellte die Nichtigkeit diefer Auseinander- 
feßung nicht in Abrede und erflärte, fein Antrag ſei auch 
nicht dahin gegangen, zu verfügen, daß der Import der aus» 
ländiſchen Blätter ſogleich aufhöre. Er Habe vielmehr nur 
durd eine entſprechende Begünftigung der Erzeugung edlerer 
inländiiher Sorten ein allmäliges Bermindern des Importes 
anregen wollen, jo daß, wenn aud) nicht aller Bedarf von Außen 
her plötzlich erjeßt werden könne, dies doch durch die edleren Sor- 
ten, die im Lande producirt werden, nad und nach erfolgen 
werde, wenn fie nur am Aerar auch einen Abnehmer fänden. 
Graf Rechberg ſprach hierauf die Ueberzeugung aus, 
daß der Herr Leiter des Finanzminifteriums auf jede möge 
fiche Weife die Hebung des Tabalbaues, insbejondere aud) 
was die Veredlung der Sorten betreffe, begünftigern werde. 
Reichsrath Fürſt Schwarzenberg wies darauf hin, daß 
die öfterreihifhe Monardie ein agricoler Staat jei, und 
daß diejenigen Momente, die der Agricultur zum Aufſchwung 
dienen, von Seite der Staatsverwaltung zu ergreifen und zu 
benügen wären. | 
Sollte die Agricultur blühen, fo müſſe Gelegenheit gege- 
ben werben, eine mannigfacdhe Production Yandwirthichaft- 
fiher Erzeugniffe zu erreihen. Nun fei der Tabak ein Pro- 
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dnet von Grund und Boden, und der Landwirth babe fomi: 
in diefer Pflanze einen Artilel mehr, den er produciren un! 
zu Markte bringen könne. An ber guten Qualität dieſer 
Pflanze im Inlande jei nicht zu zweifeln, wenn auch vie- 
leicht nicht jeder Geſchmack befriedigt werden könnte. Dir 
Mehrheit fet damit nicht zufrieden, und was dem Inländer 
munde, dürfte auch im Auslande Anklang finden. Er fin: 
fi) daher zu dem Antrage veranlaft, die hohe Staatsver- 
waltung möge auf die Production und den Erport des Ta: 
bafes die moͤglichſte Rüdfiht nehmen, und diefelben nad 
aller Thunlichkeit unterftügen. 

Bifhof Stroßmayer: „Ich erlaube mir den Antrag des 
Herrn Conte Borelli zu unterftügen und der hohen Staatsver— 
waltung zur möglichften Berüdfihtigung zu empfehlen. 

„Es ift befannt und in diefer hohen Berfammlung bereits 
hervorgehoben worden, daß Dalmatien ſich in nationalöfono- 
mifcher Beziehung in jehr ungünftigen Verhältniſſen befinder. 

„Ih glaube, daß Maßregeln der hohen Staatsvermal: 
tung, die geeignet find, bie Nachteile der Iſolirtheit Dat!- 
matiens und feines unwirthlichen Bodens aufzuheben, ur 
der Geredtigfeit, der Humanität und der Billigfeit, fomwic 
einer weifen und Eugen Politik entfprechen. 

„Herr Conte Borelli hat die hohe Berfammlung mit 
Recht auf die vergangene Größe Raguſas aufmerkſam ge- 
macht. Dieje Stadt fteht bei den Südſlaven in einer höchit 
ehrenvollen Erinnerung, Ragufa war eine Zeit lang für die 
ſüdſlaviſche Kultur und das geiftige Leben ein wahres Athen. 
Die Literatur Ragufas ift eine ausgezeichnete, und viele gei: 
ſtige Producte diefer Stadt können fid) mit den größten Pro- 
ducten der cultivirteften Nationen Europas meſſen. 

„Es geht daher Alles, was das materielle und moraliſche 
Wohl Dalmatiens und Raguſas betrifft, dem Herzen der 
Südſlaven fehr nahe. 

‚ „&onte Borelli bat erwähnt, daß ehedem in Dalmatien 
die Tabafpflanzung und Erzeugung eine fchwunghafte, der in 
Dalmatien gepflanzte Tabak ein vorzüglicher war, und daß 
eine Tabakfabrif in Ragufa mit großem Vortheile thätig ge- 
weſen jei. 

„Mir ift nicht befannt, warum dieſe für die arme Bevöl⸗ 
ferung Dalmatiens ſehr wichtige Erwerbsquelle verfiegte. 
Jedenfalls aber ift e8 ſehr angezeigt, die hohe Staatsver- 
waltung zu bitten, den Urfachen diefes Uebelftandes nadzufor: 
gen und nad Thunlichkeit und Möglichkeit abzuhelfen. - 
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„Ich Tann dabei nicht umhin, mir auch hinfichtlich Croa⸗ 
tiensg und Slavoniens einige Bemerkungen zu erlauben. 

„Auch Eroatien und Slavonien find vielfach in fehr un- 
günftigen national-ölonomifhhen Berhältniffen, und außerdem 
haften auf Grund und Boden und der Bevöllerung große 
Laſten, welche ſeit einigen Jahren den Wohlſtand der Ein- 
wohner ſinken maden. 

„Nebſt den allgemeinen Laften und Beichwerden haben 
aber Ervatien und Slavonien eigenthümliche Schwierigleiten 
zu befämpfen. 

„Die Bevölkerung Eroatiens und Slavoniens, dann Dal- 
matiens, ift befanntlich eine jehr dünne, was Mangel an Ar- 
beitsfraft, jehr hohe Arbeitslöhne und eine ſehr theuere Pro- 
buction zur Folge Bat. 

„Sm Slavonien insbefondere herrſcht ein fühlbarer Man- 
gel an geeigneten Commmnicationsmitteln, und die Folge ift, 
daß man die fehr theuer erzeugten Bodenproducte nur jehr 
ſchwer verwerthen kann, mas namentlich vom Weine gilt. 

„Unter ſolchen Berhältniffen ift es für einige Gegenden 
doppelt fühlbar, daß die Tabakpflanzung erjchwert oder gar 
unmöglid; gemacht wird. 

„Das Pojegaer Comitat in Slavonien hatte fih mit gro- 
gen Bortheilen der Tabalerzeugung gewibmet, darin feine 
Erhaltung und Ernährung gefunden. 

„Die Tabalpflanzen, bie dort erzeugt wurden, waren fehr 
beliebt. Seit der Einführung des Monopols ift aber diefem 
Comitate die Möglichkeit abgefchnitten, Tabak zu pflanzen 
und zu erzeugen. 

„Da der Boden dort fehr unwirthbar ift, fo wurde biefe 
Calamität dafelbft doppelt fühlbar. Ih weiß nicht, ob bie 
Urfache in den ungünftigften Beftimmungen des Patents oder 
in ber irrthümlichen Durchführung der damit betrauten 
Staatsorgane, oder vielleicht in beiden liegt, jedenfalls be- 
Ichäftigt fich die Bevöfferung nicht mehr mit diefem Probnct, 
und dies wirkt fehr nachtHeilig auf das Land zurüd. Ich glaube, 
daß das betreffende Comitat an die hohe Staatsverwaltung 
eine Bitte in diefer Beziehung geftellt Hat, und nehme mir 
die Freiheit, dieſen Gegenftand der Beachtung der Regierung 
dringlichft zu empfehlen, obwohl er außer meinen Berufs- 
fudien und meiner Befchäftigung Tiegt. 

„Antnüpfend an bie Anſchauungsweiſe, die geftern in ana- 
logen Gegenftänden in diefer hohen Verſammlung Ausbrud 
gefunden hat, dann an die Anträge des Grafen Barké czy 
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und bes Kürften Schwarzenberg, denen id) mich vollkommer 
anjchließe, erlanbe ich mir nurnoch eine Bemerkung zu madıer 

„E8 ift geftern der Wunſch der Verſammlung ausgeipre 
hen worden, daß der Induftrie Defterreih8 jede möglid: 
Begünftigung von Seite des Staates zu Theil werbe, um 
es ift das richtig umd recht, weil die Induftrie nach meine 
Ueberzeugung ein vorzüglicher Factor der nationalen Proipe 
rität Oefterreihs ift. Allein, wenn es wahr und anerkanr 
ift, daß die Indnftrie ein ſehr wohl zu berüdfihtigendes Elt 
ment der öffentlichen Wohlfahrt in Defterreich bildet, jo mu? 
man andererjeit8 auch anerfennen, daß ein bei weitem gr: 
Beres , bedeutenderes und ben natürlichen Verhältniſſen des 
öfterreichifchen Kaiferftaates entiprechenderes Element die Bo: 
dencultur und Alles, was darauf berubt, fei, und daß ma: 
im wohlverftandenen Staatsinterefie volle Urſache habe, au! 
diefes Element in jeder Beziehung zu berüdfichtigen. 

„Fürſt Schwarzenberg hat die Bemerlung gemadı:. 
„Defterreich fei ein agricoler Staat.” Gewiß tft es ein Agr: 
culturftaat im edelften Sinne. Die reichten und ergiebigfte: 
Quellen ODefterreihs find Grund und Boden, und diefe re: 
hen Schäge find im größten Theile des Neiches noch uner— 
fchloffen und für die öffentliche Wohlfahrt noch nicht benükt. 
Es ift befannt, daß in Ungarn, Kroatien und Slavonien 
faum die Hälfte des Grundes und Bodens ausgebeutet wird, 
oder aud nur urbar gemacht ift, die andere Hälfte liegt 
brach. Man hat als Gründe diefer Erjheinung die grofe 
Steuerlaft, Mangel au Geld und Credit, und in Ungarn. 
Eroatien, Slavonien und Dalmatien aud den Mangel ar 
genügenden Arbeitsträften angegeben. Das wohlverftanvden: 
Staatsintereffe erheifht e8 nun, daß Alles auf das forgfäl: 
tigfte vermieden werde, was direct ober indirect beitragen 
kann, diejenigen Laften, die auf Grund und Boden haften. 
in irgend einer Weife zu vermehren; im Gegentbeil, daß Alles 
geſchehe, was direct oder indirect die gedeihliche Entwicklung 
ber Bodencultur zu fördern und auszubeuten geeignet iſt. Et 
muß Alles gefchehen, was bewirten kann, daß Geld und Credi: 
vorzugsmweife der Hebung der Bobdencultur fi) zumenden 
Wetter ift im mwohlverftandenen Intereſſe des Staates alle 
Dasjenige zu vermeiden, was direct oder indirect beitragen 
kann, die ohnedies dünne Bevölferung und bie ohnedies un: 
genügenben Arbeitslräfte ber Bodencultur zu entziehen nn 
fie ſolchen Unternehmungen bienfibar zu machen, die, weil fe 
nit den natürlich, gegebenen Berhältniffen entſprechen, fon- 





Aebe des Grafen Andräfiy, 685 


dern nur Folge der Fünftlihen Entwidiung find, keine Aufunft 
haben. Endlich) muß Alles geichehen, was eine gehörige national- 
ötonomifche möglichft productive Thätigkeit hervorrufen fan.” 

Der Leiter des Finanzminifteriums erffärte, in Be- 
treff des Pofegaer Comitat8 gegenwärtig nicht in ber Lage zu 
fein, eine Aufflärung über den dort eingeftellten oder vermin- 
derten Tabafbau geben zu können. Was aber den Tabakbau in 
Croatien und Slavonien anbelange, jo habe derjelbe im Allge- 
meinen aud) dort unter der Herrichaft des Monopols jehr zuge- 
nommen. Bom Jahre 1852 bis 1859 habe fich die erzeugte 
Menge von 5000 auf 21,000 Centner gehoben. Der große Auf- 
ſchwung in Ungarn und defjen ehemaligen Nebenländern über- 
haupt gehe ohnedies aus den ftatiftifchen Nachweilungen hervor, 
nad) welchen die Erzeugung von 271,000 auf 1.479,000 Cent⸗ 
ner geftiegen ift. 

Dies liefere wohl den beften Beweis, daß die Hegierung 
bei der Feftjegung der Preife, bei der Klaffifteirung und über- 
haupt bei der ganzen Einlöfung billig zu Werke gegangen ift. 

Wenn die Pflanzer fi) bei der Tabakeinlöfung nicht wohl 
befunden hätten, jo würden fie den Tabakbau nicht in fo 
enormen Dimenfionen vermehrt haben. 

Graf Hartig verzichtete mit Rückſicht auf das bereits 
vom Grafen Apponyi und dem Fürften Schwarzenberg 
Geſagte auf das Wort. 

Reichsrath Graf Nani-Diocenigo empfiehlt dem Reiche» 
rathe tie fogenannten Sette comuni in der Provinz Vicenza 
mit dem angrenzenden Gebiete, welche ſchon unter der vene— 
ttanifhen Nepublif das Privilegium der Tabakpflanzung 
erlangt hätten. Es fei von dorther ſchon ein Geſuch einge- 
reicht worden, auf daß dem genannten Diftricte diefe, man 
fönnte jagen, einzige Nahrungsquelle nicht entzogen werde, 
da die Fruchtbarkeit des Bodens jener Bevölferung nicht 
hinlängliche Subfiftenzmittel verſchafft. 

Wenn biefe Bitte nicht bereits erledigt oder nicht günftig 
erledigt worden fein follte, jo glaubt Graf Nani-Mocenigo 
den Anlaß benüßen zu follen, um diefe Angelegenheit dem 
Keichsrathe und der Regierung wärmftens anzuempfeblen. 

Reichsrath Baron Zigno erklärte den Antrag des Grafen 
Kani-Mocenigo mit Wärme unterftügen zu müſſen. 

Graf Andräfiy: „Ich muß dem Antrage, den Graf 
Apponyi geftellt hat, beitreten. Der Preis des ausländifchen 
Tabaks beträgt im Durchſchnitte, wenn ich mich recht erinnere, 
das Fünffache deffen, was der Staat für den inländiſchen 
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Tabak zahlt. Es gibt aber auch ausländifhe Sorten, Die ur 
das Zwölf bis Dreizehnfache im Preife höher fiehen. ©: 
fcheint nun nicht nöthig, diefe hohen Preife ſchon beim erfr 
Anfange für den inländifhen Tabal zu zahlen. Man gek 
vorläufig nur mehr als jeßt. f 

„Es murde ferner in Frage geftellt, ob die Bodenqualiti: 
in Ungarn dazu geeignet wäre, beflere Sorten zu erzengen 
Wenn ich recht unterrichtet bin, jo hat die hohe Staatsregie 
rung dor einigen Sahren einen bed Tabakbaues kundiget 
Mann vom Auslande fommen und ihn Ungarn bereifen laſſen. 
deſſen Berdict dahin gelautet hat, daß die Boden- und Timo: 
tiichen Verhältniſſe ganz geeignet jeien, um die befien un! 
feinften Tabakſorten zu erzeugen, die vorhandenen Mängel 
feien nur in der Cultur und namentlid in der Sortirung 
des Tabaks gelegen, bei welcher letzteren bie größten Fehler 
eintreten. Es handelt fi auch nicht darum, alle ausländijchen 
Sorten wie alle Sorten von Havannah-Figarren zu erzeugen. 
Das aus dem Auslande importirte Quantum von Tabak if 
fo groß und deſſen Sorten find fo mannigfaltig, daß man 
vor der Hand zufrieden fein fan, wenn man langjam einige 
Sorten erzeugt, welche die ausländijchen eine nad) der andern 
überflüffig machen. | 

„Dem Herrn Leiter des Finanzminifteriums Hat es befiebt 
zu fagen, daß man von dem Erporte feine zu überjpannten 
Hoffnungen hegen dürfe. Das glaube ih, weil der Handel 
jeßt ganz darnteder liegt — und es ſehr ſchwer ift, denſelber 
wieder in jein früheres Geleife zu bringen. Ih muß aber 
erinnern, daß vor dem Sahre 1848 über 150,000 Sentner 
alſo das Dreifache des jegigen Duantums wirklich erportirt 
wurden. 

„Bei der Willfährigleit von Seite des Herrn Minifter- 
präfidenten und des Herrn Leiters des Finanzminiftleriums, 
den Export zu begünftigen, werde ich feinen Antrag fielen, 
muß aber erwähnen, was ich hauptfächlich zur Hebung det 
Erportes für nothwendig Halte, wenn auch der Herr Leiter 
des Finanzminifteriums davor zurüdichreden jollte. 

„Wenn ein Erport ohne Sortirung des inländifchen Te 
bafs vor der Hand nicht möglich ift, weil die Erzeugumg 
nicht auf einer jo Hohen Stufe fteht, jo wäre zu berüdfidti: 
gen, ob e8 nicht thuulich fei, daß das hohe Aerar diejen 
ausjortirten Tabak um eineu geringeren herabgefegten Preis 
ankaufe. 

„Zu allen Unternehmungen gehört ein Betriebscapital, es 
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2i ein moraliſches oder ein materielles, alfo man wage etwas 
‚nz dieſen Gegenfiand und fördere fo den Export. 

„Das Monopol abzujchaffen, wurde zwar nicht proponirt, 
och Hat Herr Reichsrath Dr. Strajfer einige Bemerkungen 
aran gefnüpft und empfohlen, zu unterſuchen, ob die Auf- 
ebung des Monopols in der Zukunft nicht möglich wäre. 
Benm er zugibt, daß das eine jehr kühne Maßregel ſei, fo 
ann id) dies nur beftätigen und muß beifügen, daß die Zeiten 
‚er Erperimente jegt vorüber fein dürften und nicht wieder- 
ehren follten. In diefem Augenblide wäre gar nichts zu wagen, 
end dasjelbe Motiv, welches bezüglich der Salgpreije geltend 
zemacht wurde, nämlih, daß man im Augenblide e8 nicht 
ür gerathen Halte, dieſelben herabzuſetzen, dasfelbe Motiv 
ritt and) bei den ZTabalpreifen ein.“ 

Der Reiter des Finanzminifteriums: „Ich erlaube 
mir, dem verehrten Herren Grafen Andraͤſſy zu bedenten zu ge= 
ben, daß e8 doch ein jehr gewagtes Experiment wäre, wenn die 
Staatsverwaltung fänmtliche ausfortirte Gattungen von Ta 
bafblättern übernehmen wollte. Das würbe, ftatt der Hebung 
und Bereblung des Tabakbaues einen Impuls zu geben, 
gerade nur der Bequemlichkeit und Trägheit Thür umd Thor 
öffnen. Man würde auf die Eultur des Tabaks nichts ver- 
wenden, weil man weiß, daß ein unglüdfeliger Gefammt- 
abnehmer, nämlich der Staat, vorhanden nnd verpflichtet ift, 
Alles, auch das Allerfchlechtefte, anzunehmen. Das wäre ein 
Wagniß, welches zu feiner Zeit, am allerwenigften aber bei der 
gegenwärtigen Finanzlage Oeſterreichs gerechtfertigt erſchiene. 

„Sc glaube, daß man dem inländiichen Tabakbau einen 
entfpredenden Sporn zur Bereblung und Berbefferung der 
Cultur durch angemeffenere Einlösmodalitäten geben jolle, was 
bisher geihah, — und womit in nationalölonnmifcher Be⸗ 
ziehnung mehr gethan if, als durch die angetragene Art und 
Weiſe, bei welcher man nicht dem ftrebfamen Eifer und der 
Rührigkeit, jondern der Bequemlichkeit nnd dem Nichtsthun 
zu Hilfe fommen würde.“ 

Reichsrath v. Majläth: „Ich glaube nur auf zwei Be- 
merfungen bes Herrn Leiters bes Finanzminifteriums, obſchon 
diefelben größtentheils ihre Beantwortung bereits gefunden 
haben, zurüdfommen zu follen, ba ich biefelben nad den 
befonberen Berhältniffen des Landes, welchem ich fpeciell an⸗ 
gehöre, für bejonders wichtig halte, 

„Die erfte Bemerkung ging dahin, daß die ungarifchen 
Blätter nicht jene Feiuheit haben, welde dem verwöhnten 
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nen Erleichterungen auf alle jene Länder ausgedehnt werden 
mögen, in welchen ber Tabafbau betrieben wird, wornadh bei» 
zufügen fäme: oder welde wie Dalmatien vorzäglid 
für denjelben geeignet find.“ 

Diefer Beifat dürfte genügen, ohne daß direct eine weitere 
Specialifirung eingefchaltet zu werden brauchte. 

Reichsrath Graf Hartig unterftühte diefen Antrag, wenn 
in dieſem Zuſatze Dalmatiens ausdrüdli Erwähnung gefchehe. 

Biſchof Stroßmayer behielt fid) das Wort für den Fall 
bor, wenn ber Antrag angenommen und die Debatte nod) fort- 
gejetst werden follte, worüber Graf Elam bemerkte, nur eine 
Formulirung vorgefchlagen zu haben, damit die Debatte mit 
Räckſicht auf den formulirten Antrag fortgejeßt werben könne. 

Reichsrath Dr. Straffer: „Das Comitsé hat fich dahin 
ausgejprochen, daß in Anbetracht der gegenwärtigen, im Budget 
für 1861 berüdfichtigten Finanzverhältniffe der öſterreichiſchen 
Monarchie die Srage, ob das Monopol beibehalten oder aufge- 
laffen werden fol, — außer Erörterung bleiben müfje. Ich be» 
greife fehr wohl, daß bei der gegenwärtigen Finanzlage dem 
Staate eine jo reichhaltige Einfommensquelle, wie jene aus dem 
Zabafmonopol, nicht entzogen werden kann. Allein nach meiner 
Anficht find alle jene Monopole, welche bie Freiheit der Enltnr 
und die Benützung des Grundes und Bodens bejchränten, in 
national-wirthichaftlicher Beziehung die allerfhädlichften, und 
ich glaube, daß es in der Aufgabe des hohen Reichsraths Liege, 
die Staatsregierung zu bitten, e8 möchte die Frage, ob und in- 
wieferne und in welcher Zeit auf die Auflaffung des Monopols 
. bingearbeitet werden könnte, einer weitern Erwägung unterzo- 
gen werden. Wenn man einwendet, daß es nicht möglich jei,. die 
Einnahmen aus dem Tabatmonopol zu entbehren,, fo fcheint 
mir, ohne mir eine befondere Einfiht und Kenntniß in der Fi- 
nanzwifjenjchaft zuzumuthen, denn doch dieje geradezu abfpre- 
hende Behauptung etiwas zu gewagt zu jein. Wenn dur ein 
entfprechendes Abbditionale zur Grundſteuer in allen denjenigen 
Ländern, welche Tabak bauen, ein Theil des Erträgniffes her⸗ 
eingebracht, wenn durch die der Privatinduftrie überlaffene Fa⸗ 
brikation und durch die Befteuerung der betreffenden Fabrika⸗ 
tion ebenfalls ein nicht unbeträchtliches Ergebniß erzielt, — 
wenn endlich der Verſchleiß des Tabaks einer befondern Ricenz- 
gebühr allenfalls nad) Berhältniß ber Bevölkerung und Aus: 
dehnung des BVBerfaufsgefchäfts im Verſchleißorte befegt würde, 
— ſo dürfte ſich hierin ein nicht ganz unverhältnigmäßiges 
Aequivalent finden, Zudem muß man bei folhen Mafiregeln — 
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die freilich zu den fühnen gehören — immer in Berüdfihtigung 
ziehen, welchen Aufihwung die Nationalwirthichaft überhaupt 
und vorzüglich in eben jenen Ländern nehmen würde, welche 
vermöge ihrer Bodenbejchaffenheit und ihrer fonftigen Verhält- 
niffe geeignet find, ein gutes Product hervorzubringen. Und 
was vom Herrn Reichsrathe Grafen Barkoͤczy im Bezug auf 
den Erport geſprochen worden ift, das, glaube ich, würde ſich 
nur dann verwirklichen laflen, wenn das Land durch Sreigebung 
der Enltur in die Lage käme, weſentliche Berbefjerungen in ber 
Production des Tabals einzuführen. Die von der Regierung 
verfügte Beihränfung des Anbaues mag einige Gründe für fid 
haben; allein mir fcheint, daß die Regierung immer zu weit 
geht, wenn man in irgend einem Lande vorfchreibt, wie viel an 
Bodenproducten angebaut oder wie viel unterlaffen werden foll. 
Es ift zwar wahr, daß es fi hier um ein Monopol handelt, 
allein man erkläre lieber im Boraus nicht mehr als ein be- 
ftimmtes Quantum abnehmen zu können, dann werben fich die 
Leute jelbft befchränfen. Wenn fie aber demungeadhtet größere 
Quantitäten von Tabak anbauen, fo dürften allerdings Erleich- 
terungen für den Export zmedmäßig fein. Ich würde mir daher 
mit Rüdficht auf die entwidelten Gründe und im Hinblick auf 
den Umftand, daß in Südtirol ganz vorzüglicher Tabak erzeugt 
wird, und daß die Einführung des Monopols dafelbft, ungead)- 
tet die Regierung in großmüthiger Weiſe die Tabakpflanzer und 
Tabakfabrilanten entichädigte, dennoch eine große Unzufrieden- 
heit und Mißſtimmung verurfacht hat, erlauben vorzufchlagen, 
e8 möge dem Abſatze des Comiteberichts, wo e8 heißt: „Ueber- 
gehend auf die Einnahmen vom Tabakmonopol u. f. w.“ bie 
Modification eingejchaltet werben: „ift der Reihsrath 
zwar überzeugt, bet der gegenwärtigen für das 
Budget 1861 maßgebenden Finanzlage die Auflaf- 
fung des Tabalmonopols nicht beantragen zu kön— 
nen. Er glaubt jedoch nicht unterlaffen zu follen, 
der hohen Staatsverwaltung die Bitte zu unter- 
breiten, daß die Möglichleit wegen feiner zeitigen 
Auflaffung des Monopols umſomehr ſchon jegt 
in reiflide Erwägung gezogen werden wolle, als 
e8 unbeftreitbar ift, daß Monopole, welde bie 
freie Eultur und Ausbeutung des rundes und 
Bodens befhränten, in nationalwirthichaftlider 
Beziehung zu den ſchädlichſten gehören.” Das ift 
unverfennbar, daß derjenige, der Steuern und Abgaben zahlt, 
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aud) in der Ausnügung feines Grundes und Bodens feiner wei- 
tern Beſchränkung unterworfen werden ſoll. 

„In Tirol iſt die Einführung des Monopol mit großer 
Strenge durchgeführt und jogar auf das jogenannte „Laus⸗ 
frant“ ausgedehnt worden, welches die Bauern zu Beteri=- 
närzmweden gepflegt haben, aber auch zum Theile wegen ihrer 
Armuth als Rauchtabak benütten. Dies hat jehr übles Blut 
gemadt. Ich kann mich erinnern, daß im Jahre 1848 Se. 
faif. Hoheit der höchftfelige Herr Erzherzog Johann, der als 
Alter ego im Lande war, über die gemachten Borfteluugen 
und Bitten, diefes fogenannte Lauskraut bauen zu dürfen, 
die Bewilligung hiezu im Einvernehmen mit dem damaligen 
FSinanzminifterium ertheilt hat, und daß diefe Eoncefjion mit 
großem Danke aufgenommen wurde. &8 ift diejes Kraut oh⸗ 
nehin fein Handelsartifel, und der Staat daher durch dieſe 
Bewilligung wenig beeinträdtigt. Mit Bedauern babe ich 
aber erjehen, wie in der Folge diefe Eonceflion vou dem Fi- 
nanzminifterium wieder aufgehoben und die Zuſicherung eines 
Prinzen des Taiferliden Haufes zurüdgenommen worden ift, 
wodurd eine höchfte Perſönlichkeit compromittirt erfcheint. 

„Ih würde alſo dem hohen Reichsrathe vorfchlagen, daß, 
wenn im gegemmwärtigen Augenblide von einer Freigebung 
des Monopol® auch Teine Rede fein kann, es doch wenigſtens 
der reiflichften Erwägung der hohen Staatsbehörde empfoh- 
fen werben möge, dieſe Frage eindringlicher Studien zu wür⸗ 
digen und darüber feiner Zeit das Weitere allenfalls durch 
eine Enquêtecommiſſion oder in welcher Art und Weife immer 
zu veranlafien. Wenn wir überhaupt fo glüdlich find, im 
Laufe der Zeit mit unferer Finanzwirthſchaft in eine beffere 
Lage zu kommen, fo wird gewiß auch auf eine Steuererleidh- 
terung hingewirkt werden, und wenn man zu diefem Ende 
das Monopol, welches auf Grund und Boden laftet, aufbebt, 
fo wird dieſes fiher dankbar aufgenommen werden, Das Ta⸗ 
bafmonopol fteht übrigens mit ben Grumdfägen im Wider- 
ſpruch, welche die Regierung angenommen hat. 

„Man bat den Grund und Boden auch in Ungarn ent⸗ 
laftet, Frohnen und Grundgiebigleiten aufgehoben oder wenig⸗ 
ftiens abgelöft und auf der anderen Seite legte man dem 
Lande neue Beſchränkungen auf. 

„Man Löft die Servituten ab, oder regulirt fie wenig- 
ſtens, und führt durch das Tabalmonopol eine größere Be- 
ſchränkung ein, als alle anderen waren.” 

Graf Apponyi: „Ich bin mit dem Berichte des Comi⸗ 
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tes, auf welchen Graf Barkoͤczy fich beruft, volllommen 
einverflanden, daß ich mich aller Details hierüber enthalten 
aun. 

„Nur eine Idee finde ich in dem Berichte des Subco- 
mités nicht berührt, auf welche ih) aus Anlaß der Ermwibe- 
rung des Herrn Leiters des Finanzminifteriums hin- 
zuweiſen mir erlaube. 

„Es ift von Str. Excellenz bemerkt worden, daß gewiſſe 
edlere Sorten des Tabaks aus dem Auslande importirt wer- 
den müffen, und daß aus biefem Grunde der foftfpielige 
Import nicht entbehrt werden fünue. Die Sade fteht nun 
allerdings fo, aber fie könnte abgeändert werden, Wir in Un- 
garn (und ich bin auch Tabalerzeuger) könnten diefelben Dua- 
litäten wie das Ausland erzeugen, was angeftellte Verſuche 
beftätigten, aber fie werden uns nicht bezahlt. 

„Bei der Erzeugung diefer feinen Sorte geht aufßeror- 
dentlich viel an Gewicht verloren. Nachdem aber der Tabaf 
nit in dem Maße höher bezahlt wird, als er von befferer 
Dualität ift, indem nur eine gewiſſe höchfte Claſſe im Preiſe 
beftimmmt ift, welche den Berluft an dem Gewichte nicht ver⸗ 
gütet, fo lohnt fi) die Erzeugung befferer Sorten nidt. 

„Man weiß in Ungarn gar gut, daß edlere Pflanzen eine 
größere Pflege verlangen, daß in den Trodenhäufern und in 
den anderen Anftalten, die dazu nothwendig find, ein viel 
größerer Aufwand erforberlih ift, und der Tabakpflanzer 
würde fi) dazu herbeilaffen, wenn er fiher wäre, daß ihm 
Mühe und Koften erjett werden. 

„Würde alfo von Seite der Behörde auf diefe Verhält- 
niffe Rüdficht genommen und die Erzeugung edlerer Sorten 
durch in Ausficht geftellte entfprechend höhere Preife befördert 
werben, fo fünnte allmälig der koftfpielige Import ſich ver- 
mindern. 

„In diefem Augenblide ift es allerdings nicht möglich, 
daß der Tabakproducent überhaupt in größere Unkoſten fich 
einlaffe, weil die Production fehr precär if. Sie ift eben 
abhängig von den Licenzen, die endlich von Jahr zu Jahr 
ſehr zweifelhaft fein können. 

„Es ift daher nothwendig, daß er auch bie volllommene 
Sicherheit habe, feine Mühe und Koften nicht vergeblich aufge- 
wendet zu haben. 

„Wenn die hohe VBerfammlung meine Bemerkungen der 
Aufmerkfamleit würdig findet, fo würde ich beantragen, daß 
nad) der Stelle des Hauptberichtes, wo e8 heißt: 


680  Bierzehnte Sitzung yon 19. September 1860. 


„Das Comité glaubt daher fi darauf beſchränken zu 
follen, den erichöpfenden Beriht des Subcomites im An- 
fchluffe vorzulegen, und zu beantragen: 

„Der hohe Reichsrath möge die in demfelben bezüglich 
der Beförderung der Eultur des Tabaks, der Erleichterung 
in den Beziehungen zwifchen dem Producenten und den Weber: 
vnahmsorganen der thunlichft freien Handelsbewegung, endlich 
der Hebung des Erports enthaltenen Andeutungen der reifli- 
hen Prüfung und Würdigung des k. k. Finanzminifteriums 
empfehlen, insbejondere aber darauf antragen” — der Zujak 
eingefchaltet werde: 

„Daß dur die entſprechende Begünftigung der Erzeu- 
gung edlerer Tabakjorten im Inlande der koſtſpielige Import 
aus dem Auslande allmälig vermindert werde, und daß fer- 
ner die in den allerhöchften Verordnungen vom 27. März“ 
u. f. f. wie im Berichte.“ 


Der Leiter des Finanzminifteriums bemerkte bier- 


gegen, daß erfahrungsmäßig die Bodenbefchaffenheit und die 
klimatiſchen Verhältntffe in den überjeeifchen Ländern, nament- 
Ih in Amerika, die wefentlihden Bedingungen feien, durch 
welche das dortige Tabakblatt die vorzüglichere Güte, das 
Aroma und die Feinheit erlangt, und daß die gleichen PVer- 
hältniffe diesfalls in Ungarn nicht beftehen. 

Er wolle feineswegs in Abrede ftellen, daß eine fort- 
gefetste fleiige und eifrige Behandlung auch ein befferes 
Product als bisher in Ungarn erzielen werde, aber gemiffe 
Gattungen des Tabaks künnen lediglich unter befonderen kli⸗ 
matifchen und Bodenverhältniffen gewonnen werden, welche 
im Inlande nicht vorhanden ſeien. 

Sollte der eine oder der andere der Tabakpflanzer im 
Inlande den Verſuch, edlere Sorten zu erzeugen, machen, und 
diefer Verſuch mit Erfolg gekrönt werden, fo fünne man fi 
verfichert halten, daß die Finanzverwaltung gewiß geneigter 
fein wird, beflere Preife für den inlänbifhen Tabak zu zah- 
Yen, als die höheren Summen den ausländifchen Unterneh- 
wern zukommen zu laflen. 

Der Minifter-Präfident Graf Rechberg fügte dieſen Be- 
merkungen noch bei, die Regierung fei wohl ſelbſt von der 
Ueberzeugung durchdrungen, daß es in ihrem eigenen Inter⸗ 
effen liege, ebenfo den Tabakbau insbejondere mie bie För- 
derung der Bodencultur im Allgemeinen kräftigſt zu begün- 
fligen. Sie fei daher bereit und entjchlofien, auf Erreichung 
biefes Zieles mit Nachdruck hinzuwirken. Was aber bie geäu- 
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ßerten Wünſche betreffe, die Einfuhr fremden Tabaks zu ver- 
ringern und denfelben dur einheimifches Product zu er- 
ſetzen, jo geht es mit dem Tabak gerade fo wie mit dem 
Wein. Es gebe verfchiedene Sorten Tabak und verjdiedene 
Sorten Wein; das Publikum habe Gefhmad an der einen 
oder an der anderen Sorte, und hei dem beiten Willen der 
Regierung werde es daher nicht möglich fein, gewiſſe aus- 
fändifche Gattungen Tabak ganz auszufchließen, weil fie von 
den im Inlande erzeugten Zabalforten, namentlich ſeitdem 
die Eigarren geraucht werden, zu jehr verjchieden feien. Das 
gelte bejonders von dem Havannahblatte. Die Havannah- 
Cigarren können jelbft in den übrigen Theilen Ameritas nicht 
erzeugt werden. Das Klima der Havannah, der Boden und 
deſſen Verhältniſſe feien es, die dem Blatte das ihm eigen- 
tHümliche Aroma und die befondere Güte geben. Könnte man 
e8 in Ungarn dahin bringen, diefe Sorten zu erzeugen, fo 
würde es gewiß der ganzen Monarchie zum Gewinne gerei- 
hen, und es fei jehr anerlennenswerth, wenn darnach gejtrebt 
wird. So lange diefes Ziel aber nicht erreicht wird, werde 
e8 immer nothwendig bleiben, dem Publifun aud) diejenigen 
ausländifchen Sorten zu bieten, an denen es Gejchmad findet. 
Graf Apponyi ftellte die Richtigkeit diefer Auseinander- 
ſetzung nicht in Abrede und erflärte, fein Antrag fei auch 
nicht dahin gegangen, zu verfügen, daß der Import der aus» 
ländifchen Blätter ſogleich aufhöre. Er habe vielmehr nur 
durch eine entſprechende Begünftigung der Erzeugung eblerer 
inländifcher Sorten ein allmäliges Bermindern des Importes 
anregen wollen, jo daß, wenn auch nicht aller Bedarf von Außen 
ber plötslich erfeßt werden könne, dies doc) durch die edleren Sor- 
ten, die im Lande producirt werden, nad und nad) erfolgen 
werbe, wenn fie nur am Aerar aud) einen Abnehmer fänden. 
Graf Rehberg ſprach hierauf die Ueberzeugung aus, 
daß der Herr Leiter des Finanzminifteriums auf jede mög- 
fie Weife die Hebung Yes Tabakbaues, insbefondere auch 
was die Beredlung der Sorten betreffe, begünftigen werde, 
Reichsrath Fürft Schwarzenberg wies darauf Hin, daß 
die öfterreihifhe Monardie ein agricoler Staat fei, und 
daß diejenigen Momente, die der Agricultur zum Aufſchwung 
dienen, von Seite der Staatsverwaltung zu ergreifen und zu 
benüten wären. 
Sollte die Agricultur blühen, jo müffe Gelegenheit gege- 
den werden, eine mannigfadhe Production Iandwirthichaft- 
licher Erzeugniffe zu erreichen. Nun fei der Tabak ein Pro- 
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duct von Grund und Boden, und der Landwirth Habe fomit 
in diefer Pflanze einen Artikel mehr, den er probuciren um 
zu Markte bringen fünne An der guten Qualität dieſer 
Pflanze im Inlande fei nicht zu zweifeln, wenn auch vie: 
Yeicht nicht jeder Geſchmack befriedigt werden könnte. Bir 
Mehrheit fei damit nicht zufrieden, und was dem Inländer 
munde, dürfte au im Auslande Anklang finden. Er finde 
fi) daher zu dem Antrage veranlaßt, die hohe Staatsver— 
mwaltung möge auf die Production und den Erport des Ta: 
bafes die möglichfte Rüdfiht nehmen, und biefelben nad 
aller Thunlichkeit unterftügen. 

Biſchof Stroßmadyer: „Ich erlaube mir den Antrag des 
Herrn Conte Borelli zu unterftügen und der hohen Staatsver—⸗ 
waltung zur möglichften Berüdfihtigung zu empfehlen. 

„Es ift befannt und in diefer hohen Verſammlung bereits 
hervorgehoben worden, daß Dalmatien fi) in nationalöfono- 
miſcher Beziehung in fehr ungünftigen Verhältniffen befindet. 

„Sch glaube, daß Mafregeln der hohen Staatsvermwal- 
tung, die geeignet find, die Nachtheile der Iſolirtheit Dai- 
matiens und feines unwirthlichen Bodens aufzuheben, nur 
der Gerechtigkeit, der Humanität und der Billigleit, fowie 
einer weifen und Mugen Politif entfprecdhen. 

„Herr Conte Borelli bat die Hohe Berfammlung mit 
Neht auf die vergangene Größe Ragufas aufmerfjan ge: 
macht. Diefe Stadt fteht bei den Südflaven in einer höchſt 
ehrenvollen Erinnerung, Ragufa war eine Zeit lang für die 
füdflavifhe Cultur und das geiftige Leben ein wahres Athen. 
Die Literatur Raguſas ift eine ausgezeichnete, und viele gei- 
flige Producte diefer Stadt können fi mit den größten Pro: 
ducten der cultivirteften Nationen Europas meſſen. 

„Es geht daher Alles, was das materielle und moralijche 
Wohl Dalmatiens und Raguſas betrifft, dem Herzen der 
Südflaven fehr nahe. Ä 

„Conte Borelli hat erwähnt, daß ehedem in Dalmatien 
die Tabakpflanzung und Erzeugung eine ſchwunghafte, der in 
Dalmatien gepflanzte Tabaf ein vorzüglicher war, und daB 
eine Tabakfabrik in Ragufa mit großem Vortheile thätig ge: 
wefen ſei. 

„Mir tft nicht befannt, warum biefe für die arme Bevöl- 
ferung Dalmatiens fehr wichtige Erwerbsquelle verfiegte. 
Sedenfalls aber ift es fehr angezeigt, die hohe Staatsver⸗ 
waltung zu bitten, den Urſachen dieſes Uebelftandes nachzufor⸗ 
fen und nad Thunlichkeit und Möglichkeit abzubelfen. - 
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„Ich kann dabei nicht umhin, mir auch hinſichtlich Eron- 
tiens und Slavoniens einige Bemerkungen zu erlauben. 

„Auch Croatien und Slavonien find vielfach in ſehr un- 
günftigen national-ökonomiſchen Verhältniffen, und außerdem 
haften auf Grund und Boden und der Bevölferung große 
Laſten, welche feit einigen Jahren den Wohlftand der Ein- 
wohner finfen machen. 

„Nebſt den allgemeinen Laſten und Befchwerden haben 
aber Kroatien und Slavonien eigenthümlihe Schwierigkeiten 
zu befämpfen. 

„Die Bevölferung Croatiens und Slavoniens, dann Dal- 
matiens, ift befanntlich eine fehr dünne, was Mangel an Ar- 
beitsfraft, jehr hohe Arbeitslöhne und eine jehr theuere Pro- 
durction zur Folge hat. 

„In Slavonien insbefondere herricht ein fühlbarer Man- 
gel an geeigneten Communicationsmitteln, und die Folge tft, 
daß man die fehr theuer erzeugten Bodenproducte nur fehr 
ſchwer verwerthen kann, was namentlich vom Weine gilt. 

„Unter ſolchen Berhältniffen ift e8 für einige Gegenden 
doppelt fühlbar, daß die Zabafpflanzung erſchwert oder gar 
unmöglich gemacht wird. 

„Das Poſegaer Comitat in Siavonien Hatte fid) mit gro- 
fen BVortheilen der Tabaferzeugung gewidmet, darin feine 
Erhaltung und Ernährung gefunden. 

„Die Tabakpflanzen, die dort erzeugt wurden, waren jehr 
beliebt. Seit der Einführung des Monopols ift aber diefem 
Comitate die Möglichkeit abgefchnitten, Tabak zu pflanzen 
und zu erzeugen. 

„Da der Boden dort fehr unmirthbar ift, fo wurde diefe 
Calamität dafelbft doppelt fühlbar. Ih weiß nicht, ob die 
Urfache in den ungünftigften Beftinmungen des Patents oder 
in der irrthümlichen Durchführung der damit betrauten 
Staatsorgane, oder vielleicht in beiden liegt, jedenfalls be- 
Ihäftigt fih die Bevölkerung nicht mehr mit diefem Product, 
und dies wirft ſehr nachtheilig auf das Land zurüd. Ich glaube, 
daß das betreffende Comitat an die hohe Staatsverwaltung 
eine Bitte in diefer Beziehung geftellt hat, und nehme mir 
die Freiheit, diefen Gegenftand der Beachtung der Regierung 
dringlichft zu empfehlen, obwohl er außer meinen Berufs- 
Rudien und meiner Beichäftigung liegt. 

„Anknüpfend an die Anſchauungsweiſe, die geftern in ana- 
logen Gegenftänden in biefer hohen Verſammlung Ausdrud 
gefunden bat, dann an die Anträge des Grafen Barköcyy 
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und des Fürften Schwarzenberg, denen ih mid) vollkommen 
anfchließe, erlaube ich mir nur noch eine Bemerfung zu machen. 

„Es ift geftern der Wunſch der Verfammlung ausgeipre 
hen worden, daß der Induftrie Defterreich® jede möglide 
Begünftigung von Seite des Staates zu Theil werde, und 
es ift das richtig und recht, weil die Induftrie nach meine 
Meberzeugung ein vorzüglicher Factor der nationalen Profpe 
rität Oefterreichs ift. Allein, wenn es wahr und anerfanıt 
iſt, daß die Induftrie ein fehr wohl zu berüdfidhtigendes Eie: 
ment der öffentlihen Wohlfahrt in Defterreich bildet, jo mus 
man andererfeit8 auch anerfennen, daß ein bei weiten grö- 
Beres, bedeutenderes und den natürlichen Verhältniffen des 
öfterreichifchen Kaiferftaates entfpredhenderes Element die Bo: 
dencultur und Alles, was darauf beruht, fei, und daß man 
im wohlverftandenen Staatsintereffe volle Urfache Habe, aud 
diejes Element in jeder Beziehung zu berüdfichtigen. 

„Fürſt Schwarzenberg hat die Bemerkung gemadıı, 
„Defterreich fei ein agricoler Staat.” Gewiß ift e8 ein Agri- 
eulturftaat im edelften Sinne, Die reichften und ergiebigften 
Duellen Oeſterreichs find Grund und Boden, und dDiefe rei: 
hen Schäge find im größten Theile des Neiches noch uner- 
ſchloſſen und für die öffentliche Wohlfahrt noch nicht benükt. 
Es ift befannt, daß in Ungarn, Croatien und Slavonien 
faum die Hälfte des Grundes und Bodens ausgebeutet wird, 
oder auh nur urbar gemadt ift, die andere Hälfte Liegt 
brad. Man hat als Gründe diefer Erjcheinung die große 
Steuerlaft, Mangel an Geld und Credit, und in Ungarn, 
Croatien, Slavonien und Dalmatien auch den Mangel an 
genügenden Arbeitsfräften angegeben. Das mohlverftandene 
Staatsintereffe erheifcht es nun, daf Alles auf das forgfäl- 
tigfte vermieden werde, was birect oder indirect beitragen 
kann, diejenigen Laften, die auf Grund und Boden baften, 
in irgend einer Weije zu vermehren; im Gegentbeil, daß Alles 
geichehe, was direct oder indirect- die gedeihliche Entwidlung 
der Bodencultur zu fördern und auszubeuten geeignet ift. Es 
muß Alles gejchehen, was bewirken kann, daß Geld und Credit 
vorzugsweife der Hebung der Bobdencultur fich zumenben. 
Weiter ift im mwohlverftandenen Intereffe des Staates alles 
Dasjenige zu vermeiden, was direct oder indirect beitragen 
fann, die ohnedies dünne Bevölkerung und die ohnebies un- 
genügenden Arbeitskräfte der Bodencultur zu entziehen und 
fie folden Unternehmungen bienftbar zu machen, bie, weil fie 
nicht den natürlich gegebenen Berhältniffen entiprechen, ſon⸗ 
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dern nur Folge der künſtlichen Entwicklung find, feine Zukunft 
haben. Endlich) muß Alles gejchehen, was eine gehörige national- 
ökonomiſche möglichft produetive Thätigkeit hervorrufen kann.“ 

Der Leiter des Kinanzminifteriums erflärte, in Be- 
treff des Pofegaer Comitats gegenwärtig nicht in der Lage zu 
fein, eine Aufflärung über den dort eingeftellten oder vermin- 
derten Tabakbau geben zu fünnen. Was aber den Tabakbau in 
Sroatien und Slavonien anbelange, fo habe derjelbe im Allge- 
meinen auch dort unter der Herrichaft des Monopols ſehr zuge= 
nommen. Bom Jahre 1852 bis 1859 habe fid) die erzeugte 
Menge von 5000 auf 21,000 Centner gehoben. Der große Auf- 
ſchwung in Ungarn und deffen ehemaligen Nebenländern über- 
haupt gehe ohnedies aus den ftatiftiichen Nachweiſungen hervor, 
nad) welchen die Erzeugung von 271,000 auf 1.479,000 Cent⸗ 
ner gefttegen ift. 

Dies liefere wohl den beften Beweis, daß die Regierung 
bei der Feftfegung der Preiſe, bei der Claffificirung und über- 
haupt bei der ganzen Einlöfung billig zu Werke gegangen ift. 

Wenn die Pflanzer fi) bei der Tabakeinlöfung nicht wohl 
befunden hätten, jo würden fie den Tabakban nicht in fo 
enormen Dimenfionen vermehrt haben. 

Graf Hartig verzichtete mit Rückſicht auf das bereits 
vom Grafen Apponyi und dem Fürften Schwarzenberg 
Geſagte auf das Wort. 

Reichsrath Graf Nani-Mocenigo empfiehlt dem Reiche» 
rathe tie fogenannten Bette comuni in der Provinz Bicenza 
mit dem angrenzenden Gebiete, welche ſchon unter der vene- 
tianifhen Republik das Privilegium der Tabakpflanzung 
erlangt hätten. Es ſei von dorther ſchon ein Geſuch einge- 
reiht worden, auf daß dem genannten Diftricte diefe, man 
fünnte jagen, einzige Nahrungsquelle nicht entzogen werde, 
da die Fruchtbarkeit des Bodens jener Bevölkerung wicht 
hinlängliche Subfiftenzmittel verjchafft. 

Wenn diefe Bitte nicht bereits erledigt oder nicht günftig 
erledigt worden fein follte, jo glaubt Graf Nani-Mocenigo 
den Anlaß benüßen zu follen, um dieſe Angelegenheit dem 
Reichsrathe und der Regierung wärmftens anzuempfeblen. 

Reichsrath Baron Zigno erflärte den Antrag des Grafen 
Rani-Mocenigo mit Wärme unterftügen zu müflen. 

Graf Andräffy: „Ih muß dem Antrage, den Graf 
Apponyi geftellt bat, beitreten. Der Preis des ausländifchen 
Tabaks beträgt im Durchſchnitte, wenn ich mich recht erinnere, 
das Künffache deſſen, was ber Staat für den inlänbifchen 
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Tabak zahlt. Es gibt aber auch ausländiſche Sorten, die um 
das Zwölf- bis Dreizehnfadhe im Preife höher ftehen. Gi 
ſcheint nun nicht nöthig, diefe hohen Preife ſchon beim erſter 
Anfange für den. inländifhen Tabak zu zahlen. Man geb 
vorläufig nur mehr als jeßt. 

„Es wurbe ferner in Frage geftellt, ob die Bodenqualitä: 
in Ungarn dazu geeignet wäre, beflere Sorten zu erzeugen. 
Wenn ich recht unterrichtet bin, fo Hat die hohe Staatsregie⸗ 
rung vor einigen Jahren einen des Tabakbaues kundigen 
Mann vom Auslande fommen und ihn Ungarn bereifen Lafien, 
deſſen Verdict dahin gelautet hat, daß die Boden- und Klima: 
tiſchen Verhältniſſe ganz geeignet feien, um die beften um 
feinften Tabakſorten zu erzeugen, die vorhandenen Mängel 
feien nur in der Cultur und namentlich in der GSortirung 
des Tabaks gelegen, bei welcher letteren bie größten Fehler 
eintreten, Es handelt fich auch nicht darum, alle ausländischen 
Sorten wie alle Sorten von Havannah-Eigarren zu erzeugen. 
Das aus dem Auslande importirte Quantum von Tabak if 
fo groß und deſſen Sorten find fo mannigfaltig, daß man 
vor der Hand zufrieden fein kann, wenn man langjam einige 
Sorten erzeugt, welche die ausländifchen eine nad) der andern 
überflüffig machen. 

„Dem Herrn Leiter des Finauzminifteriums bat e8 befiebt 
zu fagen, daß man von dem Exporte feine zu überfpaunten 
Hoffnungen hegen dürfe. Das glaube ih, weil der Handel 
jegt ganz barnieder liegt — und es fehr fchwer ift, denſelben 
wieder in fein früheres Geleife zu bringen. Ih muß aber 
erinnern, daß vor dem Sahre 1848 über 150,000 Eentner, 
aljo das Dreifache des jegigen Quantums wirklich erportirt 
wurden. 

„Bei der Willfährigleit von Seite des Herrn Minifter: 
präfldenten und des Herrn Leiters des Finanzminifteriums, 
den Export zu begünftigen, werde ich feinen Antrag ftellen, 
muß aber erwähnen, was ich hauptfächlich zur Hebung bes 
Erportes für nothwendig Halte, wenn aud der Herr Leiter 
bes Finanzminifteriums davor zurüdichreden follte. 

„Wenn ein Erport ohne Sortirung bes inländifhen Ta: 
baks vor der Hand nit möglich ift, weil die Erzeugung 
nit auf einer jo hohen Stufe fteht, jo wäre zu berüdfichti- 
gen, ob es nicht thunlich fei, daß das Hohe Aerar biejen 
ausfortirten Tabak um einen geringeren berabgefetten Preis 
anfaufe. 

„Zu allen Unternehmungen gehört ein Betriebscapital, es 
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ei ein moralifches oder ein materielles, alſo man wage etwas 
in Dielen Gegenftand und fürdere fo den Erport. 

„Das Monopol abzufchaffen, wurde zwar nicht proponirt, 
och Hat Herr Reichsrath Dr. Straffer einige Bemerkungen 
aran geknüpft und empfohlen, zu unterfuden, ob die Auf» 
eburg bes Monopols in der Zukunft nicht möglich wäre. 
Benn er zugibt, daß das eine jehr kühne Maßregel fei, fo 
ann ich dies nur beftätigen und muß beifügen, daß die Zeiten 
‚er CErperimente jest vorüber fein dürften und nicht wieder- 
ehren jollten. In diefem Augenblidle wäre gar nichts zu wagen, 
ind dasſelbe Motiv, welches bezüglich der Salzpreije geltend 
jemacdht wurde, nämlih, daß man im Augenblide es ni 
ür gerathen Halte, diejelben herabzujeten,, dasjelbe Motiv 
ritt auch bei den Tabakpreijen ein.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Sch erlaube 
nir, dem verehrten Herrn Grafen Andräffy zu bedenken zu ge= 
en, daß es doc ein fehr gewagtes Experiment wäre, wenn bie 
Staatsverwaltung ſämmtliche ausjortirte Gattungen von Ta⸗ 
batblättern übernehmen wollte. Das würde, ftatt der Hebung 
und Bereblung des Tabakbaues einen Impuls zu geben, 
gerade nur der Bequemlichkeit und Trägheit Thür und Thor 
öffnen. Man würde auf die Eultur des Tabaks nichts ver» 
wenben, weil man weiß, daß ein unglüdfeliger Gefammt- 
abnehmer, nämlich der Staat, vorhanden nnd verpflichtet ift, 
Alles, aud das Allerfchlechtefte, anzunehmen. Das wäre ein 
Wagniß, welches zu feiner Zeit, am allerwenigften aber bei der 
gegenwärtigen Finanzlage Oefterreichs gerechtfertigt erjchiene, 

„Ich glaube, daß man dem inländifchen Tabakbau einen 
entfpredhenden Sporn zur Beredlung und Berbeflerung der 
Cultur durd) angemefjenere Einlösmodalitäten geben folle, was 
bisher gefhah, — und womit in nationalölonomifcher Be⸗ 
ziehung mehr gethan ift, als durch die angetragene Art und 
Weiſe, bei welher man nicht dem ftrebfamen Eifer und der 
Rührigkeit, fondern der Bequemlichkeit und dem Nichtsthun 
zu Hilfe fommen würde.“ 

Reichsrath v. Majläth: „Ich glaube nur auf zwei Be⸗ 
merfungen des Herrn Leiters des Kinanzminifteriums, obihon 
diefelben größtentheils ihre Beantwortung bereits gefunden 
haben, zurüdlommen zu follen, da ich diefelben nach den 
befonderen Verhältniffen des Landes, welchem ich ſpeciell an⸗ 
gehöre, für befonders wichtig halte. 

„Die erfte Bemerkung ging dahin, daß die ungarischen 
Blätter nicht jene Feinheit haben, welche dem verwöhnten 





638 Bierzehnte Sitzung vom 19. Septeniber 1860. 


Gaumen des Tabakrauchers entfpredden, und daß die klima⸗ 
tiichen und Bodenverhältniffe Ungarns in feinem Falle geftatien 
werben, dem überjeeifchen Tabakbau Koncurrenz zu maden. 

„Ih muß mid) hier jenen Autoritäten fügen, auf welde 
fih Se. Ercellenz beruft, obwohl Herr Graf Andräffy ent 
gegengejeßte Autoritäten angeführt hat. Ich Tann aber nid 
umhin, zu erwähnen, daß die klimatiſchen und Bodenverhält- 
niffe Ungarns jenen der Pfalz und Schlefiens vollkommen 
gleich find, aus welch letzteren Ländern fehr viel Tabak bezo- 
gen wird und wohin eine Maſſe Silbergeld abfließt. Ein 
eben fo guter Tabak als dort könnte, wie ich glaube, and 
ganz wohl in Ungarn gepflanzt werden. 

„Die zweite Bemerkung Sr. Ercellenz war dahin gerichtet, 
daß er dem Handel mit Tabak ins Ausland fein fehr gün- 
fliges Prognoftilon ftellte Ich weiß nicht, welche Anbalte- 
punkte Se. Ercellenz dabei gehabt hat, da die Gegenwart 
diesfalld unmöglich maßgebend erfcheinen kann, die Bergan- 
genheit aber in diefer Beziehung zu den günftigften Hoffnun- 
gen berechtiget; denn es ift befannt, daß in den Jahren 
1846 und 1847 eben die franzöftiche Regie bedeutende Maffen 
von Tabak in Ungarn angelauft bat. 

„Die Zukunft liegt in diefer Beziehung volllommen in 
der Hand jener Organe, welchen die Ausführung der mohl- 
wollenden Intentionen der Regierung anvertraut wird. Die 
Sade ift von zu großer Wichtigkeit, um obenhin darüber 
hinausgehen zu fünnen. Die Einführung des Tabakmonopols 
hat in Ungarn eine entjchiedene Mißſtimmung hervorgerufen, 
welche, abgejehen von moralifchen und politifchen Gründen, 
auch in agricolen und in finanziellen Gründen ihren Urjprung 
findet. Dan ift gewohnt, Ungarn als eine Art von Canaan, 
als ein Eldorado mit 3 Sacramentoflüffen,, an deren Ufern 
Eederbäume emporfprießen und Blüthen und Blumen üppig 
prangen, zu betrachten. Ungarns Reichthum befteht allerdings 
in einer großen Bodenfläche, welche in einem beträchtlichen 
Theile des Landes bei rationeller und fleikiger Bewirthſchaf⸗ 
tung einen lohnenden Ertrag abwirft, aber e8 fehlen dort 
alle jene Momente, welche die agricole Induftrie zur größten 
Blüthe und Förderung bringen können. Es fehlt eine dichte 
umd betriebfame Bevölkerung, welche den Weberfchuß der 
Arbeitskräfte der Bearbeitung dieſes Bodens widmen und 
verhältnigmäßig mohlfeil zur Berfügung ftellen könnte; es 
fehlt die Induftrie, welche den Werth der Broducte erhöht, ihren 
Abſatz erleichtert; es fehlt der gleichmäßig verzweigte Handel; 
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es fehlen die gleichmäßig vertheilten Communicationsmittel, 
in welcher Beziehung ich) nur auf Slavonien hinweiſen will, 
da8 3 Drittheile des Jahres hindurch jeden Verkehr, wenigftens 
jeden größeren Frachtenvertehr entbehrt, es fehlt endlich das 
bewegliche Capital, aljo die haupfächlicäften Bedingungen des 
Gedeihens. 

„Wenn man hinzunimmt, daß Ungarn nad den Erſchüt⸗ 
terungen,, welche den Jahren 1848 und 1849 gefolgt find, 
nad einer plößlichen Entwerthung von 60 Millionen Gulden, 
nad den fonftigen Wunden, welche die Erjchütterungen biejer 
Jahre geichlagen haben, plöglih mit dem Tabakmonopol 
heimgefucht wurde , fo ift es begreiflich, daß diefe Maßregel 
mit einem entfchiedenen Widerwillen aufgenommen wurde. 
Man hört Häufig, der Tabak jei ein Lurusgegenftand 
und darum eigne er fih volllommen zur Beſteuerung. Id 
will diefes im Princip durchaus nicht beftreiten, glaube aber, 
daß gerade in Ungarn eine Ausnahme in biefer Beziehung 
eintrete. Wir wiffen Alle, daß nirgends fo viel Tabak geraucht 
wird, wie in Ungarn, daß dort tas Rauchen mit den Be- 
dürfniffen des Volkslebens fi verwachſen hat, und Derjenige, 
der nur einmal in feinem Leben die weiten Flächen an der 
Theiß durchflogen hat, wird bemerkt haben, daß der arme Be⸗ 
wohner der Haibe, der oft Wochen lang genöthigt ift, einfam 
auf den Steppen fich auf feinem Pferde herumzutreiben, nichts 
jo lieb hat, als fein Pferd und feine Pfeife, und Jenen für 
feinen ärgften Gegner hält, der ihm diefen Genuß eines un- 
ſchuldigen Vergnügens verfümmert. 

„Ic will nur dies erwähnt haben, um dem Herrn feiter 
des Finanzminifteriums die Wichtigkeit diefes Gegeuftandes an 
das Herz zu legen. Ohne mid) gegenwärtig in die Folge einzu- 
lafien, ob das Tabakmonopol aufgehoben werden folle oder 
nicht, in welches Hinficht ich vollfommen der Anficht des Co⸗ 
mités beitrete, daß wir uns jegt mit Hinblid auf die gegenwär«- 
tige Sinanzlage durchaus in feine Projecte einlaſſen dürfen, 
kann ich mich doch der Ueberzgeugung nicht entjchlagen, daß je- 
der Sinanzminifter, dem e8 gelingen wird, den Tabakbau von 
den Feſſeln des Monopols zu befreien, ohne das Interefie des 
Staatsſäckels zu gefährden, fih einen unfterblichen Namen in 
der Geſchichte der vollswirthichaftlichen Entwicklung Defter- 
reichs gemacht haben wird. 

„Ich kann daher nur dem Berichte des Comités beitreten 
und wünſchen, daß die wohlwollendftien Intentionen und 
deften Abfichten nicht zur Illuſion werben, ba id) die in 
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Der Leiter des Finanzminifteriums: „Ich erlaube 
mir binfihtli) des Anlanfes von ZTabalpflanzen und Blät- 
tern, welche in Europa wachſen, die beruhigende Auflflärung 
zu geben, daß feit dem Jahre 1859 gar feine Blätter in 
Deutfchland mehr gefauft worden find, und daß fi der Ein- 
fauf jeither blos auf außereuropätfche und türkifhe Blätter 
dann auf eine Fleinere Partie Holländischer Blätter befchräntt. 
Was den Erport betrifft, jo ging die Abficht der lehren Ber- 
ordnung dahin, zu diefem Behufe dem Tabakbaue wieder 
jene Ausdehnung zu geben,. welche er im Jahre 1858 Hatte, 
wo befannntlich die bedeutendfle Menge erzeugt warb und 
die reichfte Ablieferung von Blättern ftattgefunden hat. In 
jenen Diftricten, in welchen damals der Tabafbau bewilligt 
wurde, wird derfelbe auch jetzt nicht gehindert, fondern Se- 
dem, der den Zabafbau betreiben will, die Bewilligung er- 
theilt. Ob der Tabak, der da in Folge der Conzeſſion über 
den Bedarf der Regie gebaut werden wird, einen Abfat im 
Auslande finden wird, muß ſich erit zeigen. Iſt diefe Beru⸗ 
higung vorhanden, die jet noch nicht vorliegt, fo wird Die 
Regierung fehr gerne davon Act nehmen und fie benügen, 
um die Bewilligung auf größere Diftricte, auf ein weiteres 
Territorium auszudehnen. Ich möchte es aber nicht für rath- 
jam halten, ſchon jegt mit einem fo gefährlichen Verſuche 
aufzutreten, um nicht einen zu raſchen Sprung zu thun, der 
gewiß ſehr bedenkliche Folgen zum Nachtheile der Pflauzer 
haben würbe. 

„Weun diefes Quantum des Tabaks, welches von ber 
Regie nicht gelauft werden kann, im Auslande einen Abjag 
findet, fo wird dies eine Beftätigung und ein Motiv für die 
Staatsverwaltung fein, weitere Beichränfungen fallen und 
dem Anbaue des Tabakls die gehörigen naturgemäßen Di- 
menfionen angedeihen zu laffen, die er einzunehmen berechtigt if. 

„Daß aber die Bewilligung des Tabalbaues an gewifie 
Bedingungen, 3.8. an den Nachweis von gefällsamtlich mit- 
verfehließbaren Magazinen u. |. w. gebunden wird, ift wohl 
nur der Natur der Sache angemefien. 

„Denn gibt man den gewonnenen Tabak in der Art frei, 
daß feine ſichere Mafregel gegen die Eonfumtion im Inlande 
beſteht, geftattet man den Anbau über das Maß bes Abſatzes 
und dort, wo er nicht überwacht werden kann, fo heißt dies 
“8 Monopol preisgeben und auch den Pflanzern ſchaden. 
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„Wenn man an dem Staatsmonopole feſthält, ſo muß 
man auch die gebotenen Beſchränkungen aufſtellen. Der Re- 
gierung wird es ſehr willlommen fein, zu fehen, daf die 
Bewilligungen, welche fie mit Behutſamkeit ertheilt Hat, nod) 
erweitert werden können; es müflen aber erft die Gründe 
aus der Erfahrung für dieAbfakfähigkeit vorliegen, um eine 
weitere Ausdehnung eintreten zu laſſen.“ 

Reichsrath Fürft Colloredo ftellte unter Hinweifung 
auf die Bemerkungen des Neichsrathes Fürft Schwarzen 
berg und der übrigen Vorredner den Antrag, daß die lebte 
Zeile des Abfates über den Tabak, nämlich die Worte: „in 
welchen der Tabakbau betrieben wird,“ meggelaffen werde, 
und daß e8 daher einfach heiken follte: „Das Comitsd glaubt 
— bis auf alle Länder ber Monarchie ausgedehnt werden 
mögen.” Dabdurd) wird nicht das Geringfte aufs Spiel ge- 
jeßt, da die Gegenden, in welchen der Tabak nicht gedeiht, 
hmebiee feinen Gebrauh von ben Erleichterungen machen 
önnen. 

FML. Freiherr v. Soflevil: „Ich würde das Wort 
nicht ergreifen, wenn ich nicht durch die Rede des Herrn Bi- 
ſchofs Stroßmayer und die Erwiderung des Herrn Leiters 
des Finanzminifteriums hierzu gezwungen würde, ba bdiefe 
Reden der Deffentlichkeit übergeben werden und e8 in Sta» 
vonien ficherfich einen ungünftigen Eindrud machen würde, 
wenn ich, als mit den dortigen Berhältniffen genau befannt, 
darüber gefchwiegen hätte. Im Pozegaer Comitate wird, wie 
befannt, eine ganz vorzügliche Gattung Tabak gepflanzt, was 
mir auch von Seite des früheren Herrn Finanzminifters zu- 
gegeben worden ift. Als die allerhöchften Entfchließungen we— 
gen Erweiterung des Tabakbauer erfloffen, wurden diejelben 
mit der allergrößten Freude und innigften Dankbarkeit in 
Slavonien aufgenommen. Iene Gemeinden, melde in ber 
Rage waren, den feftgefebten Bedingungen zu entiprechen, in 
welchen es nämlich geheißen hat, daß Diejenigen, welche frü- 
her angebaut haben, abermals anbauen können, haben fid) 
mit dem nöthigen Tabakſamen verfehen und auch wirklich) 
den Tabaffamen angebaut. Einige Wochen darauf kam — id) 
weiß nicht, von Seite des Finanzminifteriums oder der Fi- 
nanzlandesdirection — eine nominelle Confignation aller der⸗ 
jenigen Gemeinden herab, denen der Tabakbau geftattet wurde. 
leider waren darin nicht alle jene Gemeinden enthalten, die 
vermöge der allerhöchften Entſchließung ein Recht darauf 
hatten, und fich bereits mit Samen verfehen haben. Der 
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Same war, wie gejagt, angebaut, und nachdem die Pflanzen 
ſchon ziemlich groß geworden waren, ift von Seite der Fi— 
nanzorgane darauf gedrungen worden, daß diefe Pflanzen 
ausgerifien werben, und e8 wurde darüber das weitere Strai- 
verfahren eingeleitet. Leider haben bie betreffenden Gemein- 
ben biejer Aufforderung feine Folige geleiftet, und es ift jo 
weit gelommen, daß die Gendarmerie einfchreiten mußte, wo- 
bei jelbft bedeutende Verwundungen vorfielen. Diefer Fall 
wurde fogleich bei meiner Ankunft in Agram zu meiner Kennt: 
niß gebracht. Ich Habe ihu genau unterfudt, und ohne das 


Borgehen der Finanzbehörden, bie jedenfalls nach ihren Bor- 


ſchriften handelten, wenn e8 auch nicht ganz in der Ordnung 
war, jo vorzugehen, bier einer näheren Kritik unterziehen zu 
wollen, glaube ich dennoch, diefen Gegenftand zur Sprade 
bringen zu follen, nachdem ich denjelben übrigens dem hoben 
Finanzminifterium bereits vorgelegt und dasjelbe dringend 
um die Berüdfihtigung gebeten habe, ten Gemeinden für 
beuer entweder den Anbau gegen nachträglichen ZTarenerlag 
zu geftatten, ober ihnen bezüglih der Strafe eine Erleichte- 
rung zuzumenden. Ih kann nur erwähnen, daß diefer Bor- 
fall die unangenehmfte Senfatiou gemacht hat, da die Bor- 
ohriften nicht fo ausgeführt wurden, wie in den allerhöchften 
Berordnungen ausgejprochen war. Ob und was im biejer 
Beziehung weiter gefchehen ift, bin ich nicht in der Lage an- 
zugeben, und meine Abfiht geht nur dahin, biefen Gegeuftand 
dem Herrn Leiter des Finanzminiftertums angelegentlich zu 
empfehlen.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Der Bor- 
fal, von weldem ber Herr Ban von Eroatien bier Mkit- 
theilung gemadht hat, ift mir genau befannt. Die betreffenden 
Gemeinden haben den Tabak angebaut, ohne die Bewilligung 
dafür gehabt zu haben. Die Bewilligung zum Tabakbau ift 
durch die Faiferliche Verordnung an beftimmte Grenzen und 
Bedingungen gebunden. Es ift ein beſtimmtes Ausmaß des 
Areals feftgefegt.“ . 

Freiherr v. Soklevic: „Die Bedingung bezüglich dieſes 
Ausmaßes wurde erfüllt.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Es ift aud 
feftgefeßt, daß in vereinzelt Tiegenden Dajen, in welden nicht 
fon vor dem Jahre 1848 Tabaf gebaut ward, der Anbau 
nit ftattfinden darf, ferner ift ausdrüdlich beigefügt, daB 
das Verzeichniß der bauberedhtigten Ortichaften von den fı- 
nanzbehörden fundgegeben wird, diefes und fomit die Bewil- 
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Kigung, war jenen Ortſchaften nicht zugelommen; der Anbau 
ift aber dennod) erfolgt, bevor eine Bewilligung ertheilt war. 

„So viel ih aus ben Acten entnommen habe, find die 
Finanzbehörden genau nach der erwähnten Taiferlichen Ber- 
ordnung vorgegangen. Es ift allerdings der Vorfall wegen 
der traurigen Wendung, die er genommen, fehr zu beklagen; 
ih kann aber nicht zugeftehen, daß die Finanzbehörden in— 
eorrect gehandelt hätten. Was ferner die Bitte um Bewilli- 
gung bes Anbaues für heuer betrifft, jo muß ich zu beden- 
fen geben, nachdem bie Pflanzen num einmal ausgerifien find, 
für heuer doc keine Rede mehr vom Anbaue fein Tann. 

„Bezüglich der Strafen habe ich bereits die Verfügung 
getroffen, daß von dem gefällsamtlichen Strafverfahren ge- 
gen die betreffenden Individuen abgegangen werde. Das 
Berfahren nach dem allgemeinen Strafgefeße aber, infoferne hier 
das Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigleit bei der Auf⸗ 
lehnung gegen die Obrigkeit und bie Gendarmerie ftattgefun- 
den hat, nimmt feinen von der Finanzverwaltung unabhän- 
gigen Fortgang und ift vielleicht ſchon gefchloflen.“ 

Reichsrath Graf Almaſy hob hervor, daß die Tabaker- 
zeugung einer der widhtigften und vorzüglichften Zweige der 
Landescultur fei, der Tabak fich bereits in die Reihe der er« 
ftien Lebensbedürfniffe hinaufgeichwungen habe, und daß dem⸗ 
nach Alles, was zur Erleichterung und Förderung des An- 
baues, ber Fabrikation, des Handels und namentlich mit 
Hinfiht auf Ungarn des Erportes diefes Artikels beitragen 
dürfte, der Beachtung der hohen Regierung nicht genug em- 
piohlen werden fünne. Bei den gegenwärtigen finanziellen 
Berhältniffen, unter denen die Frage der Aufhebung des Ta- 
bafmonopols wohl nicht Gegenftand der Erörterung fein dürfe, 
glaube er, daß das Eomite die Aufgabe des verftärkten Reichs⸗ 
rathes vollfommen gut aufgefaßt habe, und dies namentlich 
auch in der Beilage bes Comitsberichtes durch diejenigen 
Borjchläge bemeije, die dem Neichsrathe darin gemacht wer- 
den. Die Ergänzungen, welche in diefer Beziehung von meh- 
reren Herren Reichsräthen vorgefchlagen wurden, könnten 
nur dazu beitragen, den Gegenftand auch mit |pecieller Be- 
rüdfichtigung ber Berhältniffe der einzelnen Länder noch mehr 
zu fördern und in ein noch Hareres Licht zn ftellen, daher 
der Redner den Anträgen des Subcomitds, ſowie jenen des 
Hauptcomites mit dem von dem Grafen Apponyi bean- 
tragten Beifate und namentlid mit Hinblid auf den Antrag 
des Fürften Schwarzenberg beiftimme, 
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Reichsrath v. Jakabb: „Ich bin weit entfernt Davon, 
die fteigenden Berlegenheiten des Staates nicht erlennen zu 
wollen. Ich falle fie im Gegentheil in ihrer ganzen Riejen- 
haftigkeit auf und in der fefteften Meberzeugung, daß zur Be- 
jeitigung biejer Berhältniffe jeder gutdenkende Patriot nicht 
nur verpflichtet, jondern auch Willens jei, das Möglichſte 
beizutragen, wenn überhaupt dieſer Geift des Willens von 
Seite ber hohen Regierung im Wege des erweckten öffentli- 
chen Bertrauens befeftigt und gefräftigt wird. Dennoch kann 


ih nicht alle Mittel, folglich aud nicht alle Steuern, nod 


weniger alle Sorten ber Monopole, am wenigften das Ta- 
bakmonopol unbedingt billigen, und zwar das leßtere um jo 
weniger, dba es ſowohl die Producenten als die Conſumen⸗ 
ten in vielerlei Richtungen drüdt und jelbft dem Staate ge- 
genüber jene Auslagen, die derjelbe behufs der Fabrikation 
und der Controle des Tabakes machen muß, durch den Ge 
winnft nicht aufgewogeu werden. 

„Abgeſehen davon, daß ber Genuß des jelbiterzeugten 
Tabakes in Uugarn und Siebenbürgen zur zweiten Natur 
geworden, wie das alltägliche Brot, abgefehen davon, daß in 
Siebenbürgen ſehr viele arme Xeute, befonders Witwen, von 
dem freien Verſchleiße des Tabakes gelebt und ſich ernährt 
haben, muß ich noch anführen, daß der Producent auch den 
Qualen des Tantalus ausgejett wird, indem er den jelbft- 
erzeugten Tabak nicht genießen darf, wenn er die Borjchrif- 
ten des Tabatmonopols einhalten will. 

„Er ift alfo in der freien Verwaltung, und Berfügung 
des eigenen Erzeugnifles gehemmt. Es ift zwar erlaubt, Ta⸗ 
bat zu pflanzen, wenn man Magazine baut. Allein, wo find 
die Gelder, mit welchen der arme Mann, der Tabak erzeugt, 
folde Magazine erbauen künnte? Aber auch den Conjumen- 
ten brüdt das Monopol. Denn nicht jeder ift in der Lage, 
den befieren Tabak rauchen zu können, und die Mehrzahl 
fieht fi darauf hingewieſen, den verhältnigmäßig jehr theu- 
ern, aber dennoch ſehr fchlechten Tabak zu genießen. Während 
man vor dem Jahre 1848 in Siebenbürgen für den Cent- 
ner Tabak A fl. zahlte, Koftet diejer dem ärmften Manne jetzt 
gewiß 30—40 fl. Folglich ift der Confument beinahe in derfelben 
Lage, als wenn man das Brotmonapol einführen und ihm 
um theures Geld fchlechtes Brot geben würde. Das Tabak⸗ 
monopol if auch für den Staat ſehr Toftfpielig, weil bie 
Auslagen, welche die Controle der Fabrikation des Tabakes 
erfordern, wie gejagt, durch den Gewinnft nicht aufgervogen 
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werden. Ich bin daher, billigend jene Anficht, welche ber Hr. 
Reichsrath v. Majläth angeführt hat, veranlaft, ben An- 
trag des Herrn Reichsrathes Dr. Straffer zu unter- 
ſtützen.“ 

Reichsrath Dr. Straſſer bemerkte, daß er nicht die all⸗ 
fogleihe Aufhebung des Tabatmonopols beantragt habe, jon- 
dern weit entfernt davon im Gegentheile überzeugt fei, daß 
gegenwärtig die Aufhebung dieſes Monopols nicht beantragt 
werden könne. Er habe es nur der hohen Staatsvermwaltung 
zur möglichften und eingehendften Berüdfichtigung empfehlen 
wollen, ob und in wieferne die Abjchaffung diefes in natio- 
nal-öfonomifcher Beziehung jedenfalls nachtheiligen Monopo- 
les nicht angeftrebt und durchgeführt werden könnte. 

Reichsrath v. Jakabb erflärte, den Vorredner auch fo 
aufgefaßt zu haben. 

Reichsrath Graf Szécſen: „Ich erlaube mir als Be- 
richterftatter des Comites zu bemerken, daß mit Ausnahme 
des Antrages des Herrn Reichsrathes Dr. Straffer, der 
über die Anträge des Comités hinausgeht, alle übrigen vor- 
gebrachten Bemerfungen und Anträge nad meiner Anficht 
nichts weiter find, al8 Anwendungen der vom Comitd aus- 
gefprochenen Anficht auf fpecielle Fälle, 

„Das Comitsé hat anerkannt, daß e8 bei ber gegenmwär- 
tigen Finanzlage die Abfchaffung des Monopols nicht bean- 
tragen könne. Es hat aber ſowohl im Hauptberichte als aud) 
in dem Unterberichte auf alle Fragen hingewieſen, die bei 
dem Fortbeftande des Monopols doc jegt ſchon der Ermwä- 
gung und Beurtheilung der Hohen Regierung unterzogen wer⸗ 
den können. 

„Sch muß mir daher erlauben, dem hohen Reichsrathe 
vorzufchlagen, daß, wenn die Mehrheit desjelben nicht der 
Anficht des Herrn Dr. Straffer beitreten follte, welcher ſich 
für jett zwar nicht für die Aufhebung, aber dod) im zweiten 
Abſatze feines Zufakantrages für die Verdammung des Mo- 
nopols ausgefprodhen hat (ein Gegenftand,, der doch vorerft 
eine fehr eingehende Prüfung erheiſcht), der hohe Reichsrath 
im Uebrigen den Antrag bes Comites einfach mit der von 
dem Herrn Grafen Apponyi beantragten Erweiterung und 
Modification in Betreff der Beförderung der Eultur der ed- 
leren Sorten des Tabaks und mit den Andeutungen des 
Herrn Fürften Eolloredo in XBetreff der Auslaflung des 
Teßten Paſſus annehmen dürfte. Gefchieht dies, fo tft damit 
auch den Wünfchen des Herrn Conte Borelli und bes Gra- 
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fen Mocenigo, wie allen andern Bemerkungen genügt, bie 
hierüber gemacht worden find.“ 

Ueber Aufforderung Sr. kaiſ. Hoheit des Herrn Erzher- 
3098 Neihsrathspräfidenten faßte hierauf Bicepräfi- 
dent v. Szögyeny die geftellten Zuſatzanträge in folgender 
Weife zufammen: 

1. Das Amendement des Herrn Dr. Straffer, welches 
fo lautet: 

„Der Reichsrath ift zwar überzeugt, bei der gegenmwärti- 
gen für das Budget von 1861 maßgebenden Finanzlage die 
Auflaffung des Tabatmonopols nicht beantragen zu können, 
er glaubt jedoch nicht unterlaffen zu follen, der hohen Staats- 
verwaltung die Bitte zu unterbreiten, daß die Möglichkeit 
wegen feiner zeitigen Aufhebung diejes Monopol um fo mehr 
ſchon jett in reifliche Erwägung gezogen werden wolle, als 
es umbeftreitbar ift, daß Monopole, welche die freie Euftur 
und Ausbeutung des Grundes und Bodens beſchränken, in 
volfsmwirthichaftlicher Beziehung zu den fchädlichften gehören.“ 

2. Das zweite Amendement ift jenes des Herrn Grafen 
Apponyi, nad welchem e8 am Ende des Abjakes: „Das 
Comite glaubt daher” 2c. heißen würde: „insbefondere aber 
darauf antragen, daß durch die entſprechende Begünftigung 
der Erzeugung edlerer Tabakſorten im SInlande der koſtſpie— 
fige Import aus dem Auslande allmälig vermindert werde“, 
baß ferner die in den allerhöchſten Verordnungen ꝛc. bis zu Ende. 

3. Der dritte Antrag war ber des Herren Eonte Borelli, 
welcher dahin ging: 

„bei der Regierung ſich zu verwenden, daß der Tabakbau 

in Dalmatien unter den für die übrigen Theile der Monar- 
hie beftehenden Borfchriften geftattet und die Errichtung 
einer Tabakfabrik in Ragufa bewilligt werde.“ 
‚4 Der vierte Antrag des Herrn Grafen Mocenigo be 
zieht fi auf den Zuftand der Sette comuni und deren Ge- 
biet, welcher der Aufmerkſamkeit der Regierung zu empfeh- 
len wäre, 

5. Ferner liegt der Antrag des Herrn Fürften Collo— 
redo vor, den letzten Paſſus diefes Abfates dahin zu mo- 
dificiren, daß es heißen würde: 

„baß die in den allerhöchften Verordnungen vom 37. März 
und 19. April 1860 enthaltenen Erleichterungen „auf alle 
Länder ber Monarchie ausgedehnt werden mögen.” 

6. Fürſt Schwarzenberg endlich Hat noch den Antrag 
geftellt, daß im Allgemeinen gejagt werde: 
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„daß die Regierung auf die Production und den Export 
des Tabaks möglichſt Rüdficht nehme.“ 

Diefe Erweiterung ift jedoch nad) der Anfiht des Vice- 
präfideuten von Szögyényi in dem Vorigen bereits ent« 
halten, was Reichsrath Fürſt Schwarzenberg zugibt 
und daher bdiejen feinen befondern Antrag zurüdzieht. 

Graf Apponyi war der Meinung, daß der Antrag bes 
Reichsrathes Dr. Straffer jedenfalls mit dem im Comite- 
berichte geftellten Antrage in gewiſſer Beziehung vereinigt 
werden müßte, da er nur für eine fpätere Zukunft eine An 
deutung gebe und die Aniräge des Comitssſs nicht ausſchlie— 
Ben könne. 

Bicepräfident Graf Noftit meinte, daß die erften vier 
Beilen des Comitéantrages wegzulaffen und diefer Beifat da= 
für Hiugzugufegen wäre; was Graf Széeſen aber nit im 
Sinne d 8 Antrages des Dr. Straffer gelegen hielt. 

Dr. Strajfer beftätigte, daß er die erften vier Zeilen 
des Comitdantrages nicht weglaffen, jondern mit feinem An- 
trage in Verbindung jeßen wolle, 

Graf Szöcjen: „Ich erlaube mir einen Vorſchlag zu 
machen. 

„Der Antrag des Herrn Dr. Straffer, fo meit er 
blos enthält, daß der Regierung empfohlen werde, auf die 
Möglichkeit der feinerzeit zu gefchehenden Aufhebung des Ta- 
batmonopols die Aufmerkſamkeit zu richten, ftimmt ganz mit 
dem vom Comitd geftellten Antrage überein, und ich babe 
meinerjeit8 nicht den geringften Anftand, mich demſelben an 
zufchließen. Dem Nachſatz jedoch, welcher über die Frage der 
Wirkſamkeit der Monopole auf vollswirthichaftlichem Gebiete 
entfcheibet, könnte ich nicht ohne eine eingehende Discuffion 
beitreten. 

„Sch bin daher für den erften Theil bes Antrages des 
Herrn Dr. Straſſer mit Hinweglaflung der im zweiten 
Theile enthaltenen allgemeinen Motivirung, welche über die 
Frage der Monopole überhaupt in pofttiver Weife abſpricht.“ 

Hierüber erflärt ih Dr. Straffer bereit, den zweiten 
Abſatz feines Antrages wegzulaffen, wel letzterer aud in 
diefer Form von der Berfanmlung angenommen wurde. 

Gleiches gefhah Hinfichtlich der Anträge des Grafen 
Apponnyi und des Fürften Colloredo. 

Bezüglich der von Conte Borelli beantragten Errid- 
tung einer Tabakfabrik in Ragufa wies Graf. Clam darauf 
bin, daß diefer Antrag allzufehr in das abminiftrative De- 
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tail eingehe, und daß, nachdem ſchon alle Interefien bes Ta⸗ 
bakbaues überhaupt der Regierung anempfohlen worden feien, 
in diefem allgemeinen Antrage auch zuglei die Errichtung 
einer ſolchen Fabrik befürwortet erjcheine. 

Diefer Anficht trat über die Anfrage Sr. kaif. Hoheit des 
Herrn Reihsrathspräfidenten auch die Mehrheit 
der Anweſenden bei. 

Graf Szé Eſen las hierauf die folgende Stelle des Co- 
miteberichts : 

„Bei der Abtheilung Stempel, Taren und Gebühren von 
Nechtsgeihäften und Rechtserwerbungen Tonnte das Comité 
es fich nicht verhehlen, daß es ſich hier um eine Abgabe 
handle, welche ſowohl durch die Höhe der Anſätze, als durch 
den Zeitpunkt der Entrichtung, durch welchen fie häufig einer 
Capitalsverminderung gleichfommt, in hohem Grabe drüdend 
ift, namentlich aber auch durch die Weitwendigleit und Un- 
klarheit der bezüglichen Verordnungen und Nachträge in Der 
Anwendung zu vielfachen Uebelftänden Anlaß gibt. Eine durdh- 
greifende Reform diejes Zmeiges der Befteuerung dürfte da- 
her um jo mehr geboten fein, al8 ungeachtet — und vielleicht 
eben wegen — der namhaften Höhe der Anjähe das Ge— 
fammterträgniß im Berhältniß zu dem in andern Ländern 
erzielten nicht angemeffen genannt werden fann. 

„Das Subcomits hat in feinem Berichte, welder dem 
hoben Reichsrathe Hiermit unterbreitet wird , diefen Gegen- 
fand einer weitern Erörterung unterzogen. 

„Nachdem übrigens der Herr Leiter des Fiannzmini- 
fteriums die oben angeregten Webelftände keineswegs ver- 
fannt, vielmehr die Befeitigung derfelben im Wege einer 
gründlichen Umarbeitung der beftehenden gejetlichen Beftim- 
mungen in Ausficht geftellt Hat, jo dürfte der hohe Reicherath 
fich beftimmt finden, die bejchleunigte Verwirklichung diejes 

erwünſchten NRefultates zu befürworten *).“ 


*) Stempel und Taren. Obne in die ſtaatsrechtlichen und national« 
ötonomiſchen Principien, aus welchen fi) die Gebühren von Redtd- 
efehäften und Nechtderwerbungen befämpfen ILaffen, mit Rüdfiht auf 
en gegenwärtigen Finanzzuftand Defterreihs eingehen zu wollen, 
erlaubt fi) das Comité blos folgende Bemerkungen: 

1. Schon das urfprünglihe Gejek vom 2. Auguft 1850 über 
Stempel- und unmittelbare Gebühren leidet an einem weſentlichen 
Erforderniffe, nämlih an einer Haren, leicht faßlichen populären 
Darftellung. Daraus ift eine zahllofe Menge nachträglicher Erlaute⸗ 
rungen und Verordnungen entflanden, fo daß es gegenwärtig aud) dem 
bemeffenden Beamten fehr ſchwer füllt, die beftehenden Gefete richtig 
anzuwenden, für den Laien aber ift dies gerade eine Unmöglichkeit 








Nede des Grafen Barlörsy. 649 


Reichsrath Graf Barktöczy: „Aus ber generellen Ueber⸗ 
ficht der Ergebniffe biefer Poften ift erfichtlich, daß die Stem- 


‚.. Bor Allem wäre daher zu wünſchen, daß die beftehenden Geſetze 
über Stempel-Zaren und unmittelbare Gebühren einer angemefjenen 
Umarbeitung in der Richtung unterzogen wirden, daß fie in ein 
Sanzes gebradt, Jedermann zugänglich gemadt und allgemein ver- 
ſtändlich werden. 

Die dermal beftehenden vielfachen Zweifel in der richtigen Ans 
wenbung des Geſetzes führen bie Bemeflungsorgane dahin, daß fie, 
um den buchhalterifhen Bemängelungen auszuweichen, oft höhere 
Gebühren bemefien, als ſolche nad) dem Geſetze wirklich entfallen ſollen. 
Dies ıft ein allgemein bekannter und vielfady beffagter Webelftand. 

Gegen die unrihtig bemeffene Gebühr ift e8 für die Partei an 
und für fi ſchwer. eine gründliche motivirte Vorftellung oder Recurs 
zu überreihen. Oft wird gezahlt, ohne zu Elagen, befonderd von dem 
einfahen Landmanne, da die Zabal- und GStempel-Hofbuchhaltung 
6108 den Auftrag Hat, zu gering bemeffene Gebühren zu bemängeln, 
rückfichtlich der zu Hoch bemeſſenen en aber Teine Bemänglung 
Ei Gunften der Barteien eintreten zu laſſen. — Perfonen in beiferen 

ermögensverhältniffen machen von dem Rechte der Borftellung und 
Des Recurſes Gebraud, dadurd) werden aber langjährige Schreibereien 
und Berzögerungen veranlaft, und der Staatsſchatz ift dabei infofern 
verkürzt, als die Gebühr nicht zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes ein- 
ee gind jedenfall® werden bie Barkeien in fonft vermeidliche Koften 
verje 

2. Die richtige Anwendung bes Gebührengeſetzes, jelbft wenn es 
auch möglichft einfach und Har wäre, fett aud) eine richtige Kenntniß 
der Nechtögeichäfte voraus. Nun ift aber die Bemeffung der Gebühren 
in der Regel den Steueramtöbeamten in die Hände gelegt, denen es 
an biejen Kenntniffen größtentheils gebriht, und Die, mit ihren 
ee Geſchäften überhäuft, der Bemeſſung die nöthige Aufmerf- 
amkeit nicht widmen können, daher die den Staatsſchatz nnd die 
Barteien benachtheiligende Verzögerung in der Bemeflung der Gebüh- 
ren, welche befonders bei jenen Steuerämtern eintreten, wo fidh der 
Sit ber Kandes- und Kreidgerichte befindet. — Die Bemeſſung der 
Gebühren durch die Steuerämter hat aber aud einen anderen für den 
Staatsſchatz noch empfindlicheren und folgenreicheren Lebelftand, nämlich 
den des Mangels an hinreichender Controle, daß die bemefiene und 
eingehobene Gebühr aud richtig in Empfang geftellt wird. Zwar 
folfen die Onittungen über gezahlte Gebühren durch politifche oder 
Gerichtsbeamte contrafignirt werden; alein Jedermann weiß und 
auch die betreffende Tabal- und Stempel-Hofbuchhaltung dürfte es 
beftätigen, daß die Eontrafignaturen diefer Beamten über bie einge- 
zahlten Beträge ſehr unvollftändig und nnverläßlic find. 

Eine ausgiebige Controle und zugleich eine richtigere Bemeſſung 
der Gebühren würde nur dann geickaffen werden, wenn —76— admi⸗ 
niſtrativen Finanzorganen übertragen und nur die Einhebung der 
Gebühren den Steuerämtern überlaffen würde. 

3. Der Grundfak, daß ale Minimalwerth einer Realität bie 
hundertfache ordentliche Grundfteuer ohne Zufhuß anzunehmen fei, 
wäre bei einer apercentigen Capitalsverzinſung nit unbilig, wenn 
die Grundfteuerbemefjung immer richtig wäre; nachdem dieſes jedoch 
nicht der Fall ift, fo Führt jene gejeglihe Beftimmung zu einem um 
o bärteren Drude, als die unmittelbare Gebühr ſchon an ſich ihrer 

atur nad) das Capital angreift. 
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pel einen jährlichen Ertrag von 13 Millionen und etlichen 
hunderttaufend Gulden, und die Taren und Gebühren aus 
Nechtsgefchhäften einen Ertrag von circa 22 Millionen ge 
währen, wonad fi) die fämmtlihen Einnahmen diefer zwei 
Poften mit circa 35 Millionen beziffern. 

„Ih ftimme vollfommen mit den Haunptgrundfäßen umd 
dem weſentlichen Sinne des Comiteberichts überein und 
glaube, daß hier im Allgemeinen Veränderungen kaum zu 
wünjchen fein werden. Ich erlaube mir aber auf die fehr 
wichtige und äußerſt inhaltsreiche Berichtsbeilage hinzumei- 
fen, wo bejonders drei Mängel fpeciel erwähnt find. In die 


In dem Geſetze von 23. Auguft 1850 war wenigften® infoferne 
Schuß gegen dieſes Uebel, als den Parteien freigeitellt war, eine 
Shägung ber Realität zu verlangen. Durch eine nachträgliche Ber- 
ordnung ift aber biefer Schuß wirkungslos geworden, weil die ent- 
heidenden Behörden an den Befund der Schäßung nicht gebunden find. 
4. Es ift eine Anomalie in der öfterreichifchen Steuergefesgebung, 
daß von den nicht zeitgerecht berichtigten unmittelbaren Gebühren 
Berzugszinfen eingehoben werden. 
Die finanziellen Erfolge diefer Mafregel dürften wegen des grö- 
feren Arbeitsaufwandes ſehr zweifelhaft fein und beläftigen gerade 
en Volksclaſſen, denn der Vermögliche zahlt in der Regel 
eitgeredht. 
; Wenn daher von diefen Berzugszinfen im Principe nicht abgegangen 
werben könnte, jo wäre e8 weninften® angedeutet, alle Gebühren bis 
a 20 fl. von der Zahlung der Berzugszinien zu befreien, 
wodurch nicht nur der Arme gefchont, fondern aud die Berredhnung 
und Controle erleichtert, daher eine Erjparung an Arbeitsfräften und 
Koften erzielt wiirde. 

Fran Antrag dürfte übrigens in politifher Hinſicht höchſt em- 

ehlend jein. 
p 5. Die Percentualgebühren müſſen wohl von Fall zu Fall bemeſſen 
werden; nicht fo iſt es pPezüglich der ſogenaunten firen unveränderlichen 
Gebühren z. B. bei Endurtheilen über nicht ſchätzbare Streitgegen⸗ 
her (Servituten). Diefe firen Gebühren bedürfen Teiner Bemefſfung 
ondern können mittelft des Stempels auf eine einfachere und ſchnellere 
Art entrichtet werden. 

6. Die Dienfttaren der Staatsbeamten werben gegenwärtig von 
befonders beftellten Taxbeamten bemeijen und in zwolf Monatöraten 
eingehoben und verrechnet. 

Da der geringfte Gehalt 315 fl. einer Taxentrichtung nicht unter 
Tiegt, fo dürfte das Geſchäft weſentlich vereinfacht werden, wenn die 
in einen höheren Gehalt vorrüdenden Beamten durch 4 Monate in 
ihrem vorigen geringeren Genuſſe bleiben würden und die auf jolde 
Art eingebrachten Dienfttaren nad) Art der Carenztaren beit. k. Offi⸗ 
cieren verrechnet würden. 

Was die präliminirten Beträge an Stentpel=, Tax⸗ und unmittel« 
baren Gebühren betrifft, fo dürfte bagegen tein Anftand Ir — 
werben und es ifi nur zu wünſchen, daß bei den allgemein ungänftigen 
Bertehröverhäftnifien diefe Beträge in den verantchlagten Summen 
anch wirklich eingehen. 
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fer Beilage wirb im zweiten Abſatze binfichtlih der Stempel 
und Zaren fehr gut bemerkt, daß eine zahllofe Menge nadj- 
träglicher Erläuterungen und Verordnungen entftanden jet, 
fo daß es gegenwärtig auch den betreffenden Beamten jehr 
fchwerfällt,, die beftehenden Geſetze richtig anzumenden; für 
den Laien aber dies geradezu eine Unmöglichkeit ift. 

„Ich kann aus den Erfahrungen des praftifchen Lebens 
die Richtigkeit dieſer Bemerkung nur beftätigen und muß 
darauf hinweifen, daß es wirklich ein Bedürfnif des tägli- 
hen Lebens ift, daß in diefer Beziehung eine Hare und prä- 
cife Auseinanderfegung ftattfinde. 

„Dabei kann ich aber die Befürchtung nicht verhehlen, 
daß, wenn diefe Sache in Angriff genommen wird, etiwa wie- 
der eine neue Steigerung der Gebührenfäße erfolgen könnte. 

„Es kommen diesfalls fehr viele Klagen im Sande vor. 
Man beforgte aber ftetS, daß, wenn man eine Hare Erpofi- 
tion dieſes jo höchſt complicirten Geſetzes verlangen mollte, 
am Ende eine neue Steigerung der Gebühren vorgenommen 
werden würde. Eine foldhe Erhöhung wäre durchaus nicht 
angezeigt, nachdem ohnehin die Stempel und Taren fo aufer- 
ordentlich hoch und drüdend für den täglichen Verkehr find, 
befonder8 was die Recurfe und Bitten anbetrifft. Bei der 
Heinften Sache müfjfen Stempel gezahlt werden. Es wäre alfo 
jedwebde Steigerung im vorhinein zu vermeiden und das große 
Publikum zu beruhigen, daß, wenn eine Abänderung gefchiegt 
und eine Mare Abfaſſung des Stempelgejeges eintritt, dabei 
keineswegs auf eine Erhöhung und Vermehrung der Stem- 
pel und Zaren hingezielt werde. 

„Der ziveite Punkt ift im fünften Abſatze der Beilage ent- 
halten, wo e8 heißt: „daß die Tabal- und Stempelhofbudh- 
haltung blos den Auftrag hat, zu gering bemeflene Gebüh- 
ren zu bemängeln, rüdjihtli) der zu hoch bemeflfenen Ge— 
bühren aber feine Bemänglung zu Gunſten der Parteien ein- 
treten zu laffen.“ 

„Es tft unbegreiflih und ftaunenswerth, wie das Princip 
im Allgemeinen angenommen werben konnte, daß, wenn eine 
Bemeffung zu Hein ausfällt, man nadträglid eine Strafe 
zahlen muß; wenn aber die Bemeffung zu groß ausfällt, das 
Geld nicht mehr zurüderftattet, fondern in der Kaffe zurüd- 
behalten wird. Ich will mich nicht weiter über diefe Sache 
und über die Tendenz auslaffen, aber es dürfte höchſt wün- 
fhenswerth fein, daß diefem Mißbrauch Einhalt gethan werde, 
wie dies and) im zweiten Abjate des Comitäberichtes gejagt ift. 
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Der dritte Punkt betrifft die richtige Anwendung der Se- 
bübrenjäge, worüber die Beilage Folgendes fagt: „Nun ift 
aber die Bemefjung der Gebühren in der Regel von Stener- 
amtsbeamten in die Hände gelegt, denen es an diefen Kennt: 
niſſen größtentheils gebricht, und die, mit ihren ſonſtigen ®e- 
Ihäften überhäuft, der Bemefjung die nöthige Aufmerkſamkeit 
nicht widmen können.“ | 

„Es wird dann darauf hingewieſen, wie wünſchenswerth 
e8 wäre, daß die Eincaffirung und Bemeflung in verfchie- 
dene Hände gelegt werde. Ich habe nichts weiter Hinzuzufü- 
gen, und wollte nur auf die Wichtigkeit der Auslafjung, 
welche in der Beilage enthalten ift, hindeuten. - 

„Webrigens gibt e8 nod eine Gattung von Stempeln, 
die zu erwähnen ich mir die Freiheit nehmen muß. Sch bin 
gar nicht gewillt, noch einmal heute über Preßangelegenheiten 
zu fprechen. Aber die rein ölonomijche oder vielmehr fisfa- 
liſche Seite der Auflage, welche die Zeitungsprefje trifft, zu 
berühren, dürfte Hier wohl am Plate fein. Ih werde nicht 
viele Worte gebrauchen, fondern nur mit wenig Ziffern und 
Daten die Aufmerkſamkeit der Verſammlung auf diefen hoch- 
wichtigen Gegenftand hinlenten. 

„Es betrifft den Zeitungsftempel. Es find hier vorzugs- 
weije drei Rubriken, die in Betracht kommen: nämlich der 
Zeitungsftempel, der Anfündigungsftempel und die Inſer— 
tionsgebühren, dafür find die Steuerfäte beftimmt. Ich werde 
mir eine oberflächliche Zufammenftellung des Ertrages dieſer 
drei Arten von Abgaben erlauben, welche die Journaliſtik 
direct betreffen. Es ift merfwürdig und wirft ein ſehr ſtarkes 
Schlaglicht auf diefe Seite der Befteuerung eines höchſt wid- 
tigen Gegenftandes geiftiger Größe, der einen Hauptfactor 
abgeben joll für die weitere und wünſchenswerthe Entwide- 
Yung des öffentliden Geiftes und der Intelligenz. Im Jahre 
1850 bat ber Zeitungsftempel in der ganzen öfterreichifchen 
Monarchie nicht mehr betragen als 63,000 fl.; im Berlaufe 
von 9 Jahren hat der Betrag durch die wiederholte Steige- 
rung bes Zeitungsſtempels in ber ganzen öfterreichifchen Mon- 
archie fih auf 500,000 und etliche hundert Gulden gehoben. 
Eine noch größere Steigerung fand bei dem Anfündigungs- 
ftempel ftatt. Im Jahre 1850 Haben die Ankündigungen in 
ber ganzen Monardie nur 38,000 fl. — Wien eingefchloffen 
— getragen. Im Jahre 1859 ift der Anfündigungsftempel 
bereits auf 75,000 fl. hinaufgegangen. Ebenjo die Inferaten- 
gebühren. Seit 1850, wo noch fein Inſeratenſtempel beftan- 
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den hat, beliefen ſich diejelben auf die Summte von 85,000 fl., 
im Jahre 1859 aber, Alles inbegriffen, bereits auf 105,000 fl. 
Auch in diefer Beziehung könnte man fagen, daß mitunter 
vielleicht das Kind mit dem Bade ausgegoffen wurde. 

„Es wurde eine Steuer eingeführt, die an und für fi 
nicht fremd ift in der finanziellen Welt und in Europa über- 
haupt, und melde, wie wir wiffen, auch in den weftlichen 
Ländern, wo die Preſſe ſchon feit langer Zeit auf eine unab⸗ 
hängige Weiſe eriftirt, beftanden bat. In England, wo Preß- 
freiheit eriftirt, und in Frankreich — jett minder — nod) 
mehr aber in Holland und Belgien, wo die Ergebniffe diefer 
Gebühren jehr groß find; ebenfo in Preußen und befonders 
in Köln haben fich die Injertionsgebühren und Ankündigungs⸗ 
ftempel jehr bedeutend entwidelt und ein großes Einfommen 
für die Finanzverwaltung abgemworfen, In Oeſterreich hat 
diefe Steuer im Jahre 1850 (und zwar ſämmtliche drei Po- 
fitionen, nämlih: Zeitungsftempel, Anlündigungs- und In« 
iertionsgebühren) den Betrag von 98,000 fl. ergeben, während 
fie fih jetst Schon auf nahezu 700,000 fl. gefteigert hat. Ich 
weiß allerdings, daß von finanzieller Seite darauf Hinge- 
wiefen wird, bie Steuer müſſe doch nicht jo drüdend und 
jo Ho fein, weil einige Zeitungen jehr gute Gefchäfte 
machen und einige Redactionen ſehr gut dabei fahren. Ich 
will dies nicht bezweifeln und die Nichtigkeit diefer Bemer- 
fung nicht beftreiten, aber ich glaube, es find das doch nur 
Ausnahmen. Im Allgemeinen kann man fagen, daß fidh iu 
Defterreich die Preffe nicht in der Weife entwideln Tann, wie 
e8 wünfchenswerth wäre, und daß hieraus vorzüglich die zu 
große und zu fchnelle Erhöhung und Vermehrung der Steuer 
Schuld trägt. 

„Es dürfte am Plabe fein, die Wichtigkeit der Preffe und 
die Stellung, die fie einzunehmen hat, bei diefer Gelegenheit 
ins Auge zu faffen. 

„Nach meiner Anficht follte diefe Stellung unabhängig 
von den ölonomifchen Berhältniffen und der Ertragfähigkeit 
dieſes Theiles der öfterreihifehen Publiciftif fein. 

.„Es liegt felbft im Intereffe des conjervativen Elementes 
im Allgemeinen, daß die Preſſe fih in mohlhabenderen Ber- 
bältniffen befinde, nicht mit den Mühen des Tages zu 
fümpfen habe und ein Gewinn bringendes Unternehmen jet, 

„Um die guten Elemente der Preſſe zu ftärken (denn alle 
Wunden, die die Preſſe fchlägt, heilt fie felbft), glaube ich, 
daß es zwedmäßig und gut wäre, daß die Preffe nicht zur 
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hoch beftenert werde. Das, was ih im Allgemeinen von der 
zweiten Rubrik gejagt habe, wäre aud) auf die dritte Rubrik 
anzumenden. Ich übergehe den Zeitungsftempel und will vor 
Allem den Ankündigungsftempel und die Infertionsgebühren 
ins Auge faſſen. In diefer Beziehung ift der Ertrag überall 
außerordentlich groß. 

„In den weftlichen Ländern Europas, befonders in Preu⸗ 
Ben, und namentlid in Berlin und Köln, werfen die Anktün- 
digungen und Infertionen nicht nur einen bedeutenden Nutzen 
für die Redactionen felbft ab, und bewirken, daß die Prefie 
jehr wohlhabend geftellt ift, jondern fie ergeben auch eine 
Einnahmsquelle im Intereffe des Allgemeinen. 

„In England bringt 3. B. „Times“ eine ungeheuere Maſſe 
von Ankündigungen. Da ift ber geringe Gebührenfag gewiß 
fein Nachtheil, jondern im Gegentheil ein außerordentlicher 
Vortheil für den Staat. 

„Die Gebühren find nirgends hoch bemeflen, um die Ent- 
widlung der Journaliſtik nicht zu hemmen, fondern fie viel- 
mehr möglichft zu fördern. Ich glaube, daß in diefer Sache, 
fo wie bei allen übrigen Zweigen der Befteuerung,, von der 
Finanzverwaltung des öfterreihhifchen Staates hauptſächlich 
darauf Rüdficht zu nehmen wäre, daß die Feitftellung einer 
mäßigen Steuer nicht mit einem Opfer für den Staat ver- 
bunden ſei. Ich bin überzeugt, daß, wenn man die Summe 
diejer Gebühren betrachtet, man finden wird, daß biefe Steuern, 
ungeachtet fie in zehn Jahren von 138,000 auf 973,000 ge 
ftiegen find, denngch verhältnigmäßig ein fehr Feines Ergeb⸗ 
niß liefern. 

„Sch hege die Meberzeugung, daß, wenn man bie Stem- 
pel für Anfündigungen und Imferate berabfegen würde, jhon 
im erften und zweiten Jahre bie Staatsverwaltung einen be- 
beutenden materiellen Gewinn hievon hätte, und die Herab- 
fegung auch für das große Publikum jehr nüglich wäre, weil von 
den Injertionen ein größerer Gebraud) gemacht werden fünnte. 

„Sp wie in ausländiſchen Blättern, würde fih aud im 
Inlande die Maffe der Ankündigungen im Intereffe bes Pu- 
blikums und auch der Redactionen felbft vermehren, und in 
diefen Richtungen ein mehrfeitiger Gewinn ſich jehr bald her: 
ausftellen. 

„Ich fehe auch gar nicht ein, von welcher Seite diefe 
Herabjegung irgend eine üble Folge haben, und was es fdha- 
den könnte, wenn man mit ber Höhe biefes Steuerſatzes her⸗ 
abgehen wiürbe. 
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„Auf die Rüdficht für das Interefje dev Journaliſtik lege 
ich ſehr viel Werth, und hege die fefte Meberzeugung, daß in 
demfelben Maße, als die Staatsverwaltung ihre Aufmerkſam⸗ 
feit darauf lenfen würde, die pecuniären und ölonomijchen 
Berhältniffe der Journaliſtik im Allgemeinen beffer zu geftal- 
ten, in demjelben Maße auch die Journaliſtik den hochwid- 
tigen Pla einnehmen, und im Interefje der Regierung, der 
öffentlichen Ordnung und Ruhe und des monarchiſchen Geiftes 
wirken würde.” 

‚Der Leiter des Finanzminifteriums: „Ich verkenne 
nit, daß es im erften Augenblide unangenehm auffallen 
muß, wahrzunehmen, daß in jenen Fällen, in welchen fich bei 
der Buchhaltungscenfur ergibt, daß an einer Gebühr zu weni 
entrichtet worden fei, das Abgängige erfeßt werden muß, we: 
aber, wenn das Reſultat gegentheilig ausfällt und die Partei 
zu viel gezahlt hat, feine Verfügung eingeleitet wird, um bie 
Rüderftattung des ungebührlich entrichteten Mehrbetrages zu 
bewirken. Zur Erflärung diejes BVBorganges muß ich etwas 
weiter ausholen und den Standpunkt der Staatsverwaltung 
und der Partei erörtern. 

„Die Bartei hat in allen Fällen, wo fie eine Gebühr zu 
zahlen hat, das Recursrecht; fie kann fich an die zweite oder 
an eine höhere Inftanz wenden. 

„Hier tritt der Grundſatz ein: „Vigilantibus jura scripta 
sunt“, — die Partei muß und Tann jelbft wahrnehmen, in 
wie weit fie mit Recht oder Unrecht von der Gebührenbemef- 
fung getroffen ward, und fie hat jedenfalls die Möglichkeit, 
fi) gegen die Ungebühr, gegen eine Rechtsverlegung zu ver« 
wahren. Der Staat aber hat, wenn die Gebühr zu feinem 
Nachtheile unrichtig bemeffen ward, fein Rechtsmittel dage— 
gen; es tritt fein Staatsanwalt ein, der, wenn das Hecht des 
Staates auf die Gebühr durch unrichtige, zu niedrige Be— 
mefjung verleßt ward, der Sache prüfend auf ben Grund 
fieht, und Anlaß nimmt, um Schritte einzufchlagen, damit 
der Staatsverwaltung zur Empfangnahme der vollen und 
richtigen Gebühr verholfen werde, 

„Hier tritt nur die buchhalterifche Kenfur ein, welche in 
diefer Richtung dem gefährdeten Intereſſe des Staates zu 
Hilfe kömmt. Die Buchhaltungen find berufen, gegen Benadh- 
theiligungen des Aerars einzutreten, welches fonft der erfor- 
derlihen Sicherung entbehren würde. Es wiberftrebt num 
wohl dem Gefühle, daß bei Entdedung einer Unrichtigkeit 
nicht nach beiden Seiten, nach dem Gejege der Justitia di- 
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stributiva vorgegangen und das zu wenig Gezahlte berein- 
geholt, das zu viel Gezahlte aber wieder hinausgegeben wird. 
Ich gebe aber zu bedenken, welche Maſſe von Schreibereien 
und Compficationen der Geſchäfte eintreten würde, wenn man 
von biefem letzteren Grundfage ausgehen wollte. Es ift nicht 
blos bei den Stempeln und Gebühren von Redhtsgefchäften, 
fondern auch in anderen Zweigen, bei der Berzehrungsfteuer 
und allen übrigen Abgaben, mit einziger Ausnahme der Zölle, 
die Einrichtung getroffen, daß von Amtswegen feine Rüd- 
vergütung etwa entdedter, zu viel gezahlter Gebühr ftattfinde, 
und daß eine diesfälige Entdedung fein Gegenftand weiterer 
amtlicher Verfügungen wird. 

„Der Grund der Ausnahmen bei den Zöllen liegt darin, 
daß die Zollpartei mit dem Zollamte in fteter Berührung 
fteht, oder demfelben doch mehr oder weniger befannt ift. 

„Wenn fi) bei der Cenjur in den Zollregiftern ergibt, 
daß von der Partei zu viel eingezahlt wurde, fo ift der Proceß 
ein ganz einfacher, um die Partei in Befik des zu viel Ge— 
zahlten zu jegen. Die Bemänglung, welche ohnehin nur auf 
leicht entdedbaren Rechnungsverſtößen beruht und einfacher 
Natur ift, fommt den Zollämtern zu, diefen ift die ‘Partei be- 
fannt, und bei der nächſten Zahlung wird ihr das zu viel 
Gezahlte zurücdgeftellt oder abgerechnet. Ganz anders aber ift 
e8 bei den anderen Gefällszweigen, und insbejondere bei den 
Gebühren von Rechtsgeſchäften, wo die Partei oft nur ein 
einziges Mal und nicht wieder zum Amte kommt, häufig ihren 
Wohnfitz verändert und nicht mehr aufzufinden iſt. Wenn bei 
der Buchhaltung eine Zupvielbemeflung oft nur von einigen 
Kreuzern oder Gulden entdedt und die NRüdvergütung der 
Partei zugewendet werden follte, jo wäre dies eine Maf- 
regel, die mit einem beträchtlichen Zeit- und Gefchäftsaufs 
wande verbunden wäre. 

„Es ift aber bei den Gebühren auch mit der bloßen Be— 
mänglung der Buchhaltung nicht abgethan; diefe leitet bie 
Bemänglung an die abminiftrative, Finanzbehörde, welche ein- 
gehend prüft, ob der Anftand der Buchhaltung begründet if; 
von der Finanzbehörbe geht die Erledigung an die bemeffen- 
den und einhebenden Aemter, und da tritt erft der weitere 
Borgang ein, um fich mit der Partei in Berlehr zu ſetzen. 
In diefen Weitläufigkeiten liegt der Grund, daß man bie 
Amtshandlungen der Buchhaltung auf jenen Fall befchränkt 
bat, wo der Staatsſchatz unmittelbar bedroht wird, und auch 

ba ging man nicht bis auf das kleinſte Detail herab, Es 
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wurde eine gewiffe Grenze feftgefet, über welche bie Buch—⸗ 
Haltung hinausgeht, wenn auch der Staat zu wenig erhalten hat. 

„Sch würde übrigens nicht abgeneigt fein, diefem Dienft- 
zweige die Richtung zu geben, daß, wenn erhebliche Beträge, 
um welche die Partei verkürzt worden ift, entdedt merben, 
die Berhandlung eingeleitet werde, um der Partei den zu viel 
gezahlten Betrag zurüdzuerjegen. Belangreihe Mißgriffe in 
der Bemeſſung werden übrigens fchon jet, wenn fie aud) 
für da8 Aerar ohne Nachtheil blieben, ſtets aufgegriffen und 
zum Anlaß von Verfügungen genommen. . 

„Aber bei allen Kleinigkeiten den NRüderfat eintreten zu 
laflen, würde nur eine Gejchäftsvermehrung mit fi bringen 
und eine bedeutende Erhöhung der Perfonalfräfte nothwendig 
maden, welche nicht erfchtoinglich wäre. 

„Sp viel über den erften Punkt der Bemerkungen des Herrn 
Grafen Bartöczy. 

„Was die zweite Angelegenheit betrifft, nämlich die Be— 
laſtung der Preſſe, jo theile ich vollflommen die Anfichten des 
geehrten Herrn Borredners. 

„Er kann gewiß nicht mehr als ich von der hohen Wich— 
tigkeit, von dem Werthe durchdrungen fein, welcher von Seite 
der Regierung auf die Preſſe zu legen ift. In biefer Bezie- 
hung wäre mir jede Erleichterung und Förderung, welche der 
Preffe und den Anfündigungen zulommen könnte, nur höchſt 
erwünfcht, insbefondere würde durch die Erleichterung des 
Anfündigungswefens die Befriedigung eines tiefgefühlten Be- 
dürfnifjes erfolgen und einem wichtigen Elemente des Ver— 
fehres und Ermwerbes Rechnung getragen. 

„Aber auch hier ift es wie immer wieder bie finanzielle 
Lage, welche eine Ermäßigung der Gebühren derzeit nicht 
geftattet. | 

„Diefe Gebühren ergeben zwar feine große Einnahme, 
aber die Finanzlage ift nicht von der Beichaffenheit, um auch 
nur eines Heinen Einkommens entbehren zu können. Wenn 
jedoch der Zeitpunft kommt, welcher andere Hilfsquellen er- 
öffnet, wird die Regierung gewiß nicht ſäumen, dieje Abga- 
ben zu bejeitigen oder durch minder läftige zu erjetsen.“ 

Reichsrath Dr. Straffer: „Nachdem fomwohl in dem 
Berichte des Komitees, als in deffen Beilage die Mebelftände 
an welchen das dermalige Gebührengejetz leidet, treffend be— 
zeichnet und vollfommen erörtert worden find, und nachdem 
aud) der Herr Leiter des Finanzminifteriums felbft dieſe 
liebelftände anerfannt bat, und wir nach den eben gehörten 
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Reichsrath Graf: Audrafiy: „Zur Erleichterung des 
materiellen Zuftandes der Preſſe wünſche auch ich die Her: 
abjezung des Stempel. Im Hebrigen wünjche ich die Her— 
beiführung eines geficherten Rechtszuftandes für Alle, aljo and 
für die periodifche Prefje Oefterreichs insbejondere, um threr 
Zuftand einigermaßen erträglich zu machen. 

„Die Prefle, wenn die Zeit- und Ortsverhältniffe gehörig 
berüdfichtigt werden, ift gewiß diejenige Einrichtung, die am 
meiften geeignet ift, und vorzüglich dazu beiträgt, einen Rechts: 
zuftand zu erhalten, wo er bereit$ beftebt, und wo er nod 
nicht eriftirt, ihm herbeizuführen. Eine geregelte und umge 
ftörte Bewegung der Preſſe liegt im allgemeinen Intereſſe 
des Kortichrittes und der Ordnung. 

„Es ift ein unerläßliches Bedürfniß, eine geſunde öffent: 
fie Meinung zu erweden, weil fie in den meiften Fällen 
geeignet jein dürfte, die acuten und chroniſchen Staatskrant: 
heiten zu heilen. Ich bin demnach entichieden für die Be 
freiung der Preſſe. Der hohe Reichsrath möge mir aber hie 
eine Fieine Abſchweifung geftatten. 

„Mehrere Blätter haben mic wegen meiner Abwehr be 
treffs der Veröffentlichung der Comiteberathungen etwas har: 
mitgenommen. Sch ſchwieg, weil ich das Feld der unnsthigen 
und fruchtlojen Polemik nicht zu betreten wünſchte. Man hat 
aber in meiner Erklärung Abfichten und Motive geſucht, die 
hineinzulegen ich weit entfernt war. Unter den vielen Unter 
ftellungen, die man mir zu verftehen gegeben hat, Liegt jene 
einer allgemeinen Anklage der öfterreihifchen Preſſe am aller: 
weiteften von mir und von meinen Freunden, in deren Na— 
men ich gejprochen habe, denn allgemeine Auflagen find aud 
ungerechte Anklagen. Wir achten die Preſſe als Depofttorium 
ehrlicher Ueberzeugungen und Berfechterin derjelben,, felbi 
wenn diefe Ueberzeugungen nicht mit den unferigen überein- 
fimmen. Wir wifjen die wichtigen Berdienfte der öfterreicdt- 
ſchen Preſſe vollftändig zu würdigen; allein eine Preſſe, die 
einfeitige Zmede verfolgt, die zu deren Unterfiüßung That: 
ſachen etftellt, oder wenigftens für ihren Gebrauch präparirı. 
bie dem Mammon dient, kurz, die ihre Stellung verkennt un? 
mißbraucht, eine ſolche Preffe zu rejpectiren, wird mi Nie 
mand und durch nichts zwingen können. Berühren muß id 
bier namentlih auch die häufigen Ausfälle gegen die foge 
nannten „Altconjervativen“, wie man uns zu nennen belieb:, 
worunter ftetS der Adel verftanden werben fol, und die vie 
len Berdächtigungen, weldje ich geradezu böswillig nennen muß. 
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„Die beliebteften Stichwörter, welche hierbei die Haupt- 
olle fpielen, find: „die vergilbten Privilegien“ und „ber Feu⸗ 
alismus“. Derlei Ausfälle, durch welche ganze Stände ver- 
est werden, find ſchon an und für ſich verwerflich. Ich bin 
veit entfernt, irgendwie anderen Rechten, wenn auch nur von 
erne, entgegentreten zu wollen; ich achte fie und werde froh 
ein, wenn fie zur vollftändigen Geltung gebracht werden; 
illein man muß auch nicht vergeflen, daß in Defterreich der 
Adel ein lebeusfräftiges, ja ich möchte jagen, zur Eriftenz des 
Staates unentbehrliches Element tft; eine Anfeindung desfel- 
den verſündigt fi) nach meiner Anficht gegen die öffentlichen 
Anterefien. Dan muthet dem Adel die Unvernunft zu, den 
Feudalismus und die Privilegien wieder herftellen zu wollen. 
Man babe aber doch wenigftens fo viel eigene Bernunft, um 
einzufehen, daß der Adel dergleichen Velleitäten, jelbft wenn 
er wollte, gar nicht nähren Tann.“ 

Neiherath Dr. Hein: „Ic kann mid nur dem Antrage 
des Herrn Grafen Barföczy und feiner Begründung atı- 
Ichließen, und hätte alfo nicht nöthig, mich des Weiteren fiber 
diefen Gegenftand auszulaffen, wenn ich nicht pafjend fände, 
auf die Bemerkungen des Herrn Leiters des Finanzminifte- 
riums zu eriwiedern, daß das Erperiment, welches hier ge- 
macht werden ſoll, bei Weiten fein fo gefährliches ift, daß 
man nicht raſch und entfchloffen daran gehen fünnte. 

„Durch die Verwohlfeilerung der Antündigungstare wird 
fi) das Ergebniß biefes, im Ganzen für Defterreih an und 
für fi unbedentenden Ertragszweiges nicht vermindern, jon- 
dern zuverläffig erhöhen, und eben aus dieſem Erperimente 
wird vielleiht die hohe Staatsregierung die Lehre ziehen 
fönnen, daß e8 auch bei fonftigen Taren und Gefällen räth- 
lich fein dürfte, die hohen Sätze etwas zu beſchränken, um 
ein reicheres Erträgniß zu erzielen. 

„Es wird fi daraus beftätigen, was ſchon zu twiederhol- 
ten Malen in dbiefem Saale behauptet wurde, daß alle zu 
hohen Pofitionen das Erträgniß nicht erhöhen. Aber and) der 
Modus, nad) welchem diefe Gebühr eingehoben wird, ift mit- 
unter ein fehr brüdender. Es wird nicht die Aufgabe des 
hoben Reichsrathes fein, hier in Einzelnheiten einzugeben 
und Rathichläge in diefer Richtung zu ertheilen; ich möchte 
mir aber erlauben, die hohe Regierung und insbefondere den 
Herrn Reiter des Finanzminifteriums daranf aufmerffam zu 
maden, daß es vielleicht gerade bei den Gebühren, welchen 
die Zeitungen und Ankündigungen unterliegen, räthlich fein 
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dürfte, eine Enquöte in ganz vertranlidem Wege und ohne 
große Weitläufigkeiten mit den Ionrnalbefigern und vielleicht 
mit folhen Perfonen, welche häufig von Ankündigungen Ge— 
brauch machen, zu veranftalten und zu berathen, ob nicht der 
Modus der Einhebung des Zeitungsftenpels und der Anfün- 
digungsgebühr fo erleichtert werden Ffünnte, daß biefes Ge— 
fälle weniger drüdend und doch fehr einträgli würde.“ 

Reichsrath Graf Hartig: „Ich flimme der Auseinan- 
derjeßung des Herrn Grafen Barföczy bei und muß nur 
Einiges über eine eigene Gattung von Stempeln, welche ben 
täglihen Verkehr betreffen, nämlidh den Urkundenſtempel be 
merfen. Diefer ift jo eigenthümlich, daß faum Jemand Bier 
fein dürfte, der nicht eine Stempeldefraunbation begangen hätte. 

„Diefer Urkundenſtempel war Schon dem verftorbenen Reichs— 
rath8-Präfidenten Freiherrn v. Kübed, als er noch Hoflam: 
mer-Präfident war, ſtets ein Stein des Anftoffes, und es ifl 
mir befannt, daß er auf einen Erſatz für denfelben bedadı 
war, indem er im Sinne hatte, eine Steuer auf die Papier: 
fabrifation zu legen. 

„Es ift gewiß in jeder, auch fogar in moraliſcher Bezie— 
hung eine höchſt wünjchenswerthe Sache, wenn die Berpflid 
tung, jeden Gulden, den man einnimmt, mit Berwendung 
eines Stempels beftätigen zu müffen, abgejchafft würde. 

„Ich fee den Fall, es überbringt Jemand einen Betrag 
von einer Perſon, die feine Quittung fordert, der Ueberbrin- 
ger aber muß ſich ausweifen, und fordert eine Empfangsbe- 
ftätigung. Beftätige ich den Empfang ohne Stempel, fo babe 
ih eine Stempeldefraudation begangen. Das ift eine pein- 
fihe Lage, und ich geftehe, e8 vergehen wenige Tage, wo id; 
mich einer ſolchen Stempeldefraudation nicht ſchuldig madhe. 


Es wäre daher zu wünſchen, daß die von dem Freiherrn v. 


Kübed eingeleitete Verhandlung hierüber fortgefett werde. 

‚„Eine andere Sache ift e8 mit dem Strafverfahren. Bor 
einigen Jahren geichah es, daß bei einer Beilage zu einem 
Geſuche das Stempelaufpreffen weggelaffen wurde. Nach meh- 
reren Wochen befam ich eine Borladung zur Finanzbehörde 
behufs einer Rechtfertigung. Meinem Vertreter wurde bie 
Stempeldefraudation vorgehalten und ein Protocoll mit ihm 
aufgenommen. 

„Abermals nad) mehreren Wochen befam ich eine Zuftel- 
Iung durch alle weiten Wege, wornad) ich zu einem Straf: 
betrage von 12 oder 15 fr. verurtheilt wurde. 

„Wenn man bedenkt, was das megen 15 fr. für eine 
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Schreiberei und Pladerei war, jo möchte man jagen, e8 gebt 
faft ins Komifche. | 

„Ich möchte daher die Befeitigung diefer Uebelftände auf 
irgend eine fehidlihe Art in Anregung bringen, und jchlage 
folgende Formulirung vor: „baß der Neichsrath bei Sr. 
Majeftät beantragt, durch den Finanzminifter die Möglichkeit 
in Erwägung ziehen zu laflen, ob jene Stempelgattung, bei 
der eine Uebertretung täglich unvermeidlich if, nämlich der 
Urfundenftempel, nicht abgeſchafft und ebenfo, ob in dem 
eotrafverfahren nicht eine Vereinfachung herbeigeführt werben 
önnte.“ 

Der Leiter des Finanzminiſteriums bedauerte, daß 
der Herr Vorredner wegen einer ſo geringen Angelegenheit 
behelligt worden ſei, und bemerkte, daß nach dem jetzigen 
Gange bei den Finanzbehörden derlei Kleinigkeiten ſehr ein- 
fach und ſchnell behandelt werden. — Der Partei werde be= 
fannt gegeben, daß und wie viel fie an zu wenig gezahlter 
Gebühr an Strafe oder erhöhter Gebühr zu zahlen habe, und 
wenn fie fi) dazu herbeiläßt, jo werde im fogenannten Ab- 
laſſungswege die ganze Sadıe ſogleich abgethan. 

Daß bie und da vor einiger Zeit ein berlei zeitraubender 
Borgang, wie ihn Graf Harlig angeführt, beobachtet wurde, 
ift zu beflagen; aber bieje einzelnen Vorfälle könnten nicht 
binreihen, um auf die ganze Gefhäftsführung einen ficheren 
Schluß zu geftatten. Der Redner könne behaupten, baß eine 
fo compficirte, ins Lächerliche gehende Gejchäftsführung, wie 
vom Vorredner erzählt wurde, jeßt keineswegs mehr eriftire. 

Reichsrath Freiherr v. Betrins beftätigte, daß die Be— 
hörden angemiejen feien, die zu body bemeffenen Gebühren 
nicht zurüczuftellen, und fügte bei, daß im ber Provinz die 
untergeordneten Beamten dieſe Weifung dahin auffaffen, auch 
auf einen Recurs gar feinen Beſcheid zu ertheilen, was dem 
Redner jelbft in einer Vormundſchaftsſache vorgelommen fei. 

Der Grundſatz, daß bei einer höheren Bemefjung man 
feine Rückſicht auf die Partei nehmen fünne, wirke fehr de- 
moralifirend, fowohl auf die Beamten, als auch auf die 
Staatsbürger. 

Seit man dem Belieben des betreffenden Beamten preis» 
gegeben fei und überdies wife, daß, falls er die Tare zu 
body bemißt, fie nicht zurüdgeftellt wird, pflege eine Unter⸗ 
handlung vor ſich zu gehen, damit die Tare nicht zu Hoch 
bemeſſen werde. 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Id muß er- 
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widern, daß die Marime, welche der Herr Borrebner ent- 
wicdelte, daß eine zu hoch bemeffene Gebühr nicht zurückge— 
zahlt werde, und daß die Behörde die Weifung Habe, auf 
den Recursweg nicht einzugehen, durchaus nicht befteht. 

„Es bat fich bei der heutigen Erörterung keineswegs um 
das Princip gehandelt, daß überhaupt zu hoch bemeſſene Ge— 
bübren nicht zurüdbezahlt werden, fondern nur darum, daß, 
wenn bei der Buchhaltung eine zu Hoch bemeſſene Gebühr 
entdedt wird, nicht die Verfügung getroffen wird, den Mebr- 
betrag an die Partei zurüdzuzahlen. Wenn aber die abmini- 
ftrative, die Finanzbehörde zur Kenntniß gelangt, daß eine 
Partei mit einer zu hohen Gebühr betroffen wurde, fo findet 
diefe Zurüdzahlung immer ftatt, und ich bin im Stande, es 
dem Herrn Reichsrathe actenmäßig nachzuweiſen, daß in fehr 
vielen Fällen, in welchen die Parteien bei ben Finanz-Far- 
desdirectionen oder beim Minifterium gegen eine zu Hoch be- 
mefjene Gebühr ſich bejchwert Hat, fie, falls fie im Rechte tft, 
nit nur das zurüderhielt, was fie ſelbſt angeſprochen Hatte, 
jondern daß, wenn die Prüfung des Verfahrens ergab, daß 
fie in einem höheren Betrage, als die Partei felbft geglaubt 
hat, unrichtig beftenert worden war, der Partei der ganze 
zu viel bemefjene Betrag, alfo mehr als fie anfprad), zurüd- 
geftellt wurde. | 

„Die adminiftrative Behörde beurtheilt eben den Fall von 
objectivem Standpuntfte. 

„Es wird genau in den Fall eingegangen und geprüft, 
ob der Fall von der Unterbehörde nad jeder Seite und Rich- 
tung bin gejegmäßig behandelt war oder nicht. 

„Es ift eine durchaus faljhe Behauptung, daß die Be- 
hörden die Weifung hätten, wenn überhaupt zu viel gezahlt 
wurde und es zurüdverlangt wird, es nicht zurüdzugeben. 
Die adminiftrativen höheren Behörden wachen und prüfen, 
ob die Unterbehörden und Aemter den Gefeken gemäß han- 
beiten, und es ift Grundſatz, daß die Unterfuhung in jedem 
einzelnen Recursfalle fich nicht blos auf das geftellte Begeh— 
ren, jondern auf den ganzen Vorgang erftredt. 

„Ich kann die Summe der in diefer Weife weiter, als 
dag geftellte Begehren ging, hinausgezahlten ungebübrlichen 
Beträge mit vielen Zaufenden, ja Hunderttaufenden mit 
allem Rechte in Anſchlag bringen. Dies gilt von den Admi- 
niftrativbehörden. Anders verhält es fi) mit der Amtehand- 
Iung der Buchhaltung. Wenn man fo eingehen wollte, daß 
die Buchhaltung auch jede zu viel bezahlte Gebühr bemän- 
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geln und deren Zurüdzahlung veranlaflen follte, fo müßte 
man weit mehr Buchhaltungsbeamte anftellen, um die Ge— 
ſchäfte zu bewältigen, welche mit diefem Modus der Nüd- 
zahlung verbunden wären. Wenn e8 dem Herrn Reichsrath 
nicht gelungen ift, in der von ihm erwähnten Bormundichafte- 
Angelegenheit anf einen Recurs einen Beſcheid zu erhalten, 
jo bedamere ich dies fehr, muß aber meine früher vorgebradhte 
Bemerkung wiederholen, daß es fehr zweckmäßig gemejen 
wäre, das betreffende Amtsorgan und den fpeciellen Fall be- 
ſchwerdſam zur Kenntniß der Oberbehörde zu bringen, melde 
gewiß nit geſäumt hätte, Abhilfe zu fchaffen. Ich glaube 
nit, daß man mit Grund fagen kann, die öfterreichifche 
Negierung verfchaffe auf Recurſe und Beſchwerden nicht 
Abhilfe.“ 

Neichsratd Fürft v. Salm: „Der Herr Graf Bar- 
töczYy bat Umftände angeführt, die allgemein als Mißftände 
anerkannt worden find. 

„3h kann e8 nicht in der Ordnung finden, daß das Fi- 
nanzminifterium diejenigen Irrthümer, die im buchhalteri- 
ihen Wege als zum Schaden der Parteien vorgelommen ent- 
det werden, nicht durch die Zurüdftellung der betreffenden 
Ueberzahlung an die Partei gut madıt. 

„Ich Tann mid, mit der Erläuterung, die darüber gege- 
ben wurde, nicht beruhigen. 

„Ic ſehe nit ein, weshalb es mehr Mühe für den 
Beamten machen oder mehrere Beamten erfordern fol, wenn 
die Zurüdftelung ftattfindet. Ebenjo gut, wie der Beamte in 
einem Falle, wenn er eine niedere Zahlung entdeckt, dieſe 
eindringlich madt, ebenfo gut kann der Beamte mit berfel- 
ben Mühe die Veberzahlung herausfinden und die Zurücditel- 
lung dieſer Ueberzahlung veranlafjen. Es macht dies keines⸗ 
wegs mehr Urıtände, als die Einbringung einer Minder- 
zahlung. 

„Der Herr Leiter des Finanzminifteriums bat auch ange- 
führt, daß die Buchhaltung den Schu bes Aerars bilde, 
während der Private den Schub des Recursrechtes hat. 

„Mit dem Recursrechte iſt e8 aber eine mißliche Sache. 
Es gibt Fälle, in welchen, wenn die Partei mit einzelnen 
Stempeln überbürdet wird, der Recurs felbft, wenn er durd)- 
gejett wird, ihr mehr Koften macht, als der Überbürdete Be- 
trag, um den e8 fi handelt. 

„Sch Habe felbft einen ſolchen Fall erlebt und vorausge- 
wußt, daß der Recurs jelbft, wenn er durchgeſetzt wird, mich 
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mehr Toften werde, als der Betrag ausmacht, womit ich über- 
bürdet wurbe. Ich habe aber den Recurs des Princips we- 
gen ergriffen, damit die untergeordnete Behörde, welche dieſe 
Bemeſſung auch noch rechtfertigen wollte, die gebührende 
Nüge bekomme. Ich habe es gethan, um das Bergnügen zu 
haben, das Recht fiegen zu fehen. Das ift aber ein Bergnü- 
gen, welches fi ein armer Mann nicht verichaffen fann, denn 
wenn diefem ein Unrecht gejchieht und er weiß, daß der Re 
eurs ihm mehr often wird, al8 er hereinbringt, ſelbſt wenn 
er gewinnt, wird ber arme Mann das Unrecht lieber ertra- 
gen. Was für ein Gefühl aber Unrecht zu ertragen erregt, 
uud wie dies immer tiefer und tiefer fich einniftet und Er⸗ 
bitterung erzeugt, brauche ich hier nicht näher zu fchildern. 

„Die don dem Herrn Leiter des Finanzminifteriums ges 
gebene Erläuterung kann mich daher nicht befriedigen. Ich 
babe aber im dieſer vorliegenden Frage noch einen andern 
Bunft zu beiprechen, nämlich die Zufchläge auf die jeßigen 
Stempel. Dieje fcheinen mir im Principe nicht gerechtfertigt 
und unbillig. Wenn man auf Steuern im Allgemeinen einen 
Zuſchlag ausjchreibt, fo tft dies am Ende in der Noth ge: 
gründet. Aber die Natur des Stempels bringt es mit fid), 
daß fein Betrag der Bevölkerung genau befannt fein fol. 

„Man foll die Stempelgebühr beiläufig wiflen, ohne weit- 
läufige Tabellen, die ohnedies häufig nicht richtige Auskünfte 
ertheilen, nachfchlagen zu müfjen und ohne durd den Zufchlag 
immer und immer wieder beirrt zu werben. 

„Ich glaube, daß es der Natur des Stempels widerftreitet, 
auf ihn Zufchläge zu geben. 

„88 gibt einen einzigen Punkt, in welchem ic mit dem 
Herrn Leiter des Finanzminiſteriums übereinftimme, daß 
nämlich eine Rüdftelung bei dem Briefporto praltiſch nicht 
thunlich fei. 

„Beim Briefporto zahlt, wenn die Marke zu gering ift, 
der Empfänger eine Strafe. Iſt die Marke zu hoch gegriffen, 
fo denft Niemand daran, den Mehrbetrag zurüdzufordern. 
Das Letztere findet fih in der Natur der Sache begründet. 

„Ich halte e8 aber für jehr ungereht, daß man wegen 
Berwendung einer zu geringen Briefmarfe dem Empfänger 
des Briefes eine Strafe auflegt. 

„Es ift genügend, wenn man den fehlenden Betrag nadı- 
zahlen läßt.“ 

‚ Der Reiter des Finanzminifteriums: „Ich erlaube 
mir zu bemerken, daß ich es beflagen muß, daß Se. Durd- 
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laucht meine frühere Erklärung nicht hinreichend gefunden hat. 
35 kann mid nur auf folgende Bemerkung beichränten. Wenn 
es damit abgethan wäre, daß der Buchhaltungsbeamte die 
Uebergebühr entdedte, und wenn man mit diejer bloßen Ent- 
dedung fertig wäre und die Partei damit auch ſchon die 
Uebergebühr zurüderhalten hätte, fo wäre es ganz richtig, 
daß dadurd fein vermehrtes Gefchäft eintritt. 

„Mit der Entdedung aber ift das Geſchäft noch nicht 
abgethan. Die Entdedung erfordert eine Herausziehung aus 
den Regiftern bei der Buchhaltung, eine Darftellung auf dem 
Papier, eine Expedition der Buchhaltung, eine Abjendung au 
die betreffenden Finanzbehörden, wo das Geſchäftsſtück den 
ganzen Dienftweg durchmachen und früher erhoben merben 
muß, ob die Vemerkung der Buchhaltung im Geſetze auch 
wirfliih begründet ift; dann die weitere Erledigung an bie 
Unterbehörbe, endlich die Ausforfchung der Partei. Daß dies 
eine Maſſe von Schreibereien ntit fi) bringt, Tiegt am Tage. 
Mit dem bloßen Innewerden ber Uebergebühr von Seite der 
Buchhaltung if die Zurüdzahlung an die Partei noch Tange 
nicht bewerfftelliget. Die Zwiſchenacte, die da auszuführen 
find , find fo bedeutend, daß fie eine Maſſe von Geſchäften 
verurſachen, und eine Maſſe von Perfonal erfordern würden. 
Was der Herr Reihsrath in Betreff des unglüdlihen Schid- 
fale8 der Recurrenten angeführt hat, welche lieber von ben 
Recurſen abftehen, als den Weg derjelben betreten, fo ver- 
mag id) diefen Angaben auf Grund thatfädlidder Erfolge 
“ mit allem Rechte zu widerfprechen. 

„Die Mafle von Recurſen, die Maffe der Erledigungen 
und die Größe der dadurch den Parteien verfchafften Abhilfen 
gibt den fchlagendften Beweis, daß es mit dem Recursrechte 
in Defterreih nicht jo fchlecht fteht, wie der geehrte Herr 
Borredner erwähnte. Die Parteien finden ihr Recht, und, 
infoweit es mit den vorhandenen Kräften möglich ift, auch jo 
ſchnell als e8 gejchehen fann. Daß der eine oder der andere 
in einem Einzelnfalle, vielleicht wegen deſſen Bejchaffenheit, 
länger warten muß oder trotz feines Nechtes vom Recurſe 
nichts erwartet, ift zu beflagen; — im Großen und Ganzen 
aber und in der Thatjächlichfeit wird man erjehen, daß das 
— und Beſchwerderecht in Oeſterreich ein nicht erfolg⸗ 
oſes iſt.“ 

Reichsrath Graf Almaſy: „Ich kann nur der Bemerkung 
des Comités, welches das Gebührengejet als einen Uebelftand 
hervorgehoben hat, vollkommen beiftimmen. Ich hatte die Ehre, 
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einer inanzlandesdirection in Ungarn zu einer Zeit vorzu⸗ 
fiehen, in weldyer gerade das Stempelgebührengefeß eingeführt 
worden ift, und ih muß den mir damals untergeordneten 
Beamten nachfagen, daß fie bemüht gemweien find, dem Bu- 
blikum das Berftändniß des Geſetzes zu erleichtern. Es haben 
aber die Somplicationen des Geſetzes und die nicht Hare 
Darftellung desjelben bewirkt, daß fehr viele Klagen Iant 
geworden find. 

„Ich vertenne durchaus nicht, daß für die Partei der Re- 
cursweg derjenige ift, auf dem fie ihr Hecht erreichen Tann, 
um die Gebühren auf das gefeglidhe Maß zurüdzuführen. 

„Es find aber aud häufig Fälle vorgelommen, in welchen 
den Parteien, die den NRecurs ergriffen hatten, durch drei 
Inſtanzen eine immer höhere Gebühr auferlegt wurde, fo daß 
Diejenigen, welche ſich fchon bei der erften Inftanz überbürdet 
fühlten, bei der zweiten und dritten Inſtanz auf Grund einer 
anderen Gejebesftelle in eine noch höhere Gebühr verfielen. 

„Ich fchreibe dies nur der Somplication bes Geſetzes zu 
und ich wünfche, wie e8 uns heute Se. Ercellenz in Ausficht 
geftellt hat, daß Erläuterungen hinausgegeben werden follen, 
welche den Parteien den Gebraud des Geſetzes erleichtern.“ 

Der Leiter des Kinanzminifteriums: „Ich glaube, 
daß, wenn diefer anfcheinend draftiiche Fall, ben Se. Ercellenz 
foeben mittheilte, eingetreten ift, die Behandlung jedenfalls 
ihren gejeglihen Grund gehabt habe. Wenn die Gebühr von 
der erfien Inftanz nicht richtig bemeffen worden ift, und wenn 
aus Anlaß des Recurſes der richtigere Einblid der höheren 
Behörde ergeben hat, daß biefe Gebühr zu gering bemeſſen 
wurde, fo ift e8 ganz gerecht, daß fie erhöht wird; wie um- 
gekehrt in dem früher von mir bezeichneten Falle, wenn der 
Partei von der Unterbehörde eine zu große Gebühr ange- 
rechnet wurde, die Oberbehörde aber über den Recurs der 
Partei findet, daß der Ießteren eine höhere Mehrgebühr an- 
gerechnet wurde, als die Partei felbft zunrüdverlangte, die 
Bemeſſung auf das richtige Maß zurüdgeführt wird. 

„In einem wie in dem anderen Falle wird nur gewährt, 
was dem Rechte und dem Geſetze entfpricht.“ 

Graf Almäfy erflärte hierauf, daf feine Bemerkung nicht 
auf die Bemeffung der Gebühr, fondern nur daranf gerichtet 
gewejen fei, daß durch die mindere Klarheit des Gebühren- 
gefeßes die Parteien nicht immer in die unangenehme Rotb- 
gear verjeßt werden follen, immer höher hinauf recurriren 
zu en. 
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Freiherr v. Erggelet erwähnte des Falles, in welchem 
ein Wechjel irrig mit einem höheren Stempel verfehen wird, 
al® vorgejchrieben ift, und bemerkte, daß es unmöglich fei, 
diefe Mehrgebühr wieder zurüd zu erlangen, weil man einen 
Wechſel nicht jo wie andere Urkunden im Wege des Recurjes 
vorlegen kann, da man jeden Augenblid jeiner bedürfen könne. 

Es ſcheine ihm ein Gebredhen zu fein, daß man berlei 
Stempel nidt commiffionaliter zurüdfordern könne. 

Im Allgemeinen fei e8 zwar nur eine Kleinigleit, e8 wäre 
aber doch gut, eine Verfügung zu erlafien, daß man in bem 
Falle, wenn man zu hoch geftempelt hat, den Mehrbetrag 
zurüdbelommt. 

Graf Szöcjen: „Ich erlaube mir nur eine perjönliche 
Bemerkung: Graf Andräjfy hat einige Vorkommniſſe berührt, 
welche fih im Berlaufe der Verhandlungen des Comites er- 
gaben, und in den einzelnen Iournalen eine verfchiedene Be⸗ 
urtheilung gefunden haben. Ich begreife, daß Graf Andräſſy, 
deffen Name gerade je wie der meine bei diefer Gelegenheit 
genannt und deſſen Beredhtigung, im Namen Anderer zu 
ſprechen, in Zweifel gezogen worden ift, eine Berechtigung, 
die ihm vollfommen zuftand , feinerjeits einige Bemerkungen 
für jehr nothwendig gefunden hat. 

„Die Erllärungen, welche erwähnt worden find, dürften 
aber eine Polemik um jo überflüſſiger machen, als es fid) vom 
Anfange an nicht um eine Frage zwifchen der Prefje und 
dem Comité, fondern um eine Frage der inneren Disciplin 
des Comitds handelte und nur hierin eine mißverflandene 
Auffaffung obwaltete. 

„Ich erachte diefe Bemerkung nur darum für nothwendig, 
weil fid an die von Seite des Grafen Andräfiy gegebene 
Auseinanderjegung die Frage über das Verhältniß der Preſſe 
und namentlich der öſterreichiſchen Preſſe Inüpft, eine Frage, 
welche zu bedeutender Natur iſt, um fie nur im VBorbeigehen 
zu erörtern. In diefer Beziehung wünſche ich mir die volle 
Freiheit meiner Meinung für den Fall vorzubehalten, bei 
welchem eine pafjende und entiprechende Gelegenheit zur voll- 
fommenen gründlichen Erörterung fich ergeben wird.” 

Graf Clam: Ich erlaube mir, als Berichterftatter des 
Comites zu bemerfen, daß dasjelbe das Hauptgewicht auf die 
Ratur der Abgabe, auf die mindere Volllommenheit des Ge- 
jeges und auf die Folgen, welche diejes Geſetz für wichtige 
Intereffen im Staate nad) fidh zieht, gelegt hat. 

„Das Comits ift in feinem Berichte nit auf Einzeln⸗ 
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heiten des Geſetzes eingegangen; e8 hat vielmehr anf den 
Subcomitöberiht verwiefen, welcher dieje einzelnen Punkte 


näher erörtert. Der erfte Abſatz des Comiteberichts ift meine 


Erachtens derjenige, auf den das größte Gewicht zu legen ift; 
darin ift ausgeſprochen, daß die erwähnte Abgabe ſowohl 
wegen der Höhe der Anfähe als wegen bes Zeitpunktes der 
Entrichtung, durch welch Ießteren fie häufig einer Capitals- 
verminderung gleichfommt, in hohem Grade drüdend ift und 
daß fie ferner namentlidy durch die Weitwendigfeit und Un- 
Harheit der bezüglichen Verordnungen und Nachträge zu viel- 
fachen Webelfländen in der Anwendung Anlaß gibt, weshalb 
eine durchgreifende Reform nöthig fei. 

„Sn diefer Beziehung glaube ich hervorheben zu müſſen, 
nachdem bdiefe Gebühren weſentlich bei Rechtsgeſchäften, die 
biefer Natur find, zu entrichten kommen, fie fehr oft eine 
fhäpdlihe Einwirkung üben müffen, da fie einer Capitalsver- 
minderung gleichen, ja oft den Heft bes Bermögens aufzehren. 

„Ramentlich ift dies bei Beräußerungen von Liegenschaften 
nnd Subhaftationen der Fall. 

„Es ift eine Frage, ob diefe Abgabe in ſolchen Fällen 
noch ferner beizubehalten wäre. 

„Man fagt freilich: fie treffe ja nur denjenigen, der 
vielleicht aus dem Geſchäfte gewinnt. Es ift aber in folchen 
Fällen die Lage der beiden veriragjchließenden Theile eine 
ungleiche und es ift eben dem einen Theile gewöhnlich nicht 
gegeben die Bedingungen vorzujchreiben. 

„Es muß die Entridhtung der Gebühren gewöhnlich von 
demjenigen Theile übernommen werden, der ſchon in einer 
ſchwierigen Lage ift. 

„Auf diefen weſentlichen Webelftand und die befonders 
drüdenden Eigenfchaften des Geſetzes hat das Comité einen 
befondern Nahdrud gelegt, auf das Detail der Sade einzu- 
gehen aber nicht für nöthig gehalten, nachdem die Nothwen⸗ 
digfeit einer Abänderung des Geſetzes von dem Herrn Leiter 
bes Finanzminifteriums felbft anerfannt und von dem Sub- 
comits bereits die Aufmerkſamkeit auf die einzelnen Punkte 
gelenft worden ift, deren Würdigung bei der bevorftehenden 
Umarbeitung des Gejetes von dem Herrn Leiter des Finanz- 
minifteriums jelbft anerfannt und von dem Subcomitd be- 
reit8 die Aufmerffamleit auf die einzelnen Punkte gelentt 
worden tft, deren Würdigung bei der bevorftehenden Umar- 
beitung des Gefeßes von dem Herrn Leiter des Finanzmini⸗ 
fteriums zugefichert wurde. 
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„Ich glaube auf die weiteren Punkte, welche im Berlaufe 
der Debatte zur Sprache gefommen find, nicht näher einge- 
ben zu follen, und eradhte, daß fie bereits im Wejentlichen 
in diefem Berichte enthalten find. 

„Wenn irgend etwas noch Hinzugefügt werden follte, fo 
wäre es als Anſchluß an den letzten Abjat, wo es nad den 
Worten: „zu befürworten“ heißen könnte: „und hiebei insbe- 
fondere hinzuweiſen auf den Urfundenftempel, die rafchere 
Abführung des Strafverfahrense und auf die Tiberalere Be⸗ 
handlung bei Bemeffung der Stempelfäße für Ankündigungen 
und Snferate 2c.” 

„Daburd würde die Sache nicht ala ein directer Beſchluß 
bingeftellt, e8 würde aber doch die Aufmerkſamkeit der Re⸗ 
gierung auf diefen Punkt geleitet.“ 

Nachdem biernady über Aufforderung Sr. kaif. Hoheit des 
Herrn Erzherzogs Reichsrathspräſidenten durch den 
Bicepräfidenten v. Szögyenyi der Antrag bes Grafen 
Hartig verlefen worden war und fich diefer nachträglich mit 
dem Borfchlage des Grafen Elam vereinigt hatte, bemerkte 
der Leiter des Finanzminifteriume bezüglich des Aus- 
drucks: „Bejhleunigung des Strafverfahrens“, daß, 
wie er glaube, dieje gar fein Gegenftand der Debatte gewe⸗ 
fen fei. Der Fall, den Graf Hartig angeführt babe, ſei ſchon 
vor mehreren Jahren vorgefommen und jebt ſei Achnliches 
nicht mehr zu beforgen. Da Graf Hartig ermwiederte, daß 
gegenwärtig doch auch noch eine Commiſſion im Falle einer 
unrichtigen Stempelung abgehalten werde, erklärte der Lei— 
ter des Kinanzminifteriums, daß eine Commiſſion nur 
dann ftattfinde, wenn der Beamte den Betreffenden mit fei- 
nen Einwendungen hören müffe. Sonft werde ber Partei in 
der Regel eine Zuftellung ins Haus gefchidt, worin ber zu 
zahlende Betrag und die Caſſe angegeben tft; bequemt fie ſich 
nun dazu, fo braucht fie gar nicht einmal vor dem Beamten 
oder irgend einer Commiſſion zu erfcheinen. 

Uebrigens ſei dies ja gar nicht Gegenftand ber Debatte 
gewejen und nicht weiter discutirt worben. 

Graf Hartig zog nad diefen Anfklärungen feinen Antrag 
zurück. 

Graf Stockau fügte bezüglich der Vereinfachung des 
Berfahrens die Bemerkung bei, daß er erft heute wegen einer 
Stempelübertretung eine Zuftellung erhalten habe. Es jei die 
Sade in der allereinfachiten Art gefchehen, ihm die Intima- 
tion zugejendet worden, worin nicht einmal eine Stempel- 
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firafe gefordert, fondern ihm nur bedeutet worden fet, den 
einfahen Sat im Betrage von 36 fr. an das betreffende 
Amt gelangen zu laffen. Damit fei die Sache ganz abgemedt 
gemefen, und dieſen Vorgang noch zu vereinfachen, wäre moll 
nicht möglid. | 

Graf Clam formulirte hierauf den Antrag in folgender 
Weiſe: „Hiebei insbejondere die Aufmerkſamkeit der Aegie- 
rung auf etwaige Auflaffung des fogenannten Urkundenften- 
pels und auf thunlichft liberale Beneffung der Aufündigungs- 
und Inſeratengebühren hinzulenten.“ 

Für diefen Antrag erhob ſich über Anfrage Sr. kaiſ. Ho- 
beit des Herrn Präfidenten die Mehrheit der. Berfamm- 


ung. 
Straf Szecjen las johin den Comitebericht weiter vor: 
„Die Einnahmen des Lottogefälls werden im Boranjchlage 


im Betrage von .. 15.947,660 fl. 
dagegen die Ausgaben mt . . . .  . 10.238.260 . 
ausgewiejen,, woraus fich ein Ueberjhuß von 5.709,400 „” 
ergibt. 

’ „Werden von den mit. - - 1240.238,260 
ausgewiefenen Ausgaben die veranichlagten 
und über 57 p&t. der Bruttoeinnahme betra= 
genden Lottogewinnfte mit . - » 2... 9.046,222 . 
in Abſchlag gebracht, fo zeigt fih, daß die 
Kegieloften . . . 1.192,033 . 


ſomit beinahe 231 pCt. der reinen Einnahme betragen. 

‚ „Im Allgemeinen läßt fi hienach annehmen, baß die 
Einlagen . . nenn. 38.947,660 fl. 
der Reinertrag aber nr . . . . .  5.709,400 . 
das ift ungefähr 36 p&t. der von dem Publikum im Wege 
des Lottoſpiels gezahlten Steuer beträgt. Beſchränkt man fid 
daher blos auf den finanziellen Geſichispunkt, jo läßt fich eine 
Steuer nicht empfehlen, von welcher nur der geringfte Theil 
zur Dedung der Staatsbedürfniffe zurückbleibt, der überwie⸗ 
gend größere aber von den Gemwinnften und fonftigen Regie 
foften aufgezehrt wird, | 

„Das Comits unterfchätt feinesmegs jene Einwendungen, 
welche von mehr als einem Standpuntte, namentlich von je: 
nem ber öffentlichen Sittlichkeit — gegen dieſe Einnahme: 
quellen des Staates erhoben werden, glanbt aber mit Hin- 
blid auf die Erforberniffe des Stantshaushaltes dermalen fid 
auf die Andeutung beſchränken zu follen, daß durch die mög- 
lichſte Verminderung der Regieauslagen, namentlich durch 
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Reducirung der Lottodirectionen und Lottofämter auf die Er- 
böhung des KReinertrags hingewirkt werden möge. 

„Bei den Einnahmen rüdfichtlid des an Effecten - Aus- 
ipieltaren blos mit 15,390 fl. veranichlagten Betrages be- 
merft das Comite, daß es angezeigt erjiheine, jene der Ver⸗ 
waltung immerhin zur Kenntniß zu dringenden Effecten- 
Lottojpiele, deren Geldertrag zu beftimmten, das allgemeine 
Beſte oder die öffentlichen Wohlthätigleitsanftalten betreffen- 
den Zmweden gewidmet ıft, von der Zahlung der 10percenti- 
gen Tare von dem Gefammtpreife der Loſe befreit zır halten. 

Da hierüber Niemand eine Bemerkung vorzubringen fand, 
fuhr derjelbe im Vortrage des Berichts fort: 


Staatsgüter., 


„Die Sejammteinnahmen vom Staatseigenthume ſammt 
Salinenforften (mit Ausſchluß von Xerarialfabrilen, Telegra- 
phenbetrieb , Bergmwejen oder Münzwefen) be- 
trägt nahe an . . » > 20202020. .15.000,000 ft. 
die ordentlichen Ausgaben nahe an . . .  9.300,000 „ 
Veberfhuß circa rn 5.700,000 „ 
aljo nicht viel über 30 p&t. der Gefammteinnahme, ein 
Durchſchnittserträgniß, welches ſich aus der Entgegenhaltung 
der Abgänge bei einzelnen Objecten mit den Ueberſchüſſen 
bei den übrigen ergibt. 

„Trotz diejes an ſich ungünftigen Reſultates, welches fi 
übrigens zweifelsohne durch eine minder koſtſpielige Regie 
oder zweckmäßige Verpachtungen befriedigender geftalten könnte, 
glaubt das Comité dennoch diefen Anlaß ergreifen zu jollen, 
um das Augenmer! des hohen Reichsrathes auf den zum 
Syſtem erhobenen Berlauf der Staatsgüter zu lenken. 

„Es dürften hier insbejondere folgende Momente Bead)- 
tung verdienen: 

„J. Der Preis der Liegenſchaften, alfo auch das Erträg- 
niß derjelben, dürfte nad) Verlauf größerer Zeiträume fteigen, 
daher dem Staate bei dem jetigen Verkauf an Kapital und 
Erträgniß viel entgeht. 

„2. Iſt unter den gegenwärtigen Umftänden an einen nur 
halbwegs entiprechenden Verkauf in größerer Ausdehnung 
nit zu benfen. 

„3. In dem Umſtand, den Staat als Mitbefiker zu wif- 
jen, waren die Grundbefiter gewohnt, eine größere Garantie 
für das Verſtändniß und die Berüdfichtigung der Intereſſen 
des Grundbefites zu erbliden. 
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„Endlich dürfte die Rückſicht im Auge behalten werben, 
daß den Staatsgütern bei definitiver Hegelung des Staats: 
hanshaltes im wahren Sinne des monardifhen Principe 
eine Beftimmung vorbehalten bleiben lann, der feine andere. 
Einnahmsquelle des Staates fo volllommen entſpräche und 
deren Möglichfeit durch eine früher faft gänzliche Beräufe: 
rımg der Staatsbomänen im vorbinein vollkommen abge 
ſchnitten wäre. 

„Das Komits beantragt fonach, der hohe Reichsrath 
möge das Gewicht feiner Stimme dafür in die Wagfıhale 
legen, daß, injoferne vertragsmäßige Verpflichtungen nicht 
im Wege ftehen, dem Verkauf der Staatsgüter Einhalt gebe 
ten werde.“ 

Graf Barktöczy: „Ich ftimme ganz mit den fehr ridhti- 
gen und zwedmäßigen Bemerkungen des Komitees überein: 
nur babe ich über einen Punkt eine Bemerkung zu machen, und 
zwar über die Hinmweifung auf das Pachtſyſtem. Es iſt ſehr 
wichtig, daR die Tomainen nicht als Staatsgüiter betrachtet 
werden. Dies ift überhaupt ein nene® Wort, welches ich mit 
der Geichichte und mit dem alten monardifhen Principe 
durchaus nicht vereinbarlich halte. Ich betrachte die Domai— 


nen nicht al8 Staatsgüter, jondern als Güter des regieren 


ben Haufes. So war es im 12., 13. und 14. Jahrhunderte 


in Bolen unter den Yagellonen, in Böhmen unter den 


Przemysliden. Ich bin einverftanden, daß von dem Verkauie 
der Güter ganz abgegangen werde, und ich fihließe mich ber 
Anficht an, daß die Wurzel des monarchiſchen Princips darin 
befteht, daß der Herr und Souverain auch zugleich ber größte 
Grundherr fei. Wie ſehr gerade hierin die Wurzel des mo- 





nardifchen Principe Tiegt, ſehen wir in neuerer Zeit, mo 


jede neu auftauchende Dynaftie immer die Güter ber älteren 
confiscirt , und zwar nicht allein wegen bes materiellen &e 
winnes, fondern um die vorzüglich im Grunbbefige gelegene 
Wurzel der frühern Dynaftie zu vertilgen und durch das 
Einziehen der Güter die Einwirkung auf die Bevöfferung für 
die Zufunft zu verhindern. 

„In Betreff der Verpachtung möchte ich darauf hinwei—⸗ 
jeu, daß fie je eher je beffer geſchehe. 

„Wie die Nationalbank die ihr von dem Staate anver— 
trauten Güter verwaltet, iſt zwar nicht genau bekannt, aber 
im Ganzen genommen weiß man, daß die Domainen, die 
früher in den Händen bes Finanzminiſteriums waren und 
jeßt in denjenigen der Nationalbank find, durch ben verwi- 
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kelten Geſchäftsgaug, namentlich in Ungarn, wo beilänfig 
mei Drittel diefer Domainen fi) befinden, ſchon jetzt noch 
edeutend fchlechter verwaltet werden, als früher vom Staate, 
Das ift jedenfalls ein trauriger Zuftand, der nicht beitragen 
pvird, um dem Staate herauszuhelfen. 

„Ich glaube daher darauf hinweifen zu müflen, daß aud 
rei den Domainen, die der Nationalbant übergeben worden 
ind, die Berpadtung im Großen fo bald als möglich in An- 
jriff genommen werden fjollte. Die frühere allgemeine Anficht, 
ie Staatsgüter zu verkaufen, um fie nur wegzubringen, weil 
te zu wenig Ertrag liefern, war nicht gegründet. Das Ge- 
chrei nad dem Verkaufe der Staatsgüter ift ein fehr übles 
Zeichen der Zeit und ich muß den Tebhafteften Wunſch ans- 
prechen, daß man von biefer Abficht je eher je lieber abgehe 
ınd Schon gegenwärtig möglichſt darauf hinwirke, daß die 
jroßen ſchönen Herrfchaften, die nach meiner Anficht der Dy— 
zaftie und nicht dem Staate gehören, weil ber Staat ein 
janz neuer Begriff vom Jahre 1789 if, je eher als mög- 
ich verpachtet werden. In Ungarn wird dies von ſolchem 
Sinfluffe, nicht blos was den Ertrag betrifft, ſondern bejon- 
ders in national-ölonomifcher Beziehung fein, daß dieſe Gü- 
ter, die feit Decennien in zu fchledhier nnd unzweckmäßiger 
Verwaltung weren, in fehr kurzer Zeit in einen blühenden 
Zuftand übergehen werden. Den beften Beweis, daß dies feine 
Shimäre ift, haben wir an den Gütern bes Religionsfondes. 
Es find mir fehr viele ſolche Güter und Herrfchaften bekannt 
und ih Tann verfichern, daß in Folge der Verpachtungen, 
bie im den Jahren 1830—1840 eingeleitet worden find, diefe 
Güter fi vortrefflich Hoden und ein erftaunliches Erträügniß 
(teferten. IH muß mid) daher ganz dem Berichte des Co— 
mites anjhliefen und hätte nur bezügli der Verpachtung 
beizufeßen: „je eher, je lieber.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Ich erlaube 
mir zur Aufflärung zu bemerken, daß bie Finanzverwaltung 
fchon längft von dem Grundjate der Selbftregie der Stants- 
gitter abgegangen ift, welche nur nod) bei der Forſtwirthſchaft 
befteht, die ölonomifche oder Feldwirthfchaft wird ſchon längft 
ftet8 verpadhtet. 

„Dies gilt von allen Staats-, Cameral- und Kondsgütern, 
bie in der Verwaltung der Staatsfinanzen fiehen. Es find auch 
bereits mehrere Beftimmungen hinausgegangen, die geeignet 
waren, die Pachtungen zu erleichtern. Es wurden bie Complere 
in Sectionen eingetheilt und alternative mit bem ganzen 
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Gruncomplere ausgeboten, bie Pachtzeit anf I—12 Jahre ver: | 
längert und betreffs der Kaution und im Allgemeinen jold: 
Erleichterungen getroffen, die eine größere Anzahl von Badı- 
Iuftigen herbeizuziehen und die Pachtergebniſſe zu erhöhen ge: 
eignet find.“ 

Graf Elam: „Ich glaube bemerken zu follen, daß die 
vom Grafen Barköczy angedeuteten Bunte ihrer Weſenheit 
nach im Comiteberichte enthalten find, daß alfo der beantragır 
Bas um fo mehr entbehrlich erjcheinen dürfte, als im Br 
richte im Allgemeinen ohnehin auf die Verpachtung hingewie 
fen ift. Das directe Hinweifen auf die Bewirthichaftung der an 
die Nationalbank übertragenen und anderen Staatsgüte 
fcheint mir nicht paffend, weil diefes jchon in das adminiftratir: 
Detail gehört. Im Allgemeinen ift es befannt, daß ſchon nad 
ben beftehenden Borjchriften die Staatsgüter in Pacht gegeber 
werben follen. Es dürfte daher einfach beim Antrage des Co: 
mitda bleiben.“ 

Reichsrath Fürft Schwarzenberg unterftükte den An- 
trag des Grafen Barköczy und war gleichfalls der Anjidı, 
daß die Regierung und um fo mehr der Somverain auch durd 
Güterbeftt factifch dem Lande angehören folle. 

Nachdem fein Mitglied der Berfammlung mehr das Wort: 
begehrte, wurde der gelefene Abſatz des Comiteberichtes als 
angenommen betrachtet und Grafen Szöcjen las die folgende 
Stelle des Berichtes: 


„Kerarialfabriten:” 


„Die Hof- und Staatsdruderei liefert einen Ueberſchuß von 
48,770 fi., die Staatsbruderei in Lemberg 10,800 fl., die Pa— 
pierfabrif in Schlöglmühle 46,987 fl. 

„Bei der Staatsdruderei in Temesvar und bei der Wie- 
ner Porzellanfabrif find die Ausgaben den Einnahmen gleid. 

„In der Vorausſetzung, daß die mitgetheilten Reſultate 
der Xerarialfabrifen das Ergebniß einer kaufmänniſchen ftreng 
gehaltenen reelen Bilanz find, bat das Comité über jelbe 
nichts Weiteres zu bemerken.“ 

Ueber diejen Abjat wurde feine Bemerkung gemacht, wor: 
auf Graf Szecjen den folgenden Abjat las: 


„Zelegraphen- Betrieb.“ 


Sefammteinnahmen . . 220202. .1.650,000 Al. 
3 1 11 124 1 1.330,000 . 


HIU2 112212) 1 .7 320,000 fl. 
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„Hierin ſind zwar die Zinſen des Anlagecapital, dagegen 
ber auch bie Gebühren für die Staatsdepeſchen nicht ent- 
‚alten. 

„Die in neuefter Zeit erfolgte namhafte Erhöhung der 
Sebühren wird ohne Zweifel bie Zahl der Privatdepefchen 
richt unbedeutend vermindern, folglich anftatt der beabfichtig- 
en Erhöhung diefer Einnahmsquellen höchſt wahrſcheinlich 
inne Berminderung herbeiführen.“ 

Der Leiter bes Finanzminifteriums: „Ich muß um 
die Erlaubniß bitten, eine Aufklärung geben zu dürfen. Es 
heißt in dem Berichte des Comités: „Die in neuefter Zeit 
erfolgte. namhafte Erhöhung der Gebühr wird ohne Zweifel 
die Zahl der Privatdepefchen nicht unbedeutend vermindern 
u. ſ. w.“ Diefe Behauptung ift unrichtig, denn e8 wurden 
im Gegentheil in der neueften Zeit die Gebühren nicht er- 
höht, fondern vermindert. Das Ausmaß der Zonen von 1, 
10 bis 25 und bis 45 Meilen und darüber wurde unverän- 
dert beibehalten. E8 war dies eine Beftimmung, die ſchon bei 
der Einrichtung des Telegraphenbetriebes getroffen ward. Bis 
zum 1. April 1858 beftand die einfache Depeiche in 25 Wor- 
ten und 5 Worte waren für die Adreſſe frei; für eine De- 
pefche von 25 bis 50 Worten mußte das Doppelte und für 


eine Depefhe von 50 bis 100 Worten das Dreifache bezahlt 
werden. 


in der 1. lafe . . 20. 1fl 
in der 2. Cafe . .: > 2 2 
und in der 3. Clafe . . 


Bd, 

„Seit 1. April 1858 nun enthält die einfache Depejche 
20 Worte und beträgt die Tare dafür blos 60 fr. und fleigt 
nicht mehr von diefen 20 Worten an auf das Doppelte und 
Dreifache, fondern von 10 zu 10 Worten um die Hälfte der 
einfachen Tare, nämlih um 30 fr. ö. W. Demnach koſtet eine 
einfache Depefche von 29 Worten 3.38. von Wien nad Prag 
3 fl. 15 fr., jett koſtet ſie fl. 80 fr. Eine Depeiche von 25 
Worten koſtete früher 3 fl. 15 kr., jetzt 2 fl. 70 kr.; eine von 
31 Worten früher 6 fl. 30 fr., jet 3 fl. 60 fr.; von 41 Wor- 
ten früher 6 fl. 30 fr., jeßt 4 fl. 50 fr.; von 51 Worten früs- 
her I fl. 50 kr., jetzt 5 fl. 40 fr. u. ſ. w. Es kann aljo von 
einer Erhöhung der Gebühren durchaus feine Rede fein, in- 
dem gerade das Gegentheil ftattfand. Was den Ertrag be- 
trifft, fo zeigen die rehnungsmäßigen Abſchlüſſe, daß im 
Sahre 1857 die Betriebs - Einnahmen 1.022,000 fl. betrugen, 
im Sahre 1858 een. 0.0.0. 1.032,000 fl., 
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im Sabre 1859 2:2 2 200. 1.107,000 fi. 
im beurigen Sabre in der erften Hälfte ſchon 861,000 fl. 
was für das ganze Jahr über 1.600,000 fl. ergebe. Es muık 
alfo im Komiteberiht ein Irrthum unterlaufen fein, denn 
die Wahrheit if gerade im Widerſpruche mit dem dort &e- 
fagten. Demnad) dürfte e8 zwedmäßig fein, denn ganzen leg- 
ten Abſatz des Gelejenen binwegzulafien.“ 

Reichsrath Graf Andraſſy erwiderte, daß das Comité. 
defien Berichterftatter über diefen Gegenftand er geweſen jei. 
ohne Zweifel, wenn es diefe Aufllärungen befommen hätte. 
den Abſatz weggelaflen haben würde. Er habe übrigens felbr 
nad) Böslau telegraphirt umd. das Doppelte zahlen müflen. 
worüber man ihm mündlich bemerkt habe, daß bie Beträge 
erhöht worden jeien.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums erklärte ſich 
diejes daraus, daß die Depeiche vielleicht mehr Worte ent: 
haften haben möge. Bon einem einzelnen nicht vollkommen 
befimmten und ficher geftellten Falle fei übrigens nicht auf 
das Ganze zu fchließen, worüber nur das Geje und der Ta- 
rif maßgebend fein können. 

Reichsrath Graf Szecjen erachtete, es fünne gar feine 
Frage fein, baß nad) diefer Erflärung von Seite des Herrn 
Leiters des Finanzminifteriums dieſer Pafjus einfach wegzu— 
laſſen wäre. 

Ueber die Anfrage Sr. kaiſ. Hoheit des Herrn Erzherzogs 
Reihsraths-Präfidenten erklärte fich Hierauf die ganze 
Berfammlung für die Weglaffung des erwähnten Abfates des 
Comiteberichtes. 

Reichsrath Biſchof Stroßmayer fügte ſchließlich noch 
die Bitte hinzu, wenn möglich, für Croatien und Slavonien. 
wo die Verkehrs-Verhältniſſe ohnedies jo ungünſtig feien, 
dahin zu fireben, daß die Telegraphen - Stationen bdafelbk 
vermehrt werden, wodurch fi auch der Verkehr felbft flei- 
gern dürfte. Ä 

Graf Szecjen las fohin den Comitäberiht weiter vor: 


„Berg: und Münzweſen.“ 


„Die Gefammteinnahme vom Bergwefen beträgt 46.300,000 
Gulden, der Ueberihuß 1.500,000 fi., in welder Summe 
über 544,000 fl. als reine Einnahme vom Bergregale einbe⸗ 
griffen find, demzufolge der geſammte Aerarial-Bergbau nad 
Abzug der Montan- Domänen und Forfirenten 700,000 i. 
Ueberſchuß liefert. 
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„Man kann in bie Details der Urſachen bdiefes ungenü- 
genden Reſultates ohne fpecielle Einfihtnahme in die &eba- 
rung an Ort und Stelle nit eingehen. . 

„Unter ben vielen Zweigen bes öffentlichen Dienftes ſcheint 
der Bergbau einer befonderen Unterftüßung zu bedürfen. 

„Die fortwährenden Schwankungen, welden die Central» 
leitung des Bergbaues während der letten drei Jahrzehnte 
ausgefetst war, bilden einen nicht genug hervorzuhebenden 
Uebelftand. Die urſprünglich jelbftftändige Hoflammer im 
Münz- und Bergmwefen, vorerft mit der allgemeinen Hoflam- 
mer vereinigt, dann wieder bergeftellt, geftaltete fich fpäter 
zu einem eigenen Minifterium für Bergmefen und Landes- 
cultur, welches aber nad) einem furzen Beftande wieder auf- 
gehoben wurde, wobei die zum Bergmwefen gehörenden Ger 
genftände zwiſchen deu Minifterien des Innern und der Fir 
nanzen getheilt, in leßterem in eine Section zufammengefaßt 
wurden. 

„Ein unabläffiger Wedel in den Formen und Haupt» 
principien der Adminiftration des Bergweſens, bie gezwun⸗ 
gene Abgabe aller edlen Metalle gegen entwerthetes Papier- 
geld im Nennwerthe, die Aufhebung aller berfömmlichen Im⸗ 
munitäten des Bergvolfes, die abnormen Schwankungen aller 
Metallpreife, die unter dem Drude finanzieller Bedrängniffe 
beantragte und allerhöchſt fanctionirte Rorm der fortwäh- 
renden Entänßerungen und Auflafjungen ärarifcher Montan- 
Unternehmungen üben einen jo lähmenden Drud auf das 
Montanifticum, daß der fehr geringe Ueberfhuß von nur 
700,000 fl. ſchon hierdurch erflärlich wird; welcher Betrag 
übrigens nicht als eigentlicher Reinertrag gelten kann, weil 
von den Erträgniffen weder die Zinjen des Inveftitiong- und 
Betriebscapital® abgejchlagen werben, noch irgend eine Ab- 
Ihreibung auf die Abnützung ftattfindet. 

„Den Brivat-Bergbau anbelangend, fo befand fidh der- 
jelbe im früherer Zeit wegen Bevormundung durch die Local⸗ 

organe, wegen ber Frohne und der ungünftigen Behandlung 
dureh die ärariſchen Hüttenanftalten, in fpäterer Zeit wegen 
der Valutaſchwankungen, insbefondere aber die Eijeninftuftrie 
wegen Umgehung der ohnehin faum genügenden Zollfäge zu 
Gunſten der neu conceffionirten. Eifenbahnen in mißlichen 
Berhältniffen. Es ift erflärlich, daß unter ſolchen Umftänden, 
bei diefem Mangel leitender Grundfäge in der Montanver- 
waltung, und bei nicht entjprechender Stellung des Montan- 
Aerars gegenüber dem Privat-Bergbaue das Montanweſen in 
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der öfterreichifchen Monarchie im Allgemeinen nicht zu der 
verdienten Geltung gelangen konnte, während e8 doch wenige 
Staaten gibt, für die der Bergbau von größerer Wichtigken 
fein fönnte, als eben für die öfterreihifche Monardjie, in welder 
das Berg- und Hüttenmwefen zu den am meiften berechtigten, 
mwohlbegründetften gewerblichen Induftrien gehört. 

„Eine Abhilfe gegen die für den gefammten Bergban- 
betrieb der Monarchie höchſt bedenklichen Folgen der oben 
berührten Uebelftände wäre hauptſächlich darin zu finden, dat 
dieſer hochwichtige Zmeig der Volkswirthſchaft mit Allem und 
Jedem, was in organifcher Verbindung damit fteht, dem für 
ben Bergbau fremdartigen unmittelbaren Einfluffe der Finan:: 
verwaltung für immer entrüdt und unter eine eigene Central: 
leitung mit einem felbftftändigen Wirkungskreiſe geftellt were. 

„Der Bergbau bedarf unabweislich — fol er nicht ver: 
fümmern und endlich zu. Grunde gehen — einer fachwiffen- 
chaftlihen eigenen Verwaltung. 

„Dieſer Centralftelle dürfte die Befähigung, vorkommen— 
den Falles Fachmänner zuzuziehen, mit Nuten concedirt werben. 

„Ein anderweitiger, für den Gefammtbergbau der Mon: 
archie höchſt wichtiger Gegenftand ift die Beflenerung bee 
Bergbaues,. | 

„Der Bergbau ift gegenwärtig mit der Maßengebühr pr. 6fl. 
für 1 Feldmaß, mit der Einkommenftener und mit einer 5 
Percent vom Brutto- Ertrage betragenden Frohne belajtet. 
Früher wurden 10 Percent vom Brutto-Ertrage eingehoben. 
Die Bergwerksfrohne, als Steuer vom Brutto-Ertrage, welde 
den Steuerträger ohne alle Rüdfiht auf jeine Betriebsver— 
bältniffe und feinen Ertrag, folglich höchſt ungleichartig be 
laftet, dadurch aber dem Aufſchwunge des Bergbaues hinder- 
ih wird, und aus allen diefen Gründen in den meiften 
Staaten bereits abgejchafft ift, wird auch durch die der Im— 
mediatcommiffion unterbreitete minifteriele Denkſchrift als 
verwerflich bezeichnet. 

„Das Komite ftellt daher den Antrag, ber hohe Reiche: 
rath möge die Aufmerkjamleit der hohen Regierung daraui 
lenken, daß es wünſchenswerth erjcheint, mit Beibehaltung der 
Maßengebühren ftatt der Bergwerksfrohne und Einkommen: 
fteuer nur Eine Abgabe, die Erwerbfteuer vom Reinertrage 
der Bergmwerfsobjecte, alfo nicht eine Quotenſteuer mit einem 
beftimmten Poftulat, fondern eine Percentftener mit einem 
firen Percentjag des individuellen Neinertrages einzuführen, 
da die ſtets wechfelnde Quotenbefteuerung dem Bergbaue je 
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nes Moment der Stabilität nicht gewährt, ohne welches die 
Möglichkeit rationeller Caleüle und angemefjener Betriebs- 
pläne nicht erzielt werden kann. 

„Indem das Comite zur Kenntniß des hohen Reichsrathes 
bringt, daß der Herr Leiter des Finanzminifteriums den hier 
angedeuteten Anfichten über die Beftenerung des Bergbaues 
im Allgemeinen zugeftimmt hat, erlaubt es fich den beiliegen- 
den Bericht des Subcomités, welcher fomohl in Betreff der 
Drganifation der Bergbehörden, als in Bezug auf die Be- 
ftenerung des Bergbaues weitere beachtenswerthe Detailaus- 
führungen enthält, denen fi) das Comite im Weſentlichen 
anfchlieft, zur Mittheilung an die hohe Regierung zu unter- 
breiten *). 


*) Unter den vielen Zweigen bes öffentlichen Dienftes fcheint der Berg⸗ 
bau der meiften Unterftügung zu bedürfen. Einige Turze Anläufe zur 
Hebung vesfelben ausgenommen, gewährt er dad traurige Bilb fort- 
währender YAenderungen, al® ob das Münz- und Bergmefen nur ein 
GSegenftand beftändiger Werlegenheiten für die Staatsverwaltung 
gewesen wäre. Nachfolgende kurze Zufammenftellung der Umwandlung 
des Münz- und Bergweſens, welcher dasfelbe jüngft unterzogen wurde, 
dürfte bier einige Beachtung verdienen. 

Tie mehrjährige Selbftftändigteit, deren ſich der Bergbau durch, 
zu Zeiten der großen Dlaria Therefia geſchehene, Errichtung einer 
Hoflammer im Münz- und Bergweſen erfreute, warb durch Anfgung 
derfelben an die allgemeine Hoffammer, nicht bewußt wann? vernichtet. 

Im Jahre 1834 unter dem unvergeflihen Würften Lobkowitz 
wieder hergeftellt, veranlaßte das Leider zu frühe giniheinen desjelben 
im-Iahre 1843 neuerdings bie Auffafung ber Selbitftändigteit des 
Bergweſens. In dem kurzen Zeitranme feiner kaum achtjährigen Ver⸗ 
mwaltung, die zahllofe Schwierigleiten nah Außen und Innen zu 
betämpfen Hatte, erfreute fi der feiner Oberleitung anvertraute 
Staatdverwaltungszweig ſowohl in ftaats- wie in volkswirthſchaftli⸗ 
her Beziehung in allen feinen Unterabtheilungen großer Fortſchritte. 

Die damals beftandene T. k. Hoflammer im Münz- und Bergweſen 
zählte folgende Unterabtheilungen: 

Berg= und Hüttenweien einſchließlich der Salzerzengung nebft 
einigen Fabriken. . , 

Unbeſchränkter Verſchleiß aller Aerarial-Montanerzeugniffe mit 
Ausſchluß des Salzes. il 

Serlbftitändige Caſſegebarung durch die Verſchleißdirection. 

Verwaltung aller dem Ptontaniftico eigenthümlichen oder vorbe⸗ 
haltenen Yorfte und Domänen. 

Berggerihtöwefen und Berglehendwelen. 

Alle Berg⸗ und Forftanftalten. 

Gold- uud Eilber-Einldfung, Punzirung. 

Das ganze Münzweſen in tehnifh-adminiftrativer Hinſicht; endlich 

Die tehnnifh-montanifche Legislation, 

Im Jahre 1842 wurde die Benennung einer Hoflammer für 
Münz- und Bergweſen unter einem eigenen Bicepräfibenten zwar 
belaſſen; — allein der Wefenheit nad) wurde fie mit der allgemeinen 
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„Die Montan-Dämonen und Forfte betreffend, glaubt das 
Comits Alles wiederholen zu wäflen, was in Betreff des 


oftammer doc eigentlich wieder vereinigt und zur Leitung bem 
% fammer»Bräfidenten nebenbei zugewieſen 

1843. Erri ung einer Central⸗Berabandirection als eine unter 
De anmer ünz⸗ und Bergweſen geftellte Leitende Zwiſchen⸗ 

ehörde. 

Das Präfidium blieb beiden Hofkammern gemeinſchaftlich. 

1848. Zuweifung des Bergweſens zum Yinanzminifterinm, fodann 
Gintheilung in das Minikterium der Öffentlichen Arbeiten, dann Grrid» 
tung eine® eigenen Minifteriums für Bergweſen und Landescultur. 

1853. Aufhebung des Bergweſens⸗Miniſteriums, Zrennung bei 
Münzmweiend vom Bergweien und getbeilte Zuweifung in die beiden 
Minitterien der Finanzen und des Iunern. 

"Lesterem wurden die geologifche Reichsanftalt, die Landescualtur- 
Ungelegenbeiten und — Inftitute zugewieſen. 

Kurze Zeit nachher Münzweſen mit Bergweſen wieder vereinigt 

1859. lzerzeugung bis —8 beim Montaniſticum wurde mit 
dem Departement für das Salzgefälle vereinigt, und war damals die 
nicht unbegründete Beſorgniß zu vernehmen, daß durch die hereits zu 
einer Section herabgefhmolzene Verwaltung des Vergweſens ſelbſt 
diefe Section in Frage geſtellt werde. 

Ein unabläſſiger Wechſel in den Formen und uptprincipien 
der Adminiftration des Bergweſens, die gezwungene Abgabe aller edlen 
Metalle gegen entwerthetes Papiergeld im Nennwerthe, die Aufhebung 
aller berfömmlihen Immunitäten des Bergvolles, die abnormen 
Schwankungen aller Metallpreife, die unter dem Drude finanzieller 
Bedrängnifie beantragte und allerhöchſt janctionirte Norm der fort- 
währenden Entäußerungen und Auflafjungen ärariider Montanumnter:- 
nehmungen üben einen jo lähmenden Eindrud auf das Montanifticnm, 
daß der jehr geringe Ueberfhuß von nur 700,000 fi. ſchon hierdurch 
erflärlich wird, welcher Betrag auch noch nicht al8 Reinertrag gelten 
Tann, weil von den Erträgniſſen weder die Zinfen des Inveititione- 
und DBetriebscapitald abgeſchlagen werden, uoch irgend eine Abſchrei⸗ 
bung auf Abnügung ftattfindet, 

Jenes Borurtteil rüherer Zeiten Tann nicht in Abrebe geftellt 
werden, baß man glaubte, der oberfie Lehensherr müſſe auch den 
außgebehnteften Bergbau treiben, in Folge defien auch minder geeignete 
Orte in den Bereich des ärariſchen Bergbaues einbezogen wurden, 
allein Hieraus folgt noch nidjt, dab man Juwelen, wie 3. B. die 
Banater Werte verkaufe, denen bei zweckmäßiger Berwaltung eine 
große und ſichere zutunfs nicht entgehen kann 

Den Privat-Bergbau anbelangend, wurbe derfelbe von jede 
bejonder8 durch die Localorgane in einer Art bevormundet und buch 
den großentheild in Händen des Montanärare befindliden Hütten⸗ 
bitrieb fo ausgebentet, daß berfelbe nie einen freudigen friſchen Auf- 

chwung gewinnen Tonnte. 

Was Wunder, wenn unter folhen Umftänden und, wie wir geſehen. 
bei diefem Mangel Leitender Grunbfäge in der Montanverwaltung und 
bei einer jo wenig freundlichen, je unbegreiflüen Stellung des Mon⸗ 
tanärare gegenüber dem Privat-Bergban dad Montanwejen im der 
öfterreihifhen - Monardie im Allgemeinen nicht zu ber verdienten 
Geltung gelangen konnte; während es doch wenige Staaten gibt, für 
bie ber Bergbau von größerer Wichtigkeit fein lönnte, als eben für 
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Berfaufes und der Berpadhtung der Staats-Domänen und 
Staatsforfte gejagt wurde. 


die Öfterreihifgde Monarchie, in welder das Berg⸗ und Hüttenweſen 
au den am meiften berechtigten, wohlbegründetftien gewerblichen Ins 
Duftrien gehört. Eine abei gegen die für den gefammten Bergbeu- 
betrieb der Monardie höchſt bedenklichen Folgen oben berüh 
Nebelftände wäre Eee ch vielleicht auch darin zu finden, 
diefer hochwichtige Zweig der Voltswirthſchaft mit Allem und Jedem, 
was in organifdher Verbindung damit fteht, dem wenig fürberlichen 
unmittelbaren Einfluffe der Finanzverwaltung für immer entrüdt und 
unter eine felbfttändige Gentralleitung mit einem befonder® ausge⸗ 
dehnten Wirkungstreife verfebenen unmittelbaren Chef mit einziger 
Beſchränkung des Budgets durch die Finanzverwaltung unter einem 
beliebigen Namen, 3. 8. jenem der „Central⸗Berg⸗ und Munzwefens⸗ 
Directiow’ für ade Zulunft geflellt werde. Der Bergbau bedarf 
unabweistih — fol er nicht verfümmern und endblih zu Grunde 
gehen — einer fachwiffenfchaftlicden eigenen Berwaltung. 

Diefer Eentralftelle dürfte die Befähigung, vorlommenden Yalles 
Fachmänner zujuziehen, mit Nutzen concedirt werden. 

Hat doc fogar das Tleine Beipien, welches als Staat Feine Berg⸗ 
werte betreibt, eine felbfiftändige Gentral-Bergwertsdirection. — Die 
Berghauptmannihaften als Bergletzensbehörden beſtehen unabBängig 
von der Gentrafftelle, welche in Lehensangelegenheiten wmittelft Des 
Finangminifters in dritter und letter Inftanz entſcheidet , 

Spute man den fFortbeflaud der Ober⸗ erpbegürbe in gegenwär⸗ 
tiger Form nicht wünfchen,, fo müßte dann die lebte Inftanz mehr 
außgerüftet werden, damit fie ald Beiratb Sr. Majeftät in Berg- 
lehensangelegenheiten gehöri inftenirt fei. — Man Tönnte z. B. dem 
Präſidenten diefer Centralftelle für dirfe Angelegenheit drei der Berg⸗ 
geſete kundige Votanten beigeben. 

n den Bergdiſtricten werden die ſeit Kaiſer Joſeph inmitten der 
Bergbevölkerung mit Nutzen beſtandenen Bergmeiſter ei zurück⸗ 
ewuͤnſcht; — und mit Bedauern ſei es gejagt, daß nad) ſo vielen 
hwantungen die Bergiehensangelenenheiten überhaupt noch nicht 
einen Ruhepunkt erlangt zu haben fheinen ; denn ed werben noch 
fortwährend bierin Berbefftungen borgenommen, wie denn aud) 
unlängft ganz im inne bes oben angebeuteten Wunſches Bergge- 
ſchworene geſchaffen wurden, übır deren Zahl und fonftige Attribu⸗ 
tionen das Nähere etwa noch zu beftimmen wäre. 

Ein anderweitiger für den Gefammtbergbau der Monardie höchſt 
wichtiger Gegenſtand ift die VBeftenerung des Bergbaues 

Der Bergbau ift gegenwärtig mit der Maßengebühr per 6 fl. für 
1 Feldmaß mit der Einlommenfteuer und mit einer 5%/, vom Brutto⸗ 
ertrage betragenben Frohne belaftet. Früher wurden 10%, vom Brutto⸗ 
ertrage eingehoben. Die Bergwerksfrohne als Steuer vom Brutto⸗ 
ertrage, welche den Gteuerträger ohne alle Rüdficht auf feine Betriebs⸗ 
verhältniffe und feinen Ertrag, folglich höchſt ungleihartig belaftet, 
dadurch aber dem Auffhrounge des Bergbaues hiuderlich wird und 
aus allen dieſen Gründen in den weiften Staaten bereit8 abgeſcha 
iR, wird auch burd die der Immediatcommifjion unterbreitete mini⸗ 
Beriele Den Zrift als verwerflich bezeichnet 

Es wäre laut dem der Immediatcoinmiſſion gemachten minifteriellen 
Vorſchlag mit Beibehaltung der Maßengebühren, ftatt der Bergwerks⸗ 
frohne und Einkommenſteuer nur Eine Abgabe — die Erwerbsfteuer 
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„Im Wiener Hauptmünzamte ftellen ſich bei dem ausge- 
prägten Kupfergelde im Betrage von 
1.000,000 fl. 


die Auslagen mit - © > 2 2 2 2 2... 620,000 „ 
heraus, und e8 ergibt fih demnach ein lieber- 

ſchuß vonn. ..... 300,000 fi. 
wornach aus den in allen Münzſtätten ausgeprägten 2.010,000 
Gulden Kupfergeld 760,000 fl. Ueberfguß entfällt. Hiervon 


— vom Reinertrage der Bergwerksobjecte einzuführen, jedoch nicht 
als Duotenfteuer mit einem beftimmten Poftulat, fondern als eine 
Bercentfieuer mit einem firen Percentſatze des indivibuellen Rein- 
ertrages. 

ei der fixen Percentftener vom individuellen Reinertrage des 
Bergbaues wären folgende Grundfäte aufzuftellen: 


a) Zur Grundlage der alljährlichen Steuerbemeffung für jedes einzelne 
Vergwerlöunternehmen diene der wirklich erzielte Reinertrag des 
leßtabgelaufenen Jahres, weil dieſe firenge Begrenzung auf eine 
kurze Periode und auf nachträglich ermittelte wirkliche Erfolge 
durh die Natur der Bergmerköunternehmungen befonders auf 
enlere Mpene, wo Zubuße und Ausbeute oft monatlich wechſeln, 
eboten ift. 

Der Percentfat vom Neinertrage möge durch das Geſetz mit einer 

ſolchen Ziffer firirt werden , das mit Inbegriff aller allfällig ein⸗ 

tretenden indirecten Erhöhungen dur ufhläge die Marimal- 
aiffer der Gefammtbelaftung des Bergbaues 5 Vercent bes indi⸗ 
viduellen Neinertrages nicht überfteige. Man bedenke doch, das 
das Erträgniß des Bergbaues nicht wie jenes anderer Induftrien 
als eine reine Verzinſung, fondern — da fih die Lagerflätten 
erihöpfen — als eine theilweife Capitalsabftattung betrachtet 
werden müſſe. Dan bedenke, ferner, wie viel Nüdfiht auf Er⸗ 
munterung und Erhaltung dikfer wichtige Yactor der vaterländi- 
fhen SInduftrie fhon in Folge feiner erceptionellen Stellung 
verdiene, und daß der Bergbau, wenn er ſchon in Bezug auf 

Communicationen und wohlfeile® Geld ſchlechter geftellt ift, als 

Concurrent des Auslandes, mwenigftend in Bezug auf Steuerbe- 

laſtung derfelben Schonung theilhaftig werden follte, die andere 

Staaten thatfächlich zugeftanden haben, wie denn 3.8. in Belgien 

zu Dergwertoftener ſchon auf 21/, Percent des Reinertrages ermä- 
get wurde. 

c) Dad aus einer hochgefpannten, ungerechten, den Bergbau ſehr 
belaflenden Bruttoertrags » Befteuerung refultirende Bergregale 
pro 1861 Liefert bei einer Geſammteinnahme von 1,039,000 fl. 
einen reinen Weberfhuß von nur 544,000 fl., wobei jedod zu 
berüdfiätigen Tommt, daß 261,000 fl. als außerorventlicher vor⸗ 
übergebender Aufwand für die Bergzehent-Entihädigung in fpäterer 
Zeit entfallen dürfte. 

Nebfidem beruht diefes im Ganzen nicht bedeutende Erträgniß 
auf Grundfäßen, die über kurz oder lang ohnehin nicht aufrecht 
erhalten werden Tönnen. Eine Befteuerung nad) dem NReinertrage 
von 21, Percent wie in Belgien würde — obige Ertragsziffern 
al® Anhaltspunkt genommen — um kaum 2—300,000 N. weniger 
tragen als eine Spercentige, alfo eine Summe, twegen der es nicht 
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wäre jedod) ber anf die Prägung des Kupfergeldes von den 
Gefammt-Aominiftratiousloften entfallende, übrigens nicht 
bedeutende Theil in Abjchlag zu bringen. Da aber ber Ueber- 
ſchuß des Münzweſens im Ganzen nur 860,000 fi. beträgt, 
fo bleiben für die ausgeprägte Gold- und Silbermünze im Be- 
trage von nahezu 38.000,000 fl. kaum 100,000 fl. als Schlag» 
jaß und Legirnugen übrig; ein Betrag, der um fo geringer 
ericheint, wenn auf die namhafte Summe ausgeprägter Sil- 
berfeheidemünze Nüdjiht genommen wird.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Es heißt 
bier im Somiteberichte, daß die Gefammteinnahme vom Berg- 
weſen 46.300,000 fl., der Ueberſchuß 1.500,000 fl., der reine 
Meberfhuß aber nur 700,000 fl. beträgt. Diefer Behauptung 
muß ich eine Bemerkung entgegen ftellen: Die 46 Millionen, 
von denen die Rede ift, find nicht durchgehende Bargeldein- 
nahmen, jondern darunter befinden fi auch die blos redh- 
nungsmäßig durchgeführten Werthe der Betriebsmaterialien. 
Sp kommt z. B. vom Bergwerfe das Erz in den Hochofen, 
vom Hochofen geht es an die Raffinirwerfe u. f. w., und je- 
der Betriebszweig läßt fih die Geldwerthe in der Rechnung 
vergüten. Es findet daher eine Veranſchlagung eines und 


Lohnt, die gefammte Montaninduftrie kränkeln zu laſſen. Die von 

maßgebender Seite gehörte Aeuferung war daher febr wohl 

begründet: daß man auf die directen Steuererträgnijfe des Berg» 
baues Tin allzu großes finanzielles Gewicht Lege. 

Die Einfhägung des Neinertrages ſoll durch die aus freier Wahl 

der Steuerträger hervorgegangenen berghauptmannfdaftlichen 

Commiſſionen geſchehen, alfo weder durch die autonome Gemeinde, 

welcher gegenüber der einzelne Ber.bau ftet8 in der Minorität 

ift, gefe en vom fehlenden Fachſtandpunkte, noch dur die 

Drgane der Regierung allein. 

Dad Subiomite ſtimmt aus mehrfahen Gründen für die Aufs 

rechtbaltung der Maßengebühren, glaubt aber, daß die Maßen⸗ 

genäht von 6 fl. für ein Feldmaß bei nur einigermaften ungünftigen 
etrieb8verhältniffen drüdend und beſonders bei dem edleren 

MetallsBergbaue jehr hinderlich ſei. E8 wäre ao wünfd.nöwerth, 

daß die Herabfegung auf 3 fl. pr. ein Feldmaß durd die Berg⸗ 

behörde von Fall zu Ball — wie e8 feit Kurzem gefhieht — auch 
fortan bewilligt, oder — was für den Bergbau günftiger fcheint 

— im Allgemeinen auf +4 fl. beftimmt werde. . 

f) Mit Rüdticht auf die der Bergarbeiter-Bevölferung Jahrhunderte 
lang zugeftanden gewejene Perional-Steuerfreiheit und in Hinblick 
auf die hochwichtigen Gründe, die im Allgemeinen gegen eine 
directe Steuerbelaftung des nöthigften — beim Bergbaue ohnehin 
fo harten — Broterwerbes ſprechen, möge der Grundſatz feſtgeſtellt 
werben: daß alle beim Berg- und Hüttenweſen befchäftigten Per» 
fonen von einem perfönlichen Erwerbe bis einfchlieklich 400 jähr- 
licher Gulden Teiner Steuer unterzogen werden follen. 
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besfelben Werthes mehrmals Statt; werden biefe Werthe ab- 
gezogen, fe zeit 16 eine Verminderung der Gefammtein- 
nahme um 14 Millionen, wonach eine reine wirkliche Ein- 
nahme von blos 82 Millionen verbleibt, wornach fi) des 
Berhaͤltuiß des Ueberſchuſſes nicht fo ungünftig herausſtellt 

„Ferner entfallen 8- bis 900,000 fl. auf Meliorationen, 
welche ben Ueberſchuß begreiflicher Weife bedeutend ſchmälern, 
ebenjo hat die energiſche Imangriffnahine bes Bergbaues in 
Joachinisthal und in Ragy-Banya die Retto-Einnahme zum 
bedeutenden Theile vermindert. 

„Webrigens if der Boranfchlag für 1861 etwas zu niedrig 
gegeiffen; der Boranfclag für 1860 war eenfalle zu tief 
— 1, denn der miete Ertrag war bedeutend höher, fo 
daß ſchon in ben bisher abgelaufenen Ouartalen ein größerer 
Betrag als reeller Ueberſchuß ſich ergibt, als welder für das 
ganze Jahr veranfchlagt wurde, 

Es kommt ferner im Berichte die Bemerkung vor, daß 
der Bergbau nnabweisfich, jol er nicht verfümmern und end» 
lich zu Grunde gehen, einer fachwiſſenſchaftlichen WBerwal- 
tung bedarf. 

„Es ift dabei ausdrüdlich hervorgehoben, daß der Wechſel 
in ber oberften Leitung des Bergbaues fo nachtheilig auf den- 
felben gewirkt habe. Ich habe der Sache näher auf den Grund 
gefehen, bie Zuftände während der Periode, wo biefer Häufige 
Wechſei in der oberſten Verwaltung eintrat, geprüft umd ge- 
funden, daß die Ergebniffe nicht folder Art find, um mit 
Recht fagen zu können, daß der Bergbau an dem Punkte an- 

jelangt fei, wo er gänzlich verfümmern oder zu Grunde ge- 
en müßte. Wenn man auf bie Producte bes Dergbaucs 
blidt, fo zeigt fi, daß die Erzeugung der meiften Objecte 
während des angeführten Zeitraumes bedeutend, und bei ben 
wichtigen Probucten (bei ber Eifen- und Mineralfohle) jo- 
par fehr bebeutend geftiegen, umd zwar bei ber Golderzeu⸗ 
ang bis zunt Jahre 1847 von 4000 Mark auf 7000 Mart 


ahrlich. 

er dem Jahrt 1850 fämantt fie zwiſchen 6. und 
000 Mark jährlich. Diefe Erſcheinung ift in den feit den 
\abren 1848 und 1849 eingetretenen veränderten Berhält- 
hinen Mngarns, beſonders aber Siebenbürgen begründet, in 
folge weldher bie Arbeitslöhne,, die Preife der Lebensmittel, 
Betriebsmateriafien, Fuhrlöhne u. f. mw. namhaft geftiegen 
find Die Production von Silber flieg don 66,000 bis auf 
120,000 Mark und darüber. Sie ſchwankte aud während des 
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festen Decenniums zwifchen 103,000 und 134,000 Marl. An 
diefer Production find die Staatsbergmwerfe bei weiten am 
meiften betheiligt, während fie an der Golbprobuction bei⸗ 
läufig nur zur Hälfte betheiligt waren. 

„Die Erzeugimg von Quedfilber flieg von 2000 bis auf 
6000 Eentner und darüber. Daran find Privatwerfe mit 
1000 Eentnern und darüber betheiligt. Die Erzeugung von 
Blei und Glätten ftieg von 80,000 Eentner bis auf 100,000 
Centner und darüber. In ähnlicher Weife jene von Kupfer 
von 30,000 Centner bis auf 50,000 Centner und darüber. 
An diefer Steigerung der Production find Hauptfächlich die 
Privatwerke betheiligt. Den größten Aufſchwung nahm aber 
die Eifenproduction. Diefelbe bat vom Jahre 1853 bis 1858 
eine Steigerung von 4.401,000 Centner bis 5.954,000 Eentner 
erfahren. Im Jahre 1859 betrug fie 5,666,000 Centner, aber 
befanntlicd) war das Jahr 1859 von einer anomalen Beſchaf⸗ 


fenheit und bildet daher feinen ſicheren Maßftab für eine rid- 
tige Beobachtung. 


„Der Werth der Eifenproduction hat von 1858 bis 1868 
um 24 Percent zugenommen. Daß die Lage der Eifeninduftrie 
gegenwärtig gedrüdt fei, ift zwar von ſehr vielen Seiten aus- 
geſprochen mworben, dies ift aber nicht allein in Defterreich der 
Fall; auch im Auslande, in Weftphalen, am Rhein und in 
Prengen überhaupt, überall wird geklagt. Die Urſachen ge- 
hören weiteren Kreijen an und fünnen nicht der Verwaltung 
in Defterreih allein zugefchrieben werden. 


„a8 ferner die Leiftungen der Verwaltung der Montan- 
Angelegenheiten während des Ietten Decenniums betrifft, fo 
find diefe auch nicht gering anzufchlagen, und ich könnte diefer 
hoben Verſammlung bier die ganze Menge alles deffen auf- 
zählen, was in biefer Zeit geleiftet umd ansgeführt wurde, 
oder noch im der Ausführung begriffen ift. Ich befchränfe 
mich aber nur anf folgende Bemerkungen: 

„In Böhmen die Erbauung zweier Wafferhebmafchinen 
im Joachimsthal zur Bewältigung bes ertränften Tiefbaues, 
und der Bau einer neuen Stiberjchmelzhütte, zu Pryibram 
die Erbauung zweier großer Runftteiche, die Herftellung einer 
Wafferheb- und Fördernigmafchine, die Herftellung neuer und 
Erweiterung der alten Poch- und Wafchwerke, die Erbanung 
einer neuen Schmelzhütte, die Erbauung eines neuen Eifen- 


hochofens in Strafhik und eines Stabeifenwalzwerfes in 
rzibram. 
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„Su Steiermart, Kärnten, Krain der Bau eines 
neuen Hocofens und der Umbau, fowie die Erweiterung 
eines Puddlingwerles zu Neuberg; der Bau dreier Eifen- 
hochöfen fammt Gießerei, nebft Kanonenbohrwerf und einer 


mechanischen Werkftatt zu Mariazell, die Regulirung des Berg: 


baues am Erzberg bei Eifenerz in Verbindung mit der Her- 
ftellung von Schienenwegen und Eifenfteinröftöfen, der Bau 
eines neuen Eifenhochofens zu Hieflau und einer Gußſtahl⸗ 
hütte zu Neichraming. 

„Im Salzburgifchen der Bau eines neuen Hochofens 
fammt Gießerei zu Werfen; der Bau eines Pudding- umd 
Walzwertes zu Ebenau. 

„Sm Großherzogthume Krafau der Bau mehrerer 
Waſſerheb⸗ und Fördernigmajdinen, nebft einer Eifenbahn zu 
Jaworzno. 

„Sn Ungarn der Bau von vier Waſſerſäulenmaſchinen 
und einer Dampffördernißmaſchine zu Schemnib, die Herftel- 
lung eines Kupferblechwalzwerfes bei Neujohl; die Erbauung 
eines neuen Gijenwerfes zu Rohnitz, eines Pnodling- und 
Walzwerkes zu Brazome, eines neuen Eifenhochofens zu Theiß— 
Vol, die Derftellung von zwei Waflerheb- und zwei Förder- 


wifmafchinen zu Schmöllnig; die Erweiterung der Silber: 
ſamelzhũtte zu Ferrecze (bei Nagybanya) und Kepnik, des⸗ 


gleichen jener zn 2aposbänya und Diählaposbanya; der Bau 
eines neuen Pochwerkes zu Creutberg und die Borbereitun- 
gen zur Entwäflerung und Gewältigung des Bergbaues eben- 
daſelbſt; die Errichtung neuer Pochwerke zu Kepnik und Dläh- 
laposbanya; die Herftelung einer neuen Eifenhütte zu Po- 
duruoj; die Erridtung einer neuen Eifenwerlsanlage zu Fe— 
herpataf bei Marmaros-Szigeth. 

„Sun Siebenbürgen die Herftellung einer mechanifchen 
Werkftatt, dann eines neuen Cylindergebläfes zu Govasdia 
bei Bajda - Hunyad; die Errichtung zweier Puddling- und 
Walzwerke zu Kudfir und Sebeshely; die Herfiellung eines 
großen Pochwerkes fammt Eifenbahn zu VBerespataf. 

„Aus allen diefen Daten fann eine verfiimmerte Tage des 
Bergbaues unter und wegen der bisherigen Verwaltung in 
Defterreich nicht gefolgert werden. 

„Sc habe noch auf einige Angaben im Subcomiteberidht 
binzuweifen, welche nicht richtig find. Es wird darin die ge- 
zwungene Abgabe aller edlen Metalle gegen entiwerthetes Pa— 
pier im Nennwerthe angeführt. Diefe Behauptung ift unrid- 
tig. Seit dem Jahre 1856 befteht Fraft einer Majeftätsent- 
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cheidung Hinfihtlich der Abgabe der edlen Dietalle fein Zwang 
nehr , und die Einlöjung findet immer in Gold und Silber 
n Barem ftatt, je nachdem von den Parteien Gold oder 
Silber gebradt wird. Davon kann fi) ein Jeder bei jedem 
Sinlösamte felbft übergengen. Bei der Ablieferung von ära— 
ifchen Werfen findet die Verrechnung in der Art ftatt, 
daß der Werth des edlen Metalles in Banknoten erjcheint. 
Will man übrigens das Agio binzufchlagen, jo ergibt fich die 
WertHausgleihung. Bei den ärarifden Werfen handelt es fid) 
hierbei blos um die Journaliſirung und die innere Verrech- 
nung. Ferner ift auch der Vorwurf einer Bedrüdung des 
Brivatbergbaues durch die verjchiedenen localen Organe und 
den großentheils in Händen des Montanärars befindlichen 
Hüttenbetrieb nicht gerechtfertigt. 

„Seit zwei Decennien ift der Grundſatz feftgehalten, daß 
bei der Uebernahme der Metalle von Privaten nicht mehr 
nah Gewinn geftrebt, fondern nur dafür gejorgt werde, die 
eigene Regie und die Koften des Hüttenbetriebs zu deden. 

„Bas endlich die Schlußfolgerung anbelangt, mit welcher 
verlangt wird, „eine eigene Leitung für Montan-Angelegen- 
heiten zu gründen“, fo verfenne ich nicht, daß es in mandjer 
Beziehung zwedmäßig fein’ dürfte, wenn ein Minifterium für 
volfswirthichaftliche AIntereffen auch die oberfte centrale Lei— 
tung der Angelegenheiten des Bergbaues in feine Hände befäme. 

„Was aber die Berwaltung der ärarifchen Bergwerke be= 
trifft, eignet fie fi am beften dazu, bei dem inanzminifte- 
rium zu verbleiben. Der Umftand, daß der Finanzminifter 
fein Fachmann ift, kann nicht nachtheilig auf diefe Gebarung 
einwirken. Jeder Finanzminifter wird die Klugheit haben, in 
Dingen, in welchen er nicht die gehörige Specialtenntniß be- 
ftt, fi) mit dem erforderlichen Beirathe anderer Männer zu 
umgeben, welche die Sadje verftehen, ferner wird er nicht ge= 
gen das eigene Intereffe durch fiscalifhe Maßregeln dahin 
wirken, daß, um momentane Bortheile zu erzielen, die Sache 

jelbft in der Subftanz verdorben wird. 

„Wenn daher beim Finanzminiftertum dafür geforgt tft, 
dar eine Section befteht, bei welcher Fachkenntniſſe gehörig 
vertreten find, fo ift damit in diefer Hinficht Alles gejchehen, 
was für die ärarifchen Montanwerke gefordert werden kann. 

„Man müßte fonft die Forfte ausfcheiden, weil der Fi- 
nanzminifter kein Forſtmann ift, die Domainen, weil er fein 
Oekonom ift u. f. w., was ficher zu weit führen mwürbe. 

„Es ift daher durd) die Gründung einer montaniftifchen 

44 
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1 
Section in dieſer Richtung vollkommen den ſpeciſiſchen Ber 
hältniſſen jedes dieſer Dienſtzweige Rechnung getragen und 
Genüge geleiſtet. Die ärariſchen Montanwerke ſollen, ſowit 
alles ärariſche Eigenthum, in dem Reſſort der die oberft 
Leitung und Berwaltung des Staatsärars führenden Fınan:- | 
Centrafftelle verbleiben. Würden die ärariihen Montanwerke 
in andere Hände gegeben, fo würden in Betreff der beden- 
tenden Geldmittel (Dotationen), die fie in Anſpruch nehmen, 
leicht Weitwendigfeiten und Collifionen entftehen, die entfal- 
fen, wenn bie ganze Eigenthumsverwaltung in Einer Hamd 
gelaffen wird. 


„Bas endlich die Steuerfrage anbelangt, jo habe ich ſchon 
bei dem Comite meine Meinung dahin ausgeſprochen, daf 
ich die gegenwärtige Befteuerung des Bergeinfommens nah | 
dem Bruttoertrage für jehr drüdend halte. Ebenſo habe id 
bereit8 meine Zuſicherung dazu gegeben, ganz mit den An- 
trägen mich zu vereinigen, welche in bdiefer Beziehung von 
der Immediatcommijfion für Steuerreform geftellt worden 
find. Ich werde die Frage jo bald als möglich in Berhand— 
fung und Angriff nehmen, und ſuchen, daß den Intereſſen 
des Bergbaues die gebührende Berüdfihtigung, und zwar 
ſchon früher zu Theil werde, als die allgemeine Reform der 
Steuern vorgenommen werden kann.” | 


Graf Hartig: „Ich wollte mir nur erlauben, in Bezug 
auf die Hindeutung wegen Errichtung einer eigenen Minifte- 
rialbehörde für das Bergweſen meine Anfiht dahin auszu- 
ſprechen, daß ich mich nicht damit vereinigen könnte. Ich er- 
innere mich fehr gut an die Zeiten, wo das ganze Finan;- 
weſen in den Händen der allgemeinen Hoflammer lag. Da- 
mals beftand für das Montanifticum ein Bicepräfident, wel- 
her Fachmann war, unter der Leitung des Präfidenten. 

„Später ift eine eigene Hoflammer im Münz- und Berg- 
mwejen mit einem eigenen Präfidenten errichtet worden. Hiezu 
haben mehr perfönliche Rückfichten, als Sachrückſichten die 
Beranlafjung geboten. Mir fcheint e8 viel zwedmäßiger, ſtatt 
einer bloßen Section für das Münz- und Bergweſen eine 
eigene ‚technifche Direction zu errichten, welde unmittelbar 
entjcheiden könnte. 


‚ „Ieber Geſchäftsmann weiß, daß nichts ſchlimmer if, als 
in techniſchen Sachen mit einer Behörde zu thun zu Haben. 
Kein genialer Gedanfe kann durchgeführt werden, und jo viele 
Zweifel und Einftrenungen werben den Fachmännern gemacht, 
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daß nie etwas Ordentliches gejchieht und nie jchnell entichie- 
den wird. " 

„Wenn ſchon auf eine Aenderung angetragen werben fol, 
jo mag fie in der Weife gefchehen, daß eine technijche Berg- 
werfsdirection errichtet würde, welde eine Unterabtheilung, 
ein Hilfsamt des Finanzminifteriums fein müßte. Was die 
Befteuerung anbelangt, fo erlaube ich mir nur den Herrn 
Grafen Andraffy, welder einem eigenen Subcomitd bei ber 
Ammediatcommilfion präfidirt hat, daran zu erinnern, daß 
wir demſelben ein jehr ſchätzbares Material verdanken, und 
es deshalb in diefem Augenblide nur ein Durchkreuzen fein 
würde, wenn man fih in dieſer Beziehung in eine Anden- 
tung einlaflen wollte. Die Sadje liegt in den Händen Sr. 
Majeſtät des Kaifers und es wird genügen, wenn der hohe 
verftärfte Neichsrath Se. Majeftät bitten würde, denjenigen 
Theil, welcher das Montaniftiiche und die Bergwerfsfteuern 
anbelangt, mit möglichfter Beichleunigung in Ausführung zu 
bringen.” i | 

Graf Andräffy: „Wenn ih wühte, daß die Anträge 
des Comités durchgehen, jo würde ich die hohe Verſammlung 
nicht weiter mit meinem Portrage aufhalten. Aber e8 jcheint 
dies doch nicht vollfommen ficher und ich habe daher nöthig, 
mid ganz kurz darüber anszufprechen. 

„Sraf Hartig hatte die Immediatcommiffion erwähnt; 
die Vorſchläge diefer Commiffion find aber bezüglich der Re— 
gelung der Steuern ganz diefelben, wie die hier gemachten; 
diefelben würden daher keineswegs durchkreuzt. 

„Was den Antrag wegen Gründung einer technifchen Cen— 
traldirection betrifft, fo bemerfe ich nur, daß es fih nicht 
um den Namen, fondern nur um das Princip handle, eine 
Behörde oder Eentrafftelle zu fchaffen, deren fpecielle Aufgabe 

e8 ift, fich mit dem Bergweſen zu befaffen, ohne wieder an 
andere höhere Potenzen — ausgenommen Se. Majeftät — 
gebunden zu fein. 

„Ih muß darauf aufmerffam mahen, daß, jo viel mir 
befannt ift, in allen Staaten, namentlich) in Frankreich und 
Belgien, befondere Bergbehörden beftehen, und daß diejelben 
nicht dem Finanzminifterium, fondern entweder dem Miniſte— 
rium für Handel oder dem Minifterium für Landwirthichaft, 
folglich einem ganz analogen Minifterium untergeordnet find. 
Das Finanzminiftertum muß immer dahin trachten, daß es 
mehr und mehr Einfünfte erziele, jonft ift man verloren. Der 
Bergbau aber ift dann mit verloren. Das Finanzminifterium 
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und ber Bergbau find daher nicht gut mit einander ber- 
einbar. 

„Der Herr Leiter des Finanzminifteriums bat übrigens 

anz Recht gehabt, zu jagen, daß die Bedrüdung durch die 
Nütten aufgehört habe. Schon Kaifer Franz I. hat den Grund» 
ſatz ausgefprochen, daß die Hütten ohne Nuten arbeiten fol- 
len; es fann aljo nicht von dem jetigen Zuftande der Aera- 
rialhütten, fondern nur von den früheren die Rede fein. Der 
daraus hervorgegangene Webelftand gleicht fih aber, wie be- 
kannt, nicht jo ſchnell aus, 

„as endlid) die Zunahme in der Ausbente edler Me: 
talle betrifft, jo mag die biesfällige Erfcheinung darin ihren 
Grund haben, daß man, wie ich- gehört habe, obgleich ich es 
nicht verbürgen kann, in Chemnitz die Erzlage in Angriff ge- 
nommen babe, die als Reſerve für fchlechtere Zeiten vorbe- 
halten gewejen fein jollen. Dadurch wäre eine größere Gold- 
und Stlberproduction entftanden. 

„Mebrigens enthalte ich mich jeder Bemerkung hierüber. 
Wenn auch in den vorhergegangenen Jahren die Bergpro- 
duction zugenommen hat, jo ift jett jedenfalls ein Rüdgang 
eingetreten. Die Progrefien, die das Berg- und Hüttenweſen 
in den letten Jahren gemacht hat, jcheinen mir wenigftens 
viel zu gering zu fein. Die Meltorationen, welche gemadt 
wurden, will ich nicht in Abrede ftellen, diefe haben aber 
feinen Bezug auf die Veränderung des Comite » Antrages, 
welchem ich mich anſchließe, und ich glaube, daß er jo bleiben 
follte, wie er tft.“ 

Nachdem Niemand mehr das Wort begehrte, wurde der 
Comite-Antrag als angenommen betrachtet, und Graf Sy6c= 
jen las die folgende Stelle des Berichtes vor: 

„Meberblidt man die Reihe der Staatseinnahmen, jo find 
e8 die directen und indirecten Steuern, welche in ſtaats⸗ und 
volfswirthichaftlicher Hinficht eine vorzugsweije Aufmerkſam⸗ 
feit in Anfpruch nehmen. Die übrigen Einnahmsquellen find 
von untergeordnnetem Belange. 

„E8 wäre zu wünjchen, das National-Einfommen Defter- 
reih8 wenigftens mit annähernder Wahrjcheinlichkeit zu fen- 
nen. Leider ftehen dem hohen Reichsrathe feine umfaflenden 
und verläßlichen Daten zu Gebote. 

„Diefer Mangel und die Verfchiedenheit der Berhältniffe 
machen aud) einen Vergleich der Steuerbelaftung mit dem 
Auslande zu einer faft fruchtlofen Arbeit. Es erübrigt daher 
blo8 die Berechnung: wie hoch jeder Einwohner in Defter- 
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rei durchſchnittlich befteuert erjcheint? Zu dieſem Zwecke 
muß der Brutto-Ertrag der Steuern ohne Abzug der Regie— 
toften in Anjchlag gebracht werden, denn dieſer ift es, mel- 
hen die Steuerträger aufbringen müſſen. Blos bei dem Tabat- 
und Salzmonopole, dann bei dem Poftregale darf nur der 
reine Weberfhuß als Steuer angefehen werden, indem der Re—⸗ 
gie- Aufwand eine Vergütung für die Gegenleiftungen des 
Staates und zwar mit Einfluß des bürgerlihen Gemwinnes 
repräfentirt; letteres deshalb, weil befanntlich ein Fabriks— 
und Zrasportsbetrieb in Händen des Staates weit koſtſpie⸗ 
liger zu jein pflegt, als bei Privaten. 

„Das Brutto-Erträgniß aller Steuern ift in dem Budget 


pro 1861 mit . . 220202020. .841.107,154 fl. 
veranschlagt; werden davon die Negiefoften 
bei Tabak, Salz und Poft mit. . . . 40,664,830 „ 


abgezogen, jo bleibt eine Steuerlaft von . 310.442,324 „ 
‚Wird die BVollszahl Defterreihd in runder Ziffer mit 
36 Millionen angenommen, fo entfällt auf jeden Einwohner 
eine Steuer von 8 fl. 34'/, Fr. jährlid. Darunter find aber 
die Zuſchläge für Landes-, Kreis-, Bezirks- und Gemeindeziwede, 
für Straßen-, Waffer-, Pfarr- und Schulbaulichkeiten, die Ein- 
quartirungs- und Vorſpannslaſt u. ſ. w. nicht begriffen. Wä- 
ren alle dieje Beiträge und Laften, was jehr zu wünſchen 
wäre, befannt, jo würde ſich die Belaftung jedes Einwohners 
Defterreihs im Durchſchnitte weit über 10 fl. jährlich her- 
ausstellen. Bedenkt man, daß wenigftens die Hälfte der Be— 
völferung aus erwerbsunfähigen Kindern und Greifen befteht, 
daß daher nad) einigen Statiftifern blos 12 Millionen geiftig 
und materiell producirende Einwohner in Defterreich gezählt 
werden, daß endlich ein Theil der Monarchie durch Länder 
gebildet wird, deren Production noc nicht ihren vollen Auf- 
ſchwung genommen hat: fo läßt e8 fich nicht bezweifeln, daß 
jene Durchjchnittsziffer der Steuerbelaftung eine Höhe erreicht 
hat, welche ohne wejentliche Beeinträchtigung des National- 
wohlftandes nicht wohl überfchritten werden Tann; daß daher 
nit daran gedacht werden bürfe, das Staatsdefieit, mit 
welchem wir es zu thun haben, dur Erhöhung der befte- 
henden oder dur Einführung neuer Steuern zu befeitigen. 
Im Gegentheile wäre zu wünſchen, daß der Staat Mittel 
aufbringen künnte, um die reichlich vorhandenen Productiong- 
fräfte zu wecken oder zu fteigern und dadurch die Steuer— 


fähigfeitt — durch diefe aber das Staatseinfommen zu 
fteigern. 
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„Nur eine reichhaltige Saat kann eine nachhaltige reiche - 
Ernte erzeugen.“ . 

Nachträglich beftätigte noch Bilhof Schaguna die Be: ' 
merfung des Leiterd des Finanzminifteriums, daß Niemant 
gezwungen wurde, edles Metall gegen entwerthetes Papier- 
geld im Nennwerthe abzugeben, und fügte bei, er wifle es ' 
aus dem täglichen Leben, daß man für- Gold und Silber in 
der Münze aud) die richtige Barzahlung befomme. 

Graf Andräjfy erllärte hierauf, daß die bezügliche Stelle 
im Comiteberichte auf die Aerarialwerfe Bezug babe. Ihm, 
als Berichterftatter des Subcomites, fei es nicht eingefallen, 
zu behaupten, daß bei den Privatwerfen eine gezwungene 
Einlöſung ftattfindet, im Gegentheil werde Silber und Gold 
gegen Silber und Gold gegeben. 

Der Leiter des Finanzminifteriums las nun fol- 
gende Stelle aus der Beilage Nr. 5 des Comiteberichtes vor: 
„Ein unabläfliger Wechjel in den Formen und Hauptprinci- 
pien in ber Adminiftration des Bergwejens, die gezwungene 
Abgabe aller edlen Metalle gegen entwerthetes Papiergeld im 
Nennwerthe u. |. mw.“ und bemerkte, der Zwang könne bei die- 
fer Faſſung doch nicht auf die ärarifchen Werke bezogen werden, 
bei welchen von einem Zwange oder Nichtzwange zur Ablieie- 
rung der Metalle an.das ärarifhe Einlösamt wohl feine Rede 
fein könne. 

Er könne aljo diefen Zwang nicht anders verftehen, ale 
in Bezug auf die Privatparteien, welche Metalle zur Einlöfung 
bringen. | 

Stof Clam hielt es nach diefer Aufflärung für das Ange- 
mefjenfte, wenn diejer ganze Paſſus weggeftrichen würde, wo— 
für fih nad gejchehener Anfrage St. kaiſ. Hoheit die ganze 
Verſammlung entſchied. 

Hierauf hob Se. kaiſ. Hoheit die Sitzung auf. 


Fünfzehnte Sihuung vom 21. September 1860. 


Se. kaiſ. Hoheit der Herr Erzherzog Reichsrath s⸗Prä— 
ſident eröffnete die Situng des verftärkten Reichsrathes vom 
21. September 1860 mit der Aufforderung an den Berichter- 
ftatter Grafen Clam-Martinig, den weiteren Inhalt des 
Berichtes des Comites zur Prüfung des Staatsporanjchlages 
zum Bortrage zu bringen. 
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Reichsrath Graf Elam las Hierauf folgende Stelle des 
Berichtes vor: 

„Nachdem jomit die einzelnen Abtheilungen des Staats- 
Boranichlages von dem Comité geprüft waren, mußte das⸗ 
felbe auf die Erörterung der allgemeinen Finanzlage der 
Monarchie übergehen. 

„Der allerunterthänigfte Bortrag Sr. Ercellenz des Leiters 
des Finanzminifieriums vom 31. Juli 1860 über die Sinanz- 
lage des Reiches mweijet nach, daß die Abgänge im Staatshaus- 
halte für die Jahre 1860 und 1861 durch auferorbentliche Zu- 
flüſſe gededt find. 

- „Benn nun auf diefe Weife die Auffindung weiterer Bede- 
dungsmittel für den gegenwärtigen Augenblid in den Hinter- 
grund tritt, jo mußte das Komite ſich andererſeits um ſo drin⸗ 
gender darauf hingewieſen ſehen, tiefer einzudringen in das 
Wefen der öſterreichiſchen Finanzlage, in die Erforſchung der 

dieſelbe bedingenden Factoren, als die von dem Herrn Leiter 
des Finanzminiſteriums ſpeciell angeführten Bedeckungsmittel 
ihrer Ratur nad) und wie derſelbe es ſelbſt andeutet, eben nur 
außerordentliche Balltativmittel find, und als e8 in tem Be- 
richte felbft unummunden ausgeiprochen wird, daß auch in dem 
günftigen Falle, wenn alle in Anichlag gebrachten Vorbedin⸗ 
gungen ſich verwirklichen, ein bleibendes Deficit von circa 25 
Millionen das Endergebniß jener Anftrengungen wäre, welche 
dermalen gemacht werden, um den Staatshaushalt wieder in 
ein Gleichgewicht zu bringen. 

„Das Comite glaubt jid) Hiebei vor Allem von dem Grund- 
ſatze leiten lafjen zu jollen, daß die vollfte Offenheit und Auf- 
richtigfeit in der Darlegung und Anerfennung des Uebels und 
feiner Urfachen die erſte Bedingung der Heilung fei. In den 
großen Finanzfragen, wo der Credit und das Vertrauen als 
hervorragend wichtige Factoren eingreifen, ift jede Bemäntelung 
und Beſchönigung, jede auf eine jolche hinauslaufende künftliche 
Gombinirung und Gruppirung von Ziffern und Daten vom 
Uebe 

„Es kann nur mit Befriedigung anerlannt werben, daß ber 
Herr Leiter des Finanzminiftertums feinen Anftand genommen 
bat, in dem bereits erwähnten allerunterthänigften Bortrage 
eine ungeſchminkte Darftellung der Sachlage ber Oeffentlichkeit 
zu übergeben. 

„Weit entfernt, Beforgniffe und Befürchtungen zu erregen, 
wird eme ſolche Darlegung — und nur eine ſolche — Ver⸗ 
trauen erwecken. 
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„Um fo mehr muß daher das Comite — den Standpunt 
des verftärften Neichsrathes ins Auge fallend — zu vollfte 
und rüdhaltslofefter Offenheit fich verpflichtet fühlen, als et 
von der Ueberzeugung durchdrungen ift, daß der Umftand allein, 
daß eine von Sr. k. k. apoftoliichen Majeftät in jüngfter Zei 
mit wichtigen ftaatsrechtlichen Befugniffen ausgeftattete Körper: 
fchaft in der Tage ift, das Wort der Wahrheit offen und ohne 
Scheu auszuſprechen, an und für fi ſchon eine Bürgſchaft güm 
ftigen Erfolges in ſich ſchließt. | 

„Es unterliegt feinem Zweifel, daß eine Finauzlage, wie die 
unjerige, nit ein vorübergehendes Symptom, auch nicht das 
Ergebnig momentaner Störungen fein kann, daß vielmehr die 
Urſachen derjelben tief liegen, die Wurzeln meit zurückreichen 
müffen. Es ift darum unerläßlich, einen prüfenden Blid ai 
die finanziellen Ergebnifle der Ietten 10 Jahre zu werfen, 
welche einen jo bedeutungspollen Abjchnitt in der Geſchichte der 
öfterreihifchen Finanzen bilden und deren Confequenzen mir 
jett zu tragen haben. 

„Diefe zehnjährige Finanzperiode hat — allerdings aui 
einem durch die Einbeziehung Ungarns und feiner Nebenländer 
erweiterten Steuergebiete — um ungefähr 800 Millionen mehr 
an Steuern erhoben, ald das vorhergehende Decennium; fie 
bat die Schuldenlaft des Staates um mehr als 1300 Millionen 
vermehrt und da8 Staatsvermögen um mehr ald 100 Millionen 
vermindert. 

„Wohl haben zu dem traurigen finanziellen Ergebniffe die 
jer Periode die gewaltfamen Erjchütterungen weſentlich beige: 
tragen, welche diejelbe einleiteten, deren Bewältigung nicht nur 
die Aufbietung aller Kräfte erforderte, fondern auch auf die 
Richtung der unmittelbar folgenden Epoche einen maßgebenden 
Einfluß Hatte, und welche durch die Ausdehnung des Kreiiet 
und der Aufgabe der Staatsverwaltung eine erhöhte Ausgaben: 
laſt hervorriefen. Auch fällt ein großer Theil diefes Ergebniflee 
jenen Ereigniffen zur Laft, welche Europa im Taufe dieſes De: 
cenniums erjchüttert und den allgemeinen Frieden wiederholt 
gefährdet haben. Ob ein Theil der ſchweren Opfer, welche ım- 
jerem Staatshaushalte durch diefe letzteren auferlegt wurden, 
hätte vermieden werden können, liegt außerhalb der unjeren 
Erörterungen zugewiejenen Sphäre. 

„Aber wenn auch die durch jene außerordentlichen Ereig- 
niije hervorgerufenen finanziellen Anftrengungen und bie 
außergewöhnlichen Militärauslagen, welchen man jenes finan- 
zielle Ergebniß beigumeiien pieat, U \o VG wuuuisiurt 
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B werden wollten, fo bliebe noch immer ein bedeutender Theil 


übrig, welcher ausfchließend inneren Verhältniſſen, einem nicht 
maßhaltenden, die Kräfte verzehrenden Aufwande in der Ver- 
waltung, dem rafchen Wechfel adminiftrativer Organijationen, 
endlich finanziellen Operationen zur Laft fällt, die nad) Zeit- 
punft, Anlage und Erfolg kaum durdgängig als glüdliche 
und gedeihliche bezeichnet werden können. 

„Es ift begreiflich, daß bei ſolchen Prämifien, bei einer 
ſolchen Erfchütterung der Grundlagen des Haushaltes, durd) _ 
bloße — und wenn auch noch fo weit gehende Einſchränkun— 
gen das Gleichgewicht nicht wieder hergeftellt werden Tann. 
Darum ftehen wir denn aud), troßdem daß in allen Zweigen 
der Verwaltung die durchgreifendften Erjparungen eingeführt 
und angebahnt werden, ſoweit e8 der Rahmen des bisherigen 
Syſtems nur immer zuläßt, ja fogar in einem Maße, wel- 
ches auf die Dauer ohne weſentlichen Abbrud) in mehrfacher 
Beziehung nicht beibehalten werden fünnte, vor einem Deflcit 
von 39 Millionen für das nächfte Sahr, und von 19, bezie- 
hungsmweije 25 Millionen für die folgenden Jahre. 

„Daß — wie e8 in dem mehrerwähnten allerunterthänig- 
ften Vortrage hervorgehoben wird, — dieſer lebtere Betrag 
jenem ungefähr gleichkömmt, welcher in dem Ausgabsbudget 
auf Staatsjchuldentilgung, Zinfengarantien und Capitals- 
anlagen veranfchlagt ift, ändert die Sachlage nicht wejentlich. 

„Sn dem Erforderniß für Staatefhuldentilgung find auch 
die Gewinnfte für die Lotterie-Anlehen enthalten; die Min- 
derung des Zinjenerforderniffes ift daher nambaft geringer, 
als die Percente des zur Tilgung verwendeten Betrages.” 

Der Herr Leiter des Finanzminifteriums: „Ach 
erlaube mir, hier eine berichtigende Bemerkung zu machen. 
Es heigt nämlich im Berichte: „In dem Erforderniffe für 
Staatsfhuldentilgung find auch die Gemwinnfte für die Lot— 
terie-Anlehen enthalten. Die ‚Minderung des Zinfenerforder- 
niſſes ift daher namhaft geringer als die Percente des zur 
Tilgung verwendeten Betrages.“ 

„Diejfe Angabe in dem Berichte ift unrichtig. In dem 
Staatsvoranſchlage ift das Erforderniß für die Staatsjchul- 
dentilgung von jenen für die Gewinnfte bei den Lotterie- 
Anlchen vollkommen geſchieden. 

„Ein Blick auf die Hauptüberſicht und auf die Rubrik 
der Staatsſchulden zeigt dieſes deutlich. Unter der letzteren 
Rubrik (Nr. XVI), welche die Zinſenlaſt zum Gegentaeuiir 
bat, heißt es nämlich: „Zahlungen von Staaratottuinte- 
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„Um fo mehr muß daher dad Comité — den Stunt | 
des verftärften Reichsrathes ins Ange faflend — zu vollter 
und rüdhaltslofefter Offenheit ſich verpflichtet fühlen, als e: 
von der Ueberzeugung durchdrungen ift, daß der Umſtand allım. ı 
dafi eine von Sr. EL. f. apoſtoliſchen Majeſtät in jüngfter Jer. 
mit wichtigen ftaatsredhtlichen Befuguiffen ausgeftattete Körper \ 
{haft in der Page ift, das Wort der Wahrheit offen und ohn: ) 
Scheu auszufprechen, an und für fi [don eine Bürgichaft gun ? 
fiigen Erfolges in fich ſchließt. \ 

„Es unterliegt feinem Zweifel, daß eine Sinanzlage, wie dir ' 
unjerige, nicht ein vorübergehendes Symptom, auch nidht dat 
Ergebniß momentauer Störungen fein faun, daß vielmehr dic 
Urſachen derfelbeu tief liegen, die Wurzeln weit zurückreicher 
müffen. Es ift darum unerläßfich, einen prüfenden Blid au’ 
die finanziellen Ergebnifie der Ietten 10 Jahre zu werten. 
welche einen jo bedeutungsvollen Abichnitt in der Gefchichte der 
öfterreichifchen Finanzen bilden und deren Confequenzen wir 
jett zu tragen haben. 

„Diefe zehnjährige Finanzperiode hat — allerdings au’ 
einem durch die Einbeziehung Ungarns und feiner Nebenländer 
erweiterten Steuergebiete — um ungefähr 800 Millionen mehr | 
an Steuern erhoben, al8 das vorhergehende Decennium; fie 
bat die Schuldenlaft des Staates um mehr ala 1300 Millionen 
vermehrt und das Staatsvermögen um mehr ale 100 Millionen 
vermindert. 

„Wohl haben zu dem traurigen finanziellen Ergebniffe die: 
jer Periode die gewaltfamen Erjchütterungen wejentfich beige- 
tragen, welche diejelbe einleiteten, deren Bewältigung nicht nur 
die Aufbietung aller Kräfte erforderte, fondern aud) auf die 
Richtung der unmittelbar folgenden Epoche einen maßgebenden 
Einfluß hatte, und welche durch die Ausdehnung. des Kreifes 
und der Aufgabe der Staatsverwaltung eine erhöhte Ausgaben- 
laft herborriefen. Auch fällt ein großer Theil diefes Ergebnifles 
jenen Ereigniffen zur Laft, welche Europa im Laufe dieſes De- 
cenniums erfchüttert und den allgemeinen Frieden wiederholt 
gefährdet haben. Ob ein Theil der fchweren Opfer, welche un- 
ferem Staatshaushalte durch diefe letzteren anferlegt wurden, 
hätte verntieden werden können, liegt außerhalb der unferen 
Erörterungen zugewiejenen Sphäre. 

‚ „Aber wenn auch die durch jene außerordentlichen Ereig- 
niije bervorgerufenen finanziellen Anftrengungen und bie 
außergewöhnlichen Militärauslagen, welchen man jenes finan- 
zielle Ergebniß beizumefien pflegt, noch fo hoch veranfchlagt 
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werden wollten, jo bliebe noch immer ein bedeutender Theil 
übrig, welder ausfchließend inneren Berhältnifjen, einem nicht 
nıaßhaltenden, die Kräfte verzehrenden Aufwande in der Ber- 
waltung, dem rafchen Wechfel adminiſtrativer Organiſationen, 
endlich finanziellen Operationen zur Laſt fällt, die nach Zeit- 
punft, Anlage und Erfolg kaum durchgängig ‚ale glückliche 
und gebeihliche bezeichnet werden können. 

„Es ift begreiflich, daß bei ſolchen Brämiffen ‚ bei einer 
ſolchen Erſchütterung der Grundlagen des Haushaltes, durch 
bloße — und wenn auch noch fo weit gehende Einſchränkun— 
gen das Gleichgewicht nicht wieder hergeſtellt werden kann. 
Darum ſtehen wir denn auch, trotzdem daß in allen Zweigen 
der Verwaltung die durchgreifendſten Erſparungen eingeführt 
und angebahnt werden, ſoweit es der Rahmen des bisherigen 
Syſtems nur immer zuläßt, ja ſogar in einem Maße, wel— 
ches auf die Dauer ohne weſentlichen Abbruch in mehrfacher 
Beziehung nicht beibehalten werden könnte, vor einem Defieit 
von 39 Millionen für das nächſte Fahr, und von 19, bezie- 
Hungsweife 25 Millionen für die folgenden Jahre. 

„Daß — wie e8 in dem mehrerwähnten allerunterthäntg- 
ften Bortrage hervorgehoben wird, — diejer Iettere Betrag 
jenem ungefähr gleichkömmt, welcher in dem Ausgabsbudget 
auf Staatsfhuldentilgung, Zinfengarantien und Capitals- 
anlagen veranichlagt ift, ändert die Sadjlage nicht weſentlich. 

„In dem Erfordernif für Staatsjchuldentilgung find auch 
die Gewinnfte für die Lotterte-Anlehen enthalten, die Min- 
derung des Zinfenerforbderniffes ift daher namhaft geringer, 
als die Percente des zur Tilgung verwendeten Betrages.“ 

Der Herr Leiter des Finanzminifteriums: „Ich 
erlaube mir, hier eine berichtigende Bemerkung zu madıen. 
Es heißt nämlich im Berichte: „In dem Erforderniffe für 
Staatsfhuldentilgung find auch die Geminnfte für die Lot- 
terie-Anlehen enthalten. Die Minderung des Zinfenerforder- 
nifies ift daher namhaft geringer als die Percente des zur 
Tilgung verwendeten Betrages.” 

„Diefe Angabe in dem Berichte ift unrichtig. In dem 
Staatsvoranſchlage ift das Erforderniß für die Staatsſchul⸗ 
dentilgung von jenem für die Gemwinnfte bei den Lotterie- 
Anlehen vollkommen gefchieden. 

„Ein Blick auf die Hauptüberſicht und auf die Rubrik 
der Staatsſchulden zeigt dieſes deutlich. Unter der letzteren 
Rubrik (Nr. XVI), welche die Zinſenlaſt zum Gegenſtande 
hat, heißt es nämlich: „Zahlungen von Staats⸗Lotto⸗Anle⸗ 
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hens⸗Gewinnſten“ — und dann in der weiteren abgejonda: 
ten Rubrif XVII beißt es: „Die Rüdzahlung von Staats 
Lotto-Anlehens-Capitalien.“ 

„Wenn auch die Partei, welche einen Staats⸗Lotto⸗Ge 
winnft madt, den ganzen Betrag ohne Unterfheidung his 
ausbefömmt , jo findet für die Berechnung in der Gebarım 
des Staatshaushaltes allerdings eine Unterfheidung ftatt. Er 
wird nämlich von dem Gejammtbetrage, welcher jährlich an 
Gewinnften hinausbezahlt wird, ftet® das darin enthalten 
Rotto-Anlehens-Capital ausgejchieden, während der ander 


größere Theil die bis zur Auszahlung aufgelaufenen Zinſen 


tepräfentirt, welche durch die Hinauszahlung der Lotto⸗-Anle 
hens⸗Gewinnſte realifirt werben. 

„Es ift alfo die Bemerkung, daß in dem Erfordernifl 
für Staatsichuldentilgung auch die Gewinnfte für die Lor: 
terie-Anlehen enthalten jeten, nicht richtig, und daher auch die 
daran gelnüpfte Schlußfolgerung nicht richtig, daß die Min 
derung des Zinfenerfordernifjes namhaft geringer fei, als die 
Percente des zur Tilgung verwendeten Betrages. 

„Beiſpielsweiſe beträgt für das Jahr 1861 die Zahlung 
der Staats-Lotterie-Anlehens-Gewinnfte 1.687,700 fl., Dies 
ift der Betrag der angewachjenen Zinfen, welcher in der Korm 
der Gewinnfte hinausbezahlt wird. 

„Die Rüdzahlungen der Capitalsbeträge belaufen ſich auf 
1.163,400 fl. Hiernad) ift das Percent von dieſem Capitale- 
betrage doch gewiß bebeutenb geringer als jenes Zinfenerfor- 
derniß von 1.687,700 fl., welches gleichzeitig dem Staate er: 
part wurde. 

„Ich glaube daher, daß e8 zur Berichtigung und im In- 
terefie der Richtigkeit zwedmäßig fein dürfte, den fraglichen 
Paſſus ganz wegzulaffen; es find ja ohmehin anderweitige 
Gründe zur Motivirung des Komite-Antrages in den Bericht 
aufgenommen, und es würde die Weglafjung diefes Abſatzes den 
mweitern Zuſammenhang des Ganzen nicht im geringften ftören.“ 

Graf Clam: „Ich erlaube mir nur zu bemerken, dof 
alle diefe Berichtigungen, welche wir fo eben von Sr. Er— 
cellenz erhielten, uns bei der wiederholten Leſung des Verich⸗ 
tes im Comits nicht zugegangen find; ferner, daß es fid 
nicht darum handelt, zu jagen, daß beides im Stantsnoran- 
fchlage vermengt fei, fondern daß in der Geſammtſumme bes 
Erforbernifles, welches mit circa 14 Millionen angegeben if, 
aud ein Theil des Erforderniffes für die Gewinnftzahlungen 
enthalten jet, 


Pi“ 
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„Diefe Gewinnftzahlungen entheben den Staat für bie 
zukunft nicht von der Zahlung irgend eines Betrages für 
Zinfenlaften, fondern e8 wird die Zinfenlaft nur um die In⸗ 
ereflen jener 1.163,400 fl. vermindert, welche das Mittel zur 
Sapitalsrüdzahlung bilden. Es geht aljo das Argument und 
Die Anficht im Berichte troß der Aeußerung des Herrn Lei- 
ters des Finanzminifteriums nicht dahin, daß gefagt wird, 
daß beide Poften vermengt find, fondern daf in dem erwähn- 
ten allerunterthänigften Vortrage des Herrn Leiters des Fi- 
nanzminifteriums hervorgehoben und gejagt werde, daß bie 
Summe von 25 Millionen ungefähr jenem Beirage gleid)- 
fomme, der überhaupt in dem ganzen Staatsvoranfchlage 
unter der Rubrik XV, XVII und XVII enthalten ift, näm- 
lich demjenigen, was in dem Ausgabsbudgets für Staats» 
fchuldentilgung, Zinfengarantien und Capitalsanlagen veran- 
jchlagt ift. Für Staatsihuldentilgung find im Ganzen circa 
14 Millionen veranfchlagt; darunter find circa 1.600,000 fi. 
enthalten, welche die Gewinnfte bilden; diefe entheben den 
Staat nit um fo und fo viel Zinfen. 

„Das ift der Grund, warum der angefochtene Paſſus hier 


aufgenommen wurde, ohne zu glauben, daß beide Poften ver- 
mengt find.“ 


Der Leiter des Finanzminiftertiums: „Ich habe 
nur zu bemerken, daß meine Abſicht dahin ging, eine factifche 
Unrichtigkeit zu berichtigen. Es heißt im Comiteberichte ausyrüd- 
lich: „In dem Erforderniffe für Staatsfchuldentilgung find aud) 
die Gemwinnfte für Lotterie-Anlehen enthalten.“ 


„In dem Staatsvoranfchlage heißt es Hingegen (Rubrik XVII) 
„Erforderniß für die Staatsſchuldentilgung“ — ausdrüdlid): 

„Rüdzahlung von Lotto-Anlehens-Capitalien; — von Ge— 
winnften ift darin feine Rede. 

„Su der Rubrit XVI „Erforderniß der Staatsſchuld“ Hin- 
gegen ift davon ganz getrennt ausdrüdlich zu lefen: „Staats- 
Lotto-Anlehens-Gewinnite.“ 

„Dan kann daher unmöglich mit Richtigfeit und Grund be- 
haupten, daß in dem „Erforberniß für die Staatsjhuldentil- 
gung“ die Gewinnfte für die Lotto-Anlehen enthalten find. 

„Wenn ich nicht jo glüdlich war, für meine Aufllärung An- 
klang zu finden, jo muß ich diefes dahingeftellt jein laffen, aber 
ich ſah mich nur verpflichtet, vom Standpunkte des Finanzmini- 
fteriums und der Zufammenftellung des Voranſchlages die Dar- 
fegung des wirklichen Sachbeſtandes zu geben.“ 
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Reicherath Graf Barköczy: „Ich will mir nur eine ga: | 
furze Anfrage erlauben. 

„Es ift von Bedeutung, daß wir darüber den Befcheib be: 
Herrn Leiters des Finanziminifteriums vernehmen. 

„In diefer Nachweiſung des Staatsporanfchlages fommr. 
was das Staatserfordernig und die Bedeckung und Vertheilune 
desfelben auf die einzelnen Länder betrifft, auf der zweiten Sett: 
eine Boft vor, welche fich in unferer Beilage nicht findet. 

„Es ift dies die unter der Rubrik Eapitale-Anlage mi: 
3.707,600 fl. angefettte Boft. Eine zweite Boft fommt auf der 
Seite 8 unter ber Rubrik: „Subfidien an den Grundentla- 
ftungsfond“ mit circa 2.752,400 fl. vor. 


„Run erlaube ich mir, Se. Ercellenz zu fragen, ob biefe | 


Subfidien an den Grundentlaftungsfond in dem Sinne aufzu: 
fafien jeten, wie es leßthin Graf Wolkenſtein angedeutet hat. 
nämlich als Refundirung der diefem Fonde entnommenen Sum- 
men, oder ob unter diefer Summe ber jährliche Beitrag zu ver: 
ftehen iſt, als wenn jährlich ein Mangel, ein Deficit und ein 
jährliches Fehlen der refpectiven Fonde in den betreffenden Län- 
dern ftattfinde.“ 

Der Leiter des FKinanzminifteriums: „Es ifl dar 
Letztere der Fall. In den betreffenden Ländern hat der Grund- 
entlaftungsfond noch nicht jene Höhe und Kräftigung erreicht, 
daß daraus die vorfallenden Auslagen gezahlt werden fünnten, 
wenn nicht der Staat eine Unterftügung leiftet, daher die Noth- 
wendigkeit derfelben. 

„Sn einigen Kronländern beftehen Ueberſchüſſe, in den an- 
deren Abgänge, und es ift deren Einnahme fo gering, daß der 
Staat zu Hilfe kommen mußte, um die Erfüllung der Verpflich— 
tungen des Örundentlaftungsfondes möglich zu maden. 

Graf Barköczy: „Das find alfo Vorſchüſſe, welche die 
Staatsverwaltung jenen Ländern gewährt, wo zu wenig ein- 
fommt. Wo aber zu viel einkommt, findet alfo da feine Refun- 
dirung ſtatt ?“ 

Der Leiter des Finanzminiſteriums: „Allerdings. 
Ich habe ſchon in einer früheren Sitzung geſagt, daß künftighin 
die Einbeziehung von Grundentlaſtungsfonds-Ueberſchüſſen im 
die Staatscaffe nicht mehr gefchehen wird, und auch feit bem 
legten zwei Jahren nicht mehr erfolgt ift, und daß im dem 
Boranfchlage vielmehr für die Rücerftattung folcher Ueberfchüffe 
borgejorgt wird. 

„Diefe Rüderftattungen betragen im heurigen Jahre eine 
halbe Million, im vorigen Jahre beiläufig anderthalb Millionen. 


| 
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„Die Verhäüältnifſe find nit in allen Kronländern glei; 
aher mußten einerjeits Subfidien aus der Staatscaffe, andes 
erjeitS Rückzahlungen an entlehnten Ueberſchüſſen im Präli- 
ninare erſcheinen.“ 

Reichsrath Graf Clam las den Comitebericht weiter: 

„Daß die Erträgniffe der Kapitalsanlagen diefe nicht mit 
ünf vom Hundert verzinfen werden , dürfte wohl faum einem 
Zweifel unterliegen. 

„Roc weniger kann e8 aber zweifelhaft jein, daß die 
Ausgabe für Zinjengarantien für den Staatshaushalt feine 
productive ift, oder es doch erft in ferner Zukunft und nur 
unter fehr problematifhen Berhältniffen werden fann. 

„Wenn daher jene 2 Millionen durch Vermehrung der 
Staatsfchuld gededt werden müſſen, jo wird dadurd noth- 
wendig die Pafjivität des Staatshaushaltes erhöht, die Fi- 
nanzlage auch weiterhin verichlimmert, und es muß jomit 
jener Abgang von 25 Millionen von diefem Standpunkte 
aus unzweifelhaft als ein reelles Deficit betrachtet werben; 
dies um fo mehr, al8 bei dieſem Reſultate der Kriegszufchlag 
mit mehr als 32 Millionen no immer in Einnahme geftellt 
iſt, deſſen Beibehaltung nach wiederhergeftelltem Frieden eben 
jo drüdend als anormal ift. Jedenfalls kann diefer Zufchlag 
nicht als ordentliche Einnahme betrachtet und es kann darum 
keineswegs der in dem allerunterthänigften Vortrage enthal- 
tenen Conclufion beigetreten werden, daß mit dem finanziellen 

Ergebniffe des Jahres 1862 das Gleichgewicht im Staats- 
baushalte bezüglich der laufenden Gebarung als hergeftellt zu 
betrachten jei. 

„Es ift vielmehr nothwendig, fih darüber feiner Täu— 
hung hinzugeben, daß wir e8 mit einem bleibenden Deftcit 
zu thun haben. 

„Db dasfelbe auf die angegebene Ziffer fich befchränten 
werbe, hängt zunäcft von äußeren Eventualitäten ab, die 
fh jeder Berechnung entziehen, die aber bei der heutigen 
Veltlage faum mit Wahrjcheinlichkeit als ausgeſchloſſen be- 
trachtet werden können. 

„Aber angenommen felbft, daß Feine äußeren Einflüffe die 
Vorausſetzungen des Staatsvoranfchlages beirren, jo ift aud) 
dann noch die Beſchränkung des Defictts auf die angegebene 
Ziffer von der Berwirfligung Hypothetifder Erjparungen 
einer- und von der vollen Einbringlichleit der Bededungs- 
mittel andererjeits bedingt: Bedingungen, welche keineswegs 
verbürgt werden können. 
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„Diefes Deflcit zu beden, fann nur durd neuerliche 
Bermehrung der Paſſivlaſt des Staates, alfo durch jene 
Mittel ermöglicht werben, defjen zehnjährige Anwendung um: 
eben in den dermaligen Finanzftand verfett hat. 

„Behoben aber könnte das Deficit nur werden, ent 
weder durch eine Erhöhung der Einnahmen oder Durch ein: 
weitere Berminderung der Ausgaben. 

„Eine Steigerung der Staatseinnahmen kann jedoch nad 
dem in Betreff der Bededung der Staatserforderniffe weiter 
oben Dargeftellten durchaus nicht in Rechnung gezogen werben. 
Es muß hierauf um jo mehr Nachdrud gelegt werden, ala 
eine zunehmende Verarmung eines großen Theile der Be 
völferung in mancher ihrer productiven Berufsclaffen ein 
bebenfliches, aber nicht zu verfennendes und zu bemäntelndet 
Symptom — in gewiffen Beziehungen ein Ergebnig — un 
feres finanziellen Zuftandes tft. Diefe Verarmung droht um 
fo mehr die Einnahmsquellen des Staates zu beeinträchtigen, 
als eine wachjende Mißftimmung dazu beiträgt, biefelben 
zurüdzudämmen. 

„Daß auf der anderen Seite eine weſentliche Ausſchlag 
gebende Berminderung der Staatsausgaben durch weitere 
Reductionen in den einzelnen Verwaltungsziveigen nad) ihrer 
bermaligen Einrichtung und felbft — fo weit darüber Anbalts- 
punkte gegeben wurden — nach ihrer beabfihtigten Umgeftal- 
tung nicht zu hoffen ift, zeigt ſowohl der Bericht über die 
einzelnen Theile des Staatsvoranfchlages, als jelbft der aller- 
unterthänigfte Bortrag des k. k. Finanzminifteriums. 

„Eine den Haushalt weſentlich erleichternde Verminderung 
in dem Ausgabsbudget könnte allerdings in der Zinfenlaft 
der Staatsfchuld geſucht werden, welche mit ihrer den ganzen 
Ertrag der directen Steuern aufzehrenden Höhe ein weſent⸗ 
licher Factor in dem Deftcit tft. 

„Es tft ſelbſtverſtändlich — es ift auch wiederholt an maf- 
gebendem Orte ausgejprochen worden und wird aud) gewiß 
von dem hoben Reichsrathe mit allem Nachdrucke betont 
werden, daß eine Verminderung der Zinfenlaft des Staates 
nur durch eine Operation angeftrebt werden dürfe, melde 
auf dem Principe der Freiwilligkeit und der SHeilighaltung 
eingegangener Verpflichtungen beruht und fomit den Staate- 
gläubigern in jeder Beziehung gerecht wird. 

„Eine anf jolchen Grundlagen beruhende Zinfenconverfion 
mag nun immerhin als eine in der Zufunft anzuftrebende, 
ja jogar als eine zur völligen Ordnung des Staatshaushaltes 
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unerläßliche Operation betraitet und im Auge behalten wer- 
den: jo viel fteht feft, daß die momentane Rage den Gedanken 
an deren baldige Berwirffihung ausjchließt und daß ſonach 
von diefer Seite eine nnmittelbare oder doc für die nächften 
Jahre in Rechnung zu dringende Einwirkung auf den finan- 
zielen Zuſtand des Neiches nicht zu erwarten ift. 

„Dasjelbe gilt von jenen Operationen, weldhe darauf 
berechnet find, einen normalen Zuftand der Baluta wieder 
anzubahnen. 

„Daß der ſchwankende Zuftand der Baluta einer der we— 
fentlichften Uebelftände in unferer finanziellen Lage ift, daß 
derfelbe dem Staatshaushalt weit größere Opfer auferlegt, 
als jene Summe von 10 Millionen, welche fi) als Wechjel- 
und Meünzverluft beziffert, daß er wejentlih an dem Wohl- 
ftande des Landes nagt, Befig und Production beeinträchtigt 
und daß daher eine Behebung diejes Zuftandes ein dringendes 
und unabmeisbares Bedürfniß ift, kann ebenjowenig verfannt 
werden, als e8 eines Beweiſes bedarf. 

„NRichtsdeftoweniger drängt ſich aber auch die Weberzeu- 
gung auf und wird durch die Erfahrungen der letzten Sabre 

befräftigt, daß dieſes Uebel nicht augenbliclich, nicht mit 
einem Sclage, daß e8 nicht durch blendende, die Früchte der 
Heilung anticipirende Operationen behoben werden könne: 
daß die Operationen vielmehr nur dann, anftatt wie bisher 
Millionen zu verfchlingen, einen gedeihlichen, durchgreifenden 
Erfolg verfprehen, wenn fie mit der Regelung des Staats- 
haushaltes, mit der Heilung unferer finanziellen Zuftände 
harmonisch verbunden, und wenn die gemeinfamen Wurzeln 
des Uebels gründlich und dauernd bejeitigt fein werden. 

„Alle äußeren Erjcheinungen und Ergebniffe unferer Fi- 
ranzlage führen daher mit unmiderftehlicher Gewalt zu der 
Veberzeugung : daß das bisherige Finanzfyiten an feinen äu— 
Berften Eonfequenzen angelangt ift, und daß aus ihm jelbft 
heraus feine Mittel fich darbieten, um der Lage der Staats- 
finanzen gründliche Abhilfe zu bringen; fie führen aber eben 
darum auch zurüd auf den tief Tiegenden Zufammenhang der 
inneren Zuftände, von denen die Finanzlage eben nur ein 
Symptom — und kaum das bedeutendfte — ift; fie führen 
endlich zu dem Ausſpruche: daß diefe unfere Finanzlage nicht 
durch irgend welche finanzielle Maßregeln oder Operationen 
behoben werden fünne, zu welchen übrigens für den gegen- 
wärtigen Augenblid nicht nur die Kräfte und Mittel, fondern 
vor Allem auch Bereitwilligkeit und Bertrauen fehlen: daß 


704 Fiünfzehnte Sigung vom 21. September 1860. 


fie vielmehr dort angefaßt werden müffe, wo der Sit ber 
Krankheit, der Grund des Uebels liegt. 

„Das Komite kann demzufolge auf Grundlage feines im 
Beginne jeiner Berathungen gefaßten principiellen Befchluffes 
nicht umhin, einen Bid ernfter Prüfung auf die Gefammt- 
heit der inneren Zuſtände der Monarchie zu werfen.“ 

Der Reiter des Finanzminifteriums: „Der Beridt 
des verehrten Comit s und die daran gefnüpfte Debatte 
fommen wie befannt in die Oeffentlichkeit. 

„Wir dürfen uns nicht die Art des Eindrudes verbehlen, 
der dadurch hervorgebradht werden wird. 

„Die öfterreichifchen Zuftände werden darin charakteriftrt 
durch einen fein Maß haltenden, alle Kräfte verzehrenden 
Aufwand, durch einen fchleppenden, ſelbſt die perjönlichften und 
localften Gegenftände und Gejchäfte bis in das Centrum zie 
henden Berwaltungsgang,, durch eine wahrhaft erdrüdende 
Steuerlaft, dann durch eine zunehmende Verarmung der Bevöl- 
ferung in mancher ihrer productiven Berufsclaffen; ja ich habe 
in einer der legten Situngen mit wahrhaft peinlichem Gefühle 
von einer hochverehrten Seite, als es fih um die BVerglei- 
Hung des Zuftandes in zwei benachbarten Kronländern han- 
deite, die Aeußerung vernommen, daß man nicht fragen 
fünne, ob der Zuftand in dem einen oder dem anderen der 
Kronländer befjer fei, jondern daß es fih nur darum handeln 
fünne, wo es minder fchlecht fei. 

„Der Zuftand der öfterreihifchen Monardie wird fomit 
als ein abjolut ſchlechter hingeftellt, wobei nur der größere 
oder geringere Grad der Schlechtigfeit in Frage fommen könne. 

„Sch bin weit entfernt zu glauben, daß es die Abficht der 
Herren Berichterftatter und der Herren Reichsräthe war, — 
welche in diefer Richtung an der Debatte fi} betheiligten, — 
und von deren Patriotismus ich überzeugt bin, ein fo um 
vortheilhaftes Bild unjeres Gejfammt-Baterlandes in die Welt, 
in die Deffentlichfeit, fowohl im In» als aud) im Auslande 
hinauszutragen. 

„Sch bleibe blos bei dem thatſächlichen Eindrude ftehen, 
welchen der Bericht und die Verhandlung mit Rückſicht auf das 
hohe Organ, von welchem der Ausgang gefchieht, machen muß. 

„Der Eindrud wird offenbar fein anderer fein, als daß 
— in furzen Worten gefagt — in den letzten 10 Jahren in 
Defterreich Alles fchlecht gemacht worden ſei, daß ungeheure 
Opfer gefordert und gebraudt worden, und daß damit nichts 
oder nur jehr wenıg geleitet und girubket wurden IN. 
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„Dieſe Rüdficht ift es, welche es zu einer Ehrenpflicht, zu 
einer moraliſchen Pflicht für die Regierung macht, wenn fie 
auch gegenwärtig aus andern Mitgliedern befteht, als in 
dem legten Berwaltungsdecennium, doch einige Erklärungen 
beizufügen. 

„Gar fo widerfinnig ift der öfterreichifche Bermaltungs- 
organismus nicht gegliedert, daß jeder, auch der Heinfte lo⸗ 
cale und perfönliche Gegenftand bis in das Centrum hinauf 
gezogen wird. 
| „Wenn man einen prüfenden Blid auf die Wirkungstreife 
der Behörden wirft, fo wird man namentlid bei den mir 
‘ näher ftehenden Finanz - Landes- und Bezirtsbehörden Sum- 
' men von 3=, 4-, 5» bis 10,000 fl. begegnen, bis zu mwelden 
- fie bei Abfchreibungen, Vergleichen, Käufen, Verkäufen, Die- 
: then und Berpadtungen, Bauunternehmungen , Herftellungen 
: anderer Art u... w. in eigener Machtvollkommenheit vorzu- 
' gehen befugt und keineswegs angewiejen.find,, die Berhand- 
' lung bis an das Centrum hinauf zu leiten. j 
„Man wird bezüglich der Perjonal- und Disciplinaran- 
- gelegenheiten der Beamten und Angeftellten, dann in der 
Bermwaltung der directen und indirecten Beftenerung die meit- 
aus überwiegend große Mafle der Gefchäfte im Lande abge- 
than und Feineswegs zum Minifterium gezogen finden. 

„Ein ſehr fchwerer Vorwurf war darüber erhoben, daß 
man die Pfänder des öffentlichen Vertrauens, gerichtliche De- 
pofiten und Grundentlaftungsfonds - Weberjhäffe in den Til- 
gungsfond einbeziehe und dadurch der Flnctuation des Ere- 
dits untermwerfe. 

„Sch erlaube mir zu entgegnen,, daß die im Tilgungsfonde 
deponirten Capitalien weder auf die Börfe, noch jonft auf den 
Geldmarkt gebracht werden, daß diefelben vielmehr mit vor- 
ichriftmäßigen Percenten verzinfet und, wenn es fi) um die 
Rückzahlung handelt, völlig unabhängig von den Courfen der 
Staatspapiere dem Gläubiger, dem Depofitar vollftändig un» 
verfümmert und ungefchmalert wieder ausgefolgt werden. Bon 
einer Unterwerfung unter die Fluctuationen des Credits kann 
daher wohl feine Rede jein. 

„Es ift ferner als eine wahre Calamität mit dem lebhafteſten 
Nachdrucke betont worden, daß man Waifen- und Surandengel- 
der den Anfprüchen creditbedürftiger Grundbefiger und der An- 
legung in Hypothefen entziehe und fie in Staatsfonds anlege. 

„Die hohe Verſammlung hat aus der acten- und redinnngs- 
mäßigen Nachweifung, welche der Herr YJuftizminifter gegeben 
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bat, entnommen, mit welchen geringen Tangenten bie Anlegung 
in Staatsfonds an der Geſammtſumme der Capitalien fich her- 
ausftellte, mit welch überwiegend großen Summen die Anlegung 
von Kapitalien im Hypothekarwege ftattfinde. 

„Es ift endlich jo oft die enorme Steuerlaft betont worden. 
Ich bemerkte bier, daß in dem hohen Reicherathe zwar von einer 
Seite eine diesfällige Vergleichung Defterreih8 mit dem Aus- 
lande — als zu feinem verläßlichen Refultat führend, — abge 
lehnt, von einer anderen Seite aber felbft beliebt und bei den 
Begründungen des Comiteberichtes benützt worden ift. Nach den 
mir vorliegenden ſtatiſtiſchen Daten fommen in Defterreich auf 
den Kopf an indirecten und bdirecten Abgaben ohne Kriegszu— 
ſchlag 9 fl. und mit dem Kriegszufhglage .» » 9.99 &. 
in England . » 2 2 2 2 nn 
in Kran -» - 2 2 2 0. 4. — . 
in Belgien - - 2 2 2 2 2 2 22.2.9, 7ı1,n 
in Breußen - » 2 2 2 2 2 22. „ 64 k. 

„Die geringere Quote in Preußen erflärt ſich dadurch, daß 
dort befanntermaßen die allgemeine Steuerpflicht noch nidt 
durdhgeführt worden ift. Das currente Einlaufen der Steuern, 
bie fortfchreitende bedeutende Verminderung der Rüdftände 
fprechen bei dem Abgange jonftiger ungünftiger Erfcheinungen 
nicht für den Beftand eines Steuerdrudes in Oefterreich. 

„Wenn man aber überhaupt über eine Berwaltung, und jo: 
mit auch über die öfterreichifche in dem legten Decennium Kritik 
üben will, jo erheifcht es die Pflicht der Gerechtigkeit und Bil- 
ligfeit, daß man auch die Schwierigkeiten, unter welchen die 
Berwaltung zu wirken hatte, ins Auge falle, dann daß man das 
Gute und zum Theile Große, was geleiftet wurde, nicht ignorire. 

„Die Schwierigfeiten,, ja die Bedrängniſſe der leisten zehn 
Jahre liegen uns ihrer ganzen Größe nach jo nahe, daß es einer 
erihöpfenden Aufführung und eines umftändlihen Nachweijer 
nicht bedarf. Die fetten zwölf Jahre haben ein Stüd Gefchichte 
entrollt, welche weit lehr- und befangreicher tft als jene , die in 
viel längeren Zeiträumen früherer Bergangenheiten enthal- 
ten war. 

‚ Die gewaltfamen Erjchütterungen und die jpäteren Berwid: 
lungen ber europäijchen Zuftände, die ſchwer überjtandene Han- 
deigkrife, ein unglüdlicher Krieg und die nod) immer fortgefeßte 
Spannung der allgemeinen politifchen Weltlage mußten auf das 
Staatsieben und den Privatwohlſtand die tiefften Wirkungen 
üben. Diefe Wirkungen erjchwerten und ftörten jede Bermal: 
*uug, umd jo auch jene in Oeſterreich; die allgemeine Ungunft 
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der Zuſtände hat ſich aber nicht blos auf dieſes beſchränkt, ſie 
zeigt ſich bei einem unbefangenen und unparteiiſchen Blicke im 
Auslande ebenſo wie im Inlande; es wäre daher ungerecht, alles 
Ueble und alles Widrige im Lande blos der öſterreichiſchen Ber- 
waltung zuzufchreiben. 


„Wir haben im &omiteberichte gehört, daß eine Vermehrung 
der Schuldenlaft des Staates um 1300 Millionen, eine Erhö— 
Hung der Steuern um 300 Millionen und eine Verminderung 
des Staatsvermögens um 100 Millionen die traurigen Früchte 
der finanziellen Gebarung während der legten zehnjährigen Pe— 
riode darftellen, Ich gebe hierauf nur zu bedenken, daß die durch 
die politifchen Ereigniffe gebotene bedeutende Erhöhung des 
Milttäraufwandes die größten finanziellen Anftrengungen, An- 
lehen und Steuererhöhungen unbedingt nothwendig machte. Ic) 
erinnere aud) an die umfaffenden Operationen, welche Defter- 
reich in diefer zehnjährigen Periode durchgeführt hat, auf die es 
ftolz fein fann, und die ebenfalls ohne Opfer der Länder und des 
Staates nicht möglich waren. Ich erwähne der Entlaftung des 
Srund und Bodens in allen Beziehungen und der Aufhebung 
der Patrimonial-Gerichtsbarkeit. 


„Es wurde ferner die Staatsgarantie für Eifenbahnen als 
eine bedenkliche Kaft des Staates hemerfbar gemacht, dagegen 
freue man ſich des großen Eiſenbahnnetzes, weldjes in Defter- 
reich theils vollendet, theils in Angriff genommen worden ift. 
Ohne jene Öarantie und die anderweitigen, bem Eiſenbahnweſen 
gebrachten Opfer des Staates wäre in den letzten zehn Iahren 
die Erhöhung der in Betrieb gefetten Eifenbahnmeilen von 250 
auf 651 Meilen nicht möglich gewejen. 


„Sch halte übrigens die aus der Staatsgarantie eventuell 
erwachfende Laft des Staates für nicht jo bedrohlich, denn die 
meiften Eijenbahnen find derart glüdlich angelegt, und greifen 
in die Verkehrsrichtungen jo zwedmäßig ein, daß fie eine jehr 
gejunde und reiche Zukunft verfprechen und günftige Unterneh- 
mungsgemwinne in Ausjicht ftellen. 

„Die Dimenfton, in welcher die Staatsgarantie in Anſpruch 
genommen werden wird, dürfte feine beträchtliche fein, vielleicht 
in den erften Sahren des Betriebes einiger Bahnen größer, 
. dürfte fie in nicht langer Zukunft abnehmen nnd die Anſpruch— 
nahme bald ganz aufhören; die meiften Eifenbahnen werden gar 
nit in die Lage fommen, die Garantie zu vealifiren. 

„Es find ferner die minder glüdlichen Finanzoperationen 
beſprochen worden. Ich bin weit entfernt, hier Finanzopera⸗ 
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tionen, welche im Laufe des letzten Decenniums vorgenom- 
men werben mußten, einzeln zu vertheidigen. 

„Ich erlaube mir nur die Bemerkung: „Der Tabler ift 
ſchnell fertig mit dem Wort.” Stellt man ſich aber felbft auf 
den Standpunkt des Handelns, im die Lage bes bedrängen- 
den Augenblidse, wo Abhilfe um jeden Preis getroffen, und 
die Mittel herbeigefchafft werden mußten, nm die Eriftenz- 
bedürfniffe der Monarchie zu deden, jo wird man gewiß ein 
milderes und billigeres Urtheil fällen. 

„Endlich haben wir von der zunehmenden Verarmung ber 
Bevölferung in mander productiven Berufsclaffe gehört. Ich 
will nicht in Abrede ftellen, daß in manden Orten um 
Schichten fi Erfcheinungen von Verarmung gezeigt Haben, 
daß locale Berminderungen des Ermwerbes, des bürgerlichen 
Gewinnes in einigen Gegenden fich ergeben haben. 

„Solche Wahrnehmungen berechtigen aber noch nicht, um 
im Allgemeinen auf eine Abnahme des Wohlftandes zu fchlie- 
fen. Man läßt fi) biebei zu leicht von den Eindrüden der 
zufälligen nächften Umgebung leiten. 

„Sieht man in feinem Aufenthaltsorte, in der engen Hei- 
math, daß ein Gewerbsmann, ein Landwirth verarmt, daf 
eine Unternehmung weniger Tucrativ betrieben wird, wird 
vielleicht eine Branntweinbrennerei außer Betrieb geſetzt, fo 
fprigt man glei von allgemeiner Verarmung und gibt der 
Berwaltung und der Befteuerung bie Schuld an dem Uebel. 
Um hier mit Beruhigung ein Urtheil zn fällen, muß man 
einen freieren Weberblic der Berhältniffe zu gewinnen fuchen 
und einen höheren Standpunkt ale den der nächſten Umge 
bung einnehmen. 

„Ich leugne nicht, daß die vormals herrſchaftlichen Grund- 
befiger dur) die Aufhebung der unterthänigen Frohne vor- 
übergehend in Bedrängniß gerathen feien, und daß eine fo 
großartige Umftellung der ganzen Wirthſchaft von einer Na- 
turalwirthſchaft auf die Geldwirthichaft ohne empfindliche 
Uebergangsjchwierigleiten nicht durchführbar war. 

„Man kann aber von einem Verwaltungsſyſteme, welches, 
wenn e8 auch Fehler hatte, durch die Aufhebung der Patri- 
monial-Gerichtsbarkeit jedem Staatsbürger gleichen Rechte⸗ 
[hut ficherte, den Unterſchied zwiſchen unterthänigem und 
herrſchaftlichem Befi durch die Entlaftung von Grund und 
Boden aufhob, welches das Poſt⸗, Eifenbahn-, Telegraphen- 
und das Kommunicationswefen überhaupt fo bedeutend ge 
fördert, das Paßweſen erleichtert, den Zunftzwang abgeſchafft, 
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nd die Gewerbefreiheit begründet hat, welches Crebitanftal- 
en gefchaffen bat, die in vielen Richtungen belebend und 
‚ohlthätig wirkten, — von einem folden Verwaltungsſyſteme 
ann man doch nicht mit Grund behaupten, daß e8 eine Ver- 
rmung herbeizuführen geeignet war. Ich will aber auf bie 
Ehatjfachen übergeben. 

„Es gibt gewiſſe Gegenftände, welche als allgemein an- 
rkannte Factoren dazu dienen, um aus ihrem Verbrauche 
yerläßliche Werthmaßftäbe, Werthmeſſer des zu- oder abneh- 
nenden Wohlftandes zu gewinnen. 

„Hier liefern ftatiftifche Daten den fchlagendften Beweis, 
daß in eherreih der VBerbraud von Baummollgarn, Zuder, 
Kaffee, Thee, Tabak in den letzten zehn Jahren auferordent- 
ih zugenommen hat. Ich habe bei früheren Anläffen gezeigt, 
welche Dimenfionen die Erzeugung, und fomit aud) der Ber- 
brauch von Branntwerın, Bier und Nübenzuder erreicht hat. 
Auch auf anderen Gebieten zeigte fich ein fehr bedeutender 
Aufſchwung, namentlich eine ungeheure Vermehrung der Poft- 
correfpondenzen, der Berüßung der Transportanftalten, der 
Waarenumſütze und felbft der Sparcaffa-Einlagen nad) Zahl 
und Betrag. \ 

„Die ziffermäßigen Daten, mit welchen ich die hohe Ver⸗ 
lammlung nicht ermüden will, liegen zur jedesmaligen Ein- 
fit bier vor. Schon das bisher Gejagte dürfte darthun, daf 
im großen Ganzen der Bollsmohlftand in Oeſterreich nicht 
abgenommen hat, und daß die Behauptung der Berarmung 
in ganzen probuctiven Berufsclaflen der Bevölkerung eine 
gewagte und nicht begründete fei. Ich fühle mich volllommen 
frei von dem Vorwurfe einer aus den gegenwärtigen Erklä⸗ 
rungen zu folgernden Geneigtheit zur Beharrung bei dem 
bisherigen Verwaltungsſyſtem. 

„Ic babe in Webereinftimmung mit der vom Herrn Mi- 
nifterpräftdenten in diefer hohen Berfammlung erllärten Noth- 
wendigfeit und Gemwißheit der Einlenkung in neue Bahnen 
in meinen veröffentlichten allerunterthänigften Borträgen mit 
Nachdruck betont, daß nur in zeitgemäßen, glüdlichen, politi= 
hen Inflitutionen die Bürgfchaft des wiederkehrenden allge- 
meinen Vertrauens und einer befferen Zukunft und ebenfo 
auch einer erfolgreichen Wirffamfeit auf dem Gebiete der Fi- 

nanzverwaltung gefunden werden könne. 

„Bir Alle wollen e8 und hoffen es, daß es in Defterreich 
deffer werden fol, und zwar nicht blos beffer als im letten 
Decennium, fondern aud) befler als es vor dem Jahre 1848 
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geweſen ift. Ich finde mich alfo durch meine gegenwärtigen 
Erklärungen feineswegs in Oppofition, fondern vielmehr auf 
bemjelben Boden, auf welchem fich der Comitebericht bemegt, 
und infomweit derjelbe die Veränderung de8 gegenmärtigen 
Syſtems, zeitgemäße politifche Inftitutionen und die mög 
Tichfte Selbftverwaltung bezielt. 

„Lediglich die zu grelle Schilderung der Zuftände Defter: 
reihe und die nicht immer ganz begründeten Angriffe au’ 
bie Verwaltung, und die Abfiht, den Eindrud des Berichte 
und der daran gefnüpften Debatte in Etwas zu mildern, 
haben mich zu den gemachten Erklärungen veranlaßt. Ic 
mußte meinen Gefühlen Ausdrud geben, ich mußte jo fpre 
hen al8 Mitglied der Regierung, als Defterreicher und ale 
Sreund der Wahrheit.“ 

Reichsrath Eonte Borelli erklärte, er wolle erftens 
feine Ideen über die Art, das finanzielle Deficit zu vermin⸗ 
dern, auseinanberjegen, indem er den vom Komite in bdiejer 
Hinficht geftellten weifen Anträgen vollkommen beiftimme; 
zweitens wolle er den wahren Sinn feiner erften Rede er: 
läutern und drittens feine Meinung über die Staatsfchuld 
ausiprecdhen. Ä 

Wie das Comité erfenne auch er, daß die drei vorzüg- 
lichften Urfachen des Deficits der Aufwand für die Armee, 
der für die Staatsverwaltung und endlich der für die Staate- 
ihuld feien. Da aber eine Vermehrung der Auflagen als eine 
Unmöglichkeit anerkannt wurde, jo müſſe er fich blos mit den 
Erfparniffen befchäftigen, al8 einzig erübrigendem Mittel, um 
das beftehende Deficit zu vermindern umd vielleicht jelbft zu 
beheben. Ueber die Art nun, wie diefe Erfparniffe zu erzielen 
feien, wolle er fi äußern. 

Den Aufwand für die Armee erfenne er als eine Not: 
wendigleit, über welche fein Wort zu verlieren ſei; nur durch 
eine unabläffige und thätige Ueberwadhung wäre e8 möglid, 
auch hier eine Erfparniß zu erzielen. Die Möglichkeit diefer 
Ueberwachung aber wäre nur dann vorhanden, wenn ein 
eigenes Organ für felbe beftellt würde. 

Hier bezog er fih auf feine erfte Rede und erflärte, er 
wolle eine Erläuterung der Ideen geben, welde er darin aus- 
einanderzujegen beftrebt war. Diefe feine Rede wurde im ita— 
lienifher Sprache gehalten, und ohne daß felbe dem Hohen 
Reichsrathe vollftändig verdolmetſcht wurde, ſprach mar bar- 
über — und fo wurde feine Abficht verfannt; dann wurde 
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feine Rede nur im Auszuge gedruckt und fo neuerdings feine 
Abficht nicht Far ansgedrüdt. 

Auf die Frage Sr. kaiſ. Hoheit des Hrn. Reichsraths⸗ 
PVräfidenten, inwieferne diefe Rede nicht vollftändig auf- 
genommen worden fei, äußerte ſich Eonte Borelli dahin, 
daß im ber Veröffentlichung derjelben zwei Worte fehlten, und 
fügte bei, daß aber dennoch das Wort „unſichtbar“ geblieben 
jet, welches fi) auf die Ueberwachung bezog, die er von dem 
faif. Eabinete über die ganze abminiftrative Verwaltung über- 
nommen zu jehen gewünſcht hätte, und die er als ein aller» 
dings unzulängliches Mittel gegen die Unordnungen anem- 
pfoblen, über welche er gejprochen Hatte. 

Diefes Wort allein genüge, um allen irrigen Auslegun- 
gen zu begegnen, welchen feine Anſicht unterzogen wurbe, weil 
e8 mit jenen Auslegungen unvereinbar ei. 

Aus dieſem Worte, fügte er bei, ergebe ſich ar feine Ab- 
fiht bei dem gegenwärtigen Beftande der Dinge, und zwar: 
daß, mie in dem Staate eine Polizei befteht, deren Aufgabe 
es ift, mit einer unſichtbaren unausgefegten Thätigfeit 
die Völker in den Grenzen ihrer Pflicht zu Halten, er den 
Antrag ftellte, daß noch eine andere höhere unfichtbare 
unausgefeste Polizei beftellt werben folle, melde von dem 
fatferliden Cabinete ausgehend alle Ameige ber Bermwaltung 
unausgefeßt. überwachen und aus der Stimme des Volkes die 
bedentendften und wahrnehmbarften Willkürlichleiten und Un- 
zukömmlichkeiten entnehmen und fie zur Kenntniß des Tai- 
ſerlichen Thrones bringen follte, damit die Schuldigen zur 
Berantwortung gezogen und beftraft und jomit ein heiliger 
Schreden verbreitet werbe gegen alle Iene, welche gejonnen 
fein follten, an die Stelle des Geſetzes die Willfür zu ſetzen 
— und dies, um die Gründe ber Unzufriedenheit und der 
Klagen der :Böller zu vermindern. 

Dies vorausgeſchickt, erflärte er, ſich Hinfichtlich der Armee 
auf die Bemerkung befehränfen zu müflen, daß nur durch bie 
Ueberwachung Erfparniffe angeftrebt werden können, wenn 
eben ein Organ ins Leben gerufen würde, welches hiermit 
befonders beauftragt wäre. 

Sohin zu den Erfparnifien in der öffentlichen Verwaltung 
übergehend und bie Koften der einzelnen Amtshandlungen zur 
Richtfehnur nehmend, welche Koften im Berhältniffe zur hö⸗ 
heren Stellung der Behörden auch ftets zunehmen und bet 
den Eentralftellen eine unverhältnißmäßige Höhe erreichen, 
welche Thatſache er durch die im feiner Rede über die Auf- 
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loffung der politifhen Präturen in Dalmatien enthaltene Br- 
rechnung nachgewiejen babe, beantragte Eonte Borelli, an 
Se. k. k. apoftoliihe Majeftät die Bitte um Einſetzung von 
fo viel Commiſſionen zu ftellen, als nothwendig erachtet wir- 
ben, um jene Erjparungsmaßregeln durchzuführen, welche er, 
von dem erwähnten Geſichtspunkte ausgehend, unn anden- 
ten wolle. 

Er empfahl ſohin die Decentralifation ber Geſchäfte nad 
einem wohlberechneten und Mugen Mafftabe, weil die in den 
Provinzen behandelten Gefchäfte viel geringere Koften verur- 
fachen, als die bei den Centralftellen behandelten; die größte 
Bereinfahung des Geichäftsganges, weil die Zeit und die 
Arbeit der Beamten Gelb koſtet; die gejegliche Feſtſtellung 
von nur drei Inftanzen in adminiftrativen Angelegenheiten, 
weil jede weitere Inftanz überflüffig it und Aufwand erheifcht, 
die Erlaſſung Harer und kurzer Gefeße, ftatt der umfangreichen 
nnd undentlichen, welche endloje Schreibereien und ſomit wie- 
der neue Auslagen hervorrufen — und ihm daher wie ein ben 
Staat belaftendes Paffivcapital erſcheinen: daß daher Jemand 
beauftragt werde, in jedem Kalle genau zn erwägen, ob die 
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beftehe ; denn auch aus jeder jolchen neuen Anorbnung erwach⸗ 
fen Schreibereien und folglich Koften. 

Er empfahl — *2 daß die beantragten Commiſſionen 
auch alle jene anderen Umftände in Erwägung zu ziehen hätten, 
welche in den augebeuteten Richtungen der Erjparung noch zu 
beleuchten fämen, und deren weitere Aufzählung er der Kürze 
wegen unterlafje. Er kam fohin auf die öffentlihde Schuld zu 
fprechen und bezeichnete diefe unter den gegenwärtigen Berbält- 
niffen al8 die Haupturfache der finanziellen Berlegenheiten des 
Staatsſchatzes und der Völker des Reiches, deren unmittelbarer 
Einfluß auf die derzeitigen Geldverhältniffe die unbeilvollen 
Schwankungen hervorrufen, welche jeßtzur Erfcheinung gelangen. 

Er bemerkte, daß diefe Nachtheile vorzüglich alle jene Elaj- 
fen treffen, welche von von Arbeitsbezügen leben, fo daB aud 
dem Staate neue und große Schwierigkeiten aus der Erhöhung 
ber Gehalte für die Staatsbedienfteten erwachfen; überdies 
feten durch die Höhe der Staatsfchuld ungeheure Beträge den 
Börfe-Operationen zugewendet umd fo der materiellen Hebung 
bes Reiches entzogen, welche Umftände alle dem Öffentlichen unb 
Privatwohle entgegenftehen, fo, daß eben nad) irgend einem 
Mittel gefucht werden müffe, um endlich ben Staat aus fo un- 
natürlichen Berbältnifien zu befreien. 
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Er fügte bei, man wiffe, daß man jede Schuld nad) Verlauf 
einer gewiflen Reihe von Jahren durch jährliche unbeträchtliche 
Percente tilgen fönne, welde Percente der Gläubiger wie der 
Schuldner zu ihrem beiderfeitigen Vortheile mit einem gerin- 
gen gegenjeitigen Opfer herbeifchaffen fönnen. _ 

Er wünſcht demnmach, fefthaltend an der vom Comits abgege- 
benen Erklärung, wornach derlei Maßregeln nur durch freiwil- 
fige Zuftimmung bewerfftelliget werden können, daß Se. Maje- 
ftät gebeten werde, eine freie Vertretung der Staatsgläubiger 
ins Leben zu rufen, um mit ihr Verhandlungen zu dem ange- 
deuteten Zwecke mit Rückſicht auf den beiderfeitigen Vortheil 
einzuleiten. 

Er ſchloß endlih mit der Erklärung, daß jedenfalls über 
biefen Gegenftand ernftlic nachgedacht werden müffe, weil es 
für die Bölker zu drüdend wäre, die gegenwärtigen Laſten als 
unaufhörliche anjehen zu follen, zu drücdend für die Gläubiger, 
in fernfter Zukunft nur Unftcherheit zu erbliden, zu dridend für 
den Staat und für die Völker, auf einem Pfade fortwandeln zu 
. müffen, der in zielloje Unendlichkeit führt. 

Se. faif. Hoheit flellten die Anfrage, ob die beiden An⸗ 
. träge des Conte Borelli in der Berfammlung Unterftügung 
fänden? 

Dieſelben wurden von Niemand unterſtützt. 

Graf Hartig: „Ich muß mir erlauben, einige Bemer⸗ 
kungen über den Inhalt des Berichtes zu machen. 

„Es wird nämlich darin gefagt, daß bieje zehnjährige Fir 
nanzperiode bie Schuldenlaft des Staates um 1300 Millionen 
vermehrt und das Staatsvermögen um mehr als 100 Millionen 
vermindert hat. 

„An einer andern Stelle wird von einem zehnjährigen De- 
fleit gefprochen. Nun muß ich bemerken, daß, was das Deficit 
anbelangt, es nicht erſt von zehn Iahren herrührt; es beftand 
ſchon lange vor diefen zehn Jahren. Ich habe mir die Mühe ge- 
nommen, einen Staatsvoranihlag..... “ 

Graf Elam: „Ich erlaube mir die Bemerkung, daß bie 
Erklärung bezüglich des zehnjährigen Deftcits im ganzen 
Berichte nicht ſteht.“ . 

Graf Hartig: „Es wird doc auf eine zehnjährige Periode 
Bingewiejen.“ 

Graf Elam: „Hier ift gejagt, diefe zehnjährige Yinanz- 
periobe..... Es ift darauf hingewiefen, daß die Duelle ber 
—Xx Finanzlage in dieſer zehnjährigen politiſchen Lage zu 

en ſei.“ | 
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Graf Hartig: „Hier ift doch ausdrücklich gefagt, daß ſeit 
zehn Jahren allmählich ein Deficit entftand; das ift ja Kar; 
es wird vom Deficit jeit zehn Jahren gefprochen. 

„Ich muß bier bemerken, daß das Deficit nicht blos feit 
zehn Sahren befteht; fchon im Jahre 1842 war ein Defict 
vou 15 Millionen und 169,009 fl., freilich das gegenwärtige 
ift viel größer; man muß aber berechnen, daß, wenn das 
gegenwärtige größer ift, um wie viel die Auslagen vermehrt 
worden find, und zwar nicht blos diejenigen auf Die imnere 
Bermwaltung. 

„Der Hauptnahdrud der Darftelung im Berichte wird 
aber auf die innere Berwaltung gelegt. Ich bin nun fidherlid) 
gar fein Wortführer für dieje innere Verwaltung; ich glaube 
aber, e8 ift doch dabei nod) etwas Anderes ins Auge zu faffen. 

„Sm Sahre 1842 war ein Deficit von circa 16 Millionen, 
feither Haben fi) die Auslagen nicht blos bei der inneren 
Berwaltung,, fondern auch bei zwei anderen Rubriken, beim 
Militär und bei der Staatsſchuld, erhöht. 

„Das Militär erfordert gegenwärtig um circa 60 Millio- 
nen mehr als damals; die Staatsjchuld erfordert ebenfalls 
um 6N Millionen mehr. Diejes allein gibt eine Zunahme der 
Staatsauslagen von 120 Millionen; wenn man nun die 15 
Millionen Deficit des Jahres 1842 dem jebigen von 39 Mil- 
lionen entgegenhält, jo muß man jagen, daß die Differenz 
nicht zu Ungunften der gegenwärtigen Periode ausfällt. 

„Hreili kann es mir hier gar nicht beifallen, daß id) ein 
Wortführer für Deftcite fein wolle — id) habe da8 nur ber- 
vorgehoben, damit nicht die Schuld auf etwas gewälzt würde, 
—* allerdings auch mit beiträgt, aber nicht die einzige Ur- 

ache iſt. | 

„Ferner kommt im Berichte eine andere Stelle vor: 
„„Behoben könnte das Deftcit werden entweder durch eine 
Erhöhung der Einnahmen oder durch eine weitere Berminde- 
rung der Ausgaben.”” 

„Da ift ein Mittel ausgelaffen worden, welches ein jeder 
Privatmann, der Vermögen befigt und Schulden hat, an- 
wendet, nämlich einen Theil feines Vermögens zu verwenden, 
um feine Schulden zu zahlen, bejonders, wenn die Interefien 
größer find, als die Einnahmen von einem Theile feines Ver⸗ 
mögens. Wir fehen dies tagtäglich. Wenn Einer fich rangirt, 
gibt er einen Theil feiner Güter weg, die ihm weniger tragen, 
um fi, feiner Schuldenlaft zu entledigen. 

„Ich trage nicht etwa darauf an, aber ich will nur her- 











Rede des Grafen Szoͤcſen n. ſ. w. 115 


vorbeben, daß Jeder, der den Boranfchlag prüfen wird, fagen 
werde: da ift nod) eine große Lücke. Ich glaube, daß auch die 
Commiffion auf dieſe Sache hätte Rüdficht nehmen follen. 
Doch will id), wie ich ſchon einmal bemerkte, in diefer Be- 
ziehung hier feinen Vorſchlag machen, obgleich ein ſolches 
Mittel meined Erachtens im äußerften Falle einem Staats« 
banferotte und einem Wortbruche weit vorzuziehen wäre. 

„Ein derartiges Mittel würde allerdings einen Theil des 
Staatsvermögens und jelbft aud) einen Theil des Volksver⸗ 
mögens in Anfprucd nehmen, aber es tft immer befjer, als 
wortbrüdig zu werden. 

„Wir erleben ja bei Privatleuten diefen Sal oft, daß fte 
ehrlich zahlen, und nichts zurückbehalten. Wer in einen Eon- 
curfe etwas zurüdbehält, verfällt dem Strafgerichte; ber 
Staat verfällt allerdings nicht dem Strafgerichte, aber dafür 
m anderen Gerichte, das eben fo fchredlich ift, dem Welt- 
gerichte.“ 

Graf Széeſen: „Als Berichterftatter erlaube ich mir, 
Darauf hinzuweiſen, daß die lette Andeutung des Herrn Grafen 
Hartig darauf hinauszugehen fcheint, als wäre im Berichte 
irgendwie darauf hingebeutet, daß dem Comité die Idee der 
Nichterfüllung der Verpflichtungen des Staates gegen feine 
Gläubiger vorgefchwebt habe. 

„Segen eine Ähnliche Andeutung muß ich im Namen des 
Comites mid) auf das Entjchiedenfte verwahren.” 

Reichsrath Manager: „Ich erlaube mir zuerft mit wenigen 
Worten auf die freimülhige, offene Aeußerung des Herrn 
Leiters des Finanzminifteriums zurüdzulommen und meine 
eigene unmaßgeblihe Anficht darüber auszuſprechen. 

„Welche Staatsvermwaltung auch immer eingeführt werden 
möge, e8 möge die Form dazu wie immer gefunden werden, 
fie möge noch fo gut ausgebadt fein, jo bin ich der feften 
Ueberzeugung, weſentlich glüdliche Refultate wird fie nie und 
nimmer erreicher, jo lange fie nicht von dem öffentlichen Ver- 
trauen, dent Vertrauen des Volkes getragen wird. 

„Dieſes Vertrauen wird aber nur eben durd) das Mittel 
erreicht werden, welches der Herr Leiter des Finanzminifte- 
riums vorgefchlagen hat, — durch glüdliche politifche Inſti⸗ 
tutionen — und dadurd), daß Dasjenige, was für das Volk 
geſchieht, theilweife auch durch das Volk gefchehe, daß man 
dem Volke ſelbſt eine entſprechende Vertretung bei der Löfung 
und Regelung feiner Angelegenheiten zugeftehe. 

„Eben, daß diefes zehn Jahre außer Acht gelaffen wurde, 
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eben barin ſehe ich die Urfache und den Grund, daß fo viele 
gewiß nicht nur gutgemeinte, fondern auch gutgedachte Ber- 
waltungsmafßregeln einen ganz anderen, einen entfchteden 
ungünftigen Erfolg gehabt haben. 

„Ih komme nun zum eigentlichen Gegenftande, um deffent- 
willen ih um das Wort gebeten habe. 

„In dem Berichte ift von dem ſchwankenden Zuflande der 
Baluta die Rede. — Bei diefer die Verhältniffe des Handels- 
und Gewerbeftandes fo tief berührenden Frage fühle ih mich 
als Präfes einer Handels- und Gemerbelammer eines ber 
bedeutenberen Kronländer der öfterreihifchen Monardhie ge- 
zwungen, einige Worte zu fprechen. 

„Es ift ein charakteriftiiches Zeichen unferer Zuſtände, Daß, 
nachdem in ben erften SIahren fo viele Freunde Defter- 
reichs ſowohl im Inlande als im Auslande Projecte und 
Borſchläge zur Herftellung der Baluta gemacht, nahdem drei 
FSinanzminifter mit aller Anftrengung des Geifles und mit 
Energie die Regelung diejer Aufgabe verjucht haben, nachdem 
einer ber genialften Staatsmänner Oeſterreichs ſchon am Ziele 
zu fein vermeinte und von dort zurüdgejchleudert wurde, 
nachdem, fage ich, alle diefe Arbeiten und Verſuche gemadht, 
alle diefe Opfer gebradt wurden — gelangt fowohl das 
Bubgetcomite des Neichsrathes als auch der Leiter des Fi- 
nonzminifteriums am Ende zu dem Ausſpruche: Die Löfung 
der Frage ift keine Finanzmafßregel mehr, fondern fie iſt eine 
politifche. 

„Richt arithmetifhe und wmathematifhe Kombinationen 
fönnen uns den Credit im Auslande wieder geben, fondern 
einzig und allein glüdliche politifche Inftitutionen, wie bies 
der wörtliche Ausdrud des hochverehrten Mannes if, — mit 
anderen Worten: „eine Reihsperfaffung.“ 

„Ih ſpreche dem Herrn Leiter des Finanzminifteriums 
bier öffentlich meinen warmen Dank aus — offen und un⸗ 
ummwunden — für bie Freimüthigfeit, mit welder er das 
Kind beim Namen genannt bat, ohne VBemäntelung, obne 
Schönthuerei. 

„Ja, meine Herren! Unfere Finanzfrage ift eine rein po⸗ 
fitifche geworden, und weil nach dem Spridworte „Zeit iſt 
Geld“, fo ift die rafehe und ſchuelle Löfung der politifchen 
Zuftände die heiligfte Pflicht der Staatsregierung. 

„Mit jedem Tage wird durch die Schwankungen ber Ba⸗ 
Iuta * Reich ärmer und an Kraft immer mehr und mehr 
entnervt. 
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„Der Herr Minifterpräftdent bat jüngft zu wieberholten 
Malen erflärt, es fei die Meberzeugung Aller, daß in neue 
Bahnen eingelentt werden müffe. 

„Er berief fich hiebei auf das Taiferlide Handbillet vom 
19. April. J. 

„Run, hoher Reichsrath! vom April bis September find 
fünf Monate verfloffen, und Ste werben mir eingeftehen, daß 
diefes Einlenken lange Zeit gedauert hat und troßdem der 
Staatswagen faum merklich vom Flede gefommen ift. 

„Was hat feit diefer Zeit der Credit für Schwankungen 
durchgemacht! 

„Am 23. April erfolgte die Publication jenes kaiſerlichen 
Handſchreibens, es ſtand das Silber auf 318/,, und nachdem 
die verjchiedenen Hoffnungen auf morgen, und immer wieder 
auf morgen verfchoben wurden, und dann felbft die Enttäu- 
hung eintrat, da wurde die Silberfcala hinunter und hinauf 
geſchnellt umd ift heute noch ſchlechter, ale fie am 233. April 
1860 war. 

„Als Bertreter des Handels- und Gewerbeftandes muß ich 
im Namen ‚der unglüdlihen Verkehrszuſtände den Wunfd 
ausiprechen, daß die Zögerungen ihr Ende erreichen. 

„Ich ftelle feinen Antrag, denn wir find eben daran, bie 
Discuflion über jene großen politifchen Fragen vorzunehmen, 
welche über die nothwendige Organifation des Reiches gründ- 
liche Principe aufftellen follen. 

„Wie diefe immerhin ausfallen mögen, welche Meinung 
immerhin überwiegen wird, die Ueberzeugung muß Jeder aus 
uns nach feiner Heimat mitnehmen fönnen, daß nicht aber« 
mals Monate vergehen dürfen, welche durch die Verzögerung 
der Reichsorganifation die Hebung des Neidyscredites und die 
Bellerung des Werthes unferer Baluta aufhalten und jenen 
fieberhaften Zuftand für Volk und Haudel permanent machen, 
ber uns in der europäifchen Familie ale Parias erjcheinen 
und faum mit irgend einem Lande in Europa eine Parallele 
ziehen läßt. 

„Ich wiederhole nochmals — ich ſtelle keinen eigentlichen 
Antrag, wohl aber wünſche ih, anknüpfend an den allerun⸗ 
terthänigften Finanzbericht vom 3. September d. J., in welchem 
von der günftigen Wendung in den Berhältnifien des Geld⸗ 
und Effectenmarftes die Rede ift und die Verheißung ausge- 
Iproden wird, daß das Finanzminifterium in dem zur Her 
ftellung der Valuta geeigneten Momente die allerunterthä- 
nigften Vorſchläge für eine entfprechende Löſung unterbreiten 
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wird, ih wünſche, fage ich, daß der hohe Reichsrath den 
Wunſch ausfpreche: daß nicht erft nad) dem Abwarten jahre: 
langer Erfahrungen über den Erfolg, welchen eine freie Br 
wegung und das Einathmen gejunder Träftiger Luft hervor 
bringen wird, der Arzt dem Kranken die heilende Medien 
reiche, fondern, daß Se. Ercellenz jenen allerunterthänigfte 
Borfchlag der Prüfung der Regierung in kürzeſter Zeit unter 
breiten möge. 

„Schnelle Hilfe ift doppelte Hilfe und das Wort „zu 
fpät” hat eine — biftorifche Bedeutung erlangt. 

„Ich bin mit meinem Bortrage fertig. Ich erlaube mir 
nur um die Gunft zu bitten, eine Angelegenheit anderer An, 
bie für das Land, dem ich angehöre und das ich Hier zu ver: 
treten die Ehre habe, eine Lebensfrage ift, zur Sprade brin 
gen zu dürfen. 

„Sch möchte fie nicht jet anknüpfen, um nicht dieſe Debatt: 
auf einen andern Gegenftand hinzuziehen. 

„Es ift mir aber in dem ganzen Berichte nirgenas ein An: 
haltspunkt geboten, an welchen ich anfnüpfen könnte, un 
ich ftelle daher die Bitte, wenn der vorliegende. Gegenſtand 
zu Ende fein wird, diefe Angelegenheit zur Sprache bringen 
zu dürfen.“ 

Minifterpräfident Graf Rechberg: „Der verehrte Herr 
Borredner hat fich auf ein Feld eingelaffen, auf welches ihm su 
folgen das Minifterium fich nicht für berechtigt hält. 

„Wenn der Regierung vorgeworfen wird, daß feit dem 1. 
April d. 3. bis heute eine lange Zeit unbenütt verfloffen fei, it 
gebe ich einerjeitS dem hohen Reichsrathe die Schwierigkeiten 
zu bedenfen, welche fich der Regierung bei jedem Schritt entge 
genthärmten, und andererjeits mache ich die Verſammlung dar- 
anf aufmerffam, ob die Hegierung den Berathungen des hoher 
Reichsrathes, den Discuffionen, welche hier ftattfinden , mot. 
hätte vorgreifen follen, ob es paſſend geweſen wäre, dem Re 
fultate derjelben durch eine einjeitige raſche Löſung zu prü 
judiciren. 

„Herner muß ich den Herrn Vorredner noch auf einen Pun: 
aufmerffam machen. Wenn er die Löfung der Balutaverhältnitt 
abhängig macht von gewilfen Inftitutionen , wie fie in neuere 
Zeit häufig genannt und beliebt werden, fo citire ich das Ir 
fpiel Englands. Der Herr Vorredner wird nit in Abrede fe! 
len, daß England eine freie Berfaffung beſitzt. Wie hoch belieter 
fih aber die Cursſchwankungen der Baluta in jenem kant 
vom Jahre 1792 bis 1820? 
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„Es war eine Folge der politifhen Ereigniffe, daß biefe 
Schwankungen in England ftattgefunden haben, und die Infti- 
tutionen, fo gut fie auch in England find, fonnten diefen Schwan- 
tungen feinen Einhalt thuu. 

„Eben fo ift in Defterreih die Valutafrage eine Folge der 
politiſchen, der änfern Berbältniffe und der europäifchen Ver- 
widlungen. 

„Diefe Tann die Regierung nicht nad) ihrem Willen regeln, 
nidt nad) ihrem Willen in das erwünfchte Geletfe bringen.“ 


Graf Stodau: „Obwohl ih der ebenfo gründlichen als 
wahren und getreuen Schilderung des Comités über die derzei- 
tige Finanzlage vollkommen beiſtimme, fo fann ich doch nicht 
umhin, auf einige traurige Auffaffungen näher einzugehen, 
welche im Berichte ausgeſprochen worden, und welche ba- 
bin lauten: 


„„Daß, wenn aud) no fo weit gehende Einſchränkungen 
vorgenommen werden, ein Gleichgewicht nicht hergeftellt werden 
könne;““ ferner: „„daß übrigens im gegenwärtigen Augenblide 
Kraft und Mittel fehlen.” “ 


„Sch bin weit entfernt, da8 beftehende Factum bezüglich un- 
jerer Finanzlage in Abrede zu ftellen. 

„Wenn man aber den traurigen Zufland einmal richtig ins 
Auge gefaßt hat, jo fieht man fih auch auf dem Punkte ange- 
kommen, um befien Abhilfe mit allen Kräften anzuftreben. 

„In dem Zuftande, in welchem wir uns befinden, fehe ich, 
um diefe Abhilfe zu erreichen, nur zwei moralifche Factoren, 
welche vor Allem gewedt werden müflen: das Bertrauen und 
die Bereitwilligfeit. 

„Sind beide gewedt und thatlräftig geworben, fo jcheint der 
Zuftand der Finanzen in vielfältigen Beziehungen nicht jo trau 
rig und hilflos, wie er hingeftellt murbe. 

„Wenn ich vom jegigen Standpunkte abgehe und auf jenen 
übertrete, welcher für die Zukunft verheißen tft, fo fteht ein rei- 
es Feld der Hoffnungen uns bevor. 

„Bevor ich jedoch mich diefen Hingebe, erlaube ih mir mit 
einigen Worten, felbft mit Berüdfichtigung des jeßigen Zuftan- 
des, die Sache in Erwägung zu ziehen. 

„Wenn ich fage: mit Berüdfichtigung bes jetigen Zuftandes, 
jo meine ich mit Berückſicht gung des dermaligen Syftems, wel- 
es uichts anderes bedeutet, al8 die allgemeine durchgreifende 
a alifation in den höchſten Adminiftrativ- und Regierungs- 

ehörden. 
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„Selbſt in diefem Falle — obwohl ich nicht gefonnen bim, 
dem jetigen Syfteme das Wort zu reden, indem ich die lebhafte 
Ueberzeugung hege, daß bie vielen Uebel, an welchen wir jet 
tranten, von demjelben ausgegangen find — kann id) nicht um 
hin, bei der Betrachtung der dermaligen Berbältniffe und bei 
der Größe der öfterreihifchen Monardie, wo im Staatshaus- 
halte allein eine Geldbewegung von 600 Millionen fattfindet 
— das jetst beftehende Deficit von 30 Millionen als ein ſolches 
zu betrachten, welches bei zwedmäßiger Inangriffnahme immer- 
bin zu bejeitigen ift und feine Beunrubigung für die Zukunft 
bieten könnte. 

„Das derzeitige Deftcit von 30 Millionen repräfentirt faum 
5%, derjenigen Summe, welde in beftändiger Bewegung if. 

„Trotzdem, daß das Eomite mit allem Eifer die Finanzlage 
durchgegangen hat und es ihm nicht gelingen fonnte, die Ein- 
nahmen zu heben und die Auslagen bedeutend zu vermindern, 
fo muß ich doch den Grundſatz aufftellen, daß die8 demungeach⸗ 
tet nicht unmöglich ift. 

„Der befte Wille des Eomites muß au dem GStarrfinne 
der Bureaufratie foheitern, und wenn diefe von der vorge- 
faßten Anficht nicht ablaffen will, ſo müßte ein entſcheidender 
Fachmann für jeden einzelnen Zweig der Verwaltung gefun- 
den werben, um diejenigen Vorſchläge zu machen, von denen 
Abhilfe zu erwarten wäre. Aber auch, wenn diejes gefchieht, 
fo ift das mädtige Wort der Hochgeftellten da, um dieſe 
Borfchläge zu befeitigen, und ebenſo gewiß ift es, daß, wenn 
auch Einer oder der Andere auf die Vorftellungen eingehen 
würde, eine längere Beriode dazu gehört, um die Sadhe zur 
glüdlihen Durchführung zu bringen. 

„I habe über jeden Zweig der Verwaltung — über 
deren politifche, finanzielle, juridiſche und militärifche Seite 
mit hochgeftellten Männern, mit Beamten und ſonſtigen Män- 
nern, die gewiß als Kapacitäten für die einzelnen ber von 
mir angeführten Fächer zählen können, geſprochen. 

„Ich babe überall Männer gefunden, die das höchſte Ber- 
trauen verdienen und die mir freimüthig gejagt Haben, daß 
noch fehr viele Gebrechen auf allen Zweigen der Verwaltung 
laften und mit Befeitigung dieſer mwefentlichen GEriparnifie 
eintreten könnten. 

„IH bin nit in der Lage, über die Richtigkeit umb 
Gründlichkeit ihrer Angaben ein Urtheil auszufprechen; jedoch 
ihre Perfönlichkeit, ihre Sapacität bürgt für die Nichtigleit 
der ausgejprochenen Thatſachen. 





Nede des Grafen Stoden, 721 


„Seder hohe Bureaufrat hängt mehr oder weniger baran, 
das Gebiet feiner Thätigkeit nicht geringer oder Kleiner wer- 
den zu laffen; er hängt mehr oder weniger an den Formen, 
an welchen er von den unterften Chargen bis zu den ober- 
ften feftgehalten bat. 

„Die Befeitigung diefer Formen und der Controle bringt 
mit ih, daß ein Theil der Beamten fich als überflüffig er- 
geben würde. 

„Theils diefe Rüdficht, theile aber die lange Gewohnheit 
und die Anhänglichkeit des Beamten an viele diefer Formen, 
ſchließlich das Factum, wie die Gejchäfte heute betrieben wer- 
den, bewirkten, daß der mit Arbeiten überbürdete und über- 
bäufte Beamte in der ihm felbft eigen gewordenen Anficht 
beftärft wird, daß an dem Gefchäftsgange nichts mehr geänt- 
dert werden könne. 

„Ich bin von der Ueberzeugung durchdrungen, daß dieſer 
Zuftend nur auf eine Art geändert werben könnte, und diefe 
ift, wenn den höchften Behörden im imperativen Wege anbe- 
fohlen würde, die Verwaltung in der Art neu zu geftalten, 
daß unnütze Formen und Controlen, daß die übermäßige 
Centraliſirung befeitigt werde. | 

„Im Wege einer commilfionellen Verhandlung oder En- 
guete wird man niemals durchdringen; felbft derjenige Beamte, 
der die Gebrechen eines Verwaltungszweiges fennt, wird, 
wenn er dem betreffenden Departement angehört und in einer 
ſolchen Commiſſion fit, ja felbft wenn er der Vorſtand die- 
je8 Berwaltungszmweiges ift, nicht mit jener Freimüthigkeit 
auftreten, als er fonft es thun würde, wenn er frei reden 
fönnte, ohne zu beforgen, daß feine Worte für feine fünftige 
Eriftenz doch von nachtheiliger Bedeutung fein fünnten. Ic) 
kann nit umhin, die bisherige Wirkſamkeit der hohen und 
höchſten Behörden vollkommen anzuerkennen. 

„Ihr Wirken war und ift — ich müßte nicht geredht und 
Wahrheitsgetreu fein, wenn ich e8 nicht jagen follte, jo viel 
ih Gelegenheit gehabt habe, zu jehen, — ein aufrichtiges und 
erfolgreiches. 

„Hingegen ift das Wirken der Unterbehörben bie Beran- 
laffung zu vielen Gebrechen; die Unterbehörden zwingen durch 
ihre Entjcheidungen nothwendig zu Recurfen, wodürch nur 
die Gefchäfte vermehrt werden. 

„Dhne jene Wichtigkeit auf die Sache zu legen, wie fie 
von einem der geehrten Herren Vorredner in Ziffern ausge- 
drüdt worden ift, fo ift doch nicht zu verfennen, daß hiedurch 
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die Manipulation erfchwert und der Gefchäftsgang verzögert 
wird, wenn ſchon diefe Recurſe — fobald fie billig und ge 
reht find? — faft immer eine Gewährung und Anerfennung 
von Seite der hohen und höchften Behörden zur Folge haben. 

Mit diefem Inftanzenzuge ift aber auch gewiffermaßen eine 
bedeutende indirecte Steuer verbunden. 

„Denn bei gewifjen Füllen, wo eigentliche politifche Kennt- 
niffe nicht auslangen uud man gezwungen ift, um die Sadıe 
gehörig durchzuführen, zu Loftfpieligen Advocaten und Ber- 
tretern feine Zuflucht zu nehmen, ift die Durchführung des 
Recurſes ein theurer Gegenftand und repräfentirt eine indi— 
recte Steuer. 

„Hingegen ift mir nicht belannt, daß diejenigen Unterbe— 
hörden, die zu diefen Recurſen durch ungerechte und unzmed- 
mäßige Entjcheidungen die VBeranlaffung geboten haben, daf 
dieje hierüber in irgend einer Weile zur Verantwortung ge 
zogen würden. 

„Wenn die angedeuteten Reformen im imperativen Wege 
durch die Regierung verfügt würden, jo wären große Erfpa- 
rungen dadurd) denkbar. 

„Es ift nicht zu bezweifeln, daß auch die Einnahmen einer 
großen Steigerung fähig. find. Ich will nur wenige Sachen 
berühren, nämlich jene Gegenſtände, über welche ein Mono: 
pol befteht: Tabak, Salz und Lotto. 

„Ich hege nicht einen Augenblid einen Zweifel, daß, wenn 
es in der ernften Abjicht der Behörden gelegen wäre, bHin- 
jihttich Diefer drei Gegenftände eine Verpachtung eingeleitet 
werden konnte, und zwar eine Berpacdhtung, wobei das allge- 
meine Publiftum im größten Bortheile ſich befinden würde; 
denn e8 würde den Schub der Regierung in jedem einzelnen 
Falle genießen, anftatt daß es jett, fobald ſich Gebrechen 
fühlbar maden, immer gegen die Behörde aufzutreten Bat; 
e8 würde, wenn — wie vorgefommen fein joll — bei einem 
Salgverlauf anftatt 40 Bercent 70 Bercent falſche Zufäge 
entdect werden, bei der Regierung Schuß finden. 

„Ebenſo beim Tabak, und es ift nicht zu bezweifeln, es 
fönnte ein Pachtvertrag gejchloffen werden, der Teinesfalls 
zum Nachtheile der Regierung ausfallen würde, weil mit der 
allmäligen Steigerung des Confumo, welche immer die Richt⸗ 
ſchnur bleiben müßte, auch der Pachtzins fteigen würde. Ich 
bin überzeugt, e8 werden ſich viele reiche finanzielle Kräfte 
oder Korporationen und Gejellfhaften finden, welche gern 
bereit fein werben, ſolche Kontracte einzugehen, wobei fie auf 
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vollkommen rechtlichen Boden jährlich vielleicht eine Million 
und darüber gewinnen könnten. Das Bublilum würde aud 
gewinnen; und ich bin überzeugt, daß allein durch zweckmä⸗ 
Bige Verpachtung diefer drei Objecte ein Mehrertrag von 
15 Millionen erzielt werben könnte. 

„Den einen Punkt, der jo nachtheilig auf unfere ganzen 
finanziellen Berhältniffe einwirkt, will ich nicht näher unter- 
fuden, und zwar ſchon darum nicht, weil er bereits von einem 
der Herren Vorredner berührt wurde, daß ift das Balıta- 
verhältniß. 

„Es ift wohl fein Zweifel, daß e8 zu den traurigften Er- 
fabrungen gehört, wenn man von einem Tage auf den an- 
deren nicht mehr beurtheileu kann, welchen Werth jenes Pa- 
piergeld, welches man befitt, repräfentirt. Wie groß find die 
Schwankungen, die das Agto im Handel hervorruft, und wie 
nachtheilig wirkt e8 insbejondere auf den Staat felbft durch 
die große Laft, die ihn dadurch trifft! 

„Der Angenblid zur Befeitigung des Agios ift aber noch 
nicht gefommen, und wird erft dann eintreten, wenn das 
Budget der öfterreihifchen Monarchie kein paffives mehr fein, 
jondern ein actives werden wird; dann erft wird diefer Ge- 
genftand mit Erfolg in Angriff genommen werben können. 

„Ein anderer Gegenftand, welchen ins Auge zu faflen 
unbedingte Nothwendigkeit ift, wenn eine blühende öfterrei- 
Hifhe Monarchie denkbar fein fol, ift der Realcredit. Es ift 
bereit8 Mehreres darüber gefprochen worden, und man gibt 
fid — ih muß jagen — der täufchenden Hoffnung hin, daß 
dur die Gewährung der Real-Hypothekenanſtalten in den 
Kronländern diefem Webelftande werde abgeholfen. werben 

önnen. 

„Ih wünſche e8 aus dem Grunde meiner Seele, ich fehe 
jedoh die Möglichkeit wahrlich nicht ein. So lange ein fol- 
bes Papier, welches an deu Darleiher ausgegeben wird, nicht 
über pari fteht, jo ift Demjenigen, der e8 bezieht, nicht ge- 
bolfen. Dasjenige SInftitut für den Realcredit, — die Hypo— 
thefarabtheilung der Nationalbank nämlich, — welchem ich als 
VBertrauensmann angehöre, ift nad) meiner Anficht das un- 
gänftigfte, das traurigfte, was für den Grundbefiger beftehen 
tann; ich bedauere aufrichtig Ieden, der ſich an dasfelbe 
wenden muß. Nicht, daß das Inftitut an fich felbft nicht mit 
der größten Bereitwilligfeil jeden Realbeſitzer, fo viel es in 
feinen Kräften fteht, unterftügt und ihm behilflich iſt; aber 
der Hohe Zins, der damit verbunden if, und der Cours, ben 
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bie Bankpfandbriefe haben, macht, daß das Kapital, welches 
der Realbefiter befommt, ein fo theures iſt, daß er es nur 
mit Schaden für feinen Befik verwenden kann. Anders ver: 
hält es fi mit Demjenigen, der e8 zu anderen Speculatio- 
nen verwendet, ber den Nealcredit benützt, um finanzielle 
Geſchäfte zu machen; diefer kann allerdings die 7 bis 8 Ber- 
cent, welche ihn dort treffen, durch 10 und 12 Percent, melde 
er in anderer Weiſe durch nußbringende Unternehmungen fi 
verſchafft, mehr als ausgleichen. Aber der wirkliche Real: 
befiger, der da8 Kapital braucht, um feinen Fundus instructus 
zu vermehren, um e8 in feinem Boden zu bergen , ift nim- 
mermehr in ber Lage, einen fo hoben Zinsfuß zu be 
ftreiten. 

„Nah meiner Auffaffung gibt e8 nur ein Nealcredit- 

Snftitut, welches für die Gefammtmonardhie heilfamı wirken 
fönnte, und das ift, wenn jenes Inftitut ins Leben treten 
würde, dasjenige einer großartigen Real-HYpothelenbant für 
bie Sefammtmonardhie , die dem Credit des Betreffenden 
nicht dur Pfandbriefe und Papiere, welche an der Börfe 
einen Cours genießen, jondern durch bares Geld Unterſtü⸗ 
Bung gewähren würde. 
„Alſo, auch abgefehen von der großen Zukunft, melde 
duch die von Sr. Majeftät verheißene Autonomie der Kron- 
länder uns bevorfteht, Tann ich nicht umhin, auch unter den 
jetigen Berhältniffen den betrübenden und traurigen Schluß. 
folgerungen entgegenzutreten, welchen das Comite Ausdrud 
zu verleihen fich veranlaßt gefunden Bat. 

„Ich glaube, daß, fobald die Scheidung und Trennung 
der Reichslaſten von den Landeslaſteu zur Wahrheit gemor: 
den fein wird, das Budget der öſterreichiſchen Monarchie auf 
hören wird, paffiv zu fein. 

„Die wenigen Saden, die uns alfo noch fehlen, habe id 
berührt, und ich fehe für die öſterreichiſche Monarchie noch In 
vielfältiger Beziehung eine reichlihe Abhilfe, wenn bie zwei 
moralifhen Factoren, deren ich früher erwähnt habe, nämlid 
das Bertrauen und die Bereitwilligfeit zum gemeinfamen Zu 
fammenwirfen, etwas Großes zu ſchaffen, zur Anwendung 
lommen, zumal in Kurzem das von Sr. Majeftät gegebene 
Wort zur Wahrheit werden dürfte.“ 

Reichsratd Graf Clam: „Ich erlaube mir als Bericht⸗ 
erftatter nur auf einige Bemerkungen einzugehen, welche im 
Zaufe der Debatte fomohl von Seite mehrerer der Herren 
Keihsräthe ala auch von dem Herrn Leiter des Finanzmini- 
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fleriums über die Abfaffung des vorliegenden Berichtes ge- 
madt worben find. 

„Es find mehrere der Boften, oder mehrere der Anfüh- 
rungen beftritten, oder als zu büfter bezeichnet, und bei wie- 
der anderen ift es getadelt worden, daß die entgegengejetten 
Lichtfeiten nicht auch hervorgehoben wurden, und es ift endlich 
von dem Leiter des Finanzminifteriums die Anficht ausge- 
ſprochen worden, daß der Eindrud der im Berichte enthal- 
tenen Schilderung ein ungünftiger fein würde. 

„Es ift in diefer Beziehung ein Tadel über den Bericht 
ausgeſprochen worden. 

„Ich möchte mir bier erlauben zu bemerken, daß einige 
von den Einwendungen, welche im Laufe der Debatte erho- 
ben wurden, noch nicht auf der Tagesordnung ftehen, andere 
aber fchon längft an der Tagesordnung waren. 

„Auf derlei Einwendungen glaube id) in diefem Augen- 
blide nicht eingehen zu follen, weder auf jene, welche noch 
nicht auf die Tagesordnung gelommen find, noch auf jene, 
welche fchon bei den Detailberathungen ihre Erledigung bät- 
ten finden können. So ift 3. B. der vom Leiter des Finanz- 
minifteriums hHervorgehobene Punkt, daß Gegenftände von 
Iocaler Bedeutung und localem Interefie in das Bereich der 
Eentralverwaltung gezogen worden find, in einem früheren 
Abſchnitte enthalten, welcher ſchon fpeciell befprochen worden 
ift. Ich muß bemerken, daß damals von Seiten bes Finanz- 
minifteriums feine Einfprache dagegen erhoben ward, umd fo 
wenig e8 geleugnet werden kann, daß nicht gerade alle dieſe 
Gegenftände jenem Scidjale unterliegen, fo ſcheint es doch 
jedenfalls gerathen, Segenftände von localem Intereffe anzu- 
führen, welche bei den Centralbehörden erledigt werden. 

„Der Herr Leiter des Finanzminifteriums hat hervorge⸗ 
hoben, e8 jei nicht richtig, daß die Grundentlaftungs-Eapita- 
lien und die Pfänder des öffentlichen Vertrauens, bie. gericht- 
lichen Depofiten in den Bereich der Staatsgelder gezogen, 
und fomit den Fluctuationen des Credits unterworfen wor⸗ 
den feien. Auch diefe Behauptung tft fchon in einem früheren 
Abſatze bes Berichtes vorgelommen. Bei der Wichtigkeit dieſes 
Gegenftandes muß ich jedoh darauf aufmerffam machen, baf, 
wenn ein Object, wie die Grundentlaftungs-Capitalien, wel- 
ches nit in die Finanzgebarung hinein gehört, in einer 
Weiſe Hineingezgogen wird, daß der Staat Schuldner wird, 
und zwar in dem hohen Betrage von 5060 Millionen, es 
jedenfalls ftatthaft jei, zu behaupten, daß der Stand 
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ab Staatöcrebite auch auf biefe Fonde zurädfält und Ein 
up übt. | 
„Es ift mit Rüdfiht auf eine Bemerlung des Herrn 
Suftizminifters, welche in einen früheren Abſatze vorgefom: 
men ift, beftritten worden, daß jo viele Wäifengelder bem 
Realeredit entzogen worden feien. 

„Der Herr Yuftizminifter hat uns nur mitgetheilt, wie 
viel im Tilgungsfonde angelegt wurde; das ift ein verjchwin- 
dend Kleiner Betrag. 

„Aber dadurch wird nicht beftritten, daß fie in Staats 
obligationen angelegt find, jomit wird aud die Behauptung 
des Berichtes nicht widerlegt; und es ift ein großer Betrag, 
ber auf dieſe Weife dem Realcrebit entzogen worden ift. 

„Es ift auch ferner auf die Bergleihungen mit andern 
Ländern hingewiefen und von dem Leiter des Finanzminifte 
riums eine ſolche Bergleihung gemacht worden. — Ich kann 
in diefem Augenblide in diefe Vergleihungen nicht eingehen, 
indem mir bie einzelnen Pofttionen nicht befannt find. Aber 
ih will nur die Thatfache anführen, daß aus den in lekter 
‚Zeit, namentlicd in Bezug auf die Steuerbelaftung gemachten 
vielfältigen Berechnungen und Bergleihungen, wobei jogar 
Brutto-Erträgniffe mit Netto-Erträgniffen verglichen wurden, 
ſehr verfchiedene Refultate gezogen worden find, Reſultate, 
welche ſich nicht der Wirklichkeit gemäß ergeben. 

„Wenn auch die Ziffern richtig find, jo wird doch durd 
Entgegenhaltung ungleichartiger Größen das Reſultat einer 
folden Berechnung fein überzeugendes fein. 

„Der Leiter des Finanzminifteriums hat ferner auf die 
großen Leiftungen der Regierung und die Schwierigkeiten 
hingewiefen, welche in diefer Zeit zu überwinden waren, umd 
daß darin allerdings ein Grund lag, welcher mitgewirkt hat 
zur Herbeiführung diefer ſchwierigen finanziellen Lage. 

„Sch glaube, das Comitsé hat dies im vollftien Maße an- 
erfannt und in den nachfolgenden Stellen wiederholt darauf 
bingewiefen: „Auch fällt ein großer Theil dieſes Ergebniffes 
jenen Ereigniffen zur Laft, welche Europa im Laufe dieſes 
Decenniums erjchüttert und den allgemeinen Frieden gefährdet 
haben.“ Ferner: „Aber wenn wir auch die durch jene außer 
ordentlichen Ereigniffe hervorgerufenen finanziellen Anftren- 
gungen und die außergewöhnlichen Milttärauslagen, welden 
man jenes finanzielle Ergebniß beizumeſſen pflegt, noch jo 
Hoch anjchlagen wollten.” Diefe Umftände find nicht über 
gangen worden. Wenn aber der Herr Leiter bes Finanz— 
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miniſteriums nochmals auf den ſo hohen Militäraufwand hin⸗ 
weiſet, ſo erlaube ich mir auf die im Berichte enthaltene 
Andeutung hinzuweiſen, daß, wenn auch die Militärauslagen 
noch fo hoch ſich belaufeu haben, das Defteit doch größten- 
theils den inneren Verhältniſſen zur Laſt falle. 

„Es iſt auch ferner als eine große Leiſtung der früheren 
Periode die Grundentlaſtung hervorgehoben worden. Ich muß 
aber aufrichtig geſtehen, : ich nicht einfehe, inwiefern hie— 
durch eine fo große Belaftung des Staatsſchatzes herbeige- 
führt worden ift; denn fte ift nicht eine Operation des Staat®: 
ſchatzes, fondern im Gegentheil, wir willen, daß der Staat 
fogar einen großen Vortheil dadurch genoß, daß er fie in die 
ſchwebende Schuld hineingezogen hat. 

„Es ift alfo die Grundentlaftung eher bie Quelle eines 
momentanen Bortheiles für den Staat, ale ein Opfer. 

‚In Beziehung auf das Eifenbahnneg erlaube ih mir den 
Worten Sr. Ercellenz die ſehr bedeutenden Verluſte entgegen- 
zubalten, die der Staat durch den Verkauf der Eifenbahnen 
erlitten hat. Das Comits Hat jedoch diefe Verlufte der zehn- 
jährigen Finanzperiode nicht zur Laſt gefihrieben, weil wir 
die großen Vortheile nicht verlennen wollten, welche die För⸗ 
derung des Eijenbahnneges für das allgemeine Interefje ge 
habt hat. Wenn wir aljo nicht auf den erlittenen Verluft hin— 
gewiejen haben, fo fünnen wir dies auch nicht hinfichtlich der 
Förderung des Eifenbahnnetes thun. Das ift natürlich, Uebri- 
gens ift jet das ausgedehnte Eifenbahnneg nicht mehr ein 
Eigenthum des Staates. 

„Es ift auch der Neal-Ereditinftitute, und zwar mit der 
Bemerkung Erwähnung gefchehen, daß diefe einen vortheil- 
haften Einfluß auf den Grund und Boden haben. In diefer 
Beziehung ift bereits wiederholt geklagt worden, daß für den 
Realcredit bisher fehr wenig oder nichts gefchehen fei, und 
daß diefe Ereditinftitute auch feine Leiftungen der Finanzver- 
waltung find — da8 glaube ich bedarf feines Beweiſes. 

„Außerdem haben Se. Ercellenz aud) die Bemerfungen 
des Berichtes über die VBerarmung beftritten. 

„Sch erlaube mir nur zunächſt hervorzuheben, daß wir 
nit eine allgemeine Verarmung, nicht eine Verarmung eines 
Jeden meinen, fondern eines großen Teiles. der Bevölferung 
in manchen probuctiven Berufsclaffen. 

„Dieſen Punkt aufrecht zu erhalten, glaube ich, wird Jeder 
von uns bereit fein, der das Leben um fich herumfieht,. ber 
Land und Leute kennt, und die Berhältniffe zu beurtheilen weiß. 
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„Se. Excellenz bat uns eingeladen, uns auf einen erhöb- 
ten Standpunft zu ftellen, von wo aus ſich uns ein heiteres 
Bild entrollen würde. 

„Ich bin im Gedanken auf dieſen erhöhten Stanbpunt: 
gefolgt, aber ein Heiteres Bild habe ich nit wahrgenommen. 

„Es find einzelne Gedanken und Behauptungen von Sr. 
Ercellenz angeführt worden, wir haben aber eine Beweiſe 
dafür erhalten. 

„Der Auffhwung der Poftanftalten und Eommunicatione- 
mittel liefert keinen Gegenbeweis gegen bie Berarmung, denn 
erſtens kann ihre Zunahme mit der Berarmung einer und 
berfelben Berufsclafle Hand in Hand gehen, und ebenio 
braudt dur bie Bereicherung einer Berufsclaffe nicht die 
Berarmung einer anderen aufgehoben zu werden. 

„Es ift auch darauf hingewiefen worben, daß die Finanz: 
verwaltung viele Maßregeln ergriffen bat, um diefer Verar⸗ 
mung entgegenzntreten. Das wird durchaus nicht geleugnet 
werden. Wenn aber diejfe Mafiregeln fein Refultat geliefert 
haben, fo kann dies eben nur darin liegen, daß biefelben 
nicht don der rechten Seite und mit ben rechten Mitteln er- 
griffen worden find. 

„Um aud auf andere Punkte überzugehen, muß ich auf 
den Umftand zurüdtommen, welder in biefer Debatte von 
der andern Seite vorgebracht worben. ift, daß eines der wid; 
tigften Mittel zur Hebung des Staatscrebites nicht erwähnt 
worden fei, nämlich die Beräußerung der Staatsgüter. 

„Ih muß mir erlauben, barauf hinzudeuten, daß biejer 
Punbkt unmöglich Hier angeführt werden fonnte, nachdem wir 
uns im früheren Theile des Berichtes gegen die Veräuße- 
rung der Staatsgüter ausgeſprochen haben. Ueberdies würde 
auch die Summe des noch zu veräußernden Vermögens feine 
fo große fein, daß bavan eine nachhaltige Hebung des Staats- 
credites zu erwarten wäre Endlich müßte durch die Berän- 
ferung biefes Bermögens die Einnahme des Stantes ſelbſt 

eine bedeutende Berminderung erleiden. 

„Es ift auch bervorgehoben worden, daß, wenn man das 
Deftcit des Jahres 1842 mit jenem der Jahre 1860 u. 1861 
vergleicht, die Steigerung feine fo abnorme fei. Ich glaube, 
die Steigerung ift um fo mehr eine abnorme, wenn fie einer 
größeren Belaftung ventgegengebalten wird, aljo nicht, weil 


fie im Jahre 1560 nicht mehr als 20 Millionen beträgt, if | 


bie Steigerung keine bedeutende — im Gegentheil, weil bie 
Belaftung fo bebeutend erhöht umd das Deficit doch nod fo 
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groß if, fo if jet das Deficit von 25 Millionen in ber 
Steigerung ein außerordentlich erhöhtes. 

„In Bezug auf bie Bemerfungen des Herrn Reichsra⸗ 
thes, welcher fo eben vor mir gefprochen hat, erlaube ich mir 
darauf Hinzumeifen, daß die meiften berfelben auf die in ſpä— 
terer Zeit zur Tagesordnung gehörigen Fragen hingehören, 
inſoferne man denſelben Raum geben wi 

Inwiefern auch unter dem jetzigen Syſtem eine weſentlich 
durchgreifende, bleibende günſtige Veränderung ber finanziel- 
len Zuftände möglich ift, mit einer ſolchen Erörterung glaube 
ih die Aufmerkſamkeit der hohen Berfammlung nicht länger 
in Anſpruch nehmen zu follen, nachdem fich diefer Herr Red⸗ 
ner felbft entſchieden für die Nothiwendigkeit einer burchgrei- 
ne Beljerung und Aenderung der Zuftände ausgeipro- 

en bat. 

„Ih möchte mir nur im Namen des Comitds und ale 
Berichterftatter desfelben die Bemerkung erlauben, daß auch 
wir für Oefterreich feiner fo verzweifelten Anfhauung uns 
bingeben ; im Gegentheil haben auch wir die Hoffnung aus- 
geſprochen und werben durch dielelbe getragen, daß die Mög⸗ 
npteit zu einer gründlichen, bleibenden Beflerung vorhan⸗ 

en ift. 

„Wir fehen nicht Schwarz in die Zukunft, aber wir wür- 
den ſchwarz jehen, wenn da8 gegenwärtige Adminiftrations- 
Syftem beibehalten würde. 

„Das ift der im Berichte enthaltene Ausdrud der Ideen, 
von welchen wir durchdrungen find, und ich glaube deshalb 
noch auf die Schlußbemerlung des Herrn Leiters bes Finanz⸗ 
minifteriums entgegen zu follen, daß in biefer Beziehung 
der Eindrud des Berichtes Fein ungünftiger, fondern ein gün- 
fliger fein werde, ein Eindrud, welchen Worte der Wahrheit, 
zur gehörigen Zeit ausgeſprochen, ftetS hervorbringen müffen. 

„Wir haben es niemals gejagt, daß wir feine Hoffnung 
begen, jondern wir haben tm Gegentheile diefer Hoffnung 
einen entichiedenen Ausdrud verliehen, und darum glaube ich, 
daß ber Vorgang des Comites als ein wahrhaft patriotifcher 
und für Defterreich gedeihlicder anzufehen if.“ 

Der Leiter des Finanzminifteriums: „Ich erlaube 
mir nur einige Bemerkungen zu machen. 

„Der Comitebericht ſpricht ausdrücklich von den Kapita- 
lien, die in den Tilgungsfond übernommen wurden, und 
zwar von dem gerichtlichen Depofiten und Grunbentlaftunge- 
Ueberſchüſſen. 
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„Der Eomitsbericht fagt, diefe Tapitalien feien den Fluc- 
tuationen des Credits unterworfen worden; dieſe Behaup- 
tung wurde als eine unrichtige von mir beftritten, weil eben 
das Tilgungsfonds-Capital ganz unabhängig von den Schwan- 
fungen des Credits ift. 

„a8 die Anlegung der Waijen- nnd Curandencapitalien 
in Staatseffecten betrifft, jo ift mir nicht entgangen, welcher 
Theil diefer Capitalien im Tilgungsfonde, welder in Staat# 
papieren und welcher in Hypotheken angelegt wurde. 

„Eine von den Behörden veranlaßte Anlegung von Wat: 
fen- und Eurandencapitalien fand nur zur Zeit des Natio- 
nalanlehens ftatt, einer Zeit, in welcher mit Rückficht auf die 
damals beabjichtigten großen Zwecke umfaffende Mittel nö- 
thig waren. 

„Es war aber dies ein vorübergehender Ausnahmszu- 
ftand, welcher mit der gewöhnlichen regelmäßigen Gebarung 
in Bezug auf die Placirung der Waifengelder nicht vermed)- 
felt werden darf. 

„Unter normalen Berhältniffen wurde von der Regierung 
eine folche Verwendung nicht angeordnet, fondern den Bor: 
mundſchaften überlaffen. 

„Immerhin ift laut. den Nachweiſungen des Juſtizmini— 
ſteriums bei einem Beſtande von 410 Millionen Waiſen- und 
Curandencapitalien der Betrag von 285 Millionen EM. und 
14 Millionen W. W. in Hypotheken, dann von 36 und 6 
Millionen ohne Hypothek bei Privaten ein überwiegend gro- 
Ber gegenüber der Anlage in Staatsfonde. . 

„a8 die Eifenbahnen betrifft, jo wurde vom Herrn Bor: 
redner gejagt, daß fie nicht Eigenthum des Staates feien. 
Das habe ich auch nicht behauptet; aber es liegt doch nahe, 
daß der Beitand von Kifenbahnen, ob fie Eigenthum des 
Staates oder der Privatgejellfchaften find, dem Allgemeinen zu 
Gute fommen. 

‚In diefer Richtung Habe ich der. Eifenbabnen und jener 
Opfer erwähnt, weldje der Staat im Zwede des baldigen 
Baues und Betriebes, bei Conceffionen und Abtretungen und 
insbefondere durch die übernommene Garantie gebracht hat: 
alle diefe Opfer werden entgolten durd) die Bortheile, die 
dem großen Ganzen dadurd) verjchafft wurden. 

„a8 ferner die Berarmung anbelangt, die befonders be 
‚tont wurde, jo fann ich nur auf das in Kürze zurückkommen 
was ich bereits geſagt habe. 

„Es ſind gewiſſe in der Welt als ſolche anerkannte Ob⸗ 
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jecte der Production und Confumtion, welche einen ficheren 
Werthmaßſtab dafür geben, ob der Wohlftand eines Landes 
zu» oder abgenommen bat. Ich habe diefe Objecte ſchon ge- 
nannt, und lege hiemit der hohen Verſammlung auf jedes- 
malige8 Berlangen die Nachweiſungen vor, welche meiner 
Behauptung zur Begründung dienen. 

„In folden Dingen haben nicht Reflere von Eindrüden 
der nächften Umgebung, fondern Ziffern und Größen der Ge- 
fammtverhältniffe zu fprechen. 

„ habe auch nicht behauptet, daß der Zuftand allent- 
halben in Defterreich ein fo überaus blühender ſei, daß er 
feinem weiteren Wunſche Raum gibt, ich habe mich nur ge— 
gen die zu grelle Schilderung der Berhältniffe in Defterreich 
und gegen die allgemeine Verantwortung ausgejprochen, 
welche man der Regierung für alle Uebelftände auferlegt hat.“ 

Graf Szecjen: „Ich würdige vollfommen das Gewicht 
der Motive, welche den Herrn Leiter des Finanzminifteriums 
bewogen haben, gegenüber der Darftellung des Comites feine 
Einwendungen und Bemerkungen vorzubringen; die Entwid- 
lung entgegengefegter Anfichten Tann dem Zwecke, den fi 
da8 Comité gejeßt bat, nur förderlich fein. Das Comitd will 
ja nichts ala Wahrheit und Beruhigung der Gemüther durch 
die Wahrheit. 

Nach den Worten, mit welden der Herr Graf Elam 
den Standpunkt des Comités dargelegt, fcheint mir überflüffig, 
denfelben weiter und eingehender zu erläutern. 

„Nur einen Gefihtspunft erlaube ich mir bei Beurthei- 
Iung des Comiteberichtes hier noch befonders hervorzuheben, 
einen Gefitspunft,, welcher vielleicht nicht ganz unbeadtet 
bfeiben folltee Daß in der öfterreichifchen Monardjie eine 
vielfache Mißftimmung und Unzufriedenheis herricht, daß der 
allgemeine Geift der Aufregung, der ganz Europa gegenwärtig 
durchzieht, auch in der öfterreihifchen Monarchie eine weite 
Berbreitung gefunden hat, ift eine faum zu leugnende Thatſache. 

„Jene Partei, melde die Berwirklihung ihrer Wünſche 
nicht in der Entwidlung und Regelung gegebener ftaatlidher 
Zuftande, fondern in ihrem Umfturze fucht, hat diefe Miß- 
fimmung nicht auf Fehler des Regierungsſyſtems, fondern 
auf den Beftand, den Charakter und die Wejenheit der öfter- 
reichiſchen Monarchie zurüdführen wollen, und es war ebenfo 
eine der erften Aufgaben, ſowie eine patriotifche Pflicht des 
Comités, diefer Tendenz entgegen zu treten, den grundjäß- 
lichen Feinden Defterreihs diefe Waffe zu entwinden, bie 
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lagen ber Monardjie zu trennen und darauf hiuzuweiſen, baß, 
wenu auch Fehler im Syſtem der Regieruug Iahre Hindurd 


trotz der beften Intentionen fortbeftanden, Regierungsfyftene 
ja eben veränderlich feien. 

„Regierungsmaßregeln können modiftcirt werden; Syfteme 
wechjeln und verfcehwinden; die öſterreichiſche Monarddie aber 
fo fortbeftehen und gedeihen, und es mußte der Beweis 
geliefert werden, daß vorübergehende Mifftände ihren Beſtand 
nicht in Frage ftellen dürfen. 

„Das war der Standpunkt, von welchem das Comité 
ausgegangen ift, und ich glaube, baß ſelbſt der Leiter des 
Finanzminiſteriums, wenn er auch bie und ba eine mildere 
Auffaffung gewünfcht hätte, feinerjeits diefem Standpunlite 
am Schluſſe feiner Rede volllommen beipflichtete. 

„Rur einen Punkt möchte ich noch befonders betonen: Et 
ift barauf bingewiefen worden, daß das Deflcit, welches in 
dieſem Augenblide eine der beforglichften, wenn auch nid 
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die Schwierigleiten, bie der Regierung entgegenftehen „ ber- 
vorgerufen worden wäre. Ich verfenne diefe Schwierigkeiten 
nicht, aber außer den gegebenen und natürlichen Schwierig. 
keiten find auch viel felbftgefchaffene Schwierigfeiten Hinzu- 
gelommen und gerade dieſe waren diejenigen, welche in 
finanzieller Beziehung ebenfo wie in politifher von den nach⸗ 
theiligften Folgen geweſen find. 

„Wenn man das Deficit größtentheils dem Heere und der 
Seeresverwaltung zufchreibt, fo will id allerdings nidt 
leugnen (jo wenig ich auch hierin competent bin), daß aud 
im Beziehung auf diefe Heeresverwaltung und die Armee 
überhaupt die nöthige Delonomie und die Rüdfichten dieſer 
Sparſamkeit nur zu fehr überfchritten worden fein dürften, 
— ober das Comité hielt e8 entfchieden für feine Pflicht, 
gegenüber der Auffaffung jener, die bie ganze Laft ber finan- 
zielen Berwirrung immer und immer wieder auf das Heer, 
auf die VBertheidiger des Vaterlandes, auf jene Factoren 
wälzen wollen, an deren unerjchütterlicher Treue und belden- 
mütbiger Hingebung fi das Gefühl bes Beftandes der öfter 
reichiſchen Monardie in der Zeit ärgften Zerfalles nenerdings 
emporrichtete, darauf hinzuweiſen, daß, wenn and) die Ber- 
waltung der Armee einen großen Theil diefer Schuld tragen 
ſollte, doch unftreitig ein eben fo großer, ja ein größerer 
Theil der Laſt jenen Elementen zupufchreiben iR, die währen) 
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der letzten zehn Jahre ihrer Wirkſamkeit nicht im Stande 
waren, den öſterreichiſchen Geiſt zu ſtärken und zu fördern, 
ſondern ihn überall nur zu ſchwächen und zu unterdrücken 
verſtanden. 

„Das iſt der Standpunkt des Comités. 

Reichsrath Fürſt Salm: „Ich ſpreche diesmal wirklich 
mit einiger Befangenheit, in die mich der Gedanke verſetzt, 
daß ich an die ſo glänzenden Worte, welche wir von zwei 
Herren Borrednern vernommen haben, mit einigen vielleicht 
unbedeutend ſcheinenden Bemerkungen mich anſchließen ſoll. 
Die eine betrifft einen Gegenſtand, der ſchon früher in dem 
Berichte des Komitees, von deſſen Standpunkte ich ausgehe, 
erwähnt worden tft, und welchen ich zu dem meinigen mache, 
Es ift ein Gegenftand, deffen auch der Herr Leiter des Finanz- 
minifteriums gedachte, nämlich die abjolute Zahl, welche per 
Kopf in Defterreih ald Steuer gezahlt wird und hie und da 
auch in Bergleich mit dem Auslande geftellt worden ift. 

„Ich fühle mich gezwungen, e8 auszufprechen, daß ich diefe 
Art- von Berehnung für eine ganz müßige halte, für eine 
jolde Berechnung, ans welcher ſich Teine praftifchen Folge- 
tungen irgend welcher Art ziehen laffen. Wenn man eine 
ſolche Berechnung anftellen will, fo fragt es ſich nicht darum: 
wie viel zahlt der Kopf Steuer? es ift nicht nach einem ein- 
fachen Divifions-Erempel zwiſchen der Bolfszahl und der 
Steuerlaft, Brutto oder Netto, zu rechnen; fondern die praftifche 
Trage wäre die: wie viel Percente zahlt der Kopf an Steuern 
zum Lebensbedarfe? wie viel von feinem Reineinkommen? 

„Ich halte es für ganz gleichgiltig, ob man einen Grojchen 
‚ oder 20 fl. zahlt, aber für nicht gleichgiltig ſehe ich das 
Percent an, welches diefe Steuer vorftellt, ſowohl von dem, 
was man zum Lebensbedarfe nöthig hat, als auch überhaupt 
. von dem, was man als Reineinfommen bezieht. 

„Diefer Punkt bringt mich auf einen zweiten: die Ber» 
armung. 

„Der Herr Leiter des Finanzminiſteriums will dieſe Ver⸗ 
armung nicht im Allgemeinen gelten laſſen. 

.. »Graf Clam hat den Begriff derſelben näher erläutert; 
ih glaube ihn jedoch noch fpecieller bezeichnen zu müffen. Es 
it hier nicht die Verarmung der einzelnen Individuen oder 
mehr oder minder großen Gefellfchaftsclaffen allein ins Auge 
zu faffen, fondern unter Berarmung ift auch der Berluft bes 
gefammten Nationalvermögens zu verftehen, und bier bildet 
die Grundentlaftung einen Punkt, wo ein bedeutender. Berluft 
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em Ratisuelvermögen flattgefunden hat. Es if wohl Zeit 
und Arbeitskraft durch die Grundentlaftung erfauft worden; 
aber es ift nicht befannt, ob mau diefen Kaufpreis an Zeit 
und Arbeitsfraft aud) in dem Sinne verwendet bat, um bie 
Yaften zu erleihtern und den Wohlftand überhaupt zu heben. 

„Es ift vielmehr eine traurige Wahrnehmung, daß in der 
großen Allgemeinheit (e8 gibt wohl Ausnahmen) geglanbt 
worden ift, jeßt jei die Grundentlaftung abgezahlt. Die Grund- 
belaftung befteht allerdings nicht mehr, aber die gewonnene 
Arbeitskraft und Zeit ift nicht auf die Hebung der Einzeln- 
wirthichaften verwendet worden. Die Grundentlaftung läßt 
fi freilich nicht mehr rüdgängig machen. Sie ift ein voll- 
foinmenes fait accompli, und id) kann nur von diefem Stand- 
punfte aus den Wunſch ausdrüden, daß die gewonnene und 
erfaufte Zeit von denjenigen, weldye fie erfauft haben, Fünftig 
bin befjer zur Hebung des Wohlftandes benügt werden möge. 
Der bisherige Verluſt an Nationalvermögen ift allerdings ein 
bedeutender; aber ein Berluft, der fi noch durch gehöriges 
Aufraffen befeitigen läßt. 

„Es wird vom Leiter des Finanzminifteriums die Hebung 
gewiffer Producte oder Verkaufszweige, darunter der Kaffee, 
als ein Argument für feine Behauptung angeführt. Das ifl 
jedod ein ſehr zweifelhaftes Beiſpiel. Denn man weiß gerade, 
daß, je mehr die arbeitende Bevölkerung verarmt, fie um fo 
mehr Caffee genießt, wenn nicht noch fchlimmere Reizmittel 
zum Schaden der eigentlichen Nahrungsmittel. 

„Etwas, was ih nicht Verarmung nennen Tann, aber 
auch nicht eine Bereicherung des Nationalvermögens, das 
find die Balutaverhältniffe. Hier kann id) es nur ausjprechen, 
daß ich mit größter Verehrung denjenigen Ausſprüchen bes 
Leiters des Finanzminiſteriums begegnet bin, die er theils im 
feinem allerunterthänigften Vortrage, theil® bei verfchtedenen 
Gelegenheiten gemadt hat, wonach nicht durch fpecielle Fi- 
nanzfünfte die Valuta gehoben werden joll. Dies wäre aud 
rein unmöglich. 

„Wenn e8 erlaubt if, ein Beifpiel anzuführen, fo möchte 
id) jagen: daß, wenn der ganze Donauftrom fi) audh in 
lauter gemünztes Silber verwandeln könnte, dieſes ſchon 
morgen wieder verloren, entweder vergraben oder ins Aus- 
land gefloffen wäre. 

„Die Baluta läßt fi nur berftellen, wenn Bertrauen 
ba ift. VBerirauen allein wird den Erwerb und bie Gefchäfte- 
thätigleit heben und diejes Vertrauen auch wieder rückwirken 
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auf die Valuta. Aber Vertrauen kann nur durch ſolche In⸗ 
ſtitutionen erreicht werden, wie ſie der Berichterſtatter des 
Comites theils in feinem Berichte, theils in feinen Ausein- 
anderfeßungen angedeutet hat. 

„Rur aus diefen Inftitutionen Tann das Vertrauen her- 
vorgeben. Auf diejes allein ift hinzuwirken. Die Baluta ift 
fih felbft zu überlaſſen; fie wird ins Gleichgewicht kommen, 
jobald die andern Berhältniffe ins Gleichgewicht gebracht fein 
werden, Ic habe gejagt, daß ich von fogenannten Finanz- 
funftftüden für die Baluta durchaus nichts erwarte. Der Herr 
Leiter des Finanzminifteriums hat fi) aud) jeinerfeits ſchon 
darüber ausgejprocen, daß er davon gleichfalls nichts erwarte. 

„Ich Halte e8 für etwas volllommen Verſchiedenes, wie 
ein einzelnes Bankhaus oder die Bank ihre Gefchäfte verwal— 
‚ tet, und mie fie im Staatshaushalt zu verwalten find. 
| „Das iſt etwas weſentlich Verſchiedenes und es läßt fi 
auf eine Menge von Operationen hinweiſen, welche für den 
, Staatshaushalt gefährlich werden können. 

„Ich will damit nicht jagen, daß nicht Ausnahmefälle 
, eintreten können, in weldyen eine oder die andere Finanzopes 
. ration vorgenommen werden muß, aber e8 muß biebei mit 
. Borficht vorgegangen werden, und man muß die wahre Na— 
. tur des Staatshaushaltes im Auge behalten, nämlich daß er 
. nit erwerbend, fondern nur verwendend und — daß er bie 
. Quelle der Bermehrung des Vollswohlſtandes ift. 

| „Insbeſondere ift aber auch eine weife Sparſamkeit in 
. den Ausgaben nie außer Acht zu laffen, die natürlich nicht 
ſo weit gehen darf, daß dadurd der Staatszwed gefähr- 
det werde. 

‚Aber die ganze Finanzkunft, die Kunft der Staatsfinan« 
zen befteht in anhaltender, ausdauernder Hebung der Einnah- 
men, nicht blos durch Steuerauflagen u. |. w., bie nur ein 
vorübergehendes und prefäres Moment find, fondern durch 
Ergreifung derjenigen Mafregeln und nftitutionen welche 
einen dauernden Wohlftand begründen können.“ 

Neichsrath v. Majlath: „Dasjenige, was die Herren 
Conte Borelli und Neichsrath Manager Hinfichtlich der 
allgemeinen Finanzlage und der Valutafrage vorgebradht ha- 
ben, ftimmt im Princip vollfommen mit dem Berichte über- 
ein, und das, was fie hinſichtlich der organifatorifchen Seite 
unjerer Zuftände erwähnten, dürfte, glaube ich, bei einem 
fpätern Anlaffe Beiprehung finden. 

„E8 erübrigt mir daher nur noch auf die Bemerkungen des 
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Herrn Leiters bes Finanzminifteriums zurückzukommen, welche 
hauptſächlich gegen die Faſſung des Berichts gerichtet find. 

„Diele Bemerkungen wurden fon im Comité vorgebradit 
und einer reiflicden Erwägung unterzogen. Ic war damals der 
Anfiht und kann mich auch jetzt nicht von derfelben trennen, 
daß bei unfern erceptionellen Zuftänden zur Wiederherftellung 
des Bertrauens ſowohl im In= als Auslande nichts fiherer füh- 
ren kann, ala wenn jene Körperfchaft, welche jeit zehn Jahren 
zum erften Male dazu berufen ift, ein freies, offenes und männ- 
liches Wort zu den Stufen des Thrones und in die Deffentlich- 
feit gelangen zu laffen, der Wahrheit und zwar der vollen und 
He Wahrheit, fo bitter fie immerhin fein möge, Ausdrud 
verleiht. 

„Nach dem, was in ben letzten zehn Jahren gefehlt wurde, 
ift es unumgänglich nothwendig, daß gewifle Dinge gejagt 
werben müflen, und es ift viel befler, diefe Dinge werben 
bier gejagt innerhalb der Formen des parlamentariihen An- 
ftandes, als fie würden fi in der ausländifchen Preffe und 
auf der Gaſſe breit machen. 

„Wenn der Leiter des Finanzminifteriums die Finanzlage 
in rofigerem Fichte fieht, als der Bericht, jo widerfpricht dieſer 
Auffafiung doch der Umftand, daß berjelbe jetzt fhon zum 
zweiten Male auf die glüdlichen politifchen SInftitutionen, 
welche zur Löfung der einen oder der anderen Frage noth- 
wendig find, zurüdzufommen für nothwendig findet. 

„Ein Finanzminifter, der zur Löfung einer finanziellen 
Frage auf die politifchen Inftitutionen Hinzumeifen genöthigt 
ift, Hat hiemit die Kritik über diefes Finanzſyſtem felbft aus- 
geſprochen, und ich meinerfeits, der id) der Offenheit und 
Aufrichtigkeit alle Anerkennung zolle, muß geftehen, daß mir 
eine ſchärfere Kritif aus competenterem Munde noch nicht 
vorgefommen ift. 

„Sol num der Bericht minifterieller fein, als der Minifter 

jelbft? Ich glaube, das ift denn doch nicht zu verlangen. 
‚ „Was im Berichte enthalten, ift der Wahrheit getreu und 
in würdiger Form gehalten. Ich meinerfeit® hege nur den 
Wunſch, daß diefer Theil des Berichtes unverfümmert zu den 
Stufen des Thrones und vor die Oeffentlichkeit gelangel“ 

Reichsrath Graf Andräffy: „Der Herr Leiter des Fi- 
nanzminifteriums ift ein Freund der Wahrheit; ebenfo halte 
ich es für meine Pfliht als Reichsrath und glei ihm als 
Freund der Wahrheit und zur Steuer ber Wahrheit einige 
Bemerkungen zu madıen. 
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„Se. Ercellenz. fand vor Allem die Faſſung des Berichtes 
zu grell und bezieht ſich vorzüglich auf den Paſſus von ber 
Berarmung. 

„Ich muß jagen, daß dieſer Pafjus, wie auch bereits der 
Reichsrath Graf Clam bemerkt hat, nicht von der allgemeinen 
Berarmung, Jondern nur von der Verarmung eines großen 
Theiles der Bevölkerung fpricht, welche in manchen productiven 
Berufsclaſſen vorfommt. 

„Dieſe Faflung unterftüge ich aus vollfter Seele, weil ich 
glaube, daß. fie eher zu wenig oder wenigftens nicht zu viel fagt. 

„Sch glaube und bin der Weberzeugung, daß wir über 
dieſe Frage am allererften und einfachften zum Ziele gelangen 
werden, wenn Jeder aus eigener Erfahrung und aus dem 
Bereiche feiner eigenen Wahrnehmung fagt, was er gefehen 
und erfahren hat. 

„Ich will dies in Bezug auf Ungarn thun. 

„In dem Theile, in welchem id) die Berhältniffe Tenne, 
muß ich jagen, daß die Verarmung zunimmt. Es ift ein Pro- 
fetariat, welches man in Ungarn früher faum dem Namen 
nah gelannt hat, im Entjtehen begriffen. 

„Ich will nit in die Urfache eingehen, das Factum ift 
da, das Proletariat befteht, der Adel ift verfümmert und 
herabgekommen. 

„Se. Excellenz haben einige Conſumtionsartikel als ein 
Wahrzeichen des zunehmenden Wohlftandes hervorgehoben und 
namentlich auch Caffee und Zuder. 

„Run, da hat ſchon Reichsrath Fürft Salm die Meinung 
ausgeſprochen, daß Kaffee und Zuder nicht der Maßftab und 
nicht das Zeichen des zunehmenden Wohlfiandes find, im 
Segentheil, der Eaffee ift ein Zeichen der Verarmung, weil 
er in Heinen Portionen genommen werden kann und fo viel 
andere Surrogate hat. 

„Ferner hat Se. Ercellenz einer Zunahme der Confumtion 
von Baummwollftoffen erwähnt. 

„Auch dies feheint mir fein gutes Wahrzeichen des zu— 
nehmenden Wohlitandes zu fein, denn die Baummollenfioffe 
verdrängen die ehrliche Leinwand und wir fehen, daß gerade 
die Feinwandinduftrie zu Grunde geht und bejonders beim 
weiblichen Theil der Bevölkerung es fi) darum handelt, jehr 
feine äußere Stoffe zu zeigen, aber defto fchlechter fieht es 
im Innern aus, 

„Als Wahrzeichen hat Se. Ercellenz ferner die Zunahme 
des Poftverfehres angeführt. Ich glaube aber, daß man nit 
den geringeren Theil, fondern die große Mehrzahl der Be— 
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völferung im Auge behalten muß, und die Maſſe ber Bevöl- 
ferung ſchreibt nicht, jondern e8 jchreiben meift nur Kanflente 
und andere gebildete und intelligente Leute, 

„Die Mafle ſchreibt nicht, folglich ift bie Zunahme des 
Poſtverkehres auch fein Wahrzeichen für die Zunahme und den 
Beitand der Wohlhabenheit, dagegen kann ich aber andere noth- 
wendige Artikel aufzählen, deren Berbraud) abgenommen hat. 

„Nicht Caffee und Baumwolle, aber Fleifh, Eiſen und 
Salz, das find Artikel, welche zählen. 

„Wenn ich recht informirt bin, nimmt die Fleiſcheonſum⸗ 
tion aud in Wien ab; ebenfo nimmt im Allgemeinen die 
Salz- und Eifenconfumtion ab. Das find Babrzeiyen des 
abnehmenden Wohlftandes. 

„Se. Ercellenz erwähnten auch ferner, daß man auf bie 
Maßregeln Rüdficht nehmen müfje, welche während der letzten 
10 Jahre durchgeführt worden find, nämlich auf die Aufhebung 
der Patrimontalgerichte und der Urbarialentſchädigung. 

„Was die Aufhebung der Patrimonialgerichte betrifft, fo 
würde ich fehr gern diefer Melioration beiftimmen, wenn fie 
wirklich eine ſolche wäre und wenn fte wirklich beffere Zuſtände 
herbeigeführt hätte. Aber dies fcheint mir nicht der Fall zu 
fein, denn, wie man weiß, waren die Leute mit dem alten 
Patrimontalgerichte und mit den alten Zuftänden zufriedener 
als mit den jeßigen. 

„Was ferner die Urbarialentfhädigung anbelangt, fo ift 
fie ja noch nicht durchgeführt und auch noch nicht bezahlt. 
Wer zahlt fie? — die Bevölkerung; — die Urbarialentfchädi- 
gung geht auch aus ihrem Sädel und ift ebenfalls eine Urſache 
der Verarmung. Kurz, mir feheint aus allem dieſem hervor- 
zugehen, daß, wenn ich die Urjadhe der Verarmung betrachte, 
dieje nicht nur in der Beſteuerung liegt, obſchon die Be- 
ftenerung zwar allerdings eine fehr große if, jo groß, daß 
fie das Stammcapital anzugreifen fcheint. 

„Das ift zwar eine Haupturfacdhe, aber dennoch dürfte 
noch eine andere Urfahe vorhanden fein, und dieſe weitere 
Haupturfade ift das Beiſpiel — ich bitte um Entſchuldigung, 
wenn ich es fagen muß — das Beifptel der ſchlechten Wirth- 
ſchaft der Regierung. Es ift fein Zmeifel, daß dieſem Beijpiele 
die Bevölkerung nachfolgt. 

„Im Allgemeinen muß ich meine Meberzeugung dahin aus⸗ 
ſprechen, daß ein gründlicher, folider Wohlſtand im der öfter 
reichiſchen Monarchie viel weniger als in anderen civilifirten 
Ländern Europas befteht, und das fommt daher ‚ weil bie 
Zente durch das Beiſpiel der Regierung ſich verleitet fühlen, 
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ſchlecht zu wirtbichaften, leichtfinnig zu werden und Alles nur 
auf den äußeren Luxus zu verwenden, ftatt auf einen grünb- 
(ihen Wohlſtand ihrer Samilien zu fehen. 

„Ih muß nur noh zum Schluß mir erlauben, mein 
wahrhaftes Bedauern auszufpreden, daß die Einführung der 
autonomen Verwaltung gerade in der Bureaufratie Wider- 
ftand findet. 

„Ic begreife nicht, warum fich eigentlich die Bureaufratie 
io ſehr an ihre jegige Stellung anflammert. Bon den höheren 
Beamten will ich nicht fprechen, aber ich ſpreche von anderen 
Spbhären, von den untergeordneten Sphären der Bureaufratie, 
denn bier jehe ich eine materielle Eriftenz, die wirflid) ans 
Kümmerlihe grenzt, und deren Zuftand der fünmerlichen 
Eriftenz eben durh die Einjhränfungen, die wir hier gut 
heißen müflen, nur vermehrt worden ift. 

„Dieje Erfparungen gefallen mir überhaupt nicht, denn fie 
haben viel Unglüd und viel Kummer verurfacht, worüber ich 
lieber fchweige. 

„Run alfo, die materielle Seite der niederen Sphäre der 
Bureaufratie ift nicht beneidenswerth, warum klammert fie 
fi) dennoch jo an ihre Stellung? Die geiftige Seite ift es 
eben jo mwenig, denn das Traurige in der Bureaukratie ift es, 
daß jelbft in Vener höheren Sphäre nicht ein Einziger vor- 
handen ift, der jagen fann: das oder jenes habe ich wirklich 
ins Leben gerufen, fondern es ift nur eine zufammenhängende 
Compflication von Schreibereien, die fi) in der Ausführung 
nicht als fo bemährt darftellt, wie e8 fein follte. 


„Niemand alfo, felbft nicht bie Herren ber höheren Sphäre 
der Bureaufratie können jagen: Ich habe das Selbftgefühl, 
das oder jenes gethan zu haben. 

„Ich ſchließe mich alfo vollfommen dem Berichte an und 
ftimme dahin, daß er fo bleibe, wie er ift.“ 

Der Reiter des Finanzminifterinms: „Ich bemerke 
auf die Aeußerungen des Herrin Vorredners, daß eine Ver— 
brauchszunahme nicht blos in Lurusartifeln, fondern aud) in 
ſolchen Gegenftänden eingetreten fei, welche auf eine gejunde 
Entwidlung des Volkswohlſtandes fchließen laffen, und zwar 
gerade namentlich bei Fleifh, Salz und Eijen. 


„Was das Eijen betrifft, jo habe ich ſchon in der legten 
Situng nachgewieſen, wie bedeutend der Verbrauch feit dem 
Jahre 1850 bis zum Jahre 1858 zugenommen hat, und daß 
nur im Sabre 1859 aus befannten Urſachen allerdings eine 
Abnahme eingetreten if. 
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auch das Deficit nur als Foige einer unglüdliden Finanz: 
wirthſchaft anzufehen ift. . 

„Ein Deficit kann, wie auch der Leiter des Finanzmini- 
fteriums bemerkte, jelbft in den geregeltften Staaten Plak 
greifen, wenn aud kaum in jo hohem Maße, wie dies bei 
uns gegenwärtig der Fall ift; aber das Agio ift inımer ein 
Miftrauensvotum, das um fo jhwerer in die Wagſchale fällt, 
als es nicht in Abrede geftellt werden Tann. 

„Ih voill und muß nur den Muth bewundern, welcher in 
der Berfolgung des frühern Syſtems bethätigt wurde, und 
ih muß aud) die Anerkennung zollen, daß da viel ſchätzbares 
Material gefammelt wurde; das vielleicht Defterreid) in ſpä— 
terer Zeit gut gebrauchen Tann; fo wie Ungarn fehr gut Die 
Berordnungen gebrauchen konnte, welche zu den Zeiten Kai— 
ſers Joſeph IL erlaffen worden find. 

„Was das bureaufratiihe Syſtem anbelangt, fo bitte ich 
zu bedenken, daß diefes Syftem, wie es ſchon Graf An- 
draffy ſehr richtig erörtert bat, nicht nur die centrafe 
Staatsgewalt und nit nur die Staatsbehörde beherrſcht, 
fondern daß es aud die Gemeinden mitgerifien bat. Ich 
nehme nur Ungarn als Beifpiel an. Bei uns war früher das 
Wort „Bureau“ nur vom Hörenfagen befannt. 

„Wir find ein neologifirendes Volk; aber mir ift noch 
Niemand befannt, der den Verſuch gemacht hätte, diefes Wort 
bei uns einzubürgern, obwohl wir bei uns der Bureaux in 
Hülle und Fülle haben, und wenn noch die vielparagraphirte 
Gemeindeordnung zur Geltung kommen follte, haben wir die 
Ausfiht, daß bald jeder Dorfnotär fein Bureau und feine 
Geſchäftsnummern haben wird. 

„Was geht num aber vollends in den Städten vor? Der 
Bürgermeifter hat feinen Secretär, Concipiften und fein Bureau. 

„Der Magiftratsrath hat feine Concipiften, jein Bureau; 
da ift der Reiter der Kanzlei mit feinem Anhange von Aecef- 
fiften, Diurniften, Ranzelliften, Ingrofliften, alle Branchen der 
Stadt bis zum Quartiermeifter herab haben ihre Bureauz, 
ihre Schreiber, ihre Commiſſäre — und das konnte auch nidt 
anders fein, weil das gleichartige Gefeß und das gleichartige 
Berwaltungsfuftem das zur Folge haben mußte. Ich Bitte 
aber zu bedenken, daß dies ein enormes Geld koſtet. Wenn 
man gegenwärtig das Budget einer Gemeinde, die auf bu- 
reaukratiſchen Fuß geſetzt iſt, in die Hand nimmt, und dieſes 
Budget mit jenem aus den Vierziger Jahren vergleicht, ſo muß 
man wirklich über die unglaubliche Höhe erſtaunen, welche 
die Ausgaben einer ſolchen Gemeinde erreicht haben. 
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„Es ſei mir erlaubt, nur von einer Gemeinde, meiner 
Vaterſtadt, zu ſprechen. 

„Das Ausgabsbudget dieſer Stadt iſt jetzt, obwohl fie 
nur 23,009 Seelen zählt und eine Ausdehnung von nur circa 
600) Soc Hat, größer als früher das des ganzen Biharer 
Comitats, welches beifäufig 3200 Quadratmeilen und beinahe 
500,900 Einwohner zählt. 

„Run glaube ich, dan es kein Wunder fei, wenu man in 
Ungarn die Städte an den Fingern berzählen kann, die nicht 
ein bleibendes Defteit haben, und die nicht genöthigt find, zur 
Dedung des Deficits ihre Zuflucht zu Communalzufchlägen 
zu nehmen, welche Communalzuſchläge in manden, ja in jehr 
vielen Orten 100 Bercente der landesfürftlichen Steuern und 
noch darüber betragen. 

„Hiernad) find bei folchen Städten die Laften derart, daß 
niht 9 oder 10 fl. auf einen Kopf entfallen, wie Se, Ercellenz 
bemerkt haben, fondern vielleicht der doppelte Betrag. Aber 
trogdem verzweifle ich nicht an der Lage der öfterreichifchen 
Monarchie, verzweifle nicht an ihrer Zukunft, nit an ihren 
Kräften. Mur müſſen diefe Kräfte entwidelt werden, und bie 
Früchte werden dann nicht ausbleiben. 

„um dies zu erreichen, handelt es ſich, wie der Leiter des 
Finanzwiniſteriums fehr richtig bemerkte, nur um glüdlicdhe 
politiſche Inſtitutionen. 

„Wird nämlich ein geſunder Staatsorganismus geſchaffen, 
ſo wird die Regelung der Staatsfinanzen damit Hand in 
Hand ſchen und ſich von ſelbſt entwickein.“ 

‚ Radsrath Freiherr v. Lichtenfels: „Ich erlaube mir nur 
einige Aufflärungen in Betreff der Waijencapitalien zu geben, 
weil e8 cheint, daß dafür gehalten werde, als ob die Anle- 
gung der MWaifengelder tn öffentlichen Ereditspapieren gänzlich 
unwednäßig und zu mißbilligen wäre. Diejes ift aber durch— 
ans nik der Fall. Es ift in diefer Beziehung ein Unterſchied 
zu machi. Entweder e8 wird cin Waifenvermögen für einen 
einzelnen Bupillen oder Euranden verbudt und verwaltet, 
oder e8 jehört in die gemeinfchaftliche Klaffe. 

„Ba nun das Vermögen ber einzelnen Pupillen und 
Curander betrifft, jo haben hier die Behörden feinen directen 
Einfluß, es kommt bier vorzüglicd) auf den Bormund, auf den 
Vater, dn Eurator des Pupillen an, wie da8 Vermögen an- 
gelegt werde. 

„Vier VBormünder, Curatoren und Väter ziehen aber die 
Anlegung in Staatspapieren vor, theils deßwegen, weil da- 
durch hölere Zinfen erzielt werden, theil® weil da8 Vermögen 
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dadurch leichter dispomibel erhalten wird. In folden Fällen 
kann daher die Behörde nicht wohl direct eingreifen. 

„Was den unmittelbaren Einfluß auf Anlegung der Wai— 
fencapitalien der allgemeinen Waifencaffen von Seite ber 
Behörden betrifft, jo werden nur jene Capitalien, für welde 
feine tauglichen Hypotheken zu finden find, in Staatspapieren 
angelegt. 

„Da nun der vorliegende Ausweis beweift, daß von mehr 
als vierhundert Millionen Waifengeldern weit über die Hälfte 
auf Hypotheken angelegt find, fo kann wohl nit behauptet 
werben, daß diefes Verhältniß ein unangemefjenes fei. 

„Die Anlegung im Tilgungsfonde rührt eigentlich daher 
daß im Sahre 1848 wegen der unbedingten Leere der Staat- 
caffen die Depofitengelder abgeliefert werden muftten, und 
dieſes war allerdings eine fehr harte Maßregel, welche nur 
dur) die damalige Rage des Staates geredhtfertict werden 
fonnte. 

„In der Folge ift dies jedoch dahin gemildert worden, 
daß nicht mehr die zwangsweiſe Anlage im Tilgungsfonde 
ftattfinden fann, fondern nur beftimmt wurde, daß ne Gel- 
der, welche binnen 14 Tagen nicht anders fruchtbringend ge- 
macht werden können, in den Tilgungsfond zu Teger wären, 
daß fie aber jeden Augenblid von dem Tilgungsfont zurüd- 
geftellt werden mußten, wenn die Pupillarbehörde eire andere 
zwedmäßige Anlegung ausfindig machte. Es war tiefes fo- 
mit feine beftändige Anlegung, fondern nur eine Maßregel, 
wodurch die Berzinfung des Capitals für einen ntervall, 
bis fi Gelegenheit gefunden hat, e8 anders anzulgen, er: 
zielt wurde. Diefe Art der Anlegung war übrigens den Ge 
richtsbehörden nicht einmal erwünſcht, weil der Verehr mit 
dem Tilgungsfond zu einer Anlegung auf jo kurze Fit ihnen 
überflüffige Mühe machte. 

„Auch von diefer Verfügung ift e8 jedod) feit de Grün- 
dung der allgemeinen Waijencaffen wieder abgefomnen. 

„Zu bemerfen ift aber aud noch, daß die im Silgung®- 
fonde angelegten Capitalien fi nur mehr auf aderthalb 
Millionen belaufen und auch bievon muß jede Bot, fobald 
e8 verlangt wird, der Behörde zurüdgeftellt werden! 

Reichsratd Dr. Straſſer: „Es mag wohl faflals eine 
Anmaßung erjcheinen, wenn ic) mir nad) den bereven Wor⸗ 
ten, die aus dem Munde fo vieler Herren Borfprcher ge 
fommen find, noch einige Bemerkungen in Betreff es allge: 
meinen Standes unferer Finanzlage erlaube. 

„IH meinestheils Hatte auch die Ehre, ein Miglieb dee 
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Comitds zu fein, und ich fühle mid aus dem Grunde mei- 
nes Herzens verpflichtet zu jagen: 

„Sch danke den Herren Berichterftattern und allen jenen 
Herren, die fi als Mitglieder des Comités in diejer Rich⸗ 
tung ausgeſprochen haben; ich danke ihnen für die freimü- 
thige Offenheit, mit welcher ſie die im Comiteberichte gelteud: 
gemachten Anfichten auh im Plenum der hohen Berfamm-: 
lung zu vertreten geſucht haben, Ich bin volllommen mit 
ihnen einverfianden umd ſehe es als eine heilige Pflicht an, 
zu erflären, daß die Schilderung, wie fie in dem Comitdbe- 
richte niedergelegt ift, Teineswegs eine Lebertreibung enthalte, 
jondern wirfli aus der lebendigen Weberzeugung aller ein= 
zelnen Mitglieder des Comités hervorgegangen ift, und ich 
muß das um jo mehr erklären, als ich der in gewiffen Rich- 
tungen abweichenden Minorität angehöre, nämlich in Bezug. 
auf die Schlußrefleriouen. 

„Es ift von Seite des Leiters des Finanziminifteriums im 
Abrede geftellt worden, daß der Pafjus, wo von einer BVer- 
armung der einzelnen Kronländer die Rede ift, der Wahrheit 
gemäß tft. 

„Was mein Heimatland Tirol anbelangt, muß ich es lei- 
der beftätigen, daß in einem großen Theile und in vielem 
Bezirken des Landes diefe Verarmung wirflih in Beſorgniß 
erregender Weiſe um fich gegriffen hat. Ich erlaube mir nur 
die Hohe Verfammlung auf die notorifc bekannte Thatſache 
binzumeifen, daß bereit8 Hunderte von Familien Tirols nad 
dem Ausmwanderftabe gegriffen haben. Der Gebirgsländer, der 
Tiroler, liebt fein Heimatland nicht minder wie der Schwei- 
zer. E8 zieht ihn oft, wenn er in der Welt herumgekommen 
und da und dort fich eine Eriftenz gegründet und eine Fa— 
milie gefchaffen hat, am Abende feines Lebens in die Heimat 
zurück, um auf hbeimatlihem Boden feine legten Tage zu 
verleben. | 

„Die Leute aus Südtirol, aus Gröden, die fih in Nea- 
pel, Liffabon, in Amerifa Handelshäufer gegründet .haben, 
find zurüdgelehrt. Es Tiegt in der Natur der Sache, denn 
der Gebirgsländer hängt am Geburtslande. Bor einigen Jah 
ren haben wir jedoch die traurige Erfcheinung gefehen, daß 
dauderte von Familien zum Auswandererſtabe gegriffen 

aben. 

„Woher kommt dies? Aus der feſt eingewurzelten Ueber- 
zeugung dieſer Leute, daß bei den gegenwärtigen Zuſtänden, 
in welchen ſich das Kronland befindet, fie ſich und ihre Fa- 
milien nicht mehr ernähren können, und daß fie das geringe 
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Bermögen, welches fie über das Meer tragen, in der Heimat 
binnen kurzem verlieren müßten. 

„Im Oberinnthale gibt e8 Gemeinden, in welchen der 
feste oder achte Kopf auf der Armenlifte fteht.“ 

„In meinem Wobnjige, dem Tleinen, einft jo reichen und 
wohlhabenden Städtchen Hall geht man von Jahr zu Jahr 
immer mehr einer allgemeinen Berarmung entgegen. 

„Ich bin weit entfernt, die Regierung für alle die Berhältnifie 
verantwortlich zu machen, welche den traurigen Zuftand herbei: 
geführt haben ; aber mitunter find Umftände eingetreten, von 
denen man fagen kann, gewifje Berfügungen ſeien die Urſache, 
warum fich der traurige Zuftand fo vervielfältigt hat. Id 
weije darauf hin, daß bejonders die drüdenden Valutaver⸗ 
bältmiife und die durch fie herbeigeführte Entwerthung des 
Fapiergeldes gerade in Tirol alljährlih das Land herabge- 
tommen machen. Es würde fi) nachweiſen laſſen, aus ftati- 
Kifchen Daten, aus den Aufichreibungen der Schrannen in 
Bregenz und üben, welche die Einfuhr des Getreides dar: 
thun, daß an Rationalvermögen alljährlich durch ſolche Eure: 
ſchwankungen eine Million verloren geht. Nun frage id, 
muß bei ſolchen Berluften nicht diefe Provinz nothwendiger⸗ 
weife von Jahr zu Jahr immer mehr der Armuth entgegen- 
geheu und jehen wir hievon nicht ſchon die augenjcheinlichen 
Bemeife ? 

„Dazu kommen noch die Landes-Calamitäten in Südtirol, 
wie die Traubenkrankheit und die mißlungene Seidenernte. 

„Alles diefes aber würde man in geringerem Maße ge- 
fühlt haben, wenn man an der Baluta-Entwerthung weniger 
zu leiden gehabt hätte. 

„Wenn die armen Leute aus dem Bezirke von Reutte hinaus⸗ 
gelommen find nad) Füßen und für 1 fl. EM., alfo 1 fl. 12 Er. 
Reihswährung, vierzig Kreuzer oder noch weniger einnah- 
men, fo ift e8 leicht begreiflich, daß dies die Verarmung nad 
fi ziehen muß. Es find Fälle vorgelommen, in welchen man 
3. B. einzelne Leute vom Auswandern abhalten wollte. Id 
felbft habe Gelegenheit gehabt, mit ſolchen Leuten zu ſprechen. 

„Ich habe fie gefragt, warum fie fortgingen, und fie haben 
geantwortet: „fie vermögen fich nicht zu ernähren ; unjere Ge 
meinde ift zu arm, die Laften und Anforderungen find zu 
groß — wir gehen.“ Mir har einmal ein folder Mann, der 
nad Amerifa auswanderte, auf die Frage, warum er fi 
nicht lieber nach Ungarn, nad) Siebenbürgen oder nad einem 
anderen gejegneteren Lande Defterreich8 begebe, geantwortet: 

“er dort find die Steuerämter.“ Bezeichnend genug daflt, 
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daß die Auswanderung nicht ein leeres Gelüft war, fondern 
eine Folge der tiefen Ueberzeugung, daß die Leute fich nicht 
mehr fo fortbringen können. 

„Nach meinem Dafürhalten ift dies eben das Traurige, 
daß man vielleicht in guter Abfiht und mit der beiten Mei— 
nung die wahren Zuftände, an denen die öfterreichtichen Kron- 
länder kranken, nicht zu ſchildern gewagt hat. Bei der Ueber- 
zeugung, die man ficher hegen kann, daß Se. Majeftät der 
Kaiſer und Tandesherr von den wohlwollendſten Abfichten für 
das Glück Seiner Völker durchdrungen ift, wäre es Pflicht 
geweſen und ift es Pflicht, mit der vollften Wahrheit vor ihn 
hinzutreten, denn nur in Seiner Hand liegen die Mittel, um 
den Uebelftänden abzuhelfen. 

„In Betreff der Valutafrage bin ich überzeugt, daß fi 
da fein Kunftftüd ausführen läßt, und daß die Abhilfe nur 
bin der Einführung glüdlicher politifcher Imftitutionen ab- 

ängt. 

„Sch Habe jedoch gehört, daß, wenn dieje Balutafrage 

nah den Anträgen der im Sahre 1850 oder 1851 einbern- 
fenen Bertrauensmänner aus allen Provinzen, welche damals 
für ein großartiges Nationalanlehen ihre Gutachten abgege- 
ben haben, gelöft worden wäre, man fehon lange aus diefen 
Ealamitäten heraus wäre, während gegenwärtig die Unmög- 
Iihleit diefer Regelung dadurch umfomehr hervortritt, da aud) 
auswärtige politifche Einflüffe (ich traue den Feinden Deiter- 
reihe Alles zu) auf die Nichtdurhführbarkeit dieſer Maßre— 
gel hinarbeiten. 
‚ „Wenn die Zuftände, wie fie heute dargeftellt und wie fie 
m Comiteberichte gefhildert wurden, Sr. Majeftät unferem 
Kaifer und Herrn befannt geweſen wären, jo wie fie jest in 
Folge der gegenwärtigen Verhandlungen des verftärkten 
Reihsrathes zur allerhöchften Kenntniß gebradht werden, fo 
bin ich feft überzeugt, weil ich das Vertrauen zu der gehei- 
figten Perjon des Kaifers habe, daß dieſen Uebelftänden ſchon 
längft abgeholfen wäre. 

„Daß fih übrigens die Sade im Adminifrrationswege 
durch Jahre und Jahre Hingefchleppt hat, deffen kann id; um 
jomehr überzeugt fein, als in den Jahren 1853 und 1856 
eine Commiſſion nad der andern in Wien abgehalten wurde, 
um beim Minifterium bald eine Gemeinde-Ordnung, bald 

eine Landesverfaſſung auszuarbeiten. 

„Seither find fünf Sabre verfloffen, und noch ift nichts 
geliehen. Ich weiß nicht, wo die Angelegenheit verhandelt 
wurde; eine beftimmte Weifung, daß fie Sr. Majeftät vor- 
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gelegt und daß darüber ein Beichluß gefaßt werden müfle, 
erifttirt, und es ift dennod) nichts geichehen. 

„Mit etwaiger Ausnahme von Innsbruck, der Landes⸗ 
hanptftadt, in melcher wegen der Menge von Dicafterien, Beam- 
ten und der Garnifon,, insbejondere feitdem wir das Glüd 
haben in der Perſon Sr. kaiſ. Hoheit des durdlaudtigfien 
Herrn Erzherzogs Earl Ludwig einen Statthalter zu beftten, 
vielleicht fich einiger Wohlftand zeigt, muß man zugeben, und 
im Ganzen genommen mit voller Wahrheit verfihern, daß 
die Provinz verarmt ift, oder der Verarmung entgegen gebt, 
und wenn wir nicht die Eifenbahnbauten gehabt Hätten, 
welche durch Ablöfung der Grundftüde und fonftigen Ber- 
dient doch einiges Geld in das Land gebracht haben, fo wäre 
dasfelbe nicht im Stande geweſen, die vielen Präftattonen 
zu leiften. 

„Wir zahlen 3. B. an Stempeln und Gebühren von 
Rechtsgeſchäften nahezu eine Million. 

„I frage: fteht das im Berhältniffe mit der Auspeh- 
nung des Grunbbefißes in einem jo armen Gebirgslande? 

„Wie lange kann es in dieſer Weije fortdauern, wenn 
feine Abhilfe geſchieht? 

„Es ift gut, glaube ih und das Comité hat volllommen 
Recht gehabt, wenn es bie Lage, wie fie nad) jedes redlichen 
Mitgliedes Meberzeugung fich herausftellt, ganz unummunbden 
gejhildert bat, und ich glaube nit, daß daraus etwas 
Schlechtes entftehen kann, weil, wie früher ſchon bemerft 
worden ift, die offene Wahrheit das befte Heilmittel ift. 

„Man bat, es fcheint fo Sitte oder wenigftens in ber 
Zendenz gewejen zu fein, ale Zuftände in den Provinzen 
nur rofenfarben darzuftellen geſucht; fo ift 3. B. in den Zei- 
tungsberichten bei den Reifen Sr. Majeftät dur Ungarn 
und Italien Alles im glänzendften Lichte dargeftellt worden. 
Auf einmal treten die Umftände ganz anders hervor, und es 
zeigt jih daher, daß man in diefen Berichten, wenigftens wie 
diefelben in den Zeitungen verlautbart wurden, nicht mit der 
gehörigen Wahrheit und Offenheit vorgegangen ift. 

„Wie gejagt, ich würde von alledem, was im Comite- 
berichte angedeutet ift über die Tage unferer Finanzen und 
insbejondere über die Urſachen derielben, fein Wort zurüd- 
nehmen, und ich glaube, daß es die Pflicht eines Jeden fet, 
dasjenige zu fagen, was in feiner Ueberzeugung gegründet if. 

. „Es ift in diefer Beziehung nicht zu fürdten, daß es 
einen üblen Eindrud maden werde, umſomehr, nachdem id) 
*-- Veberzeugung bin, daß die Zuftände Oeſterreichs feiner 
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zerrütteten Finanzen wegen zwar bejorgnißerregend find, daf 
aber, wenn ernftlih das Heilmittel gejucht und angewendet 
wird, die Heilung nicht fern liegt.“ 

Der Herr Minifterpräfident Graf Rechberg: 
„Es find von mehreren Herren Borrednern Anklagen erhoben 
worden gegen Vorfälle, welche in den vorangegangenen Jah- 
ren ftattgefunden haben. So wurde gerade jetzt der Veröffent- 
lichung verjchiedener Berichte durch die Zeitungen gedacht und 
die Regierung beſchuldigt, daß jene von ihr publicirten Be— 
rihte nicht der Wahrheit getreu gewefen jeien. 

„Sch bitte die hohe Verſammlung, fi) daran zu erinnern, 
daß die gegenwärtigen Minifter Sr. Majeſtät des Kaiſers 
damals nicht Mitglieder der Regierung waren, daß damals 
andere Männer die Führung der Geſchäfte in den Händen 
hatten, daß mithin Männer bejeyuldigt werden, die nicht in 
diefer hohen Verſammlung zu figen die Ehre haben, und fih 
daher nicht in der Lage befinden, fich zu vertheidigen und 
jene Aufllärungen zu geben, welche vielleicht die Anlagen entkräf- 
ten fönnten. Ich muß die hohe Berfammlung bitten, hierauf Rüd- 
fiht zu nehmen, und glaube nicht, daß es billig ſei, Abweſende 
anzuklagen, denen feine Möglichkeit geboten, ſich zu rechtfertigen.“ 

Reichsrath Dr. Strafjjer: „Ich erlaube mir zu bemer- 
fen, daß ich nicht von den Negierungsblättern und den Or- 
ganen derjelben geiprodhen habe. Davon weiß ich nichts. 

„Ich weiß aber auch nicht, wer die Artikel gejchrieben hat. 

„Sch habe nicht gejagt, daß die Regierung folches gethan 
hat; aber ich fage, es find in den Zeitungen die Vorgänge 
und die Stimmungen in den Kronländern nicht in der Weije 
gefhildert worden, wie fie beftehen.” 

Der Minifterpräfident Graf Rechberg: „Das tft aber 
nutzlos.“ 

Reichsrath Dr. Hein: „Als Mitglied der Minorität des 
Einundzwanziger-Comités, eigentlich nur als Mitglied der 
Minorität rückſichtlich des Schlußantrages, ſage ich dem Gra- 
fen Szöcjen aufrichtigen und herzlichen Dank für die war— 
men Worte der Anerkennung des patriotiihen Standpunktes 
und der patriotifchen Abfichten ſämmtlicher Mitglieder des Co: 
mites. Ich glaube nur die Meberzeugung des gefammten hohen 
Neichsrathes auszufprehen, wenn ich behaupte, daß es in 
diefer Beziehung in der ganzen VBerfammlung feine Majo- 
rität und feine Minorität, fondern nur Eine Meinung, nur 
Eine Einhelligfeit gibt. Ich gehe nun zu einer Heinen Ermwiede- 
tung auf die Aeußerung des Grafen Andraſſy über, welder 
die Bemerkung fallen ließ, daß unter der früheren Batrimo- 
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„Beim Salze ift nad) den von mir gelieferten Daten die 
Zunahme, wenn auch nicht jehr bedeutend, dennoch jedenfalls 
vorhanden. 

„In Betreff des Fleifchverbrauches weiſet die, den hoch— 
verehrten Herren Reichsräthen mitgetheilte Darftellung der 
indirecten Abgaben Defterreih® die bedeutende Zunahme fo- 
wohl der Schladhtungen auf dem flachen Lande, als auch der 
Einfuhr von Bieh und Fleiſch über Linien der gefchloffenen 
Städte nad). 

„Die Erzeugung des Bieres hat fi) vom Jahre 1847 von 
ſechs Millionen bis zum Jahre 1859 auf eilf Millionen 
Eimer gehoben. Der Erzeugung entjpridht der Verbrauch. 

‚Die Zolltabellen zeigen eine Zunahme ber Verzollung 
nicht blos von Baummolle, fondern aud von Feingarnen; 
die in den Garnipinnereien beſchäftigten Spindeln haben fid 
von 29,000 im Jahre 1851 auf 120,00u im Sahre 1859 er: 
hoben. 

„Das dürften wohl Daten fein, gegen welche man wohl 
nicht blos mit der allgemeinen Behauptung, daß die Pro: 
duction und der Berbraucd abnimmt, und daß die Berar: 
mung zunimmt — auslangen kann. 

„Ebenfo dürfte die Behauptung, daß die Staatspermal- 
tung ein Beifpiel jchlechter Wirthichaft gegeben habe, eine 
fehr gewagte jein. 

„Die Schwierigkeit der Tage, die Unvermeidlichkeit großer 
Opfer, die Leiftung von mandem Guten und Großen dürfen 
nicht überjehen werden. 

„Eine leichtfinnige Gebarung kann nicht zur Laft gelegt 
werden, und jomit hat der Staat auch der Privawirthſchaft 
fein ſchlimmes Beifpiel gegeben. Derlei läßt ſich zwar leicht 
fagen, aber wenn der Beweis ernftlich gefordert würde, io 
würde man denfelben wohl jehuldig bleiben. 

„Ebenjo begreife ich nicht den Zufammenhang zwiſchen 
meinen Bemerkungen und der Aeußerung des Herrn Borred: 
ners hinfichtlich der Bureaufratie. 

„Ich habe in meiner Darlegung die Bureaufratie nidt 
in Schn& genommen und überhaupt diesfalls gar feine Er- 
wähnung fallen laſſen, welche das Walten derfelben als ein 
vorzügliches dargeftellt hätte; ic) habe mich blos auf eine 
objective Darlegung des Zuftandes in Defterreich befchräntt, 
wie derjelbe ſich mir darftellte, im Gegenfate zu jener etwas 
zu grellen Schilderung des Comiteberichts, aber ein Lob oder 
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„Die Aufrichtigkeit der Wahrheit ift nichts Anderes, als 
eine gerechte, ehrliche und treue Erfüllung der uns von aller- 
höchſt unferem Herrn und Kaifer auferlegten Pflichten. 

„Wir würden, wenn id) mir einen Vergleich erlanben 
darf, nicht unjere Pflicht erfüllen als Aerzte, die bei einem 
fchwer Kranken zu Rathe gezogen werden, wenn mir unfer 
Hauptangenmerk auf die Schonung de8 Ordinarius verwen- 
den würden, nämlich” darauf, daß man den Ordinarius nicht 
compromittiren dürfe, und badurd den Kranken jelbft und 
den Sterbenden der höchſten Gefahr ausjette. Ich halte aber 
den Kranken, bei dem wir zu Nathe gezogen find, nit für 
einen verzweifelt Kranken, durchaus nicht. 

„Eben in unferen Anträgen und Neußerungen liegt der 
größte Beweis des Vertrauens, welches wir hegen, daß die— 
fer Kranfe nicht jo verzweifelt darnieder liegt. Verzweifelt 
fönnte deflen Zuftand nur dann werden, wenn zwifchen der 
Meinung, die von dem verftärkten Neichsrathe ausgeſprochen 
werben wird, und zwifchen jener Meinung, die jett Niemand 
mehr anerfennen will, fi eine andere Meinung äußern, oder 
vielmehr thatkräftig Hindernd äußern wollte, welche jene Maß- 
regeln und jene Einrichtungen, von denen ber verftärkte 
Reichsrath die glüdliche Zufunft Defterreihs und die Mög- 
lichkeit einer Heilung de8 Uebels erwartet, vielleicht verzö- 
gern, ja gänzlich hintertreiben würde. 

„Sn diefem Falle würde ich den Zuftand des Kranken 
für einen verzweifelten halten. Ich ſchließe mich mit diejen 
wenigen Worten jenen Rednern an, welche den Comitebericht 
unverändert beizubehalten gewünſcht haben.“ 

Reichsrath Graf Almäfy: „Ich erlaube mir, mid) gleich— 
falls demjenigen anzufchließen, mas der Herr Vorredner und 
Straf Szecjen mit begeifterten Worten ausgefprochen haben. 

„Ich unterftüße die Faflung des Comiteberichtes nad 
ihrem vollen Wortlaute.“ 

Ueber Aufforderung St. kaif. Hoheit des durchlauchtigſten 
Herrn Erzherzog Reihsrathspräfidenten las Hierauf 
der Bicepräfident von Szögyenyi den vom Graf Har- 
tig geftellten Ergänzungsantrag vor, der dahin gerichtet ift, 
daß dem Komiteberichte auf der Seite 52 im dritten Abſatze, 
der vom Deficit handelt, und fo lautet: „Behoben aber könnte 
das Defteit nur werden entweder durch eine Erhöhung der 
Einnahmen, oder durch eine weitere Verminderung der Aus» 
gaben” beigefügt werde, „oder durch Schuldenzahlung aus 
dem Staats⸗, und im äußerſten Falle aus dem Volksvermögen.“ 

Graf Hartig: „Ich babe erflärt, daß dies fein Antrag 
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aud) das Deficit nur als Folge einer unglüdlichen Finanz: 
wirthſchaft anzufehen ift. . 

„Ein Deficit Tann, mie auch der Leiter des Finanzmini- 
fteriums bemerkte, felbft in den geregeltften Staaten Platz 
greifen, wenn auch kaum in jo hohem Maße, wie dies bei 
uns gegenwärtig der Fall ift; aber das Agio ift immer ein 
Mißtrauensvotum, das um fo ſchwerer in die Wagſchale fällt, 
als e8 nicht in Abrede geftellt werden Tann. 

„IH will und muß nur den Muth bewundern, welcher in 
der Berfolgung des frühern Syftems bethätigt wurde, umd 
ih muß auch die Anerkennung zollen, daß da viel ſchätzbares 
Material gefammelt wurde ; das vielleicht Defterreich im jpä- 
terer Zeit gut gebrauchen kann; fo wie Ungarn fehr yut die 
Berordnungen gebrauchen fonnte, welche zu den Zeiten Kai: 
fers Joſeph IL, erlaffen worden find. 

„Bas da8 bureanfratiiche Syftem anbelangt, fo bitte ich 
zu bevenfen, daß dieſes Syfiem, wie es fon Graf An- 
draffy fehr richtig erörtert hat, nicht nur die centrale 
Staatsgewalt und nit nur die Staatsbehörde beherrſcht, 
fondern daß e8 auch die Gemeinden mitgeriffen bat. Ich 
nehme nur Ungarn als Beifpiel an. Bei uns war früher das 
Wort „Bureau“ nur vom Hörenfagen bekannt. 

„Bir find ein neologifirendes Boll; aber mir ift nod 
Niemand bekannt, der den Verſuch gemacht hätte, diefes Wort 
bei uns einzubürgern, obmohl wir bet uns der Bureaux in 
Hülle und Fülle haben, und wenn noch die vielparagraphirte 
Gemeindeordnung zur Geltung fommen follte, haben wir bie 
Ausfiht, daß bald jeder Dorfnotär jein Bureau und feine 
Sefhäftsnummern haben wird. 

„Was geht num aber vollends in den Städten vor? Der 
Bürgermeifter hat jeinen Secretär, Eoncipiften und fein Bureau. 

„Der Magiftratsrath Hat feine Concipiften, jein Bureau; 
da tft der Leiter der Kanzlei mit feinem Anhange von Aecef- 
fiften, Diurniften, Kanzelliften, Ingroffiften, alle Branchen der 
Stadt bis zum Quartiermeifter herab haben ihre Bureauz, 
ihre Schreiber, ihre Commiſſäre — und das konnte aud) nit 
anders jein, weil das gleichartige Gejeß und das gleichartige 
Vermwaltungsfgftem das zur Folge haben mußte. Ich bitte 
aber zu bedenken, daß dies ein enormes Geld koſtet. Wenn 
man gegenwärtig das Budget einer Gemeinde, die auf bu- 
reaufratifchen Fuß gefeßt ift, in die Hand nimmt, und dieſes 
Budget mit jenem aus ben Bierziger Jahren vergleicht, fo muß 
man wirffid über die unglaubliche Höhe erftaunen, welde 
Nie Ausgaben einer ſolchen Gemeinde erreicht haben. 
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haus war nie voller, als am Abende nach diefem Unglücke. 
Und was eine traurige Wahrnehmung ift, e8 haben fich die 
Gefühle unter den Leuten ausgeiprodhen: „So oder jo, es if 
Eines wie da8 Andere, zu Grunde gehen müſſen wir jeden- 
falls, aljo genießen wir noch.“ Es ift allerdings nur ein ein» 
zelner Fall, und ich weiß ganz wohl zu würdigen, was man 
gegen die Generalifirung einzelner Fälle vorbringt; aber ich 
glaube, das Zujammentragen folcher einzelnen Fälle gibt über 
das wirkliche Leben einen viel wahreren und klareren Begriff, 
als ftatiftiiche Tabellen. Und ih muß namentlich bemerken, 
daß das Meberfehen von einem hohen Standpunfte gerade 
eines der Gebrechen unferes bisherigen Syftems war; denn 
die Herren ftehen oft auf einer Höhe und fommen von einer 
ſolchen, wo fie von ber Wirklichfeit des Lebens wenig oder 
nichts mehr wahrnehmen können.“ 

Reichsrath Fürſt Schwarzenberg: „Was bie Berar- 
mung anbetrifft, jo habe ich Gelegenheit, fie vielfach wahr- 
zunehmen. Es ift eine wirkliche Wahrheit, daß die Leute we⸗ 
niger Geld haben, als fie früher hatten. Es find aber aud 
viele Momente und Factoren, welche darauf hinarbeiten. Id) 
Schreibe e8 hauptfächlich dem. Uebermaße von Papiergeld ge- 
gen die klingende Münze zu; die Leute achten das Papier 
nicht und geben ſich dem Lurus hin, weil ihnen jede Kleinig- 
teit, jede Unmäßigfeit im Wirthshaufe lieber ift, als das Geld 
im Sade. Das ift eine wahre Sache, und durch die Entwid- 
lung der Induſtrie ift es dahin gefommen, daß jo viele Stoffe, 
die jonft theuer waren, jet um eine Bagatelle zu haben find, 
Sie dauern aber nicht lange. Aber eben die Wohlfeilheit, die es 
leicht macht, ſolche Stoffe zu erwerben, madt, daß die Leute 
nicht bedenken, daß die Stoffe, die fie zur Bekleidung bedürfen, 
jahrelang dauern jollen. In einer Reihe von Jahren macht dies 
viel größere Auslagen, als wenn die Kente — fo wie früher — 
ih mit gröberen und dauerhafteren Stoffen befleiven würden. 
Es ift im Laufe der Jahre auf dem flachen Lande wirklich ein 
Luxus in den Kleidern eingetreten, der über die Verhältniffe 
und Mittel der Einnahmen hinausgeht. Was die Wohlfeilheit 
der Adminiftration betrifft, deren vorher Erwähnung gejchehen 
ift, fo erlaube ich mir auch eine Bemerkung zu maden. Es ift 
zwar nur von der Batrimonial-Gerichtsbarkeit geſprochen wor⸗ 
den ; aber was die politijche Verwaltung anbelangt, jo wurden 
früher die Geichäfte jolcher Dominien, welche jet in 6—7 Be- 
zirke eingetheilt find, namentlich) das Rekrutirungsweſen, das 
Straßen- und Eontributionswejen, der Eontributiong-Schütt- 
Taften und das Affecuranzweien von 5—6 Individuen verrich⸗ 
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in roſenfarbenem Lichte jchildere, entfehieden verwahre. Wenn 
der Herr Vorredner meinen veröffentlichten allerunterthänigften 
Bortrag über die Finanzlage des Reiches mit Aufmerkſamkeit 
gelefen bat, jo wird er fich überzeugt haben, daß ich in dem- 
jelben die Situation, wie fie ift, ganz objectiv gehalten, daß 
ich feine Illuſionen daran geknüpft, daß ich das Deficit und 
die dermalen mögliche Bededung desjelben nur durch die vor- 
handenen außerordentlichen Einnahmsmittel ungeſchminkt und 
der. Wahrheit getreu dargelegt und der Deffentlichkeit unge- 
feheut mitgetheilt habe. Eben dasjelbe Gepräge und denjelben 
Charakter bat auch mein allerunterthänigfter Vortrag über die 
Bankverhältniffe an fi) getragen. Ich verwahre mich daher 
mit aller Entjchiedenheit gegen die Infinnation, daß das Fi- 
nanzminifterium gewohnt fei, in feinen Berichten rojenfarbene 
Schilderung zu geben.” 

Graf Barföczy: „In Ihrem Berichte nicht, aber in 
Ihren heutigen Worten.“ 

Der Keiter des Finanzminifteriums: „Ich habe auch 
heute die Zuftände Defterreihs keineswegs in einem allzu 
gümftigen Lichte gefchildert; aber ich habe nur gegen die mir 
zu grell erfcheinende Darftellung des Comiteberichtes Daten 
und Thatfadhen angeführt.“ 

Reichsrath Wohlwend: „Es wurden die traurigen Ber- 
hältniffe befprochen, und ich fchließe mich in diejer Beziehung 
den Worten des Herrn Reichsrathes Dr. Strajfer an. In— 
deffen will ih nur die Verhältnifie, in welchen ſich die indu- 
ftrielen Bevöllerungen in Folge der Balutaverhältniffe befin- 
den, ganz furz andeuten. Die Induftriellen find gegenwärtig 
bei den ungeheuren Schwankungen der Valuta, bei der Höhe 
des Courſes und bei den Verluften, welche fie Dadurch erleiden, 
feit lange nicht mehr im Stande, eine Calcnlation zu machen. 
Sie find bereits in der Lage, zu fagen: wir müſſen unjere 
Arbeit einftellen; ganz natürlih, wenn die Waare mit Silber 
gefauft werden muß, und nur gegen Papier verkauft werden 
fan, während viele Fabrikationszweige lange Zeit erfordern, 
jo weiß der Producent gar nicht, zu welchem Breife er die 
Waare, ohne Berlufte befürchten zu müffen, verkaufen Tann. 
Ebenjfowenig weiß er, melden Werth das Geld, das er für 
jein Erzeugniß erhält, haben wird. Die Activen im Buche 
ichweben fo zu fagen in der Luft, fie haben heute den Werth, 
morgen jenen. Wie kann es anders fein, als daß hieraus eine 
große Calamität entftehen muß! Das ift befonders bei den 
Baummollinduftriellen der Fall gewejen, von denen viele jchon 
wiederholt ihre Arbeiten nur in Folge der hohen Balutaver- 
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hältniſſe einftellen mußten. Ich bin alfo vollkommen einver:- 
ftanden mit dem Komitsantrage; nur ift diefer Zweig im 
Berichte nicht hervorgehoben, und ich habe mid) verpflichtet 
gefunden, dem Lande gegenüber, welchem ich angehöre , ber 
Baummollinduftrie, die dort bedeutend entwidelt ift, zu 
erwähnen.“ 

Reichsrath Edler v. Mayer: „Ich erlaube mir, mich zu⸗ 
nähft auf die Worte des Fürften Schwarzenberg zu be 
ziehen, denn auch ich finde, daß die tabellariiche Darftellung 
ber Verbrauchsſätze in ihrer Steigerung nicht das richtige 
Bild der Entwidlung des MWohlftandes gibt. Ich bewege mich 
auch unter dem Volke, und kann nur zugeftehen, daft bie 
Aeußerungen Sr. Durchlaucht vollfommen richtig find. Es ift 
jehr zu bedauern, daß der Lurus, und insbefondere der Klei- 
derlurus in den unteren Bolfsclaffen in fo bedrohlicher Weiſe 
zunimmt, daß die Leute, welche verhältniftmäßig eine gute 
Stellung und ein reichliches Einfommen haben, beinahe den 
größten Theil ihres Einfommens auf Kleider ausgeben. Ich 
habe dasfelbe beobachtet, und weiß dies aus meinem eigenen 
Gefchäftsbetriebe. Was die Darftellung der Finanzlage anbe 
trifft, To faffe ih von meinem Standpunfte aus die Sadıe 
practifch derart auf, daR es wünfchenswerth zu fein fcheint, 
mit den glücklichen politifchen Snftituttonen bald bet der Hand 
zu fein. Ich zweifle nicht, daß es in Defterreich bei der gqro- 
Ben Opfermwilligfeit, die allfeitig befteht, uns gelingen wird, 
uns wieder auf eine fefte, dauernde, glückliche Bafis zu brin- 
gen. Allein felbit wenn der Zuſtand bes Friedens andauert, 
wird e8 doch mit großen Anftrengungen verbunden fein und 
einige Zeit brauchen, bis die Wunden geheilt fein werben. 
Wenn aber in dem Angenblide, in welchem die Gefahr vor 
ber Thüre fteht, diefe Leiden noch Tänger andauern und piel- 
leiht die Nothwendigkeit der Abwehr nad Aufen eintritt. 
wenn man neue Mittel dazu braudt, dann muß wohl ein 
gegründeter Zweifel auftauchen, ob zu jener Zeit die vorge 
fchfagenen Mafiregeln auch diefelbe Wirkung äußern werden, 
ob es möglich jein wird, das durchzuführen, was man iebt 
bei raihem Vorwärtsſchreiten vielleicht mit geringeren Opfern 
erzielt, und ob die Mittel und die Abhilfen, welche jett ohne 
zu große Opfer zu erreichen find, dann überhaupt nod fo 
wirkſam fein werben. Ich glaube, die Kühnheit, mit welder 
die Angriffe auf Defterreich berechnet find, zielen weſentlich 
auf dieſen ſchwachen Punkt hin, und darum glaube ich, daR, 
mie einer der Herren Vorredner bemerkt hat, Hier die Zeit 
jehr maßgebend ift, und daß man mit der Zeit fehr viel ver- 
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tiert. Ich erlaube mir alfo in diefer Beziehung um die bal- 
dige Durchführung diefer politifchen Imnftitutionen zu bitten.“ 

Reichsrath v. Jakabb: „Ich glaube, bei der hohen 
mweittragenden Wichtigkeit des Gegenftanbes, der uns beichäf- 
tigt, die Erflärung abgeben zu müſſen, daß ich jenen Scil- 
derungen der Lage, welche Graf Barföczy für feinen Theil 
beziiglih Ungarns gemadt hat, in vollem Maße und Hin- 
fihtlih aller Stände Siebenbürgens beiftimmen muß. Ich 
ftimme afjo für den Wortlaut des Comiteberichtes.” 

Reichsrath Freiherr v. Reyer: „Ich muß nur noch we- 
nige Worte über die Baluta fagen. Niemand fühlt wohl fo 
fehr den Drud der Valutaverhäftnifie,, als die Stadt Trieft. 
Ich will jedoch nicht davon fprechen, fondern nur fagen, daß, 
wenn auch glüdfiche politiſche Inftitutionen, namentlich der 
Glaube an ein einheitliches feft begründetes Defterreich den 
günftigften Eindrud auf die Baluta im In- und Auslande 
machen müflen, und wenn aud der Staat den libernommte- 
nen Berpflidhtungen noch fo getreu nachkommen wird, woran 
ih nicht zweifle, — doch die Herftellung ber Valuta von 
pofitiven Faetoren abhängt. Ich glaube bios erwähnen zu 
müſſen, daß diefe Factoren das Geld find, welches man her- 
beiſchaffen muß, und ich fage das auch nur, damit nicht vom 
hohen Reichsrathe die Meinung und ber Glaube verbreitet 
werde, daß mit Worten allein die Valuta hergeftellt werden 
fünne. Das Geld ift eine pofitive Sache.“ 

Nachdem fich feiner der Herren Neichsräthe mehr zum 
Worte gemeldet hatte, nahm Se. kaiſ. Hoheit die Abftim- 
mung über den Wortlaut des Comitäberichtes vor, für deſſen un⸗ 
veränderte Annahme die Mehrheit der Berfammlung fich erflärte. 

Se. taif. Hoheit bemerfteferner, Reichsrath Maager habe 
früher den Wunfch geäußert, noch fiber einen Punkt zu fprechen. 

Reichsrath Maager: „Die Frage, die ih in Anregung 
bringen will, ift diejenige der Erbauung einer Eiſenbahn 
nad und durd Siebenbürgen. Ich will über dieſe Eifenbahn 
und die Wichtigkeit bderfelben kein Wort verlieren. Sie ift 
anerkannt. Es kann aber eine folche Frage für ein Land oft 
eine conditio sine qua non, eine Lebensfrage fein, von deren 
glüdlicher Föfung oder Nichtlöfung das Sein oder Nichtiein 
abhängt. In diefem Falle befindet fi Siebenbürgen. Sie— 
benbürgen ift eines der gejegnetften und der größten Ent- 
widlung fähigften Länder des Reichs; alle Elemente dazu 
find entweder ſchon vorhanden oder unichwer zu fchaffen. 

„Das Pflanzen- und Thierreich TYiefert Alles, was das 
Land benöthigt, wenn auch) nicht in zu reichlicher Menge, fo 


168  Fünfgehute Eigung som 21. Geptember 1368. 


doch in vorzüglider Güte. Dagegen birgt bes Iumere det 
Bodens Metalle und mwenigftens in einem Zheile des Lande 
die ſchönſte und ergiebigſte Minerallohle in umerigöpflicher 
Malle. Rur wenige Schäte iind an? Tageslidiı gerreren, 
alio ein ungebeuerer Reichthum liegt no unbenärt zud un- 
erihöpfit im Schooße der Erde und harıt der Ramidgeirurhe 
feines Erlöiers. Und doch fann man dieies Laud trau Teimcs 
Segens noch immer mit Recht zu den ärmern Frerinjen des 
Reiches zählen; beionders entbehrt es einer dichten Rerötie 
rung; es entbehrt des zu iciner agricolen um imamfrizlire 
Entwidiung jo unumgänglich nöthigen Materials, ver Anen 
aber de& Elementes. durch welches die beiden norker genauı- 
ten Factoren herbeigeführt und geichaiten merken Tazımıea, 
d. 6. ciner billigen Communication , der Seele des Dawpreis. 
Zicbenbärgen beist namentlid, in jeinem Ztiichem 

eine indunriele Benölferung , tie ſeit Jabrhaueruem Vıbzr 
mit den Tonaufürtenthümem in einem regen LDazuinläzuıt: 
tehre ficht. Es bezicht aus den Tonawiürenı:Imerz Reizr- 
prodncte, verarbeitet ne und iekı Ne wieder zu en Do: 
naufüritentdümern ab. Dieſer Saudel, wiiier Ya Sayckar- 
deren mit Glũck betrichen worden ık, MIET ImmREr EmetT 
und mehr ab: das Sand fann die Coxmm; ze mut: 
aushalten. Wie iñ es aber aud möal:h, weum ven Kırraar,, 
das wur gegen ? Meilen von der walahr Ace Grexe zer ur 
gegen 13 Weiten non der Daupıtadı der rem ler. 
wenn von Krontiadı die Aradı bis nıd Ber Turter ar: 
ladti britäntig dreimal jo arof ik, ald an nz rc Sr 
pligen ATantıchs um) Engiants? Ta iX an Örmouoer 
mid mi, Da were wir uamil.bar rem Bcacıre or 
dem Arde cctizier Die Bichtiateit dr Errarers IS: 
beabärerz ın lan emerlannı wor ua tr 13 Iererr m 
den un:2:2%:3 Rerinde gemadıı, ua fmtr re Srioshalır 7 
utäreez Tas vand bar me Werammi..ziez, use Le 
WNöziche sa durta. am Ben Tag gelegt, mE ACERNE Goper m 
wech immer dert, ma wir ircer geũaaden ur Tu! —— —X 
raae N aD MET IN der AT NER IE DIT Degemeier 
Sztaı” sereimrcbe Ic IR Vegem. oxz dIropr ITI0E 
AT ma m mitm Argni.ıie E23 X ve m IE 
g&rtee, als dırias träwer Dr Kal wor Ju ter RT it 
SIFONSCR IE cin Ermnlize ned mar tr V so 
Farm art sowie Br eLnanı 2.3 me er Sir 
DORTIOHENR CC Im Nord mad Bir Donie- I mer ep ni 
war TER: E — Wer GrerYas mim: oT 
ukıuit Uzmrzorrmzn en irarc ES) NEE E zu and U 
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hochwichtig für das Allgemeine find, keine Subvention zu geben 
und feine Zinfengarantie zu übernehmen. Wenn dieſer Grund- 
ſatz, deſſen Richtigkeit ich im Allgemeinen anerkenne, fireng und 
confequent durchgeführt wird, ohne eine Ausnahme zu machen, 
fo ift damit dem Lande fein Urtheil geſprochen. Es ift mehr als 
wahrſcheinlich, daß ohne Zinfengarantie fich feine Gejellichaft 
zum Eifenbahnbau nad) Siebenbürgen finden wird. Das Land 
rechnet aber um jo fiherer auf die Unterſtützung der Regierung, 
als vom vorigen Finanzminifter ihm diefelbe zugefagt wurde, 
und als der Staat jeine Unterflügung den meiften derartigen 
Unternehmungen gewährt hat, und das felbft noch in neuerer 
Zeit. Wenn Siebenbürgen dieje Unterftühung verfagt würde, fo 
würde ihm ein bitteres Unrecht gejchehen. Beinahe ſäumtliche 
Provinzen des Kaiſerſtaates find mit Eiſenbahnen beglüdt, durch 
einige führen nicht nur gerade Linien, jondern querüber oft 3, 
4, ja 8 Linien. Siebenbürgen tft eines von denjenigen Ländern, 
die nebft Slavonien und der Bulowina noch immer einer Eifen- 
bahn entbehren. Das Ziel der ſüdöſtlichen Staatseifenbahn ift 
das Schwarze Meer. Wird diefes Ziel auf einem andern Wege 
erreiht, ohne daß die Eifenbahn auf dem fürzeften, geradeften, 
directeften und vielleicht billigften Wege durch Siebenbürgen 
defiihrt wird, wird dieſes Ziel auf einem andern Wege erreicht, 
jo bleibt Siebenbürgen von der Wohlthat einer Eifenbahn aus⸗ 
geichlojfen. Durch eine Eifenbahn kann, wenn alle fhlummern- 
den Kräfte des Landes gewedt werden, Siebenbürgen zu einer 
der Ihönften und foftbarften Perlen der Monardie erhoben wer- 
den; ohne Eifenbahn muß e8 im eigenen Fette erftiden. Ich bin, 
hoher Reichsrath, nicht gewillt, einen Antrag zu ftellen, ebenfo 
wenig diefen Gegenftand zur Discuffion zu bringen. 

„Sch habe nichts weiter in Abfiht, als die Aufmerkfam- 
feit des hohen Neichsrathes auf einen für mein Land fo un- 
endlich wichtigen Gegenftand zu lenken uud der hohen Ber- 
jammlung mit aller Wärme und allem Nahdrude die Bitte 
ans Herz zum legen, diefer Provinz nicht weniger eine rechte 
Mutter zu fein wie den anderen Provinzen, und fie nicht als 
Stieffind zu behandeln, jondern ihr in Bezug auf die Eijen- 
bahn diefelbe Unterftügung und Yörderung zu Theil werden 
zu Iaffen, als den übrigen Provinzen.“ 

Reichsrath Freiherr v. Betrind: „Ich möchte mich nur 
auf die Höhe des Standpunltes ftellen, warum es fich bier 
handelt; denn ich halte, wenn and mein Land gleichfalls die- 
jer Wohlthat entbehrt, doch den Augenblid jett nicht für 
gelommen, davon zu ſprechen.“ 

Reichsrath v. Jakabb: „Ich Halte es für meine Pflicht, 
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diefen Vorſchlag des Reichsraties Maager ans tieffter 
Seele zu unterftügen und die Angelegenheit ber Eifenbahn 
für Siebenbürgen der Berüdfichtigung des hohen Reichsrathes 
aufs Wärmſte anzuenpfehlen.“ 

Reichsrath Graf Szecjen: „Gerade die Aeußerungen, 





die hier gefallen ſind, nöthigen mich, mit aller Achtung, die 


id) vor dem individuellen Meinungsausdrucke jedes Mitglie⸗ 
des der hohen Berfammlung habe, darauf binzumeifen, daß 
nad) ‚meiner Auffafjung der Reichsrath nicht der Ort jeim 
fann, wo ohne geftellte Anträge Bitten und Wünſche 
vorgebracht werden fönnen, um jo weniger, weil daraus un- 
ftreitig eine Ungleichheit für verjchiedene Deitglieder des Reichs⸗ 
rathes ſelbſt entftände. Es gibt nämlich verjchiedene Mitglie- 
der bes Reichsrathes, melche ähnliche materielle Intereſſen 
mit derfelben Wärme zu befürworten haben, wie der Her 
Reichsrath Maager. Es zeigt fi ſchon in dieſer Hinficht 
die Folge; ich weiſe auf den Herrn Biſchof Stroßmayer 
bin, welcher, wie ich aus ſeiner augenblicklichen Stellung ent- 
nehmen zu dürfen glaube, einen ähnlichen Wunſch vorzubrin- 
gen hat. In der Bukowina, in Slavonien, in Kärnten und 
anderen Provinzen beftehen analoge Wünſche. Wenn man nun 
ähnliche Vorſchläge mweitläufig anregen will, jo glaube id, 
würden dadurch die eigentlichen Verhandlungen des Reichs⸗ 
rathes in einer Weiſe in die Ränge gezogen, weldye vielleicht 
den an diefe Körperjchaft geftellten Anforderungen und Wün- 
ſchen nicht genügen, und der eigentlichen Aufgabe derfelben 
nicht entjprechen würde. Ich finde mich zu diefer Bemerkung 
um jo mehr veranlaßt, weil ich nämlich perjönlidh für jene 
Yänder, und namentlich jpeciell für Siebenbürgen die lebhai- 
tefte und ausgejprochenfte Sympathie hege, und von ber 
Zwedmäßigfeit des vom Reichsrath Maager befürmworteten 
Kijenbahnbaues auf das wärmſte überzeugt und volllommen 
durchdrungen bin. Aber gerade von biejer Ueberzeugung ge 
leitet, glaube ich, daß eine ſolche Aeußerung gegen den An- 
trag nichts als eine Aeußerung gegen die Sache, jondern nur 
gegen die Art der Form gelten kann, welche nach meiner Ar 
fiht dem Vorgehen des Reichsrathes nicht entipridht.“ 

Ueber die Anfrage St. kaiſ. Hoheit des Herrn Reid 
ratbspräfidenten wurde ber Antrag des Graf 
Szeöcien faft einhellig unterftügt, worauf Se. kaiſerl. Hofe 
bie Sitzung für geſchloſſen erflärte. 


Ende des erſten Bandes. 


Return this book on or before date due. 








